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Sie erreichen das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten: 
• schriftlich: A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 
• telefonisch: 

- in der Bürozeit: (0222) 53115-0* 
Bürgerservice: (0222) 53115/44 11, Telefax: 53 30 623 (Konsular
fragen : Hilfe in Krisenfällen, finanziellen Notlagen etc.) ; von 
auswärts 0660/64 44 (werktags 800 -1800) aus dem gesamten 
Bundesgebiet zum Ortstarif 

- außerhalb der Bürozeit : Bereitschaftsdienst: (0222) 531 15/33 26 
oder 33 60 

- Europa-Telefon des BMaA (Fragen der Integration) : Wien 531 15/ 
3 5  53; von auswärts 0660/4 56 (werktags 900 -1200 und 1500 -1700) 
aus dem gesamten Bundesgebiet zum Ortstarif 

• per Telex (0) 13 71, Kennzeichen: 13 71-0 aawn a 
• per Telegramm: Telegrammadresse: Außenamt Wien 
• per Telefax: (0222) 53 54 530 

Die Möglichkeiten des Bundesministeriums für auswärtige Angelegen
heiten zur Hilfeleistung an Österreicher im Ausland sind in der 
Broschüre "Bürgerservice" ausführlich dargestellt. Diese Broschüre ist 
im Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten erhältlich. 
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Vorwort 
Unmittelbar bevor dieses Vorwort in Druck ging, konnten die Verhandlungen 
über den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union auf politischer Ebene 
erfolgreich abgeschlossen werden. 

Dieses Ereignis eröffnet Österreich die historische Chance, 

* am ersten praktischen Friedenswerk der europäischen Geschichte aktiv 
teilzuhaben; 

* in die Sicherheitsgemeinschaft der Europäischen Union eingebunden zu 
werden 

* und jenen Prozeß, von dessen Erfolg die Zukunft Europas abhängt, 
gleichberechtigt mitzugestalten. 

Nun liegt es an der österreichischen Bevölkerung, die Entscheidung zu trejlen. 
ob Österreich diese Herau,�(orderung annimmt. 

Der vorliegende Außenpolitische Bericht J 993 mag hier auf seine Weise als 
Orientierungshi((e dienen. So kann sich der Leser dieses Berichts nach meinem 
Dafürhalten ein klares Bild verschaffen, wie schwierig das Umfeld ist, in dem 
sich unser Land zu behaupten hätte. wenn es tatsächlich gezwungen wäre, 
einen europapolitischen "Alleingang" anzutreten. 

Auch 1993 hat sich bestätigt, daß sich Österreich am Rande einer gefährlichen 
sicherheitsfJo/itischen Gewitterzone befindet und schon deshalb alles Interesse 
hat. seine Sicherheir im europäischen Verbund zu stärken. 

Die vorliegende Dokumentation liefert v,.eiters Hintergrul1di,�/ormationen zu 
jenen Themen der Beitrittsverhandlungen. die schon J 993 positiv erledigt 
wurden. Schon Ende J 993 stand u. a. fest, 

* daß Österreich seine höheren Urnweltstandards auch nach dem Beitritt zur 
Europäischen Union beibehalten kann; 

* daß unsere Heimat an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
vollberechtigt teilhaben wird; daß das österreich ische Neutralitätsgesetz 
aber auch nach dem Beitritt aufi'echl bleibt 

* und dajJ Österreich auch als Mitglied der Europäischen Union keinerlei 
Verpflichtung unterliegt, QL�( seinem Territorium die ErrichTung oder den 
Betrieb von Atomkraftwerken zuzulassen. 

Inzwischen verfügen wirja über das Gesamtergebnis der Verhandlungen und 
können feststellen. daß wir selbst in so strittigen Bereichen. lvie es die 
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Verhandlungsthemen "Landwirtschaft", "Zweitwohnsitze" und "Transit" wa
ren, zu Resultaten gelangt sind, die den spezifischen österreichischen Interes
sen mehr als angemessen Rechnung tragen. 

* * * * * 

Nun gibt es mancherorten die Befürchtung, daß sich unser außenpolitischer 
Blickwinkel infolge der eindeutigen Priorität, die wir der Mitgliedschaft 
Österreichs in der Europäischen Union beimessen, insgesamt verengt haben 
könnte. 

Der vielleicht wichtigste Vorteil, den ein Jahrbuch wie das vorliegende bietet, 
liegt allerdings gerade darin, daß es den gesamten Facettenreichtum unserer 
internationalen Beziehungen aufzuzeigen hilft. 

Es würde den Rahmen eines Vorworts sprengen, wenn ich auf die verschiede
nen Abschnitte dieses Außenpolitischen Berichts im einzelnen eingehen wollte. 
Beispielshalber - und ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit - sei auf die 
folgenden Aspekte dieses Berichts verwiesen: 

Im Kapitel "Europarat" wird über den halbjährigen Vorsitz unseres Landes im 
Ministerkomitee dieser Organisation berichtet. Höhepunkt dieser Präsident
schaft war das am 8./9. Oktober abgehaltene Wiener Gipfeltreffen der Staats
und Regierungschefs der Mitgliedstaaten des Europarates, die erste Versamm
lung dieser Art, die 13 Staatsoberhäupter und 19 Regierungschefs aus ver
schiedenen europäischen Ländern in der Bundeshauptstadt vereinte. 

Ein weiterer Abschnitt befaßt sich mit dem österreichischen EFTA-Vorsitz, der 
in die zweite lahreshälfte fiel, von Bundesminister Wolfgang Schüssel 
wahrgenommen wurde und insbesondere im Zeichen des Europäischen 
Wirtschaftsraumes stand, welcher mit 1. Jänner 1994 in Kraft getreten ist. 

Aufgezeigt wird auch, daß Österreich sein starkes Engagement im Rahmen der 
KSZE fortgesetzt hat, was auch dadurch honoriert wurde, daß Wien zum Sitz 
des neugeschaffenen KSZE-Sekretariats und damit gleichsam zur "KSZE
Hauptstadt" gemacht wurde. 

Daß sich Österreichs Außenpolitik auch ihrer globalen AufgabensteIlungen 
bewußt ist, zeigt sich u. a. in jenem Kapitel, das unseren Aktivitäten in den 
Vereinten Nationen gewidmet ist. So haben wir 1993 unser traditionelles 
Engagement im Rahmen der friedenserhaltenden Operationen der VN 
fortgesetzt und aktiv an den Arbeiten zur Reform der Weltorganisation 
teilgenommen. 

Daß wir auch sonst bestrebt sind, jedweden falschen "Euro-Zentrismus" zu 
vermeiden, dokumentieren jene Kapitel, die unsere Beziehungen zu den 
verschiedenen außereuropäischen Regionen und unsere Rolle im Nord-Süd
Verhältnis und in der Entwicklungszusammenarbeit erläutern. 
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Verweisen möchte ich auch auf jenen Abschnitt, der sich mit Österreichs 
Auslandskulfurpo/ilik befajJt. Dort �vird z. B. auf den elfolgreich abgeschlosse
nen Architektemvettbewerb zum Bau eines neuen österreichischen Kulturinsti
tuts in New York eingegangen. 

* * :;: * :;: 

Aus dem vorliegenden Bericht läßt sich, H'ie ich glaube, aber auch entnehmen, 
dajJ eine neue öSlerreichische Nachbarschajtspolitik im Entstehen begrUfen ist. 

Was lt'ir vor 1989 als "Nachbarschaftspolitik" verstanden haben, war das 
Bemühen, auf überwiegend staatlicher Ehene zur Dialogjahigkeit zwischen 
Staaten aus ideologisch antagonistischen Lagern. zwischen kommunistischen 
Diktaturen und pluralistischen Demokratien. beizutragen und so auch die 
Politik der Entspannung zu fördern. 

Heute hat Nachbarschaffspolitik nach meiner Überzeugung eine wjllig andere 
Grundlage und eine ganz andere Dimension. Heure müssen wir uns auch auf 
regionaler Ebene um eine un�lassel1de praktische Zusammenarbeit bemühen: 
zH'lschen den Regierungen, Parlamenten, Gehietskölperschajten, Intere.r.,'sens
rertrefungen lind politischen Parteien. aber auch im nichtstaatlichen Bereich; 
lrir können grundsätdich aL�f der Basis gleicher Wertvorstellungen kooperie
ren - und dies in allen Bereichen: in Fragen der A ußen- und Sicherheitspolitik 
genauso \1';e in der VVirtscha./f. im Umweltschutz oder in der Kultur. 

Vorrangige Parlner einer so/ehen Nachharschqjrspulilik sind die T'lchechische 
Republik. Polen. die Slowakei. Ungarn. Slowenien und Kroatien. wobei diese 
Al�fzählul1g sicher nicJll taxatir ist. 

Bei entsprechender Konzentration der Mittel könllten wir hier la/sächlich 
einen - durchaus spürbaren � posiiiren Beitrag ::ur Geslaltung des neuen 
Europas leisten. 

VVie dieser Bericht auf::eigt. haben wir dies auch 1993 bereits getan: durch eine 
starke l1'irlschqfrliche Präsenz in der Nachbarschaft: durch eine Bündelung 
unserer Osthi(fe: durch Schwerpunkte in unserer Auslandskulturpolitik: durch 
besondere Anstrengungen in der Managementausbildung ; durch die aktive 
Unterstützung von Reformvurhaben im Bereich der Legistik, des lustizsektors 
und des Steuenvesens; durch Spezialkurse für lungdiplomalen der Nachhar
staaten - und durch vieles andere mehr. 

* * * * * 

Wollte man nach einern kunkreten Thema suchen. das die österreich ische 
Außenpolitik 1993 auf herausragende Weise geprägt hat, so waren dies 
sicherlich die Menschenrechte. 
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Diese Schicksalfrage unserer Zeit stand nicht nur im Mittelpunkt des bereits 
erwähnten Gipfeltreffens des Europarats, der in Wien wichtige Weichen zur 
weiteren Verbesserung seines Instrumentariums im Bereich des Menschen
rechtsschutzes gesetzt hat; um die Menschenrechte ging es auch bei zwei 
weiteren Großveranstaltungen, die Wien 1993 beherbergen konnte. Ich beziehe 
mich hier 

* auf die Internationale Christlich-Islamische Konferenz "Friede für die 
Menschheit", die vom 30. März-2. April in der Bundeshauptstadt stattge
funden hat und hochrangige Theologen, Rechtswissenschafter und Politolo
gen aus Asien, Afrika und Europa in Wien versammeln konnte, 

* und auf die Wiener Weltkonferenz der Vereinten Nationen über Menschen
rechte, die größte dieser Frage jemals gewidmete Veranstaltung der 
Weltorgan isa tion, aus deren Anlaß 7.000 Delegierte aus 171 Staaten der 
Erde sowie über 1.500 Vertreter nicht-staatlicher Menschenrechtsorganisa
tionen vom 14.-25. Juni zn der Bundeshauptstadt zusammengekommen 
sind. 

Selbstverständlich erfüllt es uns mit Befriedigung, daß sich Österreich 
solcherart erneut - und sehr erfolgreich - als Ort der internationalen 
Begegnung und des Dialogs bewähren konnte. 

Österreich versteht es überdies als besondere Verpflichtung, daß gerade Wien 
der Ort war, an dem sich die Staatengemeinschaft 1993 erneut dazu bekannt 
hat, 

* daß die Menschenrechte unteilbar sind und ein universelles Gut darstellen; 
ein Gut, dem keine geographischen Grenzen gesetzt werden können und das 
zum Erbe aller großen Zivilisationen, Kulturen und Glaubensgemeinschaf
ten gehört. 

In der- von der Konferenz mit Konsens verabschiedeten -" Wien er Erklärung" 
und im "Aktionsprogramm" sind aussagekräftige und für die künftige Arbeit 
im Bereich der Menschenrechte richtungsweisende Empfehlungen enthalten. 

Spätestens seit der Wien er Konferenz wird auch weltweit kein Staat behaupten 
können, daß es seine ausschließlich" innere Angelegenheit" ist, ob und wie er 
die Menschenrechte seiner Bürger respektiert. Besondere Erwähnung verdient 
auch der- mittlerweile realisierte - Vorschlag, das Amt eines Hochkommissärs 
für Menschenrechte zu schaffen. 

* * * * * 

Wie mühevoll alle Bestrebungen zum wirksamen Schutz der Menschenrechte 
sind, beweist uns allerdings der Umstand, daß diese Grundrechte in weiten 
Teilen der Welt noch immer ungestraft mißachtet werden - und dies auch zum 
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Zeitpunkt der Weltkonferenz selbst nur wenige hundert Kilometer vom 
Tagungsort sogar besonders massiv der Fall war. 

Das grausame Kriegsgeschehen in weiten Teilen des ehemaligen Jugoslawiens 
war wohl das düsterste Kapitel, das Österreichs Außenpolitik 1993 zu 
behandeln hatte. 

Unser wichtigstes Anliegen war es, allen Bestrebungen zur gewaltsamen 
Auf teilung Bosniens-Herzegowinas entgegenzuwirken. Gerade auch im Rah
men der Generalversammlung der Vereinten Nationen haben wir mit Nach
druck darauf verwiesen, daß die Weltorganisation jede Glaubwürdigkeit 
verliert, wenn sie zuläßt, daß eines ihrer souveränen Mitglieder mit Waffenge
walt von der Landkarte gelöscht wird - und wenn sie nicht bereit ist, schon 
gefaßte Beschlüsse auch effektiv durchzusetzen. 

Es stellt eine - angesichts der noch immer sehr schwierigen Verhältnisse in 
Bosnien zumindest erste - Genugtuung dar, daß die VN endlich darangegan
gen sind, die von Österreich seit Mai 1992 erhobene Forderung nach der 
Errichtung von Schutzzonen in diesem vielgeprüften Land in die Tat 
umzusetzen. und llun auch bereit scheinen, diese militärisch abzusichern. 

Begrüßenswert ist auch, daß sich die Vereinigten Staaten seit Anfang 1994 
noch sehr viel stärker in die Bemühungen um eine Beilegung des tragischen 
Konflikts in Bosnien-Herzegowina eingeschaltet haben. Es bleibt zu hoffen. 
daß die in Washington mittlerweile von Bosniaken und Kroaten unter 
amerikanischel' Ägide gemeinsam unterzeichneten Dokumente den ersten 
Schritt zu einer umfassenden Friedenslösung darstellen. 

* * * * * 

Die Erstellung einer Gesamtübersicht. HJie sie der vorliegende Bericht biefen 
l�·ill. ist ein aufwendiges Unterfangen. Der Leiter der zuständigen Abteilung 
des Außenministeriums, Gesandter Hans Knitel, dessen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen sowie zahlreiche weitere Angehörige der Zentrale meines 
Ressorts und der österreich ischen Vertretungsbehörden haben in diese an
spruchsvolle Aufgabe auch diesmal wieder sehr viel Zeit. Fachwissen und 
persönliches Engagement investiert. Hiefür möchte ich ihnen herzlich danken. 

Mein Dank gilt aber auch anderen Ministerien. den Bundesländern, der 
Parlamentsdirektion. dem Städte- und dem Gemeindebund. der National
bank. dem Statistischen Zentralamt und dem Österreich ischen Institut für 
Wirtschaftsforschung, die alle wertvolle Beiträge zu dieser Dokumentation 
geleistet haben. 

Ich hoffe, daß es uns wieder gelungen ist, einen möglichst vollständigen 
Überblick über Österreichs internationale Beziehungen zu bieten. Möge diese 
Dokumentation dem österreich ischen Parlament und all jenen, die sich sonst 
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für die Außenpolitik unseres Landes interessieren, als hilfreiches Nachschlage
werk und als nützliche Informationsquelle dienen. Möge sie ihre Leser in der 
Überzeugung bestärken, daß sich unser Land in seinen internationalen 
Beziehungen 1993 um Berechenbarkeit und Kontinuität bemüht hat; und daß 
Österreichs Außenpolitik weiterhin bestrebt ist, auf die Anforderungen einer 
Welt des Wandels mit Flexibilität, Phantasie und eigenständigem Profil zu 
reagieren - im Interesse unserer Heimat und im Interesse ihrer Zukunft im 
gemeinsamen Europa. 

(Dr. Alois Mock) 
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Europa auf der Suche nach einer neuen Ordnung 

A) Europa 

I. Europa auf der Suche nach einer neuen Ordnung 

Europa befindet s ich i n  e iner Zeit ,  d ie  (bisher) keinen Namen hat : Es 
durchlebt - wie dies Werner Weidenfeld kürzl ich nannte - eine Zwischen
zeit auf der Suche nach se iner neuen Form . Die Ratio der alten b ipo laren 
Ordnung des Kalten Krieges gilt n icht mehr, weder für die jewei l igen (z .  T. 
ehemal igen) Bündnispartner noch für N eutral e wie Österreich .  Die  Struk
turen der kommenden E poche s ind u nklar .  Zwei extreme H andlungsmu
ster b ieten s ich an: der i ntuit ive Rückgriff auf die ä ltere Pol i t ik  des 
Gleichgewichts a ls  e ine (wenn auch mi ldere) Pol i tik des Gegensatzes oder 
e in  Europa der gemeinsamen S icherheit durch eine Pol it ik des Mite inan
ders .  

Das  Ausmaß der  Zust imm ung der Bürger zur europäi schen Integration war 
stets Schwankungen unterworfen .  Trotz des nunmehr wieder stärk eren 
" Europessimismus" auf po l it ischem, wirtschaftl i chem und sozia l em Ge
b iet, der stagnierenden E ntwicklung von Lösungskompetenz bei g le ichzei
t ig voransch reitender International i s ierung der Gesel lschaften und des 
zunehmend in Frage gestel lten Konsenses über die Notwendigkeit und d ie  
Vorzüge gemeinsamen H andeIns kann s ich ein Staat wie  Österre ich nur an 
der Vision einer neuen gesamteuropäischen Friedensordnung orienti eren - an 
e iner Vis ion ,  d ie  zwar i n  l etzter Konsequenz Utopie b leiben mag, aber an 
d ie  es s ich zumindest asymptotisch anzunähern gi l t .  

Dieses "postmoderne Zeitalter" bedeutet für Europa das Aufgehen des 
modernen Systems der N ationalstaaten mit  Eigenschaften wie Souveräni 
tä t ,  N ichtei nmischung, Gewaltmonopol und Gleichgewi chtsdenken, wie es 
sei t  dem Westfä l i schen Frieden bestanden hat,  i n  e iner größeren Ordnung, 
die weder auf Gleichgewicht noch auf dem Souveränitätspri nzip beruhen 
wird .  

Vorboten s ind Verträge wie die v o n  Rom u n d  Maastricht einerseits u n d  der 
Vertrag über Konventione l le  Streitkräfte i n  Europa sowie der KSZE- Pro 
zeß andererse i ts . An die  Stel l e  der absoluten Souveränität tritt schrittweise 
e in  System der gegenseitigen Einmischung i n  innere Angelegenheiten: 
Transparenz, I nspekti onen und Redukt ionen im Bereich der Rüstungspo l i 
t ik ,  i nternationale  Überwachung des  innenpol it i schen Verhaltens wie  
demokratische Wahlen, M inderheitenschutz und Pressefreihei t  i n  der  
KSZE,  e ine  Vielzahl wirtschaft l icher E influ ßnahmen in  der  EG und d ie  
darüber wei t  h inausgehenden komplexen Maßnahmen der  Europäischen 
Union in  den verschiedensten Bere ichen sind wichtige Ansätze für e ine  
so lche  gesamteuropäische Friedensordnung. 

Die postmoderne Außenpol i t ik wird weiterh in und mögl icherweise i n  
verstärktem Ausmaß von I nnenpo l it ik  m i tbestimmt se in ,  die ihrerseits von 
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Europa 

den Medien und von moralischen Empfindungen der Öffentlichkeit 
beeinflußt wird. Menschenrechte und humanitäre Probleme werden eine 
zunehmend wichtigere Rol le  spielen. 

Die Ereignisse in bezug auf Teile des ehemaligen Jugoslawiens sind 
beispielhaft für diese Zwischenzeit. Der Ausbruch archaischer Gewalt zeigt 
prämoderne Züge, die Reaktion der Staaten Europas in ihrer Gesamtheit 
blieb weitgehend überkommenen Mustern verhaftet. Allein das Eintreten 
großer Teile der öffentlichen und veröffentlichten Meinung für die Rechte 
der Angegriffenen und Verfolgten weist in die postmoderne Zukunft und 
stellt ein wichtiges Signal dar : Eine neue europäische Ordnung ist noch 
nicht Realität, aber eine wichtige Hoffnung. 

Dasselbe gilt für eine neue humanitäre Weltordnung. Auch das noch 
ungleichmäßige und teils zaghafte, teils unausgewogene Vorgehen der 
internationalen Staatengemeinschaft im ehemaligen Jugoslawien, im Irak 
und in Somalia entspricht dieser Zwischenzeit : Halbherzige Entscheidun
gen zwischen moralisch inspiriertem Tun und von nationalen Interessen 
diktiertem Nichtstun sind mehr als nur Symptome - sie sind Ausdruck 
dieser Übergangsphase, in der sich Europa und die Welt befinden. 

Für Gesamteuropa gilt in Zukunft, was die jüngere Vergangenheit bereits 
in Westeuropa erwies : Die traditionelle Aufgabe von Staaten - die 
Gewährleistung innerer und äußerer Sicherheit im weitesten Sinn - kann 
weder national erfüllt noch gegeneinander erreicht werden. Integration ist 
somit sowohl "Wettlauf mit der eigenen Geschichte" als auch Überlebens
rezept der Nationalstaaten Europas. 

Das postmoderne Europa wird nur dann ein Europa sein, wenn es ein 
Europa der gemeinsamen Werte ist. Die Worte der Charta von Paris für ein 
Neues Europa vom November 1990 bedürfen noch vieler Taten.  Die durch 
die Bekundung und das Leben gemeinsamer europäischer Werte entste
hende Verbundenheit bedarf einer konkreten Ausgestaltung im Europa der 
neuen Nachbarschaft und der Solidarität. Nationale Gegensätze, opferrei
che Wirtschaftsreformen, Migrationstendenzen und ökologische Gefahren 
schaffen nicht nur Instabilität in den Staaten Zentral- und Osteuropas . Sie 
sind Herausforderungen für uns alle, die wir in einer neuen Schicksalsge
meinschaft ohne Mauern und Stacheldrähte leben und auch in Zukunft 
leben wollen. 

Das zukünftige Europa muß auch ein Europa gemeinsamer politischer 
Kultur sein : ein Europa, in dem Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, 
Vielfalt, Offenheit und Dezentralisierung florieren, kurz: in dem eine 
Bürgergesellschaft ("civic society") entsteht. 

Ebenso wie einzelne Staaten keine Inseln mehr sein können, wird Europa 
keine Insel sein. Daraus folgt ein Europa der globalen Verantwortung, das 
Bundespräsident Thomas Klestil am 1 4. Dezember 1992 vor dem Europa-
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Europa auf der Suche nach einer neuen Ordnung 

Parlament i n  Straßburg wie folgt umschrieb : " In  der gri echischen Mytholo
g ie  bedeutet Europa e in Wesen mit wei t  geöffneten Augen. Es war der 
wachsame B l i ck nach Osten, der d ieses Europa in  Fre iheit erhalten hat. Es 
wird der sorgende B l ick nach Süden sein  müssen, der mith i lft, unserem 
Kontinent und der Wel t  den Frieden zu sichern" .  

Wenn E uropa a l l  d ies sein wird, wird es auch und vor  a l lem e in Europa der 
gemeinsamen Sicherheit sein - einer gemeinsamen S icherheit, d ie  über das 
Mi l i tärische a l l e in  weit hinausre icht. I n  und an d iesem Europa der 
gemeinsamen Werte, der neuen Nachbarschaft und der Sol idarität, der 
gemeinsamen pol i t ischen Ku ltur und der globalen Verantwortung sowie 
der gemeinsamen S icherheit wil l  und sol l  auch Österrei ch vol l ,  g le ichbe
rechtigt, aktiv und sol idarisch te i lnehmen und tei lhaben. Im Zentrum 
dieses neuen Europas steht für uns die Europäische Union (E U) - in ihrer 
heutigen Ausprägung und mit i hrem Potential  für die Schaffung e i ner 
europäischen S i cherheitsstruktur. 

Aus der S icht der österreichischen Außenpo l it ik war 1 993 in  hohem Maß 
von den Verhandlungen über d ie  Aufnahme Österreichs in d ie  Europäische 
Gemeinschaft bzw . d i e  Europäische U nion, wie sich d i e  EG seit I nkrafttre
ten des M aastri cht- Vertrags am 1. November nennt ,  geprägt. 

Dieser Maastricht-Vertrag über d i e  Europäische U n i on,  der i m  Februar 
1 992 unterzei chnet wurde, gibt deutl ich die Reaktion Europas auf die  
neuen außenpol i t ische;} Herausforderungen an der Schwel le  zum dritten 
Jahrtausend wieder: E ine bloß wirtschaft l i che Vernetzung, wie sie der 
Urform der EG- Praxis entsprochen hat, genügt angesic hts der Veränderun
gen, mit  denen Europa und d i e  Welt in den vergangenen Jahren konfron
t iert war, n icht mehr. Die neuen Gegebenheiten und  Herausforderungen 
machen den Bedarf nach anderen, zusätz l i chen sicherheitsgebenden K on
zepten spürbar. 

Österreich verfo lgt daher mit Aufmerksam keit d ie  Überlegungen. d i e  in  
bestehenden oder entstehenden Sicherheitskonzepten angestel l t werden.  
Darüber hinaus verfügt Österreich se lbst über gro ße Erfahrung im ., S i cher
heitsexport" : Seit Jahren sind Angehörige des österrei chischen Bundes
heers in v ie len Krisengebieten der Wel t  im Rahmen der friedenserhaltenden 
Operationen ( FEO) der Vereinten N at ionen (VN ) als "Blauhe lme" im 
D i enste des Friedens erfolgre i ch tätig .  D i e  österrei ch i schen Erfahrungen 
auf d iesem Gebiet s ind für Organisat ionen,  d ie  mit  S icherheitsfragen 
befaßt s ind,  von großem Interesse .  Aufgrund  der Vie lschichtigkeit des 
Begriffs " S icherheit" reihen sich neben dem klassischen I nteressenten, den 
VN,  auch andere I nstitutionen in d ie  Gru ppe derjenigen e in ,  die von der 
österre ichischen Praxis profi t i eren können.  

H i ezu zählt die NATO, die nach Ende des Kalten Krieges nach neuen 
Tätigkeitsberei chen Ausschau hält .  S ie  macht e ine deutl iche Veränderung 
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Europa 

weg vom ursprünglichen Konzept eines auf einem militärischen Instrumen
tarium aufbauenden Verteidigungsbündnisses durch . Die NATO wird 
zusehends zu einem Gebilde, das sich - ebenso wie die VN, die KSZE und 
die EU - mit dem politischen und nicht vorrangig mit dem militärischen 
Aspekt der Beziehungen zwischen Staaten befaßt ; dies kommt etwa in der 
Absicht der NATO, an FEO mitzuwirken, zum Ausdruck. Dabei möchte sie 
sich auch auf österreichische Erfahrung stützen : Anläßlich der Frühjahrs
tagung der NATO und des NATO-Kooperationsrats (NAKR) ( 1 0 .1 1 1 .  Ju
ni), in dem die NATO-Mitgl ieder mit Staaten des ehemaligen Warschauer 
Pakts zusammenarbeiten, wurde eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe "peace
keeping" eingerichtet, an der auch Österreich mitarbeitet, um anderen 
beteiligten Staaten seine Erfahrungen im Bereich der FEO zugänglich zu 
machen. 

Die NATO erarbeitete 1 993 ein Konzept, das dem verstärkten Bedürfnis 
der ehemaligen Warschauer- Pakt-Staaten nach Neuorientierung ihrer 
sicherheitspolitischen Ausrichtung entgegenkommen soll : Die Idee einer 
"Partnerschaft für den Frieden", wo in Form von individuell ausgestalteten 
Partnerschaftsverträgen den ehemaligen Paktmitgliedern die Hand ge
reicht werden soll ,  wurde im Oktober anläßlich des Treffens der NATO
Verteidigungsminister in Travemünde präsentiert.  Die konkrete Möglich
keit des Abschlusses solcher Verträge wurde den NAKR-Partnern beim 
NATO-Gipfel am 1 0.l l l . Jänner 1 994 angeboten . Getragen von dem 
Wunsch, kein Land auszugrenzen, richtet sich die Einladung auch an 
andere KSZE-Staaten, darunter an Österreich, Finnland, Schweden und 
die Schweiz. 

Wie Bundesminister Alois Mock in seiner Rede vor dem Nationalrat am 
1 9 . Jänner 1 994 hervorhob, hat "diese Initiative mit ihrem individuellen 
Gestaltungspotential ( . . .  ) vor allem für die sich in einem sicherheitspoliti
schen Vakuum befindlichen Länder Zentral- und Osteuropas große 
Bedeutung. Da die Stabilität dieser Länder für uns im höchsten Maße 
relevant ist, wird die "Partnerschaft für den Frieden" auch für Österreich 
positive und wichtige Auswirkungen haben. Österreich begrüßt diese 
Initiative, da sie zum Ziel hat, die Stabilisierung der neuen Demokratien 
Mittel- und Osteuropas und damit auch deren Sicherheit nach innen und 
nach außen ohne jede Ausgrenzung in einem kooperativen Ansatz weiter 
zu fördern. I m  Rahmen des europäischen Integrationsprozesses und durch 
den Beitritt zur EU suchen wir zunächst volle Mitwirkung an einer 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ( . . . ) . " 

Sicherheit ist aber nicht nur auf einem überregionalen, zwei Kontinente 
überspannenden Niveau relevant, sie ist auch Element der nachbarschaftli
chen Beziehungen zwischen Staaten. Dieser Gedanke war die Grundlage 
für ein Symposium der Außenminister der zentral- und osteuropäischen 
Staaten, zu dem Österreich am 7 .18 .  September in die Wiener Hofburg 
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Europa auf der Suche fluch einer neuell Ordnung 

geladen hatte . I dee des Symposi ums war, einen möglichst  info rme l l en 
M einungsaustausch über grundlegende S i cherheitsfragen - sowohl  m i l i tä
r ischer a l s  auch nicht-mi l i täri scher  N atur - zwischen Nachbarn zu führen 
und damit  d ie  Entwi ck lung eines nachbarschaft l i chen Stabi l i täts- und 
S icherhe i tsbewußtseins a l s  Faktor der Vertrauensbi l d ung und Konfl iktver
hütung zu fördern. Das St ichwort h ieß "Sicherheitsnachbarschaft". 

Die verschiedenen " N iveaus" s i cherhei tsrelevanter Überl egungen, von 
denen eben ein den Kontinent übergre ifendes und ein nachbarschaftspo l i 
t i sches b eschrieben wurde, müssen einerse i ts  mögl i ch st s innvo l l  mite inan
der verwoben werden. Andererseits k ann ein Staat S icherheitspo l i t i k  ni cht 
i so l iert von anderen Lenkungsaufgaben be treiben. Es  muß eine Brü cke 
etwa zu r Wirtschaftspo l i ti k ,  zur Sozi a lpo l i t i k ,  zur \\t'i ssenschafts- und 
Umweltpo l it i k geschl agen werden. Für diese Aufgaben scheint  d ie  Euro
päische Union am besten geeignet . 

Der Vertrag von i\1aastricht enthäl t  als zweite tragende Säule der E Li eine 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspol itik (OASP) .  Bundesminister Alo i s  
Mock gab dazu am 9. November in  Brüssel d ie  fo lgende österre ichische 
Stel lungnahme ab : " Schon in der Vergangenheit hat Österrei ch m it se iner 
akt iven und so l idarischen Au ßenpol i t i k a l l es unternommen, um seinen 
Bei t rag zur Aufrechterha l tung des Fri edens und der internat iona l en 
S i cherhei t  zu le i sten.  Die po l i t i schen und sozioökonomischen Entwick l un
gen der letzten Ja hre zei chnen insbesondere in Eu ropa ein neues B i ld: in 
dieser geänd erten Si tu3t i on  kommt der Europä i schen Uni on e ine besonde
re Verantwortung für Stabil i tät und S icherheit in Gesam teuropa zu. 

Österrei ch hat ein vita l es Interesse daran, da!.) d ie  Europäische l;nion d iese  
Ro l l e  erfolgreich und wirkungsvo l l  wah rnimmt. und bek ennt s ich dazu. 
s ich so l idarisch an der Bewält igung der neuen Henmsforderungen zu 
betei l igen. Österrei ch geht davon aus, daß die aktive und sol idarische M it
wirkung an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik mit seinen 
verfassungsrechtl i chen Regelungen vereinbar sein \vird .  Entsprechende 
innerstaat l iche  rechtl iche Anpassungen werden anges ichts der geänderten 
pol i t i schen Rahmenbedingungen in Europa im Zusammenhang mit  dem 
Beitri tt Österreichs zur Europäi schen Union vorzunehmen sein.'-

Die  Annahme des Vertrags von Maastri cht bedeutet für Österre i ch keine 
Verpnichtung zur mi l i täri schen Tei lnahme an K ri egen, zum Bei tr i t t  zu 
M i l i tärbündnissen und zur Errichtung m i l i täri scher Stützpunkte fremder 
Staaten auf se inem Gebie t .  

O ft  wird für d i e  Struktur  der Europa umspannenden Einrichtungen nach 
dem Fal l  des E i sernen Vorhangs der Begriff " interlock ing of inst i tuti ons" 
verwendet .  Eine E inri chtung, d ie  d ieses  Inst itut ionengeflech t besonders 
deut l i ch m acht,  i s t  d ie  Westeuropäische Union (WE U),  die auf den Vertrag 
von Brüsse l  vom 1 7 . M ärz 1 948, a lso vor  die Gründung der Europäischen 
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Europa 

Gemeinschaften, zurückgeht. Für die WEU war 1 993 geprägt vom Inkraft
treten des Maastricht-Vertrags, der sie zu einem Bestandteil der Entwick
lung der EU macht. Die schon bisher mit der EG geübte pragmatische 
Zusammenarbeit wird nunmehr institutionalisiert und weiter intensiviert 
werden. 
Die Vorgaben der im Juni 1 992 verabschiedeten Petersberg-Erklärung 
wurden bereits zu einem wesentlichen Teil umgesetzt, beispielsweise durch 
die schon im Jänner 1 993 erfolgte Verlegung des Sitzes des WEU-Sekretari 
ats nach Brüssel, wo sich EU und NATO befinden, sowie durch den 
Aufbau militärischer Planzellen, einer Art WEU-Generalstab. Die bisher 
auf ein Jahr angelegte WEU-Präsidentschaft wird ab 1 .  Juli 1 994 auf sechs 
Monate reduziert und damit dem EU-Vorsitz zeitlich angeglichen werden. 
Im Herbst 1 993 erfolgten weitere wichtige Zwischenschritte im Rahmen der 
Aufstellung des Eurocorps, dem neben deutschen und französischen 
Truppenteilen auch belgische und spanische Verbände angehören werden. 
Das Eurocorps wird im Jänner 1 995 einsatzfähig sein. Gleichzeitig wurde 
bei den WEU-Ratstagungen im Rom und Luxemburg die Entschlossenheit 
bekräftigt, die WEU als ein Mittel zur Stärkung des europäischen Pfeilers 
der NATO zu entwickeln. 
Unter der operativen Führung der NATO beteiligt sich die WEU an der 
Überwachung und Durchsetzung des Embargos gegenüber der " Bundesre
publik Jugoslawien" (Serbien und Montenegro) in der Adria. Bulgarien, 
Rumänien und Ungarn werden seit Ende Mai 1 993 durch die Entsendung 
von Polizeipatrouillenbooten und etwa 240 Exekutivbeamten aus mehre
ren WEU-Staaten bei der Überwachung des Embargos auf der Donau 
unterstützt. 
Auch in der WEU wird dem weiteren Ausbau der bisher im "WEU-Konsul
tationsforum" gestalteten Beziehungen zu den zentral- und osteuropäi
schen Staaten vermehrt Bedeutung beigemessen . Die konkreten Mittel und 
Wege hiezu müssen noch weiter geprüft werden. 
Österreich hat die schon bisher lose gepflegten Kontakte zur WEU Ende 
Mai auf ein qualitativ neues Niveau gehoben, d.  h. zu einem strukturierten, 
ständigen Dialog ausgebaut und damit auf den Beschluß des WEU-Mini
sterrats vom 1 9. Mai, den EG-Beitrittskandidaten Österreich, Schweden 
und Finnland entsprechende Kontakte anzubieten, positiv reagiert. Dieser 
Dialog soll weiter intensiviert werden. Bundesminister Alois Mock erklärte 
am 9. November vor dem EU-Außenministerrat, Österreich beabsichtige 
im Bewußtsein, daß der Maastricht-Vertrag der WEU eine wichtige Rolle 
in der Entwicklung der EU zuordnet, nach seinem Beitritt zur EU den 
Status eines "Beobachters" bei der WEU zu beantragen. 
Einen wesentlichen Beitrag zur Überwindung des politisch-ideologischen 
und militärischen Ost-West-Gegensatzes leistet die KSZE. Die Vereinba
rungen über konventionelle Streitkräfte in Europa und das Wiener 
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Die Europäische Union 

Dokument über vertrauens- und s icherheitsbi ldende M aßnahmen gelten 
a l s  E ckpfe i ler  der mi l i täri schen S i cherheit  Europas .  Das S i cherhei tskon
zept der  KSZE war von Anfang an e in umfassendes .  Es  verb indet 
mi l itäri sche Aspekte der S icherhe i t  mit  der Achtung der Menschenrechte 
und Gru ndfre iheiten, mit  Demokrat ie und Rechtsstaatl i chkeit  sowie mi t  
w i rtschaft l i cher, ökologischer und  kul ture l ler  Zusammenarbeit .  

Wenng le ich d ie  im N ovember 1 990  i n  der "Charta von Paris für e in  neues 
Europa" proklamierte Werte- und S icherheitsgemeinschaft der KSZE
Staaten angesichts dramatischer Rückschläge in Tei len  der KSZE-Region 
e instwe i l en unvo l lkommen ist ,  s ind die  umfangre ichen N ormen der KSZE 
für zwischen- und innerstaat l i ches Verhalten wichtige Orientierungsh i l fen 
für jene KSZE-Staaten, d ie  s ich i nmitten e ines Prozesses rad ikaler  Verän
derungen befi nden .  

Die  KSZE ist  ke in  System ko l lektiver S icherheit und kann ihren Tei lneh
merstaaten keine S icherheitsgarantien bieten. Die E inha ltung ihrer N or
men kann n icht erzwungen, sondern nur pol i ti sch e ingefordert werden .  Die  
KSZE verfügt j edoch über e in  e inzigartiges Instrumentarium zur Konfl ikt
verhütung, Krisenbewältigung und fri edl i chen Bei l egung von Streitfä l l en .  
S i e  i s t  überdies  der einzige Rahmen für eine gesamteuropäische Rüstungs
kontro l l e .  

Besondere Bedeutung für d ie  Stab i l i s ierung in Europa im S inne  e iner 
N iveauanpassung auf den Gebieten der Demokratie ,  der Rechtsstaatl i ch
ke i t  und  der  M enschenrechte kommt dem Europarat ( E R) zu, der  
mitt lerwei l e  3 2  Mitgl ieder umfaßt .  Der  Europaratsgipfel  am 8 ./9.  Oktober 
hat mi t  e iner po l i ti schen Erklärung u. a.  d ie  Ro l l e  des Europarats im 
Verhäl tn is  zur EU und K SZE defi n iert. Die M itgl iedsstaaten sehen den E R  
a l s  Forum des pol it ischen Dialogs u n d  a l s  Instrument der H i l festel lung 
gegenüber den zentral- und osteuropäischen Staaten be i  deren Entwick
lung dem o krati scher und rechtsstaatl i cher Strukturen .  

11. D i e  Europäische Union (EU) 
1. Wohin ging die  EG 1993? 
Wie schon das Jahr davor stand auch 1 993 im Zeichen der Ratifizierung des 
Maastrichter Vertrags über d i e  Europäische Union,  d ie  zu Jahresbeginn 
noch i n  vi er M itgliedsstaaten ( Portugal ,  Dänemark, Großbritannien ,  
D eutsch land) ausständig war .  Die  Ratifikation in  Portugal erfo lgte ohne 
nennenswerte Probleme am 1 6. Februar. 

In Dänemark war das Ratifizierungsverfahren im Juni  1 992 durch den 
knapp negativen Ausgang e iner Vol ksabstimmung über den Vertrag 111S 

Stocken geraten .  Nachdem der Europäische Rat von Ed inburgh 1m  
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Europa 

Dezember 1 992 die Voraussetzungen für die Abhaltung eines 2 .  Referen
dums in Dänemark geschaffen hatte, dominierten die Vorbereitungen 
dafür die im ersten Halbjahr 1 993 amtierende dänische Präsidentschaft. 
Bei der zweiten Volksabstimmung am 18. Mai stimmten 56,8% der Bevölke
rung für die Annahme des Unionsvertrags . Die dänische Ratifikationsur
kunde konnte somit am 1 7 . Juni - kurz vor dem für 2 1 ./22. Juni anberaum
ten Europäischen Rat von Kopenhagen - hinterlegt werden. 

Die Bewältigung der Krise um die dänische Ratifikation geschah z. T. auf 
Kosten anderer politischer und wirtschaftlicher Themen. Mit dem Euro
päischen Rat von Kopenhagen wandte sich die Union wieder verstärkt der 
Auseinandersetzung mit anderen anstehenden Problemen zu. In Reaktion 
auf immer augenscheinlicher werdende wirtschaftliche Probleme beschlos
sen die Staats- und Regierungschefs in Kopenhagen ein Maßnahmenpaket 
zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und forderten die Kom
mission auf, die Thematik bis Jahresende im Rahmen eines Weißbuchs 
über eine mittelfristige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung zu analysieren. 

Gleichzeitig gaben die Staats- und Regierungschefs bei ihrer Tagung in 
Kopenhagen den Beitrittsverhandlungen mit den EFTA-Ländern Öster
reich, Norwegen, Schweden und Finnland mit der erstmaligen Festsetzung 
des Zieltermins 1 .  Jänner 1 995 für die Erweiterung einen neuen Impuls. 
Hinsichtlich der assoziierten Staaten Zentral- und Osteuropas hielt der 
Europäische Rat erstmals fest, daß diese, sofern sie dies wünschen, 
Mitglieder der EU werden können. 

Die Ratifikation des Maastrichter Vertrags durch Großbritannien und 
Deutschland erfolgte schließlich unter der im zweiten Halbjahr 1 993 
amtierenden belgischen Präsidentschaft .  Die britische Ratifikationsurkun
de wurde nach einem langwierigen parlamentarischen Ratifikationsprozeß 
und einem Verfahren über die Anfechtung des Ratifikationsgesetzes vor 
dem High Court am 1. August h interlegt. 

In Deutschland konnte das Ratifikationsverfahren erst am 1 3 .  Oktober 
abgeschlossen werden, nachdem das Bundesverfassungsgericht sein Urteil 
über eine Reihe anhängiger Verfassungsbeschwerden gegen das Ratifika
tionsgesetz gesprochen hatte. Das Gericht hielt über den unmittelbaren 
Anlaßfall hinausgehend fest, daß der Maastrichter Vertrag keinen auf 
einem europäischen Staats volk basierenden Staat, sondern einen Staaten
verbund zur Verwirklichung einer immer engeren Union der Mitgliedsstaa
ten schafft, dessen Weiterentwicklung nur durch Willensentscheidungen 
eben dieser Mitgliedsstaaten erfolgen kann. 

Mehr noch als die dänische Präsidentschaft nahm der belgische Vorsitz die 
Auseinandersetzung mit den großen Themen der gemeinschaftlichen 
Tagesordnung ungeachtet der ausstehenden Ratifikationsverfahren auf. 
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Die Europäische Union 

Das be lg ische Schwerpunktprogramm nannte als Prioritäten einerseits d ie  
Vorbereitungen für d ie  Umsetzung des M aastrichter Vertrags, andererseits 
die Behandl ung von Fragen zur Wirtschafts- und Beschäftigungskri se .  
Ersteres s tand im M itte lpunkt der  an läß l i ch des  I nkrafttretens des M aas
trichter Vertrags ei nberufenen Sondertagung des Europäischen Rats am 
29.  Oktober .  Letzteres dominierte d ie  Tagesordnung des Europäischen 
Rats vom 1 0 . /  I 1 .  Dezember. Der Sondergipfel im Oktober bekräftigte das 
Bekenntn i s  al ler M itg l iedsstaaten zu e iner dynamischen Gesta ltung der 
neuen Phase des Integrationsprozesses .  Gl eichzei t ig s ignal i s ierte er  der 
Bevölkerung, daß die EU die Lehren aus der monatelangen . ,M aastri cht
Debatte" gezogen hat .  

Der  vom E uropäischen Rat im Oktober verabsch iedete . , Leitfaden " für d ie  
Umsetzung des  Maastricht-Vertrags ste l lte folgende Aspekte in  den 
Vordergrund :  die verstärkte Verankerung der Demokratie durch Verwirk l i 
chung des  Subs id iaritäts- und Transparenzpri nzips sowie der Unionsbür
gerschaft, d ie  aktive Vorbereitung auf d ie  Wi rtschafts- und Währungsunion 
(WWU) zur Verbesserung der al lgemeinen Wirtschafts- und Beschäfti 
gungslage in  der Union,  d ie  Stärkung der Union du rch die gemeinsame 
Bewält igung grenzüberschreitender Prob leme in  den Bereichen Justiz und 
I nneres auf der Grundlage eines Akti onsplans .  Im  H inbl ick auf die i m  
M aastri chter Vertrag vorgesehene Schaffung der Gemeinsamen Außen
und S icherheitspol it ik (GASP),  die die Staats- und Regierungschefs a l s  
Beitrag zu Frieden und internationaler  Kooperati on qua l i fi zierten ,  wurden 
die ersten fünf "Gemeinsame n  Akt ionen" besch lossen (s iehe dazu Ab
schnitt A/ I I / 2 ) .  

Darüber h inausgehend gelang e s  der belgischen Präsidentschaft a m  
29.  Oktober auch,  die seit  langem angestrebte aber wiederholt h inausge
schobene E i nigung über den Sitz von insgesamt zwö l f  neuen Einrichtungen 
bzw. I nst itu t ionen der EU herbeizufü hren .  Demnach sol l  das Europäische 
Währungsinstitut (und i n  weiterer Folge d ie  Eu ropäi sche Zentralbank)  in  
Frankfurt angesiedelt werden, d ie  E uropäische Agentur zur  Beurte i lung 
von Arzne imitte ln i n  London, die Zentra le  von E U RO PO L  in Den H aag, 
das Europäi sche Markenamt in Al i cante und die Europäische Umwelt
agentur in Kopenhagen .  

D ie EG-Institutionen 

Die alten : Brüssel : Rat der Europäischen Union, Europäische Kommission, 
Wirtschafts- und Sozialausschuß  

Luxemburg : Europäischer Gerichtshof (EuG H ), Europäische I nvesti-
t ionsbank (EI B) ,  Euratom, Rechnungshof 

Straßburg/BrüsseIlLuxemburg : Europäisches Parl ament 
München : Patentamt 
London : Bank für Wiederaufbau und Entwick lung ( EB RD) 
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Die neuen : Frankfurt : 
Den Haag : 
Madrid : 
Spanien : 

London : 
Dublin : 
Lissabon : 
Turin : 
Saloniki : 
Luxemburg : 
Kopenhagen : 

Europa 

Europäisches Währungsinstitut (EWI) 
Europäisches Polizeiamt (EUROPOL) 
Markenamt 
Amt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(den genauen Sitz kann Spanien noch wählen) 
Agentur für Arzneimittelzulassung 
Veterinäramt 
Drogenbeobachtungszentrum 
Ausbildungsstiftung 
Zentrum für Entwicklung von Berufsausbildung 
Übersetzungszentrum 
U mweltagentur 

(Der Sitz für das Sortenamt wurde noch nicht vergeben ; Favorit ist Frankreich) 

Die reguläre Tagung des Europäischen Rats am 10.11 1 .  Dezember stand im 
Zeichen der Debatte um Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti
gung und des von Kommissionspräsident Jacques Delors dazu vorgelegten 
Weißbuchs .  Weitere Tagesordnungspunkte waren die Annahme eines 
Aktionsplans zur Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres 
sowie die Weiterentwicklung der schon im Oktober beschlossenen Gemein
samen Aktionen im Rahmen der GASP. Ebenso gelang es, den Weg für 
eine Lösung der unionsintern noch offenen Probleme der GA TT-Uruguay
runde zu bahnen, die sodann termingerecht am 1 5 . Dezember abgeschlos
sen werden konnte . 

Mit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags nach zweijährigem 
Ratifikationsverfahren, mit der erfolgreichen Lösung der lang anstehenden 
Sitzfragen, mit der von allen Mitgliedsstaaten getragenen Verabschiedung 
neuer wirtschaftspolitischer Orientierungen, mit der Annahme klarer 
Leitlinien für die Umsetzung der "zweiten und dritten Säule" des Maas
trichter Vertrags,  mit der Beendigung der Krise um die Uruguayrunde und 
einem zufriedenstellenden Zwischenergebnis der Erweiterungsverhandlun
gen (siehe dazu Abschnitt A/II/6) stellte sich die EU Ende 1 993 gefestigter 
dar, als dies zu Jahresbeginn der Fall gewesen war. 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise 

Stagnierendes bzw. rückläufiges Wirtschaftswachstum sowie eine besorg
niserregende Arbeitslosigkeit führten noch gegen Ende der britischen 
Präsidentschaft (Edinburgh, Dezember 1 992) zu Gemeinschaftsmaßnah
men, deren Umsetzung und Ausweitung die Wirtschaftspolitik in der EG 
und ihren I nstitutionen sowie in den Mitgliedsstaaten 1 993 wesentlich 
prägte. 

Vor dem Hintergrund der Konvergenzerfordernisse im Hinblick auf die 
dritte Stufe der WWU ergibt eine zu Jahresende 1 993 vorgenommene 
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Die Europäische Union 

Bestandsaufnahme der an läß l ich der Tagungen des Europäischen Rats von 
Kopenhagen (Juni  1 993)  und  Brüsse l  (Oktober und  Dezember 1 993)  
in i t i i erten M aß nahmen i m  H inb l ick auf  Wachstum ,  Beschäftigung und 
Wettbewerbsfähigkeit auf  Gemeinsch aftsebene folgendes B i ld : 

D ie  befristete (Edinburgh-) Darlehensfazi l i tät der Europäischen I nvesti
t ionsbank (EI B) s ieht ein Volumen von 8 Mi l l i arden ECU vor, wobei 
1 Mi l l i arde ECU für k le ine und mittlere Unternehmen vorgesehen i st .  
Darl eh en aus der Förderung Kleiner und M ittlerer Unternehmen (KM U
Mi l l i arde) so l l en mit  aus dem EG- Haushalt finanzierten Zins stützungen in 
Höhe von 2% ausgestattet werden . 

Der neugeschaffene mit  2 M il l i arden EC U dotierte Europäische I nvesti 
t ionsfonds so l l  i n  erster Linie  Garantien zur F inanzierung von Projekten i m  
Bereich der transeuropä i schen Netze u nd von kle inen u n d  mittleren 
Unternehmen bereitste l l en .  Der Fonds,  an dem s ich die  EU, vertreten 
durch d ie  Kommiss ion mit 30%, d i e  EI B mit 40% sowie private und 
öffentl iche B anken bzw. Finanzierungsinstitute in den Mitg l iedsstaaten m it 
3 0% betei l i gen so l len ,  wird von der EI B admini stri ert werden . Er wi rd seine  
Tätigkeit unmitte lbar nach Absch l u ß  der  Rat ifizi erungsprozesse aufneh
men .  

Weiters konnten  i m  Rahmen  des  Kohäs ionsfonds 1 993 Mi tte lb indungen 
in der  Höhe  von 1 ,5 M i l l iarden EC U vorgenommen werden .  Aus  den 
Strukturfonds  werden von 1 994 - 1 999 1 4 1  M i l l i a rden EC U zur Verfü
gung stehen ,  e ine  Überbrü ckungsfazi l i tät in  Höhe von 5 Mill iarden 
ECU, die eine vorzeit ige I n angri ffnahme von I nvestit ionsvorhaben 
e rmögl i ch en so l l ,  wird derzeit  noch überprüft .  Ein Aktionsprogramm 
für k le ine  und  mi ttl ere U nternehmen wurde verabschiedet und  s i eht für 
den Zeitraum Ju l i  1 993  b i s  Ende 1 996 Gesamtausgaben von 1 1 2 ,3  M i l 
l i o n e n  EC U vor, wobei 8 5  M i l l i o nen EC U wachstumsst imu l i erenden 
M aß nahmen gewidmet werden s o l l en .  I m Rahm en von Forschung und 
Entw i ck lung  s ch l i e ß l i ch s i eht  das  v ierte Rahmenprogramm 1 994 - 1 99 8  
1 1 ,6 M i l l i arden EC U vor .  

Weitrei chende Bedeutung kommt insbesondere im l angfri stigen Berei ch 
jenen Maßnahmen zu, d i e  vom Europäischen Rat i m  Dezember i m  
Aktionsplan auf Unions- u n d  Mitg l i edsstaatenebene beschlossen wurden, 
dessen Grund lage das von Präs ident J acques De lors vorgelegte " Weißbuch 
über die mittelfristige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung" i s t. Zie l  dieses Plans ist in erster L in ie, b i s  zum Ende des 
Jahrhunderts dem größten Tei l  der h eute 1 7  M i ll i onen Arbeits losen in der 
Gemeinschaft wieder zu e inem Arbei tsp latz zu verhe lfen .  Dies setzt e ine 
gesunde,  offene,  so l idarische und stärker dezentra l i s ierte Wirtschaft vor
aus .  Große Bedeutung kommt den vom Rat der F inanz- und Wirtschaftsmi -
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nister (ECOFI N-Rat) erstellten "Grundzügen der Wirtschaftspolitik" 
(Leitlinien gemäß Artikel 1 03 des Unionsvertrags) zu . Sie bilden den 
Rahmen für eine glaubwürdige stabile Wirtschafts- und Währungspolitik, 
deren Ziel es ist, bei niedriger Inflation, kontroll ierten öffentlichen 
Ausgaben und gesunkenen Zinssätzen den Wiederaufschwung zu ermögl i
chen. 

Für die einzelstaatlich zu treffenden Maßnahmen werden Ziele festgelegt, 
wobei es dem Mitgliedsstaat überlassen bleibt, innerhalb eines gemeinsam 
festgelegten Rahmens die für ihn optimalen Mittel zu wählen. Die 
Mitgl iedsstaaten sollen sich von den Vorschlägen des Weißbuchs leiten 
lassen, wobei 
- die Verbesserung der Bildungs- und Ausbi ldungssysteme, 
- die Verbesserung der Flexibilität innerhalb der Unternehmen und auf 

dem Arbeitsmarkt, 
- neue Formen der Arbeitsorganisation in den Unternehmen, 
- die Senkung der Lohnnebenkosten, 
- die bessere Verwendung öffentlicher Mittel zur Information, Motivation 

und Beratung der Arbeitslosen, 
- Sondermaßnahmen für Jugendliche und 
- der Ausbau der Lebensqualität und des Umweltschutzes am Arbeits-

platz 
besonders in Erwägung zu ziehen sein werden. 

Auf Gemeinschaftsebene wird auf folgende gezielte Maßnahmen hinge
wiesen : Neben der optimalen Nutzung des Binnenmarkts (raschestmögli
che Umsetzung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften in innerstaat
liches Recht, Subsidiaritätsprinzip, Schaffung günstiger steuerlicher und 
finanzieller Rahmenbedingungen für KMUs, Anwendung der Wettbe
werbsregeln und Kontrolle der staatlichen Beihilfen, Besserung der 
Effizienz der Kapitalmärkte) werden insbesondere die transeuropäischen 
Netze (TEN) in den Bereichen Verkehr und Energie sowie die Schaffung 
von Infrastrukturen im Bereich der Information von besonderer Bedeu
tung sein .  Zur Finanzierung der Netze sollen aus dem Gemeinschafts
haushalt in den nächsten sechs Jahren jährlich ca. 5 Mi lliarden ECU 
bereitgestellt werden. Die E I B  und der Europäische Investitionsfonds 
sollen einen jährl ichen Beitrag in der Höhe von 7 Milliarden ECU in 
Form von Darlehen und Garantien leisten. Nötigenfal ls  sollen darüber 
hinausgehend jährlich bis zu 8 Milliarden ECU an zusätzlichen Darlehen 
für die mit der Einrichtung und dem Betrieb der Netze befaßten Unter
nehmen bereitgestellt werden. Der ECOFIN-Rat sol l  in Zusammenarbeit 
mit der Kommission und der E IB  diesbezügliche Modal itäten prüfen. Im  
Dezember 1 994 wird erstmals Bilanz über die Ergebnisse des Aktions
plans zu ziehen sein. 
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Der Erkenntn is ,  daß e ine anhaltende Rezess ion und eine weiter anste igen
de Arbe i t s los igkeit  n icht mehr durch einzelstaatl i che M aßnahmen a l l ei n  
bekämpft werden kann, sondern aufgrund der starken Verflech tung der 
Vo lkswirtschaften koordi n i erte Maßnahmen erfordert, wurde durch zwei 
gemeinsame Tagungen der Wirtschafts- und Finanzminister der EU und der 
EFTA-Staaten Rechnung getragen .  Der mit der Tagung vom 1 9. Apri l i n  
Luxemburg in i t i ierte Diskuss ionsprozeß mündete i n  d i e  zweite gemeinsa
me Tagung am 1 3 . Dezember. Abgest immte Konzepte zur Verbesserung 
der Wachstums- und B eschäftigungsaussichten, d ie  Bedeutung einer 
a kt iven Arbei tsmarktpol i t i k, die Rol le von k l e inen und mitt l eren U nterneh
men,  d ie  Zusammenarbe i t  im Bereich der I nfrastru ktur etc .  stan den im 
M itte lpunkt der Erörterungen .  Das Wei ßbuch der Kommiss ion ,  in  das 
nach koord in i erten Vorberei tungsarbe i ten auch substant ie l l e  Be iträge der 
E FTA-Staaten und ein eigenes B as i sdokument der E FTA-Staaten mite i n
flossen,  b i ldete die Diskuss ionsgrundlage. Die von österreichischer Se i te  
bere i ts  anläß l i ch der Luxemburger Tagung vorgeschlagene Kooperat ion 
mi t  internationalen Finanzi nst i tut ionen wurde in  d ie  Schlußfo lgerungen 
der B rüsse ler  Tagung aufgenommen.  Demnach so l l te  das vom Europä i 
schen Rat gebi l l igte Programm der  TE N be i  Projekten von gegensei t igem 
I nteresse auch neue M ögl ich kei ten für die Zusammenarbeit mi t  den 
E FT A- Ländern eröffnen,  e insch l i eß l i ch der Zusammenarbei t  in  Zentra l 
und Osteuropa und bei  E I B -Tät igkeiten in  den E FTA- Ländern se lbst .  Di e 
1 993 begonnene E FTA- E U-Zusammenarbei t wird i n  zukünftigen Tagun
gen ih re Fortsetzung finden .  

2.  Fortschritte und Probleme i n  der Verwirkl ichu ng des Maastrichter 
Programms 

Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) 

Die  Entwi ck lung im Bere i ch der  Wirtsch afts- und Währungspo l i t i k  der  EU 
war  durch zwe i  wesent l i che  Elemente gekennzeichnet : Zum e inen  waren 
sämt l iche  wirtschaftspol i t i schen M a ßnahmen der E U  darauf gerichtet ,  das 
Wachstum anzukurbe ln und die Beschäftigung auszuweiten.  Zum anderen 
s ind m i t  I n krafttreten des  Vertrags über  die Europäische Union zah l re iche 
neue Vorschri ften betreffend die Errichtung e iner Wirtschafts- und Wäh
rungsunion und einer vert ieften wi rtschaft l i chen Integrat ion w i rksam 
geworden .  Dabei  ist  es  der Gemeinschaft gelungen, sämtl iche  notwendigen 
rech tl i chen und organi satori schen Schri tte durchzuführen,  um die 2 .  Stufe 
der WWU wie vorgesehen am 1 .  Jänner 1 994 in  Kraft setzen zu können .  

D ie  \Vi rts chaftspo] i t i k  verb leibt auch nach dem I nk rafttreten des  Maas
tricht-Vertrags in nationaler  Verantwortung, ist aber von den l\1 i tgl i edsstaa
ten a ls  e ine  Angelegenhe i t  von gemeinsamem I nteresse zu betrachten und 
mit dem Rat zu koord in ieren. Die Verfahren zur Koordin ierung und  
Überwachu ng der  Wirtschaftspo l i t i k  um fassen d ie  mul t i laterale Überwa-
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chung, die Grundzüge der Wirtschaftspolitik und das Weißbuch über eine 
mittelfristige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti
gung. 

I m  Rahmen der multi lateralen Überwachung überprüfte der Rat vor 
Eintritt in die zweite Stufe der WWU die wirtschaftlichen Konvergenzfort
schritte der Mitgliedsstaaten.  Diese erzielten bei den Konvergenzkriterien 
Inflation und langfristige Zinssätze eindeutige Fortschritte, die Lage der 
öffentlichen H aushalte hat sich aber drastisch verschlechtert. 1 993 erfüllte 
von den EG-Mitgliedsstaaten nur Luxemburg die im Maastricht-Vertrag 
festgelegten Konvergenzkriterien. Die ungünstige Entwicklung der wirt
schaftlichen Rahmenbedingungen wird die Rückkehr der Mitgliedsstaaten 
auf den Konvergenzpfad verzögern. 

Die anläßlich des Europäischen Rats in Edinburgh im Dezember 1 992 
begonnene Wachstumsinitiative der kurzfristigen wirtschaftspolitischen 
M aßnahmen wurde fortgesetzt. Sie umfaßt u. a. folgende auf Gemein
schaftsebene eingeleitete Schritte : Eine befristete Darlehensfazilität der 
E IB  in Höhe von 8 Mil l iarden ECU (inklusive Sonderprogramme für 
kleine und mittlere Unternehmen), die Errichtung eines Europäischen 
Investitionsfonds mit einer Kapitalausstattung von 2 Milliarden ECU, die 
Vertiefung der Kohäsions- und Strukturfonds sowie Programme für die 
Bereiche Forschung und Entwicklung. 

Mittel- bis langfristig sollen die Grundzüge der Wirtschaftspolitik und das 
Weißbuch über eine mittelfristige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfä
higkeit und Beschäftigung die wirtschaftspolitischen Entscheidungen der 
EU lenken. Die in den Grundzügen der Wirtschaftspolitik genannten Ziele 
umfassen nicht-inflationäres Wachstum, Reduktion der Arbeitslosigkeit 
und Rückkehr auf den Pfad der Budgetkonsolidierung. Das Weißbuch 
versteht sich als Reflexionsgrundlage und Wegweiser für wirtschaftspoliti
sche Entscheidungen, die auf dezentraler, nationaler und auf Gemein
schaftsebene zu treffen sind. Es beschäftigt sich mit makroökonomischen 
Rahmenbedingungen und mikroökonomischen Strukturvoraussetzungen 
wie Transeuropäische Netze, Anpassung der Bildungssysteme, Abgaben
belastung der Arbeit, Forschung und technologische Entwicklung. 

1 993 erfolgten wichtige Weichenstellungen im Bereich der währungspoliti
schen Integration. So verabschiedete der Rat zu Jahresende das sekundäre 
Recht für die zweite Stufe der WWU. Dazu zählen Verordnungen über das 
Verbot der monetären Finanzierung und des bevorzugten Zugangs der 
öffentlichen Hand zu Finanzinstituten sowie eine Verordnung über das 
Verfahren bei übermäßigem Defizit. 

Eine wesentliche institutionelle Neuerung im Bereich der Geld- und 
Währungspolitik zu Beginn der zweiten Stufe war die Errichtung des 
Europäischen Währungsinstituts (EWI).  Das EWI wird eine wichtige Rolle 
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be i  der Koordi nierung der Geldpol i t ik der M itgli edsstaaten und  der 
Überwachung des Europäi schen Währungssystems spie len .  Es  sol l  die 
Tät igkei t  der künftigen Europä ischen Zentralbank ( EZB) vorbereiten 
sowie B eratungsfunktion und operationell e  Funkt ionen in best immten,  im 
Unionsvertrag festgelegten Bere ichen wahrnehmen . Die Zuständigkeit  für 
d i e  Ge ld - und Währungspol i t ik  b le ibt aber in  der Kompetenz der 
n at ionalen  Zentra lbanken.  Das EWI und d ie  künftige EZB werden ihren 
S itz in Frankfurt haben. Der Belg ier Alexandre Lamfalussy, vormals 
Generaldi rektor der Bank für I nternat ionalen Zahlungsausgle ich ( B I Z) i n  
Basel ,  wurde mit  Wirkung vom I .  Jänner 1 994 für e inen Zeitraum v o n  drei 
Jahren zum Präs identen des EW I ernannt. 

Nach w iederholt aufgetretenen Devisenspekulationen im Europäischen 
Währungssystem ( EWS) wurden am I .  August 1 993  außerordent l i che 
S itzungen der EG- Finanzminister  und - Notenbankgouverneure e inberu 
fen .  Das EWS mi t  seinem Regelwerk b l ieb zwar bestehen, d ie  I nterven
t ions- Bandbreiten wurden jedoch auf + 1 5% ausgeweitet. Deutschland 
u nd d i e  Niederl ande kamen b i lateral überein,  d ie  Bandbreiten von 
+ 2,25% weiter e inzuhalten .  M an wird s ich der Frage einer verbesserten 
Funktio n  des Wechselkursmechanismus erst dann wieder zuwenden kön
nen, wenn weitere wirtschaftl i che  Konvergenzfortschritte erzie l t  worden 
s ind .  D as im Unionsvertrag verankerte Stabi l i tätszie l  und die Fortführung 
des Zeitplans für d i e  WWU b leiben von den Ereign i ssen im EWS a l l erdings 
recht l i ch unberührt .  

Das  Subsidiaritätsprinzip 

Durch den Vertrag von M aastricht wurde ein neues Prinzip in das Rechtsge
füge der E U  aufgenommen, die Subsidiarität. Diese i st keineswegs e ine 
E rfindung der E U, sondern e in über Jahrhunderte entwickelter Grundsatz 
der  gese l l schaftl i chen Ordnung. Subsidiarität gemäß Art 3 b des EG-Ver
trags bedeutet, daß al l e  Organe der  Gemeinschaft i n  Wahrnehmung ihrer 
Zuständigkeiten nur d iejenigen M aßnahmen ergrei fen sol l en,  d ie  am besten 
auf Gemeinschaftsebene ergriffen werden.  Dabei haben die Gemeinschafts
organe nachzuweisen, daß es e iner  gemeinschaft l i chen Regelung und e ines 
gemeinschaftl i chen Handeins bedarf und daß d ie  I ntens i tät der Regelung 
gerechtfert igt i s t .  Durch d ie  strikte Anwendung der Subs id iari tät wi rd e in  
bürgernahes Handeln der Gemeinschaft insoferne angestrebt, als E ntsche i 
dungen mögl i chst auf e iner Ebene ,  d ie  dem Bürger nahesteht, zu treffen 
s ind .  D i e  Europäische Kommiss ion hat bereits i m  November 1 992 i n  e iner 
M itte i lung an den Rat und das Europä ische Parlament (" Das Subsid iaritäts
prinz ip" ,  S EK(92) 1 990 endg./2) den neuen Anforderungen Rechnung ge
tragen und Vorsch läge zur Durchführung erarbeitet .  

A rt ike l  3 b des E U-Vertrags unterscheidet zwischen  den Bereichen, i n  
denen d i e  Gemeinschaft e ine ausschl ießl i che Zuständ igkeit bes i tzt, und 
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jenen Bereichen, in denen das nicht der Fal l  ist. Im zweiten Fal l ,  dem 
Anwendungsgebiet des Subsidiaritätsprinzips, darf die Gemeinschaft nur 
dann tätig werden, sofern und soweit die Ziele der geplanten Maßnahme 
nicht ausreichend durch die Mitgliedsstaaten verwirklicht werden können. 
Somit ist zu prüfen, ob sich die betreffenden Ziele nicht durch den Einsatz 
von Instrumenten, die den Mitgliedsstaaten zur Verfügung stehen (z. B .  
Gesetze oder Verwaltungs anordnungen), erreichen lassen . Dieses Prüfkri 
terium ist heranzuziehen, wenn eine Gemeinschaftsmaßnahme und eine 
einzelstaatliche Maßnahme auf ihre Wirksamkeit verglichen werden. Die 
Europäische Kommission ist angehalten, vorab zu prüfen, inwieweit auf 
Mindestmaßnahmen zurückgegriffen werden kann. Jedenfalls haben alle 
Gemeinschaftsorgane zu begründen, ob und inwieweit ein gemeinschaftli
cher Handlungsbedarf gegeben ist .  

Um dieses Prinzip und seine Durchsetzung zu gewährleisten, wurde unter der 
belgischen Präsidentschaft am 29. Oktober eine "Interinstitutionelle Verein
barung" abgeschlossen, dergemäß nicht nur die Kommission, sondern auch 
der Rat und das Europäische Parlament, sofern sie die Kommission zum 
Tätigwerden auffordern, an das Subsidiaritätsprinzip gebunden sind. Die 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips ist von allen I nstitutionen von Amts 
wegen und laufend zu überprüfen. So soll gewährleistet werden, daß Ent
scheidungen möglichst bürgernah getroffen und die von den höchsten politi
schen Ebenen durchgeführten Maßnahmen begrenzt werden. 

Von der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) zur Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

Im Sinne der vom Europäischen Rat bei seiner Tagung in Lissabon (Juni 
1 992) in Aussicht genommenen Orientierung, wonach die Europäische 
Politische Zusammenarbeit weniger eine Reaktion auf Ereignisse außerhalb 
der Union als vielmehr eine Aktion zur Verwirklichung von deren Zielen 
darstellen soll, wurde die EPZ 1 993 weiter intensiviert. Thematische 
Schwerpunkte waren der Konflikt auf Tei len des Territoriums des ehemali
gen Jugoslawiens, die Entwicklungen in Zentral- und Osteuropa sowie die 
Friedensprozesse im Nahen Osten und in Südafrika. Parallel zu dieser 
Entwicklung liefen insbesondere in der 2.  lahreshälfte die Vorbereitungen 
für die im Maastrichter Vertrag vorgesehene Einführung einer Gemeinsa
men Außen- und Sicherheitspolitik. 

In inhaltl icher Hinsicht gingen diese Vorbereitungen von der Feststel lung 
aus, daß die GASP im Vergleich zur EPZ einen Qualitätssprung darstel len 
muß, durch den die Union befähigt werden soll ,  eine aktive, auf verbindli 
chen Beschlüssen basierende einheitliche und kohärente Politik zu gestal
ten, die eine verstärkte Präsenz der Union auf internationaler Ebene 
sicherstellt (Bericht der belgischen Präsidentschaft an den Europäischen 
Rat vom 29. Oktober) .  
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Als  wichtigstes I nstru ment der GAS P s ieht der M aastri chter Vertrag 
Gemeinsame Aktionen vor, bei deren Durchführung auch Entsche idungen 
mi t  qua l i fiz ierter Mehrheit  gefaßt werden können. Die Bemühungen um 
die in ha lt l i che und formel l e  Ausgestaltung des Begriffs ,Gemei nsame 
Aktionen '  zogen s ich wie  e in roter Faden durch d ie  außenpol i t i s chen 
Diskuss ionen der  EG/ E U  im  Laufe des  J ahres 1 99 3 .  Aus der  Vie lfal t  der in 
d i esem Zusammenhang geäußerten theoret ischen Ansätze, d ie  te i l s  m in i 
mal i st i sch ,  tei l s  sehr  ambit ioni ert waren, wählte der  Rat sch l i eß l ich e ine  
Reihe pragmati scher Kriterien  aus .  Danach sol len Gemeinsame Aktionen 
auf jene Regionen konzentriert werden,  d i e  das e igentl iche außenpol i t i sche 
Umfe ld  der Europäischen Union bi lden,  und die Entschl ossenhe i t  der EU 
zum Ausdruck bringen , d i eses Umfeld nach i hren Vorstel lungen mi tzuge
sta I ten . 

Ausgehend von diesen Überlegungen wählte der Europäische Rat am 
2 9 .  Oktober d ie  fo lgenden Prob lembere iche für d ie  ersten Gemeinsamen 
Aktionen aus und beau ftragte den Rat ,  d ie  Durchführungsmodal i täten zu 
erarbeiten : 
- Ruß l and (U nterstützung des Demokrat is i erungsprozesses : Wahlbeob

achtung) 
- ehemal iges Jugoslawien ( Unterstützung des Verhandlungsprozesses : 

humani täre H i l fe) 
-- Südafrika  ( U  nterstützu ng des Übergangsprozesses : Wahlbeobachtung)  
- Förderung der Stabi l i tät und des Fri edens in Europa ( Ba l l adur- Plan )  
- \i aher Osten (pol i t ische ,  wirtsch aft l i che und fi nanz iel l e  Unterstü tzung 

des Fri edensprozesses : a l l enfal l s  Entsendung von Wah lbeobachtern) 

Operat ive Besch lüsse für die  konkrete Durchführung wurden in der 
Zwischenzeit  vom Rat der EU gefaßt und betreffen : 

- die E ntsendung von Wah lbeobachtern nach Ru ß land 
Diese  Operati on erfolgte programmgemäß .  Aufgabe des in  M oskau 
errichteten Beobachterzentrums war, dem Rat über den Ab lauf der Wahlen 
zu berichten,  den Beobachtern prakt i sche  H i l fe zur Verfügung zu ste l len 
(Transportmitte l ,  Kommunikationsmi tte l )  und d ie  Kontakte zwischen 
i nternat iona len Organisat ionen und sonst igen Beobachtern herzuste l len 
( K SZ E  und d ie  PV des  Europarats entsandten ebenfall s  Beobachter). I n  
den Rah men dieser Geme insamen Akt ion fie len auch d ie  Beobachtung der 
M edienberi chterstattung zu den Wah len  durch das Europäische M edien in
st itut und das Bereitste l l en  von technischen H i l fsmit te ln .  

- Bosn ien -H erzegowina 
Die Gemeinsame Aktion betrifft i m  wesentl i chen die Bereitstel lung von 
finanzie l l en  M itte ln für h umanitäre Zwecke und i st in Durchführung .  
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- Südafrika 
Die EU beschloß einen M aßnahmenkatalog, der die Beobachtung der am 
27 . April 1 994 stattfindenden Wahlen und eine Zusammenarbeit vorsieht. 

- Vorbereitungskonferenz für einen Stabilitätspakt 
Das Projekt geht auf einen Vorschlag des französischen Premierministers 
Edouard Balladur zurück und sieht die Regelung von Minderheitenfragen 
und die Konsolidierung der Grenzen vornehmlich im östlichen Europa vor. 
Entsprechende bilaterale Verträge sollen zwischen interessierten Staaten 
abgeschlossen und in einem europäischen Stabilitätspakt zusammengefaßt 
werden. Nach Vorbereitungs gesprächen mit einer Reihe von Staaten 
(darunter Österreich) wurde entsprechend diesen Gedanken am 20. De
zember eine Gemeinsame Aktion beschlossen, die vorerst nur eine erste 
Phase, nämlich die Einberufung der für April 1 994 vorgesehenen Vorberei
tungskonferenz umfaßt. 

Entsprechend dem Maastrichter Vertrag schließt die GASP sämtliche 
Fragen ein, die die Sicherheit der EU betreffen ; das ist ein substantiel les 
N ovum und trägt dem Umstand Rechnung, daß in der heutigen Zeit nur ein 
umfassender Sicherheitsbegriff angebracht ist. Die Arbeitsgruppe "Sicher
heit" im Rat war bemüht, v. a. in vorbereitenden Diskussionen den 
zugrundezulegenden Sicherheitsbegriff zu definieren.  Es zeigte sich jedoch 
klar, daß dieser erst im Zuge konkreter praktischer Erfahrungen genaue 
Konturen annehmen wird .  

Auf Grundlage der Sicherheitsinteressen der EU,  für deren Definition es 
ebenfalls erste Vorschläge gibt, wären die Elemente für eine gemeinsame 
Verteidigungspol itik, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidi
gung führen könnte, zu definieren, was eine wichtige Aufgabe der 
Regierungskonferenz 1 996 sein wird. Gerade in dieser Hinsicht ist eine 
enge Zusammenarbeit zwischen EU und Westeuropäischer Union (WEU) 
von grundlegender Bedeutung, da letztere auf Ersuchen der EU Entschei
dungen und Aktionen mit verteidigungspolitischen Bezügen ausarbeitet 
und durchführt. Die Erleichterung dieser Zusammenarbeit soll  nicht nur 
durch die bereits erfolgte Verlegung des Sitzes des WEU-Sekretariats nach 
Brüssel , sondern auch durch die ab Juli 1 994 erfolgende zeitmäßige 
Anpassung der WEU-Präsidentschaft an die der E U  erreicht werden. Die 
Intensivierung der Zusammenarbeit der Sekretariate und die größtmögli 
che Koordinierung der S itzungen sollen erforderlichenfalls unmittelbar 
aufeinander folgende Entscheidungen von EU und WEU ermöglichen. 

In institutioneller Hinsicht bedeutet das Inkrafttreten des Maastrichter Ver
trags, daß die außenpolitische Zusammenarbeit nicht mehr nur auf rein 
zwischenstaatlicher Basis, sondern auch im Rahmen des Rats als Organ der 
Union erfolgt. Bei I nkrafttreten des Unionsvertrags wurden die bisher neben
einander bestehenden Sekretariate sowie eine Reihe von Arbeitsgruppen der 
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EG einerseits und der E PZ andererseits zusammengelegt und e ine Reihe 
weiterer institutionel l er Anpassungen getroffen .  Die Beschlußfassung der 
M itgl i edsstaaten erfolgt jedoch weiterhin weitgehend einstimmig und b leibt 
der Überprüfung durch den Europäischen Gerichtshof entzogen. 

Das bis  zum I nkrafttreten des M aastrichter Vertrags am häufigsten benützte 
I nstrument der E PZ - die gemeinsamen Erklärungen - hielten s ich m it 1 1 9 
z iffernmäßig im Rahmen von 1 992  und behandelten d ie  oben erwähnten 
thematischen Schwerpunkte der E PZ im Jahr 1 993 . Demarchen der EU 
wurden in  den  arabischen Ländern wegen der  Nichtunterzeichnung der 
Chemiewaffenkonvention und gegenüber der serbischen Führung wegen der 
I nhaftierung und Mißhandl ung des Oppositionspolit ikers Vuk Drascovic 
publ ik  gemacht. Troika-Missionen konzentrierten sich schwerpunktmäßig auf 
die zentra l - und osteuropäischen Länder sowie die pol it ische Unterstützung 
des Abkommens I srael-PLO und d i e  finanzie l le  Unterstützung der Pal ästi 
nenser. Dem intensivierten M einungsaustausch und der Kontaktaufnahme 
d iente ein Besuch des dänischen Ratspräsidenten in Südafrika. 

Die "Dritte Säule" : Die Zusammenarbeit der EU in den Bereichen Justiz und 
Inneres 

Die  Verwirkl i chung der vier Grundfreiheiten des EU-Vertrags bedeutete 
i nsbesondere seit  dem I nkrafttreten der Einheitl i chen Europäischen Akte 
den schri ttweisen Abbau der innergemeinschaftl i chen Grenzkontro l l en 
u n d  anderer nationaler Kontro l l mechanismen, d ie  auch der Verbrechens
bekämpfung dienen.  Durch den M i ßbrauch von Freihei ten durch d ie  
krimine l l en Praktiken von Drogenhändlern ,  Verbrechersyndikaten, Betrü
gern, Gel dwäschern, Waffendeal ern und Terroristen drohte den Mi tgl ieds 
staaten e in  S i cherheitsdefizit, dem seit  etwa 1 5  Jahren durch e ine i mmer 
intensiver werdende Zusammenarbeit  außerhalb des formalen EG- Rah
mens gegengesteuert wurde .  Diese  Zusammenarbeit fand in  einer Reihe 
von Arbeitsgruppen und Foren statt, davon besonders erwähnenswert : 
TREVI  (" Terrorisme,  Radi ca l i sme ,  Extremisme,  Vio l ence Internat ionale" ) ,  
Ad-hoc-Gruppe I mmigrat ion,  E PZ-Arbeitsgruppe Zusammenarbeit i m  
B erei ch Justiz, CELAD (Comite Europeen Lutte Antidrogue), M AG 
( M utual  Ass istance Group für d ie  Zusammenarbeit  im Zol l  wesen),  GAFI 
(Groupe d 'Action Financiere für d ie  Bekämpfung der Geldwäsche) ,  
Ad-hoc-Gruppe I nternationales  Organis iertes Verbrechen.  

M it dem Vertrag über d ie  Europäi s che Union, dessen Tite l  VI Bestimmun
gen über  d ie  Zusammenarbeit i n  den  Bereichen Justiz und Inneres ("Dri tte 
S äul e") enthält ,  wurden I nsti tut ionen und Regeln für d ie  K ooperat ion auf 
d i esem Gebiet geschaffen .  S i e  findet abgesehen von einzelnen gemein
schaftsrecht l ichen Ansätzen i n  erster Lin ie  auf i ntergouvernementaler 
Ebene statt. Gemäß Art K 1 des Vertrags s ind u .  a .  die Asylpol i t ik ,  die 
Kontro l l e  an den Außengrenzen, d i e  Einwanderu ngspo l it ik ,  die Bekämp-
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fung der internationalen organisierten Kriminal ität, die justitiel le Zusam
menarbeit in Zivi l- und Strafsachen, die Zusammenarbeit im Zol lwesen 
sowie die polizeiliche Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen Angele
genheiten von gemeinsamem Interesse. Besondere Bedeutung wird dabei 
der Errichtung eines Europäischen Polizei amts (EUROPO L) zukommen. 

Nach dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen am 1 .  November 1 993 fand 
am 29./30. November der erste Fachministerrat für "Justiz und Inneres" 
der EU statt, der an die Stelle der früheren einschlägigen Kooperationsfo
ren trat. Nach dem Arbeits- und Aktionsprogramm dieses Rats soll 1 994 
insbesondere das "Dubliner Abkommen" (Zuständigkeit für die Durchfüh
rung von Asylverfahren) in Kraft treten und das "Außengrenzabkommen" 
sowie die " Konvention zur Errichtung der EUROPOL" fertiggestel lt 
werden. Ab Anfang 1 994 wird eine Drogenbekämpfungseinheit in Den 
Haag als erste Einrichtung der EUROPOL ihre Arbeit aufnehmen. Der 
gesamte Arbeitsbereich der "Dritten Säule" wird von einem Ausschuß 
ho her Beamter ("K.4-Ausschuß") koordiniert. 

Im Rahmen der Verhandlungen über den Beitritt Österreichs zur EU erwies 
sich das Kapitel 25 (Justiz und Inneres) als unproblematisch, da der 
rechtl iche und politische Besitzstand der Union von Österreich vorbehalt
los angenommen werden konnte . 

3. Binnenmarkt 
Ungeachtet der Ereignisse rund um die Maastricht-Ratifizierung, die 
Debatten über die Finanzierung der Gemeinschaft, die GA TI-Problematik 
und die EWS-Schwierigkeiten wurden von den EG-Institutionen weitere 
Schritte zur Vollendung des Binnenmarkts gesetzt. Die europäische 
I ntegration erreichte mit der Schaffung eines einheitl ichen Wirtschafts
raums ohne Binnengrenzen für rund 340 Mill ionen Verbraucher nach 
Perioden des Stillstands eine neue Dimension . Die Bedeutung des Binnen
marktprozesses für die Überwindung der Rezession und die Wiederherstel 
lung des Vertrauens der Bevölkerung in die europäische Integration wird 
von verschiedenen Seiten immer wieder hervorgehoben. 

Im Rechtsetzungsverfahren für die Vollendung des Binnenmarktpro
gramms wurden bisher mehr als 95% verwirklicht. Dem freien Verkehr von 
Waren, Dienstleistungen und Kapital sind damit innerhalb der EU keine 
Grenzen mehr gesetzt : so wurden z.  B. durch die Beseitigung der Grenzfor
malitäten für Waren die Transportkosten um 3 - 4% gesenkt, zeitraubende 
Grenzformalitäten entfal len ; Vereinfachungen gibt es auch bei Zulassungs
bestimmungen für Produkte und Lizenzen im Banken- und Versicherungs
bereich,  wo zwölf verschiedene Systeme durch ein einheitliches ersetzt 
wurden ; Firmen können sich im Binnenmarkt an Auschreibungen öffentl i
cher Aufträge in anderen Mitgliedsländern ab einer bestimmten Auftrags
höhe gleichberechtigt beteiligen. 
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Die  Arbeiten zur Errichtung des B innenmarkts waren m it der Öffnung der 
B innengrenzen am I .  Jänner 1 993 noch n icht völ l ig abgesch lossen .  I n  
d iesem Zusammenhang h at d ie  Absch affung der Personenkontro l l en 
absolute pol i t i sche Priorität, denn das Weiterbestehen von Personenkon
tro l l en  an  den innergemei nschaftl i chen  Grenzen wird a ls  ernstes " I mage
problern" angesehen - den Bürgern werde der Umfang der neuen 
Freih ei ten  n i cht  bewußt .  D arüber h i naus i st durch die sch wierige wirt
schaft l iche  Lage der E indruck entstanden,  das B innenmarktprogramm 
h abe sein e  Zie le  n icht  erre icht .  Nach Ansich t  der EG- Komiss ion  se ien 
bere i ts während der schrittwei sen Verwirkl ichung des B innenmarkts in der 
zweiten H äl ft e  der 80er Jahre posit ive I mpulse ausgegangen.  

Abgesehen von der Frage der Personenkontro I I en an den innergemein
schaftl i chen Grenzen stel l en  d i e  übrigen derzeit noch ausstehenden 
M a ß nahmen (z. B .  Gei st iges Eigentum, Schutz bi otechn i scher E rfi n dun
gen ,  mediz in i scher Bere ich)  nach Ans ich t  der  Kommiss ion ke in  H indern i s  
zur weiteren Entwick lung des B innenmarkts dar. Nachdem das Rechtsset
zu ngsverfahren de facto abgeschl ossen i st ,  l i egt der Schwerpu nkt der 
K ommiss ionsarbeit nun bei  der S i cherste l lung  des re ibungs losen Fun ktio
n i erens  des Gemeinsamen Marktes .  

Der für den B innenmarkt zuständige EG- Kommissär Raniero Vann i  d 'Ar
ch i rafi präsenti erte dem B innenmarktrat am 1 4. Juni  Vorsch läge zur Verbes
s erung der Effiz ienz des B i nnenmarkts, die meh rere Anregungen des von 
e iner  h ochrangigen Expertengruppe erstel lten "Sutherl and- Reports" (be
nannt nach einem ehemal igen Kommiss ionsmi tgl i ed)  aufgrei fen .  Am 
2 7 .  September e in igten s i ch die B in nenmarktmin i ster darauf, daß die KO Ill 
m i s s ion  auf der Grundl age di eses Arbeitspapiers i n  Zusam menarbeit  mit  
den Mi tg l i edsstaaten,  Gemeinschaftsi nst itut ionen und i nteress i erten Ge
se l l schafts - und Wirtschaftskre isen e in  "Strategi sches Programm zur Ver
waltung und Weiterentwicklung des B i nnenmarkts" ausarbeiten so l lte, das 
auf der Ratss i tzung am 1 6 . Dezember vorgeste l l t  wurde .  K onsens bestand 
bei  der Ausarbeitung des Programms über die Notwendigkeit  einer übergre i 
fenden Strategie bei  der  Durchführung des  M arktes : e ine  stärkere Verknüp
fung d ieses  Programms mi t  den anderen Pol it i ken der E U, i nsbesondere der 
Wettbewerbs- und K onsumentensch utzpol i t ik und der Pol it ik für d i e  Förde
rung k le iner  und mittl erer U nternehmen, wurde gefordert .  

D i e  Anstrengungen müßten s i ch nach  Ans icht der  Kommiss ion in  nächster 
Zeit  v .  a .  auf folgende Berei che  konzentrieren : 
- verbesserter Zugang zum Recht durch verstärkte Ausbi ldung von 
R ichtern und Rechtsanwälten im Gemeinschaftsrecht, durch Konsol i d ie
rung und bessere Verbreitung  der B i nnenmarktgesetzgebung, durch mehr 
Transparenz von Sanktionen ,  etc. ,  
- Beseit igung von H indernissen bei  D ienst le i stungen durch Ausdehnung 
des im  Warenbereich bereits angewandten Not ifi kationsverfahrens ( Richt-
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l inie 83/ 1 89/EWG) für neue nationale Maßnahmen auf den Dienstlei
stungsbereich, 
- Entwicklung einer Informationsstrategie für Bürger und Unternehmen, 
- Verstärkung des Prozesses der Europäischen Normung, 
- Ausbau der Transeuropäischen Netze in den Bereichen Verkehr, Energie 
und Telekommunikation, die zu strukturellen I nstrumenten der europäi
schen I ntegration werden sollen (ein Kommissionsvorschlag über den 
transeuropäischen Telematikverband der Verwaltungen wurde im Juni 
1 993 vorgelegt), 
- Dynamisierung der Verwaltung : Überwachung der Effizienz und Aus
wirkung von dem Binnenmarkt zugrundeliegenden Normen einschließlich 
kritischer Analysen solcher Normen in ihrer Gesamtheit ; Ausbau der 
Kontrolle, der Rechtsmittel und der Sanktionen unter Beachtung der 
Subsidiarität, 
- Kontrolle einer zufriedenstellenden Umsetzung der Maßnahmen des 
Weißbuchs in den einzelnen Mitgliedsstaaten. 

In ersten Stellungnahmen äußerten sich die Mitgliedsstaaten sehr positiv 
zum Strategieprogramm ; über den Stand seiner Durchführung wird die 
Kommission regelmäßig in den jährlichen Binnenmarktberichten informie
ren.  Nach einem Jahr Europäischem Binnenmarkt ist festzustel len, daß 
sich trotz des Eindrucks, das B innenmarktkonzept könne sich wegen der 
herrschenden Rezession nicht voll entfalten, eine Dynamik entwickelt hat, 
die der europäischen Integration neue Impulse gibt. 

4. Beziehungen zwischen der EU und den Staaten Zentral- und 
Osteuropas 

Der Europäische Rat beschloß am 2 1 ./22. Juni, daß die assoziierten Länder 
Zentral- und Osteuropas, die dies wünschen, Mitglieder der EU werden 
können. Voraussetzung ist, daß diese Staaten in der Lage sind, den mit einer 
Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erfor
derlichen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen. Außer
dem wurden ein intensivierter Politischer Dialog, Konsultationen zu Themen 
gemeinsamen Interesses sowie ein rascherer Abbau von Handelshemmnissen 
beschlossen. Weiters sollen die Teilnahme an Forschungsprogrammen er
möglicht und die Ausbildung von Experten unterstützt werden. 

Die Ratifikationsverfahren für die Europaabkommen zwischen der EU und 
Ungarn bzw. Polen wurden abgeschlossen. Das Inkrafttreten wird Anfang 
1 994 erwartet. Die Teilung der CSFR in die Tschechische Republik und die 
Slowakei machte eine Neuverhandlung des Europaabkommens notwendig. 
Neu eingefügt wurde aufgrund der nunmehrigen Vorgangsweise der EU 
eine Menschenrechts- und Demokratieklausel .  Die  neuverhandelten Euro
paabkommen mit der Tschechischen und der Slowakischen Republik 
wurden am 23 . Juni paraphiert und am 4. Oktober unterzeichnet. Die 
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Europa - heute und morgen 

1 Slowenien 
.2 Kroatien 
3 Bosnien-Herzegowina 
4 Jugoslawien 
5 Makedonien 

Quel le :  Österre ichisches Gesel lschafts- und Wirtschaftsmuseum. 
Grafisch adaptiert vom Österreichischen Statistischen Zentral amt. 

. . . . . . . 
. . . . . . . . .. 

�----- . . . .. .. . .. ..  .. 
''-''''- ''''-- . .. : • .  f1tußland· .. . , . . . 

Ratifizierungsverfahren sind noch nicht abgeschlossen, sodaß die Interims
abkommen über die vorweggenommenen Handelsbestimmungen mit bei
den Staaten weiterhin in Kraft bleiben. Am 1 .  Februar wurde das Euro
paabkommen mit Rumänien unterzeichnet. Um auch mit Rumänien die 
Handelsbestimmungen des Abkommens vorwegzunehmen, wurde am 
1 .  Mai das Interimsabkommen in Kraft gesetzt. Das Europaabkommen mit 
Bulgarien wurde am 8 .  März unterzeichnet. Aufgrund der internen Diskus
sion über die handelspolitischen Instrumente der EU ist das Interimsab
kommen noch nicht in Kraft getreten .  Mit Slowenien wurden im Dezember 
exploratorische Gespräche aufgenommen. 
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Die Europäische Kommission legte dem Rat im Dezember den Entwurf für 
ein Verhandlungs mandat für Freihandelsabkommen mit den drei Balti schen 
Staaten vor. Ziel ist eine weitgehende Handelsliberalisierung in Anlehnung 
an die bilateralen Abkommen zwischen den skandinavischen EFT A-Län
dern und den Baltischen Staaten . Die Abkommen sollen eine Verbesserung 
gegenüber den bestehenden Handels- und Kooperationsabkommen dar
stellen, werden jedoch noch nicht die Qualität von Europaabkommen 
besitzen. 

Die nach der im November 1 99 1  erfolgten Kündigung des Handels- und 
Kooperationsabkommens mit der SFR Jugoslawien gegenüber Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina und der Ehemaligen jugoslawischen Republik Ma
zedonien eingeführten Maßnahmen im Umfang dieses Abkommens sind 
weiterhin in Kraft. Die gleichen Konzessionen zugunsten Sloweniens 
wurden durch das am 5. April 1 993 unterzeichnete neue Handels- und 
Kooperationsabkommen ersetzt, das am 1 .  September in Kraft trat. Die 
Handels- und Kooperationsabkommen, die mit Litauen, Lettland und 
Estland im Mai 1 992 unterzeichnet wurden, traten am 1 .  Februar 1 993 
(Litauen, Lettland) und am 1 .  März 1 993 (Estland) in Kraft. Es handelt sich 
dabei um klassische, nicht präferenzbegünstigte Rahmenabkommen. Auch 
mit Albanien besteht ein Handels- und Kooperationsabkommen, das am 
1 .  Dezember 1 992 in Kraft getreten ist. 

Mit Rußland fanden acht Verhandlungsrunden über ein Partnerschafts
und Kooperationsabkommen statt. Man kam einer Paraphierung sehr nahe. 
Präsident Boris Jelzin, Ratspräsident Jean-Luc Dehaene und Präsident 
Jacques Delors unterzeichneten am 9. Dezember eine Gemeinsame Erklä
rung, die eine Absichtserklärung enthält, zu einem raschen Abschluß der 
Verhandlungen zu gelangen. Das Partnerschafts- und Kooperationsab
kommen soll eine Zwischenstufe zwischen Handels- und Kooperationsab
kommen und den Europaabkommen darstellen. Wie in den Europaabkom
men wird eine Menschenrechtsklausel enthalten sein .  Mit der Ukraine 
fanden drei Verhandlungsrunden, mit Belarus zwei Verhandlungsrunden 
über Partnerschafts- und Kooperationsabkommen statt. Mit Kasachstan 
soll die erste Verhandlungsrunde Anfang 1 994 geführt, mit Moldau Anfang 
1 994 exploratorische Gespräche aufgenommen werden. In der Übergangs
zeit bis zum Inkrafttreten der Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
wird von der EU das im Dezember 1 989 mit der Sowjetunion für die Dauer 
von zehn Jahren abgeschlossene Handels- und Kooperationsabkommen 
auf alle Nachfolgestaaten angewandt. 

5. Österreichische Motive für die Mitgliedschaft in der EU 

Die Entwicklungen des Jahres 1 993 bestätigten die Richtigkeit der 
Entscheidung Österreichs, eine Mitgl iedschaft in der EU anzustreben, voll. 
Die Auswirkungen der europäischen Rezession, die auch unser Land 
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betreffen,  zeigten, wie gering d ie  M ögl ich keiten eines europäischen Landes 
mi tt lerer Größe s ind, im A l l ei ngang gegen wirtschaftl i che Kri senersche i 
nungen anzukämpfen .  Ebenso wie Konjunktureinbrüche ,  strukture l l e  
Wettbewerbsnachtei le  u n d  M assenarbeits losigkeit im Zeitalter der I nterde
pendenz kontinentale Phänomene sind, müssen auch die Gegenmaßnah 
men  auf europäischer Ebene koordiniert werden.  Das i m  Dezember 1 993 
von der Europäischen K ommiss ion dem Europäi schen Rat vorgel egte 
" Weißbuch über die mit te lfri stige Strategie für Wachstum, Wettbewerbsfä 
higkeit und  Beschäftigung" ha t  d i e s  klar dargelegt. Die  darin enthaltenen 
Vorschläge haben auch für Österreich Relevanz.  Nur durch einen E U - Be i 
tritt kommt Österreich i n  d ie  Lage, an den gemeinsamen Bemühungen um 
e ine  Überwindung der w i rtsch aftl ichen Probleme gle ichberechtigt m itzu
wirken . Nur durch den Be i tritt kann es die wi rtschaft l i chen I mpu l se ,  d ie  
von e iner  Weiterentwickl ung der  I ntegration zu  erwarten s ind, vo l l  nutzen .  

Der nach beträcht l i cher Verzögerung am 1 .  Jänner 1 994 sch l ieß l ich in  K raft 
getretene Europäische Wirtschaftsraum (EWR) bringt eine weitgehende 
E inbeziehung Österre ichs in  den Binnenmarkt. Er ste l lt e ine  wertvo l l e  
Vorbereitung für einen EU-Bei tritt dar, kann jedoch n icht  a l s  Alternative 
dazu gewertet werden. D ie  vol l e  Mi tgestaltung der recht l ichen Grundlagen 
des B innenmarkts - wie auch d ie  vol le Tei lnahme am europäi schen 
I ntegrationsprozeß - wird Österrei ch erst a l s  EU-M itgl i ed ermögl icht .  
Weiters trägt die österrei chische Wirtschaft auch nach I nkrafttreten des 
EWR die schwerwiegenden Folgen der - insbesondere als Folge des Ab
schlusses der Europaverträge der E U  mit osteuropäischen Staaten entstan
denen - mangelnden Verknüpfung der U rsprungssysteme und den Wettbe
werbsnachteil der Aufrechterhaltung der Grenzkontro l len im Güterverkehr. 
Diese Probleme können erst durch einen Beitritt zur EU gelöst werden.  

Die pol i t ischen und s icherhei tspol i ti schen Motive des österre ichischen 
Beitrittswunsches rückten in letzter Zeit  immer mehr in den Vordergrund .  
Österrei ch s  s icherheitspol i t i sches Umfe ld  hat s ich  se i t  dem Ende des 
Ost-West-Konfl ikts weitgehend geändert .  Die  Gefahr eines großen Krieges 
zwischen Ost und West ist  geschwunden,  dafür sind kle inere m i l i täri sche 
Konfl i kte und Bürgerkriege, d ie  unter  den Bedingungen des K alten 
Krieges unwahrschein l i ch waren, h eute Real ität .  Zum mi l itärischen Kon
fl i ktpotential  - besonders konzentriert i n  Südosteuropa und im Randbe
rei ch Rußlands - kom men die n ichtmi l i tärischen Folgeprobleme der 
po l it ischen Umwälzungen .  Die daraus resul ti erenden Sicherheitsri siken 
rei chen von M assenmigrationen über ökologische Katastrophen,  gravie
rende wirtschaft l iche Verlu ste bis  zu i nternat ionalem Verbrecherturn u nd 
Terrori smus .  Die  regiona le  H erausforderung verbindet s ich weiters mit  den 
negativen Auswirkungen der  globalen Disparitäten in  Bevölkerungswachs 
tum und Einkommensverte i lung, d ie  d ie  europäische Wirk li chkeit i n  den 
kommenden J ahren zunehmend überschatten werden.  
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Nach Jahrzehnten hoher Stabilität im Windschatten der Blockkonfronta
tion ist Österreich in eine Periode dynamischer Veränderungen eingetreten. 
Um die Chancen der neuen Situation nützen zu können und die Risiken 
erfolgreich abzuwehren, ist eine grundlegende Überprüfung der österrei
chischen Sicherheitspol itik erforderlich. Dem Großteil der neuen Sicher
heitsprobleme ist gemeinsam, daß sie im nationalen Alleingang kaum 
bewältigt werden können.  Nur gemeinsame Anstrengungen im Rahmen 
internationaler Strukturen und Institutionen bieten eine Chance, diese 
Probleme in den Griff zu bekommen. Dies gilt für die heute aktuellen 
Formen der militäri schen Bedrohungen ebenso wie für die nichtmi litäri
schen. Wenn ein Rückfall Europas in die Epoche der nationalstaatlichen 
Machtpolitik, der wechselnden Allianzen und der hohen Konfliktanfällig
keit verhindert werden sol l ,  müssen wirksame Instrumentarien für die 
Abschreckung und Abwehr von Aggressionen und für Krisenmanagement 
entwickelt werden. Derartige kollektive Sicherheitsstrukturen werden nur 
funktionieren, wenn auch die kleineren und mittleren europäischen 
Staaten solidarisch daran mitwirken. 

Erste Priorität einer den geänderten Bedingungen angepaßten österreichi
schen Sicherheitspolitik ist der Beitritt Österreichs zur EU. Der Prozeß der 
Europäischen I ntegration ist und war von Anfang an ein sicherheitspoliti
sches Konzept. Schon bei der Gründung der ersten europäischen Gemein
schaft, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 1 950 ging es 
um die kooperative und integrative Zusammenführung von Staaten, die 
zahlreiche Kriege miteinander geführt hatten, um militärische Konflikte 
zwischen den Mitgl iedsstaaten auf Dauer materiell unmöglich zu machen. 
Institutionalisierter Dialog und Zusammenarbeit, zunehmende wechselsei
tige wirtschaftliche Abhängigkeit und v. a .  die gemeinsame Ausübung von 
Souveränität im Rahmen der Gemeinschaftsinstitutionen waren die wich
tigsten Mittel, um dieses Ziel zu erreichen. Dieses Konzept erwies s ich für 
den westeuropäischen Bereich über 40 Jahre lang als erfolgreich. Nun 
bietet sich auch für Österreich die Chance, in die Stabilitäts- und 
Friedenszone der Europäischen Integration einzutreten. 

Seit der Beendigung des Kalten Krieges ist zu der schon bisher bestehen
den wirtschaftlichen Führungsrolle der EG auch eine politische und 
sicherheitspolitische Schlüsselrolle hinzugekommen. Der Wunsch der 
zentral - und osteuropäischen Reformstaaten nach Teilnahme am Integra
tionsprozeß brachte der Gemeinschaft einen großen Zuwachs an Einfluß, 
noch rascher wuchsen allerdings die an sie gerichteten Erwartungen. Ob es 
um nationalistische Konflikte im Osten und Südosten des Kontinents geht, 
um die Schwierigkeiten des System wandels in den neuen Demokratien, um 
ökologische Bedrohungen oder um die Gefahr von Massenmigrationen : in 
jedem Fall richten sich die Hoffnungen für Lösungsansätze in erster Linie 
an die Europäische Union. 
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M an muß einräumen, daß  die Gemeinschaft für i hre neue gesamteuropäi 
sche Ordnungsro l l e  weder po l it i s ch noch in i hren I nstrumenten vorbereitet 
war. Der M aastri chter Vertrag stellt einen ersten Versuch dar, den neuen 
H erausforderungen durch d ie  Erhöhung der inneren Dynamik der I ntegra
t ion in Richtung Wirtschafts - und Währungsunion und durch die Stärkung 
der außenpol i t ischen H and lungsfä higkeit zu begegnen . Obwoh l  der Ver
trag n icht ohne Schwächen ist und s ich se ine Verwirkl i chung in manchen 
Bereichen noch a l s  sehr schwierig erweisen dürfte, ist  er i n  se iner 
grundsätzl ichen K onzeption doch e ine notwendige Antwort der Gemein
schaft auf die veränderten Bedingungen der 90er Jahre .  Da Österre ich e iner 
dynamischen und handlungsfähigen Gemeinschaft angehören wi l l ,  l i egt 
die  Weiterentwicklung des I ntegrationsprozesses auf der Basis  des M aas
trichter Vertrags auch in se inem I nteresse .  

Österreichs Beitritt zur E U  hat s icherheitspol i ti sch mehrfache Relevanz : 

- Zunächst bri ngt d ie  vo l le  Tei lnahme am I ntegrationsprozeß a l l e in  
deshalb Si cherheit ,  we i l  s ich die Gemeinschaft trotz vie lfält iger interner 
M einungsverschiedenheiten in zentra len Fragen immer als So l idargemein
schaft erwiesen hat .  Aufgrund der vielfält igen wechse l seit igen Abhängig
keiten und i nsbesondere der Verflechtung der Vol kswirtschaften wird es 
zunehmend eine aus dem E igeninteresse abgel eitete N otwendigkeit .  e inem 
in  Bedrängnis geratenen Partner zu H i l fe zu kommen.  Dies ist l etzt l i ch e ine 
verl äß l ichere Garantie a l s  formel le  Beistandserkl ärungen, die s ich in  der 
Geschi chte immer wieder a l s  brüchig erwiesen.  Diese Sol idarität kann 
a l l erdi ngs nur Bestand h aben,  wenn s ie auf Gegensei t igkeit beruht. Auch 
Österreich \v i rd der Zusammenhalt  der Partner im Integrationsprozeß 
immer wieder Leistungen abfordern. Da s ich Österreich aber in e iner 
exponierteren Situat ion befindet a l s  die meisten M itgl iedsstaaten, hat es 
auch e in besonderes I nteresse an der gemeinsamen Abwehr von Bedrohun
gen . 

- Der Gemeinschaft kommt eine Schlüsse l ro l l e  bei  der  Bewältigung der 
aktue l len n ichtmi li täri schen si cherheitspo l i t i schen H erausforderungen zu . 
Dies  gi l t  für die Bedrohungen der Umwelt, wie  z .  B .  die unsi cheren 
Kernkraftwerke in Zentra l - und Osteuropa, ebenso wie für die rapid 
zunehmenden Probleme der  internationalen organis i erten Krimina l ität ,  
des Drogenhandels  und die Gefahr  unkontro l l i erter Wand erungsbewegun
gen.  Diese Probl eme, von denen Österreich in besonderer We i se betroffen 
i st, können im nationa len Rahmen nicht gelöst werden.  Die E U  ist  der  
einzige Zusammensch luß  i n  Europa,  der über  d ie  Kohärenz und die  
erforderl i chen Ressourcen verfügt. um diese Gefahren abzuwehren bzw.  zu 
vermindern.  Mi t  dem Bei tri tt zur  EU wird Österre ich in  e in enges Netz von 
Vertrags-, I n format ions- und Kooperat ionsstrukturen zur internat ionalen 
Bewält igung dieser Prob leme eingebunden - ein S icherhei tsgew inn ,  aus 
dem jeder e inze lne konkreten Nutzen ziehen wird .  
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- Auf den Gebieten der internationalen Konfliktverhütung und des 
Krisenmanagements steht die EU erst am Beginn der Entwicklung eines 
Instrumentariums, mit dem sie ihr politisches und wirtschaftliches Gewicht 
wirksam zur Bewahrung der Stabilität einsetzen könnte. Die Bestimmun
gen des Maastrichter Vertrags über die GASP bieten Ansätze in diese 
Richtung, die nun in konkrete außenpolitische Aktionen der Gemeinschaft 
umgesetzt werden sollen. Nach seinem Beitritt zur Europäischen Union 
wird Österreich die Möglichkeit haben, seine spezifischen Interessen und 
Vorstellungen über die Lösung internationaler Konflikte einzubringen. 
Dies wird den Einfluß des Landes in der europäischen Pol itik erheblich 
erhöhen und ein Mehr an Sicherheit bringen. 
- Im Maastricht-Vertrag ist auch die Zukunftsperspektive der Entwicklung 
einer gemeinsamen Verteidigungspolitik bereits festgelegt . Wie und wann 
dieses Ziel verwirklicht werden wird, wie sich das Verhältnis zwischen der 
EU, der WEU, der NATO und der KSZE gestalten wird, und welche Rolle 
einzelnen Mitgliedsstaaten in dieser zukünftigen gemeinsamen Verteidi
gungspolitik zukommen wird, kann heute all erdings noch nicht beurteilt 
werden. Für Österreich eröffnet der Beitritt zur EU jedenfalls die Chance, 
bei der Festlegung der europäischen Sicherheitsstrukturen für die nächsten 
Jahrzehnte gleichberechtigt mitzuwirken und so dafür zu sorgen, daß seine 
Sicherheitsinteressen in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden. 

Der Aufbau einer neuen europäischen Sicherheitsordnung ist ein längerfri
stiger Prozeß mit vielen unbekannten Faktoren . In  der gegenwärtigen 
Situation des Übergangs bleibt der Neutral itätsstatus Österreichs auch 
nach dem Beitritt zur EU aufrecht. Es war vom Beginn der Beitrittsver
handlungen an die Haltung der Bundesregierung, daß Österreich der EU 
als neutraler Staat beitreten wird. Dabei geht Österreich davon aus, daß die 
aus der Mitgliedschaft in der Europäischen Union erwachsenden Ver
pflichtungen die Kernelemente der Neutralität nicht berühren. Österreich 
muß sich als Mitglied der EU weder mil itärisch an Kriegen beteiligen, noch 
ist es verpflichtet, einem Militärbündnis beizutreten oder die Errichtung 
von Stützpunkten fremder Staaten auf seinem Territorium zuzulassen. Das 
Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität steht daher einer aktiven und 
solidarischen Mitwirkung Österreichs in der GASP nicht entgegen. 

Die österreichische Neutralität war jedoch nie Selbstzweck, sondern stets 
ein Mittel der Sicherheitspolitik. In der veränderten europäischen Situation 
muß Österreich davon ausgehen, daß es seine Sicherheit am wirkungsvoll 
sten im europäischen Verbund gewährleisten kann. Weil Europas Sicher
heit eben auch die Sicherheit Österreichs ist, hat Österreich alles Interesse, 
am Aufbau der künftigen europäischen Sicherheitsstrukturen solidarisch 
und im Geiste der gemeinsamen Verantwortung mitzuwirken. Ebenso wie 
es in der Zeit des Kalten Krieges die Neutralität Österreich ermöglichte, 
seine Souveränität wiederzugewinnen und als Teil der westlichen, demo-
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kratischen Staatengemeinschaft anerkannt zu werden,  w i rd der Be i tritt zur 
EU entscheidend dazu beitragen, daß Österrei ch d ie  s icherheitspol i t ischen 
H erausforderungen der  90er J ahre erfo lgrei ch bewälti gen wird .  

6. Stand und Verl auf der Verhandlu ngen über den Beitritt 
Österreichs zur EU 

Der Europäische Rat der  Staats- und Regierungschefs hat am 1 1 . / 1 2 . De
zember 1 992  in Edinb urgh besch lossen,  die Erwei terungsverhandlungen 
mit Österre ich,  Schweden und Finn land An fang 1 993  aufzunehmen . Kurz 
darauf l egte der Außenmin i sterrat d ie  Eröffnungssitzung der Verhandlun
gen für den 1 .  Februar fest .  Die österreichi sche Bundesregierung defin ierte 
in ihrer S i tzung am 26 .  J änner  1 993 d ie  grundsätzl ichen Verhandlungsposi 
t ionen . Die Verhandlungen mit Norwegen begannen am 5 .  Apri l .  

Die Beitrittsverhandl ungen finden zwischen Österre ich und den M itgl ieds
staaten der EU im Rahmen einer " Konferenz über den Beitritt zur 
Euro päischen U n ion"  statt ,  di e entweder auf Ebene der M in ister oder der 
Ste l l vert reter ( Botschafter )  tagt .  Österre ichischer Verhandlungsl eiter auf 
Mi n i sterebene i st Bundesmin i ster Alois  M ock,  Verhand Jungspartner ist der 
M i n isterrat "Al lgemei n e  Angel egenheiten" (Außenmin ister) der E U .  Den 
Vorsitz auf EU-Seite füh rte im I .  H albjahr  der dän i sche Außenminister 
N ie J s  H el veg Petersen, in der 2 .  J ahreshä l fte der be lgi sche Außenmin i ster 
Wi l l y  C l aes .  

Auf Ministerebene wurden fünf Verhandlungsrunden abgehalten : 

1 .  Februar 
9 . .J u n i  
5 .  Oktober  
9 .  November 

2 1 .  Dezem ber 

Brüsse l  
L u x emburg 
Luxemhur g  
Brüsse l  
B rüssel 

Die Verh andlungen auf Ste l l vertreterebene finden zwischen dem österre i 
ch ischen Verhand lungs le i ter  Botschafter M anfred Scheich einerseits und 
dem Ausschuß der Ständigen Vertreter ( C O R EP E R) der  EU-Mi tg l iedsstaa
ten andererseits statt . Der  Vors i tz im  C O R E P E R  wechselt  gemäß der 
EU- Präs identschaft, d .  h .  daß 1 993 zunächst der dänische Botschafter 
Gunnar Riberho ldt und ansch l i eßend sein be1gischer Ko l l ege Ph i l ippe 
Schoutheete d ie  Verhand lungen führten . 

Es  fanden insgesamt acht Verhandlungsrunden auf Stellvertreterebene statt, 
und zwar am 

2 .  Februar, 

2 8 .  M ai ,  
1 1 . März, 

22 .  Ju l i .  

29 .  September, 4. November, 

26 .  November u nd 1 5 . Dezember.  
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Gegenstand der Gespräche der 1 .  Sitzung auf Stellvertreterebene am 
2. Februar waren Ablauf und Organisation der Verhandlungen sowie die 
Festlegung eines Arbeitsprogramms, wobei als Grundgerüst eine Liste mit 
folgenden 29 Verhandlungskapitel erstellt wurde (die Symbole beziehen 
sich auf den Verhandlungsstand Ende 1 993) : 

* Kapitel ausverhandelt und formell abgeschlossen 
o formeller Abschluß noch ausständig 
+ weitgehende Verhandlungsfortschritte 

1 + Freier Warenverkehr 
2+ Freier Dienstleistungsverkehr und Niederlassungsrecht 
3 * Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
4+ Freier Kapitalverkehr 
5 Verkehrspolitik 
6+ Wettbewerbspolitik 
7* Verbraucher- und Gesundheitsschutz 
8+ Forschung und Informationstechnologien 
9* Allgemeine und berufliche Bildung 

1 0* Statistiken 
1 1  * Gesellschaftsrecht 
1 2* Sozialpolitik 
1 3 * Umwelt 
1 4* Energie 
1 5  Landwirtschaft 
1 6* Fischerei 
1 7+ Zollunion 
1 8+ Außenhandels beziehungen 
1 9+ Strukturelle Instrumente 
20+ Regionalpolitik 
2 1  * Industriepolitik 
22+ Steuerwesen 
230 Wirtschafts- und Währungspolitik 
24* Außen- und Sicherheitspolitik 
25* Justiz und Inneres 
26* Andere Bestimmungen des Vertrags über die EU 
27 Finanz- und Haushaltsbestimmungen 
28 Institutionen 
29 Anderes 

Weiters wurden bei dieser Tagung folgende grundlegende Verhandlungs
prinzipien festgelegt : 
- Die zu einem Verhandlungskapitel abgegebene Position kann die 
Haltung in anderen Bereichen nicht präjudizieren, 
- Verhandlungsergebnisse - auch Teilergebnisse - werden erst dann end
gültig, wenn Einigung über alle Verhandlungskapitel erzielt wurde, 
- für den Fall, daß der Acquis während der Verhandlungen geändert oder 
ergänzt wird, müssen die betroffenen Punkte erneut der Beitrittskonferenz 
vorgelegt werden. 
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Sch l ieß l ich wurde vereinbart ,  sofort mit der Prüfung des EG-Sekundär
rechts (Acquisprüfung) zu beginnen .  Zweck dieser Prüfung war die I dentifi 
zierung von Problem bereichen,  d ie  in  wei terer Folge im  Rahmen von exp lo 
ratorischen Gesprächen vertieft wurden. Wo immer es mögl i ch war, wurden 
bereits Lösungsansätze erarbeitet .  1 993  fanden insgesamt rund 1 25 Treffen 
zur Acquisprüfung und 64 exp loratorische Gespräche statt. 

Bei der 2. Tagung auf Ste l lvertreterebene am 1 1 . M ärz wurde festgeste l lt ,  
daß einige Verhandlungskapitel ,  die bereits im EWR-Abkommen geregelt 
wurden, als unproblemati sch anzusehen s ind .  Außerdem fand ei ne  ex 
p loratori sche Diskuss ion über  d ie  Bereiche Landwirtschaft, Regional 
und Strukturpol i t ik ,  Außenhandel sbeziehungen und Zol lunion statt. Die  
3 .  Verhandlungsrunde auf Stel lvertreterebene am 28 .  Mai diente vorwie
gend der Vorbereitung der 2 .  M i nisterrunde am 9. Jun i .  I nhal t l ich konnte 
sich die Beitrittskonferenz im S inne von österreich i schen Vorschlägen auf 
Übergangsfristen bezügl ich der Einrichtung des Zahnarztstudiums,  des 
Nachtarb eitsverbots für Frauen und des Landeverbots für l ärmre i che  
" Kapite l -2- Flugzeuge" auf österre ich ischen Regiona lflughäfen einigen . 

Wesentl i ches E rgebnis der 4. Tagung auf Ste l lvertreterebene am 22 .  Ju l i  
war  e ine gemeinsame Erklärung Österrei chs und der  EU,  die besagt, daß 
im Fal l von Schwierigkeiten in  Österreich im Zusammenhang mit der 
Freizügigkeit für Arbeitnehmer d ie  Instituti onen der U n ion e ine geeignete 
Lösung des Problems herbei führen werden.  Bei  der 5. Verhandlungsrunde 
auf Botschafterebene am 29 .  September wurde u.  a .  e ine von Österreich 
gewünschte gemeinsame Erklärung zum E U RATO M -Vertrag angenom
men, durch d ie  s ichergestel l t  wird ,  daß das gemäß der  Volksabstimmung im 
J ah re 1 978  über die fried l i che  Nutzung der K ernenergie gesetzl i ch 
verankerte Verbot der E rrichtung und des Betr iehs von  Kernkraftwerken 
auch bei e inem Beitritt Österre ichs  zur E U  aufrecht b leibt .  Außerdem 
wurde festgehalten,  daß in bezug auf die Endlagerung nuklearen Abfa l l s  
jeder M itgl iedsstaat se ine eigene Pol i t ik festlegt. 

Die 3 .  Verhandl ungsrunde auf M inisterebene fand am 5. Oktober in 
Luxemburg statt, um e inerseits e ine Zwischenbi lanz über den bisherigen 
Verhandlungsverlauf zu ziehen (9 Verhandl ungskapite l  waren zu diesem 
Zeitpunkt ausverhandelt)  und andererseits auf po l iti scher Ebene die 
notwendigen I mpulse  für d ie  weiteren Arbeiten zu geben und dadurch die 
Zie lvorgabe des E uropäisch en Rats von Kopenhagen,  die Verwirkl i chung 
des Bei tritts b i s  zum I .  J änner 1 995 ,  zu erreichen.  Der  Europäische Rat  am 
29 .  O ktober in  Brüsse l  bestätigte bekanntl ich dieses  Zie l  und ste l lte darüber 
h inaus fest, daß dazu die B ei trittsverhandlungen spätestens Anfang März 
1 994 abgeschlossen sein müssen.  

Wichtiges Ergebnis  der 6 .  Verhandlungsrunde auf Ste l lvertreterebene am 
4. N ovember war die Lösung e iner  bedeutenden Frage des  K apite ls  
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Außenhandels beziehungen durch eine gemeinsame Erklärung betreffend 
die Schutzmaßnahmen in den Assoziierungsverträgen der Gemeinschaft 
mit den Staaten Zentral- und Osteuropas. Durch diese Erklärung wird die 
Anwendung von Schutzmaßnahmen insofern erleichtert, als diese nicht erst 
bei Schwierigkeiten für die gesamte Gemeinschaft, sondern bereits bei 
Schwierigkeiten in einzelnen Mitgl iedsstaaten (z. B. Österreich) bzw. sogar 
einzelnen Regionen dieser Mitgliedsstaaten Anwendung finden können. 
Gleiches gilt bei Schwierigkeiten, die nur einzelne Produktionszweige 
betreffen. Schließlich wurde festgestellt, daß die möglichen Maßnahmen 
sowohl den Handel mit industriell -gewerbl icher als auch landwirtschaftli
cher Produktion betreffen können. 

Nachdem der Vertrag über die Europäische Union am 1 .  November in 
Kraft getreten war, faßte die Ministerrunde bei ihrer 4. Tagung am 
9 .  November den formellen Beschluß, die Beitrittsverhandlungen nunmehr 
auf Basis von Artikel 0 des EU-Vertrags zu führen. 

Im Rahmen der 7. Verhandlungsrunde auf Stel lvertreterebene am 26. No
vember wurde von EU-Seite ein "Paket" präsentiert, das eine Reihe von 
umweltrelevanten Punkten (z. B.  Verbringung von Abfällen, Bleigehalt von 
Benzin, Schwefelgehalt flüssiger Brennstoffe) sowie das österreichische 
M onopol für den I mport und den Großhandel mit Tabakerzeugnissen zum 
I nhalt hatte. Bezüglich des letztgenannten Punkts konnte eine dreijährige 
Übergangsfrist vereinbart werden, wobei der Markt so geöffnet wird, daß 
importierte Tabakerzeugnisse einen Marktanteil von 1 5% im ersten, 40% im 
zweiten und 70% im dritten Jahr erreichen können. Da über andere 
Elemente dieses "Pakets" kein Einvernehmen erzielt werden konnte, galt 
diese Einigung vorerst nur bedingt. 

Die 8. Tagung auf Botschafterebene am 1 5 . Dezember diente in erster 
Linie der Vorbereitung der 5. Verhandlungsrunde auf Ministerebene am 
2 1 .  Dezember. Inhaltl ich wurde das bereits vorliegende Paket um weitere 
Elemente ergänzt. Bei der genannten Ministertagung konnte das Gesamt
paket genehmigt und somit ein wesentlicher Verhandlungsfortschritt erzielt 
werden. Sowohl in bezug auf die Beibehaltung höherer Umweltstandards 
als auch im Hinblick auf die Kapitel des Maastrichter Vertrags (mit 
Ausnahme der WWU) gelang eine Einigung. Der Abschluß des Kapitels 
WWU wurde von einer unionsinternen Klärung der Voraussetzungen für 
den Übergang zur 3 .  Stufe der Währungsunion abhängig gemacht. 

Kernstück des "Umweltpakets" ist die für alle Beitrittskandidaten in 
gleicher Weise geltende "horizontale Lösung", die vorsieht, daß im Laufe 
einer Übergangsfrist von vier Jahren in der Union eine Initiative zur 
Anhebung der Umweltnormen auf das Niveau der neu beigetretenen 
Länder ergriffen wird. Diese I nitiative wird gemäß den üblichen Verfahren 
und unter gleichberechtigter Teilnahme der neuen Mitgliedsstaaten behan-
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delt werden .  Nach Abl auf  der Übergangsfrist gi l t  das gesamte EG- Recht 
für alte und neue M itgl iedsstaaten in gleicher Weise ,  was bedeutet, daß für 
den Fal l  e iner unbefri edigenden Lösung die  neuen Mitgl iedsstaaten auf d ie  
Schutzmechanismen ( insbesondere Art 1 00 a (4» des  EG-Vertrags zurück
greifen können .  Dadurch w i rd s ichergeste l l t, daß es in Österreich zu keiner 
Absenkung des Schutzniveaus in bezug auf Umwelt ,  Gesundheit  und 
S icherheit kommt.  

Die beschriebene Lösung findet u .  a .  Anwendung für Stoffverbote bzw. 
-beschränkungen von Pentach lorphenol  (v .  a .  in  Holzschutzmittel n ) ,  Kad
mium ( in PVC, Batterien  und Düngemitte ln) ,  Benzolgehalt  von Benzin und 
den Schwefelgehalt  von H eizö l .  Außerdem fal len  darunter eine Reihe  von 
österreichischen Kennzeichnungsvorschriften für Chemikal ien,  wie z .  B .  
Kennzeichnung von Gegenmaßnahmen i m  Unglücksfa l l ,  H inweise auf 
schadlose Bese it igung, Kennzeichnung von Giften (Giftband) und Kenn
zeichnung der Zusammensetzung von Zubereitungen. Wei ters wurde 
festgehalten, daß Österreich das Verbot von ble ihä ltigem Benzin beibeha l 
ten kann, da  d i e  verfügbaren Ersatzstoffe d i e  Versorgung des M arktes 
gewährle isten . 

Außerdem wurden bei  di eser Mini stertagung die "M aastricht- K apite l "  
Gemeinsame Außen- und S icherheitspol i t ik ,  Justiz und  I nneres sowie 
"andere Besti mmungen" des E U-Vertrags abgeschlossen.  Zur GASP wurde 
e ine gemeinsame Erk lärung der Union mit  a l len vier Beitri ttskandidaten 
vere inbart, in der u. a .  festgehalten wird, daß diese Länder ah dem 
Beitri ttszeitpunkt bereit und in  der Lage sind, voll und aktiv an der 
einsch lägigen Pol it ik,  wie  s ie im E U-Vertrag defin iert i st, tei lzunehmen .  I m  
H inb lick auf d i e  Verpfl i chtungen aus diesem Vertrag wi rd weiters davon 
ausgegangen, daß die Rechtsordnungen der Bei trittskandidaten zum 
Beitri ttszei tpunkt mit dem E U-Acquis vere inhar sein werden.  

Durch den wichtigen Verhandlungsfortschritt im Dezember waren bis zu 
d iesem Zeitpunkt insgesamt 1 3  Verhandlungskapitel abgesch lossen .  I n  
bezug auf zehn weitere Kapitel wurden die  Probleme soweit ei ngegrenzt, 
daß deren Abschluß nur mehr von der Lösung spezifi scher Einze l fragen 
abhängig war ( s iehe Liste der Verhandlungskapite l ) .  Dadurch konnte s ich 
das Schwergewicht der Bemühungen seit  Beginn 1 994 auf die dre i  für 
Österreich besonders wichtigen Probl emgebiete Transit ,  Landwi rtschaft 
u nd Zweitwohns i tze konzentri eren .  

7 .  Probleme der österreichischen Investitionsförderung 

Die  Auffassungsunterschiede über die Aus legung und Anwendung der für 
staat l i che  Be ih i l fen relevanten Best immungen im  Freih andelsabkommen 
Österreich  - EG führten 1 993  zu intens iven Diskuss ionen mit der Europäi 
schen Kommiss ion .  I m  Gemischten Ausschuß konnte i n  drei Fäl len keine  
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Einigung erzielt werden. Schon in Durchführung befindliche Investitions
vorhaben von Unternehmen aus dem EG-Raum in Österreich, denen von 
der öffentlichen Hand Beihilfen zugesagt und teilweise schon gewährt 
worden waren, wurden von der Europäischen Kommission auf ihre 
Vereinbarkeit mit dem Freihandelsabkommen geprüft. Im Fall der Firma 
Grundig Wien, der für ein Investitionsprojekt von 1 ,0 Milliarden Schil l ing 
im Juni 1 992 Beihilfen in Höhe von 1 00 Mil lionen Schi l ling zugesagt 
wurden, war die Kommission schließlich bereit, die Zulässigkeit von 

Österreich - ei n bedeutender Wi rtschaftspartner 
der EU 

88,7 

Exporte der EU-Mitgliedstaaten 
(ausgenommen innergemeinschaftl icher Handel ) 
1 99 1 : 523 Mill iarden US$ 

Quel le :  9ECD.  - EU innerg eme i nschaft l icher Handel 1 99 1  : 850 Mrd .  US$. 
Grafik :  Osterre ichisches Statistisches Zentralamt. 

Förderungen in der Höhe von 3 3  Mi llionen Schilling für Umweltinvestitio
nen sowie Forschungs- und Ausbildungsaufwendungen anzuerkennen. 
Der restl iche Betrag wurde dem Förderungsgeber im Dezember zurücker
stattet. Damit konnte die bereits vom EU-Ministerrat grundsätzlich be
schlossene Einführung von Zöllen für Exporte der Produkte Grundigs in 
die EU rückgängig gemacht werden. 

Das Investitionsprojekt von General Motors Austria in Wien-Aspern 
wurde von der Kommission trotz der geringen Beihilfeintensität (gemessen 
am gesamten I nvestitionsvolumen und in bezug auf das Endprodukt), die 
nicht wettbewerbsverzerrend wirkte, als mit den EG-Wettbewerbsregeln 
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unvereinbar angesehen.  Die  M itgli edsstaaten der E U  folgten am 2 1 .  De
zember e inem Verordnungsvorschl ag der Europäischen Kommiss ion , der 
d ie  Rücknahme von Zol lbegünstigungen im  Ausmaß von 4,9% für entspre
chende Exporte in den E U - Raum vorsieht .  

I n  der Diskuss ion über die I nvestit ionen für Steyr Nutzfahrzeuge war d ie  
K lä rung der  Förderwürdigkeit der  betroffenen Regionen gemäß EG-Wett
bewerbsrecht das entscheidende E l ement. Als E rgebnis  der  Gespräche über  
d ie  von Österreich präsent ierte Lis te  förderwürdiger Regionen konnte mi t  
der Kommiss ion e ine Wettbewerbskul isse vere inbart werden, d ie  3 5% der  
österre ichischen Bevölkerung umfaßt .  D ie  Region Steyr-K i rchdorf wurde 
aufgrund schwerwiegender Strukturprobleme und der daraus result ieren
den überdurchschnitt l i chen Steigerung der Arbeits losenzahlen a ls  förde
rungswürdiges Gebiet k lass ifizie rt .  Aufgrund dieses Kompromisses sowie 
e iner Ausweitung des I nvestiti onsvolumens und e iner  damit verbundenen 
E insch ränkung der Beih i lfensumme zog die Europäische Kommiss ion 
i hren Vorschlag zurück ,  womit die Frage einvernehml i ch geregelt werden 
konnte .  

8.  Entwicklung der wirtschaft l ichen Beziehungen Österreichs zum 
EG-Raum 

Österreichs EU-Handel 1 993 

Frankre ich ���������� 24.8 
� 20,7 

Niederlande !!!!!!�!!!!��� 1 6 ,3 

�iiiii�1 ;3'8 Großbritannien 1 5, 4  
1 5, 3  

���!!I!II!II_ 1 5 ,2 Be lgien � . f-L-o''-'-''--''--'-...... 8 ,;3 

Spanien ����7,79.7 
Dönemark 

Portugal  

I rland 

Griechen land 

Luxemburg 

o 1 0  20 

Q u e l l e :  Österre i c h i s c h e s  S t at i st i s c h e s  Zentra l a m t .  
G ra fi k :  Österre i c h i s c h e s  S ta t i s t i s c h e s  Zentra l a m t .  

30 

• Einfuhr aus EU 
zus .  378,5 Mrd .S  

o Ausfuhr  in  EU 
zus. 297 ,2  Mrd .S  

40 
I 

50 
in M rd .S  
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Außenhandel 1 983 - 1 993 mit der EU u n d  wichtigsten Ländern 
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1 983 84 85 86 87 88 89 90 9 1  92 93 

Außenhandel 1 993: Antei le nach Wirtschaftsräumen und 
Ländergruppen 

OPEC 2 % 
Entwicklungslönder 
ohne OPEC 6 % 
Osteuropäische 
Länder 8 % 

andere OECD 
1 0  % 

EFTA 7 % -----{ 

564.9 1 0  Mio.S. 

Quelle: Österreichisches Statistisches Zentralamt. 
Grafik :  Österreichisches Statistisches Zentral amt. 
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Außenhandel 1 983 und 1 993 
Ante i l e  der Warenhauptgruppen innerhalb von Wi rtschaftsräumen 
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• Nahrungs- u. Genu Bmittel 

Ba Roh- u. Brennstoffe 

Fertigwaren: 

� Halbfertigwaren 

Quel le:  Österreich isches Stati stisches Zentral amt.  
G rafik :  Österreichisches Statistisches Zentra lamt .  

o Investitionsgüter 

EJ Konsumgüter 

Sonstige Insgesamt 

:0'" Rl'" 1 983 1 99 3  

,Cl) ,os 348.339 564. 9 1 0  

in  Mio.s 

!":>onst ige In5gesamt 

�'" Rl'" 1 983 1 99 3  

,Cl) ,Cl) 2 7 7 . 1 39 467 . 1 7 1 

in Mio.S 
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9. EU-Forschungs- und Bildungsprogramme - Österreichische 
Teilnahme 

Die EU-Forschungs- und Entwicklungsprogramme werden in mehrjährige 
Rahmenprogramme zusammengefaßt, die zeitlich überschneidend abge
wickelt werden : 

1 993 wurde die letzte Runde von Ausschreibungen für spezifische Einzel
programme des 3. Rahmenprogramms für Forschung und technologische 
Entwicklung ( 1 990 - 1 994) abgewickelt. Die Vorbereitung für das 4. Rah
menprogramm für Forschung und technologische Entwicklung ( 1 994 -
1 998) wurde von der Europäischen Kommission abgeschlossen und ein 
Vorschlag dem Rat und dem Europäischen Parlament zur Entscheidung 
vorgelegt. 

M it dem I nkrafttreten des EWR-Abkommens wäre die vol le  (al le 
spezifischen Einzelprogramme des 3 .  Rahmenprogramms umfassende) 
und weitgehend gleichberechtigte (Gleichstel lung von österreichischen 
Projekttei lnehmern mit EG-Partnern, aber nur eingeschränkte Mitbe
stimmung bei Programmentscheidungen) Tei lnahme Österreichs ver
wirkl icht worden. Da das EWR-Abkommen 1 993 nicht mehr in Kraft 
getreten ist,  blieb die Tei lnahme Österreichs an spezifischen EinzeIpro
grammen des  3 .  Rahmenprogramms auf d ie  projektweise Tei lnahme 
beschränkt. Es entfiel aber die Verpfl ichtung, zum Programmhaushalt 
der spezifischen Einzelprogramme gemäß den Bestimmungen des 
EWR-Abkommens beizutragen . 

Bei Projekten, die vor dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens angenom
men wurden, sind die österreichischen Teilnehmer von österreichischen 
Förderungseinrichtungen bis zum erfolgreichen Projektabschluß zu betreu
en ; die Übernahme der österreichischen Förderungsanteile aus den durch 
die EFT A/EWR-Beitragsleistungen aufgestockten Programmhaushalten 
ist erst für Projekte, die nach dem Inkrafttreten angenommen werden, 
möglich. Die Teilnahme Österreichs am 3 .  Rahmenprogramm zerfällt 
somit in zwei Abschnitte : projektweise Teilnahme mit österreichischer 
Förderungsverpflichtung vor dem Inkrafttreten und programmweise Teil
nahme mit Projektförderung aus dem EWR-Programmhaushalt nach dem 
Inkrafttreten des EWR-Abkommens.  

Das verspätete Inkrafttreten des EWR-Abkommens hat den Anteil von 
Beteiligungen mit österreichischer Förderungsverpflichtung weiter erhöht. 
Die im EWR-Abkommen vorgesehene Teilnahme an den Sitzungen der mit 
der Durchführung und Planung der spezifischen Einzelprogramme befaß
ten Verwaltungsausschüsse konnte wenigstens teilweise durch die Entsen
dung je eines Beobachters vorweggenommen werden. Ab Inkrafttreten des 
EWR-Abkommens wird Österreich genauso wie die EU-Mitgl ieder je zwei 
Vertreter entsenden. Das Entgegenkommen, bereits in der Übergangszeit je 
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e Inen Beobachter in die einze lnen Programmausschüsse entsenden zu 
können, trug wesentl i ch dazu bei ,  die Entsche idungsabläufe in der 
Europäischen Kommiss ion besser kennenzu lernen, und er laubte darüber 
h inaus ,  an  der Vorbereitung der künftigen spezifi s chen E i nzelprogram me 
des 4. Rahmenprogramms tei lzunehmen.  

Die  Rechtsgrund lage für das 3 .  Rahmenprogramm waren noch die damals  
geltenden Verträge über  die E G  ( Einheit l iche Akte) . Das  4. Rahmenpro
gramm wurde bereits auf Grund des E U-Vertrags entworfen . Mi t  I nkraft
treten dieses Vertrags am I .  November wurde auch das neue E ntsche i 
dungsverfahren ( Kodezis ionsverfahren) wirksam.  

Knapp vor  Jahresende wurde mit  e iner grundsätzl i chen  Ein igung über den 
Vorschlag der Europäischen Kommiss ion zum 4. Rahmenprogramm die 
erste Lesung des Genehmigungsverfahrens abgeschl ossen .  Der u rsprüng
l i ch vorgeschl agene M ittelbedarf von insgesamt 1 3 , I M i l l i arden Rech
nungsei nheiten vI'urde nach l angen Beratungen - die  Abha ltung e iner  
zusätz l ichen Si tzung des  Forschungsmi nisterrats W �l r  dazu erforderl ich 
nur geringfügig auf 1 3  M i l l i arden Rechnungseinhei ten gekürzt .  Es so l l en 
davon a l l erd ings e ine Mi l l i arde Rechnungse inhei ten vorerst  gesperrt 
b l eiben . Die  Tei l na hme Österreichs am 4. Rahmenprogramm könnte nach 
Absch luß des Genehmigungsverfahrens (vorauss icht l ich Frühjahr  1 994) 
duf Grund e iner  gemeinsam von a l l en am EWR- Abkornmen te i lnehmen
den E FT A- M i tg l i eds l ändern mitzutragenden Entscheidung des  Gemei nsa ·· 
men E W R-Ausschusses erfol ge-n . Bei  einem a l l fä l l i gen Be i t r i t t  Österreichs  � � 
zur E Li A nfang J 995 w:::i re e ine so lche Tei lnahme in d e n  zu übern ehmenden 
Bes i tzst and  (Acqu i s )  ei nzubeziehen .  

D i e  Verzöge rung des  I nkrafttretens des  E W R-Abkom mens  bee inträcht igte 
auch die Tei lnahme Österreichs an de n EG-Bildungsprogrammen. Die  
Auswirku ngen waren in  diesem Bereich jedoch wen iger ei nschneidend, d a  
die  Tei lnahme Österreichs an den bei den großen Programmen,  COl\l ETT 
und ERASMUS, unabhängig vom E\V R-Abkom m en durch gesonderte 
Kooperati onsabkommen zwischen Österreich und der  EWG geregelt i s t .  
Die  i m  E W R- Abkommen vorgesehene Verbesseru ng der M itwirkung in 
den zuständigen Programmausschüssen wird aber e rst mit  dessen I nkraft 
treten verwi rkl icht  werden können . 

Die bisherige Tei lnahme Österreichs am EG- Programm für Hochschu l en 
und Wirtschaft i m  Bereich der technologischen Aus- und \Veiterb i ldung 
COMETT entwickelte s ich äußerst zufriedenste l lend : d ie  österreichischen 
Betei l igungen l i egen im Spi tzenfeld der E FT A- Mitgl ieds länder. Auf Grund 
der außerordent l ichen Qual ität der eingereichten Projekte übersteigt d ie  
Summe der Österrei ch zugewiesenen Stipendien und Förderungen sogar 
den österreich ischen Budgetbeitrag, der an die EG überwiesen wurde.  Vier 
regionale  Ausbi ldungspartnerschaften in  Österreich sorgen für di e Betreu-
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ung österreichischer Tei lnehmer im gesamten Bundesgebiet. Österreich ist 
weiters für ein europaweites Aus- und Weiterbildungsnetzwerk im Bereich 
der Lasertechnologie verantwortl ich .  

Durch den Abschluß eines bilateralen Kooperationsabkommens im N 0 -
vember 1 99 1  wurde die uneingeschränkte Öffnung des ERASMUS-Pro
gramms ab dem Studienjahr 1 992/93 erreicht. Ziel des Programms ist die 
Freizügigkeit von Hochschulstudenten, die Befreiung von Studiengebüh
ren und die Förderung des Lehr- und Hochschulpersonals. Zudem werden 
Maßnahmen gesetzt, um die im Ausland erworbenen Diplome oder 
Studienzeiten auch im Inland anerkannt zu bekommen, und Informations
netze über Arbeiten an anderen Hochschulen aufgebaut. Das Ergebnis der 
zweiten Ausschreibungsrunde (Studienjahr 1 993/94) war äußerst positiv. 
Österreich wird voraussi chtli ch rund 1 .600 Studenten (gegenüber rund 900 
in der ersten Ausschreibungsrunde) an Hochschulen im EG-Bereich 
entsenden. Im Gegenzug werden etwa 800 EU-Studenten nach Österreich 
kommen. Im Studienjahr 1 992/93 waren es 432 .  

M it dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens beteiligt sich Österreich an 
den Programmen JUGEND FÜR EURO PA und ARION (Austausch von 
Bildungsexperten) sowie an dem Bildungsinformationsnetz EURYDICE. 

Vorgesehen ist darüber hinaus die Teilnahme an den Tätigkeiten des 
Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung (CEDE
FOP). Mit Inkrafttreten des EWR-Abkommens nimmt Österreich auch an 
den beiden großen Programmen COM ETT und ERASMUS auf der 
Grundlage des EWR-Abkommens tei l .  

Ab 1 .  Jänner 1 995 beteiligen sich die EFTA-Mitgliedsländer an allen zu 
diesem Zeitpunkt bestehenden EG-Programmen im Bereich allgemeiner 
und beruflicher Bildung. 

Die Europäische Forschungsinitiative EUREKA zielt auf die europaweite 
Zusammenarbeit von Unternehmen und Forschungsinstitut�n auf dem 
Gebiet der marktnahen Forschung und Entwicklung ab, um die Produktivi
tät und Wettbewerbsfähigkeit der Industrien und Volkswirtschaften Euro
pas auf dem Weltmarkt zu steigern und damit die Grundlage für 
dauerhaften Wohlstand und beständige Beschäftigung zu festigen. Sie soll 
die Ressourcen von Firmen der EUREKA-Mitgl iedsstaaten, (EFTA-Staa
ten, EG-Staaten, Türkei , Ungarn und seit Juni 1 993 auch Rußland) ver
einen, um zukunftsträchtige Technologien zu entwickeln. Österreich ist 
Gründungsmitglied der EUREKA-Initiative von 1 985 .  

EUREKA konnte mit Abschluß des  turnusmäßigen französischen Vorsit
zes ( 1 992/93) neuerlich eine positive Bilanz ziehen. In dieser Periode 
wurden 1 93 neue EUREKA-Projekte genehmigt - die höchste Zahl seit 
Gründung der EUREKA-Initiative -, womit die Gesamtzahl der laufenden 
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Projekte auf 674 anst ieg.  Die  Zahl  der Projekte mit  österre ichischer 
Bete i l igung st ieg von 8 5  auf 93 ,  wobei  s ich das Gesamtvolumen d ieser 
Projekte auf mehr a ls  2, 1 M i l l i arden Sch i l l ing erhöhte .  Der Zuwachs kam 
v .  a .  den Bereichen U mwelt, I nformations- und Fert igungstechno logien 
zugute .  

Wichtigstes Ereignis der 1 1 . E U RE K A- Fa chmini sterkonferenz im Jun i  
1 993 in  Paris war  die  E inigung über den  Beitritt Rußlands zu  E U R E KA.  

10. Österreich ische H altung z u  Schengen 

Österre ich b eantragte i m  Ju l i  1 993 am "Schengener Prozeß" als  Beobachter 
mitzuwirken . Damit  so l l te  der Stel l en  wert unterstrichen werden,  den 
Österrei ch  der  Fre iheit des Personenverkehrs a l s  Voraussetzung für die 
Verwirk l i chung eines europäi schen B innenmarkts be imißt .  Mit  "Schenge
ner Prozeß "  wird jene prakti sche Zusammenarbeit  von neun E U-Staaten 
bezeichnet ,  die dem Schengener Übere i nkommen über den schrittweisen 
Abbau der Kontro l l en an  den gemeinsamen Grenzen 1 98 5  und dem 
dazugehörigen Durchführungsübereinkommen aus 1 990 angehören .  Zie l  
d ieser Übereinkommen is t  es im wesent l i chen, d ie  Personenkontro l J en  an 
den B innengrenzen zwischen den Schengener Staaten abzuschaffen und 
g le ichzeit ig d i ese  Kontro l J en an den Außengrenzen zu verstärken .  Das 
zul etzt fü r Ende 1 <)93 vorgesehene I nkrafttreten d ieser Abkommen wird 
s ich für unb esti mmte Zeit verzögern . 

Das österrei chi sche I nteresse in  d ieser Frage führt se i t 1 98K zu regelm ä ß i 
gen Kontakten auf Beamtenebene .  Z u  Beginn 1 9<)3  formul ierten d ie  
Schengener S taaten in  e iner  gemeinsamen Erkläru ng  i h r  I nteresse daran,  
daß  d ie  E U - Bei trittskandi daten auch den Bei tritt zu den Schengener 
Übereinkommen in Erwägung ziehen.  Eine positive Entscheidung h in�icht
l ieh e ines Beobachterstatus würde für Österrei ch bedeuten,  über Beratun
gen und Vorhaben der Schengener Gruppe eingehend informi ert zu 
werden .  Bis dahin so l l  ein I nformationsaustausch über die prakti schen 
Auswirkungen einer M itarbeit a l s  Beobachter stattfinden .  

11. Die G emeinsame Agrarpolitik und der EU- Beitritt Österreichs 

Die Gemeinsame Agrarpol i t ik  (GAP) galt  l ange Zeit a l s  die Gemeinschafts
pol i t ik  der  EG : Auch heute noch wird mehr a l s  d ie  H älfte der H ausha l ts
mitte l der Gemeinschaft für den Agrarbereich aufgewendet .  

Unter dem E indruck der Versorgungsprobleme der Nachkriegszeit z ie lte 
d ie  GAP auf Produktionssteigerungen, Stab i l i si erung der Agrarmärkte und 
Gewährle istung einer angemessenen Lebensh al tung der landwirtschaftl i 
chen Bevö l kerung ab .  Angesichts der zunehmenden Überprodukt ion  
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(" Butter- und Fleischberge"), der Kostenexplosion im EG-Agrarbudget 
und der raschen Abnahme der Wettbewerbsfähigkeit europäischer Land
wirtschaftsprodukte entschloß sich die Gemeinschaft Mitte der 80er Jahre 
eine Reform der GAP einzuleiten, über die schließlich im Mai 1 992 eine 
Einigung erzielt wurde. 

Zentrales Element dieser Reform ist eine deutliche Senkung der Preise für 
die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse, wobei Einkommensver
luste der Landwirte durch Direktzahlungen abgegolten werden. Gleichzei
tig setzt die Reform auf umweltgerechte Formen der Produktion und eine 
verstärkte Förderung von Kleinproduzenten. Die zwei Kernelemente der 
GAP, Außenschutz und Mindestpreisgarantie, bleiben aufrecht. Die GAP 
beläßt den Mitgliedsstaaten einen erheblichen Spielraum : Sozialpolitik, 
Steuerpolitik, Förderung von Infrastrukturen können weiterhin zur Verbes
serung der sozialen und wirtschaftlichen Lage der bäuerl ichen Familien 
eingesetzt werden. 

Landwi rtschaft in den EU-Staaten und in Österreich 1 991 

1 Symbol: 
[ = 1 Mio ha land-

. und forstwirtschafllich 
genutzter Boden 

(, = 1 00 000 in der \J Land- und Forst
wirtschaft Beschaftigte 

Quelle: OECD,  U N ,  E U ,  Grafik Österreichisches Gesellschafts- und Wirtschaftsmuseum. 
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Bei  e inem Be itritt zur EU wird Österreich die GAP zu übernehmen haben .  
D abei  bestehen zwi schen den Zie lvorste l lungen der E U  und Österre ichs 
keine grundsätzl ichen U ntersch iede : Die Bewahrung traditione l ler  Formen 
der Bewirtschaftung in Form von b äuerl ichen Fami l ienbetrieben, die damit  
verbundene Pfl ege e iner  im Laufe der J ahrhunderte entstandenen Kul tur
l andschaft und die Förderung einer umweltgerechten l andwirtschaftl ichen 
Produktion stehen in beiden Systemen neben der Nahrungsversorgung im 
Vordergrund .  

Dennoch wird der  Beitritt zur  E U  für die österreichische Landwirtschaft 
ti efgre ifende Veränderungen mit  s ich  bri ngen . Wäre es 1 972  ge lungen,  
d i e  Landwirtschaft im Freihandelsabkommen Österreich- E WG einzu
sch l i e ßen,  wäre auch s ie ,  wie der  industri e l l -gewerb l iche Sektor, auf d ie  
Rahmenbedingungen des  großen Gemeinschaftsmarktes eingeste l l t  und 
hätte wettbewerbsfähige Strukturen entwickeln können.  Stattdessen b l i eb 
d ie  österreichische Landwi rtschaft auf den kle inen österre ichischen I n 
l andsmarkt ausgerichtet ; Strukturentwicklungen, die  i n  der Gemeinschaft 
stattfanden,  wurden nur zum Tei l  oder nicht nachvollzogen.  I m  Defizit des 
österreichischen Agrarhandels  spi egelt s ich diese Entwicklung deutl i ch 
wider : Während 1 972  unsere Ausfuhren in  den E G - Raum etwa 80% der 
Einfuhren betrugen, hat s ich 2 0  Jahre später diese Deckungsquote auf 40(% 
versch lechtert .  

Der  Besch luß  der  Bundesregierung vom 26 .  Jänner 1 993 hä l t  fest, daß in  
den  Verhandlungen "auf  d ie  besonderen B edürfnisse  einer flächendecken
den,  bäuerlich  geprägten Land- und Forstwi rtschaft, i nsbesondere auf d ie  
S i cherung der bäuerl i chen Fami l i enbetriebe ausreichend Bedacht zu 
nehmen ist .  Der bäuerl ichen Bevö lkerung muß  auch nach dem Beitri tt e ine  
Tei lnahme an der a l lgemeinen Woh l standsentwicklung gesichert se in ."  

I n den Bei trittsverhandl ungen werden daher zwei H auptzie le  verfolgt : 
- d ie  Auswirkungen des Anpassungsprozesses auf die kle instrukturierte 
österrei chische Landwirtschaft und den ihr  nachgelagerten Verarbeitungs
bereich durch Übergangsregelungen abzumi ldern, 
- das bestehende Förderungsi nstrumentarium der E U  im Bereich der  
Struktur- un d Regionalpo l it ik im grö ßtmögl ichen M aße zu nutzen und 
dort, wo es für die Erh altung des derzeitigen österreichischen Förderungs
niveaus erforderl i ch i st, entsprechende Regelungen zu finden.  

Nach e inem Jahr intensiver exploratorischer Gespräche mit der zuständi 
gen Generaldirektion der Europäischen Kommiss ion auf der Bas i s  aus 
führl icher österreichischer Positionspapiere stel lt s ich der  Stand der 
Gespräche mit  Ende 1 993 wie folgt dar : Die  Notwendigkeit e iner 
Übergangsregelung wurde von G em einschaftsseite zwar grundsätz l ich 
akzeptiert ,  u ngek lärt b l i eb jedoch die Gestaltung d ieser Regelung.  Von 
österreichischer Se ite, aber auch von seiten der Kommission i n  ihrer 
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Stellungnahme zum österreichischen Beitrittsansuchen vom Juli 1 99 1 ,  war 
vom bewährten System der Beitrittsausgleichsbeträge mit Grenzkontrollen 
im Agrarbereich ausgegangen worden. Im Hinblick auf die Vollendung des 
Binnenmarkts und das Wegfallen der gemeinschaftsinternen Grenzen am 
1 .  Jänner 1 993 entschied sich die Kommission im November jedoch dazu, 
eine sofortige Angleichung des österreichischen Prei sniveaus an jenes der 
Union unter Ausgleich der Einkommensverluste der Landwirte mit Hilfe 
national finanzierter Direktzahlungen vorzuschlagen. Zum Jahresende 
1 993 waren eine Reihe von Gesprächen auf Expertenebene im Gange, um 
die Auswirkungen dieses neuen Systems abzuklären. Aus österreichischer 
Sicht standen dabei Aspekte des Marktzutritts und der Finanzierung im 
Vordergrund : Österreich machte klar, daß es - schon im Hinblick auf seine 
künftige Position als Nettozahler - nicht dazu bereit ist, die Kosten des 
Übergangs zu tragen. 

Neben diesen Aspekten wurden die gerade für Österreichs Bergbauern so 
wichtigen Strukturfragen behandelt. Die Abgrenzung von Berggebieten 
und benachteil igten Gebieten sowie die Höhe und Verteilung der Förde
rungsmittel standen im Zentrum der Berechnungen auf Expertenebene. 

Eine wesentliche, die Verhandlungen beeinflussende Entwicklung ergab 
sich durch den erfolgreichen Abschluß der GA TI-Uruguayrunde. Die 
geänderten weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Agrarbereich 
werden zum Teil sehr einschneidende Auswirkungen für die österreichi
sche Landwirtschaft zeitigen, sodaß sie bei der Beurteilung des mit der 
Union auszuverhandelnden Agrarpakets mitzuberücksichtigen sein wer
den. Der Beitritt Österreichs zur EU würde mithelfen, negative Auswirkun
gen des GA TI-Abschlusses - insbesondere auf die österreichischen 
Agrarexporte - aufzufangen oder zumindest abzumildern (siehe Abschnitt 
E/V).  

12.  Österreichische politische Besuche 1993 bei der EU 

Die Aufnahme der EU-Beitrittsverhandlungen am 1. Februar spiegelt sich 
auch in einer gestiegenen Zahl österreichischer politischer Besuche bei der 
EU wider. 

Im Verhältnis zur Europäischen Kommission sind folgende Besuche hervor
zuheben : Bundeskanzler Franz Vranitzky traf am 1 5 . Juli in Brüssel zu 
einem Arbeitsgespräch mit Kommissionspräsident Jacques Delors zusam
men, der am 1 ./2. Oktober über Einladung des Bundeskanzlers einen 
Besuch in Österreich absolvierte. Vizekanzler Erhard Busek führte am 
24./25.  März Gespräche mit dem Vizepräsidenten der Europäischen Kom
mission Antonio Ruberti sowie den Kommissären Hans van den Broek, 
Ioannis Paleokrassas und Joäo de Deus Pinheiro . Am 7. September traf der 
Vizekanzler zu einem weiteren Besuch bei der Europäischen Kommission 
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e in  und  sprach mit den Vizepräs identen M art i n  Ba ngem ann und Anton io  
Ruberti . 

I m  Rahmen der Konferenz über den Beitritt Österreichs zur E U  fanden fünf  
Verhand lun gsrunden au f M in isterebene statt .  D i e  österrei ch i sch e  De l ega
t ion wurde jewei l s  von Bundesmini ster Alo i s  Mock gel eitet, der bei a l l en  
Verhand lungsrunden ( l .  Februar in  Brüs se l ,  9 .  j un i  und 5 .  Oktober in  
Luxemburg, 9 .  November und 2 1 . Dezember i n  Brüsse l )  von Bundesmin i 
ster Wolfgang Schüssel  und Staatssekretärin Brigitte Ederer begle itet 
wurde .  Darüher hinaus nahmen an der I .  und 5. Verhandlungsrunde 
Vorar lbergs Landeshauptmann Mart in  Purtscher sowie der Landeshaupt
mannste l lvertreter Wiens ,  H an s  M ayr, und an der 3 .  Verhand lungsrunde 
der Sa lzburger Landeshauptmann Hans Katschtha ler te i l . 

Bundesmin i ster Wol fgang Schüssel  t raf  am 6.  Mai  in  Brüssel be i  d er 
E uropäischen Kommissi o n  zu Gesprächen mi t  C h ri st iane Scrivener, 
I oan nis Pa leokrassas,  Joäo de Deus Pinhe iro und Raniero Vanni  d 'Ar
chirafi zusammen.  Am 1 6 . Ju l i  h ie l t  er s ich in der EG- H auptstadt auf, 
um al s turnusmäßiger E FT A-Vors i tzender Gespräche mit Vertretern der  
Europäischen Kommiss ion  zu führen .  Am 1 7 . September besuchte  er  
neuerl i ch d ie  Kommiss ion und t raf dabei  mit  Vizepräsi dent H enning 
Chri stophersen sowie den Kommissären H ans van den Broek, Rene 
Stei chen und  Bruce M i l l an zusam men .  Bundesmi nister Franz Fi sch Jer  
führte mi t  sei nem . .  Ressortko l legen " i n  der Europäischen Kommis s ion ,  
Rene S te ichen .  im Zusammenhang mi t  den Beitri ttsverhand!ungen Ge
spräche a m  1 4 . Mai ,  am 7 .  Oktober und am 3 .  Dezember.  Bundesmi n i ste 
rin M ari a Rauch- K al l at besuchte am 22 . /23 .  N ovember und am 2 .  De
zember d ie  Kommiss ion,  um mit  Kommissär  1 0a11nis  Paleokrassas Ge
spräche zu fü h ren.  Bundesminister Franz Löschnak h ie l t  s ich am 9. / 
1 0 . September  sowie am 30 .  N ovember/ I .  Dezember i n  Brüssel auf, um 
mit  den K ommissären Padraig Flynn und Rai n i ero Vanni d '  Arch i rafi 
zusammenzutreffen und mit  Vertretern der Bei t rittskandi daten Gesprä
che über d ie  3 .  Säule  der EU zu füh ren .  

Staatssekretär  Peter K ostel ka  besuch te am 25 ./26 .  Oktober die E uropäi 
sche Kommissi on .  Dritte Nat ionalratspräs identin H eide Schmid t  t raf am 
1 5 . November  in Brüssel und Straßburg mi t  dem Präsi d en ten des Europäi 
schen Parl aments Egon Klepsch sowie den Vizepräs identen der Europäi 
schen Kommiss ion,  M arti n  Bangemann und H enning Christophersen,  wie  
auch mi t  den Kommissären Hans van den Broek u nd Peter Schmidhuber 
zusammen .  Der burgenländi sche Landeshauptmann K arl Sti x füh rte  am 
22 ./23 . M ä rz Gespräche mi t  Kommiss ionsmitgl ied Bruce Mi l l an  und 
E xperten der  Kommiss ion .  Am 1 7 . Februar traf der  oberösterrei chische  
Landeshauptmannstel lvertreter Kar l  Alb e rt Eckmayr Vertreter der  Kom
miss ion .  Am 30 .  September besuchte der  n iederösterre ichi sche Landes
hauptmann Erwin Prö l l  d ie  Europäische Kommiss ion ,  um mit  den  
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Kommissären Peter Schmidhuber, Rene Steichen und Bruce M il lan 
Gespräche zu führen. Der burgenländische Landeshauptmannstellvertreter 
Gerhard Jellasitz traf am 1 8 . November Kommissär H ans van den Broek zu 
einem Gespräch in Straßburg. 

Das Verhältnis zum Europäischen Parlament verdichtete sich. Am Rande 
der Tagung des Gemischten Parlamentarischen Ausschusses EG-Öster
reich (26 ./27.  April) in Brüssel führte Staatssekretärin Brigitte Ederer 
Gespräche mit dem Vizepräsidenten der Europäischen Kommission, 
Manuel M arin, und den Kommissionsmitgliedern Karel Van M iert, Joäo 
de Deus Pinheiro und Hans van den Broek. Anläßlich dieses Zusammen
treffens sprach Bundesminister Alois Mock auch mit Hans van den Broek 
und weiteren Mitgliedern der Europäischen Kommission. 

Am 1 7./ 1 8 . Februar hielt sich die SPÖ-Parlamentsfraktion unter Leitung 
von Klubobmann Will i  Fuhrmann in Brüssel auf und traf mit Kommissär 
Bruce M il lan sowie Experten und hohen Beamten der Europäischen 
Kommission und Abgeordneten zum Europäischen Parlament zusammen. 
Der Wiener FPÖ-Landtagsklub besuchte am 1 ./2. Juni Brüssel und traf 
Kommissär Peter Schmidhuber. Am 2. Juli kam der Gemischte Parlamen
tarische Ausschuß EG-Österreich zu seiner 4. Sitzung wiederum in Brüssel 
zusammen. 

13. Informationsinitiative der Bundesregierung 

Die 1 992 eingeleitete I nformationsinitiative der Bundesregierung zur 
I ntegrationsthematik wurde 1 993 intensiviert. In Zusammenwirken zwi
schen den zuständigen Ressorts und den beteiligten Marketing-Firmen 
wurden unter der Federführung des B KA I nformationsmaterialien über die 
EU erstellt. Das Material umfaßt u. a. die zweite Ausgabe des Europa
Buchs, Computerdisketten sowie Broschüren und Informationsmappen. 
Das Informationsmaterial wird durch Plakate sowie Fernseh- und Radio
Spots bekanntgemacht und über das B KA verteilt . Die Initiative wird 
darüber hinaus mit Presseaussendungen, Kooperation mit den Medien und 
anderen PR-Aktivitäten begleitend unterstützt. 

Die integrationsbezogene Informationsarbeit des B MaA wird intensiv 
weitergeführt. Über Initiative des Leiters der österreichischen Beitrittsver
handlungen Bundesminister Alois Mock wird in monatlich erscheinenden 
"Newsletters" regelmäßig über aktuelle Entwicklu ngen der Beitrittsver
handlungen informiert. Grundgedanke der " Newsletter" ist die Aufberei
tung und Bekanntmachung der Verhandlungsergebnisse. Weiters enthält 
dieses Informationsblatt Beiträge zu sämtlichen Themen der europäischen 
I ntegration, wobei Chancen und Risiken der verschiedenen Aspekte eines 
österreichischen Beitritts zur EU dargestel lt werden. 
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Das 1 9 89 eingeri chtete Europatelefon des BMaA verzeichnete neuerl i ch ei n 
Anste igen der Anfragen .  Se i t  H erbst 1 993 bezi ehen s ich d ie  Fragen 
zunehmend a u f  die Auswirkungen der österrei chischen Tei l n ahme  a m  
E WR, w o  e i n  großer I nformationsbedarf besteht . D as I nteresse a u s  dem 
Schul - und Un iversitätsbere ich i st anhaltend stark : auch für F irm en,  
Rechtsanwal tskanzleien und I nst i tutionen i s t  das Europate l efon des 
B M aA oft der  erste Ansprechpartner .  Die Fragen umfassen a l le  nu r  
denkbaren Geb i ete .  Auch d ie  M ögl ich keit zu  einem d i rekten Bes uch i n  der 
Abtei l ung und e i nem persönl ichen Gespräch mi t  den zuständ igen Sachbe
arbe i tern wurde häufig gen ützt. 

1 4. Betreuung österreich iseher Besuchergruppen I n  Brüssel 

Tvl i t  Beginn der Bei trittsverhandlungen am 1 .  Februar  nahm in Österreich � � 
das i nterc:-,se an Besuchen be i  den I nsti tutionen der E U  stark zu .  Die  an der 
M i ss ion in Brüsse l  tät igen D ienstste l l en fungierten a l s  e rste An l aufp u n k te  
zur  K ontak tvermi ttl ung und Programmerste l lu ng. Im Ver) clllf des J a h res 
verze i chnete die M i ss ion 4 .365  Besucher, die d u rchwegs a l s  wesent l i ch e  
l\ 'I  ul t i  pI  i katoren der öffen t l  i ehen  M e i n  LI ng ei nzu s t t: fe n s i  n d .  

Wegen der  Zunahme dieser Besuchstät igkeit l i e L1 Bundes m i nis ter  A lo i s  
M ock auf  Anregung des  Präs identen des  Österre i ch ischen G e vv e rkschafts
bundes,  Fri tz Verzetnitsch, an der Österreichischen \1 i s s i o l1 i n  Brüsse :  
e inen eigenen " Besuchs- und I n fo rmationsd i enst" e in ri chten.  der  Ende 
Septemher se ine Arhei t  aufnahm und bis  J ahresende 1 993  ü ber Programm
erste l l ungen, Vorträge oder Di sk uss i onen mehr a l s  1 . 000 Besucher d i rek t  
ansprach .  

Kammern und Gewerkscha ften, d ie  Vereinigung Ös tcrrei ch i scher I n du
stri e l l e r  ( VÖ I )  sowie  Parteiorganisat ionen o rgan i s i e rten u nd unters t ü tzten 
mehrtägige Rei sen .  Die Tei l nehmer übernahmen dennoch o ft e inen 
heträchtl i chen Se lbstbehal t .  Auch Privatini t iativen von Jugendgruppen 
und Schu lk l assen nahmen zu. 

Als  größtes Projekt  ist die vom B M  U K  M i tte Dezember 1 993  begonnene 
"Aktion 1 000 Lehrer" anzusehen .  Jede "Voche sol l  e iner Gruppe von 
50  Pädagogen � Pfl ichtschu l - , Berufs- und A H S - Lehrer � Gelegenheit  
gegeben werden, mi t  Vertretern der Europäischen Kommi ss ion,  des Rats 
und des Europäischen Parl aments in Brüssel  zu d i skuti eren und auch d ie  in  
Luxemburg ansässigen I nstitut ionen zu besicht igen .  Auf dem Programm 
steht auch  e in  Bes uch an der  Österre ich ischen Botschaft, wo  d ie  Rol le  e ines 
k l e inen Landes i n  der EU ausgeleuchtet wird .  

Verschiedentl ich wurde der  Wunsch einer Kontak tvermitt lung bei  N ATO, 
W E U  und Europarat geäußert u n d  in  das Program m  einhezogen .  D abei 
wurde seitens der Ö B  Brüsse l  bzw. der Ständigen Vertretung in  Straßburg 
wicht ige H i l fe gelei stet . 
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15 .  Der EG-Planstellenpool 

I m  Juli 1 99 1  beschloß die Bundesregierung ein Personalentwicklungskon
zept mit dem Ziel, den durch die europäische Integration gestiegenen 
Mehrbedarf an qualifizierten Arbeitskräften abzudecken. In diesem Zu
sammenhang wurde der "EG-Planstellenpool" geschaffen. Diese ur
sprünglich bis Ende 1 993 begrenzte Initiative wurde bis Mitte 1 995 
verlängert. Die sogenannten EG-Planstellen dienen der Erfüllung integra
tionsspezifischer Aufgaben. 1 993 standen den Bundesministerien laut 
Stellenplan zum Bundesfinanzgesetz 250 EG-Stellen zur Verfügung. Das 
BMaA erhielt neun Planstellen zugewiesen. 

111. Der Europäische Wirtschaftsraum (EWR) 
1 993 wurden die Voraussetzungen für das Inkrafttreten des EWR geschaf
fen.  Das Ratifikationsverfahren konnte abgeschlossen werden, nachdem 
schließlich Frankreich am 1 0. Dezember die Ratifikationsurkunde hinter
legte - gerade noch rechtzeitig, um ein Inkrafttreten des EWR am 1 .  Jänner 
1 994 zu ermöglichen. 

Durch den Wegfall der Schweiz (negativer Ausgang der Volksabstimmung 
vom 6. Dezember 1 992) mußten verschiedene Anpassungen vorgenommen 
werden, die eher politischer Natur waren, wie der Finanzierungsmechanis
mus ("Kohäsionsfonds"), die bilateralen Landwirtschaftsabkommen und 
die Teilnahme der EFTA-Staaten an bestimmten Bereichen der flankieren
den Politiken. Die nach dem Ausfall der schweizerischen Beteil igung am 
Kohäsionsfonds erzielte Kompromißlösung mit der EG sieht vor, den 
Zinssatz, mit dem Darlehen in der Höhe von 1 ,5 Milliarden ECU gestützt 
werden, von drei auf zwei Prozentpunkte zu reduzieren, was bedeutet, daß 
nominel l ca. 55% des schweizerischen Anteils von den übrigen EFT A
Staaten übernommen werden. Für die Teilnahme der EFTA-Länder an 
EU-Programmen im Rahmen der flankierenden Politiken mußte ebenfalls  
e ine Neuberechnung des auf die EFTA entfallenden Kostenantei ls vorge
nommen werden, der für die EFT A-Länder gemeinsam mit 9,4% der 
Gesamtprogrammkosten festgelegt wurde. (Auf Österreich entfallen von 
diesem Antei l ca. 25%.) 

Die Diskussion über die bilateralen Landwirtschaftsabkommen endete in 
einem Briefwechsel zwischen der EG und jedem betroffenen EFT A-Staat, 
der zeitgleich mit der Unterzeichnung des Anpassungsprotokolls erfolgte. 
Das Anpassungsprotokol l  zum EWR-Abkommen und die entsprechenden 
Protokolle zur Anpassung der mit dem EWR in Verbindung stehenden 
E FT A-internen Abkommen (Abkommen über die EFTA-Überwachungs
behörde und den EFTA-Gerichtshof sowie Abkommen über einen Ständi
gen Ausschuss der EFT A-Staaten und Abkommen über das Parlamenta
rierkomitee der EFT A-Staaten) wurden am 1 7 . März 1 993 unterzeichnet. 
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Für Liechtenstein wird das E WR-Abkommen zu e inem vom EWR- Rat zu 
besti mmenden Zeitpunkt in  K raft treten, sobald di eser entschieden hat, 
daß das gute Funktion ieren des Abkommens durch d ie  besonderen 
Beziehungen Liechtenste ins mit der Schweiz nicht beeinträchtigt wird .  
Ebenso müssen vom E WR- Rat und vom Gemeinsamen E WR-Ausschuß 
Besch lüsse  über  die Gel tung der  bereits getroffenen M aßnahmen für 
Liechtenstein  gefaßt werden.  Die  bevorstehende Revis ion des Zo l lvertrags 
zwischen der Schweiz und  Liechtenstein so l lte es dem Fürstentum gestat
ten ,  ba ld  endgült ig dem EWR beizutreten . 

Von besonderer Bedeutung war, d ie  Freihandelsbezi ehungen zwischen der 
Schweiz und den übrigen E FTA- Ländern nach dem I nkrafttreten des EWR 
aufrechtzuerhalten sowie d ie  bere i ts  bestehende Zusammenarbeit  zwischen 
a l l en E FT A- Staaten und der EG in  verschiedenen Bereichen (z .  B .  techni 
sche Vorsch ri ften ) fortzusetzen. Es  gelang pragmati sche Lösungen zu 
fi nden .  Besonders wichtig war darunter d ie  Frage der Ursprungsregel ung, 
die Ende 1 993 durch Revi s ion der E FT A- Konvention im S inne  e iner  
Anpassung an Protokol l 4 des  EWR-Abkommens gelöst werden konnte .  
Dies i s t von besonderer Bedeutung für Österre ich ,  da d ie  Schweiz 
Österreichs wichtigster H andelspartner im Rahmen der E FT A is t .  Die  
Sch\veiz hehä l t  durch den i h r  eingeräumten Beobachterstatus für E \VR-An
gelegenheiten in  der E FTA einen Dauerkontakt zum EWR, der i h r  e ine 
a l l fä l l ige spätere Tei l nahme erl e i chtern sol l .  

D i e  N ichttei lnahme der Schweiz am EWR machte verschiedene E FTA-in
terne Anpassungen nöti g, d i e  s ich schwi eriger als erwartet gestalteten .  Nach 
langvv' i er igen Verhand lungen vv'urden d ie  Kosten für die Einrichtung neuer 
E FT A-interner Institutionen, die fü r die I mplementi erung des E\VR erfor
derl i ch s ind ( E  FT A- Üherwachungsbehörde/ ESA und E FTA-Gerichtshof), 
neu aufgete i l t : Auf Österreich entfä l l t  demnach ein Ante i l  von rund 2 Y!/i , 
der Kosten der E FTA- lJberwachungsbehörde und des E FT A-Geri chtshofs 
( rund 26 M i l l ionen Schweizer Franken 1 993 ) .  Auch der Antei l  Österre ichs 
am Budget des E FT A-Sekretariats (rund 43 M i l l i onen Schweizer Franken 
1 993 )  wurde neu festge l egt, da die Schweiz die den EWR betreffenden 
Aufgaben n icht mitfinanziert ,  und beträgt ab dem zweiten Halbjahr  1 993  
ru nd 200�1 .  

Der  EWR bi lde t  den  größten und am wei testen integri erten M arkt der  Welt ,  
der d ie  Nordamerikanische Freihandel sassoziation ( N A FTA) sowoh l  an 
Bevölkerung ( 3 72 M i l l i onen Bürger) ,  a l s  auch an Bruttosoz ia lprodukt 
(7 ,5  M i l l i arden US-Do l l ar) und seinen Anteil  von 40% am Welthandel  
übertrifft . Im Zusammenhang mit  der anhaltenden Rezess ion könnte der 
EWR zu r Be l ebung der Wirtschaft und zur Verbesserung der Arbeitsmarkt
s i tuation beitragen.  Neben dem durch d ie  Libera l i s ierung der Wirtschafts
aktivitäten al lgemein erwarteten posi tiven Wachstumseffekt (von dem der 
Finanzd ienst le i stungssektor besonders s tark profi ti eren wird) ist  in  diesem 
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Zusammenhang im speziellen auf den grundsätzlichen Wegfall von Ar
beitsbewil ligungen bei Vorhandensein einer Stelle zu erwähnen. Praktisch 
wird ein computergestützes System (EURES) europaweit die Suche nach 
Arbeitsplätzen unterstützen. 

Das Inkrafttreten des EWR bedeutet den Beginn einer aktiven Mitarbeit 
der EFTA-Länder in den gemeinsamen Institutionen (EWR-Rat, EWR
Ausschuß, Parlamentarischer EWR-Ausschuß und Beratender EWR-Aus
schuß ; hinsichtlich der EWR-Organe siehe Außenpolitischer Bericht 1 992, 
S. 63). EFT A-intern wird die Zusammenarbeit in EWR-rel evanten Berei
chen v. a. im Ständigen Ausschuß der E FTA-Staaten erfolgen. 

Die konstituierenden Sitzungen dieser I nstitutionen haben Anfang 1 994 
stattgefunden. 1 993 wurden bereits alle Vorkehrungen getroffen,  um ein 
reibungsloses Funktionieren zu gewährleisten. Hauptaufgabe wird sein, die 
seit August 1 99 1  verabschiedeten rund 400 neuen Binnenmarkt-Regeln 
mittels eines Zusatzprotokolls in das bestehende Vertragswerk zu inkorpo
rieren. 1 993  konnte in den zumeist monatlichen Sitzungen des EFTA-inter
nen "Interim Standing Committee" und der EFT A/EG-" High Level 
Interim Group" bereits über den größten Teil  dieses zusätzlichen Acquis 
Übereinstimmung erzielt werden. 

Österreich war sich von Anfang an bewußt, daß das EWR-Abkommen 
einen EU-Beitritt nicht ersetzen kann, da es keine gleichberechtigte 
Mitbestimmung bei der Weiterentwicklung des EG-Binnenmarktrechts 
ermöglicht. Weiters schafft das EWR-Abkommen keine Zollunion zwi
schen EFTA-Ländern und der EU (wodurch erhebliche administrative 
Belastungen z. B. durch das umständliche System der Ursprungsregeln 
bestehen bleiben). Darüber hinaus umfaßt der EWR weder die Gemeinsa
me Agrarpolitik noch die neuen Entwicklungen in der EU (wie die 
Wirtschafts- und Währungsunion oder die politische Union). Die Beitritts
verhandlungen seit Februar 1 993 zeigten aber, daß der EWR - sogar vor 
seinem formellen Inkrafttreten - den Weg in die EU in den von ihm 
abgedeckten Gebieten (die zwei Drittel des EU-Rechtsbestands ausma
chen) wesentlich erleichtert .  

IV. Die Europäische Freihandelsassoziation (EFT A) 
Die EFT A-koordinierte I ntensivierung der wirtschaftlichen Beziehungen 
zu Drittstaaten beruht auf den Göteborg Erklärungen, welche die Zusam
menarbeit auf verschiedenen Gebieten (Handel ; industrielle, technische 
und wissenschaftliche Kooperation) zum Gegenstand haben .  Als Instru
mente dieser koordinierten Drittstaatenpolitik dienen Gemeinsame Zu
sammenarbeitserklärungen und erweiterte Freihandelsabkommen. 
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G egenstand der i m  E FTA-Rahmen verhandelten Freihandelsabkommen 
mit  Drittstaaten s ind I ndustri egüter, Fisch und verarbeitete Agrarproduk
te ; der H andel mit  anderen Agrarprodukten wird durch b il atera le  Verein
barungen geregelt .  Weiters i s t  e ine  Evolutivklausel enthalten, d ie  e ine 
Weiterentwicklung der Beziehungen (z .  B .  bei  Dienst le istungen u nd I nve
stit ionen) zwischen den E FTA-Ländern einerseits und dem jewei l igen 
Fre ihandelspartner andererseits erlaubt. Als  Fre ihandelsabkommen "der 
90er Jahre" enthalten die Abkommen in  Anlehnung an das GA TI und  die 
Europaabkommen Bestimmungen bezügl ich Wettbewerbsschutz, Schutz 
des geist igen Eigentums,  öffentl iches Auftragswesen und staatl iche Be ih i l 
fen .  

Durch d i e  für Dritt länder bestehende Möglichkeit einer (befristeten) 
Anwendung e iner e inse it igen Schutzklausel bei  strukturel l en Anpassungs
p roblemen sowie einer genere l l en "Asymmetrie"  wird der besonderen 
w i rtschaftl i chen Si tuat ion des jewei l igen Freihandelspartners Rechnung 
getragen .  ( Dem Dri tt land werden während e iner Übergangsfrist von 
durchschn ittl i ch zehn Jahren  günstigere Bedingungen zugestanden a ls  den 
E FTA-Staaten .)  

B i sher bestehen mit acht Drittstaaten Freihandelsabkommen.  Die meisten 
traten 1 993  in  Kraft :  Rumänien ( 1 .  August), U ngarn ( 1 .  Oktober), Bulgarien 
( 1 .  S eptember) .  Das Freihandels abkommen mit Polen wird nach e iner 
Feh l erkorrektur seit  1 5 . N ovember provisorisch angewendet. Mit  der 
Slowakischen und der Tschechischen Republik gi l t  das Freihandelsabkom
men E FT A-Tschechoslowakei ( in  Kraft seit I .  Dezember 1 992) i nterimi 
sti sch . Die  Protokol le  zur  Rechtsnachfolge der  Tschechischen Republ ik  
und der S lowakei hat  der  Nat iona lrat im  Jänner 1 994 genehmigt .  

D ie  Aktivitäten der E FTA rei chen jedoch über Zentral- und Osteuropa 
h inaus .  M it der Türkei i st ein Fre ihandelsabkommen seit I .  Oktober 1 992  
i n  Kraft .  Mi t  Israel besteht das  b i sher  e inzige symmetri sche Abkommen seit  
I .  Jänner 1 993 . Albanien, die Baltischen Staaten und Slowenien s ind durch 
d ie  U nterzei chnung einer j ewei l igen Gemeinsamen Zusammenarbeitserklä
rung Kooperat ionspartner der E FT A. Diese Kooperation umfaßt den 
H andel  sowie den industri e l l en ,  technischen und wissenschaft l ichen Be
rei ch .  

D ie  Frei handelspartner w i e  auch d i e  Kooperationspartner treffen jewei l s  
mi t  den E FTA-Staaten ein m al jährli ch zu e inem Gemischten Ausschuß 
zusammen.  Ziel  dieser Ausschüsse  ( 1 3  pro Jahr) i s t  es, das Funkt ionieren 
der Freihandelsabkommen zu überwachen bzw. die in den Gemeinsamen 
Zusammenarbeitserklärungen vorgesehene Kooperat ion zu verwirkli chen . 

Genere l l e  Lei t l in ie  der E FTA- B eziehungen zu Drittstaaten ist  die Vermei 
dung wirtschaft l icher Diskrim ini erung von E FTA-Ländern v .  a .  im Zol lbe
reich gegenüber Exporteuren aus  der  E U .  Durch die Göteborg Erklärun-
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gen nahmen die EFT A-Staaten die Schaffung eines Freihandelsraums 
parallel zu den Europaabkommen der EU in Angriff. 

Der EG-Gipfel in Kopenhagen beschloß im Juni 1 993, die assoziierten 
Länder in die Erweiterung der EU miteinzubeziehen (kein Datum genannt) 
und diesen weitere Liberalisierungsschritte u. a. bezüglich sensitiver Indu
strieprodukte, landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Textilien und EG KS-Pro
dukten zu gewähren.  Die EFT A-Staaten werden jeweils prüfen müssen, wie 
auf die neuen Impulse der EU zu reagieren sein wird . 

Ein weiterer Grundgedanke der EFT A-Beziehungen zu Drittstaaten ist die 
Unterstützung des Reformprozesses in den zentral- und osteuropäischen 
Staaten. In diesem Zusammenhang sind die erwähnte Asymmetrie der 
Freihandelsabkommen und die technischen Hilfsmaßnahmen zu sehen. 
Das EFTA-Hilfsprogramm für 1 993 wurde auf die Bedürfnisse der Staaten 
Zentral- und Osteuropas und auf die Interessen der E FT A-Staaten 
abgestimmt. Projekte zur Vorbereitung für bzw. als follow-up von EFTA
Freihandelsabkommen mit Drittstaaten (Ursprungs- und Zollangelegen
heiten, technische Handelshemmnisse, Handelserleichterung, Wettbewerb 
usw.) wurden 1 993 angesichts der in Kraft getretenen Freihandel sabkom
men stark ausgedehnt. Für die Länder der Kooperationspartner hingegen 
wurden Kurse für den Aufbau einer funktionierenden Marktwirtschaft und 
verbesserter Handelsbeziehungen abgehalten und EFT A-Stipendienpro
gramme angeboten. 

Während des zweiten Halbjahres hatte Österreich den EFfA-Vorsitz inne.  
In dieser Periode beschlossen die EFTA-Staaten auf starke Anregung 
Österreichs bei der zweiten Gemischten Ausschußtagung EFT A-Slowenien 
in Vaduz im November, Gespräche in Richtung eines Freihandelsabkom
mens mit Slowenien zu beginnen. Die Bereitschaft der EU, mit Slowenien 
im Dezember 1 993 exploratorische Gespräche in H inblick auf ein "Euro
paabkommen" aufzunehmen, und die gewünschte Signalwirkung der 
EFTA-Staaten gegenüber Slowenien waren für den E FTA-Entschluß aus
schlaggebend. Bei den E FT A-Slowenien-Gesprächen, die im Jänner 1 994 
begannen, sind die möglichst parallele Vorgangsweise der EU und der 
Fortgang der EU-Beitrittsverhandlungen der vier Kandidaten zu beachten. 

Bei der E FTA-Ministertagung im Dezember 1 993 in Wien (wo auch ein 
Treffen mit EU-Ratspräsident Willy Claes und EU-Kommissär Hans van 
den Broek stattfand) setzte sich Bundesminister Wolfgang Schüssel beson
ders für eine paneuropäische Kumulierung der Ursprungsregeln ein. Da die 
parallelen Freihandelsabkommen (EFT A - EG, EG - Staaten Zentral - und 
Osteuropas, EFTA - Staaten Zentral- und Osteuropas) keine Verknüpfung 
(Kumulierung) vorsehen, kommt es im Bereich der Ursprungsregeln zu 
Handelsbarrieren .  Die paneuropäische Kumulierung soll eine weitestge
hende Arbeitsteilung zwischen den drei Wirtschaftsräumen ermöglichen. 
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V. Der Europarat 

1 .  Der österreichische Vorsitz 

Entsprechend der Verfahrensordnung des M inisterkomitees wechselt  der 
Vors i tz i n  diesem Entsche idungsorgan des Europarats i n  Abständen von 
sechs Monaten nach dem engl i schen Al phabet. Am 1 4. Mai übernahm 
Bundesminister A lois Mock den Vorsitz im Ministerkomitee als Nachfolger 
des brit i schen Außenmin i sters Douglas H urd .  Österreich l e itete damit  für 
e in  halbes Jahr n icht nur  d ie  S i tzungen des M in isterkomitees und des 
m onat l i ch tagenden Delegiertenkomitees ,  sondern war während dieser Zeit 
auch Repräsentant des Europarats nach außen, eine wichtige und verant
wortungsvo l le  Aufgabe angesi chts der veränderten weltpo l i t i schen Rah
menbedingungen. 

Einer der Schwerpunkte in der österre ichischen Au ßenpol i t ik i s t  der Einsatz 
für den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten .  Angesichts der in  
d ieser  H insi cht besonderen Tradit ion und Aufgabenste l lung des  Europa
rats ,  unter dessen Ägide auch das weltweit wirksamste Schutzsystem der 
M enschenrechte besteht, setzte sich Österreich während seiner Vorsitzfüh
rung besonders i n  d iesem Bereich ein . Konkret wurden von Bundesmini 
s ter  Alo i s  M ock, anges i chts der Rol l enverte i lung im Europarat im Einver
nehmen mit der österre ichi schen De legat ion zur Par lamentarischen Ver
sammlung, a l s  Schwerpun kte des österre ichischen Vorsitzes d ie  Erzi e lung 
konkreter Fortschri tte i n  den Fragen der Reform der Menschenrechtsschutz
mechanismen und der rechtl ichen Verankerung des Minderheitenschutzes 
festgel egt. Auch die Entsche idung, den Vorschlag des französischen 
Staatspräs identen Fran�ois  M i tterrand aufzugreifen und zu e inem Gipfel
treffen der Staats- und Regierungschefs der Mitgl iedsstaaten des Europarats 
nach Wien einzu laden, i st in  diesem Licht zu sehen .  Der Gi pfel so l l te 
konkrete Anl i egen im Bere ich des M enschenrechts- und Minderheiten
s ch utzes aufgreifen und vorantre iben .  

Die  mei sten Aktivitäten, d ie  Österre ich während seiner Präsi dentschaft 
entfa l tete, di enten direkt oder indirekt e iner  opti ma len Vorbereitung des 
Gipfel s .  Österreich führte  auch den Vorsitz im Vorbereitungskomitee, das 
i n sbesondere zur Erarbeitung der Sch lußdeklaration e ingesetzt wurde.  Die 
Vorbereitung geschah in enger Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen 
Versammlung, die  s ich schon früh für d ie  Abhaltung des Gipfe l s  engagierte 
und  Österreich in  se inen Bemühungen tatkräftig unterstützte .  I n  den 
s tatutenmäßig  vorgesehenen Beri chten des Vors i tzenden des M inisterko
m itees an die Parlamentarische Versammlung informierte B undesminister 
Alo i s  M ock am 30. Juni und 27. September die Abgeordneten über den 
Fortschritt der Vorbereitungsarbeiten und  führte mit i hnen e inen Gedan
kenaustausch über die Vorstel lungen der Versammlung. D iesem Zweck 
d iente auch d ie  S i tzung des Pol i t i schen Ausschusses im September in  Wien .  
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Der offizielle Besuch des Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung 
Miguel Angel Martinez vom 1 7.- 1 9 .  Juni in Österreich stand ebenfalls im 
Zeichen des Wiener Gipfels .  Präsident Martinez führte bei dieser Gelegen
heit Gespräche mit Bundespräsident Thomas Klestil ,  Nationalratspräsi
dent Heinz Fischer, Bundeskanzler Franz Vranitzky, Bundesminister Alois 
M ock und Bundesministerin Maria Rauch-Kallat. 

Die Generalsekretärin des Europarats Catherine Lalurniere stattete im 
Hinblick auf den Wiener Gipfel und seine Vorbereitung während des 
österreichischen Vorsitzes Wien mehrmals Besuche ab, wo sie regelmäßig 
mit Bundesminister Alois Mock und anderen Regierungsmitgliedern 
Arbeitsgespräche führte. 

Während des Vorsitzes Österreichs wurden drei neue M itgliedsstaaten in 
den Europarat aufgenommen : die Tschechische Republik, die Slowakei 
und Rumänien. 

Im Oktober wurde unter österreichischem Vorsitz die 500. Sitzung des 
Ministerdelegiertenkomitees seit Bestehen des Europarats abgehalten und 
mit einer Festsitzung gewürdigt. 

Die Rol le des Europarats als Forum des politischen D ialogs und insbeson
dere als AnlaufsteIle für die Reformstaaten Zentral- und Osteuropas wurde 
während der Periode des österreichischen Vorsitzes durch zahlreiche 
Besuche auf hoher Ebene bestätigt. Erwähnt seien in diesem Zusammen
hang Aussprachen mit dem albanischen Außenminister Alfred Serreqi, 
dem Parlamentspräsidenten der Ehemaligen jugoslawischen Republik 
M azedonien Stojan Andov, dem moldauischen Außenminister Nicolae 
Tau, Vertretern des russischen Außenministeriums sowie dem Parlaments
präsidenten Kroatiens Stipe Mesic. 

Die Tagung des Ministerkomitees am 4. November stand unter der Präsi
dentschaft Bundesministers Alois Mock (über Verlauf und Ergebnisse 
siehe Abschnitt A/V IPunkt 3 . 1 ) . Nach Abschluß dieser Sitzung ging der 
Vorsitz geschäftsordnungsgemäß an den belgischen Außenminister Wil ly 
Claes über. 

Der österreichische Vorsitz im Ministerkomitee des Europarats von M ai bis 
November kann als besonders erfolgreich beurteilt werden. Zum ersten 
M al in der Geschichte dieser Organisation wurde eine Gipfelkonferenz der 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten abgehalten, was an sich 
schon einen beachtlichen Beitrag zur Stärkung der Rolle des Europarats im 
Zusammenspiel der Organisationen und Institutionen, die am Aufbau 
eines neuen Europa mitwirken, darstellt. Der Wiener Gipfel l egte ein klares 
Bekenntnis zum Aufbau eines Raums der demokratischen Sicherheit in 
ganz Europa ab und sprach sich damit auch für eine Fortführung der 
Erweiterung des Europarats nach Osten aus. Die österreichische Präsident
schaft leistete darüber hinaus, wie es ihr programmatisches Ziel war, 
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konkrete Be iträge zu e inem weiteren Ausbau und e iner Festigung des 
M enschenrechts- und M inderhe i tenschutzes im Rahmen des Europarats . 
H ins icht l i ch weiterer Detai l s  zum Wiener Gipfe l  s iehe Abschnitt B i l l .  

2 .  Osterweiterung 

Die Erweiterung des Europarats um M itgl ieder aus dem Kreis  der Staaten 
Zentra l - und Osteuropas sowie  die Fortsetzung der Bemühungen, diesen 
Staaten bei  ihrem Streben n ach Demokratis ierung tatkräft ig zur Se ite  zu 
stehen ,  b l i eben e in beherrschendes Thema für d ie  Tätigkeit  des Europarats .  
Der Europarat hat für d ie  ehemals  kommunist ischen Länder des europäi
schen Ostens se ine pol i t i sche Attraktivi tät bewahrt, obgle ich diese Länder, 
n i cht zuletzt durch den Ausgang der russ ischen Wahlen,  bezüg l ich 
S i cherheitspol iti k i hr Augenmerk verstärkt auf I ntegrationsformen  richten, 
die i hrem Sicherheitsbedürfni s  gerecht werden.  Auch wenn der Europarat 
im Bereich der mi l i täri schen S icherheit mangels Zuständigkeit  keinen 
konkreten Bei trag lei sten kann,  so  h aben die Länder Zentra l - und 
Osteuropas doch erkannt ,  daß für d ie  Tei lnahme an d iesen s i cherheitspol i 
t i schen I ntegrationsformen e in  stab i l es demokratisches System d ie  Voraus
setzung b i ldet, und daß d ie  M itgl i edschaft im Europarat e inen wertvol len  
Be itrag zur Errei chung dieses  Zie l s  le i sten kann .  

Slowenien, Litauen und Estland wurden am 1 4. Ma i  i m  Rah men des 
92. M i ni sterkomitees in  den Europarat aufgenommen.  Nach der am 
1 .  Jänner 1 993  vo l lzogenen Tei l u ng der Tschechos lowakei kehrten d ie  
Tschechische Republik und d ie  Slowakei am 30 .  Juni  a l s  neue M itgl i eder in  
den Europarat zurück. Die  Aufn ahme Rumäniens erfo lgte am 7 .  Oktober in  
Wien .  

Die  derzeit ige Mi tg l i ederzahl von 3 2  wird s i ch  bereits i n  absehbarer Zeit 
erh öhen .  Die Beitrittsansuchen von Lettland, Kroatien, Albanien, der 
Russischen Föderation, Ukraine, Moldau und Belarus wurden vom M in i 
sterkomitee an d i e  Parlamentaris che  Versammlung zur  Prüfung weiterge
l eitet .  Bei dem Antrag der Ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien 
wird dies  demnächst der Fa l l  se in .  E in  gegen Ende des Jahres e ingelangter 
Antrag Andorras, das nach der Annahme e iner neuen Verfassung a ls  
M itgl ied des Europarats in Frage kommt, wurde vom M inisterkomitee 
b i sher noch n icht behandel t .  

Das Aufnahmeverfahren betreffend  Lettland i s t  am weitesten fortge
schri tten .  N ach wie vor Probleme bereitet d ie  Frage der Behandlung der 
russ i schsprachigen Bevölkerung, v .  a .  h ins ichtl ich der Tei l nahme am 
öffentl ichen pol it i schen Leben .  Lettland hat s i ch - wie  vorher Est land -
an den Europarat gewandt, um best immte gesetz l iche Vorschri ften (z. B .  
das neue Staatsbürgerschaftsgesetz) auf d ie  Vere inbarkeit mit  den demo
krat i schen Standards des E uroparats durch unabhängige Experten prü -
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fen zu lassen. Mit einem Abschluß des Begutachtungsverfahrens i n  der 
Parlamentarischen Versammlung kann im Laufe des Jahres 1 994 gerech
net werden. 

Das Aufnahmeverfahren betreffend Albanien befindet sich angesichts der 
schwierigen wirtschaftlichen und politischen Situation in diesem Land 
noch im Anfangsstadium. Trotz unverkennbarer Fortschritte im Demokra
tisierungsprozeß scheint ein Abschluß des Aufnahmeverfahrens kaum vor 
Ende 1 994 möglich. 

Der Verlauf des Aufnahmeverfahrens Kroatiens wird im besonderen durch 
den Konflikt auf Teilen des Territoriums des ehemaligen Jugoslawiens 
beeinträchtigt. Ein norwegisches Mitglied der Europäischen M enschen
rechtskommission sowie der österreichische Richter am Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte, Universitätsprofessor Franz M atscher, 
wurden beauftragt, die kroatische Gesetzgebung auf ihre Konformität mit 
den Standards des Europarats zu prüfen. 

Die Beziehungen des Europarats zu den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion sind intensiv. Eine M itgliedschaft im Europarat gehört in allen 
diesen Staaten weiterhin zu den außenpolitischen Prioritäten .  Obgleich die 
von der Versammlung eingesetzten Berichterstatter ihre Arbeit aufgenom
men haben, befinden sich die Prüfverfahren wegen der Komplexität der 
Materie noch am Beginn, und es ist nicht abzusehen, wann das erste dieser 
Länder tatsächlich seinen Platz im Europarat einnehmen wird . Die 
Zähigkeit der Aufnahmeverfahren hat v. a. von seiten Rußlands zu einer 
deutlich zum Ausdruck gebrachten Unzufriedenheit geführt, wobei man in 
M oskau damit argumentiert, der Europarat könne durch eine baldige 
Aufnahme dazu beitragen, die demokratischen Kräfte zu stärken. Dennoch 
schreitet der für eine Mitgliedschaft notwendige Demokratisierungsprozeß 
in diesen Ländern nur langsam fort. 

Das Prüfverfahren hinsichtlich einer Aufnahme Rußlands ist angelaufen, 
befindet sich aber noch im Anfangsstadium. Alleine die Größe des Landes 
erschwert einerseits die Beurteilung der Frage, inwieweit demokratische 
Strukturen tatsächlich vorliegen und ob die Praxis der Verwaltungseinrich
tungen und der Gerichte auch wirklich im Einklang mit den Verfassungs
und Gesetzestexten steht. Andererseits wirft die Mitgl iedschaft eines so 
großen Landes, auch bei Erfüllung aller Kriterien, Fragen hinsichtlich der 
weiteren Struktur, Organisation und Arbeitsweise des Europarats selbst 
auf. Zu den Rechtsexperten des Europarats, welche die Verfassungs- und 
Rechtsordnung Rußlands prüfen, gehört auch der österreichische Richter 
am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, Universitätsprofessor 
Franz Matscher. 

Die Parlamentarische Versammlung entsandte zu den im Dezember 
abgehaltenen russischen Parlamentswahlen eine Beobachtermission u. a. 
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mit österre ich i s cher  B etei l igung.  Unab hängig von einer genaueren pol i t i 
schen Analyse der Ergebnisse  der Wahlen zeigt s ich,  daß auch von Seiten 
des Europarats d ie  demokratischen Kräfte in  Rußland gestärkt werden 
müssen.  So bekannten s i ch die Staats- und Regierungschefs am Gipfeltref
fen in  Wien unter dem E indruck der kurz zuvor stattgefu ndenen Ereignisse 
in  Moskau zu einer I ntens ivi erung der Kooperation mi t  den demokrati 
sch en Kräften i n  Ru ßland .  Die  Frage der  M itgl iedschaft wird e in  
komplexes pol i ti sches und  juri sti sches Thema ble iben,  das  sowohl  d ie  
Parl amentarische Versammlung wie  auch das  Mini sterkomitee beschäft i 
gen wird .  

Das Verfahren betreffend d ie  Ukraine und a l le  anderen Nachfo lgestaaten 
steht mit jenem Rußlands  in engem pol i t i schen Zusammenhang, wiewohl 
j eder Fal l  von der Versammlung gesondert behandelt wird .  

Die  Republ i k  Belarus ri chtete am 1 2 . M ärz ein offizi e l les Ansuchen um 
Aufnahme i n  den Europarat an  d i e  General sekretärin .  Mi t  e iner Reso lu
t ion vom 1 5 . April le iteten d ie  M ini sterdelegierten dieses  Ansuchen an d ie  
Parlamentari sche Versam mlung zur Prüfung weiter. 

Anläß l i ch e ines Besuch s der Generalsekretärin des Europarats in  der 
Republ ik  Moldau im Apri l überre ichte Außenmini ster N icolae Tau das 
Aufnahmeansuchen.  M it e iner Resolut ion vom 1 6 . Juni l eiteten d ie  M in i 
sterdeleg ierten dieses Ansuchen an d ie  Parlamentarische Versamml ung zur 
Prüfung weiter. Die andauernden mi l itäri schen Auseinandersetzungen auf 
e inem Tei l  des Staatsgebi ets ste l len e in  zusätzl i ches Problem für e ine 
Aufnahme dar. 

Die transkaukas ischen Republ iken Armenien, Aserbaidschan und Georgien 
wurden von den Organen des Euro parats zwar als für e ine M itgl i edschaft 
im Europarat berechtigt angesehen,  d ie  derzeitigen Verhältnisse ,  i nsbeson
dere d ie  kriegerischen Auseinandersetzungen in  d iesen Ländern ,  behin
dern jedoch den Beginn von Aufnahmeverfahren . 

Die  Assistenzprogramme für d ie  Länder Zentral - und Osteuropas behalten 
Priorität in den Aktivitäten des Europarats .  Die  Staats- und Regierungs
chefs bekannten s ich be im Wiener Gipfel zur Erweiterung des Europarats 
nach Osten und betonten d i e  Notwendigkeit, die Programme zur Unterstüt
zung der Demokratis i erungsprozesse in  den neuen M itgl iedsstaaten und 
den Kandidatenländern fortzuführen und auszubauen.  Der Erfolg dieser 
Kooperat ionsprogramme,  in sbesondere d ie  Resonanz der betroffenen 
Länder se lbst, war auch 1 993  ausgesprochen posit iv .  D ie  Regierungen der 
M itgl i edsstaaten i hrerse i ts u nterstri chen die Bedeutung d ieser Programme 
auch durch d ie  Anhebung der M i ttel für 1 994 auf 54,4 Mi l l i onen Französ i 
s cher  Francs trotz restri kt iver Budgetpo li t ik .  Von diesen Mi tteln s ind 
2 3 ,4 Mi l l i onen Französ ischer Francs für das Program m " Demosthenes" , 
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6 Millionen Französischer Francs für "Demosthenes-bis" (Programme für 
die Staaten der Ex-Sowjetunion) und 1 0  Mill ionen Französischer Francs 
für "Themis" und "Lode" vorgesehen. 

Das Budget des Europarats für die H ilfe an Oststaaten ist angesichts der 
Bedürfnisse dieser Länder viel zu gering, eine Steigerung der Budgetansät
ze kann aufgrund der wirtschaftlichen Situation in vielen Mitgliedsstaaten 
jedoch nicht erwartet werden. Einige Staaten leisten daher freiwillige 
Beiträge zu diesen Programmen. Anläßlich des Wiener Gipfels hat 
Bundesminister Alois Mock einen Beitrag der österreichischen Bundesre
gierung in Höhe von 5 Mi llionen Schilling für konkrete Projekte im 
Rahmen der erwähnten Assistenzprogramme angekündigt. Österreich 
leistet bereits zum zweiten Mal einen namhaften freiwilligen Beitrag zu 
diesen Vorhaben des Europarats und gehört damit zu jenen Staaten, die 
sich auch finanziell besonders für die Aktivitäten des Europarats in diesem 
Bereich engagieren. 

Neben den auf Vermittlung von konkretem Wissen und Fähigkeiten 
ausgerichteten Aktivitäten dient der Europarat für Staaten,  die vor einer 
Aufnahme in die Organisation stehen, als Ort der Begegnung und des 
politischen Dialogs. Wie die zahlreichen Kontakte auf hoher Ebene 
zwischen Vertretern der Kandidatenländer und der Parlamentarischen 
Versammlung sowie des Ministerkomitees zeigen, wird von dieser Rolle 
des Europarats, die auch beim Wiener Gipfel bekräftigt wurde, ausführlich 
Gebrauch gemacht. 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang die Tätigkeit der Kommission 
"Demokratie durch Recht" ("Venediger Kommission"), die nach bescheide
nem Beginn heute zu einem der wichtigsten Foren für die Behandlung der 
juristischen Aspekte der Demokratisierung in den Ländern des europäi
schen Ostens gehört. Die Kommission beruht auf einem am 1 0. Mai 1 990 
über Initiative Italiens angenommenen Teilabkommen des Europarats, 
dem derzeit 26 Mitgliedsstaaten des Europarats einschließlich Österreich 
angehören. Daneben gibt es assoziierte Mitglieder (u. a. Albanien, Kroa
tien, Lettland, Rußland) und Beobachter (Kanada, Heiliger Stuhl,  Japan, 
Kirgisistan, USA). Die Kommission setzt sich aus unabhängigen Experten 
des Verfassungsrechts und der Politikwissenschaft zusammen. Sie befaßt 
sich mit Fragen der rechtl ichen Garantie für Demokratie und ist besonders 
im Bereich der Verfassungsreform in den Staaten Zentral- und Osteuropas 
wie auch im Bereich der Verfassungsgerichtsbarkeit und des Schutzes der 
Menschenrechte tätig. I hre Arbeit ergänzen die Hilfsprogramme des 
Europarats für rechtliche Reformen in diesen Staaten, insbesondere das 
Demosthenes-Programm. 1 993 stand die Venediger Kommission u. a .  der 
Russischen Föderation bei der Er- und Überarbeitung verschiedener 
Verfassungsentwürfe beratend zur Seite. 
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3. Tätigkeitsbericht - Europarat 
3.1  Ministerkomitee 

Am 1 4. Mai 1 993 fand die 92. Sitzung des Ministerkomitees unter Vors itz des 
bri tischen Außenministers Douglas H urd statt. 

I m  Zentrum dieses M inistertreffens stand die Vorbereitung des Treffens der Staats
und Regierungschefs der M itgliedsstaaten des Europarats am 8 ./9. Oktober in Wien. 
Die Min ister nahmen eine Tagesordnung für den Wiener Gipfe l  an und beauftragten 
die Min i sterdelegierten,  die Arbeiten an einem Schlußdokument auf der Grund lage 
der sich aus der Tagesordnung ergebenden Schwerpunkte mit  vol ler Kraft fortzuset
zen .  Die Minister betonten d ie  Wichtigkeit eines baldigen Abschlusses der seit 
Jahren diskutierten Reform der Mechanismen zum Schutz der Menschenrechte nach 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EM RK) und ertei l ten den Auftrag, 
ein Mandat für das Leitungskomitee fü r Menschenrechte zur Ausarbeitung eines 
Änderungsprotokol ls  zur E M RK zu erarbeiten. Schl ießl ich wiederholten die Außen
min i ster ihr  I nteresse an  den Arbeiten des Europarats im  Bereich des Schutzes 
nationaler M inderheiten, obwohl wegen grundsätzl i cher Auffassungsunterschiede 
kein Fortschritt i n  Richtung e iner Festschreibung der rechtl i chen Standards des 
Minderheitenschutzes zu erzie len war. Auch diesbezügl ich hoffte man, der Wiener 
Gipfel werde substanti e l le  Fortschritte bringen. 

Anläß l ich dieser Sitzung wurden Estland, Litauen und Slowenien in den Europarat 
aufgenommen, der damit auf 29 Mitgl i eder erweitert war. 

Dem formel len Tei l  der Min i stertagung ging ein informel l er Meinungsaustausch 
über die Entwickl ungen in Rußland und die Beziehungen zwischen der Russischen 
Föderation und dem Europarat voraus,  der nach al lgemeiner Ansicht wertvol le  
Einbl icke bot  und als  gelungenes Beispie l  eines pol it ischen Dialogs im  Ministerko
mitee gesehen wurde. Die Mini ster bekräftigten ihre U nterstützung für das 
gemeinsame Aktionsprogram m  als  Basis der künftigen Zusammenarbeit zwischen 
dem Europarat und der Russi schen Föderation, die sich auf die Bereiche Verfas
sungsrecht, Menschenrechte, Rechtsfragen und Gerichtswesen konzentrieren wird .  

I m  Rahmen dieses inform e llen  Meinungsaustauschs beschäftigten sich die Mi nister 
auch mit dem Konfl ikt in Bosnien- Herzegowina .  S ie verurtei lten erneut a l le  
Gewaltakte und ethnischen Säuberungen sowie sonstige Menschenrechtsverl etzun
gen und forderten d ie  betei l i gten Parteien auf, den Vance-Owen-Friedensplan zu 
a kzeptieren und umzusetzen . Sie unterstrichen die Wichtigkeit der Beachtung der 
Resolutionen des VN-S icherheitsrats, e inschl ieß l ich jener, welche die Verhängung 
von Embargos vorsehen.  Weiters wurde betont, daß der Europarat für jegl iche 
H i l feleis tungen - i n  Zusammenarbeit mit  der EG, der KSZE und den VN - 1m 
H i nb l i ck auf  eine Lösung des  Konfl i kts zur  Verfü gung stehe. 

Bundesminister Alois Mock le i tete d ie  österreichische Delegation.  I n  seiner 
Ste l lungnahme befürwortete er  die Osterweiterung des Europarats und hob hervor, 
daß die Arbeitsmethoden des Europarats an die neuen Anforderungen anzupassen 
sind, um dessen Effizienz zu wahren.  Er  befaßte s ich eingehend mit der Gipfelvorbe
reitung und den dazu vorgesehenen S chwerpunktthemen, v .  a .  im Bereich der 
M enschenrechte und des Minderheitenschutzes.  

Mit dem Ende der S itzung übernahm Österreich den Vorsitz im Ministerkomitee. 
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Die 93. Tagung des Ministerkomitees, die am 4. November unter Vorsitz von 
Bundesminister Alois Mock stattfand, stand ganz im Zeichen des kurz zuvor 
abgehaltenen Wiener Europaratsgipfels (über Verlauf und Ergebnisse des Gipfels 
siehe Abschnitt Bil l) .  Alle anwesenden Minister betonten den überragenden 
inhaltlichen und organisatorischen Erfolg des Wiener Gipfels, wobei es nunmehr 
gelte, die Ergebnisse in konkrete Aktionen umzusetzen . 

Auf der Basis der in Wien von den Staats- und Regierungschefs getroffenen 
Grundsatzentscheidungen, Vorschläge und Ideen erörterten die Minister, wie die 
Funktionsweise und Tätigkeiten des Europarats angepaßt und gestärkt werden 
können, und beauftragten die Generalsekretärin, bis zum nächsten Ministerkomitee 
einen Bericht dazu vorzubereiten. Zur Umsetzung der in Wien getroffenen Entschei
dung betreffend den Schutz nationaler Minderheiten setzten die Minister ein 
Ad-hoc-Expertenkomitee ein, das beauftragt wurde, bis zum 30. Juni 1 994 eine 
Rahmenkonvention über den Schutz nationaler Minderheiten auszuarbeiten, die auch 
Nichtmitgliedsstaaten zum Beitritt offenstehen soll .  Das Expertenkomitee wurde 
weiters beauftragt, mit Redaktionsarbeiten an einem Zusatzprotokoll zur EMRK zu 
beginnen, das die individuellen Rechte, insbesondere Angehöriger nationaler 
Minderheiten, im kulturellen Bereich ergänzen soll. Diese Arbeiten sollen bis Ende 
1 994 abgeschlossen sein. Das Expertenkomitee wurde beauftragt, dem Ministerko
mitee bis spätestens 1 5 . April 1 994 einen Zwischenbericht über den Fortgang seiner 
Arbeiten vorzulegen. 

Die Minister führten ferner eine erste Diskussion über die Umsetzung der beim 
Wiener Gipfel angenommenen Erklärung und des Aktionsplans zum Kampf gegen 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Intoleranz und erteilten den 
Ministerdelegierten ein entsprechendes Mandat. 

Die Minister nahmen mit Befriedigung zur Kenntnis, daß das Ministerdelegierten
komitee bereits die erforderlichen Schritte zur Finalisierung des Änderungsproto
kolls zur EMRK betreffend die Reform der Menschenrechtsschutzmechanismen, das 
bei der 94. Tagung des Ministerkomitees im Mai 1 994 zur Unterzeichnung aufgelegt 
werden soll, zur Schaffung eines beratenden Organs, in dem sowohl die Gemeinden 
als auch die Regionen authentisch vertreten sind, und zur Anpassung des Statuts des 
Europarats getroffen hat.  Sie beschlossen schließlich, die Frage des Follow-up des 
Gipfels in die Tagesordnung ihrer nächsten Sitzung aufzunehmen. 

Bundesminister Mock hat am Rande der Tagung die Protokolle Nr. l und 2 zur 
Europäischen Konvention zur Vermeidung von Folter und unmenschlicher Behandlung, 
der Österreich seit 1 989 angehört, unter dem Vorbehalt der Ratifikation unterzeich
net. 

Im Anschluß an die 93. Tagung ging der Vorsitz im Ministerkomitee von Österreich 
auf Belgien über. 

3.2 Parlamentarische Versammlung 

Die Tätigkeit der Parlamentarischen Versammlung betraf wie bereits in  den 
Vorjahren vorrangig die Hinwendung zu den zentral- und osteuropäischen Staaten -
erwähnt seien in diesem Zusammenhang die positiven Stel lungnahmen der Ver
sammlung zum Beitritt von Litauen, Estland, Slowenien, der Tschechischen 
Republik, der Slowakei und Rumänien - und stand im Zeichen des Europaratsgip-
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fel s  am 8 ./9 .  O ktober i n  Wi en .  Wie i n  d e n  Vorjahren widmete d ie  Versammlung i hre 
besondere Aufm erksamkei t  dem Krieg auf  Tei l en des Terri tori ums des ehema l i gen 
J ugosl awiens .  

Der vierte Teil der 44. Session der Parlame ntarischen Versamm l u ng fan d  vom 
1 . - 5 .  Febru a r  i n  Straßbu rg statt. Für  Österrei ch erh ie l t  d i ese  Tagung besondere 
Bedeutung, da B u ndeskanz ler  Franz Vran i tzky vor der Versammlung sprach und  
Fragen beantwortete.  D ie  Rede  des  B undeskanz lers, i n  der er  auf  d ie  Rol l e  des 
Europarats i n  der zukünftigen Arch itektur E u ro pas eingi ng, e inen mögli chen  Be itrag 
des Europarats zur Fest i g u ng ei nes demokrat ischen E uropas s kizzierte  und d ie  
österreich i schen  Vorste l l u ngen für d ie  be im E u roparatsgi p fe l  i m  Oktober in  Wien zu  
behande lnden Themen dar legte, fand sowoh l  unter den  Parla m entar iern a l s  auch i m  
Sekretariat des  E u roparats u n d  i n  d e r  Presse e i n e n  überaus  posi t iven Widerhal l .  

Ehenso sprachen vor  der Parl amentar ischen Versamm l u ng der deutsche B u n des
kanzler H el m u t  K o h l  ( 2 .  Februar) ,  der br i t i sche Außen m i ni ster Douglas H urd a l s  
Vors i tzender des  M i n i sterkomi tees ( 2 .  Februa r) und die  norwegische Premierm i n i 
steri n Gro H arlem B rundt l a n d  ( 4 .  Februar ) .  

Im Ra hmen der  Tagung fan d  am 3 .  Februar  ei ne Dring l i chke i tsdebatte über  den 
Beri cht  betreffend die S i tuat ion der Fl ücht l i nge und Vertri ebenen i m  früh eren 
J ugos lawien s tatt .  

Am 5.  Februar verl i e h  das  erwei terte B ü ro der Parl am entari schen Versammlung dem 
Parl ament der Repub l i k  M o ldau  Sondergaststatus .  

Die Parl am entari sche Vers a m m l u ng verabschiedete im Rahmen d ieser Tagu n g : 
Empfeh lung 1 20 I ( 1 993)  h etreffend ein Zusatzprotokol l zur  Europäischen M en 

schenrechtskonvent ion über d i e  Rechte v o n  M inderhei 
ten 

Empfeh lung  1 202( 1 99 3 )  

Empfeh l ung 1 203 ( 1 993 ) 
E m p fe h l ung 1 204( 1 993 ) 

Empfehl ung 1 20.5(  1 993)  

Em pfeh l u ng 1 206( 1 99 3 )  

Empfeh l u ng 1 2 07 (  1 993 ) 

E m pfeh lung 1 208 (  1 993 ) 

Empfeh l u ng 1 209( 1 99 3 )  

Entsc h l i e ßu n g  993 ( 1 993)  
Entsc h l i eßung 994( 1 993)  

het reffend rel ig iöse  To leranz in  e iner  demokrat i schen 
Gese I I  sch a ft 
betreffend d i e  Zigeuner i n  E u ro p<l 
hetreffend d i e  Sch affung e ines  Ühergangsmechan i smus  
für den  Sch utz der M ensch enrechte i n  europä i schen 
N i cht- M i tg l i edsstaaten des E uroparats 
bet reffend die Lage der Flü cht l inge und vertri ebenen 
Pe rsonen in mehreren Ländern des früheren Jugos la -
WIens  
b etreffe nd d ie  I n tegrat ion der E i nwanderer und d ie  
B ezi ehungen zwi schen den Gemeinschaften 
b etreffend die Bevö lkeru ngshewegu ngen zwischen den 
Staaten der frü heren Sowjetun ion  
betreffend d ie  gesundhe i t l i chen Folgen des Reaktor
u n fa l l s  von Tschern obyl  und d ie  N otwend igkei t  von 
verstärkten i nternat iona len  M aßnahmen 
betreffend die Atomkraftwerk e in Zentra l - und Ost-
e u ropa 
b etreffend die a l l geme ine  Pol i t i k  des Europarats 
betreffend d i e  m ass iven und fl agranten Verletzungen 
der  M enschenrechte auf dem Gebiet des früh eren 
J ugos lawiens 
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Entschließung 995( 1 993) betreffend die wirtschaftliche Renaissance der Region 
des Baltischen Meers 

Entschließung 996( 1 993) betreffend die Bevölkerungsbewegungen zwischen den 
Staaten der früheren Sowjetunion 

Richtlinie Nr. 484( 1 993) betreffend ein Zusatzprotokoll zur Europäischen Men
schenrechtskonvention über die Rechte von Minder
heiten 

Richtlinie Nr. 485( 1 993) 
Richtlinie Nr. 486( 1 993) 
Richtlinie Nr. 487( 1 993) 

betreffend die allgemeine Politik des Europarats 
betreffend den Schutz der Menschenrechte 
betreffend die Atomkraftwerke in Zentral- und Ost-
europa 

Der Ständige Ausschuß tagte vom 24.-27.  März in La Valetta, Malta. Im Rahmen 
dieser Tagung wurde am 25 .  März auch ein "Gemischter Ausschuß" (Vertreter der 
Parlamentarischen Versammlung, Vorsitzender des Ministerkomitees, Ministerdele
gierte, Generalsekretärin des Europarats) abgehalten. Die Diskussion konzentrierte 
sich auf die Neubesetzung des Postens des Stellvertretenden Generalsekretärs des 
Europarats, die Erweiterung des Europarats, den Europaratsgipfel in Wien, die 
institutionellen Reformen, insbesondere die Revision des Statuts des Europarats, 
sowie die Aufnahme von Flüchtlingen aus dem früheren Jugoslawien. 

Vom Ständigen Ausschuß wurden am 26. März im Namen der Parlamentarischen 
Versammlung angenommen : 
Meinung Nr. 1 65( 1 993) betreffend die institutionelle Reform des Europarats 
Meinung Nr. 1 66( 1 993) über die von der Ständigen Konferenz der Gemeinden 

und Regionen Europas angenommene Entschlie
ßung 240 ( 1 992) betreffend die Entwicklung der Aktivi
täten des europäischen Netzes von Ausbildungszentren 
für das Personal von Gemeinden und Regionen. 

Meinung Nr. 1 67 ( 1 993) betreffend den Entwurf eines zweiten Zusatzprotokolls 
zur Sozia1charta des Europarats, das ein System von 
Kollektivbeschwerden vorsieht 

Empfehlung 1 2 1 0( 1 993) betreffend risikobehaftete Computer-Systeme 
Entschließung 997( 1 993) betreffend die industrielle Wettbewerbsfähigkeit Euro-

pas in der Welt 

Der fünfte Teil der 44. Session der Parlamentarischen Versammlung fand vom 
1 0.- 14. Mai in Straßburg statt. Höhepunkte dieser Tagung waren die Annahme der 
positiven Gutachten der Parlamentarischen Versammlung zu den Beitrittsansuchen 
von Litauen, Slowenien und Estland. Weiters hat das erweiterte Büro der Parlamen
tarischen Versammlung am 1 3 .  Mai dem Parlament der Ehemaligen jugoslawischen 
Republik M azedonien Sondergaststatus verliehen. Bei dieser Tagung wurde der 
Österreicher Peter Leuprecht, bisher Direktor für Menschenrechte im Generalsekre
tariat des Europarats, zum Stellvertretenden Generalsekretär gewählt. 

Vor der Parlamentarischen Versammlung sprachen der britische Staatsminister für 
auswärtige und Commonwealth-Angelegenheiten Tristan Garel-Jones als amtieren
der Vorsitzender des Ministerkomitees ( 1 2 . Mai) und die polnische Premierministe
rin Hanna Suchocka ( 1 3 . Mai). 

Am 1 3 . M ai fand eine Dringlichkeitsdebatte über die Lage in Bosnien-Herzegowina 
statt. 

62 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 77 von 734

www.parlament.gv.at



Tätigkeitsbericht - Europarat 

Die Parlamentarische Versammlung verabschiedete i m  Rahmen d ieser Tagung : 
Meinung Nr. 1 68 ( 1 993)  betreffend den Antrag der  Republ ik  Litauen auf Beitritt 

zum Europarat 
Meinung Nr. 1 69 ( 1 993)  betreffend den Antrag der Republ ik  S lowenien auf 

Beitritt zum Europarat 
Meinung Nr. 1 70( 1 993) betreffend den Antrag der Republ ik  Estland auf Beitritt 

zum Europarat 
Empfehlung 1 2 1 1 ( 1 993) betreffend die heimliche M igration : Schlepper und 

Arbeitgeber von heiml ichen E inwanderern 
Empfehlung 1 2 1 2( 1 993)  betreffend die Annahme eines revidierten Statuts des 

Empfehlung 1 2 1 3( 1 993)  

Entschl ießung 998( 1 993)  

Entschl ießung 999(  1 993)  
Entschl ießung I OOO( 1 993) 

Europarats 
betreffend den Fortschritt in der B iotechnologie und 
seine Folgen für die Landwirtschaft 
über das Nord-Süd Zentrum des Europarats : Rol le  und 
Errungens chaften 
betreffend die Lage in Bosnien- H erzegowina 
betreffend die vietnamesischen Einwanderer und Asyl
werber in Hongkong ("boat people") 

Vom Ständigen Ausschuß wurden am 5 .  Juni im  Namen der Parlam entari schen 
Versamm lung angenommen : 
Meinung N r. 1 7 1  ( 1 993)  betreffend die Rechnungsabschlüsse und die Budgets 

für 1 99 1 ,  1 993 und 1 994 
Meinung Nr. 1 72( 1 993)  betreffend das  Program mbudget für die operationeI len 

Ausgaben der Parl amentarischen Versammlung im J ah
re 1 994 

Meinung Nr. 1 73 ( 1 993) betreffend die bei der 28 .  Tagung der Ständigen Konfe
renz der Gemeinden und Regionen Europas ( 1 6 .-
1 8 . März) angenommenen Texte 

Der sechste Tei l  der 44.  Sitzungsperiode der Parlamentarischen Versamml ung fand 
vom 29. J u ni -2 .  Ju l i  in Straßburg statt. Bei dieser Tagung gab die Parlamentarische 
Versam mlung posit ive Stel l ungnahmen zu den Anträgen der Tschechischen Repu
bl ik  und der Sl owakischen Repub l ik  auf Beitritt zum Europarat ab.  Vor der 
Versammlung sprachen der dänische Premierminister Poul Nyrub Rasmussen 
(29. Juni ) ,  der Präsident von M alta Censu Tabone ( 1 .  Ju l i ) und der spani sche 
Ku lturminister Jordi  Sole Tura ( I .  Ju l i ) .  Bundesminister Alo is  Mock legte in seiner 
Funktion als Vors itzender des Ministerkomitees einen Tätigkeitsbericht vor. 

Die Parl amentarische Versammlung verabschiedete i m  Rahmen dieser Tagung : 
Meinung N r. 1 74( 1 993 )  betreffend den  Antrag de r  Tschechi schen Republ ik auf 

Meinung N r. 1 75(  1 993)  

Empfehlung 1 2 1 4( 1 99 3 )  
Empfehlung 1 2 1 5( 1 993 )  
Em pfehlung 1 2 1 6( 1 993)  
Empfehlung 1 2 1 7( 1 993 )  
Entschl ießung 1 00 1 ( 1 993)  
Entschl ießung I 002( 1 993)  

Beitritt zum Europarat 
betreffend den Antrag der S lowakischen Republ ik auf 
Beitritt zum Europarat 
betreffend den Wiener Gipfel (8 .19 .  Oktober 1 993 )  
betreffend d i e  Eth ik  de s  Journa l i smus 
betreffend die europäische kulturel le Zusammenarbeit 
betreffend die Wirtschaftshi lfe für Albanien 
betreffend die Zukunft der Weinproduktion 
betreffend die Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwickl ung : Leistungen, Akt ivi täten und Prioritäten 
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Entschließung 1 003( 1 993) betreffend die Ethik des Journalismus 
Entschließung 1 004( 1 993) betreffend das Embargo der Vereinten Nationen gegen 

Serbien und Montenegro 
Entschließung 1 005( 1 993) betreffend die Wirtschaftshi lfe für Albanien 
Entschließung 1 006( 1 993) betreffend die Nord-Süd-Interdependenz und -Solidari

tät : Europa und die am wenigsten entwickelten Länder 
Entschließung 1 007( 1 993) betreffend den Nord-Süd-Technologietransfer 
Richtl inie Nr. 488( 1 993) betreffend die Einhaltung der von den neuen Mitglieds-

staaten eingegangenen Verpflichtungen 
Der Ständige Ausschuß nahm am 3 .  September im Namen der Parlamentarischen 
Versammlung folgende Texte an : 
Entschließung 1 008( 1 993) betreffend eine Sozialpolitik zugunsten der älteren Men

schen und ihrer Selbständigkeit 
Entschließung 1 009( 1 993) betreffend die Änderung von Artikel 55 a der Geschäfts

ordnung der Versammlung (Sondergaststatus) 
Richtlinie Nr. 489( 1 993) betreffend das Mandat der Kommission für die parla

mentarischen und öffentlichen Beziehungen 
Richtlinie Nr. 490( 1 993) betreffend die notwendigen Reformen der Landwirt

schaftspolitik und der Politik für den ländlichen Raum 
in Europa 

Der siebente Teil der 44. Sitzungsperiode der Parlamentarischen Versammlung wurde 
vom 27. September bis 1 .  Oktober in Straßburg abgehalten. Bei dieser Tagung gab 
die Versammlung eine positive Stellungnahme zum rumänischen Antrag auf Beitritt 
zum Europarat ab. Bundesminister Alois Mock erstattete neuerlich einen Bericht als 
Vorsitzender des Ministerkomitees (27. September) .  Weiters sprachen die isländi
sche Präsidentin Vigdis Finnbogadottir (28. September), die Generalsekretärin des 
Europarats Catherine Lalumiere (29. September), der Generalsekretär der OECD 
Jean-Claude Paye (30.  September) und der bulgarische Premierminister Ljuben 
Berov (30. September). 

Bei dieser Tagung nahm die Parlamentarische Versammlung folgende Texte an : 
Meinung Nr. 1 76( 1 993) betreffend den Antrag Rumäniens auf Beitritt zum 

Empfehlung 1 2 1 8( 1 993) 

Empfehlung 1 2 1 9( 1 993) 

Empfehlung 1 220( 1 993) 

Empfehlung 1 22 1 ( 1 993) 
Empfehlung 1 222( 1 993) 

Empfehlung 1 223( 1 993) 

Empfehlung 1 224( 1 993) 

Empfehlung 1 225( 1 993) 

64 

Europarat 
betreffend die Errichtung eines internationalen Gerichts 
zur Verfolgung schwerer Verletzungen des humanitären 
Völkerrechts 
betreffend die Schaffung eines Mechanismus zum 
Schutz der Menschenrechte in europäischen Nicht-Mit
gliedsstaaten des Europarats 
betreffend die jüngsten politischen Ereignisse (im Zu
sammenhang mit dem Wiener Gipfel, 8 ./9. Oktober) 
betreffend den Friedensprozeß im Nahen Osten 
betreffend den Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeind
lichkeit und Intoleranz 
betreffend die von Mitgliedsstaaten angebrachten Vor
behalte zu Europarats-Konventionen 
betreffend den Schutz und das Management der Süß
wasserressourcen in Europa 
betreffend das Management, die Behandlung, das Re
cycling und das Marketing von Abfällen 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 79 von 734

www.parlament.gv.at



Tätigkeil.<,bericht - Europarat 

Entsch l i eßung 1 0  I O( 1 993 )  b etreffend die  S i tuation der  F lücht l inge u n d  Vertri ebe
nen i n  Serb ien ,  M ontenegro und der  Ehemal igen jugo
s lawischen Repub l i k  M azedonien 

Entsch l i eßung 1 0 1 1 ( 1 993 ) betreffend die  Situ at ion der Frauen und K inder  i m  
früheren Jugos lawien 

Entschl ießung 1 0  1 2( 1 993)  b etreffend die  M eeressäuget iere 
Entsch l i eßung 1 0 1 3 ( 1 993 )  b etreffend den Friedensprozeß im N ahen Osten 
Entsch li eßung  1 0  1 4( 1 993) b etreffend die  Aktivitäten der O EC D  im Jahre 1 992 
Richt l in ie  N r. 49 1 ( 1 993 )  betreffend die  S i tuat ion der  Frauen und  K inder  1m 

früheren J ugos lawien 
Richt l in i e  N r . 492 ( 1 993 )  betreffend den  Schutz und d as M an agement der  Süß 

wasserressourcen i n  E u ropa 

Der Ständige Ausschuß nahm am 4. N ovember im N amen der Parl amentarischen 
Versammlung fo l gende Texte an : 

M einung N r .  1 77 (  1 993 ) betreffend den Entwurf e iner statutarischen Reso l ut ion 

Empfeh lung 1 226 (  1 993 )  

Empfeh lung 1 22 7 (  1 99 3 )  
Entschl i eßung  1 0 1 5 ( 1 99 3 )  

betreffend d ie  Errichtung des K ongresses d e r  Gemein 
d e n  und  Regi onen E uropas 
b etreffend die  Verbesserung der Karri ereauss i chten des 
Persona ls  des E u ro parats 
b etreffend d ie  Öl verschmutzung der  M eere 
betreffend gemeinsame S itzungen von Ausschüssen 
oder  U nterausschüssen der Versammlung ( Art ike l  45  
Abs 2 der Gesch äftsordnung) 

Entsch l i eßung 1 0  1 6( 1 993 ) betreffend das Verfahren nament l i cher Absti mmungen 
(Art ike l  35 der Geschäftsordnung)  

E ntsch l i eßung  1 0  1 7 ( 1 993 ) betreffend die  Vertretung jener Delegation,  der  der  
Präs ident der Versamml ung angehört ,  i m  B ü ro der 
Par lamentarischen Versammlung ( Artik e l  8 und 1 0  der  
Geschäftsordnung)  

Am 4. November fand i n  Straßburg e ine weitere S itzung des " Gemischten Ausschus
ses" statt,  bei  der  Vertreter der  Parl amentari schen Versam mlung  mi t  B u ndesmi n i s ter  
A lo i s  M ock a l s  Vorsitzendem des M i n i sterkomitees und mi t  Genera l sekretäri n 
Catherine Lal u rn i e re über d ie  D u rchfü h rung der  Besch lüsse  des Wi ener G ipfe l s  und  
über  d ie  R essourcen des  E uroparats d i skutierten .  

D ie  Par lamentar ische Versammlung entsandte Wahlbeobachter-Delegationen zu den 
Parl amentswah len i n  Lett l and  ( 5 ./6 .  Jun i )  und  Ruß la nd ( 1 2 .  Dezember) .  

3.3 Ständige Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas (S tKG RE)  
I n  d e r  Zeit  v o m  1 6 . - 1 8 .  M ä rz fand in  Straßburg d i e  28 .  Plenartagung der St K G  R E  
s ta tt .  Österre i ch  war  durch  sechs De leg ierte der B undes länder  sowie  des Österrei ch i 
schen Städte- u n d  Gemeindeb undes v e rtreten .  N eben den nat i ona len  D e l egationen 
der  M itgl iedsstaaten des E u roparats nah men e ine  Re ihe  von B ü rgermei stern bzw.  
Del egierte aus  osteuropä ischen N icht-M itgl i e dsstaaten des  E u ro p arats te i l  (Alba
n ien ,  B e larus ,  Est land,  L ett land,  Li tauen,  S lowenien,  Kroatien,  Tschechi sche 
Repub l i k, S l o wa kei , R u m ä nien ,  R uß l an d  und  U kraine ; sechs d ieser  Staaten s ind  
i nzwischen M itg l ieder  des  E u roparats geworden) .  
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Die nachfolgenden Persönlichkeiten sprachen vor der Konferenz : 
Bengt Mollstedt, Präsident der StKGRE 
Catherine Lalumiere, Generalsekretärin des Europarats 
Pasqual Maragall, Bürgermeister von Barcelona und Präsident des Rats der 
Gemeinden und Regionen Europas 
Laurette Onkelinx, belgische Sozialministerin 
Alwine de Vos van Steenwijk, Präsidentin der internationalen Bewegung ATD Vierte 
Welt 
Robin Squires, Parlamentarischer Staatssekretär für Umweltfragen, Großbritannien, 
im Namen des Präsidenten des Ministerkomitees 
William Althaus, Präsident der Konferenz der Bürgermeister der USA 
Miguel Martinez, Präsident der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 

Die Konferenz nahm insgesamt 1 3  Entschließungen zu folgenden Themen an : 
Entschließung 242( 1 993) betreffend die Verbesserung des Statuts der StKGRE 

und den Ausbau der Betei ligung der Regionen und 
Städte 

Entschließung 243( 1 993) 

Entschließung 244( 1 993) 

Entschließung 245( 1 993) 

Entschließung 246( 1 993) 

Entschließung 247( 1 993) 

Entschließung 248( 1 993) 
Entschließung 249( 1 993) 

Entschließung 250( 1 993) 

Entschließung 25 1 ( 1 993) 

Entschließung 252( 1 993) 
Entschließung 253 ( 1 993) 

Entschließung 254( 1 993) 

betreffend Bürgersinn und große Armut : Die Erklärung 
von Charleroi 
betreffend das Recht auf Wohnung und die Bedingun
gen seiner Verwirklichung durch die Gemeinden und 
Regionen 
betreffend die Umweltpolitik der Gemeinden und Re
gionen in Europa 
betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung des Treibhaus
effekts und zum Schutz der Ozonschicht durch Gemein
den und Regionen 
betreffend die Solidarität und Interdependenz zwischen 
Nord und Süd : Die Rolle der StKGRE 
betreffend die interterritoriale Zusammenarbeit 
betreffend die Zigeuner in Europa : Die Rol le  und 
Verantwortung der Gemeinden und Regionen 
betreffend die Entwicklung der kommunalen und regio
nalen Selbstverwaltung in zentral- und osteuropäischen 
Ländern 
betreffend die humanitäre Aktion und die Unterstüt
zung der Gemeindedemokratie im ehemaligen Jugosla-
WIen 
betreffend die Änderung der Geschäftsordnung 
betreffend die regionale Dimension des europäischen 
audiovisuellen Raumes 
betreffend die Auswirkungen des Binnenmarktes, des 
Vertrags von M aastricht und des Europäischen Wirt-
schaftsraums auf die Gemeinden und Regionen 

Einen Schwerpunkt der 28. Plenartagung bildete die Debatte über die Reform der 
StKGRE, die von Divergenzen zwischen Gemeindevertretern und Regionalvertre
tern gekennzeichnet war. Die von der StKGRE zu diesem Thema schließlich 
angenommene Resolution 242 ( 1 993) enthält einen Reformvorschlag, gemäß dem für 
die Gemeinden und die Regionen eigene Kammern geschaffen werden sollen, die 
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aber doch i n  d ie  e inheitl iche Gesamtkonferenz eingebunden bleiben sol len .  Ausge
hend von diesem Reformvorsch l ag hat das Ministerdel egiertenkomitee in der Folge 
einen Entwurf einer statutari schen Resolution betreffend die Errichtung eines 
Kongresses der Gemeinden und Regionen Europas und einen Entwurf der C harta 
d ieses Kongresses ausgearbeitet. Der Europaratsgipfel i n  Wien hat  d ie  Schaffung 
eines beratenden Organs, das sowohl die Gemeinden a l s  auch die Regionen in 
Europa vertritt, grundsätz l ich gutgeheißen.  Die  formel le  Annahme der statutari
schen Resolution und der Charta des Kongresses der Gemeinden und Regionen 
Europas durch das Ministerkomitee wird voraussichtl ich im Jänner 1 994 erfo lgen .  

Vom Ständigen Ausschuß wurden i m  N amen der Ständigen Konferenz die fo lgenden 
Texte angenommen : 

Entschl ießung 24 1 ( 1 993) 
(4.  Februar) 

Entsch l ießung 255 (  1 993)  
(30 .  Dezember) 

betreffend das 7. Europäische Symposium der histori
schen Städte 

betreffend Aids-Aktiv itäten der Gemeinden und Regio
nen 

3.4 Wahl von Peter Leuprecht zum Stellvertretenden Generalsekretär des 
Europarats 

In ihrer S itzung am 1 1 . Mai wähl te die Parlamentari sche Versamml ung des 
Europarats den österreichischen Kandidaten Peter Leuprecht mit 95 zu 36 Stimmen 
im ersten Wahl gang zum Ste l l vertretenden Generalsekretär des Europarats, dessen 
fünf jähriges M andat am I .  Jul i  begann und der an läß lich des 93 . Mini sterkomitees 
am 4. November den Amtseid ablegte. 

Erstmals  in der 44jährigen Gesch ichte des Europarats bekleidet ein Österreicher 
diese bedeutende Funktion .  Peter Leuprecht gehört dem Europarat seit  1 96 1  an.  Von 
1 980 bis  zu seiner Wahl zum Stel l vertretenden Genera lsekretär l e itete er die 
Menschenrechtsdirektion des Europarats .  Er tritt die N achfolge des I ta l i eners 
Gaetano Adino l fi an,  der diese Funktion seit I .  Juni 1 978  innehatte . 

3.5 Budget für 1 994 

Die schwierige wi rtschaft l iche Lage in a l len M itgl iedsstaaten des Europarats 
veranlaßte d ie  Regierungen, ihre schon i m  Vorjahr eingenommene restriktive 
Haltung bei der Budgeterstel l ung fü r 1 994 fortzusetzen.  Gemäß dem heuer erstma l s  
vol l  wirksamen neuen Verfahren wurde schon i m  Frühjahr beschlossen, auf das 
nächstj ährige Budget den Grundsatz des rea len Nu l lwachstums  anzuwenden. N ach 
schwierigen Verhand lungen gelang es j edoch schl ieß l ich ,  u nter Würdigung der be im 
Wiener Gi pfe l  bekräftigten neuen Rol l e  des  Europarats und der  in Wien gefaßten 
konk reten Beschlüsse Lösungen zu finden, die eine Steigerung des Budgets i m  
nächsten Jahr u m  etwa 7 %  nominel l  gegenüber dem Vorjahr erl auben werden. U nter 
B erücksichtigung der wieder für die Programmplanung e ingesetzten Überschußmit
te l  der vergangenen J ahre wird das ordentli che Budget 1 994 einen Ausgabenrahmen 
von 796 M i l l ionen Französi schen Francs aufwei sen. Schwerpunkte s ind neuerl ich 
die H i l fsprogramme an  d ie  neuen Demokratien sowie eine höhere Dotierung der 
Parlamentarischen Versammlung ( + 9%),  die durch die Osterweiterung wesentl ich 
mehr Aufgaben zu erfül len hat a ls  b isher.  
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3.6 Zwischenstaatliche Zusammenarbeit 

3.6. 1 Menschenrechte 

Anläßlich der 500. Tagung des Ministerdelegiertenkomitees am 20. Oktober gab die 
Generalsekretärin des Europarats ihre Entscheidung bekannt, Pierre- Henri I mbert 
mit der Funktion des Direktors für Menschenrechte des Europarats zu betrauen. 
Imbert ist seit 1 976 im Europarat tätig. Zuletzt hatte er die Stelle des Stel lvertreten
den Direktors für Menschenrechte inne. Er tritt die Nachfolge des zum stellvertre
tenden Generalsekretär des Europarats gewählten Österreichers Peter Leuprecht an. 

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EM RK) wurde am 1 9. Jänner von Polen 
rati fizi ert. 

Anläßlich der Aufnahme von Estland, Litauen und Slowenien in den Europarat am 
1 4. Mai unterzeichneten der estnische Außenminister Trivimi Velliste, der l itauische 
Außenminister Povi las Gylys und der slowenische Außenminister Lojze Peterle die 
EMRK samt dem 1 . , 4. und 7. Zusatzprotokoll .  Estland und Slowenien unterzeichne
ten darüber hinaus auch das 6 . , 9 .  und 1 0. Zusatzprotokoll . Am 30. Juni beschlossen 
die Ministerdelegierten anläßlich ihrer 496. Tagung, die Tschechische Republik und 
die Slowakei rückwirkend mit 1 .  Jänner als Mitgliedsstaaten der Konvention samt 
Zusatzprotokollen anzusehen. 

Am 7.  Oktober unterzeichnete Außenminister Teodor Melescanu in Wien anläßlich 
der Aufnahme Rumäniens in den Europarat die EMRK. Am 4. November unter
zeichnete Rumänien das 1 . , 4., 7 .  und 9 .  Zusatzprotokoll .  

Die Türkei hat im August die Anerkennung der Zuständigkeit der Europäischen 
Menschenrechtskommission für die Behandlung von Individualbeschwerden für eine 
weitere Periode von drei Jahren ab 28. Jänner und die Zuständigkeit des Europäi
schen Gerichtshofs für Menschenrechte für eine weitere Periode von drei Jahren mit 
Wirkung ab 22. Jänner anerkannt. Polen erkannte im April die Zuständigkeit dieser 
beiden Organe für eine Periode von drei Jahren mit Wirkung ab 1 .  Mai an. 

Am 30.  Juni beschlossen die Ministerdelegierten anläßlich ihrer 496. Tagung, die 
Tschechische Republik und die Slowakei als Signatarstaaten der Europäischen 
Konvention zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behand
lung oder Strafe anzusehen. 

Am 9.  März ratifizierte Großbritannien das 10. Zusatzprotokol l  zur EMRK. Die 
Ratifikation durch Österreich als 8. Mitgliedsstaat erfolgte am I .  Juni. Ungarn 
unterzeichnete das 1 0. Zusatzprotokoll am 9.  Februar unter dem Vorbehalt der 
Ratifikation. Das Zusatzprotokoll ,  das am 25. März 1 992 in Straßburg zur Unter
zeichnung aufgelegt wurde, ändert die Bestimmung über die erforderliche Mehrheit, 
mit der das Ministerkomitee über das Vorliegen einer Menschenrechtsverletzung in 
Fäl len zu entscheiden hat, die nicht an den Gerichtshof weitergeleitet werden. Dieses 
Protokoll wird nach Ratifikation durch alle Mitgliedsstaaten der EMRK in Kraft 
treten. Ab diesem Zeitpunkt wird im Ministerkomitee die einfache Mehrheit zur 
Entscheidungsfindung gemäß Artikel 32 der Konvention ausreichen. 

Am 30. Juni beschlossen die Ministerdelegierten anläßlich ihrer 496. Tagung, die 
Tschechische Republik und die Slowakei als Signatarstaaten der Europäischen 
Sozialcharta samt Zusatz- und Änderungsprotokoll anzusehen. 
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Vom 28 .- 30. J änner fand i n  Straßburg eine i nternat iona le  Tagung über den "Schutz 
der Menschenrechte am Vorabend des 21. Jahrhunderts" statt . An i hr nahmen 300 
Persön l i ch ke i ten,  darunter Anwälte, Wissenschaft ler und Vertreter n ichtstaat l i 
cher Organ i sa t io nen aus  mehr a l s  70  Staaten tei l .  Dieses i nterreg iona le  Treffen 
wurde i m  H i nb l i ck auf d ie  V N-Weltkonferenz über Menschenrechte i n  Wi en 
organis iert. 

28 Teams von etwa 250 Studenten aus 1 5  europäi schen Staaten, darunter auch 
Österrei ch ,  und K anada nahmen vom 26 .- 29 .  Apri l am 9. Rene Cassin Menschen
rechtswettbewerb in Straßburg tei l .  Z ie l  dieses Wettbewerbs ist es, den Unterri cht von 
Menschenrechten an europäi schen Universitäten zu fördern .  Als Sieger g ing das 
Team der Univers i tät Liege ( Be lgi en) hervor. 

Se i t Jahren besteht  die Sorge, die Verfahren nach der E M RK könnten aufgru nd 
der häufi gen I n anspru chnahme  d ie  Effi zi enz,  mit der s ie 40 Jahre l a ng hervorra
gend fu nk t i on i erten,  verl i e ren .  Durch die zunehmende Bekanntheit  der Verfa h 
ren und d ie  erhöhte Anzah l  der Mi tg l i edss taaten des Europarats werden K o m 
m i s s i o n  und  Geri chtshof fü r Mensch enrechte i n  e in er Weise in  Ans pruch  
genom men ,  we l che d ie  Ui nge der  Verfahren i n  Stra ßburg b i s  zu e inem n icht 
m ehr akzeptab len  Ausmaß  ausgedehnt  hat .  Schon lä ngere Zeit stel l t  s i ch daher 
die Frage nach ei ner gru ndsätz l i chen Reform der Mechanismen zum Sch utz der  
M ensch enr echte,  wobei s i ch  i m  wesen t l i chen Verfechter zwei er versch iedener 
R efo rm m o de l l e  gegen überst anden : d ie  Mehrhe i t  forderte e inen ei nzigen Ge
r ichtsh o L  der in  l etzter I nstanz (nach A usschöpfung der i nnerstaa t l i chen Ins tan
zen ) entsche iden s o l l te .  Auch d ie  Parl a mentarische Versa m m l u ng, di e in  d ieser 
Frage e ine wi cht ige  Ro l l e  sp ie l te, sprach s i ch mit  überwä l t i gender Mehrheit  fü I' 
d i ese Lösung  a u s .  Ei nige Staaten bestanden jedoch ,lU f  e iner Zwei - I nstanzen l ö 
sung .  N achdem Ein igung darüber erzi e l t  werden konnte, d a ß  s ich das Wiener 
G i pfe l t reffen pri o ri tär mi t  dem Thema der Reform der Menschenrechtsverfahren 
befassen s o l l t e .  konnte u nter dem D ruck der Gi pfe lvorbereitung sch l i eß l i ch e in  
Kompro m i ß über e in  Mode l l  erzi e l t  we rden ,  das  auf  dem von Öst erre i ch stets 
vertreten en M od e l l  e ines ei nzigen Geri chtshofs aufbaut ,  aber durch gewi sse  
M ög l i ch ke i ten zur  Wi ederanhörung i n  beson deren Fä l l en auch den Anhängern 
der Zwei - I nstanzen lösung entgegenko m m t .  Die zur  U m setzung d i eser Lösung 
erforderl i chen j u ri st i schen Arbei ten an  e inem Ä nderungsprotoko l l  zur EM R K  
konnten zwar n i ch t  mehr  rechtze i t ig  b i s  zum Wiener G i pfel abgesch l ossen 
werden,  doch bekrüftigten d ie  Staats - und Regieru n gsch efs in  Wien di ese 
Grundsütze der Reform. I n  Erfü l lung  di eses Grundsatzbesch lusses ,  der a l s  
großer Erfo l g  d e s  Gi pfe l s  anzusehen i st ,  i st d i e  nächste Tagung des Min i sterko 
m i tees u nter be lg i schem Vorsitz im  Ma i  1 994 a l s  Unterze i chn un gstermi n  fü r das  
1 1 . Änderungspro toko l l  zur Änd eru ng der  E M R K  vorgesehen .  

In  e inem zweiten für Österre ich wicht igen Thema,  im  Bereich des Minderheiten
schutzes , konnte bei m Wiener Gipfe l  ebenfa l l s  e in  beach t l i cher Fortschri t t  erzi e l t  
werden. I n  de r  Erkenntni s ,  daß  der Schutz nat iona ler  Minderheiten e in  wesent l iches 
E lement für die Stab i l ität  und demokratische S icherheit in  Europa i s t, s ind vom 
Gipfe l  wichtige I mpu l se für e ine Verrech t l i chung des Minderheitensch utzes au sge
gangen. Auch in  dieser Frage sp ie l te die Parlamentari sche Versa mmlung des 
Europarats eine bedeutende R o l l e  und er le i chterte l etzt l i ch die Ko nsensfindung.  Es 
w i rd nunmehr  am Min i sterkomitee l i egen, diese Grundsatzbeschl üsse in die Prax i s  
u mzusetzen ( s i ehe  auch Abschnitte  AIV I Punkt  3 . 1 und BII  I ) .  

69 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)84 von 734

www.parlament.gv.at
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Das Überprüfungskomitee nach dem Europäischen Übereinkommen zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe stattete 1 993 
Kontrollbesuche in Belgien, Griechenland, I sland, I rland, Liechtenstein, Luxem
burg, Norwegen und Nordirland ab. 

Der Europäischen Menschenrechtskommission gehört als österreichisches Mitglied 
bis 1 996 Universitätsprofessor Felix Ermacora an. Im Sekretariat der Kommission 
sind drei Österreicher dauernd angestellt. 

Bei der Kommission wurden 1 993 insgesamt 9323 Anträge eingebracht ( +  58,6%), 
davon 245 gegen Österreich ( +  5,6%). 2037 Beschwerden (nur 2 1 ,8% der Anträge 
gegenüber 3 1 ,7% 1 992) wurden registriert (Steigerung der absoluten Zahl um 6,3%), 
davon 1 6 1  gegen Österreich (65,7% der gegen Österreich eingereichten Anträge, 
somit weiterer leichter Rückgang der Registrierungsquote für österreichische Fäl le, 
die aber wegen der stark gesunkenen durchschnittlichen Registrierungsquote 
nunmehr dreimal so hoch lag als der Durchschnitt aller Konventionsstaaten). 

Die Kommission trat während 8 Sitzungsperioden ( 1 6  Sitzungswochen) zusammen, 
wobei sie 29 mündliche Verhandlungen abhielt. Zwei Verhandlungen betrafen 
Beschwerden gegen Österreich : Nr. 1 5523/89 (Schmautzer) u .  a. ; 1 8892/ 1 (Putz). 

2 1 8  Beschwerden wurden für zulässig erklärt ( +  1 5,3%), wobei 29 der zulässig 
erklärten Fäl le  Österreich betrafen ( +  70,5%). 1 547 Beschwerden wurden für 
unzulässig erklärt oder aus der Liste gestrichen ( + 2, 1 %), davon 1 2 1  österreichische 
Fälle ( + 1 2%). 

7 1 3  Beschwerden wurden den beteil igten Staaten zur Stel lungnahme übermittelt 
( +  42,3% nach einer Steigerung um 63 ,7% von 1 99 1  auf 1 992), davon 25 an 
Österreich (- 56, 1 %). 

Die Kommission nahm 20 Berichte gemäß Artikel 28 (gütl iche Regelung), fünf 
Berichte gemäß Artikel 30 (Einstel lung des Verfahrens nach Zulässigkeit) und 
1 79 Berichte gemäß Artikel 3 1  der Konvention (Stel lungnahme zur Frage der 
Konventionsverletzung) an. Hiervon betrafen österreichische Fäl le : 

1 Bericht gemäß Artikel 30 
- Nr. 1 76 1 7/89 (Poscher) : Dauer eines Strafverfahrens, Rückziehung der Beschwer
de nach Erlaß eines Gnadenaktes, Bericht d. 1 .  Kammer v. 1 1 . 5. 1 993 

5 Berichte gemäß Artikel 28 
- Nr. 1 5 1 54/89 (Baumgartner) : behauptete Diskriminierung in Bezug auf das 
Eigentumsrecht wegen Ausschluß eines unehelichen Kindes von Intestaterbfolge 
nach Vater ; Schadenersatz 300.000 Schil l ing zuzüglich Anwaltskosten v. 
59. 1 87 Schil l ing, Bericht d. 2. Kammer v. 1 6 . 2. 1 993 
- Nr. 1 5220/89 (A. S.) : Überwachung durch Staatspolizei und Übermittlung per
sönlicher Daten an B KA, behauptete Verletzung des Rechts auf Achtung des 
Privatlebens (Art 8) ; Vernichtung der Datenaufzeichnung und Schadenersatz 
80.000 Schil l ing zuzüglich 50.000 Schilling für Verfahrenskosten, Bericht v. 1 5 . 1 0. 
1 993 
- Nr. 1 6569/90 (T.) : Dauer eines Verfahrens zur Erteilung einer Baugenehmigung 
(zivilrechtliehe Ansprüche iSd Art 6 Abs 1 ) ;  Schadenersatz 1 30.000 Schil ling, Be
richt d. 1 .  Kammer v. 5 . 7 .  1 993 
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- Nr. 1 7090/90 ( H.) : zweimal ige Verlängerung der U-Haft nach Überschreitung 
vorher genehmigter Höchstdauer ( Rechtmäßigkeit der H aft gern. Art 5 Abs 1 ) ;  
Schadenersatz 30.000 Schi l l ing e inschl ieß l ich 1 2 .000 Schil l i ng für Verfahrenskosten, 
Bericht d .  1 .  Kammer v. 8 .  1 2 . 1 993  

- Nr .  1 8305/9 1 ( PichIer) : Dauer eines Finanzstrafverfahrens ; Schadenersatz 
1 50 .000 S chi l l ing zuzügl i ch 30 .000 Schi l l ing für Verfahrens kosten, Bericht d .  
I. Kammer v.  5 . 7 .  1 993 .  

1 2  Berichte gemäß Artikel  3 1  
(davon vier veröffentl i cht, da die betreffenden Fälle in der Folge an den Europäi
schen Gerichtshof für Menschenrechte verwiesen wurden) 

- N r. 1 28 84/87 (Ortenberg) : Verfahren vor VfGH und VwG H  in  einem Verfahren 
betreffen d  Einwendungen gegen Ertei lung einer Baubewi l l igung für Nachbargrund
stü ck ; Art 6 Abs I anwendhar, aber  n i cht verl etzt ( 1 5  : 1 Sti mmen bzgl .  des  Rechts 
auf Zugang zu Geri cht, einst immig bzgl . des Rechts auf ein fai res Verfahren). B ericht 
v .  1 4 . 5 .  1 993 ,  
- N r. 1 3470/8 7  (Otto-Prem inger- I nstitut) : Beschlagnahme und Einziehung eines 
Fi lms  wegen Herabwürdigung rel igiöser Lehren ; Verletzung der Meinungsäuße
rungsfreiheit  gern . Art 1 0  (9 : 5 St immen bzgl . der Beschlagnahme, 1 3  : 1 Stimmen 
bzgl .  der Einziehung), Beri cht v .  1 4. 1 .  1 993 ,  
- N r. 1 5 1 53 /89 (Vereinigung Demokratischer Soldaten Österreichs und B .  Gubi) : 
Verbot  der Vertei lung der alternativen Mi l i tärzeitschrift " Igel" in  Bundesheerkaser
nen ; Verletzung der Meinungsäußerungsfrei heit gern. Art 1 0  ( 1 2  : 9 St immen bzgl . 
beider B eschwerdeführer/ B f) ; Verletzung des Rechts auf ein wirksames innerstaat l i 
ches Rechtsmittel gern. A rt 1 3  i m  Fal l  des I .  Bf ( 1 2  : 9 Stimmen),  jedoch nicht i m  Fal l  
des 2.  Bf  (e instim mig) ; keine gesonderte Prüfung bzgl . Verletzung des Diskrimin ie 
rungsverbots gern. Art 1 4  (e instim mig  bzgl .  beider Bf), Bericht v .  30 .  6 .  1 993 
- Nr. 1 6922/90 ( Fi scher) : Verfahren vor VfG H und VwG H in  einem Verfahren betr. 
Entzug wasserrechtl icher Konzession für eine Mül ldeponie ; A rt 6 Abs 1 anwendbar, 
jedoch h insichtl i ch des Rechts auf Zugang zu Gericht nicht verletzt ( 1 2  : 1 Stimmen ) ;  
das Feh l en einer öffentlichen mündl ichen Verhandlung vor VwG H (einstimmig) ,  
nicht jedoch vor VfGH ( 1 2 : 1 Stimmen) verstößt gegen Art 6 Abs I ;  Nichtan
wendbarkeit des österreichischen Vorbehalts zu dieser Bestimmung ; Bericht v. 
9 . 9 .  1 993 .  

( 8  n ichtöffentl iche Berichte in  Fäl len, die noch beim Mini sterkomitee des  Europa
rats anhängig s ind)  

- Nr. 1 2883/87  ( L. K. ) :  Dauer e ines  Prozesses über Unterhaltsansprüche nach einer 
Ehescheidung. Bericht d .  1 .  Kammer v .  5. 5 .  1 993 
- Nr. 1 3 7 1 5/88  ( K remzow 1 1 ) :  Dauer eines zivi lgerichtl ichen Verfahrens, Bericht d.  
2 .  Kammer v.  8 .  I .  1 993 
- Nr.  1 4 1 84/88 ( Rezek) : Dauer eines gericht l ichen und eines verwaltungsrecht l i 
chen F inanzstrafverfahrens, Bericht d. 1 .  Kammer v.  I .  9 .  1 993 
- Nr.  1 5082/89 (Sch iansky) : Dauer e ines Strafverfahrens, Beri cht d .  I .  K ammer v. 
30. 6. 1 993  
- N r. 1 5 883/89  ( Kremzow I I I) :  Dauer  e ines  Finanzstrafverfahrens, Bericht d .  
2 .  Kammer  v .  8 .  1 .  1 993 
- Nr. 1 603 8/90 ( Wrb a) :  Dauer eines Strafverfahrens, Beri cht d .  2 .  Kammer v.  8 .  I .  
1 993 
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- Nr. 1 6568/90 (E. F. und S.  F.) : Begründung einer Dienstbarkeit nach Starkstrom
wegegesetz, ausreichender Umfang der Überprüfung durch VwGH und Fairneß des 
Verfahrens, Bericht v. 3 1 .  8. 1 993 
- Nr. 1 6704/90 (Toth 1 1 ) :  Dauer eines Strafverfahrens (schon vorher Gegenstand 
des vom Gerichtshof entschiedenen Fal ls Toth I), Bericht d. 1 .  Kammer v. 8. 1 .  1 993.  

Am 3 1 .  Dezember waren insgesamt 256 gegen Österreich gerichtete Beschwerden vor 
der Kommission anhängig, davon 28 zulässige Beschwerden 

(davon vier früher für zulässig erklärte Beschwerden) 
- Nr. 1 2650/87 (Wieninger) - Agrarverfahren, Entschädigung für unzureichende 
vorläufige Grundabfertigung (Art I 1 .  ZP), ZE v. 3 1 .  5. 1 99 1  
- Nr. 1 3 8 1 1 188 (E. u . a.) - Dauer eines Agrarverfahrens (Art 6 Abs 1 ), ZE v. 3 1 . 5 . 1 99 1  
- Nr. 1 3 7 1 3/88 (M. ,M. ,M. u .  W.) - Dauer eines Anerbenverfahrens (Art 6 Abs 1 ), 
ZE v. 1 4. 1 0. 1 992 

- Nr. 1 5225/89 (F.) - Versammlungsfreiheit, Demonstration von Obdachlosen 
(Art 1 1 ), ZE v. 30. 1 1 . 1 992 

(sowie 24 im Jahr 1 993 für zulässig erklärte Beschwerden) 
- Nr. 1 4249/88 (L. P. u. T. P.) - Dauer eines Agrarverfahrens (Art 6 Abs 1 ), ZE d. 
1 .  Kammer v. 1 .  9. 1 993 
- N r. 1 4696 - 1 4697/89 (Stall inger u. Kuso) - Dauer von Agrarverfahren (Art 6 
Abs 1 ), ZE v .  29. 3 .  1 993 
- Nr. 1 5506/89 (A., E., M. u. H. P.) - Dauer eines Agrarverfahrens (Art 6 Abs 1 )  u .  
Eingriff in Eigentumsrechte (Art 1 1 .  ZP), ZE d. 1 .  Kammer v. 30. 6.  1 993 
- Nr. 1 5523/89, 1 5527/89, 1 5963/89, 1 67 1 3/90, 1 67 1 8/90, 1 684 1 190 (Schmautzer, 
Umlauft, Gradinger, Pramstaller, Palaoro u. Pfarrmeier) - Umfang der Überprü
fungsbefugnis des VfGH u. d. VwGH in Verwaltungsstrafsachen, österreichische 
Vorbehalte zu Art 5 u. 6 ;  im Fall Gradinger ferner Zusammentreffen von strafrechtli
chem Freispruch und verwaltungsstrafrechtlicher Bestrafung wegen derselben Tat 
(7. ZP u .  österreichische Vorbehalte zu dessen Art 3 u .  4), ZE v. 1 0 . 5 .  1 993 
- Nr. 1 5 591 /89 (Weiss) - Dauer eines Verfahrens über Enteignungsentschädigung 
(Art 6 Abs 1 )  u .  Eingriff in Eigentumsrechte (Art 1 1 .  ZP), ZE d. 1 .  Kammer v. 1 .  9. 
1 993 
- Nr. 1 570 1 189 (Wick) - Zugang zu Gericht für ein strafrechtliches Rechtsmittelver
fahren/Rechtsmittelverzicht durch den Bf selbst trotz Anwaltszwang (Art 6 Abs I ), 
ZE v. 30. 8 .  1 993 
- Nr. 1 5886/89 (S. K.), Dauer eines administrativen Finanzstrafverfahrens (Art 6 
Abs 1 ), Fehlen eines wirksamen innerstaatlichen Rechtsbehelfs zur Verfahrensbe
schleunigung (Art 1 3), ZE d. 2. Kammer v. 5 . 5 .  1 993 
- Nr. 1 5974/90 (P. u. 0.) - Verurteilung von Journalisten wegen Ehrenbeleidigung 
eines Richters, Meinungsäußerungsfreiheit (Art 1 0), ZE v. 29. 3 .  1 993 
- Nr. 1 6060/90 (G.) - Dauer eines Strafverfahrens, von dessen Einleitung der im 
Ausland lebende Bf zunächst nicht verständigt wurde (Art 6 Abs 1 ), ZE v. 8. 2. 1 993 
- Nr. 1 6494/90 (Schober) - Dauer eines Anerbenverfahrens (Art 6 Abs 1 ), ZE d. 
2. Kammer v. 1 .  9. 1 993 
- Nr. 1 694 1 190 (E.) - Dauer eines administrativen Finanzstrafverfahrens (Art 6 
Abs 1 ), ZE d.  1 .  Kammer v. 3 1 .  3 .  1 993 
- Nr. 1 7208/90 (Hannak) - Dauer eines Strafverfahrens sowie eines Konkursverfah
rens (Art 6 Abs 1 )  und Überwachung des Briefverkehrs des B f  als Gemeinschuldner 
(Art 8), ZE d.  1 .  Kammer v. 1 3 . 1 0. 1 993 
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- N r. 1 73 5 8 /90 ( M .  ß.) - Tei lnahme e i nes ausgesch lossenen Richters a n  Strafver
fah re n  u n d  d i esbzg J .  Rechtsm itte l verz icht  d .  B f, nicht-öffent l i ches  Verfa h ren vor  
dem OG H u .  österre ich ischer Vorbeha l t  zu  Art 6, Croqu i s  d .  Genera l pro k ura tur  u .  
Waffeng le ichhe i t  ( A rt 6 A b s  1 ) , Z E  v .  2 . 4 .  1 993 
� Nr. 1 75 8 8 /90 ( F. L .  u .  M .  L.) - Verfahren nach dem oberösterre i ch i s chen  J a gdge
setz über Wi l dzäu n e, Umfang der Überprüfu ng durch VwG H sow i e  Entscheid d .  
VwG H ohne münd l iche Verhand lung (Art 6 Abs 1 u .  österre ich ischen Vorb e h a l t  
dazu) ,  Z E  v .  8 . 9 .  1 993 
- Nr. 1 8 1 66/9 1 ( E . M . )  - - Rechtmäßigke i t  d.  kurzfri stigen Unterbri ngung d. Bf in  
e iner  psych iat r i schen Ansta l t  ( Art 5 Abs  1 ) , Z E  d .  I .  K a mmer v .  1 3 . 1 0 . 1 993 
- N r. 1 88 2 3 /9 1 ( E . )  - Dauer ei nes Z ivi l verfah rens (Art 6 Abs I ) , Z E  d .  1 .  K a m mer 
vom 8 .  1 .  1 99 3  
- Nr .  1 8892/9 1 ( Putz )  - faires Verfa hren und Verte i d i gungsrechte b e i  Verh ä n g u n g  
geri ch tl icher  O rdnu ngsstrafen (Art 6 A b s  I u .  3 ) ,  Z E  v .  3 . 1 2 . 1 993 
- N r. 1 8 896/9 1 ( Rib i tsch ) - Be le id igung u .  M i ßhandl ung w ä h re n d  e i n e r  Pol i ze i h a ft 
( Art 3 ) , Z E  v .  20 .  1 0 . 1 993 

55 zugeste l l t e  Beschwerden 
(davon 37 früher  zugestel l t e  B eschwerden )  
- N r. 1 5 508/89  - Agrarverfa h ren 
- N r. 1 77 5 5 /9 1 , 1 7756/9 1 , 1 77 5 7/ 9 1  - Überwach ung durch S taatspo l ize i  
- N I'.  1 8249 / 9 1 - strafrech t l i che  Voruntersu chung 

Nr.  1 6036/90 - Landschaftsschutzverfa h ren 
- N r. 1 65 66 /90, 1 6898/90, 1 8 7 24/9 1 ,  1 9543 /92, 1 99 !  5/92 - V e rw a l t u ngss t ra fverfa h 
ren, österre i ch i scher  Vorbeha l t  
- Nr .  1 93 44/92 - B a u rechtssache,  Anwendbarkei t  von Art 6 
- N r. 1 6906 /90,  1 6925 /90, 1 93 6 1 /92 .  20454/92, 20520/92.  2 0 5 2 J  ; 92 .  2 0 5 66 92 u n d  
20603 /92 - Dauer  von Strafverfahren 
- N r. 1 6942/90,  1 7 595 /90, 1 8624/9 J ,  1 88 59/9 1 , 20400/92 - D a u er vo n z i v i l geri c h t l  i 
ehen Verfa h ren 
- Nr .  1 8696/9 1 .  1 980 1 /92  u .  20055/92 - Untersuchungs h a ft 
- Nr .  1 72 8 5 /90 - Öffent l i chke i t  der Gerichtsverhand l u ng, ös terre ich i �, che i' Vorbe-
h a l t  
- N r. 1 729 1 /90 - Strei t igkei t  über Kran kenkassenvertrag e i n e s  Zahnarztes .  Über
gang der Zuständigkeit  von ordentl i chen Gerichten a u f  rari tü t i sche Sch iedsko m m i s 
s ion ,  Anspruch auf e in  geri cht l i ches Verfahren 
- N I'. 1 73 7 1 /90 - Arbei ts l osenversicheru ng, Verweigeru ng von N otstandsh i l fe fü r 
e inen Aus länder. Anwendbarkei t  von Art 6 
- Nr.  1 8764/9 1 - Besch i mpfu ng bzw. M i ßh a nd lung du rch Po l i zei orga ne 
- Nr. 1 7679/9 1 - Telefon überwach ung 
- N I' . 1 9 1 3 0/9 1 - Diszip l i na rverfahren gegen Arzt 
- N I'. 1 9360/92 - B e ugehaft 
- Nr.  1 9630/9 2  - Finanzstrafverfahren ,  B indung an Abgabenhescheid 
- N I'. 1 97 9 5 /92 - Strafverfa h ren,  Fairneß 

(sowie  1 8  im Jahr  1 993 zugeste l l te Besch werden) 
- N I'. 1 9466/92 ,  20 1 1 4/92,  2 1 024/92, 2 1 684/93,  20 1 7 8 /92 - Dauer von Strafverfah
ren 
- NI'. 1 9 1 65 /9 1 - D auer von Fi nanzstrafverfah ren 
- N I'. 1 79 7 1 /9 1  - Strafverfahren,  Fairneß u .  Unters uchungshaft 
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- Nr. 1 9 1 25/9 1 - Strafverfahren, Fairneß 
- Nr. 1 9740/92, 20204/92 - Dauer von Zivilverfahren 
- Nr. 1 8273/9 1 - Dauer von Enteignungsverfahren 
- Nr. 1 67 1 7/90 - Witwerpension 
- Nr. 2000 1 192, 20965/92 - Aufenthaltsverbot, Familienleben 
- Nr. 20365/92, 2 1 874/93 - Haftentschädigung 
- Nr. 209 1 5/92 - Verurteilung wegen unlauterem Wettbewerb, Meinungsäuße-
rungsfreiheit 
- Nr. 2 1 025/92 - Zensur von Häftlingspost 

Weiters waren am 3 1 .  Dezember insgesamt 1 73 Beschwerden gegen Österreich 
anhängig, die von der Kommission noch nicht geprüft wurden (5 aus 1 99 1 , 46 aus 
1 992 und 1 22 aus 1 993). 

Dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gehört als österreichisches 
Mitglied Universitätsprofessor Franz Matscher an. 

Beim Gerichtshof wurden 1 993 insgesamt 52 Fälle  neu anhängig gemacht, darunter 
vier österreichische Fälle (in der Reihenfolge der Einbringung : ütto-Preminger- In
stitut, ürtenberg, Vereinigung Demokratischer Soldaten & Gubi, Fischer ; zum 
jeweiligen Gegenstand und zum Ergebnis des Kommissionsverfahrens siehe oben : 
Berichte der Kommission gemäß Art 3 1  EMRK).  

Der Gerichtshof fäl lte 60 Urteile, darunter die folgenden neun Urteile in österreichi
schen Fällen : 
- Fey (Urteil v. 24. 2. 1 993, Serie  A Nr. 255-A) - Wahrnehmung untersuchungsrich
terl icher Funktionen durch erkennenden Richter im bezirksgerichtlichen Verfahren, 
Frage der Unparteilichkeit des Richters ; keine Verletzung von Art 6 Abs 1 (7 : 2 
Stimmen) 
- K. (Urteil v. 2. 6. 1 993, Serie A Nr. 255-B) - Beugestrafen wegen Verweigerung 
einer Zeugenaussage aus dem Grund, daß diese zu einer Selbstbeschuldigung führen 
könnte ; die Kommission hatte Verletzungen von Art 1 0  und Art 5 Abs 1 u. 4 
festgestellt, vor dem Gerichtshof kam auf der Grundlage einer beabsichtigten 
Gesetzesänderung (Strafprozeßänderungsgesetz 1 993) und einer Schadenersatzzah
lung ( 1 8 .000 Schilling Haftentschädigung und 1 03 .460,40 Schilling Kostenersatz) ein 
Vergleich zustande. 
- Hoffmann (Urteil v. 23 . 6.  1 993, Serie A Nr. 255-C) - Sorgerechtsentscheidung 
nach Ehescheidung zugunsten des Vaters mit der Begründung, daß Mitgliedschaft 
der Mutter bei Zeugen Jehovas dem Kindeswohl schadet ; Verletzung des Dis
kriminierungsverbots gemäß Art 1 4  i .  V. m. Art 8 (5 : 4 Stimmen), Kostenersatz 
7 5.000 Schill ing 
- Windisch/ Artikel 50 (Urteil v. 28 .  6. 1 993, Serie A Nr. 255-D) - Im Urteil v. 27. 9 .  
1 990 (Serie A Nr. 1 86) hatte der Gerichtshof eine Verletzung v. Art 6 Abs 3 d. iVm 
Abs 1 festgestellt, weil der Bf anonyme Zeugen nicht befragen konnte ; dem Bf war 
ferner ein Kostenersatz zugesprochen worden. In der Folge wurde das innerstaatli
che Verfahren wiederaufgenommen und der Bf erneut verurteilt. Ein Schadenersatz 
wegen der festgestellten Konventionsverletzung wurde ihm wegen restitutio in 
integrum verweigert (einstimmig). 
- Sekanina (Urteil v. 25 .  8. 1 993, Serie A Nr. 266-A) - Verweigerung einer Entschä
digung für ungerechtfertigte U-Haft mit der Begründung, daß Verdacht trotz 
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Freispruchs weiterbestehe ; Verletzung der Unschuldsvermutung gemäß Art 6 Abs 2 
(e inst immig), Kostenersatz 1 1 0 .000 Sch i l l ing 
- Chorherr ( Urtei l  v .  25 .  8 .  1 993 ,  Serie A Nr. 266-B) - Verhaftung wegen Versamm
lungsstörung durch Tragen eines Plakats und Vertei lung von Flugblättern ; keine 
Verletzung des Art 5 wegen Anwendbarkeit des österreichischen Vorbehalts (e in
stim mig) ,  keine Verletzung der Meinungsäußerungsfreiheit gemäß Art 1 0  (6 : 3 
S timmen) 
- Zumtobel (Urteil v .  2 1 .  9 .  1 993 ,  Serie A Nr. 268-A) - Überprüfung eines E nteig
n ungsverfahrens durch den VwG H, Frage des ausrei chenden Prüfungsumfa ngs und 
des Fehlens e iner  mündlichen Verhandlung : keine Verletzung von Art 6 Abs 1 
(einstimmig) 
- Kremzow ( Urteil  v .  2 1 . 9 .  1 993 ,  Seri e  A N r. 268-B) - Verfah ren vor OGH über 
Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung gegen das Urtei l  e ines Geschworenenge
richts ; Verletzung des Art 6 Abs 1 iVm Abs 3 b) wegen Verweigerung der persönl i 
chen Anwesenheit des  Bf beim Geri chtstag, keine  anderen Konventionsverletzungen 
(e instimmig), Kostenersatz 23 0.000 Schi ll ing 
- Info rm ationsverein Lentia u .  a .  ( U rtei l  v .  24 .  1 1 . 1 993 ,  Serie A Nr. 276) - U nmög
li chkeit der Betreibung privater Rundfu nkstationen bzw. eines internen K abelfern
sehsystems in Wohnhausanl age wegen des Run dfunkmonopols ; Verletzung der 
M einungsäu ßerungsfre iheit gemäß Art 1 0  (ein stimmig), K ostenersatz von je 
1 65 .000 Sch i l l i ng für drei Bf und von je 1 00.000 Schil l ing für zwei Bf. 

Das Ministerkomitee des Europarats nahm 1 993 i nsgesamt 29 Resolutionen gemäß 
Art 32  E M R K  an ( S achentscheidung in  Beschwerdefä l l en, die nicht vor den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gebracht wurden) . 

Die folgenden drei Resolutionen betrafen österrei chische Fäl le : 
- D H  (93 )2 v .  26 . 1 .  1 993 ( Beschw.  Nr. 1 3373/87 ,  Fa l l  H . )  Dauer eines Strafverfah
rens ; Bestätigung der  von der Komm ission im Bericht v .  8 .  7 .  1 99 \  e insti mmig 
festgestellten Verletzung von Art 6 Abs 1 ,  Schadenersatz 65 .200 Schi l l i ng zuzüg l ich 
42 .000 Sch i l l i ng  Kostenersatz 
- D H  (93)  37 v .  2 1 .  9. 1 993 ( Beschw. Nr.  1 5207/89, Fal l S . )  - Dauer eines arbeitsge
ri chtl i chen Verfahrens ; Bestätigu ng der von der Kommission im Beri cht  v .  1 . 4. 1 992 
einsti mmig festgestel l ten Verletzung von Art 6 Abs 1 ,  Schadenersatz 50.000 Schi l l ing 
zuzüg l ich  27 .000 Sch i l l i ng  Kostenersatz 
- D H  (93) 39 v.  1 5 . 1 0 . 1 993 ( Beschw. Nr .  1 5306/89, K i raly) - Dauer eines Strafver
fah rens : Bestätigung der von der Kom m ission im Bericht v .  2 . 9 .  1 992 einsti m mig 
festgeste l l ten Verletzung des Art 6 Abs 1 ,  Schadenersatz einsch l ieß l ich Kosten 
80 .000 Schi l l i ng .  

Das Ministerkomitee nahm ferner 2 5  Resolutionen gemäß Art 54 E M RK an 
( Überwachung der Durchfü hrung von Urtei len des Gerichtshofs) ,  darunter die 
folgenden fünf  Resol utionen zu österre ich ischen Fäl l en : 
- D H  (93)4 v .  26 .  1 .  1 993 zum U rtei l  Toth v. 1 2 . 1 2 . 1 99 I - Kenntnisnahme der 
beabsichtigten Novel l i erung der StPO sowie eines Erlasses des B M] zur Anwesen
heit  von StA bei Beratungen der Gerichtshöfe 2. I n stanz über Haftbeschwerden 
- DH (93 )30 v .  2 1 .  9 .  1 993 zum Urtei l M l ynek v .  27 .  1 0 . 1 992 - Kenntnisnahme von 
der  E rfü l lung des vor dem Gerichtshof geschlossenen Verg leichs 
- DH (93)42 v .  1 5 . 1 0 . 1 993 zum Urteil  im Fal l K. v .  2 .  6 .  1 993 - Kenntnisnahme von 
der  E rfü l l ung des vor dem Gerichtshof  geschlossenen Vergleichs,  Annahme des 
Strafprozeßänderu ngsgesetzes 1 993 B G B I  526 

7 5  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)90 von 734

www.parlament.gv.at



Europa 

- DH (93)60 v. 1 4. 1 2. 1 993 zum Urteil Oberschlick v. 23 .  5 .  1 99 1  - Kenntnisnahme 
von der Änderung der Rspr. d .  OGH zur Meinungsäußerungsfreiheit bei Verfahren 
wegen übler Nachrede (Erk 1 1  Os 25/93 v 1 8 . 5 .  1 993) 
- DH (93)6 1 v. 1 4. 1 2. 1 993 zum Urteil Windisch v. 27. 9 .  1 990 - Veröffentlichung 
einer deutschen Übersetzung des Urteils u .  Auszahlung des Kostenersatzes.  

Am 3 1 .  Dezember waren beim Ministerkomitee insgesamt 280 Beschwerdefälle 
anhängig, davon 12 österreichische Fäl le (überwiegend betreffend Verfahrensdauer). 

3.6.2 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Der Europarat organisierte ein Kolloquium über "Grenzüberschreitende Zusammen
arbeit im Rahmen der dauernden regionalen und räumlichen Planung in Zentraleuro
pa" , das am 3 1 .  März/ I .  April in Wien stattfand. Hierbei wurde die Frage diskutiert, 
welche Aussichten für eine dauernde regionale Planung in Zentraleuropa bestehen 
und welchen Beitrag diese europaweite grenzüberschreitende Kooperation leisten 
kann . Ebenso auf dem Programm standen die Themenbereiche Transport und 
Informationsnetz sowie Zusammenarbeit für eine bessere Umwelt in Grenzgebieten. 
Dieses Kol loquium war Teil einer Veranstaltungsreihe über "Herausforderungen für 
die europäische Gesellschaft mit dem Heranrücken des Jahres 2000" im Hinblick 
auf die Vorbereitungsarbeiten der nächsten Konferenz der für regionale Planung 
verantwortl ichen europäischen Minister, die 1 994 in Oslo stattfinden wird. 

Am 7.  Jänner eröffnete die Generalsekretärin des Europarats in Saragossa (Spanien) 
das "Europäische Forum von Saragossa". Es wird Konferenzen zu aktuellen Themen 
der europäischen J ntegration organisieren. 

3.6.3 Medien 

Der im Oktober 1 988 als Teilabkommen des Europarats eingerichtete Eurimages
Fonds zur Unterstützung von Koproduktionen und des Vertriebs europäischer Spiel
und Dokumentarfilme bewährt sich gut. Ihm gehören mittlerweile 24 Staaten, 
darunter auch Österreich, an. Die von Eurimages unterstützten Werke scheinen 
immer wieder auf den Listen der Preisträger der großen Filmfestivals wie Cannes, 
Berlin und Venedig auf. 

Unter den 1 993 geförderten Produktionen finden sich drei Koproduktionen mit 
österreichischer Betei ligung. 

Im Apri l wurde vom Ministerdelegiertenkomitee eine Statutenänderung des Eurima
ges-Fonds vorgenommen. Sie hat die Zusammenarbeit mit anderen europäischen 
Filmförderungseinrichtungen sowie eine direkte Kinoförderung zum Inhalt. 

Mit der am 5. November 1 992 zur Unterzeichnung aufgelegten Europarats-Konven
tion über die Gemeinschaftsproduktion von Kinofilmen wird ein weiterer Schritt zur 
Förderung der europäischen Filmindustrie gesetzt. Für ihr Inkrafttreten sind fünf 
Ratifikationen erforderlich. Bislang wurde sie lediglich von Dänemark, Schweden, 
der Schweiz und Großbritannien ratifiziert. Die Unterzeichnung durch Österreich 
wird anfangs 1 994 erfolgen . 

Nach Hinterlegung der 7 .  Ratifikationsurkunde am 7 .  Jänner 1 993 trat die Europäi
sche Konvention über grenzüberschreitendes Fernsehen am 1 .  Mai für Zypern, Italien, 
Polen, San Marino, die Schweiz, Großbritannien und den Heil igen Stuhl in Kraft. 
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Das  i m  Rahmen von EUREKA-Audiovisuel l  i m  Dezember 1 992 auf  der  Bas is  e i nes  
Tei l abkommens  des Europarats geschaffen e  Observatorium für Daten und N ormen 
im aud iov i sue l l en Bereich w u rde a m  24.  Juni  in  Straßburg eröffnet .  I h m  gehören 
3 1  Staaten des E U R E K A-Aud iov i sue l l ,  darunter  27 Europaratsstaaten e insch l i e ß 
l i ch Österre i ch .  sowie d ie  K o m miss ion  d e r  E U  a n .  

3.6.4 Soziale Fragen und öffentl iches Gesundheitswesen 

A m  1 2 . Febru a r  unterzei chnete  Span ien  d i e  Europäische Ordnung der Sozia len Sicher
heit. S i e  ha t  zum Zie l ,  d i e  Entwi ckl u n g  der  sozi a len S i cb erbe i t  i n  den M i tg l i eds 
staaten zu fördern, um schr i ttweise  das  b ö chstmögl i che  N iveau zu erre icben ,  und  
setzt e ine  Rei he  von  Standards fest ,  zu  deren Aufnahme i n  das  nat i ona l e  
S oz ia l  system s i ch d i e  Vert ragsstaaten verpfl i chten .  

A m  30 .  Jun i  besch lossen d ie  M i n i sterde leg ierten an läß l i cb i brer 496 .  Tagung, d i e  
Tsch ech i sch e  Republ i k  u n d  d i e  S lowake i  a l s  S ignatarstaaten d e r  Europäischen 
Sozialcharta samt den zwei Z u satzprot o ko l l en anzuseben .  

Anl ä ß l i ch der  M i nis terko n ferenz, d ie  zum 3 0jährigen J ub i l äum der Europäischen 
Sozia l chart a  a m  2 1 .  Oktober 1 99 1  i n  Turi n stattfand.  w u rde e in  Xnderungsprotokoll  
zur Sozialcharta z ur U nterzei chnung a u fgel egt.  Se ine Bes t immungen betreffen 
ha upbäch l i ch das Verfahren z u r  Kontro l l e  der  E inha l tu ng der e i ngegange nen 
Verpfl i chtungen u nd d ie  daran bete i l i gten O rgane.  Am 15 .  M ä rz 1 993 ra t i fi z i e rt e  
Portugal ,  a m  I .  J u n i  Zypern u n d  d ie  N ieder lande d a s  Änderungsprotok o l l  z u r  
E u ropäi schen Soz ia lcb arta. Weitere Rat i fi k at i onen l i egen v o n  N o rwegen.  Portugal  
und  Scb weden vor .  Österre icb  ba t  das  Änderungsprotoko l l  u nterze ichnet ,  das 
Rat i fi ka t ionsverfa b ren wurd e  1 993 e i ngel ei te t .  D as Protoko l l  so l l .  obwohl es form e l l  
e rst i n  Kraft tr i t t .  wenn a l l e  Vertragsparte ien es rat i fiz i ert h ahen.  schon vor  d iesem 
Zei t p u n k t  i n  d e r  Prax i s  angewandt \verden.  

Das Eu ropäische Komitee für soziale Sicherheit  h i e l t  vom 2 3 . - 26 .  N ovemher se ine  
4 2 .  S i tzung ab .  Th emeil waren d ie  Vorherei tung fü r d ie  6 .  K o n fere nz der Sozi a l m i n i 
s ter  1 994 .. d i e  K ontro l l e  der  Anwendung der  Europä ischen Sozi a l c barta u n d  d i e  
Annabme e ines  Projekts  zur  Ausarbe i tung e i nes Zusatzproto k o l l s  z u r  Euro pü i schen 
Sozi a l c b a rt a  d u rcb e in  Ad-hoc- Kommi tee .  

Das  Leitungskomitee für Wanderungsfragen ( C D M G )  setzte se in  Projekt  , . M i grat i o n ,  
D emograph ie und  Beschäft igung" sowi e v ersch iedene Veransta l tu ngen zu Themen 
der  I ntegra t ion  und Chancengle i chhe i t  für I mm igranten fort und startete e in 
zusätz l i ches  Projekt üher k u rzze i t ige Wa nderungsbewegungen in E u ropa.  Bere i ts  a u f  
d e r  Wi ener  K onferenz 1 99 1  über Wand erungsströme von Per::'O llen  (J us den Ländern 
Zentra l - und Osteu ropas w u rde auf d ie  Bedeutung der  k u rzze i t igen Wanderu ngs
mögl i ch ke i ten ,  d .  h .  zu Ausb i l d u ngszwecken oder für Arbei ten auf  e ine begrenzte 
Zei t ,  h i ngewiesen .  Dies geschah i nsbesondere i m  H i nb l i ck auf die Tatsache,  d a ß  
west l i che  Länder  n icbt  m e h r  bere i t  s i n d, we i tere Arbe i tnehmer a u s  Zentra l - u n d  
Os teuropa  u nbegrenzt aufzunehmen .  

H i ns i ch t l i ch der  Wiener Gruppe wi rd auf  Abschni t t  J / I / l verWl esen.  

Das Expertenkomitee für Asylrechtsfragen ( C A H A R )  hat  e i nen Richtl i n i enentwurf 
für die A u fnahme \ 'on Asylwerbern auf e u ro p ä i schen Flughäfen ausgearbei tet u n d  
dem M i n i st e rkomi tee zur  weiteren Behand lung überm i tte l t .  
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3.6.5 Jugend 

I m  Mai wurde beschlossen, in Budapest das zweite Jugendzentrum des Europarats zu 
errichten. Das Zentrum wird mit 3 Millionen Französischen Francs dotiert und soll 
seine Tätigkeit schon Mitte 1 994 in einem von der ungarischen Regierung zur 
Verfügung gestellten Gebäude aufnehmen. 

Vom 1 3 .- 1 5 . April fand in Wien auf Einladung von Bundesministerin M aria Rauch
Kallat die 4. Jugendministerkonferenz "Jugend in Gesamteuropa" statt. Auf der 
Konferenz wurde auch Jugendlichen die Möglichkeit geboten, das Wort zu 
ergreifen. I m  Mittelpunkt der Diskussion stand die Jugendrnobilität, d ie  seit der 
letzten Konferenz in Lissabon 1 990 zunehmend gefährdet scheint. Weiters wurden 
von den Jugendministern die Kernpunkte einer Jugendpolitik definiert .  

Das Leitungskomitee für Jugend befaßte sich ebenfalls mit dem Problem der 
Jugendrnobilität, insbesondere mit der möglichen Ablösung der " Interrail Card" 
durch sieben geographisch getrennte Karten. Das Leitungskomitee untersucht noch 
die Möglichkeiten einer Finanzierung dieser Karten. Einen weiteren Schwerpunkt 
der Tätigkeit des Leitungskomitees stel lte die Bekämpfung von Rassismus, Antise
mitismus, Fremdenfeindlichkeit und Xenophobie dar. 

Der aufgrund einer I nitiative des Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung, 
Miguel Angel Martinez, und Bundesministerin Maria Rauch-Kallat gleichzeitig mit 
dem offiziel len Europaratsgipfel in Wien abgehaltene Jugendgipfel befaßte sich mit 
dem Kampf gegen Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. Die von den 
Jugendlichen verabschiedete Entschließung wurde Teilnehmern am Europaratsgip
fel ,  darunter Bundeskanzler Franz Vranitzky und der norwegischen Ministerpräsi
dentin Gro Harlem Brundtland persönlich übergeben. 

3.6.6 Gleichstellung von Mann und Frau 

Das Leitungskomitee des Europarats für die Gleichstellung zwischen Frauen und 
Männern beschäftigte sich 1 993 mit folgenden Schwerpunkten : Ausarbeitung eines 
Protokolls zur E M RK mit der Verankerung der Gleichstel lung zwischen Frauen und 
Männern als Grundrecht ; Erstel lung einer Prioritätenliste betreffend die Gleichstel
lung zwischen Frauen und Männern als Teil des Projekts " Menschenrechte und 
wahre Demokratie" ; Vorschläge für eine Europäische Informationsstelle zur 
Gleichstellung zwischen Frauen und Männern ; Erstellung einer vergleichenden 
Studie betreffend die verschiedenen Regierungsstellen für Frauenangelegenheiten 
der Mitgliedsstaaten des Europarats ; Abhaltung der 3. Europäischen Ministerkonfe
renz zur Gleichstellung zwischen Frauen und Männern sowie eines Internationalen 
Workshops zu den Problemen der Gleichstellung in den Staaten Zentral- und 
Osteuropas in der Übergangsperiode. 

Die am 2 1 ./22. Oktober in Rom abgehaltene 3. Konferenz der Ministerinnen für 
Frauenangelegenheiten befaßte sich hauptsächlich mit dem Thema "Gewalt gegen 
Frauen" und dabei besonders mit der Rolle der Medien. Österreich brachte einen der 
beiden grundlegenden Berichte der Konferenz ein, der mögliche rechtliche und 
administrative Maßnahmen zur Bekämpfung der Gewalt an Frauen behandelte. 

Die Konferenz verabschiedete eine von Bundesministerin Johanna Dohnal gemein
sam mit der italienischen Frauenministerin eingebrachte Resolution über die 
Verletzung von Frauenrechten auf Teilen des Gebiets des ehemaligen Jugoslawiens. 
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Weiters sprach sich die Min isterinnenkonferenz in ihrer Schlußdeklaration für e in 
Zusatzprotokol l  zur EMRK aus,  welches das Grundrecht von Frauen und M ännern 
auf  Gle ichste l lung beinhaltet. S i e  nahm einen detail li erten Aktionsplan zur Bekämp
fung der Gewalt gegen Frauen an und beschloß zur Vorbereitung der Bei träge des 
E uroparats für die Weltfrauenkonferenz ( Pe king, 1 955 )  die Abhaltung eines 
Seminars des Europarats zum Thema "Glei chstel lung und Demokrati e" i m  Jahr 
1 994. 

Der Workshop zur Gleichstellung von Frauen und Männern in den Staaten Zentral
und  Osteuropas im Dezember beschäftigte s ich mit dem Problem der Abdrängung 
von Frauen in die Arbeits losigkeit ,  der mangelhaften Sozia labsicherung sowie den 
Problemen der Kinderbetreuung und der freien Wahl der Kinderzahl  in d iesen 
Staaten. 

3.6.7 Kultur, Bildung und Sport 

Die  ku lture I le  Zusammenarbeit stand weiterhin  im Zeichen des Ausbaus der 
B ezieh ungen zu den zentral- und osteuropäischen Staaten. N ach dem Beitritt 
Kroatiens am 29. Jänner, S loweniens am 2. Ju l i  sowie von Belarus am 1 8 . Oktober 
beträgt die Anzahl der Vertragspartei en der KuIturkonvention und damit der im Rat 
für kulturel le Zusammenarbeit (C DCC) vertretenen Staaten nunmehr 3 8 .  

Bundesminister Rudolf Scholten stel lte a m  20. Oktober im Rahmen einer ganztägi
gen S i tzung des Kulturkomitees in  Straßburg den Bericht über die österreich ische 
Kulturpolitik vor und diskutie rte mit  den Vertretern der Mitgl iedsstaaten über die 
derzeitige österreichi sche Kulturpol i t ik .  Bundesmin ister Scholten traf bei dieser 
Gelegenheit mit General sekretärin Catherine Lalurn iere zusammen. 

Das Komitee für kulturelles Erbe erarbeitete Berichte u .  a .  zum Kunsthandel und 
k u lture I len Erbe in  den Staaten Zentral- und Osteuropas.  Für die in  K roatien und 
Bosnien-Herzegowi na von den Kriegsschäden betroffenen Baudenkmäler wurde ein 
Akti onsplan ausgearbeitet, der Tra in ingsprogramme und technische Workshops  
be inhaltet. Außerdem wurde e in vom K omitee ausgearbeiteter Empfehlungsentwurf 
zum Schutz des arch itektonischen Erbes gegen N aturkatastrophen vom Ministerde
leg iertenkomitee angenommen.  Ziel dieses Empfehlungsentwu rfs ist eine H armoni
s ierung der Gesetzgebung sowie des Abschl usses von Versi cherungen zum Schutz 
des architektonischen Erbes in den Mi tgl i edsstaaten des Europarats. Zur Frage der 
Finanzierung h istorischer Baudenkmäler hielt das Kom itee für kulturel les Erbe ein 
Kol loquium ab, auf dem die Mögl ichkeit  der Erri chtung eines eigenen Fonds für das 
ku ltu rel le  Erbe untersucht wurde. Auch 1 993 wurden vom Komitee für kulturel les 
E rb e  zahlreiche Projekte zum Sch utz ausgewählter Baudenkmäler durchgeführt .  

Die  Tätigkeit des  Komitees für bewegliches Kulturerbe beschäftigte s ich  i nsbesondere 
mi t  der Erhaltung der Einheit  von aus mehreren Ei nzelstücken bestehenden 
Kunstsammlungen in den Staaten Zentral- und Osteuropas .  

D ie  D irektion für Kultur, Bildung und Sport erstel lte e ine Analyse über die wissen
schaftl iche und technische Zusammenarbeit im Europarat. I n  di eser Studie wurden 
i m  spezie l len die Aktivitäten der Verbindungsbüros für wissenschaft l i che Zusam
menarbeit in  Europa, die Möglichkeit  einer zwischen den internationalen Organisa
t ionen abgestim mten gemeinsamen Verwaltung dieser Verb indungsbüros sowie die 
M ögl ich keit einer gesamteuropäischen Wissenschaftspol i t ik untersucht. 
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Im Bereich der Erwachsenenbildung wurden auf einer Konferenz in  Straßburg 
(22 .-25 .  März) die Ergebnisse eines fünf Jahre dauernden Projekts unter dem Titel 
"Erwachsenenbildung und sozialer Wandel - Entwicklung für alle" vorgestellt. 

Die Ständige Konferenz für Hochschulfragen des Europarats hielt ihre 1 6. Sitzung 
(24. - 26. März) in Straßburg ab. Die Schwerpunkte lagen in den Fragen des Zugangs 
zu den Hochschulen in Europa, der Förderung der Anerkennung von Hochschulab
schlüssen, akademischer Mobil ität sowie des Problems des " Brain Drains" von den 
Universitäten Zentral- und Osteuropas. Die zuletzt erwähnte Problematik war auch 
Inhalt einer vom Europarat ( 1 3 .- 1 5 . Oktober) in Budapest veranstalteten Konferenz. 

Die Sitzungen des Ständigen Ausschusses zur Überwachung der Konvention gegen 
Zuschauergewalt waren u. a. der Vorbereitung der Fußbal lweltmeisterschaften 1 994 
und der Ausarbeitung einer Liste von Maßnahmen gewidmet, um einerseits die 
Verantwortung, andererseits die Aufgaben aller an einem Fußbal lspiel betei l igten 
Organisatoren und öffentlichen Stellen zu klären. Eine Arbeitsgruppe wurde 
eingesetzt, die das Problem von Rassismus, Antisemitismus und Xenophobie bei 
Sportveranstaltungen untersuchen soll .  Eine weitere Arbeitsgruppe wurde beauf
tragt, Richtlinien für Sportereignisse in der Halle auszuarbeiten. 

Das Leitungskomitee für die Entwicklung des Sports wies auf die Gefahr des 
Zurückdrängens des allgemeinen Turnunterrichts in den Schulen hin. Geeignete 
Maßnahmen, dieser Tendenz entgegenzuwirken, werden zur Zeit noch untersucht. 

Auf der vom 1 5 .- 1 7 .  Juni abgehaltenen 4. Sitzung des Überwachungsorgans der 
Konvention gegen Doping im Sport wurde ein Empfehlungsentwurf für ein einheitli
ches Testverfahren in allen Mitgliedsländern sowie die Problematik von Blutproben 
erörtert .  Die Liste der verbotenen Mittel wurde neuerlich überarbeitet. Am Rande 
der Tagung fanden Gespräche mit der Weltgesundheitsorganisation und dem 
Internationalen Olympischen Komitee über Themen gemeinsamen Interesses statt. 

3.6.8 Umweltschutz 

Dem Europäischen Übereinkommen zum Schutz von wildlebenden Tieren und Pflan
zenarten und der natürlichen Lebensräume (Berner Abkommen) traten Rumänien am 
1 8 . Mai,  Island am 1 7 . Juni und Malta am 26. November bei .  

Schwerpunkte der Tätigkeit des Leitungskomitees bildeten die  ökologischen Lang
zeitauswirkungen der Ausbreitung von genetisch veränderten Organismen, der 
Schutz der natürlichen Lebensräume sowie die Kooperation im Bereich des 
Umweltsch utzes mit den Staaten Zentral- und Osteuropas . Letzteres geschah 
insbesondere durch Veranstaltung zahlreicher Seminare. 

Das Expertenkomitee zum Thema "Umweltschutz durch Strafrecht" setzte seme 
Arbeit an der Ausarbeitung einer Konvention fort. 

3.6.9 Rechtsbereich 

Am 30.  Juni beschlossen die Ministerdelegierten anläßlich ihrer 496. Tagung, die 
Tschechische Republik und die Slowakei mit Wirkung vom 1 .  Jänner als Mitglieds
staaten des Europäischen Übereinkommens zur Bekämpfung des Terrorismus anzuse
hen. 
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Am 22 .  Juni  fand in Lugano ( Schweiz) e in  informelles Treffen der Europäischen 
Justizminister statt bei d e m  26 der damals  29 M i tg l i edsstaaten des Europarats ,  
mehrere K andidatenstaaten ,  Kanada  und der H e i l ige S tuh l  vertreten waren .  D i e  
Tei l nehmer d i skut i e rten d i e  Frage des Minderhe i tensch u tzes ,  insbesondere den 
m ögl i chen Be i t rag von Födera l i smus  und Regiona l i smus ,  um den b erechtigten 
A n l i egen der  n at iona len M i nderheiten bei vo l l e r  Achtung der  verfassungsrecht l i 
chen  Bes t immungen der  e u ro pä i schen Staaten zu entsprechen . 

Das  Leitungskomitee für rechtliche Zusammenarbeit arbei tete e inen E m p fe h l u ngs
entwurf über die Pri vat i s i e ru ng ö ffent l i cher  Unternehmen aus u nd setzte se ine 
A rbe i t  an zwei  Empfeh lungsentwürfen über d ie  gesetzl iche D atenverarbe i tung fort .  

Im M ä rz nahm das M i n i sterkomi tee den Text  e ines Ü bereinkommens über die 
Haftpflicht fü r Schäden aus umweltgefährdenden Tätigkeiten an .  Im J u ni  wurde 
d iese:.,  a n l ä ß l i ch e ines i n fo r m e l l en Treffens der europäi schen J u st izm i nis ter  in 
Lugano zur Unterzeichnung a u fge legt und von Zypern, Fi nnland,  G ri echen land ,  
I ta l i en,  Liechtenste in ,  Luxemburg und den N i ederlanden unterze ichnet .  D ieser 
Text,  der auch der  EU und N i chtmi tg l i edsstaaten des Eu roparats zum Bei t ri tt 
o ffensteht ,  i s t  das  erste in ternat iona le  I n strument ,  das a l lgeme ine  Pri nz ip ien  über  d i e  
z i \ i l e  H a ftbarke i t  für U m w e l tschäden fest l egt .  N i cht erfaß t  s ind  d urch den 
Trans port gefähri icher Stoffe und d u rch Nuk l earunfä l l e  entstandene Schäden .  Für 
d i ese Fä l l e  i s t  bereits durch and ere i nternati ona le  Konvent ionen Vo rso rge getroffen .  

I m  Februar n a h m  d a s  M i n i s terkomitee den Tex t  des Zweiten Protoko l ls zum 
Ü bereinkommen über die Verminderung der Fälle mehrfacher Staatsangehörigkeit und 
über die Mi l itärdienstpfl icht in Fä llen mehrfacher Staatsangehörigkeit an .  

Das  Übereinkommen über das Waschen, das Aufspüren, die Beschlagnahme und die 
Einziehung von Erträgen aus Straftaten trat nach der Ra t i fi k at ion  d u rch die Schweiz 
als 4.  Staat am 1 .  September in K ra ft .  1 7  weitere Staaten., e i nsch l i e ß l i ch Österreich, 
haben es b i sher unterzeich net .  M i t neuen strafgesetzl i chen Bes t imm ungen gegen d ie  
Ge ldwäsch erei  und die k ri m i n e l l e  Organi sat ion verfü gt Österre ich  se i t  Oktober 
berei ts über  wi cht ige Voraussetzu ngen für e ine spätere Rat i fiz i e rung .  

D ie  Kooperationsgruppe gegen Drogenmißbrauch und Drogenhandel ( Pompidou
G ruppe )  setzte s ich in  i hren Ana lysen sehr  i ntens iv  m i t  den Ursachen und 
Auswirkungen von D rogenkonsum und  i n ternat iona lem D rogen hande l  ause inan
der .  Die  von  der  Pompidou-Gru p pe abgeha l tenen Semin are beschäft igten s ich u .  a .  
mi t  A l ternativen zur  Gefängniss t rafe für kri mi n e l l e  Drogensüchtige li nd  dem 
P rob lem der  Behand l ung und des  Umgangs m i t  A i ds- i n fiz i e rten Drogensücht igen .  

V I .  D ie Konferenz ü ber Sicherheit und Zusammenarbeit i n  
Eu ropa (KSZE) 
Nach der Überwindung der  po l i ti sch- ideo logischen Tei lung Europas hat 
die KSZE keineswegs an Bedeutung verl oren. Sie l ei stet heute i hren Bei trag 
zur Bewält igung der neuen  Probl eme, we lche d ie  Stab i l ität und S icherheit 
u nseres Kont inents bedrohen .  Die K S Z E  kann keine S icherheit garanti e
ren : s ie  i s t  weder eine m i l i tärische A l l i anz noch e in System kol l ektiver 
S i cherhei t .  Daran wird s i ch auch künftig kaum etwas ändern. Die KSZE 
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besitzt jedoch einzigartige Merkmale, die sie zu einer Rolle befähigen, 
die andere Institutionen nicht ohne weiteres übernehmen können. Sie ist 
das einzige internationale Gremium, an dem alle Staaten zwischen 
Vancouver und Wladiwostok als gleichberechtigte Partner teilnehmen 
(derzeit sind das 52  Staaten ; die Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien hat seit April Beobachterstatus). Die KSZE beruht auf 
einem umfassenden Sicherheitskonzept, das die Einhaltung von Normen 
für zwischen- und innerstaatliches Verhalten mit Solidarität und Zusam
menarbeit verbindet. Die KSZE ist überdies der einzige Rahmen für 
gesamteuropäische Rüstungskontrol lverhandlungen, die seit Abschluß 
der Verhandlungen über vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah
men sowie der Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa 
in dem in Wien eingerichteten KSZE-Forum für Sicherheitskooperation 
fortgesetzt werden. 

Keine der bestehenden europäischen und transatlantischen I nstitutionen 
ist allein dazu befähigt, sämtliche zur Wahrung der Sicherheit und 
Stabil ität in Europa nötigen Funktionen zu erfüllen. Sie können diese 
Aufgabe nur gemeinsam als "sich gegenseitig stärkende Institutionen" 
bewältigen. Das System der einander unterstützenden Organisationen kann 
allerdings nur funktionieren, wenn Rivalitäten, die zu Parallelaktionen 
führen, unterbleiben. 

Im Laufe der letzten eineinhalb Jahre wurde die KSZE mit einer Vielzahl 
von Instrumenten ausgestattet, die bei entsprechender Handlungsbereit
schaft ihrer Tei lnehmerstaaten die Möglichkeit bieten, Konflikte zu ver
hüten, Krisen mit politischen Mitteln zu bewältigen und Streitfälle auf 
friedlichem Wege beizulegen. Nach Ausbruch eines bewaffneten Kon
flikts ,  wie etwa im ehemaligen Jugoslawien, hat die KSZE aber kaum 
noch Einflußmöglichkeiten. I n  diesem Fall sind andere internationale 
Gremien gefordert. Die von der KSZE unternommenen Bemühungen um 
eine Stabilisierung der Verhältnisse im Osten kommen auch Westeuropa 
und dabei v. a. Staaten wie Österreich zugute, die auf Grund ihrer Lage 
am Rand des westeuropäischen Integrationsgebiets von politischen Be
ben im Osten als erste und unmittelbar betroffen wären. Die KSZE 
bleibt somit ein unverzichtbares Element der vielfältigen europäischen 
Sicherheitsstrukturen. 

1 .  Integration neuer Tei lnehmerstaaten 

Zwischen Juni 1 99 1  und Ende 1 992 erhöhte sich die Zahl der KSZE-Staa
ten von 33 auf 52. Die Anfang 1 992 erfolgte En-bloc-Aufnahme aller 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion in die KSZE hat die 
Kohärenz der Werte- und Sicherheitsgemeinschaft in Frage gestel lt .  Es gilt 
nun, diesen Staaten die anläßlich ihres Beitritts zur KSZE übernommenen 
Verpflichtungen zu verdeutlichen. 
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I n  Durchführung e ines am Stockholmer KSZE-Ratstreffen ( Dezember 
1 992) beschlossenen Programms  zur Unterstützung der neuen Tei lnehmer
staaten unternahm d ie  amtierende KSZE-Vorsitzende, d ie  schwedische  
Außenmini sterin Margaretha  af Ugglas, Erkundungsmiss ionen n ach Zen
tralas ien (Apri l )  und Transkaukasien (Oktober) . 

D ie  amtierende Vors itzende betonte i n  a l len fün f  zentral as iat ischen 
Tei lnehmerstaaten (Turkmenistan,  Usbekistan, Tadsch ik i stan,  Kirgi s istan 
und Kasachstan), daß Demokrati e  und Menschenrechte e inen i ntegralen 
Tei l  des umfassenden S icherheitskonzepts der KSZE darste l len .  Glei chzei
t ig w urde diesen neuen Tei l nehmerstaaten vermitte lt ,  daß von ihnen n icht 
e ine sofortige Erfü l lung sämtl icher Verpfl i chtungen der M enschl ichen 
Dimens ion der KSZE erwartet werde. Es genüge e ine schri ttweise Annähe
rung an diese Standards .  Die  KSZE werde i hrerse i ts den spezi fi schen 
Problemen der zentra las iat i schen Tei lnehmerstaaten größ ere Aufmerksam
keit  schenken.  Die  E rkundungsmiss ion der amtierenden Vors i tzenden nach 
Armenien,  Aserbaidschan und Georgien diente der Suche nach einer 
Lösung der transkaukasi schen Konflikte .  

Die Bemühungen um e ine stärkere Einbindung der neuen Tei lnehmerstaa
ten zeit igten Erfolge .  I m Laufe des Jahres 1 993 eröffneten Armenien,  
Georgien,  Kirgis istan, Tadschik istan und Litauen Ständige Vertretungen 
bei  der KSZE in Wien,  z .  T. mit materie l ler Unterstützung durch Österre ich . 
Noch nicht ständig vertreten s ind ledigl ich Aserbaidschan, M oldau,  
Kasachstan, Turkmenistan und Usbekistan. 

2 .  KSZE-Institutionen 

1 993 wurden die Strukturen und I nstitutionen der KSZE einer gru ndlegen
den Reform unterzogen .  Die KSZE sol l te dadurch in d ie  Lage versetzt 
werden, ihre immer umfangre icher  werdenden operativen Aufgaben mög
l i chst kosteneffiz ient zu  erledigen.  

Der erste Schri tt der i nstitutione l l en Reform war die M itte M ai erfolgte 
Beste l l ung des früheren deutschen KSZE-Botschafters Wilhe lm H öynck 
zum ersten Generalsekretär der KSZE. Der für e ine dre ijährige Funktions
periode beste l l te Generalsekretär mit Sitz in Wien so l l  den amtierenden 
Vors i tzenden der KSZE "bei  a l len auf die Erfü l lung der Ziel e der K S Z E  
ausgeri chteten Aktivitäten" u nterstützen. Neben dieser al lgemeinen pol i t i 
schen Aufgabe ist  er v .  a .  für das Management der I nstitutionen,  d ie  
Vorbereitung der Treffen sowie für die Gewährle istung der Durchführung 
von K SZE-Beschlüssen zuständig .  

Anläß l i ch des Römer Ratstreffens der KSZE (Außenmini sterebene) wurde 
die Errichtung eines integrierten KSZE-Sekretariats in  Wien beschlossen .  
Das neue Sekretariat u nter Le i tung des  KSZE-Generalsekretärs resu l t iert 
aus  e iner Verschmelzung des b i sherigen Prager Sekretariats mit  dem 
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Sekretariat des Konfliktverhütungszentrums (KVZ) und dem Exekutivse
kretariat in Wien. Das neue KSZE-Sekretariat besteht aus vier Abteilungen 
( Konferenzdienste, Verwaltung und Budget, Unterstützung des amtieren
den Vorsitzenden und Konfliktverhütung) ; die zuletzt genannte Abteilung 
ersetzt das bisherige KVZ. Das integrierte KSZE-Sekretariat wird ca. 
60 Mitarbeiter haben, das ist eine Senkung im Personalstand der bisher 
getrennten Sekretariate in Prag und Wien. In Prag wird eine Außenstelle 
des Sekretariats etabliert werden, welche die dort etwa viermal jährlich 
stattfindenden Treffen des Auschusses Hoher Beamter (AH B) zu betreuen 
hat. 

Für die Unterbringung des KSZE-Generalsekretärs und des von ihm 
geleiteten Sekretariats hat Österreich im neuerrichteten Wiener Kärntner
ringhof Räumlichkeiten mit einer Gesamtfläche von ca. 1 .400 m2 mietfrei 
zur Verfügung gestellt. Gemäß dem Zusatzdokument zur Charta von Paris 
sind die Kosten der Räumlichkeiten einer KSZE-Institution, einschl ießlich 
jener für die am Sitz der Institution stattfindenden Treffen, vom Gastland 
zu tragen. Die Eröffnung der neuen Räumlichkeiten erfolgte am 25 .  No
vember durch Bundesminister Alois Mock. Durch die 1 993 erfolgte Reform 
der Strukturen und Institutionen der KSZE wurde Wien zum Zentrum der 
KSZE-Aktivitäten . 

In  Rom wurden von den Außenministern der KSZE-Staaten weitere 
wichtige Beschlüsse zur Reform der Strukturen und Institutionen der 
KSZE gefaßt : 

- Schaffung eines ständigen politischen Konsultations- und Beschlußgre
miums in Wien ("Ständiger Ausschuß der KSZE") durch Verschmelzung der 
"Wiener AHB-Gruppe" und des KVZ- Konsultativausschusses. Der Ständi
ge Ausschuß befaßt sich bei seinen wöchentlichen Sitzungen mit sämtli 
chen Krisensituationen in der KSZE-Region. Neben dem Ständigen 
Ausschuß besteht in Wien für al le politisch-militärischen Fragen der 
Besondere Ausschuß des KSZE-Forums für Sicherheitskooperation, der 
ebenfal ls einmal wöchentl ich zusammentritt. 
- Ausbau des KSZE-Büros für Demokratische Institutionen und Menschen
rechte (BD I M R), das in Warschau verbleibt. Angesichts des engen 
Zusammenhangs zwischen der Einhaltung der Verpflichtungen auf dem 
Gebiet der Menschlichen Dimension und der Konfliktverhütung sol l  im 
Rahmen der politischen Konsultationen (AHB, Ständiger Ausschuß) 
Fragen der Menschlichen Dimension besondere Aufmerksamkeit ge
schenkt werden. 
- Durch nationale Gesetze sol len die Institutionen der KSZE in al len 
Teilnehmerstaaten Rechtspersönlichkeit erhalten. Weiters sol len durch 
nationale Gesetze den Institutionen sowie Ständigen Vertretungen der 
KSZE und deren Mitarbeitern wie auch den Angehörigen von KSZE-Mis
sionen Privilegien und Immunitäten eingeräumt werden. In Österreich gilt 
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bereits e ine entsprechende gesetz l iche Regelung (Bundesgesetz über die 
Rechtsste l lung von E inri chtungen der K SZE in  Wien,  B G B I  5 0 1 / 1 993) ,  
sodaß ke ine wei teren l eg i s lat iven M aß nahmen erforderli ch s ind .  

Diese i nstitutionel l en Beschlüsse erhöhten die Funktionsfä higkeit  und 
Kosteneffiz ienz der KSZE ,  d ie  i hre umfangreichen operativen Aufgaben 
mit e iner vergle ichsweise k le inen " Bürokratie" und einem besch eidenen 
Budget ( 1 993 : 200 M i l l ionen Sch i l l i ng) bewältigt .  

Der se i t  Ende 1 992 amtierende KSZE-Hochkommissar für Nationale 
M inderheiten ( M ax van der Stoel)  hat s ich als besonders wirksames 
In strument der Frühwarnung und präventiven Dip lomatie erwiesen .  Se in 
Einsatz i n  zah l reichen osteuropäischen Staaten hat zu e inem Abbau 
ethnischer Spannungen beigetragen, so insbesondere in Estland .  Derzeit 
arbeiten Experten des H o chkommissars an Vorschlägen zur Lösung der 
b i l ateralen Minderheitenprob leme Ungarns und der Sl owakei . 

3. Konflikte in  der K S ZE-Region 

Die  K SZE war durch ständige pol i t ische Konsu l tationen im A H B  und in 
der " Wiener AH B-Gruppe " sowie durch operative E insätze in Krisenregio
nen ( Langzeitmiss ionen) i ntensiv bemü ht, gefährl iche Spannungen abzu
bauen und den Ausbruch gewaltsamer Konfl i kte mögl i chst zu verhüten .  

S i tuation i n  Bosnien- H e rzegowina und Kroatien 
Nach Ablehnung des Vance-Owen-Plans durch die bosnischen S erben hat 
s i ch der AH B Ende Apri l  be i  seinem 2 1 .  Treffen für  härtere Maßnahmen 
gegen die " Bundesrepubl ik  Jugoslawien" ( Serb ien und Montenegro) 
gemäß Kapite l  VI I der VN-Charta ausgesprochen . E ine Aufhebung des 
VN- Waffenembargos gegenüber Bosn ien-H erzegowina, wie von Öster
reich, der Türkei und anderen Staaten verl angt, wurde v .  a .  von Frankreich 
u nd Großbritannien konsequent zurü ckgewiesen . 

Der A H B  bekräftigte be i  a l l en se inen Treffen, daß e ine pol i t ische Lösung 
des Konfl ikts in  Bosnien - H erzegowina auf der Grundl age der Prinz ip ien 
der Londoner Konferenz ( l C FY) erfolgen müsse ,  zu denen i nsbesondere 
d ie  Achtung der Souveränität und territorialen I ntegrität, die Respekti e 
rung der  M enschenrechte und der  Rechte der  nationalen Minderheiten 
sowie die U nzu läss igkeit  gewaltsam er Aneignung von Territorien zäh len .  

D ie  amtierende KSZE-Vors i tzende Margaretha af Ugglas präsent ierte 
Ende September I deen für e inen Be i trag der KSZE zur Entwicklung 
demokrat ischer I nstitut ionen,  zum Schutz nationaler M inderheiten sowi e 
zur Vertrauens- und S i cherheitsbi ldung i n  Bosn ien - H erzegowina nach 
einer Friedensregelung.  Dieses " Rehabi l itat ionsprogramm" sol l  in Zu
sammenarbeit mit  anderen i nternationalen I nstitut ionen durchgeführt 
werden .  
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In  den Beschlüssen des Römer KSZE-Ratstreffens wurden die Ursachen 
(aggressiver Nationalismus) und Greuel des Krieges in Bosnien-Herzego
wina (ethnische Säuberungen, Verletzungen des humanitären Völkerrechts) 
ausdrücklich erwähnt und die Prinzipien der ICFY neuerlich bekräftigt. 
Hinsichtlich der Schutzzonen (United Nations Protected Areas/UNPAs) 
in Kroatien wurde in den Römer Beschlüssen festgehalten, daß die 
Situation in diesen Gebieten die territoriale I ntegrität Kroatiens gefährde. 
Dort müsse ein "modus vivendi" gefunden werden. 

Serbien/Montenegro ( Kosovo, Sandschak, Vojvodina) 
Die Tätigkeit der KSZE-Langzeitmissionen im Kosovo, im Sandschak und 
in der Vojvodina hatte zu einer Entspannung der Lage und zu einem 
gemäßigteren Verhalten der serbischen Behörden gegenüber den nichtser
bischen Volksgruppen in diesen Regionen geführt. Trotz der von allen 
Seiten gewürdigten konfliktverhütenden Funktion der Langzeitmissionen 
war es nicht möglich, die beim Stockholmer Ratstreffen (Dezember 1 992) 
beschlossene personelle  Aufstockung von 20 auf 40 Teilnehmer zu verwirk
lichen. Österreich war an diesen Missionen von Anfang an mit einem 
Experten vertreten. 

Nachdem der Belgrader Außenminister Vladislav Jovanovit der amtie
renden KSZE-Vorsitzenden Ende Juni angekündigt hatte, daß die 
Langzeitmissionen ihre Tätigkeit einstel len müßten, fal ls  die "Bundesre
publik Jugoslawien" nicht "ihre Rechte und ihren Platz in der KSZE" 
zurückerhalte, wurden die  Missionen nach längerem diplomatischen 
Tauziehen Ende Juli ausgewiesen. Der AHB hatte zuvor klargestellt, 
daß die KSZE nicht bereit sei, für die Verlängerung des abgelaufenen 
Memorandum of Understanding (MoU) der Langzeitmissionen einen 
Preis zu bezahlen.  Die Tätigkeit dieser Missionen sei auch im I nteresse 
der serbischen Behörden gelegen (was von Belgrad übrigens wegen der 
objektiven Darstellung der Sachverhalte zugegeben wurde). Eine Junk
timierung der Verlängerung des MoU mit der Frage des Status "Jugo
slawiens" in der KSZE könne nicht akzeptiert werden. Die amtierende 
KSZE-Vorsitzende brachte dem VN-Sicherheitsrat die Unterbindung 
der Tätigkeit der Langzeitmissionen durch die Belgrader Behörden zur 
Kenntnis, der hierauf eine Resolution (855/ 1 993) verabschiedete, in  der 
an die Belgrader Behörden appell iert wird, den Ausweisungsbeschluß 
zu revi di eren.  

Auch nach der Ausweisung ihrer Missionen widmete die KSZE der Lage 
im Kosovo, im Sandschak und in der Vojvodina besondere Aufmerksam
keit. Die Botschaften der KSZE-Staaten in Belgrad unternahmen Erkun
dungsmissionen in die drei Regionen und tauschten dabei gesammelte 
Informationen aus. In Wien wurde eine spezielle Arbeitsgruppe eingesetzt, 
welche die Lage in den drei Regionen kontinuierlich erörtert. 
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Die KSZE beschäftigte s i ch auch m i t  der generel l en  M enschenrechtss itua
t ion in Serb ien/M ontenegro . Aufgrund der M i ß handlung und I nhafti erung 
des serb i schen Oppos i t ionsführers Vuk Draskovic  beschloß die KSZE die 
Entsendung e iner Beri chterstattermi s s ion, der jedoch von den Be lgrader 
Behörden die E inre i se  verweigert wurde. I n  den B eschlüssen des Römer 
Ratstreffen s  wurde d ie  "une ingeschränkte Beachtung der Prinzip ien ,  
Verpfl ichtungen und  Beschlüsse der K SZE" durch Serbien/Montenegro 
al s e ine  entsche idende Voraussetzung für e ine Teil n ahme dieses Landes an 
der  KSZE beze ichnet .  D ie  überwält igende M ehrheit  der K SZE-Staaten i s t  
der  Auffassung, daß d ie  " Bu ndesrepubl ik  Jugos lawien" (Serb ien u nd 
M ontenegro ) ebenso wie  a l l e  übrigen Nachfo lgestaaten der ehemal igen 
SFR Jugosl awi en  zu gegebener Zeit neu in d ie  KSZE aufgenommen 
werden muß ( Neuaufnahme und ke ine Wiederaufnahme) . 

San kt ionen gegen Serbi en/Monten egro 
Die KSZE h at mi t  der E ntsendung von S anktionsunterstützungsmiss ionen 
( SAMs )  i n  a l le  Nachbarländer Serbi en/M ontenegros e inen wesent l i chen 
Bei trag zur E inhaltung der VN-S an kt ionen gele istet .  Auch die Lücke bei  
der Durchführung der Sankti onen in  der Ehemal igen jugos lawischen 
Republ ik  Mazedon ien  konnte weitgehend gesch lossen werden .  Österrei ch 
stel l t  für d ie  i n  Rumänien tätige SAM sechs Zöl lner bei und entsendet 
e inen  Zol l  beamten zur Koord inat ionszentra le  nach Brüssel . I nsgesamt s ind  
etwa 1 80 i n ternat iona le  I nspektoren  i n  den SAMs tätig .  Die  Sankt ionsüber
'Nachung auf der Donau erfo lgt i n  Kooperat ion zwischen den SAMs und 
der  WE U ,  die  Po l i zei boote am ungari schen,  bulgarischen und rumäni schen 
Donauabschni tt e insetzt. 

Ehemal ige jugos lawische Republ i k  M azedon ien  
Die mazedon i sche Regi erung schätzt den Beitrag der  K SZE,  der VN und 
anderer i nternat iona l er I nstitutionen  zur i nneren Stah i l i tät des  Landes, 
die durch die wachsende i nternat ionale  Präsenz gestärkt werde .  Die  
KSZ E- Langzeitmiss ion  (b is  Mai n ahm auch e i n  Österreicher daran te i l )  
war  be i  den Verhand lungen der I C FY über den Status der  serbi schen 
M i n derhei t  in M azedon i en zugegen .  Die  K S Z E- M i ss ion  drängt d ie  ma
zedonische Regierung zu ei ner schne l leren I ntegrati on  der a lbanischen 
M inderhe i t  in  staat l i che  I n stitutionen .  Obwohl s i ch die M iss ion für e ine 
vol lberechtigte Tei l nahme der Ehem al igen jugosl awischen Repub l ik  M a
zedon ien  an der KSZE aussprach, s ind  di esbezügl iche Anträge aus 
Skopje bisher stets am Widerstand Griechen lands  und zum Tei l  auch 
Albaniens gescheitert .  

Mo ldau 
I n  einem Beri cht über den Transn i strien- Konfl i kt stel l te der persönl i che  
Vertreter der  a mtierenden KSZE-Vors itzenden,  S I PRI -Direktor Adam 
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Rotfeld fest, dieser Konflikt habe nicht ethnische, sondern ideologische 
Wurzeln. Der 1 4. russischen Armee wird in dem Bericht Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Moldaus vorgeworfen. Über Empfehlung 
Rotfelds beschloß der AHB Anfang Februar die Entsendung einer 
KSZE-Langzeitmission . An dieser Mission nahm bis Ende Oktober auch 
ein Österreicher tei l .  Aufgabe der KSZE-Mission in Moldau, die seit Mai 
im Einsatz steht, ist die Förderung des Zustandekommens einer umfassen
den und dauerhaften politischen Regelung. Eine solche Regelung hätte 
folgende Elemente zu umfassen : 
- Festigung der Unabhängigkeit und Souveränität Moldaus innerhalb 

seiner gegenwärtigen Grenzen, wobei Transnistrien einen Sonderstatus 
erhalten sol l ; 

- Abkommen über den Abzug der russischen Truppen ; 
- Einhaltung aller internationalen Verpflichtungen betreffend die Rechte 

nationaler Minderheiten. 

Anläßl ich des KSZE-Ratstreffens in Rom wurden die mangelnden Fort
schritte in Richtung einer politischen Regelung des Transnistrien-Problems 
bedauert. Die Konfliktparteien wurden aufgerufen, die Verhandlungen 
über einen Sonderstatus für Transnistrien zu beschleunigen. Baldige 
Fortschritte sollte es auch bei den Verhandlungen über einen Abzug der 
1 4. russischen Armee aus Moldau geben, wobei dieser Abzug nicht mit 
anderen Fragen verknüpft werden dürfe. Die KSZE- Mission müsse die 
Möglichkeit erhalten, die Truppenabzugsverhandlungen zu verfolgen und 
an Treffen der "Gemeinsamen Kontrollkommission" teilzunehmen. Der 
Beschluß der Regierung Moldaus, Parlamentswahlen abzuhalten und eine 
neue Verfassung auszuarbeiten, wurde begrüßt. Die KSZE-Mission wurde 
beauftragt, für die Achtung der Menschenrechte sowie für Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit einzutreten. 

Baltische Staaten 
Rußland wurde wiederholt an seine in § 1 5  der Gipfelerklärung von 
Helsinki (Juli 1 992) übernommene Verpflichtung erinnert, einen "baldigen, 
geordneten und vollständigen Rückzug" seiner Truppen aus Estland, 
Lettland und Litauen vorzunehmen. Die KSZE begrüßte den am 3 1. August 
abgeschlossenen Truppenrückzug aus Litauen ; gleichzeitig verlangte sie 
einen beschleunigten Abzug der noch in Estland und Lettland befindlichen 
russischen Truppen. Seit Februar ist eine KSZE-Langzeitmission in 
Estland tätig, um die politische Stabilität des Landes und den Dialog 
zwischen den Volksgruppen zu fördern. An dieser Mission ist auch ein 
Österreicher beteiligt. Im November nahm eine KSZE-Langzeitmission 
auch in Lettland ihre Arbeiten auf. Diese Mission soll die lettische 
Regierung bei der Lösung von Staatsbürgerschaftsfragen beraten und 
Informationen über Entwicklungen sammeln, die für eine Erfüllung der 
KSZE-Verpflichtungen von Relevanz sind. Hiezu gehört nach lettischer 
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I nterpretation auch der Abzug der russi schen Truppen.  Rußland steht 
dagegen auf dem Standpunkt, daß s ich die M iss ion so  wie jene in Est land 
ausschl i eß l i ch mit  der Lage der russischsprachigen B evölkerung zu befas
sen habe. 

Georgien 
Die  Lage i n  diesem Kaukasus-Staat hat s ich kontinu ier l ich versch lechtert .  
Während die  "Gemeinsame Friedenstruppe" Ruß lands,  Georgiens und 
Südosset iens e ine Stab i l i s i eru ng der Situation in Südosseti en erreichte, 
s i egten abchas i sche Separat isten mit Unterstützung russi scher Truppen im 
Kampf gegen die georg ische Zentralreg i erung. E rst al s Truppen des 
abgesetzten Präsidenten Swiad Gamsachurdia  im Spätherbst die staatl i che  
Existenz Georgiens bedro hten, fo lgten d ie  russ ischen Truppen einem 
Hi l feruf Präs ident Eduard Schewardnadses und kämpften die  für d ie  
Versorgung von Ti fl i s  lebenswichtige E i senbahnl in ie  Poti - Baku fre i .  

Der Georgien-Vertreter  der amtierenden K SZE-Vors itzenden, Botschafter 
I stvan Gyarmati ,  p läd ierte  seit Sommer für eine enge Zusammenarbei t  
zwischen K SZ E  und VN bei  der Be i legung der Konfl i kte in  Georgien .  

Be im Römer K SZE-Ratstreffen wurde d ie  Aufnahme von Abchas ien-Ge
sprächen in  Genf unter den Auspizi en der VN und mit  Betei l igung der 
KSZE begrü ßt .  Di e K o n fl iktparte ien wurden von den Außenministern der 
KSZE-Staaten aufgefordert, e inen pol iti schen Dialog zu beginnen,  der i n  
e ine in ternationale  Konferenz unter den Auspizi en d e r  KSZE mit Betei l i 
gung der VN münden so l l .  Auch engere Kontakte der K SZE-Miss ion mi t  
der  "Gemeinsamen Fri edenstruppe" in  Südossetien wurden befürwortet .  
Das Mandat der M issi on wurde erweitert, i ndem di ese nun auch bei der 
Entwi cklung rechtsstaatl i cher  und demokrati scher E inrichtungen sowie bei 
der Ausarbeitung einer n euen georgischen Verfassung he l fen so l l .  Sch l ieß
l i ch wurde i n  Rom besch lossen,  d ie  Einsetzung e ines gemeinsamen 
KSZE/VN -Sonderbeauftragten für Georgien anzustreben .  Dieser Sonder
beauftragte hätte d ie  Aktiv itäten beider I nst i tut i onen in Georgien zu 
koordin ieren. 

Tadschikistan 
Ein persön l icher Vertreter der amtierenden K SZ E-Vorsitzenden empfahl  
aufgrund e iner im Frü hj ahr  u ntern o m menen E rkundungsreise d i e  Ei nrich
tung e iner ständigen Präsenz der KSZE in  d iesem vom Bürgerkri eg 
zerrütteten Land. Am Ratstreffen in Rom wurde beschlossen, daß d ie  
KSZE gemeinsam mi t  den VN zur Stabi l i s i erung der Lage in  Tadsch ik i stan 
und zur S chaffung günstiger Bedingungen für e ine Dem okrati s i erung 
beitragen werde.  E ine  K SZ E- M iss ion so l l  den Dia log und die Vertrauens
b i ldung zwischen regiona len  und zentralen Kräften fördern, für die 
Achtung der M enschenrechte und die  E inhal tung der K SZ E- Normen 
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eintreten sowie die Entwicklung rechts staatlicher und demokratischer 
I nstitutionen in Tadschikistan unterstützen. 

Berg-Karabach 
Der Vorsitzende der im Rahmen der KSZE eingerichteten M insker 
Konferenz, Mario Raffaelli, hatte seit 1 992 vergeblich versucht, diese 
Konferenz zur Regelung des Berg-Karabach- Konflikts einzuberufen. Seit 
Anfang 1 993 arbeitete er an einem Zeitplan, der vertrauensbildende 
Schritte bis hin zur Eröffnung der Konferenz vorsah. Dieser Zeitplan 
wurde laufend an die sich verändernde Lage in der Region angepaßt, aber 
zumindest eine Konfliktpartei verweigerte stets die Zustimmung. 

Über Antrag Aserbaidschans und mit Unterstützung der EG fand Ende 
April ein AHB-Dringlichkeitstreffen statt, bei dem die mil itärische Inva
sion des Bezirks Kelbadschar durch Armenier aus Berg-Karabach auf der 
Tagesordnung stand. Dieses Dringlichkeitstreffen blieb ergebnislos, da 
Armenien jeglichen Komprorniß ablehnte. Im Mai wurde von einer 
operativen Planungsgruppe im Konfliktverhütungszentrum ein Konzept 
zur phasenweisen Stationierung von KSZE-Beobachtern in und um 
Berg-Karabach ausgearbeitet. Dieser Operationskalender verknüpfte jede 
Phase der Stationierung von KSZE-Blauhelmen mit einem politischen 
Schritt in Richtung Minsker Konferenz. In der Endphase hätte es zur 
Stationierung von etwa 500 KSZE-Blauhelmen kommen sollen. Auch 
Österreich bekundete seine grundsätzliche Bereitschaft, an einer solchen 
Operation teilzunehmen. Die Anfang Juli in Aserbaidschan eingetretenen 
politischen Veränderungen und das Wiederaufflammen der Kämpfe in der 
Region verhinderten jedoch eine Realisierung dieses Operationskalenders. 

Von der " Minsker Gruppe" (Staaten, die an der Minsker Konferenz 
tei lnehmen sollen) wurde daraufhin ein adaptierter Zeitplan für So
fortrnaßnahmen zur Durchführung der VN-Sicherheitsratsresolution 
822( 1 993) und 853( 1 993) ausgearbeitet, der auch humanitäre Aspekte 
enthielt (Austausch von Geiseln und Kriegsgefangenen, ungehinderter 
Transport von Hilfslieferungen). Auch dieser Plan wurde nicht von al len 
Konfliktparteien akzeptiert. Ein Ende August von Rußland vermittelter 
Waffenstillstand brach im Oktober unmittelbar vor Beginn der Transkau
kasienreise der amtierenden KSZE-Vorsitzenden zusammen. 

Die Positionen Armeniens und Aserbaidschans verhärteten sich schließlich 
so sehr, daß beim Römer KSZE-Ratstreffen kein Beschluß in dieser Frage 
möglich war. Während der armenische Außenminister Vagan Papasjan den 
Standpunkt vertrat, eine Verletzung der territorialen Integrität Aserbai 
dschans l iege nicht vor, da die  Bevölkerung Berg-Karabachs das ihr 
zustehende Selbstbestimmungsrecht ausübe, beklagte sich der aserbai
dschanische Außenminister Albert Salsamow, daß die KSZE die direkte 
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Betei l igung Armeniens an d iesem K onfl ikt noch i mmer  n icht zur Kenntnis  
genommen h abe .  

Ohne Besch luß  des KSZE-Ratstreffens g ing der Vorsitz der M insker 
Konferenz Anfang Dezember von Ital ien auf Schweden (lan E l i asson) 
über .  Der scheidende Konferenzvors itzende Raffael l i  füh rte d ie  Erfolg lo
s igkeit  se iner Bemühungen auf folgende Gründe zurück : 
- Den Konfl iktparte ien feh le  der Wi l le  zu e iner pol i t i schen Lösung.  S i e  

würden keinerle i  Kompromißbere itschaft erkennen  lassen und die 
Verantwortung für e ine Verhandl ungslösung auf d ie  KSZE abschieben ; 

- I rreguläre Verbände a l ler Parte ien würden von diesem Konfl ikt durch 
H andel mit  Geiseln ,  Waffen und Treibstoff materi e l l  profit i eren, wes
h alb s ie  für Unnachgiebigkeit bei den Verhandlungen e intreten ; 

- Schl ießl ich würden die  russ ischen Fri edensaktivitäten d ie  K onfl iktpar-
te ien vom " Minsker Prozeß"  ablenken.  

Auch nach über e ine inhalbjähriger Vorbereitung ist  n i cht abzusehen,  ob 
bzw. wann e ine fri edenserhaItende Operati on der KSZE gemäß K apitel  I I I  
der He l s inki - Beschlüsse 1 992 in  Berg-Karabach zustande kommen wird .  
Die  Parteien des K onfl i kts zeigen jedenfal l s  größeres I nteresse an e iner 
russi schen "interposit ion force" ,  d ie  auch mi l i tärische Gewalt anwenden 
könnte, als an unbewaffneten KSZE-Blauhelmen.  

4.  Weiterentwicklung der Fähigkeiten der KSZE zur Konfli kt
verhütung und Krisenbewältigun g  

I m  Zuge der Vorbereitung de s  Römer K SZE-Ratstreffens hat Ru ßland in  
e inem " l\1cmorandum über  d ie  Erhöhung der  Wirk samkeit der KSZE"  
vorgesch l agen, den  friedenschaffenden Bemühungen Rußlands und  ande
rer G U S-Staaten e i nen " legi t imen Status in der K SZE"  ei nzuräumen.  
I nsbesondere d ie  Ukraine und d ie  balt i sch en Staaten standen d ieser 
I n i tiat ive ,  d ie  s ie  a ls  Streben nach i nternat ionaler Anerkennung einer 
russ ischen H egemonia lsphäre interpretierten, ablehnend gegenüber. Ande
re KSZE-Staaten meinten h ingegen, man sol lte versuchen, m i l itärische 
Operationen Rußlands,  die bereits heute in  mehreren Regionen der 
ehemal igen Sowjetunion erfolgen, unter KSZE- Kontro l le  zu bringen und 
auf d ie  Prinzipien und Ziele der K SZ E  auszuri chten .  Kaum e in anderer 
Staat wäre zur Entsendung von B l auhelmen in Gebiete der ehemaligen 
Sowjetunion berei t ,  sodaß es zu russ i schen "Friedenstruppen" eigentl i ch 
keine rea l i s ti sche Alternat ive gebe .  I m  Verlauf der Diskuss ion wurde 
klargestel lt ,  daß e ine genere l le  E rmächtigung für friedensschaffende 
Aktivitäten Rußlands oder anderer S taaten nicht in Frage komme.  Denkbar 
wäre eine M i twirkung der KSZE auf der Bas i s  von Beschlüssen in 
konkreten Ei nzelfä l len .  Grundsätzl ich sei die Anwendung der Peace-kee
p ing- Regeln der KSZE (keine Zwangsmaßnahmen) anzustreben .  E ine 
M itwi rkung der K SZ E  an friedenschaffenden Aktivitäten e iner " Drittpar-
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tei" komme nur ausnahmsweise und bei Beachtung bestimmter Kriterien in 
Betracht. 

Das Ratstreffen faßte schließlich einen Grundsatzbeschluß über eine 
mögliche Zusammenarbeit der KSZE mit Friedenstruppen einer "Drittpar
tei" (z. B. Rußland). Der AHB wurde beauftragt, die Bedingungen für eine 
Mitwirkung der KSZE im Detail nach folgenden Kriterien auszuarbeiten : 
Achtung der Souveränität und territorialen Integrität, Zustimmung der 
Konfliktparteien, Unparteilichkeit, multinationaler Charakter, präzises 
Mandat, Transparenz, Bindung an einen politischen Prozeß zur Konfliktlö
sung, Möglichkeit eines geordneten Rückzugs, falls die Voraussetzungen 
für die Operation wegfallen. 

Trotz fortbestehender Bedenken einzelner KSZE-Staaten überwiegt die 
Ansicht, daß dieses neue Instrument zur Konfliktverhütung und Krisenbe
wältigung möglichst bald anwendbar sein soll te. Eine Kontrolle bestehen
der Operationen durch KSZE-Beobachter vor Ort läge im Interesse der 
Souveränität der neuen Staaten. 

5. Die Menschliche Dimension (MD) 
Die Verpflichtungen der KSZE-Staaten im Bereich der M D  sind ein 
wesentlicher Bestandtei l des umfassenden Sicherheitskonzepts . Viele der 
gegenwärtigen Konflikte in der KSZE-Region sind durch die Verletzung 
von Menschenrechten, insbesondere der Rechte nationaler Minderheiten, 
sowie durch einen Mangel an Demokratie verursacht. 

Einen Überblick über den Erfüllungsstand der Verpflichtungen bot das 
erste KSZE-Implementierungstreffen über Fragen der MD (Warschau, 
27. September- I S o Oktober). Ausführlich behandelt wurden die Themen 
Folter, Todesstrafe, Rechtsstaatl ichkeit, Demokratie, Minderheiten und 
M igration. Die größten Erfüllungsdefizite wurden erwartungsgemäß in den 
zentralasiatischen KSZE-Staaten (Ausnahme Kirgisistan) sowie in den 
Kriegsgebieten der Kaukasus-Region und des ehemaligen Jugoslawiens 
festgestellt. Charakteristisch für die konstruktive Atmosphäre des Treffens 
war, daß kein Teilnehmerstaat Kritik als Einmischung in innere Angele
genheiten zurückwies. Die meisten kritisierten Staaten bestätigten vielmehr 
das Vorhandensein von Erfül lungsmängeln und erbaten internationale 
Unterstützung bei ihrem Übergang zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. 
Nur vereinzelt gab es Versuche, Erfüllungsdefizite mit politischen oder 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten bzw. mit der Notwendigkeit der Bekämp
fung des Terrorismus zu rechtfertigen. 

Am ersten Implementierungstreffen über Fragen der M D  nahmen auch 
Vertreter internationaler und nichtstaatlicher Organisationen (NGOs) teil . 
Erstmals hatten NGOs bei einem KSZE-Treffen die Möglichkeit, In 
Plenar- und Arbeitsgruppensitzungen Erklärungen abzugeben. 
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Zahl rei che E mpfehlungen des I mplementi erungstreffens führten zu Be
sch lüssen des  Römer KSZE-Ratstreffens : Stärkung der  Frühwarninstru
mente der K S Z E  ( insbesondere des H ochkommissars für National e  
M inderh ei ten) ,  vermehrte E inb indung de r  MD i n  den  poli t ischen Konsu l 
tationsprozeß  der  KSZE als  M ittel der  Konfl iktverhütung, Förderung der 
Mensch l i ch e n  D imens ion durch die Aktivitäten der KSZE-Langzeitmis s io
nen, Ausbau des KSZE-Büros für Demokratische I nstitut ionen und 
Menschenrechte (B D I M R), Straffung des  M oskauer M echan i smus  der  
M D .  

I m  Bereich der M D  wurden vom B D I M R  Seminare über Migrationsfragen, 
nationale Minderheiten und freie Medien veranstaltet . Zusammenfassende 
Darstel lungen der Diskuss ionen d ieser Seminare wurden im Bu l l etin des 
B D I M R verö ffentl icht .  

Die KSZE beobachtete Wahlen in  m ehreren Tei lnehmerstaaten : das 
landesweite Referendum in Ruß land im Apri l ,  d ie  Parlamentswahl en i n  
Lett land i m  Jun i ,  ein Referendum in  Aserbaidschan i m  August, Präs iden
tenwahlen in Aserbai dschan i m  Oktober sowie das Verfassungsreferendum 
und die Parlamentswah len in  Rußland im Dezember. Funktionäre des  
BD I M R  koordinierten den E insatz der Wahlbeobachter aus KSZE-Staaten 
und waren zum Teil se lbst a ls  Wahlbeobachter tätig .  

6. Die Wirtschaftliche D imension 

Im März fand  das erste Treffen des KSZE-Wirtschaftsforums in Prag statt . 
Dieses Gremium tritt jährl i ch im Rahmen des A H B  zusammen, um dem 
Übergang zur  fre ien M arktwirtschaft I mpulse  zu verl eihen ,  Anregungen für 
d ie  Entwick lung m arktwirtschaftl icher Strukturen zu geben und um d ie  von 
einschlägigen i nternati ona len Organisat ionen, wie der O ECD,  der Euro
päischen I nvest i t ionsbank, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und  
Entwicklung ( EB RD) und  der VN-Wirtschaftskommiss ion für Europa 
( EC E) unternommenen Aktivitäten zu fördern . Tei lnehmer des Wirt
schaftsforum s  s ind  Regierungsvertreter, Vertreter von internationa len 
Organi sationen und N GOs sowie  Repräsentanten der Wirtschaft .  

Davon ausgehend,  daß  Fre iheit  und pol i t ischer Plural i smus d i e  notwendi 
gen Grund lagen für Wi rtschaftswachstum ,  Wohlstand, effiziente Nutzung 
der Produ kt ionsmittel und Umweltschutz b i lden, wurde anläß l i ch des 
ersten Treffens  des Wirtschaftsforums festgestel lt ,  daß auch der Faktor 
M ensch sowie  die I ntegrat ion von Wirtschaft und Umweltschutz wesentli 
che Voraussetzu ngen für e i n  günstiges Wirtschaftskl ima s ind .  Anläßl i ch 
des Ratstreffens wurde d i e  Bedeutung von wirtschaft l i cher  U mgestaltung, 
Entwick l u ng und Zusamm enarbeit  für die Verwirkli chung des umfassen
den S ich erhei tskonzepts der K S Z E  bekräftigt. In diesem Zusammenhang  
wurde auf  d ie  Wechse lbeziehu ng zwi s chen  Demokrat ie  und M arktwirt-
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schaft sowie auf die Bedeutung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit für 
Sicherheit und Stabilität in der KSZE-Region hingewiesen. 

7. Die Parlamentarische Versammlung der KSZE 

Die Parlamentarische Versammlung der KSZE (PV) hielt vom 6.- 9 .  Juli in 
Helsinki ihr zweite Tagung ab und beschloß ein umfangreiches Dokument 
(Erklärung von Helsinki), dessen vier Kapitel den drei traditionellen 
Körben der KSZE und der Lage im ehemaligen Jugoslawien gewidmet 
sind. Viele der im Dokument vertretenen Standpunkte wären in den von 
den Regierungen der Teilnehmerstaaten beschickten KSZE-Gremien nicht 
konsensfähig. So zeigte sich, daß einige Staaten nicht bereit waren, die in 
der Helsinki-Erklärung der PV enthaltenen Anregungen im AHB zu 
diskutieren. 

Mit ihrer Jahrestagung in Helsinki festigte die PV ihre Rolle  als parlamen
tarisches Forum der KSZE, das die Entwicklung des KSZE- Prozesses 
kritisch begleiten soll. Die Wechselbeziehung zwischen PV und der von 
Regierungsseite beschickten KSZE kam u. a. in Berichten der amtierenden 
KSZE-Vorsitzenden und des KSZE-Hochkommissars für Nationale Min
derheiten zum Ausdruck. Gastredner der zweiten Tagung der PV waren der 
stellvertretende VN-Generalsekretär Vladimir Petrovsky und der stellver
tretende NATO-Generalsekretär Gebhardt von Moltke. 

Die nächste Tagung der PV wird Anfang Juli 1994 in Wien stattfinden. 

8. Zusammenarbeit der KSZE mit internationalen Organisationen 

Bereits anläßlich des Stockholmer Ratstreffens im Dezember 1 992 be
schlossen die Außenminister der KSZE-Staaten, die Zusammenarbeit mit 
internationalen Organisationen, insbesondere mit den Vereinten Nationen, 
zu verstärken. Die amtierende KSZE-Vorsitzende legte hierauf im M ai in 
einem Briefwechsel mit dem Generalsekretär der VN den Rahmen für die 
Zusammenarbeit zwischen der KSZE und dem VN-Sekretariat fest. Seither 
finden in New York laufend Konsultationen zwischen der VN-Mission des 
KSZE-Vorsitzlandes und dem VN -Sekretariat statt. Die Vorsitzende vertrat 
die KSZE bei der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien. Die 
Zusammenarbeit zwischen der KSZE und den VN in Konfliktregionen läßt 
all erdings noch zu wünschen übrig. Eine Koordination der Aktivitäten der 
KSZE und der VN wird insbesondere in Georgien und Tadschikistan 
angestrebt. 

Die Generalversammlung der VN räumt der KSZE durch die am 1 3 .  Okto
ber verabschiedete Resolution 48/5 Beobachterstatus ein. 

Mit dem Europarat arbeitet die KSZE v.  a. in Fragen der M D  zusammen. 
Die amtierende KSZE-Vorsitzende traf mit der Generalsekretärin des 
Europarats und dem Generaldirektor des Genfer Büros der VN im Juli in 
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Stockho lm und im N ovember i n  Straßburg zu Koordinationsgesprächen 
zusammen .  Das B D I M R  unterhä l t  ständige Kontakte zum E uroparat .  

Anläß l ich des Römer KSZE-Ratstreffens sprachen s ich die Außenminister 
der K S Z E-Staaten auch für e ine I ntensivierung der Konsultationen und 
der  Zusammenarbei t  mi t  anderen europäi schen und transatl ant ischen 
Organisat ionen aus . 

9. Der mil itärische Bereich der KSZE 

Die K SZ E  verfügt mit  dem Wiener Dokument 1 992 der Verhandlungen 
über vertrauens- und s icherheits b i ldende Maßnahmen (Wiener VSBM-Do
kument 1992) über ein hochentwickeltes I nstrumentarium für m i l itäri sche 
Transparenz und Zusammenarbeit .  Der Austausch von I nformationen über 
d ie  Streitkräfte der KSZE- Staaten,  M i l i tärbudgets, geplante m i l i täri sch e  
Aktivitäten sowie die Ersuchen um I nspektionen u n d  Überprüfungsbesu
che erfo lgen i n  der Regel  über das se i t  1 99 1  funktionierende KSZE- Kom
munikationsnetz.  D ie  Ausarbeitung der von Österreich zur Verfügung 
gestel l ten I n formationen und die  Auswertung der erhal tenen I nformati o 
nen erfo lgt  durch das  B M L  V. Dieses führt in  Absprache mit dem B MaA 
Überprüfungsbesuche und I nspektionen in anderen K SZ E-Staaten durch 
und n immt E in ladungen zur Beobachtung mi l itärischer Aktivitäten,  zum 
Besuch von M i l i tärflugplätzen und zur Vorführung neuer Typen von 
Hauptwaffensystemen wahr.  Österreich führte 1 993  e inen Überprüfungs
besuch in der Ukraine durch ( 820 .  mot .  Schützenregim ent in Mukatsche
wo) .  Die Tschechische Republ i k  entsandte e in Überprüfungsteam nach 
Österre ich (4. Panzergrenadi erbrigade in  Linz) .  

D i e  E inha ltung des Wiener VS B M - Dokuments 1 992 ist Gegenstand 
jährl icher Imp lementi erungstreffens .  

KSZE-Forum für S i cherhei tskooperation  ( FS K)  
Das  in  Wien  e ingerichtete FSK i st das  e inzige Rüstungskontro l lgremium,  
an dem Österreich vol l berechtigt te i ln immt .  Zu fast a l l en Punkten des  im 
H els ink i - Dokument 1 992  enthaltenen "Sofortprogramms" des FSK wur
den seit der Eröffnung des Forums im Herbst 1 992  substanti e l l e  Vorsch l äge 
eingebracht . E inze lne Verhandlungsgegenstände wurden durch Seminare 
vorbereitet .  Um dem KSZE- Ratstreffen Ergebnisse  vorl egen zu können, 
wurden die Arbeiten des F S K  im Herbst wesentl ich intensivi ert. Am 
25 .  November wurden vom Besonderen Ausschuß  des FSK Beschlüsse in  
v ier  B ereichen gefaßt : 

- Aufbauend auf den schon im Wiener VSB M - Dokument 1 992 enthalte
nen B est im mungen wurden neue Möglichkeiten militärischer Kooperation 
und Kontakte vereinbart, d ie  vom Austausch von Offiz ieren bis zur 
Abhaltung gemeinsamer mi l i täri scher Übungen reichen .  Die Durchfüh
rung d ieser  M a ßnahmen beruht auf dem Prinzip der Freiwi l l igkeit .  
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- Um den politischen Instanzen der KSZE die Arbeit im Bereich der 
Konfliktverhütung und des Krisenmanagements zu erleichtern, wurde eine 
umfangreiche Liste stabilisierender Maßnahmen erstellt ,  auf die in lokalen 
Krisensituationen zurückgegriffen werden kann. Die Anwendung solcher 
Maßnahmen muß jedoch in jedem konkreten Fall beschlossen werden. Der 
Katalog enthält Transparenzmaßnahmen (z. B. die Ankündigung gewisser 
mil itärischer Aktivitäten), beschränkende Maßnahmen (z. B.  die Schaffung 
entmil itarisierter Zonen oder das Verbot militärischer Flüge), Richtlinien 
zur Behandlung irregulärer Kräfte sowie vertrauensbildende Maßnahmen 
(z. B. öffentl iche Verlautbarungen, Einrichtung direkter Kommunikations
linien). 
- Ebenso einigten sich die KSZE-Staaten auf Prinzipien betreffend Trans
fers konventioneller Waffen und dazugehöriger Technologie. Die Teilneh
merstaaten verpflichteten sich, Waffentransfers zu vermeiden, wenn diese 
zur Unterdrückung von Menschenrechten verwendet werden, internationa
len Verpflichtungen des Lieferlandes zuwiderlaufen, einen bewaffneten 
Konflikt verlängern oder verschärfen, zur Repression verwendet oder der 
Unterstützung des Terrorismus dienen könnten. Die Einigung über diese 
Prinzipien ist ein bemerkenswerter Erfolg des FSK .  Obwohl konkrete 
Durchführungsbestimmungen fehlen - z. B. ist nicht vorgesehen, konkrete 
Waffengeschäfte auf ihre Vereinbarkeit mit diesen Prinzipien zu überprü
fen - kann ihre Einhaltung jederzeit im Rahmen der KSZE eingefordert 
werden. 
- Um die Vorhersehbarkeit militärischer Entwicklungen zu erhöhen, 
werden die Teilnehmerstaaten ihre Verteidigungsplanung offenlegen . Sie 
werden jährlich nicht nur Informationen über ihre Verteidigungs
politik und -doktrin,  über ihre Streitkräfte, militärischen Trainingspro
gramme und geplanten Anschaffungen austauschen, sondern für vier 
Folgejahre auch detaillierte Angaben über geplante Verteidigungsausga
ben machen. 

Bis zu der im Herbst 1 994 beginnenden KSZE-Überprüfungskonferenz in 
Budapest wird sich das FSK auf die Ausarbeitung eines einheitlichen 
KSZE-Rüstungskontrollregimes konzentrieren, das Elemente des Wiener 
VSBM-Dokuments 1 992 und der KSE-Vereinbarungen (zwischen den 
NATO- und ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten geschlossen) miteinan
der verbinden soll ( Harmonisierung der Verpflichtungen der KSZE-Staa
ten betreffend Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrauens- und Sicher
heitsbildung). Ein weiterer Schwerpunkt wird die Ausarbeitung eines 
Kodex über das Verhalten der KSZE-Staaten im Sicherheitsbereich sein. 
Diese Verhandlungen dürften sich insbesondere wegen des umstrittenen 
Verhältnisses zwischen den Rechten nationaler Minderheiten, dem Selbst
bestimmungsrecht der Völker und dem Prinzip der territorialen Integrität 
besonders schwierig gestalten. 
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Aufgrund e iner I ni t iat ive Österreichs und mehrerer südosteuropäi scher 
Staaten ertei l te  das Römer KSZE-Ratstreffen dem FS K den Auftrag, e inen 
möglichen Beitrag der KSZE zur Schaffung mil itärischer Stabilität in  
Südosteuropa zu prüfen . Die  I nit iatoren dieses Besch lusses treten dafür e in ,  
daß i m  Zuge e iner pol i t ischen Regelung der Konfl i kte auf Tei l en des 
Territori ums  des ehemal igen Jugosl awiens die m i l i täri schen Ungle ichge
w ichte zwi schen den Nachfolgestaaten der SFR Jugoslawien bese i tigt 
werden.  

K S E-Vertrag 
Der im November 1 990 unterzeichnete Vertrag über konventionelle Streit
kräfte in Europa (KSE-Vertrag) trat formel l  am 1 7 . November 1 992  in  
Kraft .  I nnerhalb e ines Jahres so l l ten d ie  30  Vertragsstaaten 25% i hrer 
Reduzierungsverpfl ichtungen betreffend mi l itärisches Großgerät erfü l l t  
haben .  Dieser  Verpfl ichtung wurde mit  geri ngfügigen Ausnahmen entspro
chen. B i s  N ovember 1 993  wurden mehr als 1 7 .000 Kampfpanzer, gepanzer
te Kampffahrzeuge, Arti l lerie ,  Kampfflugzeuge u nd Angri ffshubschrauber 
zerstört oder konverti ert .  Der Abbau mi l itärischen Geräts wurde durch 
mehr als 1 .000 I nspektionen überprü ft .  Fragen im Zusammenhang mit der 
Durchführu ng des K S E-Vertrags und der im Jul i  1 992 unterzeichneten 
Absch l i eßenden Akte betreffend die Persona l  stärken der Streitkräfte der 
K S E-Staaten werden im Rahmen der in Wien eingerichteten Gemeinsamen 
Beratungsgru ppe erörtert .  Besonders um stri tten i s t  der im September von 
Ruß land gestel l te Antrag auf Suspendierung der in  Artikel V des K S E
Vertrags enthal tenen Flankenregelung.  Diese s ieht  vor, daß in gewissen 
Randzonen des K S E-Anwendungsgebiets nur e ine bestimmte Anzah l 
m i l i täri schen Großgeräts stat ion iert werden darf. Ru ß land erachtet diese 
Regelung a ls  d iskrimin ierende E inschränkung se iner mi l itäri schen Dispo
sit ionsfre ihei t  ( in sbesondere angesi chts der K onfl iktherde in der Kauka
susregion ) .  Die NATO-Staaten lehnen den russ i schen Antrag mi t  der 
Begründung ab, dieser gefährde die I ntegrität des K S E-Vertrags .  

Vertrag über den Offenen H immel  
Der i m  M ärz 1 992 unterzeichnete Vertrag ü ber den Offenen Himmel wurde 
erst von 1 3  Vertragsstaaten rat ifiz iert und i st daher noch nicht in Kraft 
getreten . Es bedarf der Rat ifikation von mindestens 20 S ignatarstaaten -

darunter a l l e  Staaten mi t  e iner Quote von mehr a l s  acht Überflügen pro 
Jahr, d .  h .  a l l e  größeren Staaten. U .a .  feh l t  d ie  Rat ifi kation durch Rußland .  
Österre ich  i st ni cht Vert ragsparte i ,  beabsi chtigt aber, nach I nkrafttreten des 
Vertrags e inen B eitrittsantrag zu stel l en .  

10. K S Z E-Vorsitz� Ausblick a u f  1994 

Zu Beginn  des Römer K SZE- Ratstreffens (30 .  November) ging der Vorsitz 
von Schweden auf I ta l ien über. Am 1 0. Oktober 1 994 wird in Budapest e ine 
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zweimonatige KSZE-Überprüfungskonferenz beginnen, die Anfang De
zember 1 994 mit einem Treffen der Staats- und Regierungschefs der 
KSZE-Staaten abgeschlossen werden wird. Zum Zeitpunkt des Budapester 
Gipfeltreffens wird Ungarn den KSZE-Vorsitz von Italien übernehmen. 

VII. D ie Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa (ECE) 
Mit der Aufnahme von Andorra, Armenien, Aserbeidschan, Georgien, 
Kirgisistan, der Ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Mona
co, der Slowakei, der Tschechischen Republik, Turkmenistan und Usbeki
stan erweiterte sich der Mitgliederkreis der ECE 1 993 auf 53 Staaten.  Der 
ECE gehören nunmehr 25 zentral- und osteuropäische Reformstaaten an, 
die fast die Hälfte der M itglieder ausmachen. 

Die nach den Umwälzungen in den zentral- und osteuropäischen Staaten 
1 990 reorganisierte ECE hat die Themen Umwelt, Verkehr, Statistik, 
H andelserleichterungen und Wirtschaftsanalyse zu ihren H auptarbeitsge
bieten gemacht und konzentriert sich auf den Übergang der osteuro
päischen Staaten zur Marktwirtschaft speziell in diesen Gebieten.  

Bei der im April 1 993 abgehaltenen 48. Jahrestagung nahm Österreich den 
stellvertretenden Vorsitz des Sessionalkomitees wahr. Ein wichtiges Thema 
der Jahrestagung war abermals die Durchführung der Strukturreform. Die 
Einführung eines neuen kompakteren Formats der Jahrestagung wurde 
beschlossen. 

Die breitgestreute Arbeit der Fachkomitees dringt bis in technische 
Detailfragen vor und betrifft Fragen des tägl ichen Lebens wie Vereinheitli
chungen von Verkehrsregeln und Sicherheitsvorschriften für Verkehr und 
Bauwesen. Besonders breiten Raum nehmen Umweltfragen ein (vgl . 
Abschnitt H i li 4). 

I m  Rahmen des I nlandtransportkomitees wurde ein Expertenbericht über 
die Donau-Oder-Elbe-Verbindung ausgearbeitet. Dieser Bericht beinhaltet 
technische Lösungsvorschläge, eine aktuelle ökonomische Bewertung, 
Vorschläge über das zukünftige Rechtsregime einer solchen Verbindung 
sowie Vorschläge und Empfehlungen für die davon betroffenen Staaten 
(Österreich,  Polen, Tschechische Republik, Slowakei). Angesichts der 
hohen Kosten und gravierender ökologischer Bedenken ist ungewiß, ob 
dieses Projekt verwirklicht werden kann.  

Das von der ECE entwickelte EDIFACT-System ( Electronic Data Inter
change for Administration, Commerce and Transport) erleichtert die 
Formalitäten im Handel wesentlich und erlaubt damit große Kosteneinspa
rungen. Auch Länder, die nicht der ECE angehören, und zahlreiche 
Unternehmen sind aktiv an der Weiterentwicklung dieses Systems beteiligt. 
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Die  E C E  veröffentl icht  e ine  Reihe von Statist iken und Fachpub li kationen ,  
deren Schwerpunkt d ie  wissenschaft l i che  Untersuchung der Wirtschaftsre
formen in Zentral - und Osteuropa ist .  

Der Franzose Yves Berthe lot übernahm im Oktober das Amt des Exekutiv
sekretärs vom seit  1 987  amtierenden österre ichischen Dip lomaten G erald 
H interegger. 

VIII. Nachbarschaftspolitik 

1 .  Südtirol 

Nachdem die M ehrheitsvertretung der Südtiro ler, die Südt iro ler Volkspar
tei, mit auf der Landesversamml ung vom 30 .  Ma i  1 992  mit überwält igender 
M ehrheit  gefaßtem Besch luß  das 1 969 mit  I ta l i en  abgeschl ossene Südt iro l 
Paket a l s  erfü l l t  bewertete u n d  d ie  i m  Operationskalender vorgesehenen 
Schritte gesetzt waren, gab die Bundesregierung am 1 1 . Juni  1 992  die  
Streitbe i legungserklärung ab .  Dadurch wurde der Streit zwischen Öster
reich und I ta l i en  über d ie  Behandlung der deutschsprachigen und lad in i 
schen Bevölkerung in  Südtiro l ,  der  se i t  1 960 vor den VN anhängig und 
Gegenstand der VN-Resolut ionen 1 497(XV) und 1 66 1 (XVI ) war, be ige l egt. 

Die seit Abschl u ß  des Südtirol - Pakets eingetretene Entwicklung hat  
gezeigt, daß  die für d ie  deutschsprachige und lad in ische Bevöl kerung 
Südti ro l s  geschaffene Autonomie grundsätzl i ch geeignet erscheint ,  den 
ethnischen Bestand sowie d ie  wirtschaft l i che, sozia le und kul ture l l e  
Entwicklung der Vo lksgruppen z u  s ichern ,  auch wenn noch e in ige Prob le
me  offen s ind .  D ie  Autonomie a ls  dynamischer Prozeß muß auch stets den 
l aufenden Entwicklungen angepaßt werden, wobei neue Fragen auftreten 
können .  

Am 6 .  Apri l  1 993  i s t  die i m  Südtiro l - Paket vorgesehene 1 37er Kommiss ion ,  
d ie  s ich  mi t  "den mit  dem Schutz der  ört lichen sprach l i chen M inderheiten 
und mit  der weiteren kul ture l l en,  sozia len und wirtschaft l i chen Entwick
l u ng der Bevöl kerung besonders zusammenhängenden Problemen" befaßt ,  
zu ihrer konst i tuierenden S i tzung zusammengetreten .  

Die  " Du rchfü hrungsbest im mungen zum Sonderstatut für die Region 
Trent ino-Südtiro l  über  den Gebrauch der  deutschen und l ad in i schen 
Sprache im Verkehr der Bürger mit  der öffentl ichen Verwaltung und in den 
Gerichtsverfahren" ( D PR Nr.  574 vom 1 5 . 7 .  1 988) ,  die d ie  Zweisprachig
keit  der Gerichtsbarkeit und verschiedener Gebiete der Verwaltung vorse
hen, traten am 8 .  M ai in  Kraft .  

Zu den Prob lem bereichen zäh l t  neben Fragen der Landesfinanzen v .  a .  der  
Komplex  des ethnischen Ämterproporzes .  Die  fortschreitende Privatis ie 
rung von b i sher seitens des öffent l ichen Sektors angebotenen Dienst le i 
stungen h at h ier  Errungenes i n  Frage geste l l t .  In  Gesprächen mit  der  
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italienischen Regierung konnte Südtirol jedoch in wichtigen Teilbereichen 
bereits zufriedenstel lende Lösungen erreichen. 

Offen ist die sich aus der italienischen Wahlrechts reform ergebende 
Problematik.  Das neue italienische Kammerwahlgesetz sieht für 25% der 
Sitze die Anwendung des Verhältniswahlsystems vor, 75% der Sitze werden 
nach dem Mehrheitssystem vergeben werden. Bei der Vergabe dieser Sitze 
werden nur die Parteien berücksichtigt, die auf nationaler Ebene mehr als 
4% der Stimmen erreichen. Dies ist für die deutschsprachige Minderheit in 
Südtirol, die insgesamt weniger als ein Prozent der italienischen Wähler
schaft ausmacht, nicht möglich .  Eine Verfassungsgerichtshofbeschwerde 
des Landes Südtirol wurde zwar zurückgewiesen, doch läßt die Entschei
dung die Frage offen, ob das angefochtene Gesetz nicht doch verfassungs
widrig sein könnte. Die SVP-Parlamentarier befaßten den Gesetzgeber 
erneut. Österreich ist an einer minderheitengerechten Novellierung interes
siert. 

Wie sich im vergangenen Jahr erwiesen hat, hat Österreich auch nach 
Abgabe der Streitbeil egungserklärung sein direktes Interesse an Südtirol 
beibehalten und wird dies auch weiterhin tun. 

2. Central European Initiative (C .E . I .) 
Die auf Grund der stetig gewachsenen Teilnehmerzahl  in "Central 
European Initiative/C.E . l ." (Zentraleuropäische Initiative/ZEI) umbe
nannte ehemalige HEXAGONALE, die ursprünglich QUADRAGONALE 
und dann PENTAGONALE genannt wurde, hat 1 993 weitere Mitglieder 
gewonnen. Die Ehemal ige jugoslawische Republik Mazedonien, die bereits 
im Mai 1 992 ihr Beitrittsgesuch übermittelt hatte, wurde beim Gipfeltreffen 
am 1 7 . Juli in Budapest als Vollmitgl ied aufgenommen. Um nach der 
Spaltung der CSFR in die Tschechische und die Slowakische Republik die 
Zusammenarbeit mögl ichst ungestört fortsetzen zu können, wurden diese 
beiden Staaten am 1 .  Jänner mittels eines vereinfachten Verfahrens durch 
Noten der Regierungschefs der Mitgliedsstaaten an den ungarischen 
Vorsitzenden einstimmig aufgenommen. 

Nach wie vor besteht lebhaftes Interesse von Nichtmitgliedsstaaten, sich an 
der I nitiative zu betei ligen. Moldau und Albanien stellten vor kurzem ein 
Aufnahmeansuchen. Auch Rußland zeigt sich an einem Zusammenwirken 
mit der ZEI  interessiert. Exploratorische Gespräche der ZEI-Troika 
(Ungarn, Österreich, I talien) mit Rußland fanden am 4. Oktober in Moskau 
statt. 

Das Konzept der Initiative wurde im November 1 989 in der Gründungser
klärung der Außenminister festgehalten : Auf Grundlage bestehender 
bilateraler Beziehungen sol len in koordinierter Weise konkrete Projekte 
dort vorangetrieben werden, wo durch regionale Abstimmung der Politik 
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zusätz l i che pos i tive Res ultate erzi e l t  werden können. Die  I n iti ative s o l l  in  
der im Entstehen begri ffenen " N euen Architektur Europas" e inen wicht i 
gen B eitrag zur Si cherheit u nd Stab i l ität in  Zentra l - und üsteuropa in e iner 
Zeit  des Übergangs von a l ten zu neuen gesel l schaft l ichen Strukturen 
l ei s ten .  S ie  kann so den gesamteuropäi s chen I ntegrationsprozeß  s innvo l l  
ergänzen.  

Die Konferenzen der Außenminister und der Regierungschefs l egen d ie  
Schwerpunkte der  Zusammenarbeit  fest .  Diese Gipfe ltreffen werden vom 
jährl i ch wechselnden Vors i tz land ( 1 989/90 Ungarn, 1 990/9 1 I ta l i en ,  1 99 1  
Jugos l awien,  1 992 Österreich,  1 993  U ngarn) organis iert .  Das 4. Gipfe l tref
fen se i t  Bestehen der I n i ti at ive fand am 1 6 ./ 1 7 . Ju l i  in  Budapest statt . D ie  
Außenministertreffen werden ha lbj ährl i ch gehalten ( 22 ./23 .  März in  B u da
pest ,  1 9 . /20.  November i n  Debrecen) .  In zunehmendem Maße n utzen  die 
Tei lnehmer d ie  Z E I - Konferenzen n icht nur zur Fest legung grund legender 
inha l t l i cher  Weichenste l l ungen für die Zusammenarbeit ,  sondern auch zur  
Erörterung aktue l l er po l i ti scher Themen.  

Para l l e l  zu den Außenminister- und Gipfe lkonferenzen finden jewei l s  
Treffen von Parlamentariern a u s  d e n  M itgl iedsstaaten statt. Diese Parla
m entari ertreffen wurden am 22 ./23 . M ärz und am 1 6 . / 1 7 . Jul i  i n  B udapest 
sowie am 1 9 . /20. N ovember i n  Szeged abgehalten. 

Das Komitee der nationalen Koord inatoren i st  das B i ndegl ied zwischen den 
Arbeitsgruppen und den e inze lnen M itgli edsstaaten .  Es tagt grundsätzl ich 
viermal jähr l ich ,  ihm ob l i egt auch die Vorbereitung der Außenmin i ster
und  Regierungscheftreffen .  Das Komitee der Nationalen Koordinatoren 
bemühte s ich 1 993  verstärkt, M ittel  der Effizienzsteigerung zu finden .  Der 
P lan zur  Erri chtung eines Ständigen Sekretariats i n  Wien,  das d ie  Kommu
n ikat ion und den  Erfahrungsau stausch i n  den  Arbeitsgruppen bedeutend 
verbessern könnte, konnte auf Grund der feh lenden finanzie l l en B as i s  
n icht  rea l is i ert werden . 

Für d ie  Kooperation mit  den i nteress ierten Nichtmitgl i edern Belarus, 
Bulgarien, Rumänien und  Ukraine wurde ein Kontaktkomitee Hoher 
Beamter geschaffen .  Das zweite Treffen des Kontaktkomitees fan d  am 
1 .  Ju l i  i n  Budapest statt. D ie  U kraine  und Rumänien unterstri chen m it 
Nachdru ck den Wunsch nach mög l ichst früher M itgl iedschaft, während 
Be larus und B ulgarien s ich mi t  der M ögl ichkeit  der M itarb eit in den 
Arbe itsgruppen vorerst zufriedengaben .  Die  M itgl i edsstaaten der Z E I  
vertreten den Standpun kt, die Zusammenarbeit mi t  den Nichtmitg l i edern 
vorerst in den Arbeitsgruppen u n d  po l it ischen Konsultationsgrem ien 
auszubauen .  Je  nach Stand der I ntensität der Zusammenarbeit könnten 
M itg l iedschaftswünsche zu  e inem zukünftigen Zeitpunkt indiv idue l l  be-
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handelt werden. Österreich regte an, 1 994 die Möglichkeit einer gleichzeiti
gen Vertiefung und Erweiterung der Initiative zu prüfen. 

1 989 wurden zunächst fünf Zusammenarbeitsbereiche definiert, mittlerwei
le bestehen 13 Arbeitsgruppen, die 1 2 1  Projekte betreuen. Von den 1 2 1  Pro
jekten sind 22 bereits abgeschlossen, 1 6  teilweise durchgeführt. 

Folgende Themenbereiche wurden erfaßt : 
Bereich : 
Energieproduktion und -transport 
Klein- und Mittelbetriebe 
Kultur, Erziehung, Jugendaustausch 
Landwirtschaft 
Medien 
Minderheiten 
Statistik 
Telekommunikation 
Tourismus 
Umweltschutz 
Verkehr 
Wanderungsbewegungen 
Wissenschaft und Technologie 

Vorsitz : 
Tschechische Republik 
Ungarn 
Slowakei 
Polen 
Österreich 
Ungarn 
Österreich 
Kroatien 
Kroatien 
Österreich 
Italien 
Ungarn 
I talien 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe für Minderheitenfragen, die mit der Ausarbei
tung von ZEI-Positionen für internationale Fora betraut ist, wurde gemäß 
einer Deklaration der ZEI-Regierungschefs vom 1 7 . Juli in eine permanen
te Arbeitsgruppe umgewandelt. Treffen der Arbeitsgruppe fanden im Juli 
in Budapest, im September in Wien und im Oktober in London statt. 
Derzeit sind Expertenberatungen für eine gemeinsame Minderheitenkon
vention im Gange. Dies soll auch ein Beitrag zu den vom Europarat 
angestrebten Minderheitenschutzinstrumenten sein.  Im November fand im 
Rahmen der Außenministerkonferenz in Debrecen eine eingehende Dis
kussion des Expertenentwurfs statt. 

Die Finanzierung der Projekte der Arbeitsgruppen erfolgt durch die 
einzelnen Mitgl iedsstaaten insbesondere für Projekte im Infrastrukturbe
reich sowie durch internationale Institutionen (Weltbank, Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung/EBRD, Europäische Investi
tionsbank/EIB,  PHARE-Programm). Das Steering Committee, das die 
Tätigkeit des bei der EBRD eingerichteten Sekretariats für Projekte der 
Initiative lenkt und kontroll iert, tagte im Juni und im November in 
London. Anläßlich der zweiten Tagung wurde festgestellt, daß der von 
Italien zur Verfügung gestellte ZEI-Fonds in den Mitgliedsstaaten bisher 
nicht zufriedenstellend genützt wurde. 

Beim Gipfeltreffen in Budapest im Juli wurden Möglichkeiten für eine 
Steigerung der Effizienz der Arbeitsgruppen diskutiert. Die Regierungschefs 
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beschlossen,  i n  H inkunft S itzu ngen von Arbeitsgruppen auch auf  M in i ster
ebene abzuhal ten .  Der Bedarf m u ß  von  den Arbeitsgruppen festgeste l l t  
werden .  Zusä tz l ich so l len  Projektgruppen,  al l enfa l l s  u nter E inbeziehung 
von Wirtschaftsunternehmen,  Banken und  internat ionalen Organisati onen,  
geschaffen werden.  

Die  Zusammenarbeit mi t  regionalen Einrichtungen der grenzüberschreiten
den Zusammenarbeit wie der ARGE Alpen-Adria oder der ARGE Donau
länder b l i eb ein wichtiger Aspekt der Außenbeziehungen der I n it i ative. 

I n  Zukunft w i l l  man die E rfahrungen und  organisatorischen Kapazi täten 
der Wirtschaftskommission der VN für Europa ( E C E) für Projekte i n  
Z E I - Mitgl iedsstaaten n utzbar machen . Z u  diesem Zweck so l l en  Koopera
t ionsmögl i chkeiten zunächst in den Schlüsselberei chen Energie,  Umwelt  
und Verkehr durch gegenseit ige Kontakte der betreffenden ZEI -Arbeits
gruppen m i t  der E C E  praktisch erprobt werden . Die E C E  war als Gast 
be im Regieru ngscheftreffen in B udapest vertreten . 

I m  Hinb l i ck auf  die K rise auf Teilen des Territoriums des ehemaligen 
Jugoslawiens wurde an läß l ich der Herbsttagung der Z E I -Außenmin i ster 
auf Ers u chen von Bosnien -H erzegowina  hin beschl ossen,  eine fact-fi nding
M iss ion zu entsenden . Di ese M i ss ion (Ungarn, Österrei ch,  I ta l ien ,  Polen) 
nach Sarajewo fand am 1 3 ./  1 4 . Dezember statt . Gesprächspartner der 
Z E I -Mi s s ion  waren u.  a .  Präsident A l ija  I zetbegovic und Ministerpräs ident  
Haris S i l ajdzic .  Die  bosnische Regierung nahm die  M i ss ion ais  Zei chen der 
So l idarität befreundeter Staaten der Region mit großer Dankbarkeit  auf. 
Die Delegat ion  befaßte s ich mi t  M ögl i chkeiten für e in  gemeinsames 
Vorgehen auf  human i tärem Geb iet .  

3. Internationale Zusammenarbeit a u f  Länder- u nd Gemeindeebene 

Vor dem H intergrund e iner s ich i ntens iv ierenden und zunehmend inst i tu
t iona l is ierten Zusammenarbeit  der europäischen Staaten verstärkt s ich das 
regionale  Bewu ßtsein von Landestei l en ,  Gl iedstaaten,  Provinzen,  Regio
nen und B undes ländern . D iese Entwicklu ng trägt e inerseits der Erkenntnis 
Rechnu ng, daß s ich vi e l e  Probl em e  unserer Zeit nur  mehr im europäischen 
Staatenverbund  l ösen lassen .  Andererseits  i s t  es nur s innvo l l ,  wenn kle inere 
pol i t i sche E i nh eiten i n  jenen Bere ichen,  d ie  Gegenstand ihrer tägl ichen 
Arbeit bzw. i hrer Zuständigkeit s ind,  m it anderen Gebietskörperschaften 
u nterha lb der Ebene des Gesamts taats d i rekte Erfahru ngen austauschen 
und  enger kooperieren .  E in Zeichen dieser  Entwicklung ist  die steigende 
Bedeutung regionaler Arbeitsgemeinschaften, die n icht  zuletzt durch die 
E inb indung von Gebietskörperschaften in ehemals  kommunist ischen Län
dern in S trukturen europä i scher regiona ler Kooperation e inen wertvo l l en 
Bei trag be i  der Gestal tung des neuen E u ropas l e i sten .  Daneben verstärkt 
s ich auch d i e  Zusammenarbeit  der B u n desl änder,  Provinzen, Tei l staaten 
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etc. im bilateralen Kontext - primär im nachbarlichen Bereich, da 
grenzüberschreitende Probleme und Fragen im direkten Zusammenwirken 
mit den unmittelbaren Nachbarn oftmals einfacher gelöst werden können 
als im Umweg über die Hauptstädte. Diesem Umstand wurde durch die 
B-VG-Novelle BGBI 685/ 1 988 Rechnung getragen, seit der die österreichi
schen Bundesländer in Angelegenheiten ihres selbständigen Wirkungsbe
reichs Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren 
Teilstaaten abschließen können. 

Im Hinblick auf den angestrebten Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union (EU) hat die Frage einer verstärkten Einbindung der Regionen in 
die E U-Entscheidungsprozesse auch für die österreichischen Bundesländer 
an Bedeutung gewonnen. Gerade in föderalistisch strukturierten Ländern 
wie in Österreich wird unter Berufung auf das seit M aastricht als tragender 
Grundsatz der EU anerkannte Subsidiaritätsprinzip vermehrt die M einung 
vertreten, daß das M itgestaltungsrecht substaatlicher Gebietskörperschaf
ten im europäischen Integrationsprozeß noch verstärkt werden müßte. 

Den Forderungen der Regionen nach erhöhten Mitbestimmungsrechten in 
der Europäischen Union wurde durch die Schaffung des Ausschusses der 
Regionen Rechnung getragen. Der Ausschuß setzte sich aus 1 89 unabhän
gigen und weisungsungebundenen Vertretern zusammmen und wird im 
Interesse einer größeren Effizienz und Stärkung der demokratischen 
Kontrolle der Gemeinschaftspolitiken mit beratender Stimme in den 
Entscheidungsprozeß der Union einbezogen. Damit schafft der M aastrich
ter Vertrag neben der Union und den Mitgliedsstaaten eine dritte institutio
nelle Ebene. Österreich wird im Falle einer Mitgliedschaft in der EU in 
diesem Ausschuß mit elf Stimmen vertreten sein. 

Das in der österreichischen Bundesverfassung vorgesehene Länderbeteili
gungsverfahren in Angelegenheiten der europäischen Integration fand 
1 993 in der Teilnahme von Vertretern der Bundesländer an der Vorberei
tung und Durchführung der EU-Beitrittsverhandlungen seinen praktischen 
Ausdruck. Dabei konnten die Bundesländer ihre spezifischen Anliegen in 
die Verhandlungen einbringen und an der Koordinierung jener Positionen 
mitwirken, die für sie von grundlegender Bedeutung sind. Von der 
Landeshauptmännerkonferenz werden mit dem Ziel einer Neugestaltung 
der Ländermitwirkungsrechte bereits Vorschläge diskutiert, die sich aus 
der Anpassung der Länderrechte in der österreichischen Bundesverfassung 
an die Gegebenheiten des Vertrages über die Europäische Union ergeben. 

Der europäische I ntegrationsprozeß stellt in Österreich nicht nur für das 
bundesstaatliche Verfassungsgefüge, sondern auch für das demokratiepoli
tische System in den Bundesländern selbst - so wie auch im Bund - eine 
Herausforderung dar. So kam es in einigen Bundesländern bereits zu 
Diskussionen über eine befürchtete Machtverlagerung in den Angelegen-
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heiten der europäischen I ntegrat ion von der Legis lative zur Exekut ive .  
G egensteuern so l len hier eigene Landesverfassungsgesetze, di e d ie  Landes
haupt l eute verpfl i chten, bei  der Behandlung e ines Vorhabens in der 
I ntegrat ionskonferenz der Länder d ie  in  e iner vorausgehenden di esbezüg l i 
chen E ntsch l i eßung der  Landtage geäußerten Standpunkte zu vertreten .  
A l s  Ausgle ich für d i e  Einschränkung der Gesetzgebungshoheit  de r  Länder 
wird den Landtagen somit  d ie  M ögl ichke i t  e iner E infl ußnahme auf  die 
innerstaat l i che  Wi l lensbi ldung im H inbl ick auf  den von Österre ich i n  den 
zuständigen Organen der europä i schen Integration zu vertretenden Stand
punkt eingeräumt.  

Die Beziehungen der österrei chischen Bundes länder mit der Europäi schen 
Union  beschränken s ich jedoch n i cht auf die M itwirk ung an den österrei 
chi schen Bei tri ttsverhand lungen, sondern kommen auch in den systema
ti sch aufgebauten direkten Kontakten zu Organen der EU zum Ausdruck . 
Die  E inri chtung des Ländervertreters in  der österre ich ischen Mi ss ion  bei  
der  Europäi schen U n ion in B rüsse l  hat s i ch se i t  Begi nn und besonders 
während den Bei trittsverhandl ungen sehr bewährt .  

Ei nrichtungen der mult i latera len grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit 

Arbeitsgemeinschaft Alpenländer ( A RG E  ALP) 

An der 1 972 gegründeten A RG E  ALP betei l igen s ich fo lgende e l f  Tei l 
s taaten aus  dem zentra len Alpenraum : d ie  Länder Salzburg, Tirol und 
Vorarlberg, d ie  Autonomen Provi nzen Bozen -Südti rol und  Tri ent d ie  
Region Lombardei ,  die Kantone G raubünden, St .  Gal l en  und Tess in sow' i e 
der Fre istaat Bayern und das Land Baden-Württemberg. Die Geschäftsste l 
l e  der  ARGE ALP i s t  be im Amt der  Ti ro ler  Landesregi erung e ingeri chtet .  

Laut Statut der ARGE A L P  ist es  ihr Zi e l ,  durch grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit  gemeinsame An l i egen der M i tg l ieds länder, insbesondere 
auf  ku l ture l l em,  sozia lem,  wirtschaft l ichem und öko logischem Gebiet, im 
Rahmen i hrer Befugnisse zu  behandeln ,  das Bewu ßtsei n der gemei nsamen 
Verantwortung für den a lpinen Lebensraum zu vert iefen,  die Kontakte 
zwi schen den Völ kern und Bürgern zu fördern, die Stel l ung der Länder und 
Regi onen zu stärken und gemeinsam mit anderen I nstitut ionen e1l1en 
Bei trag zur  Zusammenarbeit  und  I ntegration i n  Europa zu l ei sten .  

I m  M i tte lpunkt des Arbeitsjahres 1 993 stand d i e  am 1 8 . Juni  i n  Fl i ms 
( Graubünden) abgehaltene Konferenz der Regierungschefs, an der neben 
hochrangigen Regierungsde legationen aus den M i tg l i eds ländern auch 
Vertreter der  A RG E  Alpen-Adria und der Arbei tsgem einschaft der Westal 
pen  (COTRAO) sowie de r  Versammlung der Regionen Europas ( VRE)  und 
der  Arbeitsgemeinschaft E urop äi s cher Grenzregionen ( AG EG) tei lnah
men .  
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Zentrales Thema der Konferenz war die Selbstbestimmung im Alpenraum. 
Ausgehend von der Tatsache, daß das Verfassungsrecht der Staaten 
zunehmend durch Völker- und Gemeinschaftsrecht überlagert wird und 
sich daraus fortlaufend Kompetenzverschiebungen zu ungunsten der 
Gliedstaaten ergeben, appellierten die Regierungschefs an die Bundes- und 
Zentralregierungen, u.  a .  "den Ländern und Regionen jene Kompetenzen 
zu sichern, die für eine eigenständige Lösung der Probleme und Verwirkli
chung der Anliegen der Bevölkerung im Alpenraum erforderlich sind". 

Im Verkehrsbereich bekräftigten die Regierungschefs der ARGE ALP 
angesichts der immer wieder unternommenen Vorstöße zur Errichtung 
einer neuen Autobahnverbindung Mailand - Reschen - Ulm und Venedig 
Pustatal - Zil lertal - München ("Alemagna") neuerlich einstimmig die Ab
sage an derartige Projekte. Gleichzeitig wurden die Aktivitäten der aus der 
ARGE ALP hervorgegangenen "Aktionsgemeinschaft Brennerbahn" zur 
Förderung der Aus- und Neubaumaßnahmen der Brenner-Eisenbahn 
gebilligt. 

Die Regierungschefs betonten den unverzichtbaren Beitrag der alpinen 
Land- und Forstwirtschaft zur Erhaltung der Kulturlandschaft sowie zur 
Sicherung der Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsräume im Alpenraum. 
Sie erachten die Erhaltung der alpinen Land- und Forstwirtschaft als 
zentrale Voraussetzung für die Sicherung des gesamten alpinen Lebensrau
mes. Es müssen daher sowohl auf regionaler und nationaler Ebene als auch 
auf der Ebene der Europäischen Union alle Anstrengungen unternommen 
werden, um die vielfältigen landeskulturellen Leistungen der Bergbauern 
angemessen zu honorieren. Weitere Beschlüsse aus dem Bereich Umwelt
schutz, Raumordnung und Landwirtschaft betrafen Maßnahmen gegen 
Waldschäden und zur Luftreinhaltung, die Abfallwirtschaft, den Boden
schutz sowie den Arten- und Biotopschutz. 

Auf dem Sektor Kultur, Wissenschaft und Sport lag der Schwerpunkt auf 
der Architektur. So gab es ein Architektursymposium über "Planung und 
Gestaltung eines Territoriums" und eine interdisziplinäre Tagung über 
"Denkmalpflege und Tourismus : Bedrohung der Denkmäler, Veränderung 
der Ortsbilder, Erschließung der Landschaft" . Weiters sind ein Symposium 
betreffend den Fund des " Homo tirolensis" sowie Volksmusik- und 
Sportveranstaltungen hervorzuheben. 

Im Bereich Gesundheitswesen wurde ein Leitbild- und Maßnahmenkatalog 
zur Vorsorge und Sicherheit beim Bergwandern und Bergsteigen sowie die 
enge Zusammenarbeit im Bereich der Flugrettung - insbesondere die 
grenzüberschreitende Flugtätigkeit - beschlossen. Weitere Arbeitsschwer
punkte betrafen die Altenpol itik und Familienförderung in den ARGE
ALP-Ländern. Schwerpunkte der wirtschaftlichen Zusammenarbeit bilde
ten Fragen einer gemeinsamen Tourismuspolitik der ARGE ALP-Länder, 
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der B erufsausb ildung von Jugendlichen und der Auswirkungen des 
europäischen Binnenmarktes auf die Bergregionen.  

Als Folge des Konsultativstatus beim Europarat eröffnet s ich für die ARG E 
A L P  die M öglichkeit, an  den Arbeiten der Organe dieser Organ isat ion 
te i lzunehmen.  So wurde d ie  ARGE ALP z .  B.  e ingeladen,  an den Vorb erei 
tungen für d ie  1 994 geplante Europäische Konferenz der  Bergregionen 
m itzuwirken.  

Ferner war die ARG E  ALP in  d ie  Arbeit zur Erstel lung der fach l i chen 
Protoko l l e  zur  Alpenkonvention eingebunden.  Die ARGE ALP bekräftigte 
dabei  i hre Forderung, die Alpenkonvention und die Protoko l l e  als C hance 
zu nutzen ,  um über die Formu l i erung anerkannter Grundsätze h i naus 
konkrete Regelungen zu wichtigen Sachfragen, wie z .  B .  zur Erhaltung und 
Förderung der wi rtschaft l i chen Grundlagen der  Berglandwirtschaft sowie 
zur Abst immung der tourist i schen Nutzung und Ersch l i eßung mit  den 
E rfordernissen der Rau mordnung und des Umwel tschutzes zu  treffen .  
Dabe i  i st es notwendig, besondere Gegebenh eiten in  den e inzelnen 
Alpenländern unter strenger Achtung des Subsidiaritätsprinzips zu berü ck
s i cht igen.  

Die ARG E ALP ist  Gründungsmitgl ied der Versammlung der Regionen 
Europas und hat einen S itz im Vorstand dieser Dachorgani sation europäi 
s cher Regionen .  S ie  i s t  ferner i m  Vorstand der  Arbeitsgemeinschaft 
europäischer Grenzregi onen vertreten . 

Arbeitsgemeinschaft der Länder und Regionen der Ostalpengebiete (ARG E 
Alpen-Adri a )  

Die  1 978  gegründet ARGE Alpen-Adri a  umfaßt folgende M itgl ieds länder : 
Burgenland,  Kärnten, Oberösterreich,  Stei ermark , den Frei staat Bayern, 
d i e  i ta l ien ischen Autonomen Regi onen Friaul -lul i sch Veneti en und Trenti
no -Südtirol sowie die Regionen Venetien und Lombardei ,  Kroat ien und 
S lowenien ,  d ie  u ngari schen K o mitate Györ- M oson-Sopron ,  Vas, Zala,  
Somogy, und Baranya . S alzburg und der schweizerische Kanton Tess in  
s i nd Beobachter. Die  Evidenzste I l e  der  ARG E Alpen-Adria i st be im Amt 
der  Kärntner Landesregierung e ingerichtet. 

Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft ist die gemeinsame,  informative fachl i 
che Behandlung und Koord in ierung von Fragen,  d ie  im In teresse der 
M itgl i eder l i egen.  Schwerpunktbereiche s ind transa lp ine Verkehrsachsen, 
H afenverkehr, Erzeugung und Transport von Energie ,  Land- und Forst
w i rtschaft ,  Fremdenverkehr, Umweltschutz, Raumordnung, Städtebau, 
E rh altung der Kulturlandschaft u nd Erholungsgebiete sowie kulture l le  
B eziehungen.  

Am 25 .  November 1 993  fand i n  B alatonöszöd im Kom itat Somogy die  
Vollversammlung der ARGE Alpen-Adria statt, bei  der  u .  a .  i n  e I ner 
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Resolution betreffend die Situation in Kroatien und Bosnien-Herzegowina 
die Achtung der territorialen Unversehrtheit und politischen Unabhängig
keit dieser beiden Republiken gefordert wurde. Ferner wurde ein " Bericht 
über das Verhältnis zum Anderssein und über die Toleranz" angenommen. 
Im Rahmen einer Jubiläumssitzung zum 1 5-jährigen Bestehen der Arbeits
gemeinschaft am 26. November wurde eine feierliche Erklärung verab
schiedet und eine von der EvidenzsteIle in Klagenfurt zusammengestellte 
fünfsprachige Alpen-Adria-Wanderausste l lung eröffnet. 

Bei einem zweitägigen Symposium zum Thema " Identität und Nachbar
schaft - die Vielfalt der Alpen-Adria" im Apri l in Graz setzten sich die 
Teilnehmer mit den neuen AufgabensteIlungen der nachbarschaftlichen 
Zusammenarbeit auseinander. Im Juni wurde eine eigene Projektgruppe 
"Strukturreform" errichtet, die die Organisation und die Funktion der 
ARGE im Hinblick auf eine Anpassung an die neue europäische Situation 
überprüfen soll . Ein Juristenforum von Experten für Rechtsanpassung und 
-reform erarbeitete im September zusammen mit Vertretern der VRE und 
der AGEG Ideen für eine neue Orientierung der außenpolitischen Bezie
hungen der ARGE. 

Im Rahmen der Tätigkeit der einzelnen Fachkommissionen und Arbeits
gruppen der ARGE Alpen-Adria wurden 1 993 in den Bereichen Umwelt
schutz, Energie und Landwirtschaft u. a. Tagungen und Symposien zu 
folgenden Themen abgehalten : Fernwärme aus Biomasse, Stoffeinträge 
aus der Atmosphäre und Waldbodenbelastung, Energiesparen und Zusam
menarbeit im Bereich Energie, alternative Landwirtschaft, Stoffbelastung 
des Bodens. 

Auf dem Verkehrssektor befaßt sich die Arbeitsgemeinschaft u .  a .  mit der 
Erarbeitung von Radfahrrouten, dem Thema Verkehrssicherheit sowie der 
Auswertung von Verkehrszählungen in der Region.  In den Bereichen 
Jugend und Sport wurden mehrere Veranstaltungen wie z. B.  eine Sportkon
ferenz in Rovinj, das I .  Internationale Friedenslager der Jugend des 
Alpen-Adria-Raumes in Balatonbereny, das Finale des A1pen-Adria-Ju
gendwettbewerbs in Kaposvar und die 6. Alpen-Adria-Jugendschachgala 
in Vi l lach abgehalten .  

Zum Thema Minderheiten im Alpen-Adria-Raum wurde in Bled ein 
Symposium abgehalten. 1 993 sah auch die Gründung einer eIgenen 
Arbeitsgruppe Frauen-Maßnahmen zur Chancengleichheit. 

Arbeitsgemeinschaft Donauländer (ARGE Donauländer) 
Der 1 990 konstituierten ARGE Donauländer gehören an : Bayern, Ober
österreich, Niederösterreich, Wien, Burgenland, die Slowakei, die ungari
schen Komitate Györ-Moson-Sopron,  Komarom-Esztergom, Pest, Fejer, 
Bacs- Kiskun, Tolna und Baranya sowie die Stadt Budapest, Kroatien, die 
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bulgari schen Regionen Lovetsch und Montana, der Bund der Donau krei se 
(Rumänien) und die Republ i k  M ol dau .  Serbiens M itgl iedschaft i st derzeit 
suspendiert .  Das Land Baden-Württemberg, die Tschechische Repub l ik  
und d ie  ukrain ische Region Odessa  s ind  Beobachter .  D ie  Geschäftsste l l e  
der  A RG E-Donauländer i s t  be im Amt  der Niederösterreichischen Landes
regierung e ingeri chtet. 

Zie l  der Arbeitsgemeinschaft i st ,  zur Förderung der Zusammenarbeit 
zwecks a l l seit iger Entwickl ung des Donauraurnes und einer fri ed l ichen 
Zusammenarbeit  in  Europa beizutragen. Insbesondere sol len Fragen der 
Wirtschaft ,  der Raumordnung, des Verkehrs, des Natur- und Umwel tschut
zes, des Fremdenverk ehrs und der kul ture l l en und wi ssenschaft l i chen 
K ontakte behandel t werden .  

Zentra l es Ereign is war 1 993  d ie  4.  Konferenz der Regierungschefs am 
1 4. Oktober in  Preßburg, nach deren Abschlu ß  der oberösterrei chi sche 
Landeshauptmann losef Ratzenböck bis  zur nächsten Konferenz den 
Vorsitz in  der ARG E übernahm.  Von der Konferenz wurde u .  a .  die von der 
Tschechi schen Republ i k  beantragte Änderung ih res Status vom M itgl ied 
zum Beobachter besch lossen .  Grund dafür  ist  e in in der  Tschechischen 
Repub l ik  vorbereitetes Verfassungsgesetz über die Erri chtung höherer 
Stufen der territorialen Se lbstverwaltung. Die aufgrund des Gesetzes 
neugeschaffenen Selbstverwaltungseinheiten im südl ichen Tei l  der Repu
b l i k  so l l en  sodann in der A RG E mitarbeiten . Di e Konferenz brachte ferner 
i h re Betroffen heit über den Fortgang der b lutigen Auseinand ersetzung in 
B osni en- H erzegowina und in Kroati en zu m Ausdruck . In  e iner weiteren 
Reso lut ion wurde Serbien aufgefordert, v o n  der l\1 autein hebung und a l l en 
B lockademaßnahmen auf der Donau Abstand zu nehmen . Ferner  wurde 
beschl ossen, fü r die ARG E  Donaul änder beim Europarat den Status e ines 
Beobachters und in der VRE den Status ei nes beratenden M itgl ieds zu 
beantragen.  Die  K onferenz genehmigte ferner neue Verfahrensrege ln .  

I m  Rahmen des Arbeitskreises Raumordnung und Umweltschutz wurde 
u m fangreiches Datenmateria l  zu Energiefragen und zur Luftre inhal tung 
gesammelt ,  mit  der Erste l lung kartographischer Grundlagen der Raumord
nung durch d ie  S lowakische Republ i k  begonnen und ein Projektvorsch l ag 
für e in " Konzept für die Zusammenarbeit der Regionen,  Städte und H äfen 
des Donauraums ( Donauhansa)" ausgearbeitet. 

Der  Arbeitskreis Wirtschaft und Fremdenverkehr beschäft igte s ich mit der 
E rstel lung eines Katalogs der grö ßeren Betri ebsansi edl ungsfl ächen in  den 
DonauJ ändern .  Ferner begannen d i e  M itgl i eder, s ich gegenseit ig über d ie  
bestehenden I nnovations- und Gründerzentren bzw.  d ie  Technologiezen
tren zu informieren ,  um interess i erten Firmen aus den Donauländern 
mög l i chst rasch Fachkontakte anbieten zu können.  Die bereits vorhande
nen Radwege ent lang der Donau so l l en verbunden und so zu e Inem 
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gemeinsamen Donauradwanderweg zusammengefaßt werden. Ebenso sol
len die erhaltenswerten geschichtlichen Denkmäler entlang der Donau 
aufgelistet werden, um eine I nitiative zur Rettung dieser Denkmäler zu 
setzen. Über die Fremdenverkehrsentwicklung werden vergleichbare Da
ten zusammengefaßt und jährl ich fortgeschrieben, um so einen Überblick 
über die Tourismusentwicklung zu bekommen. 

Der Arbeitskreis Kultur und Wissenschaft legte ein Konzept für eine 
Restaurierwerkstätte in Osijek (Kroatien) vor. Den Mitgliedern b leibt es 
überlassen, dieses Projekt mit finanziellen Mitteln, personellen Ressourcen 
bzw. der Übernahme von Kulturgütern zur Restaurierung zu unterstützen. 
In Zusammenarbeit mit dem Europarat wurde die Einsetzung einer 
Projektgruppe für die Einrichtung einer "Kulturstraße Donau" beschlos
sen. 

Der Arbeitskreis Verkehr und Schiffahrt befaßte sich mit dem Projekt für 
eine Studie über die Verkehrsplanung in der ARGE Donauländer. In 
Zukunft wird sich dieser Arbeitskreis auch der Bewältigung des landgebun
denen Verkehrs zuwenden und sich dabei auch mit regionalen Bahnverbin
dungen beschäftigen. 

Der Arbeitskreis "Weltfachausstellung Budapest 1 996" erstel lte ein Ar
beitsprogramm, in dem besonderes Augenmerk auf die Koordinierung der 
Veranstaltungen der Mitgl ieder - auch im touristischen Bereich - gelegt 
wird . 

Andere Einrichtungen multilateraler grenzüberschreitender regionaler 
Zusammenarbeit 

Die 1 972 eingerichtete und 1 979 als Plattform der Regierungs- und 
Ressortchefs der Bodenseeanrainerländer entscheidend umgestaltete Inter
nationale Bodenseekonferenz umfaßt Vorarlberg, Baden-Württemberg, Bay
ern sowie die Kantone St. Gallen, Thurgau und Schaffhausen. Die 
Internationale Bodenseekonferenz befaßt sich v. a .  mit Wirtschafts- ,  Um
welt- und Verkehrs fragen im Bodenseeraum. 

Anläßlich der 14.  Konferenz der Regierungschefs am 3 .  Dezember in 
Konstanz wurde die Aufnahme zweier neuer Mitglieder, nämlich von 
Appenzell -Außerrhoden und Appenzell - Innerrhoden beschlossen. Hervor
zuheben ist ferner der Beschluß zur Einrichtung einer grenzüberschreiten
den I nformations- und Beratungsstelle für den Bodenseeraum (REGIO
Büro) in Konstanz, deren Aufgabe es ist, durch Informationsvermittlung 
und Beratung zu einer Verbesserung und Intensivierung der grenzübergrei
fenden Zusammenarbeit im Bodenseeraum beizutragen. 

Besonderes Augenmerk schenkte die I nternationale Bodenseekonferenz 
Verkehrsfragen (z. B .  Strategiestudie öffentli cher Verkehr in der Bodensee
region, Euregio-Fahrplan, Tarif- und Verkehrsverbund). Bei der Anschaf-
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fung e iner dritten Fähre zwischen Friedri chshafen und Romanshorn haben 
s i ch d ie  M itgl ieder der Konferenz fin anzi e l l  betei l igt .  M it der E i nrichtung 
einer I nternationalen Bodenseenachrichtenagentur sowie der H erausgabe 
eines H ochschulführers für den B odenseeraum wurden weitere wichtige 
Schri tte zur Stärkung der Identität im Bodenseeraum gesetzt . 

D ie  Versammlung der Regionen Europas (VRE) wurde 1 985  gegrün det und 
umfaßt heute 258  Regio n en aus Ost - ,  Zentra l - und Westeuropa .  Mit  der 
1 993  erfo lgten Aufnahme von Niederösterreich und Wien gehören nun al l e  
österre ichischen Bundes länder de r  VRE an .  

Zie l  der VRE ist  es,  zum e inen den gemeinsamen Dia log und das 
gemeinsame Handeln der Regionen i n  Europa zu organis i eren und 
weiterzuentwickeln ,  zum anderen d ie  Vertretung der Regionen bei den 
europäischen I nstitutionen  zu verstärken und deren Betei l igung am 
Aufbau Europas sowie am EU- Entscheidungsprozeß zu erl e ichtern.  

I n  Verfo lg  dieser Zie le hat s ich die VRE insbesondere mit  der Ausarbei tung 
e iner Geschäftsordnung fü r den durch den Vertrag von M aastricht 
geschaffenen Ausschuß der Regionen sowie mit der Neuorienti erung  der 
E U - Regio nal  po l i tik beschä ftigt .  

Ziel  der 1 97 1  gegründeten Arbeitsgemeinschaft Europä ischer Grenzregiooen 
(AG EG) ist der Erfahrungsaustausch unter den Grenzregionen und die 
Erarbeitung von Lösungen für ihre spezi fi schen Probleme.  

D ie grenzü berschreitenden Aktivitäten der  Bu ndesländer 

Burgenland 

B urgen land i st Mitgl ied der A RG E  Alpen-Adria, der ARG E Donau l änder, 
der VRE und der Europäischen Konferenz der Weinbau regionen .  Die  
Kontakte zu  den benachbarten ungarischen Komitaten Györ- M oson-So
pron und Vas, zu den Republ iken S lowenien und Kroatien sowi e zur  
Tschechischen und S lowakischen Repub l ik  b i ldeten d ie  Schwerpunkte i n  
den  b i l atera len grenzüberschreitenden Aktivitäten .  

M it der  Unterzeichnung e iner Gemeinsamen Erklärung zwischen dem Land 
B u rgenland, den westungari schen Komitaten Vas und Györ- M oson-So
pron sowie den Städten mit  Komitatsstatus Szombathely ,  Györ und Sopron 
am 1 9 . Februar i n  Bad Tatzmannsdorf wurde die Zusammenarbei t  auf e ine 
n eue  B as i s  geste l l t .  Zu diesem Zweck wurden zehn Arbeitsgruppen 
e ingerichtet, um insbesondere Fragen in den Bereichen Raumordn ung, 
Verkehr, Energie, Umwelt ,  Ku l tur, Wissenschaft, S ozia les ,  Gesundheit , 
ö ffentl iche  S icherheit, Jugend,  Katastrophenschutz, M inderheitenpol it ik 
u n d  EX PO '96 auf gemeinsamer Bas i s  zu erörtern und eine intensive 
Zusammenarbeit zu gewährl e is ten .  
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Diese Zusammenarbeit findet in einem Regionalrat, bestehend aus den 
Mitgliedern der burgenländischen Landesregierung, den Komitatspräsi
denten und den drei Bürgermeistern der Komitatsstädte unter dem Vorsitz 
von Landeshauptmann Karl Stix statt. Auf Basis halbjährlicher Treffen auf 
Regierungsebene werden die Ergebnisse der Arbeitsgruppen erörtert und 
die neuen politischen Zielrichtungen gemeinsam festgelegt. 

Die Arbeiten zur Errichtung eines grenzüberschreitenden Nationalparks 
"Neusiedler See" wurden fortgeführt. Ungarn erklärte bereits 1 99 1  den 
ungarischen Teil zum Nationalpark und nahm die Arbeiten in der 
ungarischen Nationalparkkommission auf. Auf österreichischer Seite wur
de 1 992 ein eigenes Burgenländisches Nationalparkgesetz beschlossen. Die 
konstituierende Sitzung des Vorstands des Nationalparks " Neusiedler See" 
fand am 26. Februar 1 993 statt . Mit einer Novelle zum Nationalparkgesetz 
vom 7 .  Oktober wurde das Gebiet der Langen Lacke in den Nationalpark 
einbezogen. 

Von ungarischer Seite wurde auch der Wunsch nach Errichtung eines 
gemeinsamen Nationalparks Geschriebenstein/Irrottkö bzw. Raabauen
Örseg vorgebracht. 

Auf wirtschaftl ichem Gebiet war man um eine Vertiefung der Beziehun
gen, insbesondere im Bereich des Bankwesens bemüht. Die Eröffnung 
zahlreicher Repräsentanzen österreichischer Banken im grenznahen Be
reich sollte einerseits österreichische Unternehmen bei grenzüberschrei
tenden Kooperationen und Joint-venture-Gründungen unterstützen und 
andererseits der westungarischen Wirtschaft moderne Finanzdienstlei
stungen anbieten. 

Im Hinblick auf die wirtschaftliche Öffnung der Grenze zu Ungarn und der 
Slowakei beauftragten das Land Burgenland und der Bund eine private 
Gesel lschaft mit der Erstel lung einer Machbarkeitstudie für grenzüber
schreitende Industrie- und Gewerbeparks, die Ende 1 992 präsentiert wurde 
und im Laufe des Jahres 1 993 das Vorlagestadium erreichte. 

Aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem Land Burgenland und dem 
Landeskrankenhaus Güssing erhielten zwei albanische Ärzte vom Kran
kenhaus der Stadt Fier für drei Monate eine fachspezifische ärztliche 
Ausbildung und eine damit verbundene Einschulung auf modernsten 
Geräten. 

Kärnten 

Im Interesse der Beteiligung der ARGE Alpe-Adria an der europäischen 
Zusammenarbeit ist Kärnten an einer entsprechenden Strukturreform der 
Arbeitsgemeinschaft interessiert. Abgesehen von der Mitarbeit bei der 
Realisierung gemeinsamer Alpen-Adria-Projekte werden im Sinne des 
Subsidiaritätsprinzips privaten Veranstaltern finanzielle Unterstützungen 
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und organisatorische Hilfestellung für die Durchführung von grenzüber
schreitenden Veranstaltungen gewährt. Zu den Kärntner Initiativen zählten 
1 993 beispielsweise die Alpen-Adria-Jugendschachspiele und die erstmali
ge Realisierung eines bäuerl ichen Jugendaustausches zwischen Kärnten 
und der italienischen Region Venetien. Aus Anlaß des 1 5-jährigen Beste
hens der ARGE Alpen-Adria wurde von der beim Amt der Kärntner 
Landesregierung eingerichteten zentralen EvidenzsteIle eine fünfsprachige 
Alpen-Adria-Ausstellung erstellt und am 26. November im Rahmen der 
Jubiläumssitzung der Regierungschefs im ungarischen Komitat Somogy 
der Öffentlichkeit präsentiert. Diese Dokumentation veranschaulicht die 
Arbeit der letzten 1 5  Jahre an konkreten Beispielen. 

Kärnten arbeitet weiters in anderen zwischenstaatlichen Gremien, wie z. B. 
der Zentraleuropäischen Initiative, der Alpenkonvention oder der österrei
chisch-slowenischen Draukommission mit. 

Die institutional isierten Kontakte zwischen Kärnten und Slowenien wurden 
im Rahmen der Arbeitsgruppe Umweltschutz sowie der Fachgruppen 
"Trinkwasser-Karawanken" und "Grenzüberschreitende Raumordnung" 
fortgesetzt. Ein erster Entwurf für einen Umweltvertrag zwischen Kärnten 
und Slowenien konnte erstellt werden. Die Bemühungen um den Abschluß 
eines slowenisch-kärntnerischen Abkommens über Benachrichtigung und 
Hilfestellung bei Elementarereign issen und Unglücksfällen, dessen Ent
wurf bereits 1 992 paraphiert wurde, wurden fortgeführt .  

Auf politischer Ebene gab es mit  Vertretern Sloweniens zahlreiche 
Kontakte . So traf Landeshauptmann Christof Zernatto im März in Bled mit 
Außenminister Lojze Peterle und im August in Laibach mit slowenischen 
Regierungsvertretern zusammen. 

Mit Friaul-Julisch Venetien wurde am 23 . April in Triest ein Schlußdoku
ment zur Verstärkung der gegenseitigen Zusammenarbeit unterzeichnet. 
Das Schlußdokument sieht die Zusammenarbeit in Bereichen der Wirt
schaft, des Fremdenverkehrs, des Verkehrs, der Kultur und Bildung sowie 
der Umwelt vor. Hinsichtlich der gemeinsamen Initiativen zur Erschlie
ßung des Fremdenverkehrsgebietes Naßfeld wurde eine bilaterale Arbeits
gruppe eingerichtet . 

Im August stattete der neugewählte Regierungschef von Friaul-Julisch 
Venetien in Klagenfurt Landeshauptmann Zernatto einen offiziellen 
Besuch ab. Eine Parlamentarierdelegation unter der Leitung des Präsiden
ten der Regionalversammlung von Friaul-Julisch Venetien führte im 
Dezember in Klagenfurt Arbeitsgespräche.  

Im September fand in Klagenfurt ein erstes Treffen zwischen Landeshaupt
mann Zernatto und dem Präsidenten der Provinz Belluno statt. 
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Niederösterreich 

Niederösterreich wurde 1 993 als Vol lmitglied in die VRE aufgenommen. 

Die Zusammenarbeit mit der Tschechischen Republik wurde fortgesetzt und 
ein neues Arbeitsprogramm für die Jahre 1 994 und 1 995  erstellt, demzufol
ge die Schwerpunkte der Kooperation auf den Gebieten Wasserwirtschaft, 
Landwirtschaft, Umweltschutz, Naturschutz, Katastrophenschutz, Ge
sundheitswesen, Jugendaustausch, Schulwesen und Sport liegen sollen. 
Besonderes Augenmerk soll auch auf die Kontakte zwischen der nieder
österreichischen Handelskammer und der tschechischen Handels- und 
Industriekammer in Brünn gelegt werden, um verstärkt Firmenkontakte 
und Kooperationsmöglichkeiten herbeizuführen. Weiters sollen Gemein
departnerschaften gefördert und die Zusammenarbeit auf kulturellem 
Gebiet intensiviert werden. 

Im Rahmen der 4. Konferenz der Regierungschefs der ARGE Donaulän
der am 1 4. Oktober 1 993 in Preßburg zogen Landeshauptmann Erwin Pröll 
und der slowakische Ministerpräsident Vladimir MeCiar eine erste Bi lanz 
über die 1 992 vereinbarte Kooperation zwischen Niederösterreich und der 
Slowakischen Republik. Dabei konnte z. B. bereits eine Verbesserung bei 
den Verkehrsverbindungen festgestellt werden. Über die Planungsgemein
schaft Ost sollen weitere Überlegungen in diesem Bereich angestellt 
werden. 

Vom niederösterreichischen Landesschulrat wurden sl owakische Lehrer zu 
Deutschseminaren nach Niederösterreich eingeladen. 

Delegationen des niederösterreichischen Landtags besuchten die Landtage 
von Nordrhein-Westfalen und von Sachsen. Landeshauptmann Erwin Pröll 
empfing die Ministerpräsidenten von Brandenburg und von Baden-Würt
temberg zu Arbeitsgesprächen. 

Die bereits seit Jahren bestehenden guten Beziehungen zum ungarischen 
Komitat Zala wurden v. a. auf fachlicher Ebene fortgesetzt. Die Schwer
punkte dieser Beziehungen liegen auf kulturellem, schulischem, wirtschaft
l ichem Gebiet und im Fremdenverkehrsbereich. Im September weilte eine 
Delegation aus dem ungarischen Komitat Veszprem zu Besuch in Nieder
österreich, die sich besonders über die praktische Erfahrung mit der neuen 
niederösterreichischen Landtagswahlordnung informierte. 

Niederösterreich ist in die österreichisch-ungarische Raumordnungskommis
sion unmittelbar eingebunden. Die Schwerpunkte der Tätigkeit l agen 1 993 
in den Arbeitsgruppen Donauraum, Verkehr und grenzüberschreitende 
Kooperation. 

Die niederösterreichische Handelskammer beteiligt sich gemeinsam mit 
den Handelskammern Wien und Burgenland und dem B MwA an einem 
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vom I nstitut für Gewerbe- und H andwerksforschung durchzufü hrenden 
"Regionalprojekt Österreich-Ungarn-Slowakei" .  Ziel  dieses Projekts i st i m  
wesentl i chen,  d i e  Chancen und  Ris iken m itte lständischer Unternehmen i m  
Raum Wiener Becken-Györ-Sopron- Preßburg z u  analys ieren u n d  daraus 
praxisnahe I n formationen und M ögl ichkeiten einer H i l feste l lung für d ie  
Unternehmen d ieses Raums  abzu leiten . 

Auch die B eziehungen zur polnischen Wojwodschaft Skierniewice wurden 
auf fachl i chem Gebiet fortgesetzt . Derzeit wird über d ie  Ausarbeitung eines 
neuen Arbeitsprogramms für 1 994 und 1 995  diskuti ert .  Besonderes  I nteres
se  zeigt d ie  Wojwodschaft an der landwirtschaft l ichen Alternativproduk
t ion und dem landwirtschaftl i chen Schulbereich. Weiters so l len Kontakte 
auf dem Fremdenverkehrs - und Wirtschaftssektor eröffnet werden .  

Im Oktober besuchte e ine  niederösterreichische De legation unter  der  
Leitung von Landeshauptmannstel lvertreteri n Liese Prokop die  VR China. 
Dieser Besuch l äßt hoffen ,  daß es auf wirtschaft l i chem Gebiet, in der 
Zusammenarbeit von Gemeinden,  aber auch auf kul turel l em Gebiet 
zukünftig zu vermehrten K ontakten kommen wird.  E ine chines isch e  
Kul turausstel l u ng a u f  d e r  Scha l l aburg wurde i n  Aussicht genom men.  

Im Kulturbereich führte N iederösterreich e ine Reihe  von Ausste l lungen mit  
europäischer und außereuropäischer Betei l igung durch.  Die  Wissenschaft
liche Landesakademie für N iederösterreich in Krems arbeitet mit  bedeuten
den internat ionalen Forschu ngsste l l en und Universitäten zusammen.  Die  
grenzüberschreitenden Kontakte l assen s ich i n  zwe i  Bere iche g l i edern : 
Europäische I ntegration und Drehscheibe Ost-West .  

Das Zentrum für Europä is ch e  I ntegrat ion der Landesakademie füh rt im 
Studienjahr 1 993/94 zum zweiten Mal den Postgraduate Europahoch
schu l lehrgang E U RAS mit den Schwerpunkten Europarecht, Europäische 
Wirtschaft und Europa- Pol i t ik  durch . Weitere Projekte s ind di e Europa
Ausb i ldung für Bedienstete des Landes Niederösterre ich ( Eurabel - Nieder
österreich) ,  Europa-Seminare und Spezia lkurse in EU-Datenbanken.  Ko
operationspartner des Zentrums s ind neben versch iedenen österreichi
schen Universitäten d ie  Un iversitäten B ase l ,  Rotterdam, Trier u nd S aar
brücken, d ie  Georgia State University sowie E FTA, VN/ EC E und die  
Europä ische  Kommiss ion .  

I h rer Rol l e  a ls  Drehscheibe zwischen Os t  und West w i rd d ie  Landesakade
mie durch m ehrere B i ldungs- und Forschungsproj ekte bzw. eigene B i l 
dungs- und Forschungseinrichtungen w ie  das M anagementprogramm 
" M BA Krems Executive Pro gram Central Europe" oder  das " Internati ona
l e  Zentrum für kulture l l e  Zusammenarbeit  i m  mitte leuropäischen Raum" 
und  das  "Österre ichische Ost- und Südosteuropa I n stitut" gerecht .  
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Oberösterreich 

Oberösterreich wurde von der Hauptversammlung der VRE im Dezember 
mit der Vertretung der Regionen Europas in der Zusammenarbeit mit der 
KSZE beauftragt. In seiner Eigenschaft als neuer Präsident der ARGE 
Donauländer appellierte Landeshauptmann Josef Ratzenböck in einem 
Schreiben an den serbischen Präsidenten Slobodan Milosevic und Regie
rungschef Nikola Sainovic, mit den Nachbarvölkern Frieden zu schließen, 
und forderte die Einhaltung der Menschenrechte und die Aufhebung der 
Blockade auf der Donau . 

I m  Oktober traf Landeshauptmann Ratzenböck mit dem Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft Jacques Delors zu einem 
Gespräch in Wien zusammen. Im Mai besuchte der Ausschuß für EG- und 
Integrationsfragen des oberösterreichischen Landtags das Europäische 
Parlament in Straßburg. 

Am 20. September haben sich auf Schloß Krumau Grenzregionen in 
Oberösterreich, Bayern und Südwestböhmen zur Kooperation im Rahmen 
der "Euregio Bayrischer Wald/Böhmerwald" zusammengeschlossen. Die 
Zusammenarbeit soll von der Wirtschaft über den Tourismus bis hin zum 
Umweltschutz und zur Kultur reichen. Ein wesentlicher Schwerpunkt der 
Arbeit soll in der sanften Nutzung der Landschaft für Naherholung und 
Tourismus liegen. Aus diesem Grund sollen auch mehrere ehemalige 
Grenzübergänge für Wanderer und Radfahrer wiedereröffnet werden. 

In den Kontakten mit Bayern fanden im Mai in Linz Gespräche mit 
Vertretern der Regierung von Niederbayern über gemeinsame Alarmpläne 
zur Bekämpfung katastrophenähnlicher Schadensereignisse mit möglichen 
grenzüberschreitenden Auswirkungen statt. Dabei wurden insbesondere 
Sicherheitsrnaßnahmen für die Wasserstraße Rhein-Main-Donau sowie die 
Intensivierung der Zusammenarbeit in Katastrophenfällen beraten. Über 
Einladung der Regierung von Niederbayern haben im Juli Vertreter des 
Landes Oberösterreich am Planspiel der Katastrophenschutzübung " I sar 
93 " teilgenommen. 

Durch die am 28. Dezember 1 992 unterzeichnete Vereinbarung über ein 
Rahmenprogramm für eine I ntensivierung der Beziehungen mit dem 
südböhmischen Raum konnten die Kontakte zwischen Oberösterreich und 
Südböhmen auf allen Ebenen weiter vertieft und intensiviert werden.  

I n  Anbetracht der großen Sorge der Bevölkerung vor der Errichtung des 
Kernkraftwerks Temelin hat die oberösterreichische Landesregierung am 
1 .  Februar in einer Resolution an die Regierung der Tschechischen 
Republik appelliert, den gefaßten Beschluß, Temelin in Betrieb zu nehmen, 
zu überdenken, und sie aufgefordert, der Republik Österreich umfassende 
M itsprache- und Mitentscheidungsrechte im Fal le der Errichtung und 
I nbetriebnahme des KKW Temelin einzuräumen. Weiters verlangte Ober-
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österreich a ls  d irekt betroffener Nachbar, i n  den erforderl i chen Bewi l l i 
gungs- und Genehmigungsverfahren ParteisteI lung e ingeräumt zu bekom
men,  und regte d ie  Einsetzung einer b i l ateralen Kommiss ion an,  d ie  s ich 
mi t  den Folgen e iner I nbetri ebnahme sowie a ll fä l l iger mögl icher Alternat i 
ven befassen so l l .  Oberö sterreich bot se ine Erfahrungen auf den Gebieten 
der E nergietechn ik ,  der Erhöhung der Energieeffizi enz sowie der Energie
e insparungspotent ia le  und der Luftreinhaltung, im besonderen der Abgas
rei nigung, sowie ökonomische  Zusammenarbeit an .  Bei e inem Arbeitsge
spräch mit dem tschechischen Umweltmin i ster Frant isek Benda im Okto
ber i n  Linz brachte Landeshauptmann Ratzenböck nochmals  die Besorgnis  
der Oberösterreicher über das i n  Bau befi nd liche Kernkraftwerk Temel i n  
zum Ausdruck. Der  tschechische Umweltminister versi cherte, daß se ine 
Regieru ng bestrebt se i ,  das Kernkraftwerk mit  dem bestmögl ichen S icher
he itsstandard auszustatten . 

Schwerpunkt e iner koordinierten Verkehrspol i t ik so l l  der unverzügl iche 
Ausbau der Summerauer- B ahn  von Linz über Budwei s nach Prag sein .  
Zusammen m i t  den  Häfen Linz und  Enns,  d i e  durch den Rhein -Main- Do
nau- Kanal wesentl ich an B edeutung gewonnen haben,  so l l  e ine umwelt
freundl iche  Kombination Schi ene/Schiff für den Transit  ermögl i cht wer
den .  Posit ive I m pu lse sowohl  für den kle inen Grenzverkehr a ls  auch für 
den Touri smus bringt der neue Grenzübergang Schöneben - Zadni 
Zvonkova, der im Apri l  eröffnet wurde.  Der Grenzübergang Guglwald
Predni Vyton so l l  1 994 für den PKW-Verkehr geöffnet werden.  

I m H erbst 1 993 wurde in  Bad Leonfeld das Projekt e iner " interku lture l len 
H ote lfachschule" ,  an der Schü ler  aus Oberösterre ich und Südböhmen 
tei lnehmen,  gestartet .  

Bei der im November stattgefundenen S i tzung der Gemischten Kommis
s ion für die Zusammenarbeit  zwischen dem Land Oberösterre ich und dem 
südböhmischen Raum wurde eine Intensivierung der Kooperation in  den 
Bereichen Raumordnung und Verkehr, Umwelt und Naturschutz, Wirt
schaft,  Tourismus sowie Kultur, B i ldung und Jugend vereinbart .  

Landeshauptmann Ratzenböck besuchte die in  Königsfe ld  und Deutsch
M ohra in der Ukraine l ebenden " Landlergemeinden" ,  m it der die beste
henden Kontakte weiter vert i eft wurden.  I m  Gebiet Lemberg wurden erste 
Kooperationsprojekte, insbesondere im Bereich der Landwirtschaft ,  be
gonnen.  

Fragen der demokrati schen Entwi cklung und wirtschaft l ichen Zusammen
arbeit  standen bei e inem Gespräch zwischen dem Vors itzenden der Region 
Prahova (Rumänien) und dem oberösterreichischen Landeshauptmann in 
Linz i m  Vordergrund .  I n  den " Landlergemeinden" im Bezirk H ermann
stadt erte i len oberöstere ich ische Lehrer im Rahmen  e ines Schulprojekts 
Unterricht .  E in  Projekt zur  mediz in ischen Versorgung wurde fortgeführt .  
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Im  Zuge einer Ferialaktion für Kinder aus "Landlerdörfern" in Siebenbür
gen verbrachten 1 09 Kinder ihre Ferien in Oberösterreich. 

Das Land Oberösterreich hat sich 1 993 an internationalen humanitären 
Hilfsmaßnahmen insbesondere im ehemaligen Jugoslawien sowie in 
Bulgarien, Rumänien, Rußland, der Ukraine und Belarus beteiligt. 
Ca. 1 0.000 Kriegsflüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina, v. a .  Kinder, Frau
en, alte und kranke Menschen haben in Oberösterreich Schutz vor den 
kriegerischen Ereignissen in ihrer Heimat gefunden . Für humanitäre 
Hilfsmaßnahmen stellte das Land Oberösterreich insgesamt Mittel in H öhe 
von rund 1 30 Millionen Schilling zur Verfügung. 

Primäre Zielsetzung der Entwicklungshilfe Oberösterreichs ist die "Hilfe 
zur Selbsthilfe" .  Konkrete Projekte wurden in Peru, Brasilien, Südafrika, 
Zaire und Paraguay unterstützt. 

Salzburg 

Als Mitglied von vier Kommissionen der VRE wirkt Salzburg u .  a .  an den 
Arbeiten über die Stärkung der föderalen Struktur Europas und über die 
Entstehung einer europäischen Verfassung mit. Gemeinsam mit der Region 
Stockholm brachte Salzburg anläßlich der Generalversammlung der VRE 
den Antrag ein, Regionen aus EU-beitrittswerbenden Staaten den Beob
achterstatus im Ausschuß der Regionen einzuräumen ; der Antrag wurde 
mit großer Mehrheit angenommen. 

Bei der Regierungschefkonferenz der ARGE-ALP gab Salzburg die Füh
rung der Kommission Verkehr ab und übernahm den Vorsitz in der 
Kommission Wirtschaft. Salzburg setzte in dieser Kommission neue 
Arbeitsschwerpunkte durch eine verstärkte Befassung mit der Frage der 
Nahversorgung und der Nutzung von EG-FÖrderprogrammen. Salzburg 
übernahm auch die Führung der Arbeitsgruppen Energie und Tourismus.  
Im Bereich der kulturel len Kooperation fanden eine ARGE ALP-Denk
malschutztagung sowie eine mehrtägige Veranstaltung zum Thema " Bil
dungsperspektiven in Europa" statt. 

Auch 1 993 fand eine bayerisch-salzburgische Gesprächsrunde statt, wobei 
die Möglichkeiten der Zusammenarbeit bei I NTEREG l I -Projekten einen 
besonderen Schwerpunkt bildeten.  

Die Partnerschaft mit Litauen wurde durch den Austausch von Experten in 
den Bereichen Kultur und Bildung, Architektur, M edizin und Landwirt
schaft sowie Computerwissenschaften weitergeführt. 

Die seit 1 982 bestehende Partnerschaft mit der Autonomen Provinz Trient 
soll aufgrund des am 1 .  Oktober 1 993 unterzeichneten Arbeitsübereinkom
mens in den nächsten Jahren verstärkt fortgeführt werden . Aktivitäten in 
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den Bereichen Fremdenverkehr, B i ldung, Forschung und Kultur s ind 
vorgesehen .  

Steiermark 

I m  Rahmen der ARGE Alpen-Adria wurde im Apri l  ein zweitägiges 
Sympos ium zum Thema " Identität und N achbarschaft - die Vie l fa l t  der 
Al pen-Adria "  in Graz abgeha lten, bei dem über neue Wege der grenzüber
schreitenden Kooperation di skutiert wurde. An Veranstaltungen der 
A RG E  Alpen-Adria fanden in  der Steiermark ferner e in  internat iona les  
Symposi u m  "Fernwärme aus B iomasse" ,  e in Juristenforum von Experten 
für Rechtsanpassung und -reform über neue außenpol it ische Aktivitäten 
der ARG E  sowie e in Expertengespräch zum Thema " Richterinnen in der 
ARG E Alpen -Adria "  s tatt, bei dem die Gerichtskooperat ion mit  S lowenien 
und Kroat ien wieder aktiviert werden konnte.  

Beim Jugendtreffen " M etropia" im Februar in H artberg wurde über die 
Themen Umwelt und Europapol i t ik diskuti ert .  I m  M ärz wurde in  Houston, 
Texas,  die v ierte  Etappe der großen Zeughaus-Ausstel lung als grö ßte 
österrei ch ische Kulturpräsentation eröffnet, die jemals  in den USA stattge
funden hat und die rund e ine M i l l ion  Besucher zählte .  1 993 wurden auch 
di e Weichen für e ine wei tere Zeughaus -Ausste l l ung i n  Japan geste l l t .  

Die  Steiermark setzt zah l re iche I n it iativen zugunsten der  Flücht l inge im 
ehemal igen Jugoslawien .  So  wurde z .  B .  H i l fe an bosnische Kinder gewährt 
und i n  Zusammenarbeit mit  einer steiri schen Tageszeitung der Grundstei n 
für ei n Kinderhei m in Zagreb gelegt .  Die Landesreg ierung übernahm auch 
di e Garantie für M ietverträge mit bosni schen Flüchtl i ngen und ste l l te zehn 
Sp ital sbetten für Bosnien-Opfer berei t .  I m  Rahmen des Europäischen 
Kulturmonats in Graz wurde eine H i l fsakt ion für die Universität S ara i ewo 
und für bosnische  Studenten gestartet .  

Die l angjährigen Kontakte zum südungarischen Komitat Baranya wurden 
fortgesetzt. 

Das Ku lturfestival "Ste iri scher Herbst "  s etzte s ich u. a. mit der S ituation  in  
den " N euen Demokrati en"  Zentral - und Osteuropas ause inander. 

Für Projekte im Bere ich der Entwicklungszusammenarbeit ste l l te d ie  
Steiermärkische  Landesregierung 1 993  rund 1 ,7 M i l l i onen Schi l l i ng zur 
Verfügung.  N eben der  konkreten Projektförderung wurde auch ein Aus
tauschprogramm für senegales ische  Lehrer unterstützt. 

Tirol 

I m  Rahmen der ARGE ALP, deren Geschäftsste l l e  im Amt der Tiro ler  
Landesregierung eingeri chtet ist, organi s ierte Tiro l mehrere E xpertentref
fen und andere Veransta l tungen. 
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Im Jänner wurde der Tiroler Landeshauptmann für zwei Jahre zum 
Vorsitzenden der Präsidentenkonferenz der Aktionsgemeinschaft Brenner
bahn, die Länder und Provinzen sowie die Handelskammern an der 
Brennerstrecke zwischen München und Verona umfaßt, gewählt. Ziele 
dieser Aktionsgemeinschaft sind der rasche Ausbau der bestehenden 
Eisenbahnstrecke sowie die Verbesserung der Organisation und Angebots
gestaltung der Bahnen. 

Als Mitglied der VRE wirkte Tirol an den Arbeiten der Kommission für 
institutionelle und Grundsatzfragen zur Förderung des Regionalismus, der 
Kommission für Angelegenheiten der Europäischen Union und der 
Kommission für Regionalpolitik, Raumordnung, Infrastruktur, Umwelt 
und Tourismus mit. Ein Vertreter der Tiroler Landesregierung wurde für 
die ARGE ALP in den Vorstand der AGEG gewählt. 

Seit Jahren sind Tiroler Regierungsvertreter in Gremien des Europarats 
eingebunden, so in die Ständige Konferenz der Gemeinden und Regionen 
Europas, in den Lenkungsausschuß für Gemeinde- und Regionalangele
genheiten, in die Sachverständigengruppe für grenzüberschreitende Zu
sammenarbeit und in die Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Europäi
schen Konferenz der Bergregionen. 

Der sogenannte "Vierer-Landtag", der die Landtage von Bozen-Südtirol ,  
Trient, Tirol und Vorarlberg umfaßt, forderte bei seiner 2.  Gemeinsamen 
Sitzung im Juni die Landesregierungen auf, unter Bedachtnahme auf die 
gegebene verfassungsrechtliche und völkerrechtliche Situation eine Mo
dellvereinbarung zur Schaffung einer "Europäischen Region" auszuarbei
ten, Grundsätze für eine künftige Koordinierung und Harmonisierung der 
Gesetzgebung der Länder zu erstellen und ein Modell statut über die 
Installierung eines gemeinsamen koordinierenden Organs mit dem Ziel 
einer größeren und wirksameren Integration auf allen Ebenen auszuarbei
ten. Weitere Beschlüsse betrafen die Zusammenarbeit in den Bereichen 
Wissenschaft, Forschung, Schule, Kultur, Sport und Information, Verkehr 
und Wirtschaft, die Bereiche Landwirtschaft, Raumordnung und Grund
verkehr sowie eine Geschäftsordnung für den "Vierer-Landtag". 

Am 29. Juli  fand in Sterzing die konstituierende Sitzung des "Runden 
Tisches Europaregion Tirol" statt, der konkrete Vorschläge für die Aufga
ben und die Funktionsweise der Europaregion Tirol erarbeiten sol l .  

Im Verhältnis zur Provinz Bozen-Südtirol kam es auf Regierungsebene 
zwischen den Landeshauptmännern und anderen Regierungsmitgliedern 
zu zahlreichen Kontakten. Auf administrativer Ebene fanden zwei Kon
taktgespräche mit Südtirol zur Ausarbeitung konkreter gemeinsamer 
Projekte im Rahmen des I NTERREG I I-Programms statt. 

Die bilateralen Kontakte zur Provinz Trient wurden mit einem offiziellen 
Besuch des Tiroler Landeshauptmanns bei seinem Amtskollegen in  Trient 
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fortgesetzt. Gesprächsschwerpunkte waren die Zusammenarbeit  i n  den 
Bereichen Bergl andwirtschaft, Trans itpo lit ik,  Wissenschaft, Kultur und 
Jugendaustau s ch .  In  e iner " Gemeinsamen Erk lärung" wurde die E inrich
tung e iner " Ständigen Kontaktgruppe" auf Beamtenebene verei nbart. 

D ie  nach dem Accordino e ingerichtete Österreichisch- I ta lienisch e  Ge
mischte Kommiss ion traf 1 993 neue Vereinbarungen über die Abwicklung 
des Warenverkehrs zwis chen den betei l igten Regionen .  Das Accordino so l l  
auch nach e inem Bei tritt Österrei chs zur  EU e in  w ichtiges I nstru ment zur 
Koordinat ion und Kooperat ion im Accordino-Raum b l eiben.  

Darüber hinaus u nterhält Tirol m it zahl re ichen anderen n i cht angrenzen
den Regionen b i l atera le  B eziehungen. D ie  Träger d ieser v .  a .  i n  den 
Bereichen Jugendaustausch, Kunst,  Kultur und Wissenschaft angesiedel 
ten Kontakte s ind entweder öffentl iche Einri chtungen selbst oder von der 
öffentl i chen H and  unterstützte pri vate E inri chtungen .  

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit setzte Tirol  Schwerpunkte 
mit  Projekten in südamerikan i schen  Staaten .  Die Aktivitäten umfaßten 
fin anzie l le  Beiträge zur E rrichtung von infrastrukture l l en  E inrichtungen, 
für kulture l l e  Projekte sowie die Aufnahme von Stipendiaten in l andwirt
schaftl ichen Lehranstalten .  

Vorarlberg 

Als M itgl ied der ARGE ALP hat Vorarlberg der Frage der Beziehungen der 
ARGE zur Europäischen Union sowie der Erhaltung der Berg landwirt
schaft u nter E U - B edingungen besonderes Augenmerk geschenkt. 

An der Arbeit des sogenannten "Vierer-Landtages" wird Vorarlberg i n  
H inkunft n u r  n och i n  jenen B ereichen mitwirken,  die für Vorarlberg 
relevant s ind.  

Im Rahmen der  Internationalen Bodenseekonferenz wurde u nter der 
Federführung Vorarlbergs der Bodensee-H o chschul fü hrer herausgegeben 
sowie  die B as is  für den B etrieb der Bodensee-N achrichtenagentur ge legt. 
D arüber  h inaus h at Vorarlberg se ine M itarbeit i n  den versch iedenen 
Gremien mit  B ezug zum Bodensee wie dem Bodenseerat, der Bodenseege
wässerschutzkommiss ion und der I ntern at ionalen S chiffahrtskommiss ion 
fortgesetzt. 

I n  se iner Eigenschaft a l s  M itgli ed  des Vorstands der VRE hat s ich 
Landeshauptmann M arti n  Purtscher nachdrü ck l i ch für die Zuerkennung 
eines B eobachterstatus für die österreichischen Bundes länder beim Aus
s chuß der Regionen noch vor e inem österreichischen Be itritt zur E U  
e ingesetzt. Vorarlberg hat s i ch s chwerpunktmäßig auf die  Mitarbeit  i n  der 
Kommiss ion für die B eziehungen zur Europäischen Union konzentri e rt .  
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Auch 1 993 pflegte Vorarlberg se ine engen B eziehungen zum Fürstentum 
Liechtenstein, zu den Kantonen Graubünden und  St. Gallen sowie zum 
Freistaat Bayern und dem Bundesland B aden-Württemberg. Bei den d irek
ten grenzüberschreitenden Kontakten mit dem Kanton St .  Gal len standen 
Sachfragen im Zusammenhang mit dem n egativen Votum der Schweiz zum 
EWR- Abkommen im Vordergrund.  Diese  Frage stand auch im M ittelpun kt 
eines Besuchs  der Regierung des Kantons St .  Gall e n  i n  Vorarlberg. 
Anl äß li ch des  v ierten U mweltgesprächs zwischen dem Kanton St. Gal len 
und Vorarlberg wurden verschiedene Fragen wie das  Projekt e ines  
Kombikraftwerks in  Rüthi ,  d ie  Ein leitung von  Abwässern in  den B odensee 
und Fragen  des  grenzüberschreitenden Grundwasserhaushalts behandelt .  
Mit der Regierung von B aden-Württemberg fand  ein Kontaktgespräch 
statt, das s i ch v. a .  mit Fragen des grenzüberschreitenden Umweltschutzes 
(Abfal lbeseit igung, M ü llverbrennungsanlagen usw. )  beschäftigte . 

Vorarlberg b rachte 1 993 für humanitäre H ilfe sowie für Ost- und Entwick
lungshilfe insgesamt über 1 1  M i l l ionen S chill i ng auf :  Für humanitäre 
H i l fsaktionen,  v .  a .  für die Betreuung und Versorgung von F lücht li ngen 
und Verletzten in Bosnien-Herzegowina, wurden 2 M i l l ionen  Schi l l i ng 
bereitgestel lt .  Für Projekte i n  Alban ien  (v .  a .  für S chu len) ,  Armenien,  
Rumänien u n d  Be larus stellte Vorarlberg 3 ,5  Mi l l i onen S chi l li ng  zur 
Verfügung.  D arunter fie l  auch die Ausbi ldung armenischer Ärzte am 
Landeskrankenhaus in Fe ldkirch . Im Rahmen der E ntwicklu ngshil fe 
wurden 6 M i ll ionen Schil l i ng für ca. 5 0  Projekte,  v .  a. i n  Afrik a  und 
Südamerika, zur  Verfügung gestel l t .  

Wien 

Wien ist Grü n dungsmitg l ied der ARGE-Donauländer u nd ist in all en  sechs 
Arbeitskre i sen  der ARGE vertreten.  Es  führt den Vorsi tz i m  Arb eitskreis 
"Verkehr und  S chiffahrt" und in der Arbeitsgruppe "Gewässerschutz" . 

In  der ARGE D onau-Oder-Elbe-Kanal i st Wien a l s  B eobachter vertreten .  
In  zah lreichen Arbeitstagungen mit Vertretern der Tschechischen und der 
S l owakischen Republ i k  wurde die Grund lagenstudie  zur Erstellung einer 
profu nden Projektpräsentation  für die Donau -Elbe-Wasserstraßenverb in
dung vorangetrieben. 

Anfang Dezember trat Wien der VRE be i .  

D ie  M itteleuropäische Metropolenkonferenz, eine Zusammenarbei t  zwi
schen den Städten Berl in ,  Budapest, Prag, Warschau u nd Wien, veranstal
tete in Budapest einen Workshop zum Thema " Umwel tgerechte Stadtent
wicklung u n d  Verkehr" . In  Zukunft wird auch Laibach an den B eratungen 
der M itteleuropäi schen M etropolenkonferenz mitwirken.  

Wien wi rkte weiters in der Zentraleuropäischen In it iative und i n  der 
Österreichisch-ungarischen Raumordnungskommission aktiv mit .  
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Die zahlreichen direkten Beziehungen Wiens zu anderen Städten, v. a. in 
Zentral- und Osteuropa, wurden 1 993 intensiviert und erweitert. Im 
Zentrum der Kooperationen standen der Know-how-Transfer im Bereich 
des Katastrophenschutzes, der Abfallbehandlung und -beseitigung und des 
Gesundheitswesens . Im Mai wurde mit Budapest ein Umweltvertrag, wie er 
zuvor schon mit Prag unterzeichnet wurde, abgeschlossen. 

Wien führte humanitäre Hilfsmaßnahmen für Kroatien (Lieferung von 
Fensterglas für Osijek und Dubrovnik), Albanien (Schulmöbel, Spitalsbet
ten und ein finanzieller Beitrag zu einem Operationstrakt in Fier) ,  
Bosnien-Herzegowina (Medikamente, Lebensmittel und Schulmaterial) 
durch . Die Universität Arbi l  in Kurdistan sowie Maßnahmen für Rumä
nien, Rußland und Tanzania wurden finanziell unterstützt. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet hat Wien seine Osthilfe massiv ausgeweitet. 
Mit der Aktion "Osteuropahilfe der Stadt Wien" übernimmt Wien bei 
Projekten von Wiener Unternehmern in den Reformstaaten das Haftungs
risiko in einer Gesamthöhe von 4 Milliarden Schil l ing. 

Im Rahmen seiner kulturellen Auslandsaktivitäten veranstaltete Wien 
wieder eine Reihe von Wiener Bällen im Ausland. Veranstaltungsorte 
waren : Athen, Berlin, Preßburg, Brüssel, Hongkong, Jakarta, Singapur, 
Havanna, I stanbul, Köln, Johannesburg, Luxemburg, Madrid, Mailand, 
München, Dubai, Abu Dhabi, Oman, New York. Erwähnenswert ist auch 
eine Wien-Plakataktion in der Tokioter U-Bahn. 

Zusammenarbeit auf Städte- und Gemeindeebene 

Das Know-how-Transfer-Center (KTC) beim Österreich ischen Städtebund 
setzte seine 1 992 begonnenen Aktivitäten 1 993 fort. Den Schwerpunkt 
bi ldeten dabei Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen auf verschiedensten 
Gebieten in den zentral- und osteuropäischen Reformländern. Für die 
Tätigkeit des KTC stellte das BKA 3 Millionen Schilling an Förderungs
mitteln zur Verfügung. Insgesamt kamen rund 1 . 500 Personen, z. B. Bürger
meister und andere kommunale Entscheidungsträger, in den Genuß von 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in Form von Seminaren, Schulun
gen, Studienaufenthalten und Expertenentsendungen. 

Die Aktivitäten des Österreichischen Städtebundes auf diesem Gebiet sind 
abgestimmt mit den entsprechenden Programmen des Rats der Gemeinden 
und Regionen Europas (RGRE). Der Österreichische Städtebund hat in 
diesem Gremium gerade in Fragen der Kooperation mit den zentral- und 
osteuropäischen Reformländern eine wichtige Stimme. 

1 993 legte der Österreichische Städtebund dem Europarat eine umfassende 
Dokumentation der regionalen und kommunalen Strukturen Zentral- und 
Osteuropas vor. Auf der Ebene des Europarates, v.  a .  im Rahmen der 
Ständigen Konferenz der Gemeinden und Regionen wirkt der Österreichi-
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sche Städtebund an der Entwicklung der ost- und zentraleuropäischen 
Reformländer mit. Der Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes 
nahm mehrfach als offizieller Beobachter von Kommunalwahlen in  den 
Reformländern teil .  

Die Pflege von Kontakten mit ausländischen Gebietskörperschaften wird 
auch durch den Österreichischen Gemeindebund wahrgenommen. Dieser 
arbeitet wie der Österreichische Städtebund eng mit dem RGRE und der 
" International Union of Local Authorities ( I ULA)" zusammen. 

Aus der vielfältigen Tätigkeit der Landesgemeindeverbände können z. B. 
die Kontakte des Steiermärkischen Gemeindebundes mit der Komitatsver
waltung Baranya und anderen ungarischen Komitaten sowie mit dem 
slowenischen Parlament erwähnt werden. Hauptbeziehungspunkt i st dabei 
oftmals die Mithilfe beim Aufbau kommunaler Verwaltungsstrukturen 
sowie bei der Ausarbeitung von kommunalen Basisgesetzen, wie einer 
Gemeindeordnung und eines Finanzverfassungs- und Finanzausgleichge
setzes. Der Niederösterreichische Gemeindeverband empfing den Schwe
dischen Gemeindeverband und führte Kontaktgespräche mit dem Bürger
meister von Budweis und einer polnischen Delegation aus Rawy Mazo
wieckiej .  Eine niederösterreichische Gemeindedelegation besuchte die 
Volksrepublik China. 

N eben den Aktivitäten der einzelnen Landesgemeindeverbände bestehen 
in allen Bundesländern oftmals überaus rege offizielle Kontakte und 
Partnerschaften einzelner Gemeinden mit ausländischen, meist in Nach
barstaaten gelegenen Gemeinden. 

4. Der Umweltschutz in den Nachbarbeziehungen 

I m  Rahmen der vor zwei Jahren von der Umweltministerkonferenz von 
Dobris (Tschechische Republik) begründeten Bewegung "Environment for 
Europe" fand vom 25 .- 30. April in Luzern eine Konferenz der Umweltmi
nister der ECE-Staaten statt, die ein "Environmental Action Programme for 
Central and Eastern Europe" (EAP) beschloß.  Die weitere Ausarbeitung 
und Durchführung des Programms wird im Zusammenwirken mit der 
OECD erfolgen. Drei Arbeitsgruppen wurden eingesetzt : 
- Das Project Preparation Committee (PPC) innerhalb des Project Prepa
ration Framework (PPF), einer Projektgruppe zur Erfassung von Umwelt
projekten in Zentral- und Osteuropa, Erstellung diesbezüglicher Durch
führbarkeitsanalysen und Identifizierung möglicher Finanzquellen. Die 
Errichtung des PPF wurde am 1 5 . April ,  also kurz vor der Konferenz von 
Luzern, auf Initiative der USA beschlossen. Das PPC umfaßt Länder, die 
bereits bedeutende Beträge zur Verbesserung der Umweltsituation in 
Zentral- und Osteuropa aufgewandt haben. 
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- Eine  Ad-hoc-Arbeitsgruppe der  Senior Advisors of EC E Governments 
on Environmental  and Water Problems unter Bete i l igung von Vertretern 
der E U, des U N E P  und e inschlägig tätiger NGOs der Region .  
- E ine Task Force unter  Bete i l igung der  Weltbank und der  E B RD zur 
Beratung der F inanzierung der vom PPC ausgearbeiteten Projekte .  Die 
Sekretariatsarbeit  der Task  Force wird von der O EC D  besorgt. 

Österreich i s t  in a l l en Arbei tsgruppen und im PPC vertreten .  

Von 29 . November- 3 .  Dezember fand i n  Sofia  das 4 .  Treffen v o n  Regie
rungsvertretern zur Ausarbeitung des " Übereinkommens über Zusammen
arbei t  zum Schutz u nd zur verträgl ichen Nutzung des Donaustroms"  
(Donauschutzkonvention) statt. Das Übereinkommen bemüht s ich u m  d ie  
Reinhaltung des  Donauwassers u n d  die ökologische Sanierung des  Donau
raums .  Die  E U  u nd folgende Staaten waren am Treffen vertreten :  
Österreich ,  B ulgar ien,  Deutsch land,  Kroat ien,  Rumänien,  S lowakei ,  Tsche
chische Republ ik ,  Ungarn . Die  ebenfa l l s  zum Donaueinzugsgeb iet zählen
den Staaten M oldau,  S lowenien u nd die Ukraine nahmen an dieser  
Verhandlungsrunde  n icht tei l ,  werden jedoch zum Kreis  der S ignatarstaa
ten gehören.  D ie  " Bu ndesrepub l i k  Jugoslawien" (Serbien und M ontene
gro) wurde zum Verhandlungsprozeß n icht e ingeladen.  Das Treffen 
brachte fo lgendes E rgebnis : 
- der Vertragstext wurde zur G änze fertiggeste l l t  und mit  Konsens 

angenommen,  
- Rumänien wird Depositarstaat se in ,  

das Ständige Sekretariat der I nternational en Kommiss ion w i rd semen 
Sitz in Wien ha ben, 
über E i n ladung Bu lgariens so l l  im Juni 1 994 in Sofia eme Unterzei 
chungskonferenz auf M i ni sterebene stattfinden.  

Im  Rahmen der Zentraleuropäischen Initiative (ZE I )  ist  e ine vom B MaA 
koordin ierte Arbeitsgruppe für U mweltfragen mit mehreren Untergruppen 
eingerichtet .  Am 2 8 .  Oktober fand  e ine Tagung dieser Arbeitsgruppe statt, 
die s ich folgenden Themen widmete : 

- Umweltmonitoring und -datensysteme 

Eine von I ta l i en  finanzierte  Studie  des I nternationalen I nstituts für 
Angewandte Systemanalyse ( I I AS A) " Emiss ion of Air  Pol lutants i n  the 
Region of the C entral European I ni t iative" aufgrund von Daten des Jahres 
1 98 8  wurde 1 993 fert iggestel l t ,  eine analoge Studie für 1 990 ist geplant.  D ie  
i n  Wien errichtete "Central E uropean Data  Request Faci l i ty" arbeitet n i cht  
nur  in  der  Überm itt lu ng und B eschaffung von Umweltdaten, sondern 
befaßt s ich darüber  h inaus  mit  versch iedenen I n formations- und  For
schungstät igkeiten .  
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- Abfallwirtschaft 
Mehrere Seminare wurden über die österreichischen Vorschriften zu 
Abfallwirtschaft gehalten,  ein neunsprachiges Glossar der Fachterminolo
gie auf diesem Gebiet ist in Arbeit. 

- Strahlenschutz 
Ein Frühwarnsystem für radioaktive Strahlung ist geplant. Die Haupt
schwierigkeit ist die ständige Bereitstellung von Nachrichtenverbindungen 
für die laufende Datenübermittlung und fallweise Anfragen .  

- Transnational Energy Partnerships 
In der Tschechischen Republik und der Slowakei wurden 1 9  Instruktoren 
für den Selbstbau von Sonnenkollektoren zur Warmwasserbereitung 
ausgebildet und b isher vier derartige Musteranlagen errichtet. Vier Werk
zeugsätze wurden den I nstruktoren zur weiteren Verwendung übergeben. 

- Nationalparks/Biologische Vielfalt 
Der grenzüberschreitende Nationalpark Neusiedlersee wurde im Frühjahr 
1 993 praktisch fertiggestellt. Künftig wird sich die ZEI -Untergruppe 
"Nationalparks" mit Naturschutz sowie Arten- und Sortenschutz außer
halb eigentlicher Nationalparks befassen. 

Mit der Slowakei wurde anläßlich des Besuchs von Bundesministerin 
Maria Rauch-Kallat bei ihrem slowakischen Ressortkol legen Jozef Zlocha 
am 1 5 . November ein Memorandum of Understanding über den Austausch 
umweltrelevanter Informationen unterzeichnet. 

Bemühungen um ein atomkraftfreies Zentral- und Osteuropa 

Österreich strebt auf lange Sicht ein kernenergiefreies Zentraleuropa an 
und ist bemüht, in Osteuropa den größtmöglichen Sicherheitsstandard von 
Nuklearanlagen zu erreichen. 

Tschechische Republik 

Österreich legte bei Expertengesprächen mit der Tschechischen Republik 
im Februar Vorschläge für den Umbau des in Bau befindlichen Atomkraft
werks (AKW) Temelin in ein Gas- und Dampfkraftwerk vor. Die Umbau
kosten wurden von den österreichischen Experten auf etwa 25 M illiarden 
Tschechische Kronen geschätzt. Die Fertigstellungskosten für das AKW 
werden von österreichischen Experten auf 46 Milliarden Tschechische 
Kronen geschätzt, von den tschechischen Stellen aber nur mit 23 Milliar
den Tschechischen Kronen angegeben. Die österreichischen Argumente 
konnten die tschechische Regierung nicht von ihrer Grundsatzentschei
dung für die Fertigstellung von Temelin abbringen. Auch ein Brief von 
Bundeskanzler Franz Vranitzky an Ministerpräsident Vaclav Klaus vom 
7.  März blieb ohne Erfolg. 
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Tr i flO 
Vercelesp 

Der Umweltschutz in den Nachbarbeziehungen 

Atom kraftwerke rund u m  Österreich 
Stand Oktober  1 993 

© KnegJ GLOBAL 2000 

CE) 

.a. in Betr ieb 

I-i I n  Bau LJ oder PL lflC I f l 'l I f.i1 eInQres, , , 1 1 1  
1 ____ _ 

Q u e l l e .  N e u e  K ro n e n z e i t u n g .  

Da das Steuerungssystem des A K  W Temel in von ameri kanischer S eite 
beigesteI l t  und durch amerikan i sche Kredite finanzi ert werden so l l ,  
übermittelte d ie  ÖB Washington am 4.  O ktober den zuständigen U S-Ste l 
J en (den Vors i tzenden der zuständigen Parlamentsausschüsse, dem Außen
min i sterium,  dem Energiemini sterium,  der EX I M - Bank und dem Nationa
len S icherhei tsrat) U nterlagen zur österreichischen Pos i tion zum A K W  
Temel in .  H ierin wird v .  a .  auf das S i cherh eitsri s iko verwiesen.  Die Landes
h auptmänner Erwin Pröl l  und Josef Ratzenböck sowie Bürgermei ster 
He lmut Zi lk ri chteten analoge Schreiben an d ie  zuständigen ameri kani 
s chen Parlamentsausschüsse .  Vizepräs ident Al Gore wurde von National 
ratsabgeordneten der Grünen befaßt .  Greenpeace richtete e inen Bri ef an 
Präsident Bi l l  C l inton . 

Weiters i ntervenierte Österreich be i  der Tschech i schen Republ i k ,  um bei  
der geplanten E rri chtung eines Atommül lzwischenlagers i n  Dukovany 
(Süd-Mähren) d ie  M ögl ichkei t  zu erhalten, österre ich ische Einwände i n  
den  behörd l i chen Genehmigungs- und Prüfverfahren vorbringen zu kön
nen .  Die  E inwände wurden den zuständigen Ste l len übermittelt, a l l erdings 
bei der Prüfung der Umweltverträgl ichkei t  der Anlage im Dezember 1 992  
n icht berücksichtigt .  Im noch anhängigen Bauverfahren war d ie  E ntschei 
dung zum Jahresende 1 993  noch n i ch t  getroffen .  
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Slowakei 

Schon 1 990 untersuchte eine österreichische Expertenkommissison die 
Sicherheitsverhältnisse des AKW Bohunice in der Slowakei und empfahl 
die sofortige Abschaltung des Reaktors Bohunice V- I .  Eine unter österrei
chiseher Beteiligung erstellte und Anfang 1 993 übergebene Machbarkeits
studie zeigt auf, daß ein Umbau des AKW auf ein gasbefeuertes Kraftwerk 
grundsätzl ich möglich wäre. 

Anläßlich des Besuchs von Ministerpräsident Vladimir Meciar im M ai in 
Wien sprach sich Bundeskanzler Franz Vranitzky für die ehestmögliche 
Aufnahme von Kontakten zwischen österreichischen und s lowakischen 
Experten in der Frage der Sicherheitsnachrüstung von Bohunice aus. Ein 
analoges Ersuchen wurde hinsichtlich des in Bau befindlichen AKW 
Mohovce geäußert. S lowakische Politiker stellten wiederholt eine eventuel
le Schließung des AKW Bohunice bis spätestens 1 995  im Falle einer vollen 
Inbetriebnahme des Wasserkraftwerks Gabcikovo in Aussicht. Bei Exper
tengesprächen im November in Preßburg wurden von slowakischer Seite 
bereits getroffene und noch geplante Maßnahmen zur Erhöhung der 
Sicherheit des AKW Bohunice erläutert. 

Deutschland 

Der Notenwechsel mit Deutschland über die Ausdehnung des Strahlen
schutzabkommens mit der vormaligen DDR auf das vereinigte Deutsch
land l iegt dem österreichischen Parlament zur Genehmigung vor. 

Slowenien 

Ein Abkommen über nukleare Sicherheit und Strahlenschutz mit Slowe
nien steht in Verhandlung (3 . Verhandlungsrunde : 30. November/ I .  De
zember). Dieses Abkommen soll u .  a. die bisher in der Praxis gepflogene 
gegenseitige Information bei Unregelmäßigkeiten im Betrieb einer nuklea
ren Anlage vertraglich verankern . 

Österreich beteiligte sich an einer Expertenkommission zur Überprüfung 
der Sicherheit des AKW Kdko. Der Anfang November fertiggestellte 
Bericht l iegt der slowenischen Regierung vor und wird nach seiner 
Übersetzung an die Bundesregierung weitergeleitet werden. Um S lowenien 
den Ausstieg aus der Kernenergie zu erleichtern, hat Österreich mit 
Slowenien ein Projekt zur Intensivierung der Kooperation auf dem 
Energiesektor ins Leben gerufen. Dieses Projekt sieht u .  a. die Errichtung 
einer Entschwefelungsanlage für das kalorische Kraftwerk Sostanj vor. 

Mit Belarus, Bulgarien, der Ukraine, Rußland, Litauen und der Schweiz 
werden Abkommen über nukleare Sicherheit verhandelt. In all diesen 
Fällen wurden von Österreich Entwürfe ausgearbeitet. Von Bulgarien, der 
Ukraine, Rußland und der Schweiz l iegen bereits Gegenentwürfe vor. Über 
die endgültigen Abkommenstexte soll 1 994 verhandelt werden. 
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5. Das Tra nsitabkommen 

Am 1 .  Jänner  1 993  trat das Abkommen zwischen der Republik Österreich und 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über den Güterverkehr im Transit 
auf der Schiene und der Straße (Trans itabkommen) für eine Dauer von 
1 2  Jahren i n  Kraft .  Die  wichtigsten E lemente dieses Abkommens wurden 
bereits im Außenpol i t i schen Beri cht 1 992  (siehe S .  204 ff) zusammengefaßt .  

Schon im ersten Jahr der Gü l tigkeit  des Trans itabkommens zeigte s ich ,  daß 
d ie  von Lastkraftwagen im Trans i tverkehr durch Österreich veru rsachten 
Emiss ionen stärker al s erwartet zurückgegangen sind - eine Entwicklung, 
d ie  verschiedene Ursachen h at, aber s icher auch auf den Einsatz m oderne
rer Fahrzeuge zurückzufü hren ist .  

� 24� . . . 

� ;; 1  
1 8 ,  
1 6  
1 4  
1 2  
1 0  
8 
6 
4 
2 

G ütertransit  d u rc h  Österreich 1 970 - 1 992*) 

" . 
.. " ,-...i--" 

O-L�--------�--�------------------------�----�------
1 970 72 74 76 78 80 82 84 86 88 

Antei le  in %: 
StraBe :  29 3.3 39 43 47 55 59 6 1  6 2  62 64 66 65 66 6 5  63 67 69 7 1  

Bahn: 71 6 7  61 57 53 45 4 1  39 38 38 36 34 35 34 35 37 33 31 29 

*) Ab 1 9�4  n e u e  E r h e b u n g s b a s i s .  Daten für 1 989 d e.rz e i t  n i ch t  verf ü g b ar. 
Q u e l l e :  Osterre i c h i sc h e s  S tat i st i s c h e s  Z e n t r a l a m t ,  Osterrei ch ische B u nd e s b a h n e n .  
G raf i k :  Österre i c h i s c h e s  S t at i st i s c h e s  Zentra l  a m t .  

90 92 
6 4  6 4  6 7  

3 6  3 6  3 3  

Der Transitausschuß,  dessen Aufgabe es i st ,  die ordnungsgemäße Durch
führung des Abkommens zu überwachen, über auftretende Probleme zu 
beraten u n d  Streitfä l l e  güt l i ch zu regeln ,  trat im Laufe des Jahres zweima l  
zusammen .  Zwar zeigten s ich gewisse  Anlaufschwierigkeiten und u nter
sch ied l iche  I nterpretat ionen der Best immungen des Transitabkommens ,  
das i nsgesamt gute Fun kt ionieren der  Gru ndsatzregelu ngen wurde jedoch 
n icht i n  Frage geste l l t .  

Der Transitausschuß h at über österreichischen Vorsch lag zwei Arbeits
gruppen zur Förderung des kombin ierten Verkehrs und zur Autom at is ie -
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rung des Ökopunktesystems eingesetzt. Damit soll die Transitregelung mit 
höchstmöglicher Effizienz umgesetzt, die angestrebte Verlagerung des 
Gütertransits von der Straße auf die Schiene vorangetrieben und das 
Ökopunktesystem möglichst einfach gestaltet werden. 

Die EU bekannte sich bei den Beitrittsverhandlungen zu den umweltpoliti
schen Zielsetzungen des Transitabkommens, also zum Schutz der Lebens
qualität der Bevölkerung und der Umwelt, wies aber darauf hin, daß eine 
künftige Regelung im Transitbereich mit bestehendem Gemeinschaftsrecht 
und insbesondere mit dem Prinzip des freien Waren- und Dienstleistungs
verkehrs im Rahmen des Binnenmarkts vereinbar sein müsse. Die Gemein
schaftsseite betonte den Grundsatz der Nichtdiskriminierung und die 
Notwendigkeit, Kontrollen an den Binnengrenzen mit Beitrittsdatum 
abzuschaffen.  Aus Sicht der Kommission wäre eine Lösung im Rahmen des 
acquis communautaire anzustreben. Gleichzeitig sol lten nach Vorschlag 
der Kommission umweltpolitisch besonders sensible Gebiete definiert 
werden ; jeglicher Güterverkehr auf der Straße, der in,  aus oder durch diese 
Zonen fährt, sol lte dann den gleichen Verpflichtungen zur Verringerung 
der Umweltbelastungen unterworfen werden. 

Da in wesentlichen Punkten noch kein Einvernehmen erzielt wurde, 
konnten die Beitrittsverhandlungen im Bereich Transit 1 993 nicht abge
schlossen werden. 

6. Donaukommission 
Der schiffbare Lauf der Donau unterliegt einem internationalen Regime, 
das nach dem 2. Weltkrieg durch die " Konvention über die Regelung der 
Schiffahrt auf der Donau" (Belgrad, 1 948) neu gestaltet wurde und von der 
Donaukommission mit Sitz in Budapest verwaltet wird . Neben Österreich, 
das seit 1 960 Vollmitglied ist, beteiligten sich 1 993 Bulgarien, "Bundesre
publik Jugoslawien (Serbien und Montenegro)",  Rumänien, Rußland, 
Slowakei, Ukraine und Ungarn an den Arbeiten der Kommission. Die drei 
Anrainer Deutschland, Kroatien und Moldau interessieren sich ebenfalls 
für eine M itgl iedschaft und arbeiten auf Expertenebene als Beobachter mit. 

Im Hinblick auf seine geopolitische Lage spielt Österreich in  der Donau
kommission weiterhin eine aktive Rolle und stellte 1 993 den Vorsitzenden 
der Arbeitsgruppe für Finanzen und der Expertengruppe für Finanz- und 
Rechtsfragen.  Als Exekutivdirektor ist der von 1 990 - 1 996 gewählte 
Österreicher Hel lmuth Strasser tätig. 

Der für alle acht Mitgl iedsstaaten der Donaukommission gleich hohe 
Jahresbeitrag für 1 993 betrug 1 66 .700 Schweizer Franken. 

Die Arbeiten der Donaukommission konzentrierten sich auf die folgenden 
drei Fragenkomplexe : 
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- Neugestaltung der Donaukonvention und Kooperation im Donauraum 
Zur Aufnahme neuer M itgl iedsstaaten und zur Kläru ng der Fragen i m  
Zusammenhang mit  der Auflösung der UdSS R  und der Sozia l i st i schen 
Föderativen Republ i k  Jugos lawien bedarf es e iner d ip lomatischen Staaten
konferenz. Zu ihrer Vorbereitung haben sich Experten der M itgl i edsstaaten 
der Donaukommiss ion und jener Donaustaaten, die noch n icht M itg l i ed  
s ind,  vom 1 8 . - 22 .  Oktober i n  Budapest zu einer ersten Tagung getroffen .  
Neben den  B eratungen über  d ie  Verfahrensregelung b i ldete e in  M einu ngs
austausch sowohl  über den derzeit igen Stand der Zusammenarbeit i m  
Donauraum in  i nhalt l icher und formaler H ins icht a l s  auch über deren 
künftige M ögl ichkeiten in sach l i cher und geographi scher H ins icht den 
Schwerpunkt des Treffens .  H iebe i  wurde i nsbesondere erörtert, ob diese 
Zusammenarbeit auch Fragen des Umweltschutzes ,  der Energieerzeugung 
und a l l enfall s  Nicht-Donauanrainer erfassen könnte .  

Damit  s ind die ersten Weichen für die Reform des Donauregimes geste l l t .  
Dieses  hat  s i ch in  den schwi erigen N achkriegszeiten durchaus bewährt, 
muß nun jedoch an die geänderten pol i t ischen und wi rtschaft l i chen 
Verhäl tn isse  i m  Donaueinzugsbereich, aber auch an d ie  gesamteuropäische 
I ntegratio nss i tuat ion angepaßt werden .  

- Beeinträchtigung der Donauschiffahrt im Zusammenhang mit der Krise 
auf Tei len des Gebiets des ehemaligen Jugoslawiens 
Die Donauschiffahrt war durch d ie  kri egerischen E reignisse auf Tei l en des 
Terri tori u ms des ehemal igen Jugos lawiens und durch d ie  von den VN über 
d ie  " Bundesrepubl ik Jugosl awien (Serbien und M ontenegro)" verhängten 
S ankti onen stark bee inträchtigt. Die Sanktionsreso lut ionen der Jahre 1 992 
und 1 993 ,  mi t  denen s ich die Donaukommiss ion wiederholt und i nsbeson
dere an l äßl i ch i hrer 5 1 .  Tagung im Apri l 1 993 so l idari s i erte ,  sahen zunächst 
keine Ausnahmeregelung für das hi storisch gewachsene System des 
ungeh inderten und unbedenkl i ch en Transits vor. Deshalb kam es i m  
Frühjahr zu e inem vorübergehenden Sti l l stand der i nternationalen Schiff
fahrt auf der Donau.  Erst nach e iner entsprechenden In it iative der 
Donaukommiss ion und ihrer M i tg l i edsstaaten erarbeiteten die VN e in 
spezie l l es Kontro l l - und Genehmigungsverfahren für den von den Sanktio
nen nicht  betroffenen Trans it ,  wodurch zumindest e in Tei l  der Sch iffahrt 
wieder i n  Gang gesetzt werden konnte.  

Die  Donaukommiss ion unterstrich  bei  dieser Tagung, daß di e verfügten 
Besch ränkungen der in  der Konvention von Be lgrad festgeschri ebenen 
Schiffahrtsfreihei t  nur vorübergehenden Charakter haben können, und 
daß ihre Anwendung den bestehenden völkerrecht l i chen  Praktiken Rech
nung t ragen sowie eventuel l e  Gefahren für d ie  Fre ihe i t  der Schiffahrt auf 
der Donau berü cksichtigen muß .  

In  d i re ktem Widerspruch zum internationalen Donauregime, das  stets 
e invernehml ich an der Gebührenfrei heit für die Benutzung der Donau 
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festhielt, steht die seit November 1 992 von den Belgrader Behörden 
verfügte Einhebung von Abgaben für ausländische Schiffe, die den 
jugoslawischen Donausektor im Transit befahren. Anläßlich ihrer 4. Son
dertagung ( 1 6. November 1 992) und ihrer 5 1 .  Tagung (April 1 993) forderte 
die Donaukommission, die Einhebung der einseitig und ohne Zustimmung 
der Donaukommission verfügten Gebühren einzustellen, umsomehr als 
diese im Widerspruch zu Resolution 757( 1 992) des VN-Sicherheitsrats 
stehen. Die "Bundesrepublik Jugoslawien" hat auf diese Proteste bisher 
nicht reagiert. Eine zusätzliche Erschwernis entstand durch Aktionen 
serbischer Organisationen (" Weiße Rose", " Neues Byzanz") auf der 
Donau, welche die Weiterfahrt von Schiffskonvois, die mit Genehmigung 
des Sanktionenkomitees der VN unterwegs waren, blockierten bzw. 
behinderten. 

- Verstärkung der Zusammenarbeit mit der Rhein-Zentralkommission, 
insbesondere nach Eröffnung des Main-Donaukanals 
Durch die Inbetriebnahme des Main-Donaukanals wird ein beträchtlicher 
Zuwachs des Schiffsverkehrs erwartet. Laut einer Studie der Planungsge
meinschaft Ost aus dem Jahr 1 992 könnte der Main-Donaukanal einen 
Zu wachs des Schiffsverkehrs um 66% bringen, der zum Großtei l  auf 
Kosten der Bahn ginge. Dennoch sollte das Potential des Schiffsverkehrs 
nicht überschätzt werden. Diese Studie sieht bis zum Jahr 20 1 0  ein etwa 
gleich hohes Wachstum des Schiffsverkehrs wie des gesamten Ost-West
Transits (Erhöhung auf etwa das 40fache), wogegen der Straßenverkehr 
auf das 8- bis 1 0fache und der Eisenbahnverkehr auf lediglich das 1 ,6- bis 
3 fache ansteigen würde. 

Die Eröffnung des Rhein-Main-Donaukanals als gebührenpflichtige deut
sche Wasserstraße hat zu einer Intensivierung der Zusammenarbeit zwi
schen der Donaukommission und der Rhein-Zentralkommission (mit Sitz 
in Straßburg) geführt. Ziel dieser Bemühungen ist eine Harmonisierung der 
technischen und rechtlichen Vorschriften z. B. hinsichtlich des Transports 
gefährlicher Güter, der Umweltbelastung, Schiffspapiere, sozialen Vor
schriften für die Mannschaft, technischen Vorschriften für die Schiffe, 
Funkausstattung und Radarsysteme. 

IX. Entwicklungen in Zentral-, Ost- und Südosteuropa 

1 .  Stand der politisch-demokratischen Reformen 

1 993 gelangen im Rahmen des Demokratisierungsprozesses in fast allen 
Staaten Zentral-, Ost- und Südosteuropas (ZOE) bemerkenswerte Verbes
serungen in den rechtsstaatlichen Einrichtungen. So wurde konsequent am 
Erreichen eines Europastandards der jeweiligen Verfassungen gearbeitet, 
wurden die Gewaltentrennung und die Unabhängigkeit der Gerichte weiter 
ausgebaut, Grundrechtskataloge westlichen Niveaus in die Rechtsordnun-
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gen i ntegri ert und die Verabschiedung von Minderhei tenregelungen in  
Angriff genommen.  Mi t  Ausnahme Polens ,  wo diese Aufgaben tei lweise 
von e inem O mbudsmann wahrgenommen werden, gibt es  mitt lerwei le  in 
al len S taaten Verfassungsgerichte, welche die Verfassungsmäßigkeit  von 
Gesetzen überwachen.  

Das Entstehen einer fun kt ionierenden Opposit ion und die zunehmende 
B edeutung der Parlamente als Austragungsort pol it ischer Konfl i kte waren 
wichtige Schritte zur Festigung demokratischer Strukturen . Darüber h inaus 
haben s ich i n  fast al len Ländern eine unabhängige Presse und starke 
Gewerkschaften etab l ie rt .  Alle diese Errungenschaften werden i m mer 
mehr zu Säulen des demokratischen Systems .  I n  diesen Ländern w i rd aber 
die Wichtigkeit des Aufbaus sozialpartnerschaft l i cher Strukturen oft noch 
n icht  i m  n otwendigen Ausmaß erkannt .  Was die Presse- und M edienfrei
hei t  betrifft, s ind le ider auch Rückschläge, insbesondere auch in e inigen 
Staaten Zentraleuropas, zu verzeichnen.  

Die i nsgesamt doch erfreul iche Entwicklung i n  den mei sten dieser Länder 
bedeutet al l erdings n i cht ,  daß die Umgestaltung im Rechtswesen der 
Reformstaaten abgeschlossen sei . Bei der praktischen Anwendung demo
krat ischer Prinzipien gibt es noch erhebl iche M ängel . Anges i chts des 
totalen Systemwechsels wird der Lernprozeß, der die gesamte Gese l l schaft 
erfaßt h at ,  e in ige Zeit  beanspruchen. 

Die Reformen haben s ich in einer Reihe  von ZOE- Staaten wegen der negati
ven sozialen Folgen der Umstrukturi erung und einer zunehmenden Bürokra
ti s ieru ng verlangsamt. Die  Auswirkungen der Arbeitslosigkeit und s inkender 
Real lohneinko mmen konnten zwar in einigen Ländern durch eine starke 
Schattenwirtschaft z. T. abgefangen werden, bi lden jedoch ein wachsendes 
Potential für soziale Spannungen und Politikverdrossenheit .  Dieses Phäno
men führte be i  den Parlamentswahlen im September in Polen zu einem Sieg 
von Nachfolgeparteien der vor 1 989 regierenden Parteien. Als Ausnahme 
erscheint d ie  Tschechische Republ i k, wo das Reformprogramm der Regie
rung von einer breiten M e hrheit der Bevölkerung getragen wird. Die  Akzep
tanz der Reformen dürfte auf spürbare Erfolge, wie etwa die Schaffung 
zahlreicher Arbeitsplätze im privaten Sektor, zurückzuführen sein. 

Die in den Regierungen der ZOE -Länder vertretenen Parte ien bekennen 
s ich zu Demokrati e, Plu ral i smus und M arktwirtschaft und stel len in  i h rer 
Programmat ik  die pol i t i schen und wirtschaftl i chen Reformen n icht  i n  
Frage.  Der  pol i ti sche Wi l le, zu  E uropa zu  gehören, wird von al len 
staatstragenden Kräften dieser Region  klar artiku l iert .  Es  i s t  somit  zu 
hoffen ,  daß der Reformprozeß in jedem Fal l  weitergeführt werden wird.  
Vom Wählerverhalten bei  den 1 993  in verschiedenen Ländern abgehalte
nen Wahlen kann abgeleitet werden, daß die Bevölkerung die jewei l igen 
Reformen trägt und s ich  weitgehend von extrem rechts und l inks ori ent ier-
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ten Parteien abwendet. Sie erwartet sich aber eine Verbesserung ihrer 
Lebensqualität und der wirtschaftlichen Situation. 

Seit der Wende 1 989 sind in den ZOE-Staaten die früheren Bedrohungs
ängste durch die NATO und ein erstarkendes Deutschland endgültig einem 
"Drang nach Westen" gewichen. Diese Länder erheben mehr oder weniger 
deutlich die Forderung an den Westen, sein Wort einzulösen und gemeinsa
me Sicherheitsstrukturen zu schaffen sowie in Politik und Wirtschaft 
"irreversible Verflechtungen" in Europa herbeizuführen. Der grundlegen
de Systemwandel in Osteuropa, die Suche der früheren Warschauer-Pakt
Staaten nach einer neuen Identität, nach neuen außenpolitischen Bezugs
punkten, nach Förderung und Unterstützung der komplexen Transforma
tionsprozesse, all dies traf den Westen weitgehend unvorbereitet. Seine 
Reaktion ist von Zurückhaltung geprägt, Konzepte sind b isher nur 
ansatzweise erkennbar. 

Dafür gibt es verschiedene Gründe. Der Warschauer Pakt war jahrzehnte
lang scheinbar monolithisch und stabil und damit für das Ausland 
berechenbar. Der Verlust dieser Berechenbarkeit, den die neue Situation 
mit sich brachte, stellt für den Westen einen Unsicherheitsfaktor dar. 
Weiters hatten europäisch-atlantische Organisationen bisher spezifische 
Aufgaben, die den Bedingungen der Zeit vor den Veränderungen im Osten 
Europas entsprachen. So war es z. B. im Fall der KSZE die Förderung von 
Dialog und Zusammenarbeit zwischen dem östlichen und dem westlichen 
Lager, im Falle der NATO die Abwehr von Bedrohungen aus dem Osten. 
Auch die EG zielte auf die Integration der Kernländer Westeuropas ab. 
Diese Organisationen waren nur unzureichend oder überhaupt nicht auf 
eine Einbindung der Reformländer nach dem Zusammenbruch von deren 
Gesel lschafts- und Allianzstrukturen vorbereitet. Ein Grund für die 
vorsichtige Reaktion des Westens wurzelt nicht zuletzt in dem Umstand, 
daß die ZOE-Staaten selbst bei der Suche nach einer neuen I dentität im 
I nneren wie in ihren Außenbeziehungen oft noch am Anfang stehen. 

Die Neuorientierung dieser Staaten nach Westen richtet sich zumindest unter 
gegenwärtigen Bedingungen nicht gegen die östlichen Nachbarn. Vielmehr 
stellt sie positiv auf eine etappenweise Integration in die westlich geprägten 
politischen, wirtschaftlichen und Sicherheitsstrukturen ab. Dies geschieht 
auch als Rückversicherung gegen mögliche Turbulenzen im Osten. 

Um aus der bisherigen Abgeschlossenheit im Ostblock auszubrechen und 
Anschluß an eine funktionierende Wirtschaftsgemeinschaft mit demokra
tisch fundierten Normen und Standards zu finden, hat für die ZOE-Staaten 
eine Einbindung in die Europäische Union (EU) Vorrang. Mehrere Länder 
haben eine wichtige Etappe auf dem Weg zur I ntegration, den Abschluß 
von Assoziationsabkommen mit der EU (Europaabkommen) samt der 
Perspektive einer Vollmitgliedschaft, bereits erreicht. 
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Die  ablehnende H altung der N ATO gegenüber e iner Erweiterung des 
Bündnisses  wurde v .  a .  in Warschau, Prag, Preßburg und Budapest mit 
E nttäuschung registriert und a l s  Zeichen e iner fortbestehenden , vom 
Westen unterstützten Tei lung Europas nach dem M uster von Jal ta  bedau
ert .  Die  I ni t iative "Partnership for Peace",  wie s i e  am NATO-Gipfel i n  
B rüsse l  i m  Jänner 1 994 besch lo ssen wurde, eröffnet eine, wenn auch 
kondit ioni erte Beitrittsperspektive für alle europäischen N i cht- N ATO
M itgl i eder.  

Die im Februar 1 99 1  von Polen, U ngarn, der Tschechischen Repub l ik  und 
der S lowakei ins Leben gerufene Visegrad-Kooperation i st e ine wicht ige 
I ni t i at ive i n  Richtung Einbindung i n  die europäischen Integrat ionsprozes
s e .  S i e  versteht s ich nicht al s e ine I ntegrati onsgemeinschaft eigenen Typs 
m i t  von der EU abgehobenen Zie len oder a ls  Zwi scheneuropa ; se ine 
Tei l nehmer waren vie lmehr bestrebt, durch Konsul tationen und Zusam
menarbeit  untereinander gegenüber der E U  I ntegrationsfähigkeit  zu de
m onstrieren .  Zwar hat e ine Reihe von Umständen den ursprü ngl i chen 
S chwung dieser I n i t iat ive gebremst ,  doch wurden wichtige I mplem enti e
rungsschri tte unternommen .  An erster Stel l e  i st die im Frühjahr 1 993 
zwischen den vier M itgl i edsstaaten geschaffene Zentraleuropäische Frei 
h ande l szone ( C E FTA) zu nennen .  

2 .  D ie wirtschaftliche Lage im Überblick 

Ein erfo lgreicher Übergang von total itären Verhältnissen und zentra ler  
Pl anwi rtschaft zu Demokrati e und sozia ler  M arktwirtschaft i st an  spezifi 
s che E ntwicklungsbedi ngungen geknüpft und bedarf betr�icht J icher Opfer 
seitens der Bevöl kerung und der H i l feste l lung von au ßen .  Es zeigte s i ch, 
daß die Einführung der Marktwirtschaft weniger mit der E l im i nierung a i ter 
Strukturen zu tun hat a ls  vi e lmehr mit  dem Aufbau völ l ig  neuer I nstitutio
nen, die s ich a ls  überl ebens- und funktionsfähig erweisen müssen .  So 
haben z .  B .  e ine verfrühte E infü hrung der Konvert ib i l i tät ( i n  Polen )  oder 
e in verfrühter Abbau von Zol l schranken ( Polen ,  Tschechische Republ ik ,  
S l owakei )  die Entwicklung heimi scher M ärkte mehr behindert a ls  gefö r
dert .  Was man heute in  etl i chen Ländern (wie  Rumänien,  S lowakei ,  
Litauen) beobachten kann,  i s t  e ine te i lweise Rücknahme von marktwirt
schaft l i chen Reformen .  Abrupte S trukturänderungen haben Verwirrung 
und einen spürbaren N iedergang b ewirkt ; beides führte zu einem gewi ssen 
Verlus t  der Attraktivität marktwirtschaft l i cher I nstitutionen bei breiten 
B evölkerungssch ichten Zentral - ,  O st- und Südosteuropas.  

Die auf wirtschaft l i chem Gebiet ergri ffenen Maßnahmen waren v.  a .  
m akroökonomische Stab i l i s i erung, e ine Wirtschaftspoli t ik  mitte ls  Steue
rung der Ge ldmenge, Preis- und Außenhandels l ibera l i s ierung sowie Priva
t i s ieru ng.  Spü rbare Verbesserungen i n  den grundlegenden Kennziffern 
verze ichneten 1 992 und 1 993  d ie  führenden Reformländer Polen,  Ungarn, 
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die Tschechische Republik und Slowenien. Von dieser Entwicklung 
abgehoben blieben die strukturschwächeren Wirtschaften Bulgariens, 
Rumäniens und der Slowakei. 

Die Staatshaushalte gerieten in vielen Ländern zunehmend unter Druck. 
Der Abbau von unrentabler Produktion führte dazu, daß das Bruttosozial
produkt und die industriel le Produktion in den ZOE-Staaten kumuliert seit 
1 989 um bis zu 40% gefallen sind. Die Arbeitslosigkeit stieg im Schnitt auf 
1 5% der aktiven Bevölkerung. Hinzu kommt die versteckte Arbeitslosigkeit 
in nichtprivatisierten Großbetrieben. Die Preisfreigabe führte zwar zu 
erheblichen Preissprüngen, die Hyperinflation in einigen Ländern ist 
jedoch v. a. auf die Finanzierung von Budgetdefiziten durch Geldmengen
ausweitung zurückzuführen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung der gesamten Region ist nach wie vor durch 
eine Kombination von Depression und Inflation charakteris iert, wobei das 
Ausmaß regional unterschiedlich ist. Die Entwicklungen 1 993 zeigten aber, 
daß die ideelle Orientierung an westliche Normen in manchen Reformlän
dern so ausgeprägt i st, daß die Phase des Niedergangs dennoch bald 
abgeschlossen sein dürfte und Auftriebskräfte wieder in Gang kommen 
könnten. 

Im allgemeinen positiv verlief der Außenhandel mit den westlichen 
Industriestaaten. Die Ausfuhren waren eine wichtige Stütze der Nachfrage. 
Seit 1 989 vollzog sich im Außenhandel nahezu aller ZOE-Staaten eine 
deutliche Um orientierung zu den westlichen Industriestaaten, in die jetzt 
z. T. über 70% der Exporte einzelner Länder gehen. Ein Andauern dieser 
Entwicklung wird Voraussetzung für die Bedienung der beträchtlichen 
Außenverschuldung (Bulgarien, Ungarn, Polen) sein. 

Im Transformationsprozeß spielt die Privatisierung eine große Rolle .  Die 
Privatisierung der großen staatlichen Industriebetriebe kam bisher nur 
langsam voran. Entsprechende Konzepte größeren Umfangs l iefen in der 
Tschechischen Republik und in Ungarn an, wobei die angewandten 
Strategien auf durchaus unterschiedlichen Philosophien beruhen. 

Während die beiden Nachfolgestaaten der ehemaligen CSFR ihre Bemü
hungen durch eine M assenprivatisierung im Wege der " Kupon-Privatisie
rung" vorantreiben, konzentriert Ungarn seine Anstrengungen auf den 
Verkauf von staatlichen Unternehmen an Großinvestoren aus dem Aus
land. In  den meisten früheren Ostblockländern kommt die Privatisierung 
der Großindustrie schleppend voran. Kleine U nternehmen hingegen 
spielen v. a .  im Handel und im Dienstleistungsbereich eine zunehmende 
Rolle.  Ihr Beitrag zum Bruttosozialprodukt wird in Polen, U ngarn und 
Rumänien bis zu 30%, in der ehemaligen CSFR und Bulgarien bis auf 1 5% 
geschätzt, wobei ein Teil  des Wachstums der Privatwirtschaft auch auf die 
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Österreichs Osthandel 
mit  den wichtigsten H ande lspartnern i m  ersten Ha lbjahr  1 993 

Veränderung zum 
Vorjahreszeitraum  in % 

I n  M i l l iarden Schi l l ing 

Ungarn 

Tschechische = •• �� •• i 
Republ ik 

Polen 

S lowenien 

Rußl and 

I 
-30 -20 -1 0 ° 1 0  ° 2 3 4 5 6  7 8 

lmJ Export insg .  0 Import insg .  
+ 2 ,0  % - 5 , 2  % 

Q u e l l e  Österreich isches Stati st isches Z e n tra lamt ,  
Qsterre ich isches Ost- u n d  S üdost e u ropa - l nst i tuL 

G r afik Osterre ichisches Stat i s t i sches Zentral amt .  

,---------�---------, 
Im) Export insg .  IZj lmport insg . ! 

28, 1 Mrd .  S 20,2 Mrd. S 
I 

Lega l i si erung vormals  i l l ega ler  Wi rtschaftstätigkeiten zurückgeht. E in  
großer Tei l  der Privatwirtschaft wi rd von neu entstandenen, meist sehr  
k l einen Unternehmen getragen,  e in  anderer entstand aus  der  Privat is ierung 
von k le ineren staat l ichen U nternehmen .  

I n  der  Landwirtschaft i st der  Privati s ierungsprozeß (außer  in Po len) 
ebenfa l l s  nur l angsam vorangekom men .  Der Berei ch i st durch großi ndu
stri e l l e  Produktionsmethoden gekennzeichnet ,  d ie  e ine Auftei lung in 
Fami l ienbetriebe nur bei  hohen Kosten und Produktionsrückgängen 
erlauben, wie jüngste E rfahru ngen in Rumänien ze igten .  I n  Frage kommt 
daher eher der Verkauf von bestehenden Betrieben (indirekte Privati s ie
rung nach ungarischem Vorbi ld) oder e ine  gewisse Reduktion der Größe  
d ieser  überdimens ionierten U nternehmen ,  d ie  oft aus  der Zusammenfas
sung mehrerer Dörfer hervorgegangen s ind .  

Nach Analysen des  i nternationalen Währungsfonds erreicht der  gesamte 
p rivate S ektor in Polen bereits e inen Antei l  von 45%, in U ngarn ca. ein 
D rittel und in den anderen Staaten rund ein Viertel der neuen Wirtschafts
stru ktur.  
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3. Krisenzone Balkan 

Das dritte Kriegsjahr auf dem Balkan war gekennzeichnet von erbitterten 
Kämpfen in ganz Bosnien-Herzegowina und sporadischen Gefechten 
entlang der Waffensti l lstandslinien in Kroatien mit zahlreichen neuen 
Opfern sowie umfangreichen Vertreibungen und Zerstörung. Trotz des 
größten Truppeneinsatzes der VN seit ihrem Bestehen und eines aufwendi
gen Mechanismus für Hilfsl ieferungen hat sich die humanitäre Situation in 
Bosnien-Herzegowina 1 993 kontinuierlich verschlechtert. Als besonders 
gravierend für die betroffene Bevölkerung erwies sich die Behinderung der 
humanitären Maßnahmen und Hilfsli eferungen durch bosnische Serben 
und bosnische Kroaten. Zwar sind die Eckpunkte für eine mit dem 
Völkerrecht vereinbare dauerhafte Lösung durch die Grundsätze und 
Beschlüsse der internationalen Organisationen (VN, KSZE, Londoner 
Konferenz ) vorgezeichnet, doch konnte sich die Staatengemeinschaft trotz 
intensiver Diskussionen zu keinen wirksamen Maßnahmen für die Umset
zung der Sicherheitsratsresolutionen und der Beschlüsse der Londoner 
Konferenz durchringen. 

1 993 brachte den beiden von der serbischen Aggression am schwersten in 
Mitleidenschaft gezogenen Staaten, Bosnien-Herzegowina und Kroatien, 
besonders der Bevölkerung Bosnien-Herzegowinas, unermeßliches neu es 
Leiden. Der allergrößte Teil der über drei Mil l ionen Fl-qchtlinge und 
Kriegsvertriebenen aus den derzeitigen Kampfzonen sind Bürger dieses 
Landes. Die Zahl der Todesopfer in Bosnien-Herzegowina beläuft sich 
auf mehr als 200.000, auch 1 993 wurden wertvollste Kulturgüter wie z. B .  
einige der prächtigsten Moscheen und die jahrhundertealte Steinbrücke 
von Mostar durch serbische Sprengungen bzw. kroati schen Beschuß 
zerstört . 

Die Genfer Friedensgespräche führten Ende April nach monatelangen 
Verhandlungen zur Finalisierung eines von den internationalen Vermitt
lern Lord Owen und Cyrus Vance ausgearbeiteten Friedensplans für 
Bosnien-Herzegowina, der die Gliederung des Staates nach ethnischen 
Kriterien in zehn Provinzen vorsah. Der Plan wurde von der serbisch-bos
nischen Führung nach monatelanger Hinhaltetaktik Mitte Mai definitiv 
abgelehnt. Die kroatischen Machthaber in der Herzegowina nahmen den 
Plan ihrerseits zum Vorwand, um einige der darin enthaltenen Elemente, 
insbesondere hinsichtlich einer kroatischen Dominanz im Südwesten von 
Bosnien-Herzegowina, gegenüber der dortigen moslemischen Bevölkerung 
de facto durchzusetzen .  Dies führte zu einem teilweisen Zerbrechen der 
bisher an allen Fronten bestehenden Allianz zwischen den bosnisch-herze
gowinischen Regierungstruppen und den kroatischen Mil izverbänden. 
Während das Zusammenleben und die Kampfgemeinschaft aller Nationa
litäten im multiethnischen Zentrum Sarajewo ungebrochen fortbestand 
und auch das moslemisch-kroatische Bündnis im Norden und Osten des 
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Staates hi e l t, steigerte s ich der  Gegensatz der bei den Vol ksgruppen in  der 
H erzegowina und i n  Tei l en Zentralbosniens ,  oftmals  von serbi scher Seite 
begünstigt, zu ausgedehnten und erbitterten Kampfhandlungen . 

D ie  trotz der Kämpfe fortgesetzten Genfer Gespräche führten zu keinen 
p os it iven Ergebnissen .  I m  Sommer entstand ein wei terer Lösungsvor
sch lag, der die Umwand lung Bosnien-Herzegowinas in  eine Union von 
drei ethn i schen Republ iken vorsah .  Eine Verwirk l i chung dieses P lans ,  der 
von den YN und der E U  zur Bas is  der Friedensbemühungen gemacht 
wurde (Owen/Stoltenberg- Plan vom September 1 993 )  wäre a l l erd ings a ls  
Vorstufe zur Auf te i lung Bosnien- Herzegowinas und dem fo lgend als  
Ansch luß  von Tei l en des Staatsgebiets an Serb ien und Kroat ien zu 
b etrachten.  M it der s ich abzeichnenden H i nnahme von gewal tsam herbei 
geführten Grenzveränderungen wächst  die Gefahr e ines weiteren Verlusts 
an Glaubwürdigkeit n icht  n ur der in ternat ionalen Organisationen,  sondern 
der  gesamten von den VN verkörperten Rechtsordnung, an deren Bestehen 
und Respekti erung gerade k le inere Staaten wie Österreich, die keinem 
�1 i I i tä rbündnis angehören,  i n  höchstem Maße interess i e rt se in müssen.  

Sarajewo erl ebte das zweite Jahr seiner Bel agerung durch serb i sche 
Truppen und b l i eb auf die Versorgung aus der Luft angewiesen . Die für die 
bosni sche Hau ptstadt erri chtete Luftbrücke ist  m itt le rwei l e  die zeit l i ch 
l ängste der Gesch ichte. Die  Tätigkeit  der VN und anderer internationaler 
O rganisati onen ermögl i chte zwar e inem großen Tei l  der Bevölkerung das 
Überl eben,  konnte aber ni cht verh indern, daß im mer mehr M enschen von 
Hilfslieferungen abhängig wurden .  E ine Besserung der Situat ion war Ende 
1 993 nicht absehbar.  

Als unbeabsichtigt problematischer Eingri ff erweist s i ch das 1 99 1  gegen 
das ehemal ige Jugos lawien verhängte Waffenembargo des VN-S icherheits 
rats, das in  der Folge auf d ie  e inze lnen Nachfo lgestaaten übertragen wurde 
und we lches das VN- M itgl ied Bosnien-H erzegowina  an der vo l l en Aus
übung se ines ihm gemäß Art 5 1  der  VN -Charter zustehenden natürl ichen 
Rechts auf Se lbstverteidigung h indert .  

Demgegenüber hat das i m  Apri l  neuerl i ch verschärfte Wirtschaftsembargo 
gegen Serbien-Montenegro se inen Zweck bisher n icht  im angestrebten 
Umfang erfü l l t . Dazu trug s i cher l ich auch bei, daß manche Staaten das 
Wirtschaftsembargo unterl i efen .  Zwar hat es neben den exorbi tanten 
Kosten der K riegsführung und der M i ßwirtschaft zum weiteren N ieder
gang der " Bundesrepubl i k  Jugos lawien" (Serbien und Montenegro) beige
tragen,  andererseits wurde der  gewünschte Effekt, ein Ablassen Be lgrads 
von se iner  Aggress ionspol i t ik ,  n i cht e inmal  ansatzweise errei cht .  Im 
Gegentei l schuf  das  Regime von Präsident S lobodan Mi losevic durch 
Ausweisung der KSZE-Beobachtermi ss ionen im Kosovo, der Vojvodina 
und dem Sandschak im Jul i  die Voraussetzungen für e in  noch brutaleres,  
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wei l  nur mehr  schwer vom Aus land  wahrnehmbares Vorgehen gegen die 
dort l ebenden nichtserb i schen Vo lksgruppen.  

Die Fortdauer des serb i s ch en Unterdrückungsregimes im Kosovo, die  
starke mi li tärische und s icherh eitspol izei l iche Präsenz i n  dieser Region 
und die N i chtgewährung auch nur minimaler Autonomierechte durch 
Serbien gibt Anlaß zu größter Sorge, da ein genere l l er Gewaltausbruch 
u nweigerl i ch Auswirkungen auf d ie  benachbarten Staaten des süd l ichen 
Ba lkans haben würde. 1 993  war durch ein Sti l l halten sowohl  der gemäßig
ten pol it ischen Führung der Kosovo-Albaner a ls  auch der serb i schen 
Behörden gekennzeichnet .  Wie sehr deren Verhalten von den durch 
U S- Präsident Bi l l  Cl inton zu Beginn des Jahres erneuerten Drohungen 
gegenüber Belgrad bestimmt  war, l äßt s ich schwer absch ätzen . 

I m  benachbarten Mazedon ien trug d ie  Entsendung eines U S-Truppenkon
ti gents zu Jahresbeginn im Rahmen der präventiven Stat ionierung von 
VN-Truppen zur Stabi l i s i erung der Lage bei . Durch d ie  Aufnahme des 
Staates a l s  " Ehemal ige j ugos l awische Repub l ik  M azedonien" in  die 
Vere inten Nationen am 8.  Apri l  und durch die Vere inbarung d ip lomati
scher Beziehungen mit e iner Reihe  europäi scher Staaten im Dezember 
konnte Skopje seine i nternationa le  Ste l lung weiter festigen .  Österre ich 
e rkannte durch sein posi t ives Votum für die VN- M itgl i edschaft Mazedo
niens a l s  Staat am 8 .  Apri l  auf sch lüss ige Weise an und vereinbarte am 
1 1 . Oktober d ie  Aufnahm e  konsu lari scher Bezi ehungen.  

Mazedoniens Kontroverse mit Gri echenland betreffend  den Staatsnamen, 
e in ige Staatssymbole und Verfassungsbesti mmu ngen ist  weiterh in aufrech t .  
Probl eme ergaben sich auch  aus  der prekären wi rtschaft l ichen Lage ,  d i e  
durch d ie  indirekten Auswirkungen des H andel sembargos gegen d ie  
" B undesrepub l ik  Jugos lawien" noch  verschärft wurde, und  aus  den  Fragen 
im Zusammenhang mit der adäq uaten E inbindung der a lbani schen Vo lks
gruppe in  das po l i ti sche Leben . 

Die  Lage in Kroatien war durch d ie  serbische Besetzung mehr a l s  e ines 
Vierte l s  des Staatsgebiets und den Konsequenzen daraus geprägt. Das 
Land mußte das nunmehr dritte Jahr hunderttausende Vertri ebene beher
bergen und versorgen, zuzüg l i ch e iner hohen Zahl von Kriegsflüchtl ingen 
aus Bosnien- H erzegowi na .  Der Pl an der VN zur Entmi l itaris i erung der 
besetzten Gebi ete und Rückführu ng der Vertri ebenen (Vance- P lan)  vom 
Jänner 1 992 .  in  dessen Rahmen  die Erri chtung von vier VN-Schutzzonen i n  
Kroatien besch lossen worden war, harrte auch 1 993 se iner Verwirk l i chung .  
Angesichts dieses Feh lens  von Fortschritten und wegen des starken 
po l i t ischen Drucks der kroat ischen Kriegsvertri ebenen und deren Organi 
s at ionen unternahm die Führung in  Zagreb Ende Jänner  und im Sommer 
zwei  m i l i tärische Vorstöße  zur Rückeroberung serbisch besetzter Gebiete .  
E ine  dieser Aktionen galt  der S icherung der Straßenbrü cke bei  Masleni ca, 
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über welche die Hauptverkehrsverbindung zwischen Zagreb und den 
südlichen Küstengebieten läuft. 

Die Wahlen zur Komitatskammer, der zweiten Kammer des Parlaments, 
vom Februar 1 993 unter internationaler Beobachtung verliefen demokra
tisch und brachten insbesondere regionalen Parteien Dalmatiens und 
Istriens Erfolge. Von seiten der Opposition, aber auch aus Teilen der 
Regierungspartei, mehrte sich im Laufe des Jahres die Kritik an der 
Unterstützung des offiziellen Kroatiens für den Kurs der herzegowinischen 
Kroaten unter Mate Boban bzw. allgemein an der Haltung Zagrebs 
gegenüber Bosnien-Herzegowina und einer Annäherung Kroatiens an das 
Regime in Belgrad. 

Slowenien gelang es, sich vom Kriegsgeschehen weitgehend abzukoppeln 
und auf die eigene wirtschaftliche Konsolidierung zu konzentrieren. Nach 
einer Regierungsbildung auf breiter politischer Basis Anfang 1 993  und 
einer positiven Wirtschaftsentwi cklung über das Jahr kam es im Dezember 
zum vielversprechenden Beginn der Gespräche mit der EU betreffend den 
Abschluß eines Assoziationsabkommens. Lediglich das auch Slowenien 
erfassende Verbot der Waffeneinfuhr wirkt als anachronistische Reminis
zenz aus der Zeit der Zugehörigkeit zur SFR Jugoslawien nach. 

X. Entwicklungen in den UdSSR-Nachfolgestaaten 

1 .  Russische Föderation 

Die auf die Auflösung der Sowjetunion Ende 1 99 1  folgende Souveränitäts
euphorie überdeckte nur kurz die Machtrivalitäten innerhalb der russi
schen Führung. Wenn sich diese Rivali täten auch oft an ideologischen 
Fragen, namentl ich über Umfang und Geschwindigkeit der Wirtschaftsre
formen, entzündeten, waren sie bei weitem nicht immer auf einfache 
Gegensätze - etwa kommunistisch/reformistisch - zu reduzieren. Schon ab 
dem Frühjahr 1 992 begann ein Wechselspiel von Komprorniß und 
Konfrontation zwischen der Exekutiv- und der Legislativgewalt und deren 
Spitzenrepräsentanten. Die Gegensätzl ichkeit zwischen Notwendigkeit 
und Risikoträchtigkeit einer radikalen Überwindung der von Präsident 
Boris Jelzin selbst so bezeichneten "permanenten Machtkrise" mündete 
schließlich in die blutigen Auseinandersetzungen des Oktober 1 993 .  

Die Innenpolitik stand Anfang 1 993 im Zeichen erbitterter Grabenkämpfe 
und oft widersprüchlicher Entscheidungen seitens des russischen Parla
ments unter dessen Vorsitzendem Ruslan Chasbulatow. Anfang M ärz 
machte der 8 .  Kongreß der Volks deputierten die im Dezember 1 992 
mühsam errungene Einigung über ein Verfassungsreferendum zunichte . 
Präsident Jelzin reagierte auf diesen Vertrauensbruch mit der Verfügung 
einer Sonderverwaltung, die er auf dem Ende März abgehaltenen 9. Kon-

1 42 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 157 von 734

www.parlament.gv.at



Ent wicklungen in den UdSSR-Nachfolgestaaten 

greß der Vol ksdeputierten nach überstandener Amtsenthebungsabstim
mung wieder zurücknahm.  Ein neuer  Komprorniß sah  e in Referendum mit 
e iner  Vertrauensabstimmung über den Präsidenten und seinen wirtsch aft l i 
chen Kurs und Fragen betreffend  Neuwahlen des  Präsidenten und des  
Parlaments vor .  Die Vol ksabstimmung vom 25 .  Apri l brachte für den 
Präsidenten und dessen Kurs e inen respektablen Vertrauensbeweis ,  für 
Neuwahlen fanden s ich n icht  die  e rforderl ichen Mehrheiten.  Je lz in konnte 
daher nur einen indi rekten Wählerauftrag abl eiten : personalpol it isch 
durch verstärkte Distanzierung von Gegnern seines Kurses ,  insbesondere 
von se inem Stel lvertreter Alexander Ruzkoj ,  den er al l er Fun kt ionen 
enthob,  inhal t l ich durch Forcierung einer neuen Verfassung, d ie  formal 
k lare M achtverhä ltnisse ( Präs id ia l republ ik)  garantieren so l l te .  In e iner 
vom Präs identen Anfang Juni  e inberufenen Verfassungskonferenz waren 
die wi chtigsten pol i t ischen K räfte  und Regionale l iten vertreten . Diese 
b i l l igte im Jul i  trotz der Rival i täten zwi schen Präs identschaft und Parla
m ent einen einheit l ichen Verfassungsentwurf. Die wichtige F rage der 
Verfassungsannahme und ihrer  Wechselbeziehung zu Neuwah len b l i eb 
offen, das Ende des alten Parlaments war aber ein Stück näher gerückt. 
Entsprechend heftig manifesti erte s ich der Selbstbehauptungswi l l e  der 
Abgeordneten, deren Beschl üsse immer öfter a l s  reines Kräftemessen 
erschienen.  Je lz i n drängte auf d ie  mögli chst rasche Abhaltung von 
Parl amentswahlen und war mit  wechselndem Erfo lg  bemüht, d ie  dafür  
erforderl iche Unterstützung zu erhalten.  

M it der am 2 1 .  September verfügten Auflösung der zentralen Legis lativorga
ne ( Oberster Sowjet und Kongreß der Vol ksdeputierten) ,  verbunden mit der 
Ankündigung von vorgezogenen Parlamentswahlen (auf eine ebenfa l l s  i n  
Auss icht geste l lte Präsidentenneuwahl wurde später wieder verzichtet), zog 
Büris lelzin einen zu diesem Zeitpunkt unerwarteten Schlußstrich unter den 
s ich hinziehenden Machtkampf. Der erwartete Widerstand der Pa rlamenta
rier begann mit der Aus rufung Alexander Ruzkojs zum Gegenpräsidenten, 
führte zur Organisation einer bewaffneten Verteidigung des Wei ßen Hauses ,  
des Sitzes der Legis lative, und gipfe l te im blutigen Aufstand des 3 .  Oktober, 
auf den keine der Konfl iktseiten vorbereitet war. Das nicht ohne M ühe 
zustandegekommene Eingreifen der Armee sicherte ein schnel les Ende des 
Widerstands im Wei ßen H aus .  Alexander Ruzkoj und Rus l an Chasbulatow 
wurden verhaftet. Das Ende der durch das "gewaltsame Vorgehen der Re
formgegner" ausgelösten Kampfhandlungen wurde von Bundesminister 
Alois  l'vlock begrüßt, der auch die " Notwendigkeit weiterer Unterstützung 
Präsident Jelzins und der Reformbefürworter" betonte. 

D ie  am 1 2 . Dezember abgehaltenen Wahlen zu e inem neuen Parl ament -
bestehend aus zwei Kammern, der Staatsduma und dem Föderationsrat, -
und das g l ei chzeitig durchgeführte Verfassungsreferendum erfü l l ten n icht 
a l l e  H o ffnungen der rus si schen Führung. Die neue Verfassung wurde zwar 
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angenommen, die Wahlbeteil igung von 54,8% und eine Zustimmung von 
58 ,4% zeugten aber von einem geringen gesellschaftlichen Konsens zum 
ersten postsowjetischen Grundgesetz. 

Aus den Parlamentswahlen ging die nationalistisch-konservative Liberal
demokratische Partei von Wladimir Schirinowskij als relativer Sieger 
hervor (mit einem Stimmenanteil von knapp 23% für die nach Listen-Wahl
recht ermittelte Hälfte der Duma-Mandate). Schirinowskij konnte aus der 
breiten Unzufriedenheit und Unsicherheit mit populistisch-chauvinisti
schen Losungen am meisten Kapital schlagen. Die Reformparteien mußten 
eine Niederlage hinnehmen (die stärkste Einzelpartei, "Rußlands Wahl" 
unter Jegor Gajdar, erhielt ca. 1 5% und damit nur drei Prozentpunkte mehr 
als die Kommunistische Partei). Unter Berücksichtigung der nach dem 
M ehrheitswahlrecht in Einerwahlkreisen bestimmten Hälfte der Duma
Abgeordneten ergibt sich eine starke fraktionelle Zersplitterung des 
Unterhauses, was Mehrheitsfindungen in dem nach den Übergangsbestim
mungen der neuen Verfassung nur für zwei Jahre gewählten Parlament 
erschweren wird. Die als Reformdemokraten deklarierten Mandatare 
verfügen nur über etwa ein Drittel der Stimmen. 

Das innenpol itische Geschehen beeinflußte auch Rußlands Außenpolitik 
nachhaltig. Positionen, die von oppositionellen nationalistischen und 
kommunistischen Kräften eingenommen wurden und Anklänge an frühe
res Großmachtdenken und Imperialismus enthalten, fanden sich vermehrt 
in außenpolitischen Leitlinien der Regierung wieder. Auf der Suche nach 
einem dem Selbstverständnis als Großmacht entsprechenden außenpoliti
schen Konzept wurden um den Leitgedanken des "nationalen Interesses" 
im wesentl ichen folgende Prioritäten definiert : GUS- und Nachbarschafts
politik (unter besonderer Betonung des Schutzes der ethnischen Russen 
außerhalb Rußlands) ; ausgewogene internationale Beziehungen ; verstärk
te Berücksichtigung der wirtschaftlichen Aspekte der Außenbeziehungen 
(einschließlich Rüstungsexporte). In einem offiziellen internen Positions
papier sind - gleichsam als "auslösende Momente" für das Vorliegen eines 
nationalen Interesses - auch pol itische, wirtschaftl iche und mil itärische 
Bedrohungsbilder aufgezählt (jede gegen die territoriale I ntegrität Ruß
l ands und die Integrationsbemühungen der GUS gerichtete Aktivität ; 
unkontrollierte Öffnung der russischen Wirtschaft ; Frage der Verfügungs
gewalt über die strategischen Streitkräfte der früheren Sowjetunion). 

In der Praxis spiegelt sich diese Grundorientierung wider in : 
- verstärkten GUS-Initiativen und immer offener vorgetragenen Ansprü
chen auf eine Sonderrolle in den jetzt selbständigen Republiken der 
ehemaligen UdSSR (dem laut russischer Diktion "nahen Ausland"), 
- einer verstärkten Hinwendung zum asiatischen Raum (Besuch Jelzins in 
Indien, China und der Republik Korea mit unterschiedlichem Erfolg ; der 
Besuch Jelzins in Japan gab I mpulse zu einer möglichen Normalisierung), 
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� der stets erneuerten Betonung, d ie  früheren Warschauer- Pakt-Verbünde
ten weiterh in  a l s  I nteressenssphäre zu betrachten (u .  a .  in  der D i skuss ion 
um eine NATO-Erweiterung), 
� dem Vers uch,  aus e inem neuen russ isch-amerikanischen " Partner
schaftsverhä l tn i s"  wirtschaft l iche Vorte i l e  zu ziehen : in der Europapol i t ik 
drückt s ich die starke ökonomische Komponente in  den EU-Annäherungs
bemühungen aus .  

Von diesen Tendenzen is t  die Nachbarschaftspolitik Rußlands, d.  h .  die 
Au ße npo l i t ik  gegenüber dem "nahen Aus land" ,  von besonderer Bedeu
tung.  Im folgenden s ind ei nige Schwerpunkte kurz zusammengefaßt : 
� Eine aktive m i l itäri sche  Präsenz in  verschiedenen Regionen der ehemal i 
gen Sowjetunion mi t  dem ( eingestandenen) doppelten Zie l  der Friedens
und EinflußerhaItung wird immer stärker zu e inem Leitgedanken der 
russ ischen Nachbarschaftspol i t ik,  den Au ßenmi nister Andrej Kosyrew in  
se iner  Rede vor der VN-Generalversammlung erl äuterte ; für d iese  Aktivi 
täten sch lug  er  e ine i nternationa le  Finanzi erung vor. Ruß land se i  berei t ,  
e ine  so lche Mi ss ion im Ra hmen von VN und K SZE zu erfü l l en .  (Ob d ieses 
Konzept der "kontro l l i erten Domi nanz" auch für d ie  M i l i tärs akzeptabel  
i s t, b leibt dahingestel lt ) .  
� Am deut l i chsten s ind d i e  Bemühungen, ins  Wanken geratene Posit ionen 
zu  verteidigen,  i n  Transkaukasien : Obwoh l die russ i schen fri edenserhaIten
den Versu ch e  i n  Abchasien von zweife lhafter Effizi enz b l ieben, m ußte 
Georgien mit  Ru ßland,  das \Vi rtschaftssa nktionen gegen Abchas ien ver
hängt hatte, ein Stützpunkteabkommen unterzeichnen .  Der im Herbst 
geste l l te  Antrag Georgiens auf Au fnahme in die G US war eine l ogische 
Konsequenz der russ ischen U nterstützung für Präs ident  Eduard Scheward
nadse gegen innenpol i ti sche Widersacher  (Anhänger des vertri ebenen 
Präs identen Swiad Gamsachurd ia ) .  E in  Beruhigung der Lage in Georgien 
i s t  fü r Ru ßland v .  a .  wegen der Nähe zu dessen nordkaukasischem 
Territorium wichtig .  
Im Karabach-Konflikt war Ruß land bemüht, zumindest die dip lomatische 
I n it iat ive wieder an s ich zu z iehen,  wie es u.  a .  bei  dem am 8.  Oktober i n  
M oskau abgeha ltenen Treffen de r  Staatschefs von  Armenien, Aserbai
dschan und Georgien mit  Präsident le lz in deutl ich wurde. Dabei  g ing es 
um eine (durch d ie  M achtergreifung H aydar AJ iyevs in  Aserbaidschan 
begünstigte ) Zurückdrängung türki scher und i ran i scher Ambit ionen und 
auch um den Wiedereintri tt Aserbaidschans i n  d ie  G USo  
� I n  Zentralasien geht es  n ach offi zi e l l en russi schen Darste l l ungen um d ie  
S i cherung auch der  rus s i schen Grenzen vor einem Ei ndringen i s l am isch
fundamenta l i st ischen Gedankenguts ebenso wie von Waffen und Drogen.  
Ruß land hofft ,  i n  seinem � auch intern n icht unumstri ttenen � Engagement 
in Tadsch ik i stan von den übrigen zentralas iat ischen Staaten unterstützt z u  
werden (zu d iesem Zweck wurde d i e  Gründung e iner eigenen ., Verte id i 
g ungskoal i t ion" in  Angriff genommen) .  
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Territoriale Gliederung (89 "Subjekte") der Russischen Föderation 
2 1  Republiken (früher Autonome Republiken) 

6 Territorien (russ. : Kraj) 
49 Regionen (russ. : Oblast) 

2 Bundesstädte (Status wie Regionen) 
1 Autonomes Gebiet 

1 0  Autonome Distrikte (russ. : Okrug) 

Anmerkung : Die im folgenden angeführten deutschen Bezeichnungen der Föderationssubjekte 
sind nicht amtlich. Abweichende Bezeichnungen sind daher möglich. 

21 Republiken : 
Adygea (Adygien) 
Altai 
Baschkortostan 
Burjatien (Burjätien) 
Chakassien 
Dagestan 
Inguschien (Inguschetien) 

6 Territorien : 
Altai 
Chabarowsk 

49 Regionen : 
Amur 
Archangelsk 
Astrachan 
Belgorod 
Brjansk 
Irkutsk 
Iwanowo 
Jaroslawl 
Kaliningrad 
Kaluga 
Kamtschatka 
Kemerowo 
1(üow 
Kostroma 
Kurgan 
Kursk 
Leningrad 

2 Bundesstädte : 
Moskau 

1 Autonomes Gebiet : 

Kabardino-Balkarien 
Kalmükien 
Karatschajewo-Tscherkessien 
Karelien 
Komi 
Mari-EI 
Mordowien (Mordwinien) 

Krasnodar 
Krasnojarsk 

Lipetsk 
Magadan 
Moskau 
Murmansk 
Nischnij Nowgorod 
Nowgorod 
Nowosibirsk 
Omsk 
Orenburg 
Orjol (Orel) 
Penza 
Perm 
Pskow 
Rostow 
Rjasan 
Sachalin 
Samara 

St. Petersburg 

Jüdisches A. G. Birobidschan 

1 0  Autonome Disktrikte : 
Aga Burjat 
Chanty-Mansi 
Ewenk 
Jamal Nenets 

1 46 

Komi-Permjak 
Korjak 
Nenets 
Taymyr 

N ord-Ossetien 
Sacha (Jakutien) 
Tatarstan 
Tschetschenien 
Tschuwaschien 
Tüwa 
Udmurtien 

Primorskij 
Stawropol 

Saratow 
Smolensk 
Swerdlowsk 
Tambow 
Tjumen 
Tomsk 
Tscheljabinsk 
Tschita 
Tula 
Twer 
Uljanowsk (Simbirsk) 
Wladimir 
Wolgograd 
Wologda 
Woronesch 

Tschuktschi 
Ust Orda Burjat 
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Die Russische Föderation · ihre Republ i ken und Autonomen Kreise 
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- In Moldau ist die 1 4. russische Armee als Teil  der trilateralen (russisch
moldauisch-transnistrischen) Friedenseinheiten nach wie vor in Transni
strien stationiert. Neben dem Schutz der russischen Bevölkerung hat 
M oskau auch strategische Interessen. (Gelegentlich wird Transnistrien 
bereits mit dem zwischen Litauen und Polen gelegenen, zu Rußland 
gehörenden Kaliningrader Gebiet verglichen.)  
- Auf dem russisch-ukrainischen Gipfeltreffen von M assandra (3 . Septem
ber) gelang es Rußland, der unter wirtschaftlichem Druck stehenden 
Ukraine Lösungszusagen für die Fragen Schwarzrneerflotte und strategi
sche Nuklearwaffen abzuringen. Die Übertragung des ukrainischen Flot
tenanteils an Rußland als Kompensation für offene russische Finanzforde
rungen an die Ukraine (resultierend aus Energielieferungen) und die 
Verbringung sämtlicher strategischer Nuklearwaffen nach Rußland be
durften allerdings noch der parlamentarischen Behandlung. Ein möglicher 
Schlußstrich unter die Frage der Nuklearwaffen zeichnete sich zur 
Jahreswende 1 993/94 (nach Einbindung der USA in die Verhandlungen) 
ab . Die russischen Interessen an der Schwarzrneerflotte (und die damit 
zusammenhängende Nutzung bestimmter Fazi litäten auf der Krim) ent
springen eher historisch-nostalgischen Gefühlen als echten geostrategi
sehen Anliegen. 
- Während trotz kurzfristig wieder virulent gewordener Spannungen der 
Truppenabzug aus Litauen plangerecht (3 1 .  August) durchgeführt wurde, 
sind ähnliche Aussichten im Verhältnis zu Lettland und Estland (russischer 
Vorschlag : Ende August 1 994) noch fraglich. Streitpunkte bleiben weiter
hin die Behandlung der russischsprachigen Bevölkerung (obwohl kein 
formel les Junktim mit dem Abzug hergestellt wird) und - v. a .  im Falle 
Lettlands - die Weiternutzung strategischer Einrichtungen. 

Über die Nachbarschaftspolitik Rußlands im Rahmen der GUS siehe 
Abschnitt A/X/7.  

2. Ukraine 

Die katastrophale Wirtschaftslage mit den weiterhin starken Produktions
rückgängen in fast allen Wirtschaftsbereichen und einer Inflation, die die 
Grenze zur Hyperinflation längst überschritten hat, ist das größte Problem 
der selbständigen Ukraine. Die Ernte war zwar gut, die Energieknappheit 
und -abhängigkeit von Rußland und die daraus resultierende Verschul 
dung führten aber zu einer umfassenden Dependenz des neuen Staates vom 
alten Machtzentrum des ehemaligen Sowjetimperiums. Die Probleme um 
Sewastopol und die Krim, um die Schwarzmeerflotte wie um die Atomwaf
fen sind im Vergleich dazu von sekundärer Bedeutung. 

Die für eine Umstellung der Ukraine zu Demokratie, Marktwirtschaft und 
Privateigentum erforderliche institutionelle und konstitutionelle Umwäl
zung wurde bisher nur halb vol lzogen. Das noch unter den alten 
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Bedingungen gewählte Parlament i st konservativ und reformfeindl i ch .  Die 
dem Parlament u nterstehende N ationalbank gewäh rte in dessen Auftrag 
den Staatsbetrieben und Kolchosen großzügige Kredite, welche die 
Hyperinfl ation anheizten .  D ie  Privatis ierung ist über k leine bescheidene 
Anfänge n i ch t  h inausgekommen.  Da d ie  ( l eicht geänderte) Verfassung aus 
Sowjetzeiten noch immer g i l t, kann der Präsident a l l e  Materien per  Dekret 
regeln ,  soferne kein Gesetz darüber exist iert ; er  agierte bisher mehr  
etatisti sch-nat ional  a ls  refo rmfreudig.  

Der aus der Mi l itärindustrie kommende Manager Leonid Kutschma hatte 
im Herbst  1 992  die Übernahme des Mini sterpräs identenamts von der  
E inräumung weitgehender Sondervol lmachten auf wirtschaft l i chem Ge
biet für e in  ha lbes  Jahr  abhängig gemacht. Das Parlament war im M ai 1 993  
nicht bereit, d iese  Sondervo l lmachten zu verlängern.  Durchschl agende 
Erfo lge b lieben Kutschma versagt, se inen Rücktrittsgesuchen wurde aber 
n icht stattgegeben . Die  S i tuation sch ien sch l i eß l ich so  verfahren, daß in der 
öffent l ichen M einung der  Eindruck entstand, n icht nur  das Parlament,  
sondern d ie  gesamte pol i t ische Führung sei  zur Lösung der Probleme des 
Landes unfähig .  

Bewegung i n  d ie  verfahrene  po l i ti sche S i tuation brachte e in Strei k der  
Bergarbei ter  in  den Koh legruben des Donbass  im Juni .  I hren po l i t i 
schen Forderu ngen nachgebend ( Koh l e  ist  d ie  e inzige in  der Ukraine  
ausreichend vorhandene Energieque l l e) hatte das Parlament für 
26 .  September e in  Referendum über das Vertrauen  in  se ine  Tätigkeit  
und d ie  Amtsführu ng des Präs identen angesetzt . Da keine D urchfüh
rungsbestimm ungen verabs ch i edet  wurden,  kam das Referendum nicht 
zustande.  Vor dem H intergrund von Li eferstops der  Koh legruben im 
Donbass  und angesichts e iner  gro ßen Zah l ,  im wesent l i chen westukrai 
n ischer, Demonstranten vor  se inen  Toren nahm das  Parlament in  der  
Woche vor  dem angesetzten Referendum den Rücktritt des Min i sterprä
s identen an,  s prach der gesamten Regie rung das M i ßtrauen aus und 
besch l oß vorgezogene Parlamentswahlen am 27 .  März 1 994 und  Präs i 
dentenwahlen am 26 .  J u ni 1 994. D ie  ursprüngl i ch e  Absicht, i m  März 
1 994 auch Wah l en zu den  l oka len Räten abzuha l ten ,  wurde fal l enge las 
sen ,  um den Neuwah l besch l u ß  zu ermögl ichen .  

E in  neuer Ministerpräs ident wurde n icht ernannt, Präs ident  Leonid 
K rawtschu k  füh rte die  Regierung se lbst .  Die  Präs identschaftsverwaltung 
und der administrative Apparat der  Regierung wurden zusammengelegt. 
Zu Mitg l iedern se iner Regierung ernannte der Präsident mit  wenigen 
Ausnahmen b i sherige Amtsinhaber. Zum J ah reswechsel  1 993 /94 war 
u ngewiß ,  ob das von der Regierung M itte Dezember dem Parlament 
vorgel egte Paket von Wirtschaftsreformmaßnahmen mehr Aussicht auf 
E rfolg  haben würde a ls  die sechs in  der  Vergangenhei t  präsentierten .  
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Die schwere Wirtschafts- und Umstellungskrise, in der sich die Ukraine 
befindet, zeigte nicht nur die innere Uneinigkeit der Führungsschicht über 
den einzuschlagenden Weg, sie war auch dem Zusammenhalt dieses 
großen Landes, das in seiner heutigen Ausdehnung erstmals als selbständi
ger Staat exi stiert, nicht förderlich . In der Frage, ob die Ukraine zur 
Bewältigung der Wirtschaftskrise einer GUS-Wirtschaftsgemeinschaft bei
treten sollte, waren die bei den Gruppen, die den Neuwahlbeschluß 
betrieben, völlig konträrer Ansicht : Zu den Forderungen der Streikenden 
im Donbass gehörte schon früher der Eintritt in eine Wirtschaftsunion mit 
Rußland, die Bürger, die vor dem Parlament demonstrierten, lehnten diese 
jedoch strikt ab. An der GUS-Wirtschaftsgemeinschaft wird sich die 
Ukraine daher nur als assoziiertes Mitgl ied beteiligen. 

Das lange parlamentarische Tauziehen um die Ratifikation des START 
I -Vertrags fand am 1 8 . November ein Ende. Der Vertrag wurde vom 
Parlament ratifiziert, al lerdings mit zahlreichen aufschiebenden Bedingun
gen (im wesentl ichen Sicherheitsgarantien und Forderungen nach finanzi
eller Kompensation und Hilfe), sodaß die internationale Reaktion einhellig 
negativ war und die "Ratifikation" nicht als gültig erachtet wurde (vgl. 
auch Abschnitt GI 1 ). 

Das von der konservativen Parlamentsmehrheit nach langen Debatten 
angenommene Wahlgesetz sieht ein reines Majoritätswahlrecht in 450 Ei
nerwahlkreisen vor. Die wiedergegründete Kommunistische Partei wurde 
im Oktober vom Justizministerium registriert und wird bei den kommenden 
Wahlen kandidieren. 

3. Belarus 

Die Suche nach eigenstaatl icher Identität bestimmt die kontinuierlich, aber 
unspektakulär geführte Auseinandersetzung zwischen Kräften der pol iti 
schen Erneuerung und der Beharrung.  Ähnlich wie in Rußland waren 
Parlamentsneuwahlen und Verfassungsreform die bestimmenden Themen. 
Endgültige Entscheidungen wurden nicht erreicht. Staatsoberhaupt Stanis
lau Schuschkewitsch nahm zwischen radikalreformerischen Forderungen 
etwa der "Volksfront" und reformskeptischen Kreisen in Tei l en des 
Parlaments und der Regierung eine M itte l - und Mittlerstellung ein. Die 
enge Anlehnung an Rußland, die auch in wirtschaftlichen Sachzwängen 
begründet liegt (um die Jahreswende 1 993/94 erfolgte z. B. die Entschei
dung über die Fusion bei der Währungssysteme), ist begleitet vom Bemühen 
um gute Beziehungen zu den übrigen Nachbarstaaten .  

4. Moldau 

Seit Ausrufung der Republik Moldau am 27. August 1 99 1  bemüht sich 
diese um rechtsstaatliche, demokratische und marktwirtschaftliche Struk-
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turen. An einer neuen Verfassung, welche die derzeitige, im wesentl ichen 
aus sowjetischer Zeit stammende ablösen soll ,  wird gearbeitet. Parlaments
wahlen wurden für den 27. Februar 1 994 angesetzt. Dazu wurde ein neues 
Wahlgesetz verabschiedet. Das neue Parlament wird die Aufgabe haben, 
die neue Verfassung zu beschließen. 

Die mehrheitlich von Ukrainern und Russen bewohnte Region Transni
strien und das Siedlungsgebiet der Volksgruppe der Gagausen akzeptieren 
nach wie vor die Beschlüsse der Regierung und des Parlaments in der 
moldauischen Hauptstadt Chisinau nicht. Seit den bürgerkriegs ähnlichen 
Auseinandersetzungen in Transnistrien (im 1 .  Halbjahr 1 992) konnten 
weitere Ausbrüche militärischer Gewalt 1 993 jedoch verhindert werden. 
Die Verhandlungen um politische Lösungen und um den grundsätzlich 
vereinbarten Abzug der in Transnistrien stationierten russischen Truppen 
gestalteten sich schwierig, wurden aber mit bescheidenen Ergebnissen und 
trotz geringer Erfolgsaussichten weitergeführt. Die Aufrechterhaltung der 
Waffenruhe überwacht eine gemeinsame moldauisch-russisch-transnistri
sche Friedenstruppe entlang beider Ufer des Dnjestr (rumänisch : Nistru). 

Im Frühjahr 1 993 entsandte die KSZE auf Ersuchen Moldaus, Rumäniens, 
Rußlands und der Ukraine eine Langzeitmission nach Moldau, die eine 
umfassende und dauerhafte politische Regelung des Transnistrienkonflikts 
erleichtern sol l .  (Der Mission gehört auch ein österreichischer Teilnehmer 
an.) Ziele sind, die Unabhängigkeit und Souveränität Moldaus in seinen 
anerkannten Grenzen zu festigen, wobei Transnistrien einen Sonderstatus 
erhalten soll ,  ein Abkommen über den Abzug der russischen Truppen 
herbeizuführen und die Einhaltung aller internationaler Verpflichtungen 
betreffend die Rechte nationaler Minderheiten sicherzustellen. 

Eine auf beiden Seiten des Dnjestr anzuwendende tolerante Innen- und 
Minderheitenpolitik wird von den KSZE-Experten für eine gegenseitige 
Verständigung als besonders wichtig erachtet. Die strenge Anwendung 
eines Gesetzes über die moldauische ( = rumänische) Staatssprache droht 
russische und ukrainische Mitbürger zu benachteiligen. In Transnistrien 
treffen schwere, menschenrechtswidrige Diskriminierungen in erster Linie 
moldauisch sprechende Bevölkerungsteile. In  der transnistrischen "Haupt
stadt" Tiraspol wurde im Dezember ein Schauprozeß gegen sechs des 
Mordes und antisowjetischer Aktivitäten Angeklagte abgeschlossen. Ein 
Todesurteil und mehrere Freiheitsstrafen wurden ausgesprochen. Moldau 
bemühte sich, die drohende Exekution mit internationaler Hilfe zu 
verhindern. Das B MaA veröffentl ichte am 1 6 . Dezember eine entsprechen
de Erklärung. 

Außenpolitisch pflegt Moldau als zweiter rumänischer Staat eine beson
ders enge Beziehung zu Rumänien, ohne eine Union beider Staaten 
anzustreben. Daneben sind Rußland, die Ukraine und Belarus die wichtig-
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sten Partnerländer. Moldau blieb zwar de jure weiterhin der GUS fern (das 
Parlament in Chisinau lehnte im August die Ratifikation der Beitrittsur
kunde mit knapper Mehrheit ab), wurde aber Mitglied der GUS-Wirt
schaftsunion. Mit der Schaffung einer eigenen Währung, des moldauischen 
Leu, hat das Land im November zwar die Rubel-Zone verlassen, Rußland 
bleibt jedoch als Rohstoff- und Energielieferant der wichtigste Wirtschafts
partner. 

5. Transkaukasische Republiken 

Der älteste Nationalitätenkonflikt auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjet
union, der Krieg in und um Berg-Karabach, bestimmte auch 1 993 das 
politische und wirtschaftliche Schicksal in Armenien und Aserbaidschan. 
Während sich die Lage in Armenien durch wirtschaftlichen Niedergang bei 
relativer politischer Stabilität auszeichnete, durchlebte das wirtschaftlich 
besser gestellte Aserbaidschan - ausgelöst durch militärische Mißerfolge -
schwere politische Erschütterungen. Wachsender politischer Druck bis hin 
zu offenen Rebellionen in verschiedenen Landesteilen zwangen den stark 
Türkei-orientierten Präsidenten Ebulfez Elcibey, nach knapp einjähriger 
Amtszeit die Hauptstadt Baku zu verlassen ( 1 8 . Juni). Der frühere KP-Chef 
von Aserbaidschan, Haydar Aliyev, wurde zur maßgeblichen Figur. Das 
Parlament setzte ihn am 25 .  Juni als amtsführenden Präsidenten ein. (Das 
B MaA appellierte in diesem Zusammenhang an alle politischen Kräfte in 
Aserbaidschan, "gemeinsam nach einer friedlichen und verfassungskonfor
men Lösung der gegenwärtigen Krise zu suchen".) Am 29. August verlor 
Elcibey ein Vertrauensreferendum, bei den daraufhin angesetzten allge
meinen Präsidentenwahlen am 3 .  Oktober erhielt Al iyev 98% der Stimmen. 
In Abwendung von der nationalen Unabhängigkeitseuphorie suchte Aliyev 
eine Wiederannäherung an Moskau und die GUS. Das aserbaidschanische 
Parlament ratifizierte in der Folge den GUS-Beitritt. 

Zeitlich mit der Machtübernahme Aliyevs zusammenfallende Ansätze 
einer Beilegung der Kampfhandlungen in Berg-Karabach waren von kurzer 
Dauer. Die Vertreter Karabachs akzeptierten zunächst einen von den 
KSZE-Vermittlern ausgearbeiteten Zeitplan, armenische Einheiten aus 
Karabach setzten jedoch kurz darauf Übergriffe auf aserbaidschanisches 
Territorium fort. Der Flüchtlingsstrom stieg bis Jahresende auf rund eine 
Mill ion Menschen an, etwa 20% des aserbaidschanischen Territoriums 
befanden sich unter Kontrolle Karabach-armenischer Verbände. 

Die mit den Wahlen im Oktober 1 992 erfolgte Legitimierung der Staatsfüh
rung Georgiens unter Eduard Schewardnadse hatte auf die bewaffneten 
Sezessionsbestrebungen in Abchasien und die sie überlagernden politi
schen Machtkämpfe keinerlei beruhigenden Einfluß.  Das Land glitt noch 
weiter in Anarchie und wirtschaftlichen Ruin ab . Nach mehreren vergebli
chen Versuchen zur Beilegung des georgisch-abchasischen Konflikts hat 
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eine im  Ju l i  unter Vermittlung und förml icher Betei l igung Ruß l ands  
geschlossene Waffenruhe  neue  Fri edenshoffnungen geweckt. Zusätz l ich zu 
e iner  georgisch-abchasisch-russ i schen I nspektionsgruppe übernahmen in
ternationa le  Vertreter i m  Rahmen von KSZE und VN Überwachungsfunk
t ionen.  N euerl i che  Vorstöße abchasischer Verbände und Attacken  von 
Anhängern des Anfang 1 992 gestü rzten Präsidenten Swiad Gamsachu rd ia  
machten diese Fri edenshoffnungen ba ld  zunichte.  An d ie  200.000 M en 
schen flü chteten aus dem Kampfgebiet .  Die georgischen Truppen sahen 
s ich  zum Rückzug aus Abchas ien gezwungen.  Zu diesen Bedro hu ngen 
kamen innenpol it ische Auseinan dersetzungen zwischen Regierung und  
Parlament .  D ie  Folgen waren ein Wechsel an  der  Regierungsspitze und 
e ine  zeitwei l ige Suspendierung der Parlamentstätigkeit durch Präsident 
Eduard Schewardnadse, der s ich angesichts der vielfachen Bedrängnis  zu 
e iner Annäherung an Rußland und die G US veranlaßt  sah .  Georgien 
wurde G U S-Vol l  mitgl ied und sch loß  e in m i l itärisches Stützpunkteabkom
men mit  Ruß land,  das es der Regierung ermöglichte, die bereits zum 
M arsch auf Tbi l i s s i  ansetzenden Anhänger Gamsachurdias zu überwinden .  
D ieser fand kurz darauf unter vorerst  ungeklärten Umständen den Tod .  

Am 30 .  N ovember haben in  Genf unter dem Schi rm der VN mit Ruß land 
als  H i l festeI l er  ( , ,facil itator") und unter Tei lnahme je eines K SZE- und 
U N H C R-Vertreters Verhandlungen über  e ine  umfassende Beil egung des  
georgisch-abchasischen Konfl ikts begonnen.  ( Die  KSZE ist  in Georgien 
durch e ine Langzeitmiss ion vertreten,  d ie  VN haben eine Beobachtermis
s ion entsandt . )  

6. Zentralasiatische Republiken 

I n  den fünf zentralasiatischen Republ iken ( Kasachstan, K i rgisistan, Tad
sch ikistan,  Turkmenistan, Usbekistan) waren mit Ausnahme Tadschiki 
s tans keine  t iefgreifenden Schübe oder Einbrüche in der pol i t ischen 
E ntwicklung zu verzeichnen,  die  von Bemühungen zur Konsol idierung der 
jewei l igen Eigenstaatl i ch keit  geprägt war.  Die im Außenpolit ischen Be
richt 1 992 (S .  1 64 ff) umri ssenen Ausgangsparameter b l ieben gü lt ig und 
wirken fort, wobei s ich in  Kasachstan und Kirgisistan gegen Jahresende 
Anzeichen stärkerer pol it ischer Umsch i chtungen vermehrten . In Kasach 
stan erh ie l t  Präsident Nursu ltan Nasarbajew bis  zu den vorgezogenen 
Parlamentswahlen im M ärz 1 994 umfangreiche Sondervol lmachten, wäh
rend die Stel lung des ki rgis i schen Präsidenten Askar Akajew lab i ler  und 
d ie  Regierung nach Korruptionsvorwürfen zum Rücktritt gezwungen 
wurde.  

Das H auptaugenmerk in der Region galt  dem Konfl iktherd Tadschikistan, 
i n  dem s ich d ie  Problemat ik  russ i scher  "Nachbarschaftspolitik"  ebenso 
sp iegelte wie d ie  Problem atik der Staatswerdung auf einem noch stark von 
Stammestraditionen m itgeprägten Territorium.  Der Bürgerkri eg, 1 992 
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aufgrund religiöser, v.  a .  aber subethnischer Spannungen ausgebrochen, 
konnte lokalisiert, aber nicht gänzlich beendet werden. Die effektive 
Kontrolle der Zentral macht über einzelne Gebiete im Süden des Landes 
wurde zusehends prekärer, die Grenze zu Afghanistan unkontrollierbar. 
Russische Grenztruppen, später auch kasachische, kirgisische und usbeki
sche Verbände übernahmen die Bewachung, auch, wie es in offiziellen 
Stel lungnahmen hieß, zur Wahrung der "nationalen russischen Interessen" 
und der "gemeinsamen GUS-Außengrenze".  Rechtliche Basis für die 
militärische Präsenz waren ein im Mai geschlossener russisch-tadschiki
scher Freundschaftsvertrag und mehrere GUS-Vereinbarungen. Ein im Juli 
von tadschikischen Oppositionskräften gemeinsam mit afghanischen Mud
schaheddin verübter Überfal l  auf eine russische Grenzstation forderte 
mehrere Dutzend Tote und entfachte - auch unter Verweis auf das 
sowjetische Afghanistanabenteuer - eine Diskussion über die Sinnhaftig
keit derartiger Einsätze außerhalb des russischen Territoriums . Fact
finding-Missionen der KSZE und Konfliktregelungsbemühungen der VN 
(einschließlich der Entsendung eines von Österreich zur Verfügung gestell
ten Militärbeobachters) zeigen das internationale I nteresse an der Eindäm
mung dieses Konfliktherds, auch wenn die erhoffte Beruhigung noch sehr 
zweifelhaft ist. Gegen Jahresende waren erst wenige der im Verlauf der 
Kämpfe nach Afghanistan geflohenen Tadschiken zurückgekehrt. Am 
22. Dezember unterzeichneten die Staatsoberhäupter Tadschikistans und 
Afghanistans einen Freundschaftsvertrag, der dazu beitragen sollte, die 
Lage an der gemeinsamen Grenze zu entschärfen.  

7. Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) 

Im zweiten Bestandsjahr der G US gab es verstärkte Bemühungen, der 
Gemeinschaft, die sich zuvor hauptsächlich als Zweckbündnis für eine 
einigermaßen geordnete Desintegration präsentiert hatte, echte Integra
tionsfunktionen zu verleihen. 1 993 wurden fünf Ratstreffen der Staatsober
häupter abgehalten : am 22.  Jänner und 1 6 . April in  M insk, am 1 4. Mai und 
24. September in Moskau sowie am 24. Dezember in  Aschgabatl Aschcha
bad. 

Die in dieser H insicht markantesten Beschlüsse waren die Annahme einer 
Charta (Satzung) zu Beginn des Jahres und der im September unterzeichne
te Vertrag über eine Wirtschaftsunion, für deren Real isierung allerdings 
noch zahlreiche Zusatzabkommen erforderlich sind. Alle zwölf GUS-Teil
nehmer gehören der Wirtschaftsunion an (die Ukraine nur als assoziiertes 
Mitglied) .  Die erstarkende Anziehungskraft der Gemeinschaft (bzw. ihres 
mächtigsten M itglieds - Rußland) zeigte sich am Wiedereintritt Aserbai
dschans im September und am Beitritt Georgiens im Dezember. Sie scheint 
eher ökonomischen Zwängen als einem soliden Gemeinschaftsgeist zu 
entspringen. Viele Themen wurden nach wie vor bi lateral geregelt. Die 
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Entwicklungen in den UdSSR-Nacl�folgestaaten 

vo l l wert ige Tei l nahme des - völkerrechtl ich gesehen - N ichtmitg lieds 
Moldau ist  ebenfa l l s  auf wirtschaftl iche M otive und die ungeklärte  
S ituat io n  in  Transnistrien  zurückzuführen.  (Die  Regierung i n  Chis inau 
erhofft s i ch grö ßere Chancen, mi t  Rußland den Abzug von dessen Truppen 
vere inbaren zu können, wenn Moldau a l s  De-facto- Mitgl ied der Gemein
schaft auftritt . )  

Rußlands Bemühen, mit  den meisten G U S- Mitgl iedern e ine Rubel-Zone 
einzurichten, schlug vorerst feh l .  B i s  September hatten s ich sechs Staaten 
( Ruß land ,  Be larus, Armenien,  Kasachstan, Tadschik i stan, Usbeki stan) auf 
eine so l che  gee inigt.  Moskaus Forderungen an S icherstel lungen und 
Kontro l l en gegenüber den te i lnahmebereiten Regierungen veran laßten 
aber Armenien ,  Kasachstan und Usbekistan, aus der Rubel-Zone auszu
scheiden und eigene Währungen e inzuführen, während Be larus e ine 
Fusionierung seines Währungssystems mit jenem Ru ß lands beabs ichtigte.  
Zum Jahreswechsel 1 993/94 konnte  man daher kaum mehr vom Bestehen 
einer Rubel -"Zone" sprechen . 

G U S - I n d i katore n  1 99 2  

Produ ziertes Bruttoind ustrie-
Nationaleinkommen prod uktion 

Bruttoagrar
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Q u e l l e :  lf'J i e n e r  I n s t i t u t  für I nt e rn a t i o n a l e  Wi rtschaftsvergl e i c h e ,  
G raf i k :  O s t e rre i c h i s c h e s  S t a t i s t i s c h e s  Z e n t ra l a m t .  

Im militärischen und sicherheitspol itischen Bereich gab es gewisse i ntegrative 
Fortschritte. I m  August traf der Rat der Verteidigungsminister eine Vorent
scheidung über die Ablöse des Oberkommandos der - nicht rea l i s ierten -
Vere inigten G US-Streitkräfte durch einen Koordinationsstab für militärische 
Zusammenarbeit, was im  Dezember von den Staatsoberhäuptern bestätigt 
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wurde. Zum Leiter des Stabes wurde der bisherige Generalstabschef der 
Vereinigten G US-Streitkräfte, Viktor Samsonow, bestellt. (Die Ukraine hat im 
Militärbereich keine Vereinbarungen mitunterzeichnet.) Ein Gegengewicht 
zur Auflösung des Oberkommandos sollte durch die von Rußland betriebene 
Stärkung eines Systems kollektiver Sicherheit geschaffen werden, an dem sich 
vorerst acht Staaten (Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Kasachstan, Kirgi
sistan, Rußland, Tadschikistan, Usbekistan) beteiligen wollen. Ein Testfall 
für die Tragfähigkeit des kollektiven Sicherheitssystems wurde die Verteidi
gung der tadschikisch-afghanischen Grenze, die auf einem Treffen der zentra
lasiatischen Staaten und Rußlands (7. August in Moskau, Turkmenistan war 
als Beobachter anwesend) "als Teil der gemeinsamen GUS-(Außen-)Grenze" 
und als in kollektiver Verantwortung zu schützend bezeichnet wurde. Wäh
rend die Staaten der Region symbolische Kontingente abkommandierten, 
übernahm Rußland de facto all eine die Grenzsicherung (siehe auch Abschnitt 
A/X/6). Noch ungeklärt ist die Frage, ob die Aggression gegen einen Ver
tragsstaat seitens eines anderen Vertragsstaats ebenfalls als "Vertragsfall" 
anzusehen ist ( Interpretation Aserbaidschans ; motiviert durch Karabach-ar
menische Vorstöße auf aserbaidschanisches Territorium) und nicht lediglich 
eine solche durch einen Nichtvertragsstaat ( Interpretation Rußlands, Arme
niens, Tadschikistans u. a. ; trifft demgemäß z. B. auf Afghanistan zu). Die 
Ausarbeitung einer Lösung wurde im Dezember einem Expertenteam über
tragen. Der russische Diplomat Gennadij Schabannikow wurde für das 
1 .  Halbjahr 1 994. zum Generalsekretär des Rats für kollektive Sicherheit 
bestimmt. (Nach EU-Vorbild wurde im Dezember eine GUS-Vorsitz-Rota
tion eingeführt ; im 1 .  Semester 1 994 übernimmt Rußland den Vorsitz.) 

Das russische Engagement in verschiedenen Konfliktgebieten der GUS 
führte v.  a. im Rahmen der KSZE zu intensiven Beratungen darüber, wie 
die russischen Einsätze am besten den internationalen Erfordernissen von 
friedens erhaltenden und -schaffenden Maßnahmen angepaßt werden 
könnten. Unbeschadet der Tatsache, daß 1 992 und 1 993  mehr als 300 Ge
meinschaftsabkommen, -programme u.  ä. beschlossen wurden, ist eine 
umfassende tragfähige Wertegemeinschaft aller M itglieder vorerst nicht zu 
erkennen. 

XI. Hilfe an die ehemals kommunistischen Staaten 

1 .  Wirtschaftliche Lage 

Die Umwälzungen im Raum der ehemaligen UdSSR wie in Zentral- und 
Osteuropa sind wahrscheinlich die einschneidendste Veränderung seit dem 
Ende des 2. Weltkriegs. Sie zeigen nicht nur Auswirkungen auf Europa, 
sondern auch auf die weltpolitische Landschaft. I n  wirtschaftlicher Hin
sicht ergeben sich grundlegend geänderte Konstellationen : Traditionelle 
M ärkte werden aufgelöst, dafür bilden sich neue H andelsbeziehungen aus. 
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Hi((e an die ehemals kommunistischen Staaten 

Für den Westen bieten s ich günstige Exportmögl ichkeiten durch d ie  
verstärkte N achfrage der neuen Demokrati en n ach hochwertigen Konsum
gütern und  modernen Technologien,  andererseits ergeben s ich Probleme 
durch B i l l ig importe, ausgelöst durch e in  niedriges Lohnniveau und e ine 
nicht marktgerechte Kostenstruktur. Sch lußendl ich werden Alt l asten im 
U mweltbereich offensicht l i ch .  Durch transparentere Medienberi chterstat
tung wird d ie  Bevö lkerung der b etroffenen Länder und der Anrainerstaa
ten für potentie l l e  ökologische Gefahren sensib i l i s iert .  Die Umwe ltbela
stung ist  s icherl i ch eines der gravierendsten Probleme, d ie  der K ommunis 
mus h interlassen hat. 

Während der  po l i ti sche Reformprozeß von den Reformstaaten weitgehend 
als i rrevers ibe l  betrachtet w i rd und in e in  Konsol id ieru ngsstadi u m  e intritt, 
erweist s i ch d ie  Umstrukturierung der Plan- und Kommandowirtschaft auf 
e in m arkt- und privatwirtschaft l i ches System als langwieriger und schwieri
ger a ls  u rsprüngl ich angenommen.  

Keiner der  Reformstaaten hat diesen Übergang bereits zur Gänze vo l lzo
gen. 1 993  bestätigte stärker a ls  zuvor, daß d ie  Transit ion nur  unter 
erheb l ichen Opfern der Bevölkerung durchführbar i st .  Es  hat s i ch auch 
bewahrheitet ,  daß der Westen im Verhältnis  zum Gesamtbedarf nur relat iv 
wenige Mittel  zur Verfügung ste l l t  und die Hauptlast der Umstrukturie
rungsprozesse von den Reformstaaten se lbst getragen werden muß .  

D ie  durch d ie  Restrukturierung bedingte hohe Arbeits los igkeit und der  in  
v ie len Ländern schmerzl iche Real lohnverlust schaffen neue  sozia le  Proble 
me und stören se lbst in  Ländern mit  rel ativ effektivem und expandieren
dem Privatsektor den Konsol id ierungsprozeß .  Die Notwendigkeit, ein 
sozia les  Netz und eine fun kt ionierende Sozialpartnerschaft a ls  fl ankieren
de M aß nahmen für e ine e rfolgreiche E inführung der Marktwirtschaft zu 
errichten ,  w i rd a l lgemein anerkannt .  Österrei ch schenkt dieser  Erkenntnis 
bei  der Gestaltung se iner Osthi lfe besondere Aufmerksamkeit .  

Die seit  1 99 I weltweit abfl auende Konjunktur wirkt  s ich in zweifacher 
H ins icht negativ auf die Reformstaaten aus .  Trotz weitgehender Liberal i 
s ierung wurde Staaten d e s  ehemal igen Rats für Gegenseitige Wirtschafts
h i lfe ( RG W, COM ECO N) der Marktzutritt in  den Westen erschwert ,  und 
zwar n i cht nur, wei l  manche O E C D- Länder Schutzmaßnahmen gegen 
bestimmte B i l l igprodukte aus den Reformstaaten ergri ffen haben, sondern 
auch we i l  d i e  N achfrage zurückging .  Andererseits schränkt die Rezess ion  
im Westen den Ressourcentransfer West-Ost e in .  E i ne wesentli che E rhö
hung der H i lfsgelder, welche die Reformprozesse po l it i sch absichern und 
wirtschaft l ich beschleunigen könnte, i st im Westen aufgrund angespannter 
Budgetsituationen,  steigender Arbeits losigkeit und fortdauernder w i rt
schaft l icher  Rezession derzei t  kaum durchsetzbar. 
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N eben den genannten Schwierigkeiten leiden Reformstaaten, die Energie 
importieren, unter der Anhebung der Energiepreise auf Weltmarktniveau 
bei gleichzeitiger Fakturierung in Hartwährungen. Der Konflikt am Balkan 
und das Sanktionenregime der VN zeitigen ebenfalls erhebliche Belastun
gen für einzelne Staaten. 

Die ehemaligen RGW-Mitglieder versuchten in den vergangenen Jahren, 
die durch den Ausfall des RGW-Handels bedingten Exporteinbußen 
einerseits durch verstärktes Engagement im Westen zu kompensieren, 
andererseits den Handel innerhalb der Reformstaaten zu reaktivieren und 
intensivieren. Praktischen Niederschlag fanden diese Bemühungen im 
Abschluß von Freihandelsabkommen zwischen wirtschaftlich weiter fort
geschrittenen Staaten. Anfang 1 993 trat das Freihandelsabkommen zwi
schen den Visegnld-Staaten (Ungarn, Polen, Tschechische Republik, 
Slowakei) in Kraft. Slowenien verhandelte mit der Tschechischen Repu
blik, der Slowakei und Ungarn Freihandelsabkommen, die Anfang 1 994 in 
Kraft treten können, mit Polen wurden slowenischerseits ebenfalls Ver
handlungen aufgenommen. Die Visegrad- Kooperation steht auch im 
Zeichen der Bemühungen um eine Regelung der Beziehungen mit der EU 
und dem letztendlichen Wunsch um eine Aufnahme in eine gesamteuropäi
sche Architektur. 

2. Die internationale Hilfe an die Reformstaaten 
Ende 1 992 diskutierten die Gebernationen der üsthilfe, ob und wie der 
Koordinationsmechanismus geändert und den neuen Erfordernissen der 
Strukturhilfe angepaßt werden könnte. Ausschlaggebend für diese Diskus
sion war zweierlei : Im Gegensatz zu den vorangegangenen Jahren spielte 
1 993 die humanitäre Hilfe - mit Ausnahme jener an das ehemalige 
Jugoslawien und in einem geringen Umfang jener an Albanien - keine 
Rolle mehr. Andererseits ist der Entwicklungsstand der Reformstaaten sehr 
verschieden, sodaß eine stärker länderorientierte Hilfskoordination bevor
zugt wurde. 

Die Diskussion um den Umbau des G 24- Koordinationsprozesses führte 
im Mai 1 993 anläßlich der Tagung hoher Beamter der G 24 zur Revision 
des ursprünglichen Koordinationsmechanismus. Dieser Mechanismus 
trägt den geänderten Umständen und der Tatsache Rechnung, daß die 
Strukturhilfe nunmehr in geordneten Bahnen verläuft. Es wurde beschlos
sen, daß sich die Außenminister nicht mehr mindestens einmal jährl ich, 
sondern nur noch bei Bedarf, die ihnen unterstellten hohen Beamten nicht 
mehr dreimal jährlich, sondern einmal jährlich oder bei Bedarf treffen 
werden. Die G 24 hatte sich im August 1 989 im Rahmen einer Konferenz 
unter Vorsitz der Europäischen Kommission konstituiert, nachdem die EG 
vorher vom Pariser Weltwirtschaftsgipfel das Mandat erhalten hatte, die 
H ilfsrnaßnahmen an die Reformländer zu koordinieren. Die internationale 
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H i lfe der  west l ichen I ndustriestaaten an die Reformländer Zentral- und 
Osteuropas wird von der G 24, d ie  a l l e  OECD- Staaten umfaßt, o rgan i s ie rt .  

Die u rsprü ng l ich sachorientierten Arbeitsgruppen, in denen Themen 
sektori e l l  in bezug auf al le  Reformstaaten behandelt  wurden (horizontale 
Gruppen),  wurden mit  wenigen Ausnahmen (z. B .  nukleare S i ch erheit ,  
Verkehr, Umwelt) aufgelöst  und an ihrer Ste l le  die vermehrte Abhal tung 
länderspezifi scher Treffen,  wenn mögl i ch in  den Reformstaaten se lbst, 
besch lossen .  Dies  so l l  auch die Verantwortung dieser Staaten für i h re 
e igene Entwickl ung stärker dokumentieren. 1 993 fanden solche l änderspe
zifi sche Treffen mit  Bulgarien,  Rumänien und Albanien statt. Weitere 
Treffen so l l en  1 994 folgen.  Österrei ch hat in  den verschiedenen Arbei ts 
gruppen mitgearbeitet und seine Vorste l lungen e ingebracht. 

Anstel l e  der C S FR wurden die Tschechische und die S l owakische Repu
b l i k  in die G 24-Strukturhi l fe aufgenommen. 

Die  Aufnahme M azedoniens in  die G 24- H i l fe wurde beantragt und 
erfo lgte  zu J ahresmitte 1 993 unter dem Namen " Former  Yugos lav Repu
b l i c  of  M a cedonia" (FYRO M ). Die  Aufnahme der Ehemal igen j ugos lawi
sehen Republ ik  M azedonien a l s  unabhängiger Staat in d ie  EG-P H A R E
H i l fe i s t  noch offen .  I m  Dezember fand i n  Paris ein von der I nternationa len 
Bank für Wiederaufbau und E ntwicklu ng ( lBRD) organis iertes Treffen zur  
Diskuss ion über  d ie  Zahlungsbi l anzhi lfe und die Abdeckung der Schu l 
denrückstände statt . E ine  Zahlu ngsbi l anzhi lfe seitens der G 24 könnte 
nach e rfolgreicher Umschuldung u nd nach E inigung mit  dem I nternat iona
l en Währungsfonds ( IW F) und der I BRD erfo lgen . 

Die  Zahlungsh i l anzhi lfe der  G 24 an e inige Reformstaaten mußte fortge
füh rt werden .  Wie i n  der Vergangenheit  galten fo lgende Vorbedingungen : 
- Abschl u ß  e iner entsprechenden Vereinbarung des Landes mit dem I WF, 
- Besch luß  eines Strukturprogramms des IWF, 
- gen aue Festl egung der von der G 24 zur Verfügung zu ste l l enden M itte l 

durch den IWF. 
E ntsprechende Zahlungsb i lanzpakete wurden vom IWF für Bu lgari en,  
Rumänien und Albanien vorgel egt und zu Jahreswechsel  1 993 /94 i nner
ha lb der  G 24 diskuti e rt .  

Die  Hilfe an Flüchtlinge auf dem Gebiet  des ehemal i gen Jugos lawiens 
wurde 1 993 nicht mehr von der G 24,  sondern vom U N H C R  koord in iert .  
Die Europäische Kommiss ion ste l lte dem U N H C R  in Genf zur Aufarbe i 
tung und Analyse der  verschiedenen H il fszusagen Personal  zur  Verfügung .  

Die  gesamten Hilfszusagen der G 24 se i t  der Aufnahme ihrer Koord ina
t ionstätigkeit betrugen mit  Stand 30 .  Ju l i  1 993 insgesamt 5 5 ,384 I\1i l l i a rden 
E C U .  Österreichs Antei l  beträgt I t .  EU-Statist ik 1 . 898 ,97  M i l l ionen ECU 
( rund  3 , 5%) der  Gesamthi l fe (vor läufige Daten der  Europäischen K ommis 
s ion ,  Stand : 1 7 .  Februar 1 994). 
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G 24 Hilfszusagen ( 1 .  Quartal 1990 - 2. Quartal 1993) 

Währungseinheit in Millionen Ecu 
Empfänger 

Q) 
..c U 

Geberländer r::: r::: . � �  
Q) Q) ..c ;.::: r-- '"0 ' e:  r::: 'a U .J:j  � �  r::: I-< ro Q) ;::l ro ro ro 00 ..c o.. � I 00 .D "5 -U Q) en O  ...... r::: 
� '" 

� � �  u e  � ;:l 

Belgien 0, 1 2  - 1 ,38  - - 4,94 
Dänemark 1 , 1 2  1 ,23 1 , 1 1 44, 1 5  1 4,36 20,86 
Frankreich 2,27 72,70 - 1 73,49 2,88 294,00 
Deutschland 86,66 87, 1 9  - 1 .608,54 6,5 1 1 .507,30 
Griechenland 67,89 3,03 - - - -

Irland - - - - - 0,20 
Italien 299,42 2 1 , 1 7  - 1 04,94 4,28 1 90,76 
Luxemburg 0,33 0,05 0, 1 3  0, 1 2  - 0, 1 0  
Niederlande 8,42 1 1 ,42 - 1 22,02 2,45 1 4 1 ,84 
Portugal - - - 1 ,5 8  - -

Spanien 0,44 0,6 1 - 77,73 - 84,0 1 
Großbritannien 2, 1 6  5 ,43 1 ,4 1  1 4,30 0,84 24,53 
EG-Mitglieder 
insgesamt 468,84 202,83 4,03 2.146,86 3 1 ,32 2.268,54 

EG 265,47 60 1 ,00 60,06 608,67 62,00 587,04 
EIB - 1 1 5 ,00 - 85,00 - 305,00 
EGKS - - - - - -

EG insgesamt 734,31 918,83 64,09 2.840,53 93,32 3 . 160,58 

Österreich 7,8 1 3 8,93 5 5,47 1 83,54 0,62 1 53 , 1 2  
Finnland 1 ,7 8  23,05 0,03 52.03 7 1 , 1 4  89,40 
Island 0,2 1 - - - 0,02 -

Norwegen 2,86 1 0,82 - 1 5 ,94 0,86 1 0,24 
Schweden 6,55 36,40 - 66,42 76,65 46,45 
Schweiz 20, 1 9  1 1 0,44 1 7 ,73 45,02 1 1 ,40 38,82 
EFT A-Sekretariat - 0,02 - 0,02 - 0,03 
EFf A insgesamt 39,40 2 19,66 73,23 362,98 1 60,70 338,07 

Australien - - - 0,7 1 - 1 3 ,6 1 
Kanada 0,39 1 2,28 - 3 1 3,9 1 7 ,60 93,28 
Japan 0,62 75,34 - 224,77 1 4,98 732,3 1 
Neuseeland - - - 0,02 - 25,2 1 
Türkei 89, 1 2  77,80 - 0,70 - 90,90 
USA 83,2 1 1 0 1 ,59  9,50 484,98 2 1 ,64 708,92 
G 24 947,05 1 .405,50 146,81 4.228,59 298,26 5. 162,88 

EBRD 78,54 1 1 1 , 1 0  74,20 - 38 ,40 1 77,40 
Weltbank 69,27 337,40 - 528,45 22,47 1 .766,57 
IWF 68,49 452,63 20 1 ,65 887,25 300, 1 7  1 .685,77 
Int. Finanzinst. insg. 2 16,30 901 , 13  275,85 1 .4 15,70 361 ,04 3.629,74 

Insgesamt 1 . 1 63,35 2.306,63 422,67 5.644,28 659,30 8.792,62 

% 2, 1 0  4, 1 6  0, 76 1 0, 1 9  1 , 1 9  1 5,88 

Quelle : Europäische Kommission, vorläufige Zahlen ; Stand : 1 7 .  Februar 1 994. 
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Die Hilfe der EU an die Reformstaaten wurde im Rahmen des PHARE
Programms ("Poland and Hungary Assistance for the Reconstruction of 
the Economy", da Hilfe ursprünglich nur für diese bei den Staaten 
vorgesehen war) fortgeführt .  Für 1 993 betrugen die aus dem PHARE-Pro
gramm zugesagten Mittel 1 ,04 Milliarden ECU. 

Um den mehrfach geäußerten Vorwürfen der Doppelgleisigkeit der 
internationalen Hilfsanstrengungen entgegenzuwirken, wurden die Kon
takte der mit Osthilfe befaßten Internationalen Organisationen auf Arbeits
ebene intensiviert. Die länderspezifischen Treffen mit Bulgarien und 
Rumänien wurden ebenso wie jenes mit Albanien in engster Kooperation 
zwischen der G 24 und der I BRD organisiert und durchgeführt. Eine 
wachsende Zusammenarbeit im Bereich der Datenerfassung wurde mit der 
OECD aufgebaut, die in H inkunft sämtliche Projektdaten westlicher Hilfe 
an die Staaten Zentral- und Osteuropas und der ehemaligen Sowjetunion 
sammeln sol l .  

3. Die internationale GUS-Hilfe 

In  Ausführung der Konferenzergebnisse von Tokio im Oktober 1 992 kam 
es zur Errichtung von Länderkonsultativgruppen bei der Weltbank, in 
denen die Strukturhilfe und - in geringerem Maße - die humanitäre Hilfe 
(Nahrungsmittel- oder Medikamentenhilfe) für die Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion koordiniert werden . 

Die Konsultativgruppe für Belarus tagte am 27. Oktober in Paris .  Ebenfal ls 
in Paris tagte Anfang Juni die Konsultativgruppe für Rußland. Diese 
Tagung diente auch zur Vorbereitung der für Juli angesetzten G 7- Konfe
renz in Tokio und der dafür nötigen Koordination zwischen G 7 -Staaten 
und den übrigen an der Rußlandhilfe beteiligten Ländern. 

Nach dem G 7-Treffen im  Juli betragen die Hilfszusagen der westlichen 
Industriestaaten an Rußland mehr als 40 Mill iarden U S-Dol lar. Der größte 
Teil davon bezieht sich auf den Schuldenaufschub von 1 5  Milliarden 
US-Dollar im Rahmen des Pariser Klubs. 1 9  öffentl iche Gläubiger sind 
daran beteiligt. Weiters wurden Exportkredite sowie I WF- und Weltbank
kredite als Hilfe für den Übergang zur Marktwirtschaft und zur Stabilisie
rung des Rubels zugesagt. Die Weltbank und die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) sagten Kredite zum Ausbau der 
Verwaltung, des Ölsektors, zum Aufbau von Kleingewerbebetrieben, für 
Sozialprogramme, technische Hilfe u .  a. zu. 

Zur Implementierung und Koordinierung der Rußlandhilfe wurde im 
Anschluß an die Konferenz eine aus den G 7-Botschaften bestehende 
"Support Implementation Group" in Moskau unter der Leitung der USA 
eingerichtet. In  Tokio wurde das Prinzip der Konditionalität (d. h .  die 
Auflage von konkreten Maßnahmen in Richtung pluralistischer Demokra-
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t i e  und M arktwi rtschaft) betont, und Ruß l and zu Budget- und Pre i sd i szi
p l i n  sowie zu den für d ie  Privat i s ierung nötigen Reformen i n  Just iz und 
Verwaltung aufgerufen.  

Se i tens der EU wird die Strukturhil fe für die GUS im Rahmen der  TAC I S  
(Technica l  Assistance for the Commonwealth o f  I ndependent States) 
admin i strie rt .  1 99 1  waren h iefü r  400 Mi l l ionen ECU,  1 992 450 M i l l i onen 
E C U, 1 993 5 1 0  Mi l l i onen E C U  vorgesehen.  

4. Die österreichische Hilfe für die Reformstaaten 

Die  österreichische H i l fe für d ie  Reformstaaten wird vom Gedanken der 
i nternational en So l idarität und der Überzeugung getragen ,  daß s ie  im 
gegenwärt igen Transformationsprozeß e inen wesentl i chen und unverz i cht
b aren Bestandtei l  der Außenpol i t ik  im a l lgemeinen und der Nachbar
schaftspol i t ik  im besonderen darste l l t .  Dementsprechend ori ent i e rt s i e  s i ch 
e inerseits an den im Rahmen der G 24 bzw . der i nternationalen Finanzin
st i tut ionen gefaßten Vorgaben,  anderse i ts ergibt s ich aus der Beschränkt
he i t  der  Österre ich zur Verfügung stehenden M ittel e ine Gewichtung und 
Differenzierung von der Angehotsse i te her sowie in R ichtung der Empfän
ger. Projekte wurden v.  a .  in der Tschechischen Republ ik , der S lowakei ,  i n  
U ngarn, S lowenien und Albanien i n  Angri ff genommen bzw. du rchgeführt .  

Bei  der  H i l fe für die Reformstaaten i st zwischen der h umanitären 
Sofo rth i lfe und der Strukturh i l fe zu untersche iden .  

D ie  humanitäre Soforthilfe erfo lgt i n  Sachle i stungen oder  in  Be iträgen zu 
i nternati ona len H il fsorgani sat ionen .  Solche Le i stungen wurden v. a. zu 
Beg inn des Transformationsprozess es je  nach Bedarf erbracht ( i n  Alban i en 
z .  B .  etwas l änger dauernd und para l l e l  zum Restruktur ierungsprozeß ) .  
I n sbesonders auf  dem Gebiet des  ehemal i gen J ugos law iens ergab s i ch d ie  
Notwendigkeit der  Weiterführung h umani tärer Maßnahmen.  H eute  \ver
den diese zu e inem großen Tei l aus privaten Mitte ln  finanziert .  

Die österrei ch i s che Strukturhi lfe i m  weiteren S inn  setzt s ich aus fo lgenden 
Lei stungen zusammen : 
- Know-how-Transfer 
- K redite zu günstigen Bedi ngungen,  Zahlungsb i l anzh i l fen und Beiträge 
zu Stab i l i s i erungsfonds . Dem Vol umen  nach rang ierte d i e  F inanzh i l fe i n  
d e n  ersten beiden Jahren nach der O stöffnung a n  ers ter Ste l l e ,  ist a l l erd i ngs 
durch e ine Entspannung der Verschuldungsprobl ematik in l etzter Zeit  
zurückgegangen. Als  Fo lge der Zusammenarbeit  in  den in ternationalen 
F inanzinst itut ionen hä l t  s ich Österre ich h ins icht l ich der Finanzh i lfe an den 
i nternat ionalen Konsens ,  der weder über- noch unterschritten wird .  
- Kred i te  und Garantien für österre i ch i sche U nternehmer bei  Betri ebs
g ründungen i n  Reformländern . Der "Ost-West- Fonds" und die B Ü RG E S  
Förderu ngsbank fördern Projekte ö sterrei chi scher F i rm en durch d i e  Über-
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nahme von Garantien, der ERP-Fonds gewährt günstige Kredite. Der 
"Ost-West-Fonds" der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft (FGG) ist für 
Projekte mittlerer und größerer Unternehmen mit einem I nvestitionsvolu
men von mehr als 1 0  Millionen Schi ll ing gedacht, BÜRGES für kleinere 
und mittlere Unternehmen mit einem Projektmaximum von 1 0  Mil lionen 
Schilling. 
- Zur Osthilfe im weiteren Sinn zählt auch die Beteiligung Österreichs an 
der EBRD. 

Die österreichische Osthilfe besteht im wesentlichen aus immateriellen 
Leistungen. In beschränktem Umfang können auch Sachleistungen, sofer
ne sie mit dem Know-how-Transfer in Zusammenhang stehen, erbracht 
werden. An der Vermittlung von Know-how wirkten wie in den vergange
nen Jahren praktisch alle Ressorts mit. Die von den verschiedenen 
Bundesstel len eingerichteten Seminare wurden fortgeführt, so z.  B. die 
Management- und Berufsausbildung des BMwA und der Wirtschaftskam
mer Österreich oder das Austrian Bankers' College (mehrwöchige I ntensiv
kurse für Finanz- und Bankfachleute) der Österreichischen Nationalbank. 
Das Angebot umfaßt auch Beratung im Rechtswesen, in der Statistik, im 
Normwesen bis hin zur Beratung in der Arbeitsmarktverwaltung, dem 
Zollwesen etc. 

Das BMaA führte den Kurs für Jungdiplomaten aus den Reformstaaten an 
der Diplomatischen Akademie weiter. Die Presseabteilung setzte die 
Jungjournalistenausbildung fort, wird diese Förderung allerdings ein
schränken, da der Bedarf nicht mehr so groß ist wie unmittelbar nach der 
Öffnung des Ostens . Die Kultursektion führte im ersten Halbjahr 1 993  über 
400 wissenschaftliche und kulturelle Veranstaltungen sowie Deutschkurse 
durch. Zahlreiche Österreichbibliotheken wurden betreut und einige neu 
eröffnet (siehe Ausführungen im Abschnitt I / I ) . 

Parallel zu den Maßnahmen auf Bundesebene laufen Maßnahmen der 
Bundesländer oder privater Einrichtungen und öffentlich-rechtlicher Kör
perschaften. Das Know-how-Transfer Center, eingerichtet beim Österrei
chischen Städtebund, funktioniert als Clearing-Stelle für die Vermittlung 
von Know-how im technischen, wirtschaftlichen und administrativen 
Bereich. Das Joint Vienna Institute bildet Finanz- und Bankfachleute aus 
den Reformstaaten aus ; beteiligt sind daran das B M F, die Österreichische 
Nationalbank, die EU, die Bank für Internationale Zahlungen, die EBRD, 
der I WF und die OECD. 

Ein bedeutender Zielbereich der österreichischen Osthilfe ist die Umwelt, 
im besonderen Fragen der nuklearen Sicherheit. Österreich hat seine 
Auffassungen dazu immer wieder zum Ausdruck gebracht und festgehal
ten, daß es bereit ist, technisches Know-how für Ersatzenergien und 
Energiesparformen zur Verfügung zu stellen. Neben der ato maren Gefähr-

1 64 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 179 von 734

www.parlament.gv.at



Hi({e an die ehemals kommunistischen Staaten 

dung müssen auch Umweltbelastungen durch andere Energieque l l en ,  etwa 
thermische Kraftwerke, in Rechnung geste l l t  werden.  In dieser H ins icht hat 
Österre ich durch den Öko -Fonds (dessen Agenden seit  1 993  von der 
Kommunal kredit-AG unter Aufs icht des B M UJ F  wahrgenommen  werden) 
bedeutende M ittel für den Abbau von Umweltbe lastungen in  den Nachbar
staaten b ereitgeste l l t .  

Das  B KA koordiniert die  von Österreich geförderten Projekte und hat auch 
ein eigenes Budget für techn i sche Hi l fe .  Finanziert werden eine Vie lzahl  
von Projekten im Bereich der  makroökonomischen Beratung, i ntegrierten 
Regiona lentwicklung, Aufbau von I nstitutionen im Bereich der Arbeits 
marktverwa ltung, Fremdenverkehr, öffent l iche Verwaltu ng etc .  Zur schnel
l eren Abwicklung kle inere r  Projekte im Bereich der Verwaltung wird das 
K now-how-Transfer Center vom B KA gefördert . 

Zur Berü cksi chtigung au ßenpol i ti s cher Überl egungen und zur Sondierung 
des po l i ti schen Umfelds in den Empfängerstaaten wurden die österreichi
schen Vertretungsbehörden zunehmend in die Beurte i lung konkreter 
Projekte e inbezogen .  

Projekte im Sozia lbereich werden an den Botschaften in  Prag, Preßburg, 
Budapest und Warschau weiterh in  von Sozia l - und Wanderungsattaches 
betreut.  

Die E igenarten des Transformationsprozesses,  das N ebeneinanderexist ie
ren von p rivater Unternehmerinit iative und staatl i chen Entscheidungsme
chani smen sowie ein sektori e l l  oft nur ansatzweise vorhandenes Rechtssy
stem, schaffen neue Parameter für die Beobachtung, die Informationsbe
schaffung, den I nformat ionsfluß ,  d ie  Analyse und auch für fl ankierende 
H i l feste l l ungen im I nteresse österre ichischer Unternehmen .  Gerade in 
d iesem B ereich kommt der engen Zusammenarbeit mit den Au ßenhandels 
ste l l en  der Wirtschaftskammer Österre ich besondere Bedeutung zu .  

D ie  Reformländer erwarten e inen er le ichterten M arktzutritt, e in Wunsch,  
dem die  E FTA-Abkommen weitgehend Rechnung tragen.  Die  Asymmetrie 
der E FT A-Abkommen i st durchwegs zugunsten der Transitions länder.  

S oweit aus arbeitsplatzpol it i schen E rwägungen Einfuhrrestri ktionen unbe
dingt e rforder l ich wurden, h at Österreich von diesem I nstrumentarium in 
äußerst bescheidenem Umfang Gebrauch gemacht . Österre ich ist  bestrebt ,  
l ei stungs- und konkurrenzfähige U nternehmen in den Reformstaaten und 
damit den Restrukturi erungsprozeß d i rekt zu fördern und die Beziehungen 
zu den Reformstaaten zum gegenseit igen Vorte i l  zu gestalten.  

5.  D ie österreichische GUS-Hilfe 

Für österreichische H il fsprojekte beschloß der Min i sterrat am 3 .  März 1 992 
e inen Rahmenbetrag von 1 00 M i l l ionen Schi l l ing .  B isher sind mehr als die 
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Hälfte davon zugesagt, ausbezahlt wurden knapp 40 Millionen Schilling. 
Die Durchführung von Projekten stößt angesichts der unklaren administra
tiven und politischen Situation in Rußland und anderen Nachfolgestaaten 
der ehemaligen UdSSR auf nicht unbeträchtl iche Schwierigkeiten.  M it der 
Frage der Umsetzungs- und Absorptionsfähigkeit dieser Staaten sind auch 
die übrigen Gebernationen konfrontiert. 

Die bilateralen Hilfsprojekte konzentrieren sich auf den humanitären/ 
medizinischen Bereich, auf die Landwirtschaft, die Errichtung von Klein
gewerbebetrieben und v.  a. auf die Vermittlung von Know-how. So wird 
u. a. von der Wirtschaftskammer Österreich ein Ausbildungszentrum in 
St. Petersburg errichtet. 

In die geographisch übergreifenden Ausbildungsaktivitäten österreichi
scher Institutionen (Managementausbildung durch Wirtschaftskammer 
bzw. BMwA, Bankers ' College, Diplomatische Akademie) sind auch 
Angehörige der GUS-Staaten einbezogen. 

Als Transformationshilfe im weiteren Sinn ist die Umschuldung mit 
Rußland zu betrachten.  Anläßlich des Besuchs von Premierminister Viktor 
Tschernomyrdin im November in Wien konnte, nachdem bereits im April 
im Rahmen des Pariser Klubs eine multilaterale Regelung gefunden 
worden war, ein bilaterales Umschuldungsabkommen unterzeichnet wer
den. I n  die Umschuldung fällt ein Betrag von 1 4,5  Milliarden Schilling.  
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WeltkonJerenz über Menschenrechte der Vereinten Na tionen 

B) Wien : Treffpunkt zur Weiterentwicklung der 
Menschenrechte 

I. WeItkonferenz ü ber Menschenrechte der Vereinten 
Nationen 

Die Weltkonferenz über M enschenrechte der VN war die b i sher  größte 
VN- Konferenz über M enschenrechte und auch die größte VN- K onferenz, 
d ie je  in Österreich abgehalten wurde.  S ie  fand vom 1 4 . - 2 5 .  Juni im Austria 
Center Vi enna ( ACV) statt .  

Ausgangsl age 

S ei t  der ersten Weltkonferenz über Menschenrechte 1 968  i n  Teheran hat 
s ich das M enschenrechtssystem der VN sowohl qual i tat iv ( u .  a .  durch das 
I nkrafttreten der beiden M enschenrechtspakte und a nderer internati onaler  
Rechts instrumente sowie du rch d ie  E inführung von Sonderberi chterstat
tern für besti mmte Länder bzw. zu best immten Themenkre i sen ) wie auch 
quantitativ (durch einen exp l odi erenden Arbeitsaufwand ) dynamisch wei
terentwickelt .  Ende der 80er  J ah re entstand weitum der Wun sch bzw. die 
N otwendigkeit ,  di eses System im Rahmen einer neuerl i chen weltweiten 
Großkonferenz einer Neubewertung und Wei terentwi ck lung  zu unterzi e
hen. Der konkrete Vorbereitungsprozeß wurde 1 989 m i t  einer Reso lut ion 
der VN-General versammlung (GV) eingel eitet und füh rte  nach der Absage 
Deutschl ands im Februar/ M ärz 1 992 ,  die Konferenz in Berl i n  abzuhalten.  
am 6 .  iVIai 1 992 zu r An nahme der E in ladung der österre I ch i schen B u ndes
regierung durch die G \! .  

Die  Ziele der Konferenz wurden von  der  Genera lversamm lung ( in  Resolu
t ion 45/ 1 5 5 )  w ie  fo lgt umschrieben : 

- die Fortschritte auf dem Gebiet der M enschenrechte se i t  der Verabschie
dung der A l lgemeinen Erk lä rung der  1\1enschenrechte ( 1 948) zu überprüfen 
und die  H i n dernisse e ines wei teren Fortschri tts zu  i dentifiz ieren,  
- den Zusammenhang zwischen Entwick lung und der wel tweiten Verwirk
l i chung der wirtschaftl i chen ,  sozia len und kulture l l en sowie der bürgerl i 
chen und pol i t i schen M enschenrechte zu  erörtern, 
- Mittel  und Wege für e ine  verbesserte Durchführung der bestehenden 
menschenrecht l i chen N o rmen und In strumente zu finden,  
- die Effektivi tät der Mechanismen und A rbeitsmethoden der VN auf dem 
Gebiet der Menschenrechte zu evaluieren,  
- Empfeh l ungen für e ine erhöhte Wirksamkeit der Aktivitäten und 
M echanismen der VN in  d iesem Bereich durch Programme zur Förderung 
und Überwachung der A chtung der  M enschenrechte zu erstatten,  
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- Empfehlungen für die Gewährleistung angemessener finanziel ler und 
anderer Mittel für VN-Aktivitäten zur Förderung und zum Schutz der 
Menschenrechte abzugeben. 

Eingeladen waren alle Staaten der Welt, daneben als Beobachter auch 
Vertreter verschiedener Organe der VN (insbesondere der Menschenrechts
organe) und ihrer Spezialorganisationen, anderer internationaler Organisa
tionen, der anerkannten nationalen Befreiungsorganisationen und nationa
ler Menschenrechtsinstitutionen. Schließlich waren jene nichtstaatlichen 
Organisationen (NGOs) teilnahmeberechtigt, die Beobachterstatus beim 
ECOSOC genießen oder an einem der regionalen Vorbereitungstreffen 
teilgenommen hatten.  

1 7 1  Staaten folgten der Einladung. 8 Staatsoberhäupter, 9 Regierungs
chefs,  1 07 Außenminister, 26 Justizminister, 4 Minister anderer Ressorts, 
ca. 3 .800 Regierungsdelegierte, 400 Beobachter, 2.750 Vertreter von ca. 
1 5 50  NGOs und 1 950  Journalisten kamen zur Konferenz. Insgesamt 
nahmen nahezu 1 0.000 Personen an der Konferenz teil . 

Vorbereitungen 

Bei aller grundsätzlicher Unterstützung der Konferenz waren die Erwar
tungen höchst verschieden. Trotz der günstigen politischen Ausgangslage 
herrschte zunächst keine einheitliche Auffassung über die wesentlichen 
Konferenzziele. Eine breite Einbindung aller Staaten und NGOs, der 
internationalen Organisationen und der verschiedenen Menschenrechtsor
gane sollte einen möglichst umfassenden Vorbereitungsprozeß sicherstel 
len.  

Neben den direkt zur Vorbereitung berufenen Gremien - Vorbereitungs
komitee und GV - fanden regionale Vorbereitungstreffen für Afrika (in 
Tunis), Lateinamerika/Karibik (in San Jose de Costa Rica) und Asien (in 
Bangkok) sowie eine große Zahl von "Satelliten-Treffen" statt, die unter 
Einbindung von NGOs und akademischen Kreisen einen bedeutenden 
Beitrag zu den Vorbereitungen leisteten .  Besondere Beachtung verdienen 
zwei Veranstaltungen : Die von der irischen Präsidentin Mary Robinson 
verfaßte Schlußerklärung des großangelegten Interregionalen Symposiums 
des Europarats im Jänner 1 993 in Straßburg diente in der Folge als 
Bezugspunkt für die Arbeiten am Entwurf des Schlußdokuments der 
Weltkonferenz. Gleiches gilt für die Schlußerklärung eines im selben 
Monat abgehaltenen Kolloquiums in Atlanta, das der frühere amerikani
sche Präsident Jimmy Carter organisierte. Österreich arbeitete an beiden 
Veranstaltungen mit. 

Das von der VN-GV 1 990 eingesetzte Vorbereitungskomitee für die 
Konferenz hielt zwischen September 1 99 1  und Mai 1 993 vier Tagungen ab, 
in denen u.  a. die Tagesordnung, Konferenzstruktur und Verfahrensregeln 
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sowie d ie  Konferenzdokumentation  behandelt und erste Entwürfe für das 
Schlußdokument ausgearbei tet wurden.  Wiederhol t  behi nderten t iefgre i 
fende Meinungsverschiedenheiten, die v .  a. den Entwurf des Sch lu ßdoku
ments betrafen,  dieses Vorhaben .  Während der überwiegende Tei l  der 
Staatengemeinschaft e ine Stärkung a l ler  E l emente des internationalen 
Systems zum Schutz und zur  Förderung der  Menschenrechte erwartete, gab 
es  u nter den E ntwicklungs l ändern e ine Reihe  von Stimmen, die Neuorien
t ierungen dieses Systems  verl angten .  Statt e iner Stärkung der bestehenden 
K ontro l lmechanismen,  die a ls  Vehike l  für "neo-kolon ia l e"  E inmischung in 
innere Angel egenheiten bezeichnet wurden, so l l ten fol gende Fragen in den 
Vordergrund geste l l t  werden : 
- die  Berücks ichtigung regionaler, ku l ture l ler  und rel ig iöser " Besonder
heiten" in  der Beurtei lung der Menschenrechte und i hrer Verwirk l i chung, 
- eine gl eichberechtigte Behandlung der wirtschaft l ichen und sozia len 
Rechte, 
- die umgehende Verw i rk l i chung des ., Rechts auf Entwicklung" . 

Das erstgenannte Thema gab zu Befürchtungen Ani a ß .  d ie  Un iversa l ität 
der Menschenrechte, wie  s ie  von der Al lgemeinen E rkl ärung der Men
schenrechte 1 948 internationa l  festgeschrieben \v urde, könnte in Frage 
gestel lt werden .  B i s  zum Konferenzbeginn gelang nur ein lückenh after 
E ntwurf des Schlußdokuments ,  zu umfangreichen und wesentl i chen Passa
gen bestand kein Konsens .  Die e igentl ichen Formu l i e rungsarbe iten b l i e 
b en somit  der Konferenz se lbst  überl assen.  

Unmittelbar vor der E röffnung der Wel tkonferenz wurden bei e inem 
Treffen Hoher Beamter in  Wien ( 9 . - 1 2 . Juni )  unter österreichischem Vors i tz 
d ie  Konferenzstruktur, die Besetzung der versch iedenen Leitungsfunktio
nen der Konferenz und die  E inbindung der NGOs in  das Konferenzge
schehen beschlossen.  Dabei  e in igte man s ich ,  daß die Konferenz aus e inem 
Plenum, einem H auptausschuß  und e inem Redaktionskomitee bestehen 
so l l te .  Die NGOs erhie l ten das Recht. im Plenum und im H auptausschuß  
vo l lberechtigt te i l zunehmen und - unter Berücksicht igung der  verfügbaren 
Zeit - E rk lärungen abzugeben.  Ferner konnten die NGOs an formel l en  
S itzungen des Redakt ionskomitees tei lnehmen.  

Konferenzverlauf u nd -ergebnis 

Der Genera lsekretär der VN Boutros Boutros-Ghal i  e röffnete am 1 4. Jun i  
d ie  Weltkonferenz über  Menschenrechte. I n  se iner Grundsatzrede l egte er  
e in e indeutiges Bekenntnis  zu e inem effektiven Menschenrechtsschutz ab 
und betonte, daß in Fäl l en ,  in denen ein Staat nicht in der Lage i st ,  d ie  
Menschenrechte se iner  Bürger zu gewährle i sten, d ie  Staatengemeinschaft 
zum Eingreifen aufgerufen se i .  D ie  Erklärungen von Bundespräsident 
Thomas K l est i l  und Bundeskanzler Franz Vranitzky in Anwesenhei t  
hochrangiger Regierungsvertreter und prominenter Gäste aus a l l er  Welt  
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stellten erste Höhepunkte dar. Bundesminister Alois Mock wurde zum 
Konferenzpräsidenten gewählt. 

Im Plenum der Konferenz nahmen die einzelnen Staaten zumeist auf Ebene 
des Außenministers grundsätzlich Stellung. Unter den Sprechern befanden 
sich etwa der amerikanische Außenminister Warren Christopher, sein 
russischer Amtskollege Andrej Kosyrev und EG-Kommissär für auswärtige 
Beziehungen Hans van den Broek. Daneben ergriffen eine Reihe von 
Sondergästen das Wort, so z. B. der ehemalige Präsident der USA Jimmy 
Carter, die frühere Präsidentin der Phi lippinen Corazon Aquino, der 
jordanische Kronprinz Hassan bin Talal und die Friedensnobelpreisträge
rin Rigoberta Menchu. Als Vertreter "Palästinas" sprach Yassir Arafat. 

Im Hauptausschuß wurden spezifische Fragen der Tagesordnung disku
tiert. Er bot den Delegierten, Menschenrechtsexperten und NGO-Vertre
tern ein Forum, Vorschläge für eine Verbesserung des Menschenrechts
schutzes im System der VN vorzubringen. 

Der Kern der Arbeit, die Verhandlungen über das Schlußdokument, 
erfolgte im Redaktionskomitee. Dieses konnte knapp vor Konferenzende, 
in den Abendstunden des 25. Juni, seine Arbeit abschließen und dem 
Plenum einen konsensfähigen Text übermitteln. Die schwierigen Verhand
lungen verliefen in einem ausgesprochen konstruktiven Klima. Es herrsch
te der Eindruck vor, daß alle Delegationen Interesse an einem erfolgrei
chen Konferenzabschluß hatten. 

Als Ergebnis der Konferenz wurde ein umfassendes Schlußdokument 
(Vienna Declaration and Programme of Action) ohne Abstimmung ange
nommen. Das Dokument besteht aus einer Präambel, einem Prinzipienka
talog und einem Aktionsprogramm. Entgegen ursprünglicher Befürchtung 
eines drohenden Rückschritts bekräftigt die "Vienna Declaration" beste
hende universelle Menschenrechtsstandards und bringt in einigen Fragen 
wichtige Weichenstellungen für eine Weiterentwicklung und Verbesserung 
der Menschenrechtsaktivitäten im Rahmen der VN. Das Thema Menschen
rechte kann nicht mehr von der Tagesordnung der Weltpolitik gestrichen 
werden. 

Die folgenden grundsätzlichen Aussagen der Wiener Erklärung sind 
besonders bemerkenswert : 
- Feierliches Bekenntnis aller Staaten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
im Bereich der Menschenrechte. 
- Bekräftigung der Universali tät, Unteilbarkeit und wechselseitigen Be
dingtheit aller Menschenrechte ; nationale, regionale, oder religiöse Beson
derheiten werden nicht als Entschuldigung für ein Abgehen oder eine 
Minderung von Menschenrechtsstandards anerkannt. 
- Die Förderung und der Schutz der Menschenrechte ist ein vorrangiges 
Ziel der VN und ein berechtigtes Anliegen der Staatengemeinschaft. 
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- Die  Weltkonferenz verurte i l t  s chwere und system at ische M enschen
rechtsverl etzungen in  versch iedenen Tei l en  der Welt .  
- Aufforderung an a l l e  Staaten, effektive Rahmenbedingungen zur  Ver
meidung bzw. Verfolgung von M enschenrechtsverletzungen zu schaffen .  
- Anerkennung des engen Zusammenhangs zwischen Demokrati e, bas ie
rend auf dem freien Wil l en der Bevölkerung, E ntwicklung und der 
Verwirklichung der Menschenrechte (" Recht auf E ntwicklung") .  
- Bekräftigung des Rechts auf Selbstbestimmung. 

Besondere B edeutung kommt dem Aktionsprogramm zu,  das i n  1 00 Punk
ten zu einem breiten Spektrum menschenrecht l i cher  Fragen konkrete 
Vorschläge für weitere Arbeiten enthält .  Diese Fragen rei chen von 
Diskrimin ierung und M i nderheitenschutz über die Rechte der Frauen und 
Kinder zu M enschenrechtserzi ehung und der notwendigen Stärkung des 
Systems der VN, v .  a .  des  Menschenrechtszentrums ,  und der besseren 
Koordini erung im gesamten VN-Berei ch .  Die GV und al le anderen damit 
befaßten Organe werden zu e iner raschen Umsetzung dieser Vorschläge 
aufgefordert .  Die Anregung der E insetzung eines H ochkommissars für 
M enschenrechte ist auch i n  d iesem Zusammenhang zu sehen.  

Neben der formel len K onferenzstruktur fand eine Reihe von Parallelveran
staltungen statt, in denen M enschenrechtsexperten wie Vertreter der 
un iverse l len und regionalen M enschenrechtsorgane sowie die Sonderbe
richterstatter der VN e inzel ne  Fragenbereiche debatt ierten ; die Ergebnisse 
dieser Veransta ltungen fanden oft E ingang in  d ie  Beratungen über das 
Schlußdokument .  

Die  Vertreter der nichtstaatlichen Organisationen sp ielten im Konferenzge
schehen ebenfal l s  eine wesentl iche Rol l e : Bere its vor Beginn der offiz ie l len 
Konferenz h i elten die NGOs vom 1 0 .- 1 2 .  Jun i  unter Vorsitz der südafri ka
n ischen Bürgerrechtl er in Alberti na  S i su lu e in NGO- Forum ab, in  dem in 
Plenarveranstaltungen und zahl re ichen Arbeitsgruppen das Forderungs
programm der NGOs an die offizi e l l e  Konferenz erarbei tet wurde .  E ine  im 
M enschenrechtsbereich b i sher unerrei cht  große  Zahl an NGOs war zur 
offiz ie l len Konferenz a l s  Beobachter zugelassen.  Während der gesamten 
Konferenz h i elten d ie  NGOs im ACV eine Vielzahl von Veranstaltungen, 
Vorträgen, Symposien und Seminaren zu einzelnen M enschenrechtsfragen 
ab. Auf e iner " NGO- M esse"  stel lten einzelne Organisat ionen ihre e igenen 
Aktivi täten vor und wiesen auf die z .  T. massiven M e nschenrechtsverlet
zungen h in ,  gegen die sie in i h ren He imatländern ankämpfen.  Vielfach 
berichteten Opfer über i h re furchtbaren E rl ebnisse .  Wie versch iedentl i ch  
ausgedrückt, repräsenti erten d ie  NGOs das  Gewissen der  Konferenz.  

U nter den zahlreichen Paral le lveranstaltungen befanden s i ch e in ige, d ie  
von Österreich in i t i iert wurden. Die  "Österreichische Gesel l schaft für 
Außenpol i t ik  und I nternationale  Beziehungen" organ i s ierte zwei Pane l  ver-
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anstaltungen .  Am Panel über "Menschenrechte, Demokratie und Entwick
lung" nahmen u. a. die frühere philippinische Präsidentin Corazon Aquino, 
der Präsident der Kommission " Iustitia et Pax", Kardinal Roger Etchega
ray, sowie die Präsidentin des "Greenbelt Movement" ( Kenia), Professor 
Wangari Maathaai, tei l .  Das Panel über "Menschenrechtsverletzungen in 
Kriegssituationen" beschäftigte sich ungeachtet des allgemeinen Titels 
ausschließlich mit der verheerenden Menschenrechtslage in Bosnien-Her
zegowina. An der teilweise sehr emotionellen Debatte beteiligten sich u. a. 
der Sonderberichterstatter über die Lage im früheren Jugoslawien Tadeusz 
Mazowiecki, Professor Muhamad Filipovic von der Universität Sarajewo 
und der Leiter des jüdischen Dokumentationszentrums, Simon Wiesenthal . 
Die Berichte und Empfehlungen der beiden Veranstaltungen wurden als 
Dokumente der Weltkonferenz verteilt. 

Vom Geschehen im Vienna Austria Centre örtlich getrennt fand unter dem 
Vorsitz von Vizekanzler Erhard Busek aus Anlaß der Weltkonferenz vom 
1 4. - 1 6 .  Juni in der Hofburg ein Treffen von Friedensnobelpreisträgern statt. 
Ziel des Treffens war es, daß die Friedensnobelpreisträger mit ihrer 
besonderen moralischen Autorität eine Botschaft über Frieden und Men
schenrechte an die Konferenzteilnehmer und die Weltöffentlichkeit rich
ten . 1 5  Friedensnobelpreisträger nahmen an dieser Tagung teil, darunter 
N orman Ernest Borlaug, Betty Williams, Adolfo Perez Esquivel, der Dalai 
Lama und Rigoberta Menchu. Weiters waren Vertreter von Organisatio
nen, denen der Friedensnobelpreis verliehen worden war (u. a .  UNHCR, 
UNICEF, I LO, I KRK, Amnesty International, Ärzte gegen den Atom
krieg) anwesend. Die Botschaft der Friedensnobelpreisträger, die in einer 
öffentlichen Panelveranstaltung und einer internationalen Pressekonferenz 
vorgestellt wurde, sowie eine Grußadresse des polnischen Präsidenten 
Lech Walesa wurden als Konferenzdokumente veröffentlicht. 

In  der breiten Öffentlichkeit stießen neben den Konferenzthemen zwei 
Problemkreise auf besonderes Interesse : 

- Die Anwesenheit des Dalai Lama 

Der Dalai Lama wurde von Bundesminister Alois Mock gemeinsam mit 
allen anderen Friedensnobelpreisträgern zur Veranstaltung "Menschen
rechte und Frieden" nach Wien eingeladen. Er sollte neben anderen 
Friedensnobelpreisträgern als Ehrengast der Bundesregierung bei der 
Konferenzeröffnung anwesend sein. Über chinesischen Wunsch wurde 
dem Dalai Lama zunächst vom Sekretariat der VN der Zutritt zum 
Konferenzbereich mit dem Hinweis verwehrt, dieser stünde unter der 
Hoheit der VN. In dieser Situation nahm der Dalai Lama davon Abstand, 
an der Eröffnung teilzunehmen. Bundesminister Alois Mock konnte jedoch 
gleich nach seiner Wahl zum Konferenzpräsidenten durchsetzen, daß der 
Dalai Lama im Rahmen einer NGO-Veranstaltung im Konferenzzentrum 
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auftreten hätte können .  Der Da lai Lama entschied s i ch l etzt l ich dafür, dem 
NGO-Liaison Committee im ACV einen kurzen Besuch abzustatten, seine 
Erklärung über die Universa l i tät der Menschenrechte jedoch außerhalb 
des K onferenzbereichs abzugeben .  

- Die Bosnien-Frage 

Nachdem der bosnische Außenminister H aris S i l ajci c am 1 5 . Juni  i m  Ple
num in einer bewegenden Rede die Befassung des Sicherheitsrats zur Been
digung des Völkerm ordes in sei nem Land gefordert hatte, beschl o ß  die 
\\leltkonferenz spontan noch am selben Tag einen e instimmigen Appe l l  an 
den VN-Sicherheitsrat, d ie  notwendigen M aßnahmen zu ergre ifen,  um dem 
Völkermord i n  Bosnien -Herzegowina und im besonderen in  Gorazde Ein
hal t  zu gebieten.  Zusätzl i ch zu d iesem Appel l bemühten s ich d ie  Vertreter 
der Gruppe i s l am ischer  Staaten unter Führung Pakistans,  e inen weiteren 
Besch luß  der Weltkonferenz zur Bosnienfrage herbeizuführen.  In einer 
Deklaration so l l te d ie  Konferenz den Sicherheitsrat u .  a .  auffordern , den 
Vance-Owen- Fri edensp lan unter Kapite l  V I I der U NO-Satzung durchzu
führen und das Waffenembargo in bezug auf Bosnien- Herzegowina aufzu
heben . I ntensive Konsu ltat ionen unter Vermittl ung von Konferenzpräsi 
dent Alo is  Mock versuchten in  der Folge,  e ine Konsenslösung zu finden .  Als 
keine Einigu ng erz ie l t  wurde,  beantragten die i s l ami schen Staaten eine 
Abst immung über i hren Dekl arati onsentwurf, der am 24. Juni  mit  88 Ja
Stimmen (darunter Österre i ch) ,  bei  e iner Gegenst imme ( Ru ßl and) und 
54 Enthaltungen (darunter USA und EG-Staaten) angeno mmen wurde. 

Am selben Tag wurde von der Konferenz auch ein von Kenia namens der 
afri kanischen Staaten e ingebrachter Reso lutionsentwurf zu Angola ohne 
Abstimmung angenommen.  Damit ersucht die Konferenz die internat iona
le Gemeinschaft nachdrück l ich ,  Druck auf die U N I TA auszuüben, die 
Ergebn isse der demokrati schen Wah len von 1 992 ohne Vorbehalte anzuer
kennen .  

Wertung u nd Ausblick 

Im Rückbl ick war die Konferenz sowohl  für Österre ich a l s  auch für die 
Staatengemeinschaft i n  j eder H ins icht e in großer Erfo l g : Von der Organi
sation her ge lang es, d ie  größte jemals  in Wien abgehaltene VN-Konferenz 
ordn ungsgemäß abzuwickeln .  D ie  Bewält igung a l l e r  organisatorischer 
Fragen zur vol l en Zufriedenheit  der  Konferenzte i lnehm er, das gut funktio
n ierende Konferenzzentrum,  die hervorragende Logi stik und n icht zuletzt 
das  gel ungene gese l l s chaft l iche  Rahmenprogramm unterstrichen erneut 
das Profi l  Österre ichs und Wiens als Ort der i nternat ionalen Begegnung. 
Auch die erfolgreiche Abhaltung von unzäh l igen Paral l elveranstaltungen 
der NGOs i st hervorzuh eben . Wien h at s i ch damit als eine der S i tzstädte 
der Vereinten N at ionen weltweit  in Erinnerung gerufen .  
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Eine positive Bilanz läßt sich auch über die Substanz des Konferenzergeb
nisses ziehen. Die im Konsens verabschiedete Wiener Erklärung trifft 
Aussagen von universeller Bedeutung zu zentralen Themen der Menschen
rechte. Gleichzeitig liefert das Schlußdokument mit dem Aktionspro
gramm erstmals umfassende und konkrete Vorgaben zur Reform der 
Menschenrechtsarbeit im VN-System. Im Prinzipienteil enthält die Wiener 
Erklärung die gerade für das westliche Rechtsverständnis unabdingbare 
Bekräftigung der Universalität, der Untei lbarkeit und der wechselseitigen 
Verbundenheit aller Menschenrechte . Besondere Bedeutung kommt dem 
Leitsatz zu, daß die Förderung und der Schutz der Menschenrechte ein 
berechtigtes Anliegen der Staatengemeinschaft darstellt . In H inkunft wird 
somit kein Staat Kritik an seiner Menschenrechtspolitik unter Berufung auf 
das Einmischungsverbot zurückweisen können. 

Auch die klaren Aussagen des Schlußdokuments zum Minderheitenschutz 
erscheinen aus österreichischer Sicht von spezifischem I nteresse.  Die 
Wiener Erklärung enthält weiters umfassende Aussagen über die Rechte 
der Frauen, der Kinder und anderer leicht verwundbarer Gruppen. Kein 
bisher im Rahmen der VN verabschiedetes Menschenrechtsdokument 
enthält zusammenhängend einen so weitgehenden Katalog von Schutzbe
stimmungen für zahlreiche Personengruppen. 

Im operativen Teil des Schlußdokuments verdienen v. a. jene Beschlüsse 
Beachtung, welche die Stärkung und Verbesserung der Menschenrechtsme
chanismen im System der VN, einschließlich einer entscheidenden Auf
stockung der Ressourcen, betreffen. In diesem Zusammenhang steht auch 
die Empfehlung an die 48.  Tagung der VN-GV, die Frage der Einrichtung 
eines Hochkommissars für Menschenrechte prioritär weiterzubehandeln -
eine Forderung, die seit Jahrzehnten immer wieder erhoben wurde. 

Auf der 48. VN-Generalversammlung begann die Umsetzung der Beschlüs
se der Konferenz mit zwei wesentlichen Entscheidungen : einerseits wurde 
das Wiener Schlußdokument in seiner Gesamtheit indorsiert, andererseits 
gelang eine für viele überraschende Einigung, das Amt eines VN-Hoch
kommissars für Menschenrechte zu schaffen. Es wird an der Amtsführung 
des ersten Hochkommissars liegen, zur effektiven Verwirklichung der 
Konferenzbeschlüsse beizutragen. 

Österreich wird sich bei künftigen Tagungen der GV wie bei der VN-Men
schenrechtskommission für die kontinuierliche Überprüfung der Realisie
rung der Konferenzbeschlüsse einsetzen.  Darüberhinaus sollte die Konfe
renz wesentlichen Anstoß dafür geben, im Geist der Konferenz einen 
integrierten Ansatz für den internationalen Menschenrechtsschutz zu 
erarbeiten, der den Gesamtzusammenhang der Menschenrechte zu Demo
kratie, Entwicklung und internationaler Sicherheit berücksichtigt. 
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I n  der Östere ich ischen außenpol it ischen Dokumentat ion i st e ine Sonder
nummer "Österreichische Außenpol i t ik  1 993 : Schwerpunkt Menschen
rechte" erschienen,  in der u .  a .  das Sch lußdokument der Weltkonferenz 
und weitere w ichtige Beschlüsse und E rk lärungen im Wortlaut veröffent
l icht wurden .  

11. Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs des 
Europarats 

Am 8 ./9.  Oktober fand in Wien auf österreichische E in ladung das erste 
Gipfeltreffen der  Staats - und Regierungschefs der  Mitgl iedsstaaten des 
Europarats ( E R) seit  Grü ndung dieser Organi sation im Jahr 1 949 statt. 

Ausgangslage 

Die I dee,  wie bei anderen internat ionalen I n stituti onen (z .  B .  EU ,  KSZE) 
Gipfe l treffen zur Fest legung gro ßer po l it ischer Leit l in ien auch für den 
Europarat zu nutzen, ist  n icht neu.  Schon 1 977 nahm die  Parlamentarische 
Versammlung ( PV) des Europarats die Empfehlung 803( 1977) an, in der 
u. a .  dem Min isterkom itee die Prüfung der Frage empfohlen wurde, 
Vertreter der E R- M itgl i edsstaaten wie auch K anadas und der Vere inigten 
Staaten zu e inem Gipfe l treffen einzul aden, um einen Gedankenaustausch 
und eine K oord ini erung von Positionen zu Problemen,  welche die europäi
sche und atl anti sche So l i darität bedrohen, zu ermögl ichen.  

Die Zeit  war aber noch nicht rei f, s ich auf höchster Ebene mit der Frage 
der Neuori enti erung e iner  Organi sation zu befas sen,  d ie  s ich nach ihrem 
damal igen Se lbstverständnis  in einem Übergangsstadium befand.  Der 
Europarat wurde ja  von seinen Gründervätern als I nstrument zur Ver
wirk l ichung e iner  a l l e  S taaten Europas umfassenden Einheit konzip iert .  
Zum Zeitpunkt der  PV- Empfehlung befand s ich e in  in  Ost und  West 
gespaltenes Europa noch mitten im K alten Krieg und der E uroparat 
spie lte a l s  In strument der europäischen I ntegration nur eine untergeord
nete Rol l e . 

Der Europarat setzt s ich d ie  Verwirkl i chu ng e iner dauerhaften fri ed l ichen 
Ordnung zum Ziel ,  d ie  eine Wiederho lung des Trau mas des Zweiten 
Weltkri egs für a l l e  Zeiten verhindern und a l l en Bürgern ein Leben in 
Fre iheit und Wohlstand s i chern so l l .  Europa wird dabei n icht nur als 
geographischer Begriff verstanden, sondern a l s  Ausdru ck einer Zugehörig
keit  zu einer gemeinsamen Zivil isation und Kultur, die untrennbar mit  der 
Bejahung humanist i scher  Werte, der Achtung des Menschen, se iner Rechte 
und Würde verbunden is t .  Seit 40 Jahren bemühte s i ch der Europarat auf 
der Grund lage des weltweit s icher l ich am besten entwickelten Systems zum 
Schutze der Menschenrechte um d ie  Verwi rk l i chung dieser Ziele und trug 
durch ein breites Program m  der zwischenstaat l i chen Zusammenarbeit  v .  a. 

1 7 5 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)190 von 734

www.parlament.gv.at



Wien : Treffpunkt zur Weiterentwicklung der Menschenrechte 

auf den Gebieten Recht und Kultur zur Entwicklung einer (west-)europäi
schen Identität bei. 

Als der französische Präsident Franvois Mitterrand im Mai 1992 in einer 
Rede vor der PV den Gedanken eines Gipfeltreffens wieder aufgriff, hatte 
sich die Situation in Europa und für den Europarat grundlegend verändert. 
Als einer der letzten noch lebenden Gründerväter des Europarats (er nahm 
schon an der Haager Konferenz 1 948, die ein Jahr später zur Gründung des 
Europarats führte, teil) mag es Franvois Mitterrand mit besonderer 
Genugtuung erfüllt haben, seinen Vorschlag auch vor Parlamentariern von 
drei ehemals kommunistischen Staaten, die als vollberechtigte Mitgl ieder 
in der Straßburger Versammlung saßen, vorzubringen. Zu jener Zeit war 
bereits absehbar, daß den drei Reformstaaten Polen, Ungarn und der 
CSFR rasch weitere Staaten in den Europarat folgen würden. Die Vision 
der großen Europäer Churchill und Schumann, der Europarat als Sammel
platz der demokratischen und freiheits liebenden Staaten Europas werde 
dereinst 30 Mitglieder zählen, war zu diesem Zeitpunkt beinahe erfüllt. 
Heute ist diese Zahl überschritten, die Erwartung eines demokratischen 
und freien Europas der 40 und mehr i st keine Utopie. 

Die Rasanz der Entwicklung hat auch den Europarat und seine Aufgaben
steIlung grundlegend verändert .  Die politischen Umwälzungen, die mit 
dem Fall der Berliner Mauer am 9.  November 1 989 ihren Ausgang nahmen, 
bedeuteten das Ende der ideologischen Konfrontation und der Teilung 
Europas in zwei antagonistische Lager. Als der damalige sowjetische 
Präsident und Partei chef Michail Gorbatschow im Juni 1 989 vor der 
Parlamentarischen Versammlung vom "gemeinsamen Haus Europa", aber 
auch davon sprach, daß die Zugehörigkeit der europäischen Staaten zu 
verschiedenen sozialen Systemen eine unverrückbare Tatsache darstelle,  
war nicht vorhersehbar, daß sich bereits einige Monate später die Völker 
Zentral- und Osteuropas von der bislang dominierenden Ideologie befreien 
und in weiterer Folge einen Beitritt zum Europarat, der jahrzehntelang als 
" ideologische Speerspitze des kapitalistischen Westens" gegen die "soziali
stischen" Staaten verteufelt wurde, anstreben würden. 

Die Ära der Konfrontation wurde vom Streben der neuen Demokratien 
abgelöst, nach Europa zurückzukehren und möglichst rasch auf gleichbe
rechtigter Basis in den europäischen Integrationsprozeß eingebunden zu 
werden. Angesichts der wirtschaftlichen Misere in diesen Ländern hieß 
dies in erster Linie, die Politik auf eine Annäherung an die EG auszu
richten, um der eigenen Bevölkerung rasch einen höheren Lebensstan
dard bieten zu können und damit die noch instabilen Demokratien 
abzusichern. 

1 989 schien es, als würde das Ende des Kalten Krieges unserem Kontinent 
eine historische Chance nicht nur zu dauerhaftem und echtem Frieden, 
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sondern auch d ie  M ögl ichkeit  zur Verwirk l ichung von Demokrat ie ,  
Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaat l ichkeit  und dem Bekenntn i s  zu 
e inem gemeinsamen,  vi e lfä lt igen kulture l l en Erbe bieten.  Die Euphorie der 
Stunde l i eß  d ie  Verwirkl ichung eines in  se inen demokratischen Grundwer
ten e in igen Europa mögl ich erscheinen ,  e ine  Hoffnung, d ie  s ich sehr 
schne l l  a l s  trügerisch erwies .  N icht zuletzt d ie  Tragödie im ehemal igen 
J ugos lawien m achte deutl i ch,  wie wi chtig es wäre,  zu einem umfassenden 
europäischen S icherheitssystem zu kommen, das d ie  S icherung der i nneren 
pol i t ischen Stabi l ität e ines jeden Staates und den Sch utz vor Aggressoren 
von außen ebenso beinhal tet wie es se ine Bürger wi rksam vor Wi l l kür  
schützt und i hnen  ihre Grund- und  Freiheitsrechte garantiert .  E in  so lches 
System würde die mi l itärische Sicherheit und die "demokrat ische Sicher
heit" b is  h in zur kulture l l en  und schöpferischen Fre ihe i t  des e inzel nen  bzw. 
der ethn i schen oder re l ig iösen Gruppe umfassen .  

Die  posit iven E ntwickl ungen i n  Zentra l - und Osteuropa s ind aber  von  
großen Problemen und Spannungen begleitet .  Starke E i nkommensu nter
schiede, sozia l e  Spannungen ,  wi rtschaft l i che Abhä ngigkei t von H i l fe aus 
dem Westen, Umweltprobleme und  e ine  begi n nende E nt täuschung der 
Bevölkerung über d ie  demokrat i schen Reformen ,  die n i ch t  zum sofort igen 
w i rtschaft l ichen Woh lstand geführt haben, kennzei chnen die Situati on  i n  
v ie len  S taaten Zentral- u n d  Osteuropas. Darüberh inaus ste l l en  Phänomene 
wie  Rass i smus ,  Nationa l i smus ,  Fremdenfe ind l ichkei t  und I ntol eranz n icht 
n ur in diesen Staaten eine ernste Bedrohung dar. 

]'vI i t  B l i ck auf se ine  Präs identsch aft im M i n i sterkomi tee in der Zeit von M ai 
b i s  November 1 993  erschien es  Österreich s in nvol l , den Vorschlag von 
Präsident Fran90is  M itterra nd vom Mai 1 992 aufzugreifen  li n d  es ei nem 
Gipfe l treffen der Staats - und Regierungschefs zu übertragen,  die Rol l e  des 
E R  gegenüber Zentra l - und  Osteu ropa sowie se in  Verhäl tn is  zu anderen 
i nternationa len  Organisationen  zu defin i eren und k lare Entscheidungen 
für d ie  Zukunft des Europarats zu treffen .  Gerade Österre ich ,  das den 
Menschenrechten e in en besonderen Pl atz i n  seiner Au ßenpol it ik zuwei st, 
sah im Gipfe l  die C hance, konkrete Fortschritte in den Kernbereichen der 
Tätigkeit des Europarats zu erz ie len .  I m  Frühjahr 1 992  standen in diesen 
Bere ichen einige wichtige E ntscheidungen an.  Die  schon vor Jahren in  
Angri ff genommene Reform der M echan ismen der Europäischen M en
schenrechtskonvent ion war ins  Stocken geraten und das System drohte,  
u nter der Last der zunehmenden Beschwerdefä l l e  zusammenzubrechen .  
H and lungsbedarf war  gegeben und d i e  österrei chische Präsidentschaft 
wol l te  h ier  den entsche idenden Durchbruch erzie l en .  Der Schutz nationa
l e r  M i nderheiten war e in  weiteres Thema, das den ureigensten Zuständig
keitsbere ich des Europarats berü h rt und dem Österreich seit jeher e ine 
besondere Bedeutung zumißt .  Auch hier  konnte man s ich von der 
Gipfe lkonferenz I mpulse  für konkrete Lösungen erwarten .  
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Die Entscheidung über die Einladung zum Gipfel fiel  im engen Einverneh
men zwischen der Regierung und der österreichischen parlamentarischen 
Delegation zur PV. Angesichts der deutlichen Haltung der PV in der Frage 
eines Zusatzprotokolls zur Menschenrechtskonvention und zur Frage der 
Reform der Menschenrechts-Kontrollmechanismen war dieser Umstand 
von besonderer Bedeutung. An dieser Stel le muß ganz besonders hervorge
hoben werden, daß die PV, an der Spitze ihr Präsident, stets an den Wiener 
Gipfel und seinen Erfolg geglaubt und die Bemühungen der österreichi
schen Bundesregierung in wertvoller Weise unterstützt hat. 

Es war in mehrfacher Hinsicht kein Zufall, daß dieser erste Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs in Wien stattfand. Der Europarat war und ist 
für Österreich ein wichtiges Forum, das im Rahmen seiner Kompetenzen 
zum Aufbau eines demokratischen und friedlichen Europas beitragen 
kann.  Darüber hinaus entsprach die Einladung an den Europarat zur 
Abhaltung dieser Konferenz während des österreichischen Vorsitzes im 
Ministerkomitee dem hohen Stellenwert, den Österreich der Frage des 
Schutzes der Menschen- und Minderheitenrechte beimißt. 

Teilnehmerkreis 

Das Treffen selbst sol lte den Staats- und Regierungschefs der Mitglieds
staaten vorbehalten bleiben . Es stel lte sich die Frage, ob und wie man 
Beitrittskandidaten bzw. die traditionel len Partner Europas, die USA und 
Kanada, in das Gipfeltreffen einbinden könnte . Vielfach wurde die 
Meinung vertreten, daß angesichts gesamteuropäisch relevanter Probleme, 
die auch Rußland und andere Beitrittswerber betreffen, nicht der Eindruck 
erweckt werden dürfe, es käme ein geschlossener Klub zusammen, um 
Probleme zu erörtern, deren Ursachen zum Teil außerhalb des Kreises der 
Mitgl ieder liegen. Es konnte eine Formel gefunden werden, die diesem 
Aspekt Rechnung trug und auf die äußerst knappe Zeit, die für das Treffen 
zur Verfügung stand, Bedacht nahm. 

Die Einbindung der Kandidaten - definiert als Staaten ,  deren Ansu
chen um Mitgl iedschaft vom Ministerkomitee bereits an die PV weiter
geleitet worden war (Albanien, Belarus, Kroatien, Lettland, Moldau, 
Rußland und Ukraine) - erfolgte durch einen Meinungsaustausch vor 
Beginn des eigentl ichen Gipfels am Vormittag des 8. Oktober, wobei die 
Vertreter dieser Staaten bei der Eröffnung des Gipfels und bei den 
diversen gesellschaftlichen Veranstaltungen anwesend sein konnten. 
Die Kandidatenländer demonstrierten die Wichtigkeit des Treffens 
durch die Anwesenheit hochrangiger Vertreter. Drei Staaten waren 
durch Staatschefs,  die anderen durch Regierungschefs oder Außenmini
ster, Rußland durch Vizeaußenminister Anatolij Adamischin (Außenmi
nister Andrej Kosyrew mußte kurzfristig wegen der Kaukasuskonferenz 
absagen) vertreten. Der offene und freie Gedankenaustausch erfüllte 
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d i e  E rwartungen und wurde auch von den  Medien m it großem I nteres 
se  verfo lgt .  

29  de r  32  ER- Mitgliedsstaaten waren be im  Wiener Gipfe l  durch Staats
oder Regieru ngschefs vertreten.  Der briti sche Regierungschef lohn M ajor  
mußte an der  g le ichzeitig stattfindenden Parteikonferenz der  Konservati
ven in Schott land tei l nehmen, der ungaris che Regi erungschef Jozsef Antal l  
war aus gesundheit l i chen Gründen verh indert und d er damalige griechi
sche Min isterpräs ident Konstantinos  M itsotakis mußte  wegen der am 
1 0 . Oktober  stattfi ndenden Parlamentswahlen  absagen.  Die hervorragende 
Betei l igung is t  zweife l los  e in  großer Erfolg,  da s ie zum Ausdruck brachte, 
daß die Regierungen den Europarat, se ine Aufgaben und se inen Be itrag 
zur Schaffung von Stabi l i tät und Fri eden auf unserem Kontinent anerken
nen.  

Verlauf und E rgebnisse 

B undeskanzler Franz Vranitzky wurde zum Vors i tzenden der Konferenz 
gewählt .  Danach lei tete Bundesminister Alois  Mock die  österre ichische  
Delegation .  D ie  Eröffnungsansprache h i e l t  Bundespräsident Thomas 
Klest i J .  

Prakt isch al le  Vert reter der  M itgl i edsstaaten und al le  übrigen Teilnehmer 
(d ie  Generalsekretärin des ER und der PV-Präsident, Vertreter der KSZE,  
der Kommiss ion der EG und des He i l igen Stuhls )  nahmen zu den vorn 
Gipfe l  zu behandelnden Themen Ste l lung.  Anwesend,  jedoch ohne das  
Wort zu ergre ifen, waren weiters d ie  Präs identen der Europäischen 
Kommiss ion u nd des Gerichtshofs für Menschenrechte sowie der Ständ i 
gen Konferenz der Gemeinden und  Regionen Europas.  

Die Beratungen der  Staats- und Regieru ngschefs waren von Ernst und von 
Hoffnung getragen .  S ie  zeigten durchwegs Bereitschaft, dem Europarat 
wesentl iche Aufgaben be i  der Suche nach Stabi l i tät und Fri eden in Europa 
zu übertragen .  Die  Tei lnehmer am Gedankenaustausch vor dem eigentl i 
chen Gipfe l  bekannten s i ch wie a l l e  Gipfeltei l nehmer selbst zu  e inern 
gesamteuropäischen Raum der demokratischen S icherheit und zur wichti
gen Rol l e, die dem ER in  d iesem B ereich gemeinsam und i n  Abstimmu ng 
mit  anderen europäischen I nstitut ionen wie  E U  und KSZE zukommt. 

Neben d iesem po l i t ischen Bekenntnis traf der Gipfe l  in  seiner einstimmig  
angenommenen Wiener Erklärung vorn 9 .  Oktober mehrere konkrete 
E ntscheidungen, deren wichtigste s i ch auf d ie  folgenden Punkte beziehen : 

Die  erste E ntscheidung betrifft d ie  Reform des Straßburger Menschen
rechts-Kontrollmechanismus. Das Schutzsystem der E uropäischen Men
schenrechtskonvention hat  s ich se i t  se inem B estehen zwar hervorragend 
bewährt, wurde jedoch durch d ie  ständig wachsende Anzahl der Indiv i 
dualbeschwerden i m  Verl aufe der Jahrzehnte Opfer seines eigenen E rfolgs .  

1 79 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)194 von 734

www.parlament.gv.at



Wien : Treffpunkt zur Weiterentwicklung der Menschenrechte 

In einem mühsamen Einigungsprozeß setzte sich eine Lösung durch, 
welche die Effizienz des Straßburger Schutzsystems auch in Zukunft 
sicherstel len kann. Die Staats- und Regierungschefs bekräftigten, daß es 
einen einzigen Gerichtshof geben soll ,  zu dem - wie bereits bisher zur 
Kommission - Einzelpersonen Zugang haben werden. Der klare Auftrag 
des Gipfels an das Ministerkomitee lautet, die entsprechenden juristischen 
Arbeiten zur Reform abzuschließen und die Änderung der Menschen
rechtskonvention bis M ai 1 994 unterschriftsreif zu machen . Auch wenn die 
in Wien versammelten Staats- und Regierungschefs ihre Unterschrift nicht 
unter dieses Dokument setzten, ist diese Einigung doch ein eindeutiger 
Erfolg (siehe auch die Ausführungen über die Tagung des Ministerkomi
tees am 4. November 1 993 unter Vorsitz von Bundesminister Alois Mock, 
Abschnitt A/V/Punkt 3 . 1 )  

Die zweite konkrete Entscheidung des Wiener Gipfels betrifft den Schutz 
nationaler Minderheiten. Diese Frage hat wie keine andere die Öffentlich
keit beschäftigt. Im Bewußtsein, daß ungelöste Minderheitenprobleme mit 
die Ursache für aktuelle Konflikte in Europa sind, erwartete man allgemein 
konkrete Lösungen. Die Verhandlungen gestalteten sich angesichts sehr 
unterschiedlicher Positionen ausgesprochen schwierig. Das Ministerko
mitee erhielt schließl ich den klaren Auftrag, sowohl eine Rahmenkonven
tion zum Schutz der Minderheiten als auch ein Zusatzprotokoll zur 
Menschenrechtskonvention auszuarbeiten. Diese Lösung ist ein beachtl i 
cher Fortschritt und eine tragfähige Basis für weitere Arbeiten. 

Für weitere Details wird auf die Sondernummer der Österreichischen 
außenpolitischen Dokumentation "Österreichs Außenpolitik 1 993 : 
Schwerpunkt Menschenrechte" verwiesen, die u .  a .  auch den vollen 
Wortlaut der Wiener Erklärung enthält. 

Wertung 

Ganz allgemein sind die Ergebnisse des Wiener Gipfels eine solide Basis für 
eine aktive und konstruktive Rolle des Europarats in der europäischen 
Architektur. Die Organe des Europarats wie auch die Regierungen der 
Mitgliedsländer bestätigen den Erfolg des Wiener Gipfels, der die Rich
tung für die zukünftige Tätigkeit des ER weist. Die österreichische 
Vorsitzführung durch den Bundeskanzler fand hohe Anerkennung. Der 
Europarat erscheint als ein Katalysator für den gesamteuropäischen 
Einigungsprozeß. Der Wiener Gipfel hat gemeinsame Werte definiert, die 
für das europäische Projekt auf allen Ebenen - wirtschaftlich, politisch und 
juristisch - und in ganz Europa - Ost wie West - Geltung haben. Dies ist 
die generelle Bedeutung des Gipfels für den Europarat und darüber hinaus 
für Europa insgesamt. 

Nicht unerwähnt bleiben soll die klaglose organisatorische Abwicklung 
dieses Großereignisses und die spezielle Atmosphäre, die wie schon bei 
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vie len internationalen Konferenzen in  Österreich zuvor die K onsensfi n
dung begünst igte und unserem Land vie l  Anerkennung eingetragen hat .  
Wien hat s i ch wieder e inmal  als Ort der internat ionalen Begegnung 
profi l iert .  

111. Christlich-Islamische D ialogkonferenz " Friede für die 
Menschheit" 

Auf I n it i at ive und unter dem Ehrenschutz von Bundesmi ni ster Alo is  M ock 
fand vom 30 .  M ä rz - 2 . Apri l im Kongreßzentrum H ofburg in Wien d ie  
Internat iona le  Christlich- Islamische D ialogkonferenz . , Fri ede für d ie  
M enschheit  - Grund lagen, Probleme und Zukunftsperspektiven aus  i s l a
mi scher und chri st l icher S icht" statt .  Für d ie  Organi sation waren das 
B MaA und das Rel igionstheologische I nstitut der Theol ogischen H o ch 
schu le  St .  Gabri e l  gemeinsam verantwort l ich .  Leiter der Konferenz war der 
D i rektor des Instituts, Professor Andreas Bsteh.  

Bundesmin i ster Alois  M ock eröffnete d ie  Konferen z  am 30 .  März im 
Kongreßzentrum H ofburg im Rahmen ei ner  fei er l ichen Veransta ltung.  An 
ihr nahmen u .  a .  tei l : d ie Altbundespräsi denten Rudol f Kirchschläger und 
Kurt Wa l dhe im,  Kardina l  Franz König, der Genera lsekretä r der Arabi 
schen Liga Abdel  Esmat M eguid, der Großmufti von Syrien Sheikh Ahmad 
Kaftaro, der  E rzbischof von Algier H enri Tei ss i er, der Berater des 
i ranischen Präs identen Seyed Mohammed K hatami ,  der  frühere Rel ig ions
minister I ndones i ens M unawi r Sjadza l i  und a l s  persön l iche Vertreter des 
Kronprinzen von lordanien Botscha fter AI - Khassauneh,  des Großsheikhs 
der Al -Azhar- Universität Kairo der Dekan der " FacuIty for Is lamic 
Theology" M ahmoud Zakzouk und des Präsidenten des Päpstl ichen Rates 
für den I nterre l igiösen Dia log der Sekretär des Rates Bi schof Michael 
Fitzgera ld .  

Die  e igentl iche wissenschaft l iche  Konferenz fand vom 3 1 .  M ärz - 2 .  Apri l 
unter Tei lnahme von persönl ich e ingeladenen Theol ogen, Rechtswissen
schaft lern und Poli tologen - Mus l ime und Christen aus Asien,  Afrika  und 
E uropa - statt . Die  Wissenschaftler vertraten die wesentl i chen chri st l i chen 
und i s lamischen Tradit ionen.  Die  e inzelnen Themen der Konferenz, 
- " Der Fri ede a l s  Thema i s lamischer und chri st l icher G laubensüberl i efe
rung" ; Die re l ig iösen Wurzeln des Friedens ,  
- " M enschenwürde, Gerechtigkeit und M enschenrechte" :  Die recht l i chen 
Grundlagen des Friedens im Urte i l  der Chri sten und Musl i me, 
- "Gesel l s chaft l icher Plura l i smus und g lobale  So l i darität" ; Die pol i t i 
schen Voraussetzungen eines fri edl ichen Zusammenlebens der v ie len 
Völker und Ku l turen im Verständnis  von I s lam und Chri stentum, 
wurden nach e in l eitenden Referaten von Professor  Zakzouk, Dekan der  
" FacuIty for I s l amic  Theology" der Al -Azhar- Universität in Kairo, Profes-
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sor Gottfried Vanoni, Dekan der Theologischen Hochschule St. Gabriel in 
Mödling, Professor Gerhard Luf, Rechtswissenschaftliche Fakultät der 
Universität Wien, Professor Modjtahed Schabestari, Theologische Fakultät 
der Universität Teheran, Professor K. C. Abraham, Direktor des "South 
Asia Theological Research Institute" in Bangalore ( Indien), und Herrn 
Nurcholish M adjid, " Indonesian Institute of Sciences" Jakarta, ausführ
l ich diskutiert .  

In  einer gemeinsamen, in deutscher Sprache verabschiedeten Schlußerklä
rung haben die in Wien versammelten Wissenschaftler, Christen und 
Muslime die Angehörigen ihrer eigenen Religionsgemeinschaften und die 
Verantwortli chen in Politik und Gesellschaft aufgerufen, sich gemeinsam 
für Frieden, Gerechtigkeit, soziale Sicherheit, Freiheit  und Menschenwür
de, für Toleranz, freie Religionsausübung und Schutz der Minderheiten 
und gegen Radikalismus und Mißbrauch der Lehren von Christentum und 
Is lam einzusetzen. 

Sämtliche Konferenzbeiträge werden in der Reihe " Beiträge zur Rel igions
theologie" der Theologischen Hochschule St. Gabriel Anfang 1 994 veröf
fentlicht. Eine Reihe von Folgeveranstaltungen, u .  a. eine Nachfolgekonfe
renz in Wien, ist in Aussicht genommen. 
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Der Nahe Osten und Nordafrika 

C) Der außereuropäische Raum 

I. Der Nahe Osten und Nordafrika 
Das pol i t i sche Leben Israels stand unter dem Eindruck der Friedensver
handlungen m it seinen arab i schen Nachbarn und des  Kampfes gegen 
Terroraktivitäten von dem Friedensprozeß negativ gegenüberstehenden 
Organi sationen in  den Besetzten Gebieten und im Südl ibanon.  I m  Februar 
besch loß  d i e  Regierung, d i e  Dauer der Ausweisung der 400 Hamas-Aktiv i 
sten in den Libanon zu verkürzen, wonach weitere Beschl ußfassungen im 
YN-Sicherheitsrat unterb l i eben .  B i s  Dezember wurde a l l en  Ausgewiesenen 
d ie  Rückkehr  gestattet. 

E rfo lge bei der 9. und 1 0 . Runde der b i lateral en Friedensgespräche in  
Wash ington wurden i m  Ju l i  von Terroranschlägen in Jerusa lem und 
Angriffen der  Hizbol lah im Südl ibanon überschattet .  Der  i srae l i sche 
Regierungschef  J i tzhak Rab in  verhängte zum Sch utz der  Bevölkerung e ine 
drast ische E inre isesperre für Bewohner der Besetzten Gebiete, was auch 
d ie  Aussperrung vieler pa läst inensischer Pendler zur Folge hatte. 

Am 24. M ä rz wurde das M itgl ied der Arbeiterpartei Ezer Weizman zum 
s i ebten Präs identen gewählt .  Er  war als Verteidigungsmin i ster maßgeb l i ch 
am Zustandekommen des Camp David Abkommens mit  Ägypten betei l igt 
und i s t  e ine  wertvo l l e  Stütze des Rabin- Peres-Fri edenskurses .  

Die  Knesset  ve rabschiedete  am 23 .  September nach h i tziger Debatte 
(6 1 : 5 0  : 8 )  das Gaza-Jeri cho-Abkommen,  das seither d i e  Diskuss ionen in 
den pol i t i schen Parteien und in  der Öffent l ichkeit domin i ert und unter den 
in den Besetzten Gebieten l ebenden i srae l i schen S ied le rn zu emotionsgela
denen Reakti onen führt e .  Auch d ie  Frage e ines Verzi chts auf die  Golanhö
hen l i eß  Befürworter und Gegner der gegenwärtigen Regierungspol i t ik  
gewaltsam aufe inanderpra l len .  Trotz dieser Vorkommnisse  unterstützt e ine 
M ehrheit der  i srae l i schen Bevölkerung weiterh in d i e  Fri edenspol i t ik der 
Regi erungskoal i t ion .  

Nach Korrupt ionsvorwürfen gegen I nnenmi ni ster Ar ie  Deri verl i eß  d ie  
Shas- Partei Ende Oktober  d i e  Regierungskoal it ion ,  d i e  seither formal nur 
mehr über e ine M inderheit  bzw.  bei E inrechnung der drei arabi schen 
Abgeordneten über eine Mehrheit  von einer Stimme in der Knesset verfügt. 
I h r  pol i t i scher Spie l raum hat s ich somit erhebl ich verengt. 

Die Gemeinderatswahl en  am 2 .  November, die von s i cherheits- ,  außen
und sozia lpo l i t ischen Themen geprägt waren, brachten in  den beiden 
größten Städten Tel Aviv und  Jerusalem Pol it iker des  opposit ionel len 
Likud an d ie  M acht, was in  Jerusalem e ine Zäsur i n  der  jahrzehntelangen, 
auf ethnischen Ausgleich bedachten Pol it ik des aus Wien stammenden 
Teddy Kol lek darste l l t .  
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Am 30 .  Dezember unterzeichneten I srael und der He i l ige Stuh l  nach 
zweij ährigen Verhandlungen e in Grundsatzabkommen, das zur Aufnahme 
d ip lomatischer B eziehungen, zur  Regelung offener Fragen der Präsenz der  
katho l i schen Kirche in I srael und zu verstärktem Dialog und Zusammenar
beit  - auch im Kampf gegen den Antisemitismus - führen sol l .  

B i s  M itte des Jahres b l ieb d ie  Lin ie  der PLO i n  den Nahost-Friedensver
hand lungen u nverändert, wobei d ie  Fatah-dominierte PLO - Führung in 
Tuni s  den Friedensprozeß unterstützte und die paläst inensische Verhand
l ungsdelegat ion koordinierte .  Im September, nach dem spektaku lären 
Durchbruch infolge der zwi schen der PLO und I s rael  monatelang in  Os lo  
geführten Geheimverhand lungen, kam es  zur wechselseit igen Anerken
nung zwischen der PLO und Israe l  und zur Unterzeichnung der " Prinzi
piendeklarat ion" (Gaza-Jeri cho-Abkommen, eigentl ich  e in Friedens - Rah
menabkommen) in  Washington . Damit haben s ich d ie  in  der "Madrid - For
me l"  n iedergelegten Grundlagen des Friedensprozesses wesent l ich geän
dert, wei l  nun die PLO - von I s rael a l s  l egitime Vertreterin des palästinens i 
schen Vol kes im  Verhandlungsprozeß anerkannt - d irekt und selbständig 
verhandel t .  Die  Verhandl ungen werden seitdem offiz ie l l  von PLO- Funktio
nären der Tuniser Zentra le  geführt .  

Das  Abkommen wurde von den PLO-Gremien (dem Exekutivkomitee a l s  
" Regierung" und dem Zentral rat a l s  "Arbeitsparlament") indors i ert, wobei 
s ich d ie  mi t  der  Fatah koali erenden PLO- Fraktionen, die dem Abkommen 
positiv gegenüberstehen, gegenüber jenen PLO-Gruppierungen, d ie  das 
Gaza-Jericho-Abkommen ablehnen,  behaupteten.  Durch das Unterl i egen 
der abkommenskrit ischen Fraktionen konnte die PLO ihre Rol l e  als 
real i st i sch e, gemäßigte und kompromißfäh ige Vertreterin des palästinens i 
schen Volkes ausbauen .  E in international er Prestigegewinn für Yassir 
Arafat und die PLO war die Folge .  Verschiedene Palä st inenser-Gruppen 
i nnerhalb und außerhalb der P LO, die das Gaza-lericho-Abkommen 
ab lehnen,  kündigten die Gründung von Anti -Abkommens- Koal i ti onen an .  
Deren tatsächl i ch es Zustandekommen und die Frage, ob d iese  den 
Friedensprozeß wirkl ich gefährden  könnten, schien bis  Jahresende unsi 
cher. Die  offiz ie l le  PLO unter Arafat ist jedenfa l l s  erheb l ich gestärkt aus 
diesen i nnerpalästinensischen Diskussionen hervorgegangen. 

I m  nach dem Golfkrieg eingeleiteten Nahost- Friedensprozeß nahm Jorda
n ien anges ichts  der Notwendigkei t  e iner Verbesserung seiner Bez iehungen 
zu den USA eine sehr fl ex ib le  und konstruktive Rol l e  e in .  So ermögl i chte 
d ie  B i ldung einer gemeinsamen De legation mit  Vertretern der Paläst inen
ser den Start des Prozesses .  Aufgrund einer von König Hussein und Yass ir  
Arafat getroffenen Entsche idung wurde zur Vorbereitung der von Jorda
nien und der  PLO grundsätzl i ch vorgesehenen Konfö derat ion ein jorda
n i sch-paläst inensisches Koord inationskomitee ins  Leben gerufen .  Die  
Friedensvereinbarung zwischen der  PLO und I s rael  traf Jordanien jedoch 
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unvorbereitet und wirkte zunächst wie ein Schock, wobei die Hauptsorge 
ein unkontrolliertes Einströmen von Palästinensern nach lordanien war. 
lordanien ist jedoch bereit, die getroffene Vereinbarung zu akzeptieren. 

Die Stabilisierung der innenpolitischen Lage in den letzten Jahren 
ermöglichte eine Wende zur demokratischen Regierungsform. Die Parla
mentswahlen vom 8. November, bei denen erstmals seit lahrzehnten 
politische Parteien zugelassen waren, brachten einen Sieg der staatstragen
den, gemäßigten Kräfte. Die I slamisten erlitten Mandatsverluste, sind aber 
nach wie vor die stärkste im Parlament vertretene politische Gruppierung. 

Syrien ist weiterhin von der traditionellen inneren Stabil ität eines pragmati
schen Präsidialregimes mit umfassenden Machtbefugnissen des Präsiden
ten Hafiz al-Assad gekennzeichnet, wobei außenpolitisch die Behauptung 
der Rolle Syriens im Madrider Friedensprozeß und der behutsame 
Umgang mit dem aus der Golfkrise gewonnenen politischen und wirt
schaftlichen Kapital im Vordergrund stehen. Der weiteren N ormalisierung 
der Beziehungen zu den USA und der Verbesserung und Vertiefung der 
Zusammenarbeit mit Westeuropa kommt besondere Bedeutung zu. Regio
nalpoliti sch will sich Syrien als wesentliches Gravitationszentrum und 
Akteur im Nahost-Friedensprozeß behaupten. Das Gaza-lericho-Abkom
men wurde von Präsident Assad, der ebenso wie König Hussein keine 
Kenntnis der Geheimverhandlungen hatte, zunächst als den umfassenden 
Madrider Friedensprinzipien zuwiderlaufend abgelehnt, dann jedoch im 
Sinne der von der Bush-Administration ausgehandelten Geschäftsgrundla
ge unterstützt. Die volle Rückgabe des Golan vor einer umfassenden und 
endgültigen Aussöhnung mit I srael und das gemeinsame Vorgehen aller 
arabischen Verhandlungspartner bleiben für Syrien vorrangig. 

Die Entwicklung im Libanon ist von den Bemühungen der technokratisch 
ausgerichteten Regierung von Rafiq  Hariri, einen wirtschaftlichen Auf
schwung herbeizuführen, gekennzeichnet. Außenpolitisch blieb die weitere 
Implementierung des Taef- Kalenders, v. a. der Rückzug der syrischen 
Truppen, offen. Die libanesische Seite rechtfertigte die syrische Militärprä
senz und die Operationen fundamentalistischer schiitischer Freischärler
gruppen mit der mangelnden Erfüllung der SR-Resolution 425( 1 978), die 
den Rückzug I sraels aus der "Sicherheitszone" im Südlibanon fordert. 
Syrien sieht den militärischen Rückzug aus dem Libanon im Sinne des 
Taef-Kalenders nicht als zwingend an und argumentiert mit dem libanesi
schen Wunsch nach Aufrechterhaltung der Truppenpräsenz zur Verbesse
rung der Sicherheitslage. 

Der VN-Sicherheitsrat überwacht weiterhin die Einhaltung der SR-Resolu
tionen als Folge des Konflikts zwischen dem Irak und Kuwait (siehe 
Abschnitt D/I/Punkt 3 .2 .2 . 1 8) .  Das mit Resolution 66 1 ( 1 990) geschaffene 
Sanktionenkomitee beschäftigte sich in erster Linie mit der Bestätigung 
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ordnungsgemäßer N ot ifi kationen von N ahrungsmitte l l ieferungen und  mi t  
E infuhrbewi l l igungen humanitärer  und  zivi l er Güter oder Dienst le i stungen 
für die i raki sche Zivi lbevölkerung. Einer Lockerung der Sanktionen 
s t immten d ie  S R- Mitg l ieder wegen der mangelnden Kooperat ion des  I rak 
be i  der Erfül l ung sämtli cher relevanter S R-Resol ut ionen bisher n icht zu .  

Mi t  den Resolutionen 687( 1 99 1 )  und 692( 1 99 1 )  wurde e in  Kompensations
fonds  e ingerichtet, woraus Opfer des irakischen Überfa l l s  auf Kuwait i m  
August 1 99 1 ,  der ansch l i eßenden O kkupat ion Kuwaits und der v o m  I rak 
im Golfkrieg gesetzten Kampfbandlungen entschädigt werden so l l en .  Zur 
Schadensabwicklung wurde die " United Nations Compensat ion Commis 
s ion" ( UN CC) mit  Sitz i n  Genf e ingeri chtet. D ie  erste Phase ihrer Tätigkeit  
war der Überprüfung der  von Geschädigten durch deren jewei l igen 
Regierungen gel tend gemachten Ansprü che gewidmet .  B i s  Ende Oktober 
hatten über 737 .000 Einzelpersonen und Firmen Schadenersatzansprüche 
in H öhe von knapp 4 Mi l l i arden U S- Do l lar gestel l t .  Die  hohe Zahl der 
Ersatzberechtigten ergibt s ich, da n icht nur kuwaiti sche Bürger und 
I nstitutionen Schaden erl itten ,  sondern neben aus ländischen I nvestoren 
und Geschäftspartnern Kuwaits auch e ine Vie lzahl von Fremdarbeitern 
aus Bang ladesch, Pakistan, den Phi l ippinen und anderen Entwicklungs l än 
dern durch d ie  i rakische I nvas ion ihren Arbeitsplatz sowie Hab und Gut  
verl oren haben .  

Österreich betei l igt s ich weiterhin mit  dre i  Spezia l i sten an der U N SC O M I  
U nited N ations  Specia l  Commiss ion (Zerstörung der i rakischen M assen
verni chtungswaffen und Verhinderung der Wiederaufrüstung), mit  sechs 
B eobachtern und seit November mit einem Sanitätse lement bestehend aus 
1 2  M ann an U N I KOM/United N at ions I raq- Kuwait Observat ion Miss ion 
( Beobachtermiss ion an der Grenze zwischen dem I rak und Kuwait) so
wie m i t  20 Exekutivbeamten an der Operation U NGC IIUnited Nat ions 
Guards Conti ngent in  I raq ( Pol ize i  kontingent zum Schutz der humanitären 
Operationen der YN im I rak) .  

D as von den USA, Großbritannien und Frankre ich 1 992 zum Schutz der 
s ch ii t ischen Bevölkerung süd l ich des 32 .  B re itengrades verhängte Flugver
bot b l i eb bestehen.  Am 3 1 .  Dezember 1 992 wurde d ie  S icherheitsgaranti e 
der Al l i i erten für die  kurdisch bes iede lten Gebiete des Nordiraks verl än
gert. 

Auf Grund lage e iner 1 992 geschlossenen Anti-Terror-Vereinbarung kam es 
zwischen Syri en und der Türkei zu Gesprächen in  der Kurdenfrage, wobei 
Syri en die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) für i l l egal erk lärte und in  
Zukunft Angriffe gegen d ie  Türkei von syrischem Territorium aus  verh in 
dern wi l l .  D i e  Türkei ,  d ie  den Dia log  i n  S icherheitsfragen offen halten w i l l ,  
verhandelte auch mit  dem I ran.  Be ide  Staaten treten gegen d i e  Erri chtung 
eines unabhängigen Kurdenstaats i m  N ordirak e in .  
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Die internationale Hilfe für die Kurden im Nordirak blieb aufrecht. Das 
diesbezügliche humanitäre Programm der VN von April 1 993 bis März 
1 994 hat einen Finanzbedarf von 467 Millionen US-Dollar, das durch 
freiwillige Beiträge der Staatengemeinschaft aufgebracht werden muß . 
Österreich beteil igte sich 1 993 wieder an der Kurden-Hilfe (z. B .  Beiträge 
der Stadt Wien in Höhe von 5 Millionen Schi ll ing zugunsten der Universi
tät Arbil und von 75 .000 US-Dollar für eine Schulbuchaktion). Auch 
Caritas und CARE-Österreich stellten namhafte Beträge für Hilfsprojekte 
zur Verfügung. 

Im Iran fanden am 1 6. Juni Präsidentschaftswahlen statt, die den Trend 
der Parlamentswahlen vom April 1 992 bestätigten. Präsident Haschemi 
Rafsanjani wurde mit 63% der Stimmen für eine zweite und nach der 
derzeit geltenden Verfassung letzte vierjährige Amtsperiode wiederge
wählt. Die geringe Wahlbeteiligung ist als Ausdruck einer gewissen 
Pol itikverdrossenheit zu sehen. Der Präsident genießt im Parlament keinen 
uneingeschränkten Rückhalt, was für die Bemühungen der Regierung um 
eine neue Wirtschaftspolitik an der Wende zum nächsten Fünfjahresplan 
relevant ist. Hohe Importe während der letzten Jahre, sinkende Erdölpreise 
und ein dichtes Subventionsnetz für Grundnahrungsmittel und Treibstoffe 
etc. führten zu einer nachhaltigen Liquiditätskrise, sodaß europäische 
Kreditgarantieinstitute gegenüber dem I ran derzeit äußerst restriktiv 
vorgehen . Eine notwendige Verbesserung der wirtschaftl ichen Lage be
dingt aber auch eine Öffnung des I rans gegenüber dem Westen. 

In der für die westl iche Staaten- und Wertegemeinschaft entscheidenden 
Frage der Menschenrechtslage ist keine Verbesserung eingetreten, was 
auch in der mangelnden Zusammenarbeit mit der VN-Menschenrechts
kommission und in Verurteilungen des I rans durch die Kommission wie 
durch die Generalversammlung der VN zum Ausdruck kommt. 

Der potentielle Reichtum und die geopolitische Position führen, insbeson
dere nach der letzten Golfkrise und dem Zerfall der Sowjetunion, dazu, 
daß sich der I ran als natürliche Ordnungsrnacht in der Region ansieht und 
eine äußerst ambitionierte und differenzierte Nachbarschaftspolitik be
treibt. Daraus folgen vermehrte und von gegenseitigen I nteressen motivier
te Kontakte mit der Türkei, Syrien und dem I rak (Frage des Austauschs der 
Kriegsgefangenen). Entscheidende Bedeutung mißt der I ran auch Afghani
stan und den moslemischen zentralasiatischen Republiken zu, mit denen 
nicht nur Flüchtl ingsprobleme bestehen, sondern wirtschaftliche I nteres
sen mit der Förderung der persischen Sprache und Kultur Hand in Hand 
gehen. Der Stabilität Rußlands kommt aus iranischer Sicht ebenfalls große 
Relevanz zu . 

Die Golfregion ist für den I ran von strategischer und wirtschaftlicher 
Bedeutung. Die Beziehungen der arabischen Herrscherhäuser zum I ran 
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sind jedoch von grundlegendem Mißtrauen gekennzeichnet und historisch 
durch den Krieg zwischen Irak und Iran belastet, obwohl eine gewisse 
politische Öffnung in einigen Golfstaaten erkennbar wird, die auf gemein
samen wirtschaftlichen Interessen (Erdöl, Erdgas) beruht. In strategischer 
Hinsicht haben die Staaten der arabischen Halbinsel Verteidigungsbünd
nisse mit dem Westen einer Einbeziehung des Iran in ein regionales 
Sicherheitskonzept vorgezogen. 

Die klare Ablehnung des laufenden Nahost-Friedensprozesses und die 
unnachgiebige Haltung zum Existenzrecht Israels wie eines Dialogs im 
allgemeinen bringen den Iran nicht nur in der arabischen Welt in  eine 
Isolation, sondern behindern auch die Beziehungen zum Westen. 

Seit der Befreiung von der irakischen Okkupation sind die außenpoliti
schen Prioritäten Kuwaits auf die Befriedigung seines Sicherheitsbedürfnis
ses gerichtet. Die vol le Erfüllung aller einschlägigen Sicherheitsratsresolu
tionen durch den Irak ist für Kuwait von existenzieller Wichtigkeit, 
insbesondere die internationale Garantie der inzwischen durch eine 
internationale Kommission markierten und durch SR-Resolu
tion 833(  1 993) festgelegten irakisch-kuwaitischen Staatsgrenze. Solange 
der Irak die ausdrückliche Anerkennung der gemeinsamen Grenze verwei
gert und durch Provokationen oder konkludente Handlungen seine 
theoretischen Ansprüche auf kuwaitisches Territorium aufrechterhält, wird 
in Kuwait der Schock über die Bedrohung von außen anhalten. Ungelöst ist 
weiterhin das Schicksal von über 600 kuwaitischen Personen in irakischen 
Internierungslagern. Mit Rußland besteht ein neues Verteidigungsabkom
men ebenso wie mit den USA, Großbritannien und Frankreich. Die nach 
der Befreiung optimistischen Erwartungen in die wirtschaftliche Zukunft 
haben sich noch nicht in allen Aspekten erfüllt. 

Im Zuge von politischen Reformen fand Ende Dezember in Saudi-Arabien 
die konstituierende Sitzung der neuen Volksvertretung (Schura) statt . 
Dieser " Konsultativrat",  dessen Mitglieder von König Fahd im August 
ernannt wurden, setzt sich aus Mitgliedern der Geistlichkeit, Vertretern der 
schiitischen Minderheit, Gelehrten, Repräsentanten der großen Stämme, 
ehemaligen Militärs und Regierungsvertretern zusammen. Einzige Kompe
tenz des Gremiums ist das Einspruchsrecht gegen Verordnungen der 
Regierung, die dann vom König nochmals geprüft werden müssen. 

In der im Mai 1 990 durch die Vereinigung von Norden und Süden 
entstandenen Republik Jemen fanden am 27. April 1 993 die ursprünglich 
bereits für November 1 992 vorgesehenen Parlamentswahlen statt, die nach 
übereinstimmender Aussage ausländischer Beobachter in Sana'a grund
sätzlich frei und demokratisch verlaufen sind. Die Wahlen waren erwar
tungsgemäß von den drei großen politischen Parteien des geeinten Landes 
dominiert. Die nach den Wahlen gebildete Regierung des nationalen 
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Konsenses bemüht sich um eine Beschleunigung der Festigung der 
Staatseinheit und der Integration der beiden früheren Staaten, v. a. 
hinsichtlich der Verschmelzung der Streitkräfte. Jemen hat die erste 
demokratische Bewährungsprobe bestanden. Es kämpft aber mit wirt
schaftlichen Problemen und mit der Enttäuschung der Bevölkerung über 
unerfüllte Hoffnungen nach der Vereinigung. Jemen ist es jedoch gelungen, 
den durch die H altung während der Golfkrise beeinträchtigten außenpoli
tischen Kredit im Westen langsam wiederzugewinnen, womit die Erwar
tung vermehrter westlicher Wirtschaftshilfe verbunden ist. 

Im Golfkooperationsrat (GCC) steht weiterhin der Aufbau gemeinsamer 
Streitkräfte des GCC im Raum, was Diskussionsgegenstand der regelmäßi
gen Außenministertreffen und der Konferenzen der Verteidigungsminister 
und verschiedener Experten war. Weiters bemüht sich der GCC H emmnis
se einer stärkeren wirtschaftlichen Integration zu beseitigen .  Wichtigster 
Punkt i st der geplante, aber noch nicht realisierte gemeinsame Zolltarif. 

Der GCC unterstützt weiterhin die Vereinigten Arabischen Emirate in 
ihrem Territorialkonflikt mit dem Iran um die Inseln Abu Mussa und die 
Große und Kleine Tumb. Die Mitgliedsstaaten äußerten mehrfach ihre 
Besorgnis über die Situation in Bosnien-Herzegowina. 

Am 1 1 . M ai fand in Brüssel das 4. Ministertreffen zwischen der EG und 
dem GCC statt. Das geplante Handelsabkommen zwischen den beiden 
Organisationen ist weiter Verhandlungsgegenstand. Die GCC-Staaten 
brachten ihre Besorgnis über die geplante EG-Energieabgabe zum Aus
druck. Im Verhältnis zu den USA streben die GCC-Staaten ein Freihan
delsabkommen an. Vom 20.- 22. Dezember fand in Riyadh das jährliche 
Gipfeltreffen der Staatschefs der GCC-Mitgliedsländer statt. Im Zentrum 
der Beratungen standen Sicherheitsfragen, Aspekte der verstärkten wirt
schaftlichen Integration sowie der für die Mitgliedsstaaten bedrohlich 
niedrige Ölpreis .  

Der neue Generalsekretär des GCC, Sheikh Fahim Bin Sultan Al Qasimi, 
trat im April sein Amt an. 

Die Staaten Nordafrikas waren in steigendem Ausmaß dem Druck 
islamischer Gruppierungen ausgesetzt. Die Taktik dieser Organisationen 
ist von Land zu Land verschieden, ihre Argumentationen, Methoden und 
Zielsetzungen weisen aber gemeinsame Züge auf. Der islamische  Funda
mentalismus (verkürzt : Is lamismus) möchte mit der laizistischen Moderni
tät radikal brechen und die ursprüngliche Einheit von göttl ichem Recht 
und menschlicher Satzung wiederherstellen. Alleiniger Gesetzgeber sei 
Gott. Er hat im Wege der Offenbarung sowohl Hei lsvorschriften als auch 
Vorschriften für das Funktionieren der Gesel lschaft erlassen . Das Politi
sche hat keine Autonomie ; Gottes Gesetz, die Scharia (Koran, Sunna, d. h .  
Tradition und die autoritative Interpretation des Koran) regelt al les .  
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Islam-Gürtel von Westafrika bis Ostasien 

� Konflikte � Christen-Moslems 

Quel le :  APA. G rafik :  W. Longauer/M . Schmitt .  
G rafisch adaptiert vom Österreich ischen Statist ischen Zentral amt. 

Die Vorbehalte großer Teile der Bevölkerung in diesen Ländern gegenüber 
einer Konsumgesellschaft westli cher Prägung schüren die Frustration und 
verstärken Antagonismen gegenüber der nicht-islamischen Welt. Laizisti
sche Verfassungsprinzipien werden zunehmend in Frage gestel l t  und 
gelegentlich auch Nationalstaaten als Relikte kolonialer Grenzziehungen 
dem idealisierten Konzept einer gesamtislamischen Volksgemeinschaft 
(Umrna) gegenübergestellt . Doch Umma ist nur ein Ideal, denn die 
Gesamtheit der Muslime unterscheidet sich sowohl sprachlich wie kultu
rel l ,  ethnisch und sogar religiös. Der Islam blieb aber als gemeinsamer 
Bezugspunkt erhalten. 

Weitverzweigte islamistische Sozialdienste für Hilfe bei Krankheit, Unfal l 
oder Tod, aus verschiedensten Quellen finanziert, heben sich von der teils 
schwerfäll igen staatlichen Sozialbürokratie ab und sind für viele der 
Beweis für die Überlegenheit einer islamischen Gesellschaftsordnung. 

Terrorakte einzelner Untergrundgruppen, die diese mit islamischen Slo
gans rechtfertigen, werden vom überwiegenden Teil  der Bevölkerung strikt 
abgelehnt, bedeuten aber eine mehrfache Herausforderung für die staatli 
che Macht. Sie können Zweifel an der Stabilität des Staates hervorrufen 
und sich nachteilig auf den Zufluß von Investitionskapital und damit auf 
die Bekämpfung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme auswirken. 
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Sie verunsichern wesentliche Teile der staatl ichen Verwaltung, die direktes 
Ziel solcher Terrorakte sind (Sicherheitskräfte, Justiz), ebenso wie l iberale 
I ntellektuelle.  In vielen islamischen Staaten gibt es eine aktive fundamenta
listische Opposition, die sich zumeist im Untergrund organisiert .  Die 
Regierungen der einzelnen Länder bekämpfen alle diese Gruppen vehe
ment und versuchen, eine Machtergreifung der islamischen Opposition zu 
verhindern. Lediglich im Sudan und Iran sind fundamentalistisch ausge
richtete Regime an der Macht. Daneben gibt es Staaten mit einer 
traditionellen islamischen Ordnung, die nicht als fundamentalistisch 
bezeichnet werden kann. In Marokko ist der König zugleich "Amir 
al-Mumimin", das Oberhaupt der Gläubigen. Saudi-Arabien und einige 
Golfstaaten sind traditionalistische, weitgehend vom Islam geprägte Ge
sellschaften, in denen die Religion jedoch keine politische Ideologie 
darstellt. 

Das komplexe Erscheinungsbi ld des Fundamentalismus am südlichen 
Rand des Mittelmeers beeinflußt auch Europa. Das wachsende Wohl
stands gefälle zwischen den nördlichen und südlichen Mittelmeeranrainer
staaten bewirkt eine Zunahme der Wanderungsbewegung nach Europa. 
Nicht alle Zuwanderer finden Arbeit, manche von ihnen fühlen sich in der 
fremden Umwelt von fundamentalistischen Ideen angezogen, was latent 
vorhandene Berührungsängste auf beiden Seiten verstärkt. Die zukünftige 
Gestaltung der Beziehungen zwischen den nördlichen und südlichen 
Staaten am Mittelmeer und die Bereitschaft der Menschen zu gegenseitiger 
Toleranz werden in den nächsten Jahren von wachsender Bedeutung für 
die Stabil ität der gesamten Region sein. 

In Ägypten geht die Regierung mit voller Entschlossenheit gegen Terrorak
te der Untergrundorganisationen "Jihad" und "Gamaa al Islamia" vor. Die 
Angriffe der Extremisten waren ursprünglich gegen Touristen gerichtet, 
betrafen aber in der Folge auch Vertreter des Sicherheitsapparats und hohe 
politische Funktionäre (Attentatsversuche auf den Ministerpräsideten, den 
I nnen- und den Informationsminister). Mit dem Anschlag vom 27. Dezem
ber 1 993 auf eine österreichische Reisegruppe in Kairo hat die Welle der 
Gewalt allerdings eine Eskalation erfahren, deren Auswirkung noch 
schwer abzuschätzen ist . 

In Algerien löste die Aussetzung des zweiten Parlamentswahlgangs im 
Jänner 1 992 eine Terrorismuswelle aus, die gegen Jahresende 1 993 auch 
ausländerfeindliche Züge annahm. Gespräche der Staatsführung mit den 
wichtigsten politischen Parteien (mit Ausnahme der verbotenen FIS) sowie 
den Standes- und Massenorganisationen zur Bildung einer "Gemeinsamen 
Plattform" für die Zeit nach Auslaufen des Mandats des Staatspräsidiums 
beherrschten die politische Szene. Mit Ausnahme der früheren kommuni
stischen Partei und des RCD (Rassemblement pour la Culture et la 
Democratie) spricht sich die Mehrheit der wichtigsten Parteien für eine 
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E inbindung der F IS  in  d i e  Gespräche im Rahmen e iner  " N at ionalen 
Versöhnung" aus .  Nach anfängl ichem Zögern ist man auch auf se iten der 
S taatsführung bemüht, e ine Formel  für derartige Kontakte zu fi nden .  Das 
Ausble iben von Erfolgen auf wirtschaft l ichem Gebiet und seine  zunehmen
de  pol i t i sche I so l ierung füh rten M itte August zur Ablöse von Mini sterprä
s ident Be la"id Abdessal am und zu e iner Neubi ldung der Regierung. Trotz 
energischer Maßnahmen der  Regierung nahmen die terrori sti schen Akte 
zu .  

Im Gegensatz zu Algerien  erschüttert der  Fundamental ismus i n  Tunesien 
d i e  po li t i schen, staatl i chen und  gesel l schaftl i chen Strukturen n icht .  Die  
tunes ische Fundamental i stenbewegung "An- N ahdha" i s t  a ls  po l i t ische 
Partei  n icht zugelassen.  Zum einen scheint d ie  tunesi sche  Bevölkerung -
woh l  wegen der weit weniger b lutigen Unabhängigkeitskämpfe und  eines 
deshalb auch weniger belasteten Verhältnisses zu Frankreich und Europa, 
sowie  aufgrund des relativen wirtschaftl i chen Woh l stands - fundamental i 
s t i schem Gedankengut weniger zugeneigt .  Zum anderen is t  die tunes ische 
Regierungspol i t ik i n  ih rem umfangre ichen Bemühen, Bed ingungen zu 
schaffen ,  unter denen s ich der  Zu lauf zu fundamenta l i st ischen Gruppen 
min imiert, offensicht l ich sehr  effiz i ent. 

Die i nternationalen Forderungen an Libyen im Zusammenhang mit den 
Flugzeugabstürzen über Schottl and ( 1 988) und in  der Tenere-Wüste ( 1 989)  
s ind weiterhin aufrecht . Während Libyen in  einigen wesent l i chen Punkten 
E ntgegenkommen zeigte, d i e  v .  a .  die Abkehr vom Terrorismus und d ie  
Zusammenarbei t mit  Großbritannien bezügl ich früherer  Unterstützung der  
I RA betrafen, wurde d ie  H auptforderung der Staatengemeinschaft, d ie  
Aus l i eferung der beiden Verdächtigen im Fal l  Lockerb ie  an Großbritan
nien bzw. die U SA, bisher n ich t  erfül l t .  Libyen unternahm mehrere 
Lösungsversuche in der Aus l i eferungsfrage, insbesondere das Angebot, d ie  
Verdächtigen unter Garanti e e ines fai ren Gerichtsverfah rens in  e in  Dritt
l an d  zu überste l l en ,  was vom VN-Si cherheitsrat als n icht  ausreichend 
angesehen wurde.  Der S icherh ei ts rat besch loß daher im November mit  
Resolut ion 883(  1 993 )  e ine Verschärfung der Sankt ionen,  d ie  mit  1 .  Dezem
ber in Kraft traten .  Sie betrifft v .  a .  e in Embargo auf Erdö lförder- und 
Verl adeausrü stungen und  e in  E infri eren l ibyscher Auslandsguthaben mit  
Ausnahme der E rl öse aus E rdöl - und Erdgasverkäufen sowie Agrarpro
dukten .  Libyen macht e inen Sch aden in  Mi l l iarden-Dol lar- H öh e, der 
d urch das Sanktionenregime e ingetreten se i ,  geltend .  

Nach Abhaltung von  Lokalwahlen im Oktober 1 992  sowie  der Kammer
wahl  im Februar 1 993 fanden i n  M arokko im Juni  d ie  Wah l en für d ie  i n  
d i rekter Wahl z u  vergebenden 222 Si tze des Repräsentantenhauses statt. 
D ie  Besetzung der rest l i chen 1 1 1  S i tze erfolgte im September durch d ie  aus 
den Kommunal - und  B erufsvertretungswahlen hervorgegangenen Wahl 
ko l l egien und durch Arbeitnehmervertretungen .  Im Vorfe ld  der Wahlen 
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kam es zur Bildung von zwei Wahlbündnissen. Einige der bisherigen 
Regierungsparteien hatten sich zur "Nationalen Union", die bisherigen 
Oppositionsparteien zum "Demokratischen Block" zusammengeschlossen. 
Keines der Wahlbündnisse erreichte die absolute Mehrheit. König H assan 
H. install ierte daher im November eine aus parteiungebundenen Techno
kraten zusammengesetzte Übergangsregierung, die nicht den Ergebnissen 
der Parlamentswahlen entspricht. Da er den bisherigen Mehrheitsparteien 
die Regierungsverantwortung nicht wieder übertrug, bleibt die Möglichkeit 
einer künftigen Regierungsbeteil igung der Oppositionsparteien offen. 

Die internationalen Bemühungen um eine Streitbeilegung in der Westsaha
ra waren auf die Abhaltung der bereits für Jänner 1 992 angesetzten 
Volksabstimmung unter Aufsicht der VN gerichtet. In seiner Resolu
tion 809( 1 993) vom 2. März fordert der Sicherheitsrat den VN-Generalse
kretär auf, gemeinsam mit Marokko und der Pol isario die Bemühungen zu 
intensivieren, um das im VN -Friedensplan des Jahres 1 99 1  vorgesehene 
Referendum bis spätestens Ende 1 993 abhalten zu können. Im Sinne dieser 
Resolution unterbreitete der VN-Generalsekretär Anfang Juni anläßlich 
seines Besuchs in Marokko und in der Westsahara den Konfliktparteien 
einen Kompromißvorschlag betreffend die Interpretation der Kriterien zur 
Identifikation der Tei lnehmer am Referendum. Die mangelnde Einigung 
über den Kreis der Stimmberechtigten hat die Durchführung einer 
Abstimmung bisher verhindert. 

Im Juli trafen in EI Ayoun Vertreter der Polisario und Marokkos erstmals 
unter der Ägide der VN zu direkten Gesprächen zusammen. Eine Einigung 
über die Bedingungen zur Abhaltung des Referendums wurde nicht 
erreicht. Sowohl Marokko als auch die Polisario meldeten wesentliche 
Vorbehalte zum Kompromißvorschlag an, bemerkenswert war aber das 
Zustande kommen von direkten Gesprächen zwischen den Konfliktpartei
en. Die Polisario stimmte den vom ehemaligen VN -Generalsekretär Perez 
de Cuellar im Dezember 1 99 1  aufgestel lten Identifikationskriterien für die 
Stimmberechtigten, die bisher z. T. abgelehnt wurden, zu. Der Versuch der 
VN, die Konfliktparteien zur Abhaltung von weiteren direkten Gesprächen 
im Oktober in New York zu bewegen, blieb erfolglos, da die Polisario eine 
Teilnahme zweier ehemaliger Polisario-Mitglieder in der marokkanischen 
Delegation nicht akzeptierte. 

Österreich ist am VN-Einsatz in der Westsahara (United Nations Mission 
for the Referendum in Western Sahara/MI NURSO) mit sieben Offizieren 
und Exekutivbeamten beteiligt. 

Die bereits 1 99 1  ins Stocken geratenen maghrebinischen Integrationsbemü
hungen verzeichneten auch 1 993 trotz zahlreicher Treffen von Ressortmini
stern keine Fortschritte. Der Grund liegt in einer Verschlechterung des 
internationalen und regionalen Klimas, v. a. durch die andauernden 
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Konfl ikte zwischen Libyen und den Vere inten Nationen,  wegen gewalttäti
ger Auseinandersetzungen in Algerien und i nfolge des weiterhin  b lock ier
ten Friedensprozesses i n  der  Westsahara. Das schon ursprüngl i ch vorhan
dene Ungle ichgewicht in der  wirtschaft l ichen S ituat ion der fünf M itgl ieds
staaten der  M aghreb-Union ( U M A) (Algeri en, Libyen, M arokko, M au reta
n ien ,  Tunes ien)  hat s ich weiter verschärft, was die I ntegration zusätz l ich zu 
den pol i t i schen Problemen erschwert. Der i ntermaghrebini sche H ande l  
n ahm weiter ab . Die  mehr a l s  20 b isher unterzeichneten Konventionen der  
UMA b l i eben prakt i sch ohne Folgewirkung, da  ihre Ratifikation bzw . 
i nnerstaatl i che  Umsetzung großtei l s  ausgeb l i eben ist .  Eine Wiederbele
b ung des UMA-Integrationsprozesses ist  erst mit  e iner Verbesserung der 
p ol it i schen Lage i n  der Region zu erwarten.  Glei ches g i l t  für die  angestreb
te Zusammenarbeit zwischen der UMA und der E U .  

Die  Arabische Liga hat nach der 1 993  erfo lgten Aufnahme der I s l amischen 
Repub l ik Komoren nunmehr 22 M itgl i ed er. 

B ei einer Sondersitzung auf Außenministerebene am 1 1 . /  1 2 . Jänner behan
del te der Rat der Liga d ie  Frage der von I s rael deporti erten 4 1 5  Palä st inen
ser  und der  N ichtunterzei chn ung der  K onvention über das Verbot chemi
scher Waffen durch arab i sche S taaten. In Resoluti on 5269 wurde die 
D eportation verurte i l t .  

D ie  99 .  Ratstagung begann am 30 .  März und wurde am 1 8 . /  1 9 . Apri l  
fortgesetzt . E ine Ein ladung Marokkos ,  d ie  wiederaufgenommene S i tzung 
in Rabat abzuhalten, wurde zurückgezogen .  Die Tagung i ndorsi erte d i e  
B emühungen des  1 992 von  der  Liga geschaffenen Si ebencr- Komitees zur 
Be i l egung der Lockerbie-Affaire und begrü ßte den N ahost-Fri edenspro
zeß .  

B ei e iner  Dring l ichkeitss i tzung des Liga- Rats in  Damaskus am 30 ./3 1 .  Ju l i  
wurde das i s rae l i sche Vorgehen i m  Libanon verurte i lt ,  e in Appel l  an d ie  
S taatengemeinschaft geri chtet, I s rael zur  sofortigen I mplementierung der  
S R- Resol ut ion 425( 1 978)  zu veran lassen und  e ine  unverzügl iche arabi sche 
Finanzh i l fe für den Libanon von 500 Mi l l i onen U S- Dol lar beschlossen .  

D ie  1 00 .  Ratstagung vom 1 9 .- 2 1 .  September verabschiedete u .  a .  e ine 
Reso lut ion zur Lockerbie-Kri se ,  i n  der d i e  l ibyschen Vorschläge begrüßt 
wurden, und beschäftigte sich mit  der Frage eines ständigen arabischen 
S itzes im VN-Sicherheitsrat.  Das Gaza-Jeri cho-Abkommen wurde a l s  
erster wichtiger Schritt zur Verwirkli chung des Prinz ips " Land für Frieden "  
begrüßt .  Weiters wurden Resolut ionen über die  Unterstützung der  I nt ifada 
sowie zur Rückgabe des Go lan an Syrien verabschi edet .  

Über E in ladung von Bundesmini ster Alo i s  Mock nahm der Generalsekre
tär  der Arabischen Liga E smat Abde l  Meguid vom 30 .  Apri l-2 .  Mai an der  
I nternationalen Christl i ch - I s l amischen Dia logkonferenz " Friede für  d ie  
M enschheit" in  \\lien tei l .  Er  h ie l t  s i ch i m  Juni  an läß l ich der Weltkonferenz 
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über Menschenrechte neuerlich in Wien auf. Nationalratspräsident H einz 
Fischer stattete bei seinem Aufenthalt in Kairo Generalsekretär Meguid am 
3 1 .  Jänner einen Besuch ab. Bundesminister Alois Mock traf am 29. Sep
tember in N ew Y ork neuerlich mit dem Generalsekretär zu einem 
Meinungsaustausch über Nahostfragen, die Situation in Bosnien- Herzego
wina, in Mazedonien und in den Staaten der ehemaligen Sowjetunion 
zusammen. 

Die Organisation der Islamischen Konferenz (OIC) hielt im April in Karachi 
ihre jährliche Außenminister-Konferenz ab . Im Zentrum stand die Situa
tion in Bosnien-Herzegowina. Die OIC-Staaten erhoben die Forderung 
nach konkreten militäri schen Sanktionen der VN gegen Serbien, die 
Unterstellung der schweren serbischen Waffen unter VN-Aufsicht und die 
Aufhebung des Waffenembargos gegenüber Bosnien-Herzegowina. Weite
re Diskussionspunkte waren die Lage in den von Israel besetzten Gebieten 
wie die Situation in Kaschmir und Afghanistan. In letzterem Konflikt 
versucht die OIC zwischen den einzelnen Gruppen zu vermitteln. Die 
Konferenz verabschiedete außerdem eine Resolution zum internationalen 
Terrorismus. Im Zusammenhang mit dem Gaza-Jericho-Abkommen erhob 
die OIC die Forderung nach einem umfassenden Programm zur wirtschaft
lichen, kulturellen und sozialen Entwicklung der Besetzten Gebiete sowie 
nach Bewahrung des arabi sch-islamischen Charakters Jerusalems. 

Generalsekretär Hamid Al Gabid hielt sich vom 23 .- 26. November in Wien 
auf und traf mit Bundesminister Alois Mock zu Gesprächen zusammen. 

Österreich und der Friedensprozeß im Nahen Osten 

Im arabisch-israelischen Friedensprozeß gab es im abgelaufenen Jahr in 
vieler Hinsicht bedeutsame Entwicklungen, wenn auch der von der 
Weltöffentlichkeit erwartete große Durchbruch noch auf sich warten ließ. 
Der Friedensprozeß ist weiterhin gegenüber äußeren Einflüssen empfind
l ich und vom Wohlverhalten aller Partner und somit auch von Störwirkun
gen, die von Gewaltanwendung, v. a. im Beziehungsdreieck Israel / Besetz
te Gebiete / Libanon ausgehen, abhängig geblieben. Die scharfen Reaktio
nen Israels auf Terrorismus aus den Reihen der Palästinenser, wie eine 
radikale Säuberungsaktion in der israelisch besetzten Sicherheitszone im 
Südlibanon im Juli waren - zumindest vorübergehend - für eine ernste 
Verzögerung der Friedensbemühungen verantwortlich, da sowohl die 
bilateralen als auch die multilateralen Verhandlungsrunden nicht zum 
vorgesehenen Zeitpunkt stattfinden konnten, sondern um Monate verscho
ben werden mußten. Dank der Einsicht aller maßgeblichen Akteure sowie 
der wichtigen vermittelnden Rolle Ägyptens und dem weiteren Bekenntnis 
der Ko-Sponsoren, v. a. der USA zum Friedensprozeß konnten ansatzweise 
gesichtswahrende Lösungen gefunden werden, die die Wiederaufnahme 
des Verhandlungsprozesses ermöglichten. 
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Die verlorene Zeit wurde eingebracht und entscheidende Entwicklungen 
bahnten s i ch an, die auf e inen positiven Qual itätsunterschied im Verhand
l ungsprozeß und auf den Umstand hinweisen, daß man nunmehr in eine 
i rreversibl e Phase eingetreten ist .  Ein Quantensprung hat jedenfa l l s im 
Verhältnis IsraeI-PLO stattgefunden.  Gemäßigte rea l i st ische, wie auch 
l angfristige Überl egungen l eiten die Entscheidungen,  wohl verstandene 
I nteressen beider Verhand lungspartner zu berücksichtigen. So erfo lgte 
nach monatelangen Geheimverhandlungen in Os lo  am 8. September die 
gegenseitige Anerkennung I srae l s  und der PLO als  Verhandlungspartner im 
N ah ost- Friedensprozeß und  am 1 3 . September in Washi ngton d ie  persön
l i ch  von M inisterpräs ident  Jitzhak Rabin und Paläst inenserführer Yassir  
Arafat vorgenommene fei erl i che Unterzeichnung einer Prinzipienerk lä
rung (Gaza-Jericho-Abkommen) .  Diese verband das für d ie  Pa lästinenser 
psycho logisch so wichtige Gefüh l  einer vorrangig e inzurichtenden Verwal
tung auf eigenem Territorium mit  der Garantie e ines O perat ionskalenders 
für eine I nterimsl ösung h in sicht l ich der Gesamtheit der Besetzten Gebiete, 
wie es die Vertragsgrund lage d es Madrider Prozesses vorsieht .  Das 
Gaza-Jericho-Abkommen s ieht  die besch leunigte Gewährung der Autono
mie an diese beiden Territorien,  den damit  verbundenen Rückzug des  
israel i schen M i l itärs, d ie  Abhaltung von Wahl en im Ju l i  1 994 in  den 
B esetzten Gebieten nach Beendigung des i srae l i schen Truppenrückzugs 
aus Gaza und Jcricho ( 1 3 . Apri l 1 994), die Aufnahme von Verhandlungen 
über den defin itiven Status  der B esetzten Gebiete ab Apri l  1 996  und das 
Ende der Übergangsperiode mit  Apri l 1 999 vor. Wenn auch der wichtige 
Termin für den Beginn des Abzugs der israe l ischen Streitkräfte aus Gaza 
und J er icho ( 1 3 .  Dezember) n icht gehalten werden konnte, so sch ien der 
Wi l l e  a l ler  po l it ischen Akteure, d ie  e ingegangenen vertragl i chen Verpfl ich
tungen einzuhalten, dennoch gegeben.  E ntscheidend war hiebei der 
Wegfa l l  von Berührungsängsten im gegenseitigen U mgang und die l ang
sam aufbrechende Tabui si erung höchst sensib ler Themen wie das Rück
kehrrecht pal ästinensischer Flücht l inge, der defin i tive Status von Jerusa
lern oder d ie  Sicherheit i s rae l i scher Siedler, über d ie  offen und d irekt 
gesprochen wurde. 

Die Paläst inenser unter der Führung der gemäßigten Fatah mit Vorsi tzen
dem Yassir  Arafat an der  S pitze akzeptierten,  wenn auch mit Schwierigkei
ten in den eigenen Reihen,  das Verhandlungsergebnis ebenso wie d ie  
i srae l ische Bevölkerung, wobei  es galt, d ie  radika len E lemente in bei den 
Lagern u nter Kontro l l e  zu hal ten,  um weiteres  B lutvergießen - wie es l eider  
der  Absch luß  der  i srae l is ch-pa läst inensischen Vere inbarung vermehrt nach 
s ich  zog - zu vermeiden.  

Offene Punkte im  Gaza-Jeri cho -Abkommen s ind d ie  Größe  des autono
men  Geb iets um Jericho,  die Kontro l l e  der Grenzen zu Jordanien und 
Ägypten, d ie  S icherheit j üd ischer S ied lungen und  die  endgültige Stationie-
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Der außereuropäische Raum 

Israel und die Besetzten Gebiete : 
Das Gaza-Jericho-Abkommen 
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rung des israelischen Militärs außerhalb der autonomen Gebiete. Für die 
Palästinenser ist neben der zentralen Frage des Status Jerusalems, die in 
einer späteren Phase behandelt werden soll ,  vorrangig eine Antwort auf das 
Flüchtlingsproblem zu finden, und zwar nicht nur der 1 967, sondern der 
bereits 1 948 geflüchteten Palästinenser, ebenso wie die Freilassung von 
über 1 0.000 inhaftierten Palästinensern. Von besonderer Dringlichkeit sind 
der Aufbau palästinensischer Entscheidungs- und Verwaltungsstrukturen, 
eines Sicherheitsapparats (palästinensische Polizei) und die Befriedigung 
der unmittelbarsten wirtschaftlichen Bedürfnisse in den äußerst schlecht 
entwickelten Besetzten Gebieten. 

Die internationale Staatengemeinschaft hat diesem Umstand auf einer 
Geberkonferenz am 1 .  Oktober in Washington Rechnung getragen, auf der 
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e ine Soforth i l fe an d i e  Pal äst inenser i m  Ausmaß von 600 Mi l l ionen 
U S- Dol lar beschlossen wurde,  d ie  später auf 1 M il l i arde U S- Do l l ar auf
gestockt werden könnte .  Österrei ch hat s ich zu e iner H i l fe von rund 
200 Mi l l ionen Sch i l l ing für die nächsten fünf  Jahre bere iterklärt .  Diese 
Nl ittel  so l len vorrangig für b i l aterale H i lfsprojekte und für den Aufbau 
eigener pa lästinens i sch er Verwaltungsstrukturen verwendet werden .  

Den Schlüsse l  zu e iner umfassenden Lösung des Nahost-Problems ste l l en 
nach übereinst immender Auffassung a l ler  Bete i l igten weiterh in  d i e  Ge
spräche Israel-Syrien dar, d i e  vorläufig  keine der  i srae l i sch-paläst inens i 
sehen Schiene vergl e ichbare E rfolge aufweisen konnten.  Syrien  verlangt 
vor Abschl u ß  ei nes Friedensvertrags und Aufnahme vo l ler d ip lomat ischer 
Beziehungen mit  I s rael  wei terh in  den völ l igen Abzug der i s rael i schen 
Besatzungstruppen vom Golan,  während J srael e in k lares syri sches Be
kenntn i s  zu e inem umfassenden Fri eden im Sinne o ffener Grenzen und 
vol ler d ip lomat i scher Beziehungen vor e inem Rückzug vom Golan an
strebt, wobei nach wi e vor S i cherheits interessen I srae l s  gegen die verl angte 
vo l l ständ ige Rä umung gel tend gemacht werden.  Der  S hutt le- M i ss ion des 
ameri kan i schen Außenmin i sters Warren Chri stopher  im D ezember i s t  es  
gelungen, von Syr ien d ie  Zust immung zur Fortsetzung der b i lateralen 
Verhandlungen mit  I srael zu erhal ten . Eine weitere Folge dieser C hri sto
pher- M iss ion in der Region war die Vereinbarung e ines Treffens C l i nton
Assad für M i tte Jänner J 994.  

Syrien tri tt ebenso wie der Libanon und Jordan ien fü r e i n e  umfassende und  
gemeinsame Friedensl ösung  der  Probleme I sra e l s  m i t  al l en  se inen arab i 
s chen Nachbarn e i n .  

Jordanien ei nigte � ich - e inen  Tag nach d e m  Gaza-Jeri cho-Abkommen -
am 1 4 . September m i t  I srael  a u f  d ie  weitere Tagesordnung  der Friedensver
handlungen, wobei zwi schen heiden Ländern ke ine echten Probleme wie 
Grenzfragen etc . ,  sondern Fragen der Zusammenarbei t  in vita l en Bere i 
chen wie  \Vasser und  E ne rgie im  Vordergrund stehen .  

Österreich hat  den Fri edensprozeß im  N ahen Osten se i t  der M adrider 
E röffnungskonferenz im Oktober 1 99 1  nach Kräften unterstützt, v .  a.  auch 
anläßl i ch b i l ateraler po l i t i scher  Kontakte mi t  den reg iona len Akteuren . 1 m  
Gaza-Jeri cho-Abkom men sah Österre i ch e inen ersten wichtigen Schritt zur 
Verwirkl i chung des Selbstbest immungsrechts der Palä st inenser im Rahmen 
e iner endgült igen Rege lung des Konfl i kts auf der Grundl age der  e insch lä
gigen Resolut ionen des VN-S ich erhe itsrats, wobei d ie  unmittelbare E r
l e i chterung der schwierigen Lebensbedingungen in  den Besetzten Gebieten 
durch mass ive i nternat iona le  Wirtschafts- und F inanzhi l fe,  an der s ich 
auch Österrei ch bete i l i gt, zur Festigung des Abkommens al s vorrangig 
bezeichnet wurde. I m  übrigen vertritt Österre ich d i e  Auffassung, daß e in  
dauerhafter Fri ede i n  der Region umfassender Verträge I srae ls  mi t  se inen 
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arabischen Nachbarn bedarf, die auf die Prinzipien "Land für Frieden", 
Sicherheit und regionale Zusammenarbeit gründen, und daher Fortschritte 
in den Verhandlungen mit Syrien und dem Libanon unerläßlich sind. 

Von besonderer Bedeutung für Österreich ist die im multilateralen 
Friedensprozeß gebotene Möglichkeit einer qualifizierten Mitarbeit, die zu 
substantiellen österreichischen Beiträgen in fast allen Arbeitsgruppen 
führte. So präsentierte Österreich in der dritten und vierten Runde der fünf 
multi lateralen Arbeitsgruppen u.  a. folgende regionale Projekte, die im 
Interesse jeweils mehrerer regionaler Partner l iegen und deren Zusammen
arbeit fördern sollen : 
- In  der ARGE Regionale wirtschaftliche Entwicklung wird Österreich, 
vertreten durch die Verbundplan-AG, gemeinsam mit der Europäischen 
Kommission an der Erstellung einer Pre-feasibility-Studie für einen 
Energieverbund zwischen Ägypten, den Besetzten Gebieten, Israel und 
Jordanien mitwirken. 
- In der ARGE-Flüchtlinge bot Österreich Hilfe beim Aufbau einer 
Gesundheitsverwaltung der Palästinenser in den Besetzten Gebieten an, 
während in der ARGE-Umwelt eine Initiative zur Errichtung einer 
Umweltdatenbank für die Besetzten Gebiete, das Projekt eines Frühwarn
systems für Luftqualität im östlichen Mittelmeerraum sowie die Idee eines 
Verhaltenskodex für Managementpraktiken vorgestellt wurden. 
- Nach der ersten Tagung der ARGE-Wasser im Mai 1 992 in Wien fand im 
Juni 1 993 ein gemeinsam mit dem österreichischen Wasser- und Abfallwirt
schaftsverband in Wien organisiertes Seminar über Wassertechnologien 
mit speziel len Bezug zur Nahost-Region statt. Im Oktober wurde dann vom 
B MaA als intersessionale Aktivität der ARGE-Abrüstung ein Workshop 
über Rüstungskontrolle und regionale Sicherheit in Wien veranstaltet. 

Österreich ist mit diesen Aktivitäten zu einem engagierten Partner im 
multilateralen Friedensprozeß geworden ; die österreichische Mitarbeit 
wird nicht nur von den Ko-Sponsoren, sondern auch von den direkt 
betroffenen Parteien geschätzt und weiterhin gewünscht. 

11. Afrika südlich der Sahara 

1 .  Allgemeines 

Die Turbulenzen, die das Ende des Ost-West-Konflikts und der Zusam
menbruch des Kommunismus mit sich brachten, übten auf Afrika einen 
zum Teil nachhaltigen Einfluß aus. Am Beginn einer neuen globalpoliti
schen Ära, in der alte Kräftekonstel lationen außer Kraft gesetzt sind, sich 
aber noch kein neues Ordnungsgefüge herauskristallisieren konnte, steht 
der Kontinent vor neuen Herausforderungen. Dabei ist nicht zu vergessen, 
daß die Veränderungen, die als "Triumph" über den Kommunismus 
gefeiert wurden, zugleich das Ende der Hoffnung etlicher afrikanischer 
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Staaten auf dieses  System "as a quick way for deve lopment" bedeuten . 
Übrig b l ieb d ie  Alternative des Kapita l i smus und i n  der Folge der 
Demokrat i s i erung. Zu Recht weisen namhafte Afr i kaexperten i mmer 
w i eder auf d ie  demokrat i schen Traditionen Afrikas h i n ,  die v ie l  zu wenig 
bekannt s i nd .  

D i e  Demokratiediskussion i n  Afrika  trat m i t  Beginn de r  90er Jahre i n  e ine 
neue Phase e in .  Der enge Wirkungszusammenhang zwi schen Demokrati 
si erung und wi rtschaftl i cher  Stab i l ität wurde erneut offens icht l i ch .  I n  
vie l en afri kani schen Staaten wurde die Forderung nach einer dem Volk  
verantwort l ichen Regierung, nach Parte ienplura l i smus ,  Demokrati e, Ach
tung der M enschenrechte und Schutz der M i nderheiten laut .  Fast v ier  
Jahre nach Beginn dieser  Entwick lung i st das Ergebn i s  des Demokrat i s i e
rungsprozes ses eher  ernüchternd. Beisp ie le  des fri ed l i chen Übergangs zu 
M ehrparte iensystemen durch Wah l en s ind Kap Verde, M a l i ,  Namib ia , Säo 
Tome und Pri ncipe,  Sambia und Benin .  Im l etztgena nnten Staat wurde 
a l l erdings d ie  M i l i tärdiktatur l ed igl i ch durch e ine O l i garchi e  ersetzt . I n  
v ie len anderen afrikani schen Staaten fanden \Vahl en  s tat t ,  d ie  s ich mei st 
a l s  manipul i e rt erwiesen . So  b l i eb die Durchführung der Wah len i n  Senegal  
umstritten, jene in Gabun und Kenia waren manipu l iert , die \\/ahlen in 
N igeria wurden annu l l i e rt und die  Zivi l regierung i n  der Folge durch e in  
M i l i tärregime ersetzt . Gefährdet und zögernd ersche inen die E ntwicklun 
gen auch in Burkina Faso,  Burundi ,  M adagaskar, R uanda und Tansania .  I n  
Angola s cheiterte de r  Demokrati s i erungsprozeß,  in Gahun und Kamerun 
versuchen herrschende E l i ten,  den seit langem unauswei ch l i chen  Weg zum 
Pl ura l i smus zu steuern.  Dies gi lt  auch für Ghana ,  wo demokratische 
Entwick lungen erst  ansatzweise zu beobachten sind.  I n S i e rra Leone und 
im Sudan kann von Demokratie  keine Rede sein,  und in C6te d ' I vo ire, 
M a lawi und Zaire behaupten s ich die Machthaber gege n das Verl a ngen der 
Bevölkerung nach po l i t i scher  Partizipati on .  E inz ig  Botsuana und mi t  
ei nigen E inschränk ungen Namibia  erwiesen s i ch b i sher  a l s  funktion ie ren 
de Demokrat ien nach west l ichen Vorste l l ungen.  

Der Wandel in  Afrika i s t  noch in vol lem Gang, d ie  Tendenz zu mehr 
Part iz ipat ion und Demokrat ie  scheint  jedoch an Dyna mik zu gewinnen .  
Entscheidend i s t  d ie  Frage, ob d ieser  Prozeß weitergeführt werden und was 
di e internati onale  Staatengemeinschaft beitragen kann,  um die erreichten 
Te i l ergebnisse  zu bewahren.  Letzteres i s t  unumgängl i ch ,  w i l l  Afri ka der 
gefürchteten "wel tpo l it i schen M arginal i s i eru ng" entgegentreten.  

Al l e  entwicklungspolit ischen Erfahrungen zeigen, daß Entwicklung ohne 
M itbest immung der Bevölkerung l angfristig n i cht erfolgreich se in kann. 
Gerade s chwierige strukture l le  Änderungen, die Afri ka i n  besonderem 
M a ße nötig hat, können nur bewält igt werden, wenn die  Bevölkerung sie 
a kzepti ert .  
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Krisenkontinent Afrika 1 993 
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Drei Kriterien sollten auch in einem von Europa so verschiedenen 
Kulturkreis als Minimaldefinition von Demokratie angesehen werden : 
- Schutz der unveräußerl ichen Menschenrechte, 
- Kontrolle der politischen Macht durch regelmäßig wiederkehrende 

allgemeine und geheime Wahlen, 
- Gewaltmonopol des Staates als Garantie für gewaltfreie Räume einer

seits, andererseits die Rechtsbindung der Politik, was ein Minimum an 
Gewaltenteilung voraussetzt. 

"Good governance" - verstanden als Beachtung der Menschenrechte, 
marktwirtschaftliche Orientierung, Pluralismus und Demokratie, Rechts
staatlichkeit und Unabhängigkeit der Justiz sowie die Entwicklungsan
strengungen eines jeden Landes (soweit aB dies ohne Aufgabe der 
kulturellen Identität und Wahrung grundsätzl icher traditioneller Werte 
möglich ist) - scheint gemeinsam mit Hilfe der internationalen Staatenge
meinschaft als einziger Weg, um Afrika aus der Misere herauszuführen und 
dem Kontinent einen verstärkten weltpolitischen Stellenwert zu geben. 

Wirtschaftlich gesehen haben sich die Rahmenbedingungen für die afrika
nischen Staaten weiter verschlechtert (Verfall der Rohstoffpreise und des 
Dollarkurses, Überschuldung, hohes Zinsniveau, neuerliche Trockenheit 
und klimatische Veränderungen). H iezu trägt auch der ständige Druck der 
Weltbank bei, die ihren Beitrag zu Strukturanpassungsprogrammen von 
entsprechenden Demokratisierungsbemühungen abhängig macht. In meh
reren Staaten haben an den Regierungsspitzen Wirtschaftsexperten den 
Platz politischer Günstlinge eingenommen. Dieser Versachlichung der 
Pol itik fehlt jedoch noch die Komponente afrikanischer Zusammenarbeit. 
Das tiefgreifende gegenseitige Mißtrauen vieler Staaten der Region steht 
einer echten wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit im Wege. 

Die Krise des Kontinents äußert sich auch darin, daß 1 993 von den 43 als 
Kriege definierten bewaffneten Konflikten der Welt 1 3  in Afrika stattfan
den. Von 1 7  friedens erhaltenden Operationen der Vereinten Nationen 
wurden sechs in Staaten südlich der Sahara (Angola, Somalia, Mosambik, 
Uganda/Ruanda, Liberia, Ruanda) durchgeführt. Österreich betei ligt sich 
an UNAMI R  in Ruanda mit 1 5  Militärbeobachtern und 20 Pol izisten, 
sowie an UNO M I L  in Liberia mit elf Mil itärbeobachtern. 

Ein großes Problem des Kontinents ist der Hunger. Jedes Jahr verhungern 
mehr als vier Millionen Kinder vor Vol lendung des fünften Lebensjahres, 
ein Drittel der Kinder leidet an Unterernährung. Die FAO rechnet für 1 994 
mit einer weiteren Verschlechterung der Lage v. a .  in Somalia, Kenia, 
Äthiopien, Eritrea und im Sudan. Ursachen sind u .  a .  wiederholt schlechte 
Ernten, aber auch die Beeinträchtigung der Landwirtschaft durch Krieg 
und innerstaatliche bewaffnete Konflikte (v. a. in Angola, Burundi, Sierra 
Leone, Liberia, Sudan). Als ernährungsmäßig gefährdet gelten auch 
Mosambik, Niger und Ruanda. 
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Ebenso problematisch ist die Überbevölkerung und der daraus resultieren
de Raubbau, der irreparable  Umweltschäden hinterläßt. Sol lte das beste
hende demographische Wachstum andauern, wird sich die Bevölkerung 
des Kontinents (dzt. etwa 600 Millionen Menschen) in den kommenden 
22 Jahren verdoppeln.  Die schweren Umweltprobleme Afrikas waren Ende 
November Thema der fünften afrikanischen Umweltministerkonferenz in 
Addis Abeba. 

Gesundheitsmäßig steht es um den Kontinent nicht besser ; von den etwa 
1 5  Mil lionen von Aids betroffenen Menschen lebt die Hälfte in Afrika. In 
Sambia z. B. schätzt das Gesundheitsministerium den Anteil von Infizierten 
auf 20 - 25% der Bevölkerung, wobei die Krankheit hauptsächlich die 
Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter betrifft, was langfristig negative 
Auswirkungen auf Landwirtschaft und Industrie haben wird. 

Obwohl immer mehr Länder zu Mehrparteiensystemen übergehen, blieb 
die Zahl der Menschenrechtsverletzungen gemäß Amnesty International 
erschreckend hoch. Angol a, Tschad, Sierra Leone, Sudan und Zaire ge
hören zu jenen Staaten, in denen Sicherheitskräfte für Massaker ver
antwortli ch gemacht werden. In Somalia töteten rivalisierende pol iti
sche Gruppen wahllos Zivi l isten, in Südafrika waren Sicherheitskräfte in 
pol itisch motivierte Morde verwickelt. In einigen Ländern wie Angola oder 
Sudan morden und foltern auch bewaffnete Oppositionsgruppen. 

2. Westafrika 

Die im Senegal im Februar bzw. Mai durchgeführten Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen sahen Präsident Abdou Diouf und die sozialisti sche 
Partei trotz beträchtl icher Verluste in den Ballungsräumen als eindeutigen 
Sieger. Die wachsende Unzufriedenheit der oppositionellen Kräfte, Wahl
anfechtungen, Abnützungserscheinungen in der seit 30 Jahren an der 
Macht befindlichen Regierungspartei ,  Einschränkungen des Geld- und 
Kapitaltransfers und auf Grund der prekären Wirtschaftslage notwendig 
gewordene Einsparungen im Staatshaushalt führten zu innenpolitischen 
Konflikten. Nach außen gelang es Präsident Diouf und der Regierung 
jedoch weiterhin, Senegal als Modell einer funktionierenden Mehrpartei
endemokratie und Dakar als Drehscheibe afrikanischer Regional- und 
Weltpolitik zu präsentieren . Ein im Juli mit der Separatistenbewegung der 
Provinz Casamance (Mouvement des Forces democratiques de la Casa
mance/M FDC) geschlossener Waffensti l l stand verspricht ein mögliches 
Ende der seit 1 990 andauernden Feindseligkeiten. 

In der Nordregion Malis begannen die Maßnahmen des zwischen der 
Tuareg-Bewegung M FUA und der Regierung geschlossenen "pacte natio
nal" nach großen Anfangsschwierigkeiten zu greifen. Für die Rückführung 
der über 1 00 .000 Flüchtlinge stehen bereits nationale und internationale 
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M ittel zur Verfügung.  Die  Wiedere ingl iederung der Tuareg- Rebel len wird 
weiterh in für Spannungen sorgen, d ie  Aussichten au f eine dauerhafte 
Befri edung der Region haben s ich jedoch deutl i ch verbe"sert. 

I n Kap Verde regiert se i t  den demokrati schen Wah l en des Jahres 1 99 1 ,  die  
das  Ende der  E inparte ienherrschaft brachten, das " Movimento para a 
Democracia" ( M p D).  M einungsversch iedenheiten innerhalb der Regie
rung führten im M ä rz zur E nt l assung Außenmini sters Jorge Fonseca, der 
durch den bisherigen H ande l smini ster M anuel Chantre ersetzt wurde .  Kap 
Verde hatte während der Periode 1 992/93 einen nichtständigen S i tz im 
S icherhei tsrat der VN inne .  

I n  Cöte d' Ivoire i s t  se i t  1 5 . Dezember e ine neue Regierung unter Präs ident 
Henri Bedie  im Amt. Bedie  trat nach kurzen innenpol i ti schen Auseinander
setzungen di e Nachfolge des Ende des Jahres verstorbenen langjährigen 
Präs identen Fel i x  Houphouet- Boigny an. Die pol i t i sche Richtung der 
neuen Regierung scheint  s ich kaum von der b i sherigen zu unterscheiden . 
Priorität b le iht  anges ichts der w i rtschaftl i chen K ri se des Landes d ie  
Fortsetzung der Struktur- und Reformpol i t ik .  N ach den Ausschreitungen 
gegen Ghanaer und andere Aus länder kommt der Berufung eines S taatsmi 
ni sters fü r nat iona le  I ntegration für d ie  Zukunft Bedeutung zu . 

I n  Liberia i st es der westafrikanischen Wi rtschaftsorganisation ECOWAS 
und ihrer Fri edenstruppe ECO M OG trotz großen Engagements nicht 
gelungen, den seit  Ende 1 9 89 herrschenden Bürgerkri eg zu beenden.  E ine  
Reihe von Friedensabkommen der  l etzten Jahre b l ieb ergebn i s l os .  M i t  
H i lfe der  VN so l l  der  Kontl i kt zu  Ende  gebracht und d ie  Voraussetzung für 
d i e  Rückkehr der über 600.000 Flüchtl i nge und den WiederauflJau des 
zerstörten Lan des geschaffen werden .  Unter der Schirmherrschaft von VN 
und OAU unterzeichneten die Strei tparteien am 2 5 .  Ju l i  eine Vere inharung, 
d i e  erstmals  konkrete Hoffnungen auf eine Beendigung des Kontl i kts bot. 
S i e  s ieht  e inen Waffensti l l stand,  d i e  Entwaffnung und Kasernierung der 
bewaffneten Kräfte durch ECO M OG unter VN-Aufsi cht, die Errichtung 
e iner Überga ngsregierung und die Abhaltung von Wah l en innerhalh von 
sechs M onaten - so l l ten d ie  Vorbedingungen erfü l l t  se in - vor. Der Beginn 
der  Entwaffnungsphase wurde durch gegense it iges M i ßtrauen der Streit
parteien verzögert .  Es  w ird ernsthafter Bemühungen bedürfen, um d ie  
Dynamik des  Prozesses aufrechtzuerhalten. D ie  VN - Beobachtertruppe 
U NO M I  L hat b isher etwa 3 00 M ann in  Liberia stationiert .  Die rund 
1 1 .000 M ann starke ECO M OG-Truppe sol l  mi t  B ata i l l onen aus S imbabwe, 
Uganda und Tansani a aufgestockt werden .  

D ie  pol it i sche S i tuat ion i n  Burkina Faso entwickelt s ich nach der Änderung 
der Verfassung, der Zulassung mehrerer Parteien und der Durchführung 
verschiedener Wah len pos i tiv .  
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Der Staatschef von Sierra Leone, Valentine Strass er, gab Ende des Jahres 
einen Fahrplan für die Demokratisierung des Landes bekannt. Die 
wichtigsten Etappen dieses Programms sind die Einrichtung einer Inte
rimswahlkommission, Erstel lung von Wählerlisten, Bestimmung der Wahl 
bezirke und Abhaltung von Distriktwahlen (auf parteifreier Basis) im Jahr 
1 994 sowie die Annahme einer noch auszuarbeitenden Verfassung per 
Referendum und Durchführung von Präsidenten- und Parlamentswahlen 
im Laufe des Jahres 1 995 .  Der Prozeß sol l  mit der Installierung eines 
Präsidenten im Jänner 1 996 abgeschlossen sein .  

In Togo s ind nach schweren, von blutigen Unruhen begleiteten innenpoliti
schen Auseinandersetzungen und mehrmaligem Verschieben des Wahlter
mins durch Präsident Gnassingbe Eyadema für Anfang 1 994 Parlaments
wahlen vorgesehen. Die Präsidentschaftswahlen des Jahres 1 993, die den 
Langzeitpräsidenten in seinem Amt bestätigten, wurden von der Opposi
tion angefochten .  Die Unruhen wirkten sich äußerst negativ auf die 
Wirtschaft aus .  Die Beziehungen zum Nachbarland Ghana sind wegen des 
Vorwurfs Togos, die Opposition agiere von Ghana aus, sehr gespannt. 

Die Regierung Jerry Rawlings in Ghana setzte die rigorose Wirtschaftspoli
tik, die dem Land substantiel le internationale Unterstützung für das 
nationale Entwicklungsprogramm brachte, fort. Die neue Verfassung trat 
am 7. Jänner in Kraft (Beginn der IV. Republik) .  Repressive Gesetze, die 
u .  a. die Unterdrückung der Opposition ermöglichten, wurden aufgehoben, 
die Presse- und Meinungsfreiheit wiederhergestel lt .  Die Lage der Men
schenrechte hat sich wesentlich verbessert. 

Für die von den Tuaregs ausgehenden ethnischen Unruhen in Niger 
bemüht sich die politische Führung des Landes um eine Verhandlungslö
sung. 

3. Zentral afrika 

Die Demokratisierung Nigerias kam nach der Annul l ierung der Präsident
schaftswahlen im Juni durch Präsident Ibrahim Babangida zum Stil l stand. 
Die zivi le Übergangsregierung wurde im November nach einem unblutigen 
Putsch Verteidigungsministers General Sani Abacha zum Rücktritt ge
zwungen. Das Land wird seitdem von einer vom Mi litärrat kontrol lierten 
Regierung der Nationalen Einheit regiert. 

Der Kongo war durch schwere innenpol itische Unruhen gekennzeichnet, 
die zahlreiche Menschenleben forderten. Präsident Pascal Lissouba sprach 
sich für die Schaffung einer Regierung der nationalen Einheit aus, um die 
politischen und ethnischen Auseinandersetzungen zu beenden . 

Als letzte Etappe einer 1 990 eingeleiteten Demokratisierungsphase fanden 
am 5. Dezember 1 993 Präsidentschaftswahlen in Gabun statt, die zu einem 
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fragwürdigen S i eg des b i sherigen Langzeital l e inherrschers Omar Bongo 
führten.  

Die  innenpol i t i schen Schwierigkeiten in Zaire bestanden fort und gipfe ln  
in  zwei s i ch a l s  l egal betrachtenden Regierungen, jener des  Prä s identen 
Mobutu Sese Seko mit Premiermi ni ster Faust in ßirindwa und jener von 
Premi ermi n ister Et ienne Tsh i sseked i ,  der  im  wesentl i ch en von den Geber
l ändern, den west l i chen Industriestaaten, u nterstützt wird .  Die verworrene 
i nnenpo l it i sche Lage führte zur  E inste l lung der Entwicklungs- und M i l i tär
h i l fe e iner Reihe  von Staaten und setzte s ich i n  der Autonomieerklärung 
der rei chsten Region des Landes, S haba, zu Jahresende fort. 

4 .  Horn von Afrika 

Die po l i t i sche Si tuat ion am H orn von Afrika zeigt trotz widersprüchl i cher 
S ignale eine Tendenz zur Stab i l i s i erung.  I n  Äthiopien konnte zwar der 
Terminplan der Übergangsregierung, d ie  se i t  dem Sturz des Mengi stu - Re
gi mes im M a i  1 99 1  an der M acht i st ,  für d i e  Verabschiedung e iner n euen 
Verfassung und d ie  Abhaltung a l lgemeiner Wahlen n icht  e ingehal ten 
werden, doch war dies  im  hohen M aße darauf zurückzuführen ,  daß d ie  
Vorarbeiten für grundlegende pol i t i sche und wirtschaft l iche Reformen 
mehr Zeit beanspruchten als ursprüngl ich vorgesehen.  Die fü r das Ende 
der zweijährigen Übergangszei t  (Jahreswende 1 993/94)  vorgesehenen 
a l lgemeinen Wahlen dürften nun Anfang J uni  1 994 stattfinden .  

Wirtschaftspo l i ti sch hat  d ie  Regierung  e in ige Reformmaßnahmen gesetzt 
und ein strukture l l es Anpassungsprogramm e i nge le i tet, das erste Früchte 
trägt. E rgebn i s  i st ein beachtl i ches Wirtschaftswachstum, eine n iedrige 
I nflat ionsrate und eine bessere Versorgungsl age, a l l erd ings auch e ine  
außerordentl i ch hohe Arbei ts los igkeit und ei ne reduzierte Kaufkraft .  
Außenpol i t i sch hat  Äthiopien durch d ie  von der OAU zuerkannte Ver
handlungspos i t ion in Somal ia  und  durch d ie  fri ed l i che Loslösung von 
E ritrea deut l iche S igna le  einer Führungsro l l e  am H o rn von Afri ka gesetzt . 

I n  Eritrea war 1 993 das herausragende E re ign i s  d ie  friedl iche Trennung 
von Äth iop ien durch das am 2 5 .  Apri l  abgehaltene Referendum und d ie  
Konstitu ieru ng des  Landes al s unabhängiger souveräner Staat. Es fo lgte 
ein reger b i l atera ler Besuchsaustausch zwi s chen den beiden Staaten auf 
Ebene der Präs identen und Premiermi nister und der Absch luß umfangre i 
cher  Kooperationsverei nbarungen h ins ich t l i ch der Freizügigkeit im Perso
nen- ,  Güter- und  Kapitalverkehr sowie e iner  grenzüberschreitenden Zu
sammenarbe i t  auf anderen Gebieten, etwa i n  Energiefragen, der Außen
und Verte idi gungspo l it ik .  

Der Bürgerkri eg im Sudan zwischen dem i s l am i sch domin ierten Norden 
und  dem chri st l i ch -an imi st i schen Süden ging unvermindert weiter und 
führte zu e iner  Hungersnot der  Bevö lkerung im Süden .  Auf Grund der 
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Eritrea - neuer Staat in Afri ka 

Quel le :  APA,  Grafik :  W . . �ongauer. 
G rafisch adaptiert vom Osterreichischen Statistischen Zentralamt. 

vermuteten Involvierung in terroristische Aktivitäten wurde das Land von 
den USA auf die Liste der terroristischen Staaten gesetzt und von den 
Vereinten Nationen mit umfassenden Boykottmaßnahmen belegt. Die 
Spannungen mit den Nachbarstaaten (v. a. Ägypten und Eritrea) wegen 
Vorwürfen terroristischer Infiltration hielten an. 

Dschibuti erlebte in der ersten lahreshälfte mit einer erfolgreichen Offensi
ve der bewaffneten Afar-Opposition " FRUD" eine Phase der Destabilisie
rung, der in der zweiten lahreshälfte mit der Wiederwahl von Präsident 
Hassan Gouled und einer erfolgreichen Gegenoffensive der Regierungs
truppen eine Phase der neuerl ichen Stabilisierung der innenpol itischen 
Verhältnisse folgte. Zu lahresende zeichnete sich ein Gesprächsbeginn 
zwischen Regierung und bewaffneter Opposition ab . 
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I n  Somalia b l i eben d ie  innenpoli t ischen Verhältnisse trotz i ntensiver 
pol i t i scher und  wirtschaft l icher Wiederaufbaubemühungen der Vereinten 
Nationen und i hrer Entwick lungsagenturen wie auch v ie ler  NGOs verwor
ren .  Auch anhaltende Schl ichtungsbemühungen des OAU-Sonderbeauf
tragten Präs ident Me les Zenawi und die Abhaltung mehrerer human itärer 
VN - Konferenzen als i nformel le  Gesprächsbasis für die somal ischen Frak
t ionen brachten keine Fortschritte . Der anhaltende frakt ionel le ,  nur zum 
Tei l  ethnisch erklärbare Konfl i kt hat al l erdings klare Verhältnisse insofern 
entstehen lassen,  als s ich aus den diversen Fraktionsbündnissen zweI 
grö ßere Bündni sgruppen herauszubi lden begi nnen.  

5. Ostafrika 

I n Kenia kam es  wiederhol t  zu ethn i schen Auseinandersetzungen, d ie  i n  der 
Folge zu e inem H i rtenbrief  der B ischöfe an Präs ident Danie l  arap Mo i  
führten, i n  dem d i e  Regierung beschuldigt wird,  d i e  U nruhen provozi ert zu 
haben .  Auch d i e  M enschenrechtsorgani sation "Africa Watch" warf der 
Regi eru ng vor, die Unruhen aus pol i t i schen Gründen angeheizt zu haben.  
Kenia agiert in eigenem I nteresse a ls  Verm ittl er im somal i schen Bürger
kri eg.  

Tansania gi l t  a l s  e ines der Musterländer der Weltbank i n  der Anwendung 
des " Speci al Programme for Africa" (S PA) . Wi rtschaftspol i t i s ch widmete 
s ich das Land 1 993  weiter der Privat is ierung, der Personal reform des 
öffent l ichen Sektors (Abbau von 3 0 .000 Beamten zwischen 1 992  und Juni  
1 994)  und der Im port- Libera l i s ierung. Lokal wahlen s ind für 1 994 vorgese
hen, Parlamentswahlen fü r 1 99 5 .  

Der  Anfang 1 993 in  Ruanda wieder aufgeflam mte Bürgerkrieg beruh igte 
s ich nach der U nterzei chnung des Friedensvertrags von Arusha am 
4.  August .  Ende Oktober wurde an der ruandisch/ugandischen Grenze 
eine VN-Friedenstruppe ( U N O M U R) stationiert, die in die fri edenserhal
tende VN-Truppe U NA M I R  zur Überwachung des Übere inkommens von 
Arusha integri ert w i rd .  N ach erfo lgreich abgeschlossenen Verhandlungen 
unter VN-Vermittl ung trat mit  1 .  Jänner 1 994 eine Übergangsregierung auf 
breiter Basis in Aktion .  Eine Lösung des Konfl i kts unter VN-Ägide scheint 
somit mögl ich .  

Burundi fi el  - nach vorb i ld l i ch abgehaltenen Wah len im  Juni  - nach der 
Ermordung des ersten demokratischen Präs identen M eIch ior  Ndadaye im 
Oktober i n  den Bürgerkri eg zurü ck .  Gemäß Schätzungen der VN fie len den 
Konfl i kten zwischen dem M ehrheitsvolk der H utus und dem M i nderheits
volk der Tutsis etwa 50.000 Personen zum Opfer, über 700.000 M enschen 
flüchteten in  die b enachbarten Staaten Ruanda, Zaire und Tansania .  

I n  Uganda schritt d ie  Demobi l i s i erung von 50.000 Soldaten der " Nat iona l  
Resi stance Army" (N RA) rasch voran .  Schwierigkeiten ergaben s ich jedoch 
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bei der Landvergabe an die Veteranen. Die beeindruckende landwirtschaft
l iche Entwicklung Ugandas seit der Machtübernahme Yoweri Musevenis 
setzte sich 1 993 trotz des 50%igen Einbruchs der Weltmarktpreise für das 
Hauptexportprodukt Kaffee seit 1 989 fort. Die Regierung nahm ein für 
fünf Jahre laufendes Reprivatisierungsprogramm in Angriff, das u .  a .  die 
Rückgabe von Eigentum an rückkehrwil lige Exilanten vorsieht. Präsident 
Museveni steht der sofortigen Einführung eines Mehrparteiensystems nach 
wie vor skeptisch gegenüber, ließ jedoch im Dezember Wahlen zu einer 
verfassungsgebenden Versammlung zu. Allgemeine Wahlen sind für 1 994 
vorgesehen. 

6. Südliches Afrika 

Die Region des südlichen Afrika erlebte mit der beginnenden Demokrati
sierung Südafrikas und der Erhaltung des Friedens in Mosambik einen 
Zuwachs an Stabilität, der den Aussichten auf Frieden und zukünftigen 
potentiellen Wohlstand in der Region Auftrieb verlieh. 

Im seit 2 1 .  März 1 990 unabhängigen Namibia verfolgte die regierende 
SWAPO unter Präsident Sam Nujoma ihren Weg der nationalen Versöh
nung und der pragmatischen Wirtschaftpol itik konsequent weiter. Wirt
schaftlich steht das Land vor zunehmenden Schwierigkeiten. 

Der seit 1 975  andauernde Bürgerkrieg in Angola war 1 992 nach der 
Niederlage der Rebellenbewegung UNITA bei den Parlaments- und 
Präsidentenwahlen wieder aufgeflammt. Trotz vermehrter Bemühungen 
der VN (UNAVEM) war es nicht gelungen, einen anhaltenden Waffenstil l 
stand zwischen den Rebellen und der Regierung herbeizuführen.  Obwohl 
sich UNITA und die angolanische Regierung Ende 1 993 weitgehend über 
mil itärische Aspekte eines Friedensvertrags verständigt hatten, wurden die 
Friedensgespräche erneut ausgesetzt. Ungeachtet der bisherigen Annähe
rungen am Verhandlungstisch gingen die Kämpfe zwischen Regierungs
truppen und Rebellen weiter. Seit Juli hat die Regierungsarmee etwa 1 5% 
der von UNITA besetzten Gebiete zurückerobert. 

Im Juli ernannte der Generalsekretär der VN Alioune Blondine Beye zum 
neuen Sonderbeauftragten für Angola. Der VN -Sicherheitsrat verhängte 
mit Wirkung vom 25 . September ein Waffen- und Ölembargo über UNITA, 
worauf diese der Wiederaufnahme von Verhandlungen mit der Regierung 
zustimmte. Durch den Bürgerkrieg ist die Wirtschaft des Landes praktisch 
zum Stillstand gekommen. Der Ausfall der landwirtschaftlichen Produk
tion wird, sollte es nicht gelingen, genug internationale Nahrungsmittelhil
fe in das Land zu bringen, zu einer Hungersnot größter Dimension führen. 

Die Entwicklung in Simbabwe verlief im wesentl ichen ruhig und war von 
einer starken wirtschaftlichen Abhängigkeit gegenüber Südafrika gekenn
zeichnet. Präsident Robert Mugabes Position blieb - trotz Aufgabe des 
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ursprüng l ichen  Ziels der  Schaffung eines Einparteienstaats im Jahr 1 990 -
unangetastet. Die  Opposit ion verfügt über eine Anzahl k leiner Parte ien,  
deren jüngste,  die " Forum Party" ,  im M ärz 1 993 gegründet wurde .  Derzeit  
i st ni cht absehbar, ob d ie  Opposit ion bei den Parlamentswahlen 1 99 5  oder 
den Präs identschaftswahl en 1 996 gegen den Führungsanspruch Präs ident 
M ugabes auftreten kann .  

In  Mosambik,  nach Jahren des  Bürgerkriegs eines der ärmsten Länder der 
Welt ,  d auerte d ie  posit ive E ntwick lung an.  Der am 4. Oktober 1 992  

gesch lossene Waffensti l l stand h ie l t  trotz starker Verzögerung der  VN-Akti 
vitäten ( U N O MOS) .  Die  für 1 993 vorgesehenen Wahlen mußten jedoch 
angesichts der  verzögerten I mplementi erung der Waffensti l l standsverein
barungen (v .  a .  der Entwaffnung von Regierungs- und RENAMO-Truppen 
sowie Schaffung einer gemeinsamen Ordnungsrnacht) auf Oktober 1 994 

verschoben werden.  Ein Besuch des  Generalsekretärs der VN in  M ap uto 
im  Oktober gab dem Friedensprozeß neuen Aufschwung. 

Das demokrati sche Musterl and d es süd l ichen Afrika, Botsuana, ist nach 
wie vor in  h ohem Maße wirtschaft l ich von Südafrika abhängig. 

Der Demokrati s ierungsprozeß in Sambia ist beacht l i ch ,  wenn auch nicht 
ohne Prob leme .  Er wurde im M ärz durch die  Verhängung des Ausnahme
zustands  durch Präsident Frederick Chi luba - nach vagen Putschvermu
tungen - sogar  vorübergehend i n  Frage geste l l t .  Die  regierende M M D 
( Präs ident Ch i lubas " Movement for Mu l ti -party Democracy") spaltete s ich 
nach dem Austritt von 1 5  Parlamentari ern, die d ie  " National  Party" 
gründeten .  Die Regierung wurde  durch Vorwürfe von Korruption und 
Drogenhandel  gegen führende M itgl ieder  Ende des Jahres weiter ge
schwächt. 

I m M ärz beendeten die ersten freien Wah len in Lesotho seit 1 97 0  e ine 
s iebenj ährige M i l itärherrschaft. Die  opposit ione ll e  "Basotho Congress  
Party" gewann a l l e  65 S i tze im Parl ament .  

Demokratis ierungsbemühu ngen gab es auch in Swasiland mit geheimen 
Wahlen zu einem Zweikammern- Parlament im September und Oktober, 
obwohl d ie  Exekutivgewalt nach wie  vor in  der Person des Königs vereint 
i st .  

Die Bevölkerung Malawis entschied s ich im Juni in  einem von den VN 
beobachteten Referendum gegen d i e  E inparteienherrschaft Präs ident Ka
muzu Bandas und seiner " Malawi Congress Party" ( M C P).  In der Folge 
wurden O pposit ionspartei en zuge lassen . Versuche der  M C P, den Demo
kratis ierungsprozeß rückgängig zu m achen, führten gegen Jahresende zu  
b l utigen U nruhen .  

Der Reformp rozeß in Südafrika fan d  mit  d er Einsetzung des  gemischtrass i 
gen Übergangsexekutivrats (Transit ional  Executive Counci l lTEC) Anfang 

2 1  1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)226 von 734

www.parlament.gv.at



Der außereuropäische Raum 

Dezember einen vorläufigen Höhepunkt. Der Weg dorthin war von 
zunehmender Gewalt und politischer Polarisierung, der Rückkehr in die 
internationale Gemeinschaft auf allen Ebenen und einer leichten Verbesse
rung der Wirtschaftslage begleitet. 

Intensive bi laterale Gespräche zwischen den verschiedenen politischen 
Gruppierungen führten am 1 .  Apri l zur Wiederaufnahme umfassender 
multilateraler Verfassungsverhandlungen. Die unilaterale Festsetzung des 
Wahl datums für den 27. April 1 994 und andere Faktoren bewirkten im Juli 
den Ausstieg der I N KHA TA Freedom Party ( IFP), der konservativen 
Partei (CP) und der "unabhängigen" Homelands Bophuthatswana und 
Ciskei aus den Verhandlungen. Diese Gruppe schloß sich mit der 
"Afrikaaner Volksfront", einer von ehemaligen Generälen angeführten 
Initiative zur Durchsetzung eines Afrikaaner-Volksstaats, zur " Freiheitsal 
lianz" (FA) zusammen, die durch ihre überzogenen und u nrealistischen 
Forderungen den Verhandlungsprozeß nachhaltig störte. 

Im September einigte sich das Mehrparteienforum auf e in Gesetz zur 
Einsetzung eines gemischtrassigen Übergangsexekutivrats, der den Weg bis 
zu den Wahlen ebnen soll .  Mitte November gab es eine Einigung über den 
Entwurf einer Übergangsverfassung, die eine "Regierung der nationalen 
Einheit" für fünf Jahre, die Bildung von neun Provinzen mit eigener 
Verfassung und Kompetenzen (unter weitgehender Kontrol1 e  der Zentral 
regierung), einen Verfassungsgerichtshof und eine "bil l  of rights" vorsieht. 
Am 7.  Dezember trat der TEC zu seiner ersten Sitzung zusammen, wodurch 
die schwarze Bevölkerung erstmals Mitsprache an den Regierungsgeschäf
ten erhielt. Die Verhandlungen mit der FA über die Übergangsverfassung 
dauern an. 

Nach Verabschiedung des Gesetzes zur Einsetzung des TEC rief ANC-Prä
sident Mandela am 24. September vor der Generalversammlung der VN 
zur Aufhebung der internationalen Wirtschafts- und Finanzsanktionen 
gegen Südafrika auf. Die Handelssanktionen des Commonwealth wurden 
noch am selben Tag aufgehoben, die Handels- und Wirtschaftssanktionen 
der EG in der Folge. Das Waffenembargo der VN bleibt bis zur 
Instal l ierung einer demokratischen Regierung aufrecht, das Ölembargo der 
VN fiel am Tag der Arbeitsaufnahme des TEC. 

7. Die Organisation Afrikanischer Einheit (OAU) 

Die OAU feierte 1 993 ihr 30jähriges Bestehen. Leitmotive der 29 . Gipfel
konferenz im Juni waren das Bekenntnis zur Demokratie, zu den Men
schenrechten, zu Sicherheit und Stabilität und schließlich das Streben nach 
wirtschaftlichem Fortschritt. Die bedeutendsten Resolutionen betrafen die 
Schaffung einer afrikanischen Wirtschafts gemeinschaft, die Schuldensitua
tion und schließlich einen neu zu schaffenden Mechanismus zur Konflikt-
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verhütung, zum M anagement und zur Lösung von Konfl i kts i tuat ionen .  
Diese den KSZE-Mechanismen nachempfundene Einrichtung stand im 
M ittelpunkt e ines  weiteren Gipfeltreffens  im Dezember. 

8.  Konzept "Afrika 2000" 
I m  B Ma A  wurde das Konzept Afrika 2000 erstel l t ,  das Leitl i nien für d ie  
österre ich ische Außenpol i t ik  betreffend die  Staaten Afrikas südl ich der 
S ahara enthält .  I m  folgenden wird e ine für den Außenpol it ischen Beri cht  
erste l l te Kurzfassung wiedergegeben .  

Politisches Umfeld 

Die Entwicklung i n  Europa se i t  Begin n  der 90er Jahre führte durch die Vorgänge in 
der unm itte lbaren Nachbarschaft Österrei chs ,  den Zerfa l l  des kommunist ischen 
B locks und die verstärkte E inbindung i n  die europäische I ntegration ( EWR-, 
E U-Verhandlungen) zu e iner stärkeren Beanspruchung der österreichischen Au ßen
pol i ti k .  Um den E indruck zu verh indern, d ie  Staaten Afrikas südl i ch der  Sahara 
hätten in der  österreichischen Außenpol it ik ke inen adäquaten Platz, wurde e in  
Arbeitskonzept entwickelt,  das a l le  außenpol i t i sch relevanten Bereiche gegenüber 
den Staaten des Subkontinents umfaßt und als Leit l in ie  für d ie  österre ichi sche 
Außenpol i t ik gegenüber dieser Weltregion d ienen soll .  Dieses Konzept, das den 
N amen " Afrika 2000" trägt, scheint umso wichtiger, als Österreich beim ins  Auge 
gefaßten E U - Be itritt n icht nur vermehrte Anstrengungen auf dem Gebiet der 
Entwicklungszusammenarbeit  gegenüber d iesem Kontinent unternehmen, sondern 
i hm im Rahmen der  GASP auch verstärkte pol i ti sche Aufmerksamkeit widmen w i rd .  
D i e  Arbeiten a n  d iesem Konzept wurden Ende N ovember 1 993 nach Koordination 
mit dem B KA ( Sektion VI  - Entwickl ungszusammenarbeit)  und der Wirtschaftskam
mer Österre i ch fert iggestel l t .  

Die Überlegungen zu e iner N euori entierung der österre ichi schen Außenpol i ti k  
gegenüber den Staaten Afrikas südl ich der  Sahara nehmen Bedacht auf  den  
geostrategi schen Wert Afrikas und auf  dessen H auptori entierung nach Europa 
(entwickl ungspol it ischer Hauptpartner der E U) .  

N egativ s ind gewisse pol i t ische Entwicklungen ( Bürgerkriege, grenzüberschreitende 
ethnische Konfl ikte etc.) und die massiven, nach wie vor wachsenden wi rtschaft l i 
chen Probleme des Kont inents, d ie  s ich u .  a .  i n  der Abnahme des österreichischen 
Außenhandels  n iedersch lagen.  Auf der Positivseite der pol i tischen B i lanz stehen die  
Bemühungen um Demokrati s i erung, obwohl  d i e  pol i t ischen Strukturen der  Staaten 
Schwarzafrikas längerfri stig weiterhin wenig mit west l ichen demokratischen I deal 
vorste l lungen gemein haben werden .  Voraussetzung für e in  verstärktes österreichi 
sches Engagem ent in  best im mten Ländern der  Region sol lte u .  a .  se in,  daß pol i t i sche  
M achtkämpfe n icht gewaltsam ausgetragen werden. 

Ein Wachstu msgebiet wie Südostas ien werden die Staaten im Afrika südlich der 
Sahara wegen der  weitaus grö ßeren Armut in absehbarer Zeit  n icht darste l len ,  
Afrika sol l te jedoch - a l l en  Widrigkeiten zum Trotz - in der  österre ich i schen 
Außenpol i t ik  e inen angemessenen Platz e innehmen.  
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8. 1 .  Zukünftige Gestaltung der politischen Beziehungen 

Ein Charakteristikum der österreichischen Außenpolitik ist die Dialogbereitschaft 
mit Staaten verschiedenster politischer Systeme. Eine I ntensivierung der politischen 

. Beziehungen mit den Staaten Afrikas südlich der Sahara sollte jedoch auf be
stimmten Grundsätzen basieren, wie die Einhaltung fundamentaler Menschenrech
te, Rechtsstaatlichkeit, Mehrparteiendemokratie bzw. Entwicklung in diese Rich
tung sowie marktfreundliches und entwicklungsorientiertes staatliches Handeln.  
Aus der Sicht der außenpolitischen Beziehungen sollten daher die Beziehungen mit 
jenen Staaten besonders gefördert werden, die bereits entsprechende Bemühungen 
aufweisen und Vorbildfunktion, regional wie für den gesamten Kontinent, erfüllen 
können. 

8 . 1 . 1 .  Bilateral 

1 )  Voraussetzende Elemente 
a) Neuaufteilung der Amtsbereiche 
Technische Voraussetzung für eine intensivere künftige Gestaltung der bilateralen 
und multilateralen Beziehungen zu den Staaten des Subkontinents ist die seriöse, 
engagierte Bearbeitungsmöglichkeit der jeweils bis zu acht Staaten umfassenden 
Amtsbereiche der nach der Schließung der ÖB Kinshasa am 1 .  Juli 1 993 verbleiben
den sieben österreichischen Botschaften. Zu diesem Zweck wurden die bisherigen 
Amtsbereiche nach pragmatischen Kriterien umgruppiert. Die Neuaufteilung wurde 
mit 1 .  Jänner 1 994 wirksam. 

b) Personel le  Aufstockung der Botschaften nach Maßgabe des Möglichen. 

c) Effizienter I nformationsfluß 
Al le in Betracht kommenden Vertretungsbehörden, v. a .  die multi lateralen, werden 
den betroffenen Botschaften wichtige relevante Informationen direkt zukommen 
lassen. 

d) Flächendeckendes Netz von Honorarkonsulaten 
In den 48 Staaten Afrikas südlich der Sahara bestehen derzeit nur 1 6  Honorarkonsu
late und ein Honorgeneralkonsulat. Da sich das Instrument des Honoraramts bei 
adäquater Besetzung für die politische Beobachtung in Staaten, in denen nur 
Mitbeglaubigung besteht, als besonders wichtig erweist, wird das Netz der Honorar
ämter ausgebaut werden. 

e) Finanzielle Zuwendungen für Botschaftsaktivitäten 
Die Botschaften in der Region werden ab 1 994 aus Mitteln des BMaA die 
Möglichkeit erhalten, kurzfristig Vorhaben in den Bereichen Demokratisierung und 
Menschenrechte durch Sach- und Geldzuwendungen in den FOKUS-Staaten zu 
unterstützen (derzeit etwa je 1 50.000 Schill ing pro Botschaft! Jahr). 

2) Exekutive Elemente 
a) Einführung des Systems der FOKUS-Staaten 
FOKUS-Staaten sind Länder, an denen ein über das Ausmaß "korrekter" 
diplomatischer Beziehungen hinausgehendes österreichisches Interesse besteht. Da 
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historische B indungen an Afri ka mange ls  ko lonia ler  Vergangenheit feh len ,  kommen 
nachstehende Auswahlkriterien ,  d i e  ohne wertende Rangordnung aufgel i stet s ind ,  in  
Frage : 

- S i tzstaat e iner österreichischen Botschaft und/ oder Außenhandel sstel l e .  
Vorhandensein e iner Botschaft de s  Landes in  Wien, 

- erhöhtes wi rtschaft l iches I nteresse ,  das s i ch in  österre ich i schen Exporten aus
d rückt, 

- Vorhandensein e iner nennenswerten Auslandsösterre icherkolonie ,  
- Defi ni t ion a l s  SchwerpunktIand der  österre ich i schen Entwickl ungszusammenar-

bei t ,  
- Bestehen demokrat i scher Verhä l tn isse bzw.  s i chtbare Entwi ckl ung in d iese 

Richtu ng, 
- Beachtung der Menschenrechte bzw.  deut l i che Bemühungen i n  d iese R i chtung. 

Nach d iesen K riter ien kommen 1 7  Staaten a l s  FO K US-Staaten im S inne  des 
Afri ka- K onzepts in  Frage : Senegal ,  Kap Verde, Cote d ' I voire, Ghana, Benin ,  
N igeri a,  Athi opien, K en ia, Uganda, Tansania,  Ruanda,  M osambik, S i mbabwe,  
Sambia ,  Bots uana.  Südafrika, Nami b i a .  

b )  Verstärkter Besuchsaustausch 

Wichtige E l emente der bi l atera l en Beziehu ngen werden in H i n kunft ein \"e rstärkter 
Besuchsaustausch auf verschi edenen Ebenen v .  a .  mit den FO K US-Staaten und 
vermehrte pol i t ische Ste l l ungnahmen zum Geschehen in diesen Ländern analog zur 
GASP se in .  

c)  Unterstützung von Entwick lungs ländern be i  der Err ichtung e iner  Vertretungsbe
hörde in Österreich 

Fortführung des Projekts, das die Ste l l ung Wiens als S i tz I nternationa l er Organ i �;a 
t ionen und a l s  Austragungsort i nternati ona ler K onferenzen stärken so l l  und zugl ei ch 
der  I ntens i v ierung der jewe i l igen b i l atera l en Beziehu ngen d ient .  Seit Anl a u fen des 
Projekts 1 992  haben drei Staaten vom Angebot kosten l oser Rä uml ichkeiten Ge
b rauch gemacht (Sudan, Athiopien.  K en ia ) ,  e in v i e rter, Namib ia .  hat I nteresse 
bekundet .  

d )  D ie  Zusammenarbe i t  der österre ichisehen Vertretungsbehörden mi t  den Au ßen
handelsste I l en ( in Ab idjan,  Lagos, Na i robi ,  Harare, Pretoria) im S in ne der  Vertre
tung gesamtösterre ich i scher  I nteressen in  den genannten Staaten wird intens iv ie rt .  

e )  I ntens iv ierung des Me inungsaustausches mit  Botschaften der  E U -Staaten 

I m  H i nb l ick auf die Bedeutung Afrikas für die E U  und die vermehrten österreich i 
schen Aufwendungen für d ie  Entwicklungszusammenarbeit i m  Rahmen d e s  E U - Be i 
tritts ( u .  a .  Lome I V) so l lten d ie  österrei ch ischen Botschaften bereits jetzt um e inen 
mögl i chst i ntensiven Meinungsaustausch mi t  jenen von E U- Staaten vor Ort bemüht 
se in .  Die  mögl i chst rege Zusammenarbe i t  mit i n  Afrika besonders engagierten 
E U-Sta aten ist wünschenswert. 

Darüber h inaus wird von der Zentral e  eine verstärkte Koord inati on mit der 
" E U-Africa-Work ing Group" i n  Brüssel  i n  den Bere ichen M enschenrechte, Demo
krat i s ierung, VN etc .  angestrebt. 
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f) I ntensivierung der Zusammenarbeit BMaA-B KA 
Da die Entwicklungszusammenarbeit ein zentraler Bestandteil jeder österreichi
schen Afrika-Politik sein muß, werden die Aktivitäten wo immer möglich aufeinan
der abgestimmt. 

8. 1 .2.  Multilateral 

Die bisherige Arbeit der österreichischen Vertretungen bei den VN in New York und 
Genf ist auch von großer Bedeutung für den bilateralen Afrika-Bereich . 

a) Im multi lateralen Bereich sollten die bi lateralen Kontakte zu den schwarzafrika
nischen Ländern, und hier insbesondere zu den FOKUS-Staaten, durch österreichi
sche VN-Vertreter in New York und Genf weiter intensiviert werden. Wichtig 
erscheint weiters, daß sich Österreich auch auf bilateraler Ebene (über die 
Vertretungsbehörden am Subkontinent) um Fragen multilateralen Interesses be
müht. 

Hervorzuheben wäre insbesondere die VN-Wirtschaftskommission für Afrika (Sitz 
in Addis Abeba), die unter der Leitung von Exekutivsekretär Layachi Yaker eine 
neue Dynamik gewonnen hat. 

b) Die Beziehungen zur OAU (Sitz in Addis Abeba) und zu relevanten Regionalor
ganisationen (z . B. ECOWAS, Sitz in Abuja, Nigeria) sollten ausgebaut werden. 

Mit dem Abkommen von Abuja über wirtschaftliche Integration und den Gipfelbe
schlüssen von Kairo (Juni 1 993) über kollektive Sicherheit hat sich die OAU einem 
neuen Zweck verschrieben, wobei die ökonomische Integration bewußt als ein 
Prozeß von unten nach oben angelegt ist (von einer Regionalintegration zu einer 
Kontinentalintegration). Hinsichtl ich der kollektiven Sicherheit gab die OAU von 
Anfang an den Anspruch zu erkennen, Friedenssicherung und Friedenserhaltung in 
Afrika zu afrikanisieren. Außerafrikanische Hilfe in direkter Zusammenarbeit mit 
der OAU ist nach wie vor erforderlich und erwünscht. Die Möglichkeiten einer 
österreichischen Unterstützung erscheinen vielfältig. 

c) Österreichs Beitrag zu Konfliktlösungen in Afrika könnte u .  a. bestehen aus : 
- Entsendung österreichischer Truppenkontingente für friedenserhaltende Opera

tionen der VN 
- Unterstützung einer aktiveren Rolle der VN in Afrika 
- Unterstützung afrikanischer Bemühungen um innerafrikanische Konfliktlösungs-

mechanismen (Dialogförderung, Entsendung von Beobachtern bei Waffenstill
ständen, Monitoring, Ausbildung) 

- Entsendung von Wahlbeobachtern und Austausch der Erfahrungen von Wahlbe-
obachtern mit anderen Botschaften 

- Einbringen österreichischer Erfahrungen mit dem proportionalen Wahl system 
- Ausbildung im Hinblick auf Wahlvorbereitung und -beobachtung 
- Abhaltung von und Mitwirkung an Demokratieseminaren vor Ort 
- demokratiepolitisch relevante Projekte der Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 

8.2. Wirtschaftliche Beziehungen 

Die Bilanz der wirtschaftlichen Beziehungen, die im bilateralen Bereich im 
wesentlichen in die Kompetenz der Wirtschaftskammer Österreich, im multilatera
len in jene des BM w A fällt, ist nüchtern. Österreich ist zwar in einigen Staaten 
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wirtschaft l ich präsent und i n  wenigen (z. B .  N igeria, Südafri ka) mit  N ieder lassun gen 
der  österre ichischen I ndustrie vertreten, wirtschaftspolit ische Beziehung�n sp ie len 
j edoch nur  e ine  marginale Rol le .  I nsoferne war e ine  Abstimmung mit  der  Wirt
schaftskammer Österreich bei der Defi nierung von FOKUS-Staaten der österre ich i 
schen Außenpol it ik  rel evant. 

Von den fünf  Staaten, mit  denen 70% des österreichischen Au ßenhandels  i n  Afri ka  
abgewickelt  werden, l iegen nur  zwei (Südafrika ,  Nigeri a) i n  Schwarzafrika .  Die 
verb leibenden 3 0% des Au ßenhandels  vertei l en s ich auf neun weitere Länder, s i eben 
davon südl ich der Sahara : Senegal ,  Benin, Kenia, S imbabwe, Sambia ,  S udan,  
Tansania .  Die  österreichischen Exporte in jedes  dieser Länder überstiegen 1 99 2  den 
Wert  von 7 5  Mi l l i onen Schi l l ing,  was a l s  e ines der Kriterien für die B erücks ichtigung 
als  FO K U S-Staat gewählt  wurde.  

Der österreichische Handel mit  Afrika i st i nsgesamt rückläufig .  Betrugen die österrei
chischen E xporte zu Beginn der 80er Jahre noch etwa 5% der österreichischen 
Gesamtexporte ( 1 4 - 1 5  Mi l l i arden Schi l l i ng), so l agen s ie 1 99 2  bei 1 ,3% (6,4 M i l l i ar
den Schi l l i ng) und in den ersten fünf  Monaten 1 993 bei 1 ,2% (2,3 Mi l l i arden Schi l 
l ing). Die I mporte be l i efen s ich 1 99 2  a u f  1 ,9% ( l 1 Mi l l iarden Sch i l l ing) der Gesamtim
porte und während der ersten fünf M onate 1 993 auf bisher 2 ,2% (5 ,2  M i l l i arden 
Schi l l i ng) ,  wobei sie s ich trad i t ione l l  auf dre i  Warengruppen ( Produkte der tropi schen 
Landwirtschaft, Bergba uprodukte/ Minera l i en und Erdöl )  beschränken .  

8.3. Außenpol itik und die österreichische Entwicklungszusammenarbeit 

Entwi ck l u ngshi lfe leistungen gehören in afrikanischen Ländern zum K ernpunkt der 
b i l atera len  Beziehungen. Eine a kt ive Au ßenpol it ik ist daher bis auf weiteres 
u ntrennbar mit EZA gekoppelt .  Wichtig für d i e  zukünftige Gestaltung der b i l atera
len B ezi ehungen werden e in aktiver I n form ationsaustausch und eine enge Zusam
menarbe i t  und Koordination zwischen B M aA und B K A in  di esem Bereich sei n .  

Aufgrund d e r  Best im mungen des Bundesministeri engesetzes l iegt seit I .  Februar 
1 99 1  die  Zuständigkeit für "Angel egenheiten der Entwickl ungshilfe sowie Koordi 
nati on  der internationalen Entwick lungspo l i t ik ,  soweit  s ie  n i cht in d ie  Zuständigkeit 
des  Bundesmin isteriums für auswärtige Angelegenheiten fal l en" ,  beim B KA. Das 
B M aA ist weiterh in  für d ie  m ulti l atera l e  Entwicklungshi l fe i m  Wege der I nternatio
nalen Organi sat ionen verantwortl ich ,  wobei die Mitarbeit  i n  den operat ione l len 
VN- Entwickl ungsorgan isat ionen im M i tte lpu nkt steht .  

Der finanzie l l  größte Tei l  der mul t i latera len Leistungen der EZA wi rd jedoch über  
d ie  I nternat iona len Finanzinstituti onen abgewickelt und fä l l t  i n  den Zustä ndigkei ts
bere ich des B M F. Kle i nere Ansätze bestehen bei  anderen Ressorts (z. B .  World Food 
Program m e  der FAO, wobe i  das B MaA die äquival ente Verte i l ung der jährl i chen 
Nahrungsmi tte lhi l fe von 25 .000 t Weizen auf die Besti mm ungsl änder übern i m mt, 
während be im B M L F  die Budgetierung und Abwicklung d ieser Akt io n  durchgeführt 
wi rd) . 

Zur Koo rdina t ion der Akti vitäten a l l er Ressorts in der EZA gem. § 8 Bu nde::; min i ste
ri engesetz w urde e ine " K o mmiss i on z u r  Vorberei tung und Vorberatung e i n e�
k oordin i e rten Vorgehens i m  Bereich der  österreichischen E n t \v i ck iungszu s a m m e n 
arbeit" e ingeri chtet, d ie s i ch  am 2 5 .  September 1 992 unter Fed erführu ng des B KA 
kon st i  tu i e rt h Cl t. 

2 1 7  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)232 von 734

www.parlament.gv.at



Der außereuropäische Raum 

1 )  Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungshilfe 

Gemäß Entwicklungshilfegesetz 1 974 ist das BMaA auch in die Erstel lung und 
Fortschreibung des Dreijahresprogramms der österreichischen Entwicklungshilfe, in 
dem die sachlichen und geographischen Schwerpunkte der österreichischen EZA 
festgehalten sind, eingebunden. Die vorrangige Zielgruppe der Entwicklungshilfe 
sind die ärmsten Entwicklungsländer (Least Developed Countries/LLDCs) sowie 
die ärmsten Gebiete und Bevölkerungsgruppen in den Less Developed Countries 
(LDCs), der nächsthöheren Stufe von Entwicklungsländern. 

Naturgemäß muß es zwischen den nach politisch-pragmatischen Gesichtspunkten 
festgelegten FOKUS-Staaten und den Schwerpunktländern der österreichischen 
EZA wie auch zwischen FOKUS-Staaten und den Kooperationsländern der EZA zu 
mehrfachen Überlappungen kommen. 

2) Konkrete Zusammenarbeit mit dem BKA 

In Fragen der umfassenden Afrikapolitik werden regelmäßige informelle Koordina
tionssitzungen zwischen den zuständigen Abtei lungen des B MaA und der Entwick
lungshilfesektion des BKA stattfinden, die von der politischen (Afrika-)Abteilung 
des BMaA einberufen und koordiniert werden. 

8.4. Kulturpolitische Beziehungen 

Obwohl sich die österreichische Auslandskulturpolitik grundsätzlich auf den Export 
österreichischer Kultur ins Ausland konzentriert, werden die österreichischen 
Missionschefs in Afrika vermehrt bemüht sein, als "Interessensbörse" für afrikani
sche Kulturschaffende und -träger sowie Interessenten (Galerien, Veranstaltungs
zentren) zu agieren.  Abgesehen davon könnten die kulturpolitischen Beziehungen 
nicht nur unter dem Bl ickwinkel der Präsentation österreichischer Literatur, Musik, 
bildender Kunst, etc. gesehen werden, sondern auch wissenschaftl iche Belange 
berücksichtigen. 

8.5. Follow-up 

"Afrika 2000" besteht einerseits aus Leitlinien für die zukünftige Gestaltung der 
österreichischen Außenpolitik, andererseits aus einer Anzahl konkreter M aßnah
men, die teilweise die Voraussetzung für die Implementierung dieser Politik 
darstellen und mit Ende 1 993 gesetzt wurden. 

Nach Ablauf von 1 2  Monaten ist eine umfassende Überprüfung vorgesehen, um das 
Konzept nach den im "Probelauf' gewonnenen Erfahrungen allenfalls zu verbes
sern, abzuändern oder zu ergänzen .  

111.  Der asiatisch-pazifische Raum 
Ost- und Südostasien blieb trotz der Konjunkturflaute in Japan die Region 
mit dem weltweit stärksten Wirtschaftswachstum. Die Wachstumsraten der 
vier asiatischen Schwellenländer (Hongkong, Singapur, Republik Korea, 
Taiwan) und Indonesiens l iegen bei 6%, jene von Thailand und Mal aysia 
sogar bei 8%. Lediglich das Wirtschaftswachstum der Philippinen ist 
unbefriedigend ( +  1 ,5%). 
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Eine Sonderstellung unter diesen Wirtschaftsgebieten nehmen die Küsten
provinzen Chinas ein, die in den letzten Jahren Zuwachsraten von 1 5  - 20% 
verzeichnet haben. Dies bringt nicht nur einen enormen inflationären 
Druck mit sich, sondern auch politische Gefahren (starkes Gefälle 
zwischen dem Wohlstandsniveau in den begünstigten Küstenprovinzen 
und im Landesinneren). Die Regierung in Peking traf daher restriktive 
Maßnahmen fiskalischer Natur sowie Kredit- und Importbeschränkungen 
zur Eindämmung dieses heißgelaufenen Wirtschaftswachstums.  China 
profitiert von der Finanzkraft der in ganz Südostasien, aber auch in 
Übersee (USA, Kanada) lebenden reichen Chinesen, die nach der wirt
schaftl ichen Öffnung der Volksrepublik ihr Kapital und Know-how dort 
gewinnbringend anlegen wollen. Dies gilt besonders für Hongkong, dessen 
wirtschaftliche Verflechtung mit dem südchinesischen Hinterland heute 
bereits so fortgeschritten ist, daß die "Wiedervereinigung" von 1 997 
vorweggenommen erscheint. 

Vol ks repu b l i k  C h i n a: Sonderwi rtschaftszonen 

S I N K l A N G  

T I B  f T 

Quel le :  K u r ier. 
G rafisch adapt iert  vom Österreichischen Statistischen Zentral amt. 

Der Hauptgrund dafür, daß die Wirtschaftskrise in Europa und die Flaute 
in Japan kaum Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum der ASEAN
Staaten und der asiatischen N ewly Industrialized Economies (NIE) hatten, 
l iegt darin, daß der Warenverkehr innerhalb dieses Raums immer mehr an 
Bedeutung gewinnt. 1 992 gingen bereits 40% der Ausfuhren dieser Staaten 
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in die Länder der Region, während der Anteil Europas und der USA 
zurückging. In den letzten drei Jahren haben die Kapitalströme der vier 
N I E  in die ASEAN-Entwicklungsländer auch die Investitionen Japans 
deutlich überholt (jährl ich rund 5 Milliarden US-Dollar gegenüber 3 ,5  Mil
liarden US-Dollar aus Japan). Charakteristisch für diese Länder i st die 
hohe Spar- und I nvestitionsrate, die nach einer Schätzung der Zeitschrift 
"Business Week" bei rund 550 Mil liarden US-Dollar jährl ich l iegt. 

Groß sind auch die Herausforderungen für diese rasch wachsenden 
Volkswirtschaften : ohne die Erneuerung und Modernisierung der Infra
struktur kann das atemberaubende Wirtschaftswachstum nicht aufrechter
halten werden. Im Verlauf der nächsten Dekade muß ungefähr eine Billion 
US-Dollar in Straßenbau, Telefonleitungen, Elektrizitätswerke etc. inve
stiert werden. 

Auch für die USA wird der Handel mit dem ostasiatisch-pazifischen Raum 
immer wichtiger. Bereits seit 1 990 übersteigen die transpazifischen Han
deisströme die transatlantischen (rund 340 gegenüber rund 230 Mi ll iarden 
US-Dollar jährlich). Es verwundert daher nicht, daß die USA sich aktiv am 
Integrationsprozeß des asiati sch-pazifischen Raums beteiligen und auf 
einen Ausbau der ursprünglich als reines Konsultativorgan ausgelegten 
APEC (Asian-Pacific Economic Cooperation) zu einem echten wirtschafts
politischen I nstrument drängen. Diese Entwicklung wird jedoch von den 
meisten asiatischen Partnerländern, insbesondere den ASEAN-Staaten, 
abgeblockt, die eine zu rasche Öffnung ihrer Märkte für amerikanische, 
aber auch japanische I mporte verhindern wollen. So sehr die wirtschaftli
che Integration des asiatisch-pazifischen Raums auch voranschreitet, ein 
institutioneller Rahmen ist noch nicht geschaffen worden. Eine klare 
Antwort auf die wirtschaftliche Integration Europas (EU) und Nordameri
kas (NAFTA) ist  derzeit nicht abzusehen. Am weitesten ist  die Institutiona
lisierung noch im ASEAN-Raum fortgeschritten, wo die ASEAN-Freihan
deIszone (AFf A) bis zum Jahr 2008 einen weitgehenden Freihandel für 
Industriegüter mit sich bringen soll .  

In  politischer und sicherheitspolitischer Hinsicht fehlt ein den regionalen 
Organisationen in Europa (NATO oder KSZE) vergleichbares Forum. 
Einen ersten Ansatz in diese Richtung schuf die 26. ASEAN-Außenmini
sterkonferenz im Juli 1 993, auf der die Außenminister der ASEAN und 
ihrer Konsultativpartner, die sich regelmäßig nach den ASEAN-Außenmi
nisterkonferenzen in den PMC (Post Ministerial Conferences) treffen, die 
Schaffung eines ASEAN Regional Forum (ARF) beschlossen. Neben den 
sechs ASEAN-Staaten nehmen Laos, Vietnam,_ Papua-Neuguinea, Austra
lien, die USA, Kanada, Japan, die Republik Korea, Neuseeland, die EU, 
China, Rußland und als Gast Kambodscha tei l .  Ab 1 994 soll  dieser 
Sicherheits-Round-table  in Bangkok institutionalisiert werden, um Fragen 
der Bewaffnung, der Notifikation militärischer Manöver, vertrauensbil-
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dender M aßnahmen sowie  Flüchtl i ngs- und Seeschiffahrtsprobleme zu 
erörtern . H auptgründe für die B i ldung des ARF sind die n ach Ende des 
Kalten Krieges gestiegene  Uns icherheit  und die zahl re ichen offenen 
Territoria lfragen . Im A R F  sol len po l it ische und s icherheitspo l it ische 
Fragen der Region diskutiert werden.  Eine E ntscheidungsbefugnis  wird 
diesem Forum nicht eingeräumt. 

D ie  5.  APEC-Ministertagung fan d  von 1 7 . - 1 9 . November in Seattl e  statt. 
Der M inistertagung l ag e in  Bericht e iner unabhängigen Expertengruppe 
vor, der eine Reihe von Schritten für eine stärkere Institutional i s ierung und 
e inen i nternen Zol labbau vorsah .  Die  Mini sterkonferenz befürwortete 
M a ßnahmen zur Förderung des Hande l s  und der Investitionen und setzte 
verschiedene Komitees, daru nter auch e in Komitee der Finanzmini ster, 
e in .  M exiko und Papua- Neuguinea wurden als neue Mitgl ieder aufgenom
men.  Weiters l ancierte d ie  M in isterkon ferenz einen Appel l  für den raschen 
Absch luß  der Uruguay- Runde .  

Im  Ansch luß  an die Min isterkonferenz fand über E in ladung von U S - Präs i 
dent B i l l  C l inton das erste Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der 
APEC-Länder statt, das d ie  Bedeutung der Reg ion fü r den Welthandel  a l s  
ganzes (40% der Welthand e lsströme) und insbesondere für die Vereinigten 
Staaten symbol i s ierte .  D ie  Staats- und Regierungschefs verabschiedeten 
eine fei erl i che  Erkläru ng ,  in der s ie  s ich zum Freihandel  und zur 
\Veiterentwicklung der as iat isch-pazifi s chen Zusammenarbeit bekennen .  
Das Treffen gab auch Ge legenheit zu wichtigen bi l atera len Gesprächen 
( U SA/China,  USA/Japan usw.) auf h öchster Ebene .  M alaysia ,  das die 
I dee eines East-Asian Economic Caucus unter Aussch luß  der U SA, 
Austra l i ens  und Kanadas b efürwortet, boykott i erte a ls  einziges M i tgl ieds
l and das hochrangige Treffen .  

Entgegen manchen Skeptikern er lebte d ie  ASEAN (Associ aton of  South 
East Asian Nations) nach dem Ende des Kalten Krieges und der Lösung 
des Kambodscha- Konfl ikts keinen Bedeutungsverlust .  Vie lmehr wird 
A S E A N  immer mehr zu ein er Art Drehscheibe n icht  nur in  Südostasien, 
sondern im gesamten as iat isch-pazifischen Raum.  Die 26. ASEAN-Außen
ministerkonferenz in Singapur im Ju l i  war eines der größten Außenminister
treffen (20  Tei lnehmer) außerhalb der V N .  Eine A S E A N-Außenmini ster
konferenz, an der u. a .  d i e  Au ßenminister von Rußland,  Ch ina, J apan, 
U SA, Vietnam und Kambodscha tei l nehmen, wäre vor kurzem noch 
u nvorste l lbar gewesen.  D ie s  i st Ausdruck der veränderten Welt lage, aber 
auch des aktiven Bemühens der A S E A N ,  
- d i e  USA i m  asiatisch -pazifischen Raum weiterh in  engagiert u n d  präsent 

zu ha l ten und das US - Interesse auf I ndoch ina  auszudehnen,  
- China,  das seine strategische "balancing role"  zwischen den U SA und 

Rußland verloren hat, konstruktiv einzubinden und hegemonia le  Aspi ra
t ionen Pekings zu dämpfen ,  
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- das Verhältnis zwischen Japan und den USA trotz zunehmender 
Wirtschafts konflikte intakt zu halten.  

Der bereits für Mitte Dezember 1 992 geplante Gipfel der Südasiatischen 
Assoziation für regionale Zusammenarbeit (SAARC) fand  nach mehrfachen 
Verschiebungen angesichts der interreligiösen Auseinandersetzungen in 
Indien erst im April 1 993 in Dhaka (Bangladesch) statt. Der Gipfel 
verabschiedete das seit längerer Zeit vorbereitete Projekt einer südasiati
schen präferentiellen Handelszone (SAPTA), das einen Schritt in Richtung 
einer regionalen Handelszone darstellen könnte. Fraglich ist, ob die 
politischen Rahmenbedingungen der an sich eher losen, auf bestimmte 
Gebiete beschränkten Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten 
(Pakistan, Indien, Nepal, Bhutan, Bangladesch, Sri Lanka, Malediven) dies 
zulassen. 

Im eigentlichen pazifischen Raum stellt das 1 97 1  gegründete Süd pazifische 
Forum (SPF), dem 1 5  Staaten des Südpazifiks angehören (Australien, 
Neuseeland und südpazifische Inselstaaten), die bedeutendste politische 
Organisation dar. Die wichtigsten Themen der Tagung der Regierungs
chefs,  die dieses Jahr in N auru stattfand, waren Bevölkerung und 
Entwicklung, die Erschöpfung der Meeresressourcen, die Frage der 
Klimakontrolle und das damit verbundene Problem der Erhöhung des 
Meeresniveaus .  Das nächste Treffen des Forums wird Anfang August 1 994 
in Brisbane (Australien) stattfinden. 

In China wird unter der Ägide des "großen alten Staatsmannes" Deng 
Xiaoping weiterhin der Übergang zu einem kapitali stischen Wirtschaftssy
stem - bei gleichzeitigem Festhalten am Machtmonopol der kommunisti
schen Partei - forciert, was als "chinesischer Sozialismus" oder "sozialisti
sche Marktwirtschaft" bezeichnet wird. Dieses Prinzip führte zu einer seit 
Jahren anhaltenden, gigantischen Expansion der chinesischen Wirtschaft, 
die, wenn sie fortgesetzt werden kann (was bei potientiellen Arbeitskraft-, 
aber auch Konsumentenreserven von einer Mil l iarde Menschen und 
reichen Bodenschätzen realistisch erscheint), in einigen Jahrzehnten den 
Aufstieg Chinas zu einer der weltweit führenden Wirtschaftsrnächte 
bewirken könnte. Probleme ergeben sich für China aber 
- aus der wachsenden Diskrepanz zwischen den Metropolen im Osten und 
Süden und dem Landesinneren (durchschnittliches Pro- Kopf-Einkommen 
in Shanghai derzeit 3 .000 Yuan, am Land 680 Yuan), 
- aufgrund der Diskrepanz zwischen dem "Wirtschaftswunder" im Be
reich der Privatwirtschaft (mit teilweise enormen Profiten, aber auch 
Löhnen) und der völligen Stagnation im Bereich der personell überbesetz
ten und hoffnungslos defizitären verstaatlichten Industrie, die immer noch 
gut die H älfte des Bruttonationalprodukts beisteuert, 
- mit dem zunehmenden Regionalismus (Streben der reicheren Provinzen 
nach immer mehr Autonomie). 
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B ru tto- Inlandspro d u kt in C hina und in ausg ewählten Ländern 
1 991 und 2002 

C h i n a  1 )  

USA 
9 . 700 

Japan 
. 1 99 1 

0 2002 ( P rognose)  
Deutsc h l and 

o 2 4 6 8 1 0  1 2  

in M rd US$ 2 )  

1 )  Einsch l ießl ich Hon gkong und Taiwan . - 2 )  U m gerechnet in Kaufkraftparitäten .  

Q u e l l e :  D eu ts c h e  B a n k  R e s e a rc h .  
G rafik :  Öste rre ich i s c h e s  Stat ist i s c h e s  Zentra l a m t .  

C h i n a s  Au ßenpo l i tik  ist v. a .  durch eine Konfrontat ion mit den USA 
gekennzeichnet ,  für d i e  C hina nach dem ZU�ämmenbruch  der  Sowjetun i on 
und dem \Vegfa l l  des Ost-West-K o fl ikts zum !l euen Feindbi l d  geworden 
i s t. Die U S A  \verfen Ch ina  seine H ande l spo l i t ik, schwere Verstöße  gegen 
die M enschenrechte ( Di ss identen ,  Tibet)  u n d den Export von m i l i tärischer 
H o chtechnol ogie an besti mmte Länder der Dritten Welt vor. In jüngster 
Vergangenheit  wird seitens der U SA versucht, die hochrangigen K ontakte 
mi t  China  wieder zu forci eren (Gipfeltreffen in Seatt le ,  mögl icher Chinabe
such von Präs ident Cl in ton). Als  Folge der Konfrontation mit  den USA 
bemüht s i ch  China,  Konfl iktherde in  sei ner Nachbarschaft ( Kambodscha,  
Korea) u nd Spannungen mi t  se inen N achbarn ( I ndien,  Vietnam)  abzubau
en und eine Strategie gegen den Einfluß  der U S A  in  Japan,  Ruß l and 
(erneute m i l itärische Zusammenarbei t) und der E U  zu finden.  

Das Verhältnis  Chinas zu Taiwan i s t  vordergründig durch e in  unnachgiebi
ges Festhal ten beider Tei l e  an i hren seit Jahrzehnten vertretenen Stand
pun kten gekennzeichnet (China : " Ein  Land, zwei Systeme" : Taiwan : 
"Zwei Ch ina") .  I n  e inem Weißbu ch vom 2 1 .  August w iederho l te China 
se in  Angebot, Taiwan nach e iner Wiederverei nigung weitgehende Autono
mie mit eigener Gesetzgebu ng, Verwaltung, Rechtsprechung, Armee und 
begrenzter Au ßenpol i t ik e inräumen zu wol len .  Gle ichzeit ig fin den regel -
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mäßig halb offizielle Verhandlungen über technische Fragen statt. Taiwa
nesische Investitionen und die Zahl taiwanesischer Touristen in  China 
nehmen zu. 

In der Hongkong-Frage, in der 1 984 durch ein britisch-chinesisches 
Übereinkommen die Übergabe Hongkongs an China für 1 997 vereinbart 
worden war, fanden von April bis Anfang Dezember überaus langwierige 
und zähe britisch-chinesische Verhandlungen statt. Zentrale Themen 
waren eine vom britischen Gouverneur in Hongkong, Chris Patten, 
angestrebte Anhebung der Zahl der direkt gewählten Vertreter der Gesetz
gebenden Versammlung und die Frage, ob die noch in der britischen 
Periode 1 994/95 gewählte Gesetzgebende Versammlung auch nach der 
Übergabe Hongkongs an China über ihre volle Legislaturperiode bis 1 999 
fungieren kann. 

Aus den ersten freien Präsidentschaftswahlen am 6 .  Juni in der Mongolei 
ging der bisherige Staatspräsident Punsalmaagiyn Otschirbat mit 57,8% der 
Stimmen gegenüber seinem Gegenkandidaten Londogiyn Tudev von der 
Revolutionären Volkspartei (Mongolian People's Revolutionary Party/ 
M PRP), der nur 38 ,7% der Wählerstimmen auf sich vereinigen konnte, als 
Sieger hervor. Die Wahlen fanden unter Aufsicht internationaler Beobach
ter statt. Die Wahlbeteiligung lag bei 92,7%. Das Wahlergebnis wurde 
sowohl von der Revolutionären Volkspartei als auch vom Großen Volks
chural (das mongolische Parlament beschloß am 1 7 . Juni ein Gesetz, in 
dem die Machtbefugnisse des Staatspräsidenten bestätigt werden) formell 
anerkannt. Der als Reformer bekannte 5 1jährige Staatspräsident Otschir
bat versprach in seiner Inaugurationsrede die Fortsetzung der Außen- und 
Wirtschaftsreformpolitik und kündigte eine , Reduzierung der Streitkräfte 
um 1 6% an. 

Japan stand ganz im Zeichen der größten innenpolitischen Neuordnung 
seit Kriegsende. Immer neue Korruptionsaffären, in die führende Politi
ker - vorwiegend der Regierungspartei LDP - verwickelt waren, führten zu 
zunehmendem Unmut in der Bevölkerung, der sich in sehr niedrigen 
Popularitätswerten für Ministerpräsident Kiichi Miyazawa niederschlug, 
obwohl er selbst von den Anschuldigungen unberührt blieb .  Auch jüngere 
Pol itiker drängten auf eine politische Reform. 

Als Miyazawa mangel s Einigung innerhalb seiner Parlamentsfraktion au
ßerstande war, sein Versprechen einzulösen, ein Paket von Reformgesetzen 
noch in der Sommersession des Unterhauses zu verabschieden, wurde er am 
1 8 . Juni durch einen Mißtrauensantrag gestürzt. Mehrere Abgeordnete der 
Regierungspartei stimmten gegen die eigene Regierung. Bei den Neuwahlen 
zum Unterhaus am 1 8 . Juli kandidierten neben den traditionellen Parteien 
zwei neue Reformgruppen, die sich aus abgefallenen Abgeordneten der 
LDP zusammensetzten.  Diese konnte zwar den nach dem Parteiaustritt 
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dieser Gruppen verbl iebenen M andatsstand h alten, büßte aber zum ersten 
M al seit ihrer Gründu ng ( 1 9 5 5) i hre absolute Mehrheit e in .  Während die  
neuen Reformparteien und d ie  buddhist ische Komeito Erfolge verzeichnen 
konnten, verloren die Soz ia l isten fast die Hä l fte ihrer M andate .  

Anfang August b i ldete der  Führer der schon 1 992  gegrü ndeten l ibera len 
"J apan N ew Party", M o ri hi ro Hosokawa, eine breite Koal i t ionsregierung, 
der al l e  Parteien mit  Aus n ahme der LDP und der Kommuni sten angehö
ren.  Die Regierung Hosokawa ist  se i ther mit Nachdruck darum bemüht, 
d ie  pol i t i sche Reform voranzutreiben.  Das Reformprogramm s ieht  scharfe 
Gesetze gegen Korruption ,  e ine Eindämmung der Parte ispenden und an 
deren Stel l e  d ie  erstmal ige  E inführung e iner öffent l ichen Finanzierung der 
Parl amentsparteien sowie ein neues Wahlsystem vor. Im N ovember konnte 
die Regierung dieses Reformpaket im Unterhaus durchbringen, im Ober
haus dauerte d ie  Debatte zu J ahresende noch an .  M in i sterpräs ident 
H osokawa i s t  sehr popu lär, se ine Zustimmungsrate l iegt i n  sämt l ichen 
Umfragen bei  70%. Se ine Regierung, die Parteien mit völ l ig untersch ied l i 
chen pol i ti s chen Zie l setzungen umfaßt, wird j edoch mit  gro ßen Schwierig
ke i ten zu kämpfen haben .  

In  erster Lin ie  muß s i e  d ie  Wirtschaftskri se bekämpfen,  d ie  s ich a l s  
wesentl i ch ernster darstel l t ,  a l s  noch Ende 1 992  angenommen.  Erstmals  sei t  
dem Öl schock Anfang der  70er J ahre i st das japanische  Bruttonational pro
dukt real zurückgegangen ( - 0,5%) .  Der Verfal l der Börsenkurse  trägt 
ebensowenig zur Wiederh erstel l ung des Vertrauens in d ie  japani sche 
Wi rtschaft bei wie  der von der amerikanischen Regierung künstl i ch i n  die 
H öhe getri ebene Yen-Kurs ,  der d ie  j apanischen Exporte enorm erschwert 
(Anst ieg von etwa 1 2 5 Yen 1 992 auf ei nen vorübergehenden Hächstkurs 
von nur knapp 1 00 Yen für den U S - Do l lar im Spätsommer 1 99 3 ) .  Die 
zunehmenden Exportprobleme und die schwache I n l andsnachfrage führ
ten 1 993 erstmals  zu e inem Anstieg der Arbeits los igkeit , der s i ch 1 994 

fortsetzen dürfte .  Mehrere Zusatzbudgets, die gegensteuern so l l ten , haben 
b i sher noch n icht richtig gegri ffen ,  sodaß die Regi erung zur Ankurbe lu ng 
der privaten N achfrage e ine  Senkung der Ei nkommenssteuer erwägt. Als  
l ogische Konsequenz des konj unkturbedingten Ausfa l l s  von E inkommens
und Verbrauchersteuern (gekoppelt  mi t  der geplanten Steuersenkung) wird 
das japanische Budget trotz geplanter Sparmaßnahmen zum ersten :Mal seit  
Jahrzehnten e in  beträchtl iches Defizit ausweisen. 

Die erfo lgre iche Organisat ion des G 7-Gipfeltreffens in  Tokio ( 8 ./9 .  J u l i )  
festigte d i e  i nternationale  Ste l lung Japans .  Die Regierung Hosokawa l i eß  
ausdrückl i ch verlauten, daß  s i e  d i e  Au ßenpol it ik de r  LD P- Regierungen 
fortsetzen \verde .  Die enge Partnerschaft mit den USA und die Aufrechter
ha l tung e ines konstruktiven Gesprächskl imas mir Ch ina b le iben besti m
mende Kom ponenten. Die Beziehungen zu Ruß land s i nd \vegen des nach 
wie vor offenen terri tori a l en Konfl ikts über d ie  v ier  Kuri l en inse ln küh l ,  
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doch wurde durch den Staatsbesuch von Präsident Boris Jelzin im Oktober 
zumindest eine bessere Gesprächsbasis geschaffen. 

Die koreanische Halbinsel stand im Zeichen einer eskalierenden Konfron
tation zwischen Nordkorea einerseits sowie den USA, Südkorea und Japan 
andererseits, die in erster Linie durch die unnachgiebige Haltung N ordko
reas in der Frage der I nspektion seiner Nuklearwaffen ausgelöst wurde. 
Die Demokratische Volksrepublik Korea geriet dadurch in eine zunehmen
de politische und wirtschaftliche Isolation, welche die Wirtschaftslage des 
Landes drückt und die Versorgung der Bevölkerung immer schwieriger 
macht. Innenpolitisch wird die Situation Nordkoreas von zu erwartenden 
Problemen bei der Nachfolge von Präsident Kim Il Sung überschattet. 

In der Republik Korea trat Kim Young-Sam nach seinem Wahlsieg im 
Februar sein Amt als erster "ziviler Präsident" Südkoreas seit 1 962 an und 
begann mit einem umfassenden innenpolitischen Reformprogramm (Redu
zierung des Einflusses der Militärs, Antikorruptionskampagne, Neubeset
zung von Spitzenpositionen). Außenpolitisch wird entsprechend den "Fünf 
Grundprinzipien der neuen koreanischen Diplomatie" eine Öffnung 
gegenüber dem multi lateralen (Sicherheits-)Dialog in der Region bei 
gleichzeitigem Festhalten an der Allianz mit den USA angestrebt. Bei zwei 
offiziellen Treffen zwischen Präsident Kim und dem amerikanischen 
Präsidenten Bill Clinton wurde diese Allianz nachdrücklich bestätigt. Im 
Rahmen des APEC-Treffens der Staatschefs der asiatisch-pazifi schen 
Region dokumentierte die Republik Korea den Willen, eine aktive Rolle zu 
übernehmen . Die Beziehungen zu N ordkorea und die Nuklearfrage stehen 
nach wie vor im Mittelpunkt der Außenpolitik. Seit der Ankündigung 
Nordkoreas, aus dem N onproliferationsvertrag auszutreten, und der 
späteren Suspendierung dieser Entscheidung ist Südkorea bemüht, den 
interkoreanischen Dialog wieder aufzunehmen und an der Lösung der 
Frage der IAEO-Inspektionen mitzuarbeiten. 

Vier Jahre nach der Selbstauflösung vieler kommunistischer Parteien in 
Zentral- und Osteuropa hat die Kommunistische Partei Vietnams noch 
immer ein in der Verfassung verankertes Machtmonopol, das in einem 
Klima beachtlicher politischer Stabilität kaum hinterfragt wird. Nach dem 
Zerfall der kommunistischen Machtstrukturen in Osteuropa gab es viele 
ernste und öffentliche Warnungen vor dem hereinbrechenden Chaos, von 
dem in Vietnam mit Wirtschaftswachstumsraten von 8% und einer I nflati
onsrate von ca. 4% ( 1 993) keine Rede ist. Vietnam hat allerdings sehr rasch 
radikale Konsequenzen gezogen. Das Planwirtschaftssystem wird laufend 
auf Marktwirtschaft umgestellt. Eine Wirtschaftspolitik ohne ideologische 
Vorbehalte führte zum liberalsten Investitionsgesetz der Region. I m  
Rahmen einer außenpolitischen Neuorientierung gegenüber allen Staa
ten - ganz gleich welchen Systems - öffnete sich Vietnam gegenüber 
früheren Gegnern bzw. Nicht-Partnern wie China, den USA, den ASEAN-
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Staaten, Japan,  der Repub l ik  Korea, der E U  und I srae l .  Frühere " Freunde" 
sperren ihre Botschaften in  H ano i  zu .  Die N iederlande,  d ie  E U  und I s rael 
haben 1 993 Botschaften eröffnet .  Zahl reiche Aus l andsreisen der vietname
s ischen Führung u nterstrichen d ie  geänderte pol i ti s che  T nteressen lage .  Um 
e in Gegengewicht zu China  zu fin den,  betreibt Vietnam ganz bewußt se ine 
Eing l iederung in d ie  ASEAN,  jene Organisation,  d ie  von antikommunist i 
schen Staaten am Höhepunkt des Vietnam-Krieges und der mi l i tärischen 
Stärke Vietnams gegründet wurde.  Das Schlüsse lergebnis  der vietnamesi
s chen Reintegrationsbemühungen war die von US - Präsident C l inton am 
2 .  Ju l i  abgegebene Erklärung, wonach die USA s ich e iner Regel ung der 
vietnamesischen Währu ngsfondsschulden nicht  mehr entgegenste l l en wür
den .  Dies  brachte Vietnam den l a ngersehnten Zugri ff zu Krediten I nterna
tiona ler Organi sat ionen,  einer N ormal i si erung der Beziehungen zu den 
U S A  steht nur mehr das U S- Hande l sembargo entgegen .  Dieses wurde 1 974 
gegen Nordvietnam verhängt, 1 97 5  auf ganz Vietnam ausgedehnt und nach 
dem Einmarsch in K ambodscha 1 979 noch verstärkt. 1 992 verfügten die 
U S A  erste Lockerungen des Embargos .  Al lgemein wird mit e iner schritt
weisen Aufhebung des Hande l sembargos in absehbarer Zeit gerechnet, da 
s i ch Vietn a m  bei der S uche nach vermi ßten bzw . getöteten US-So ldaten 
sehr kooperat iv verhä l t .  Auch der Hanoi-Aufentha l t  von US-Assi stant 
S ecretary of State, Winston Lord, Mi tte Dezembe r  1 993 wei st in  diese 
Richtung.  

E rstmals  seit zwei  Jahrzehnten stand die Kambodscha-Frage 1 993 nicht 
mehr auf der Tagesordn ung der VN-Genera lversam mlung. Der Kambo
dscha- Konfl ik t  i n  seiner traditionel l en Form gi l t  a l s  beendet, ohne daß der 
Aggressor belohnt worden wäre. Vom 23 . - 2 8 .  M a i fanden die U NTAC
organis i erten Wahlen statt ,  die trotz vereinzelter Probl eme als frei und fai r  
anerkannt wurden .  Die  Durchführung der  \\lah len wurde zunehmend das 
Hauptzie l  der VN-Operat ion, n achdem U NTAC andere entscheidende 
Vorgaben der Pariser Verträge im mi l i tärischen Bereich nicht real i s i eren 
konnte .  Der zi vi l e  Tei l  der U NTAC-Operation hat m i t  der Rückführung 
von 3 60 .000 Flücht l ingen,  Verbesserungen im M enschenrechtsbere ich ,  der 
O rganisat ion von Wahlen ,  der Gewährle i stung des Wahlgeheimnisses und 
der  hohen Wahlbete i l igung von rund 89% unbestreitbare Erfo lge aufzuwei 
sen .  M il itäri sch konnte U NTAC j edoch weder d ie  i n  den Pariser Verträgen 
vorgesehene Entwaffnung der Streitparteien und Demobi l i s i erung der 
Truppen noch die Stationierung der U NTAC-Truppen im gesamten Land -
a l so  auch in  der von den Roten Khmer kontro l l ierten Zone - durchsetzen .  
A l lerdings haben U NTAC-Truppen zur Aufrechterhaltung einer befriedi
genden S icherheitss i tuat ion i nsbesondere vor und während der Wahl en 
beigetragen .  

Der  relative Erfolg der U NT AC-Operation  i s t  e inerse i ts auf die geänderte 
Welt lage, in  der keine  Großmacht  mehr I nteresse an der Fortsetzung dieses 
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Stellvertreterkrieges hatte, zurückzuführen. Andererseits waren der Frie
denswille der kambodschanischen Bevölkerung und v. a. die überragende 
Persönlichkeit von Prinz Norodom Sihanouk, der weiterhin Drehscheibe 
für alle politischen Kräfte des Landes ist, wichtige Voraussetzungen für den 
Erfolg der VN-Operation .  Der international fast vergessene, jahrelange 
Beitrag Österreichs als Vorsitzender der I nternationalen Kambodscha
Konferenz ( IKK) zur Lösung des Konflikts war wesentlich dafür, daß das 
durch bewaffnete Aggression geschaffene Fait accompli nicht wie derzeit 
in Teilen des ehemaligen Jugoslawiens schließlich hingenommen, sondern 
als internationales Problem präsent gehalten wurde. Der vom österreichi
schen I KK-Vorsitzenden 1 98 1  formulierte Lösungsansatz blieb durch ein 
Jahrzehnt Leitmotiv für die entsprechenden VN-Resolutionen und ist 
nahezu ident mit der nach der Pariser Konferenz realisierten Friedenslö
sung. König Sihanouk hat den österreichischen Beitrag zur Konfliktlösung 
in einer Botschaft an Bundespräsident Thomas Klestil im Oktober 1 993 
besonders gewürdigt. 

Aus den Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung ging die von Prinz 
Ranariddh geführte FUNCIN PEC mit 45,7% der Stimmen vor der Volks
partei (PPC) unter Hun Sen als Wahlsieger hervor (38 ,2%). Mit dem I nkraft
treten der von der Nationalversammlung am 24. September mit 1 1 3 : 5 : 2 
Stimmen beschlossenen Verfassung und der Bildung einer Koalitionsregie
rung zwischen FUNC I N PEC, PPC und der Buddhistischen Liberaldemo
kratischen Partei von Son San am 29. September ging die UNTAC-Mission 
zu Ende. Österreich war mit 59 Personen (Militärbeobachter, Polizei, Wahl
helfer, administratives Personal) beteil igt. In  der neuen Koal itionsregierung 
erhielt die Wahlsiegerin FUNCI NPEC die Schlüsselpositionen des Ersten 
Premierministers sowie des Außen- und des Finanzministers, während der 
PPC der Zweite Premierminister, der Präsident der Nationalversammlung 
sowie das Handels- und das Landwirtschaftsressort zufielen. Die PPC 
kontrolliert trotz der Wahlniederlage die Machtfaktoren Armee, S icher
heitskräfte, Bürokratie und v. a. die Provinzverwaltungen. Die Roten 
Khmer, welche die U NTAC-Operation behinderten und die Wahlen boy
kottierten bzw. sabotierten, werden ein Langzeitproblem bleiben. Nach 
Bekanntwerden der relativen Mehrheit für FUNCI NPEC vol lzogen die 
Roten Khmer eine Kehrtwendung und erkannten noch vor der Volkspartei 
das Wahlergebnis an. Auch die neue Verfassung und die Monarchie (nicht 
aber die Regierung) wurden von den Roten Khmer anerkannt. Nicht nur 
Kambodscha, auch ASEAN-Staaten werfen Thailand vor, die Roten Khmer 
weiterhin parallel zur gewählten Regierung zu unterstützen und dadurch 
destabilisierend zu wirken. Im Dezember wurde an der thailändischen 
Grenze ein Waffenlager der Roten Khmer entdeckt. 

I n  Thailand hielt sich die im September 1 992 auf der Basis von demokrati
schen Wahlen gebi ldete Koalitionsregierung unter Ministerpräsident 
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Chuan Leekpai u nerwa rtet  stab i l .  Obwohl  ihr von verschiedenen Sei ten 
Zaghaftigkeit und mangelnde Problemlösungskapazität - besonders i m  
Infrastrukturbere ich ze ichnen s ich ernste Probl eme ab - vorgeworfen wird, 
konnte die Oppositi on  b i s lang kei n  Kapital aus dieser Tatsache schl agen.  
Das M i l itär enthie l t  s ich weitgehend einer pol i t ischen Einmischung, b l eibt 
jedoch eine nur unvo l l ständig von der zivi len Regierung kontro l l i e rte Kraft 
und damit l ängerfristig e ine  latente Gefahr  für das demokrati sche System 
Thai lands . Bisher unaufgekl ärte Brandanschläge im Süden des Landes 
wurden moslemi schen S eparat i sten angelastet. Gegenüber Myanmar wird 
weiterh in  d ie  besonders von  westl i chen Staaten vehement kri t i s ierte Pol i t ik 
des "konstruktiven Engagements" verfo lgt, v i ta le S icherheitsinteressen und 
Rohstoffbedarf ( Holz,  Wasser, Strom, geplante Gasle i tung) l assen Thai
l and kaum eine andere Wahl .  Die Normal i s ierung der Beziehungen zu 
Laos,  Kambodscha und Vietnam schreitet voran und wird auf wirtschaftl i 
chem Gebiet genutzt. D iesem Zweck dient auch e in  von  Thai land 
propagiertes "Wachstumsviereck" unter  E inbeziehung von Yunnan (Süd
china) ,  Laos und Myanmar. I m  O ktober trat Thai land der Blockfreienbe
wegung bei ,  was innenpo l it i sch n icht nur auf Zusti mmung sti eß .  Die  im 
Rahmen der ASEAN angestrebte  Fre ihandelszone AFTA wird zwar 
weiterh in  als wichtigstes Gegengewicht zur Dominanz der Wirtschaftsbe
ziehungen mit  J apan, den USA und der EU gesehen, zeigte aber aufgrund  
l anger Übergangsfristen für Zol l reduktionen bisher keine nennenswerten 
Ergebni sse .  Das Gespräch mit  US- Präs ident B i l l  C l inton beim A PEC -Gip
feltreffen in  Seattle brachte M i ni sterpräs ident Leekpai innenpol i ti sch 
e inen I magegewi nn .  Thai land hat wie  andere südostas iati sche Länder kein 
I nteresse daran, APEC über e in unverbindl iches Diskuss ionsforum für 
Wirtschaftsfragen hinaus aufzuwerten.  

1 993 verbesserten s ich die pol i t i schen Verhältnisse in Myanmar ni cht im 
erhofften M aße .  Die Nobe lprei s trägeri n Aung San Suu Kyi steht i m  
fünften Jahr  unter Hausarrest. Im vergangenen H erbst wurden fünf 
Studenten wegen Vertei lung von Flugblä ttern zu je  fünf  Jahren,  zwei  Ärzte ,  
davon e in gewählter Abgeordneter, wegen regimekrit ischer Tätigkeit zu 1 8  
bzw. 20 Jahren Gefängnis verurtei lt .  D ie  i m  Jänner zur Ausarbeitung von 
Verfassungsri cht l in ien e inberufene Versammlung sol l  ihre Arbeit  Anfang 
1 994 beenden ; auf dieser Grundlage so l l  eine Verfassungsgebende Ver
sammlung e ine Verfassung besch l i eßen .  Diese Versammlung so l l  s ich aus 
den im M ärz 1 990 gewä hlten M andataren zusammensetzen. Da zwei 
Fünftel d ieser Abgeordneten ihre M andate bereits zurücklegen mußten,  i st 
unklar, ob und wie s ie  ersetzt werden .  

Die  Wirtschaft Malaysias i s t  i n  den  l etzten Jahren  beacht l ich gewachsen .  
Auch 1 993  betrug das  Wachstum be i  e iner  rück läufigen Inflationsrate rund 
9%. Vor dem H intergrun d  einer noch stagnierenden Weltkonjunktur wies 
d ie  malays ische Exportwi rtschaft e ine zweiste l l ige Zuwachsrate auf. M a-
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laysias Außenpolitik ist stark an wirtschaftlichen I nteressen orientiert und 
insbesondere darum bemüht, wirtschaftliche Erfolge in außenpolitische 
Erfolge u mzumünzen. Dies geschah durch eine aktive bilaterale Besuchs
politik und durch die Veranstaltung internationaler Konferenzen. In  den 
VN spielt Malaysia eine zunehmend wichtigere Rolle und beteiligt sich 
neuerdings an friedenserhaltenden Operationen ( Kambodscha, Somalia, 
Bosnien-Herzegowina) . Die Verbindung von Menschenrechtsfragen und 
Umweltfragen mit westlicher Entwicklungshilfe wird von M alaysia ebenso 
entschieden zurückgewiesen wie Versuche, durch einseitige, als diskrimi
nierend angesehene Maßnahmen (wie z. B. die Kennzeichnungspflicht für 
Tropenholz ) umweltpolitische Ziele zu erreichen. Nach Rücknahme der 
Kennzeichnungspflicht durch Österreich stoßen ähnliche Bemühungen der 
Schweiz und der Niederlande auf energischen Widerstand. 

In Indonesien wurde Präsident Tni Soeharto im März wiedergewählt. Die 
darauf folgende Kabinettsumbildung brachte eine Fortsetzung des prag
matischen Wirtschaftskurses der Regierung. Nach wie vor verzeichnet 
Indonesien ein konstant hohes Wirtschaftswachstum, das wesentlich zur 
politischen Stabi l ität des Landes beiträgt. Auslandsinvestoren finden in der 
fortgesetzten Deregulierungspolitik ein günstiges Umfeld. In der Außenpo
litik setzte Indonesien als Vorsitzender der Blockfreien mehrere I nitiativen, 
z .  B. eine Reaktivierung des Nord-Süd-Dialogs am G 7-Gipfel in Tokio. 
Den APEC-Gipfel in Seattle sieht Indonesien als weiteren Ansatz für einen 
konkreten Nord-Süd-Dialog. Der Ausbau der Süd-Süd-Zusammenarbeit 
sowie Bevölkerungs- und Entwicklungsfragen waren Themen zahlreicher 
Konferenzen, Ministertreffen und Expertenseminare, die im Rahmen der 
Blockfreien in lndonesien stattfanden. Ferner profi l ierte sich Indonesien 
als Katalysator in Konfliktregionen. Die Regelung der Kambodscha-Frage 
muß auch als Erfolg Indonesiens gesehen werden. Die von lakarta im 
Konflikt zwischen der philippinischen Regierung und der islamischen 
Befreiungsfront Moro angebotenen guten Dienste führten im November zu 
einem Waffenstillstandsabkommen zwischen den Streitparteien. Der 
Staatschef des größten islamischen Landes, Tni Soeharto, empfing in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der Blockfreien im Oktober überraschend den 
israelischen Ministerpräsidenten litzhak Rabin. 

Der Ost-Timor-Frage wurde 1 993 international weniger B eachtung ge
schenkt .  Nach der Festnahme des Führers der Unabhängigkeitsbewegung 
Fretilin, lose Alexander Xanana Gusmao, im November 1 992 wurde dieser 
nach einem ordentlich geführten Gerichtsverfahren im M ai 1 993 zu 
lebenslanger Haft verurteilt. Xanana stellte einen Gnadenantrag, worauf
hin die H aftdauer im August auf 20 1 ahre verkürzt wurde. 

In Australien mußte sich Labour-Premierminister Paul Keating nach seiner 
überraschenden Wiederwahl im März den dringenden wirtschaftlichen 
Problemen stellen (Arbeitslosigkeit um 1 1  %, Leistungsbilanzdefizit und 
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hohe Staatssch u lden) .  In den Budgetverhandlungen konnte die Regierung 
Keating n icht a l l e  geplanten Maßnahmen durchsetzen, doch zeichnete sich 
in der zweiten Jahreshä lfte  e in überdurchschnitt l i ches  Wirtschaftswachs
tum ab. In Durchführung des M abo-Grundsatzurte i l s  des Obersten Ge
ri chtshofs,  der das Recht der austra l i schen Urei nwohner auf Landbesitz 
umschreibt, wurde dem Parl ament nach l angem pol it i s chen Streit e in 
entsprechender Gesetzesentwurf vorgelegt .  D ie  E infüh rung der Repub l ik  
w urde i n  das  Regierungsprogramm aufgenommen.  Außenpol it ische E rfol 
ge  für austra l i sche In i t iat iven waren das  APEC-Gipfel treffen i n  Seatt le '.lnd 
der Besch luß  des Internat ionalen Olympischen Komitees, die O lympi
schen Sp ie le  im Jahr 2000 i n  Sydney abzuhalten.  

In  Neuseeland konnte s ich die regierende Nat ional  Party unter Prime 
M in i ster James Brendan Bolger trotz starker St immenver luste behaupten.  
Bei d iesen Wahlen wurde auch über das se i t  1 40 Jahren bestehende 
M ehrhei tswahlrecht abgesti mmt und die Einführung eines Verhältn i swah l 
rechts beschlossen .  

Die Regierung von Papua-Neuguinea unter  Premi ermi n i ster Paias \Vingti  
war mit  i hrem ehrgeizigen Strukturverbesserungsprogramm im  Landwirt
sch afts- und Erzi ehungsbereich,  aber auch bei der  Verfassungsreform 
erfolgreich.  Die Wi rtschaft h at s i ch seit der Sch l i eßung der Mine  i n  
Bougai nvi l l e  im Jahr  1 989 erho l t ,  d ie  I nfl at ion wurde unter Kontro l le  
gebracht. D ie  i nnere S i ch erheit bl eiht e in Prob lem.  Ein au ßenpol i t ischer 
Erfo lg war d ie  Aufnahme Papua- Neuguinc3s i n  die A PEC.  Im Bougainvi l 
le - Konfl i kt,  über  den kaum N achri chte!l nach a u ßen d ri ngen, so l l  d ie  
b i s herige m i l i tärische Vorgangsweise durch pol i t i sche M a ßnahmen,  V . 3 .  
e ine Befri edungspo l i t i k  gegenüber den Rehe l I en ,  ers etzt werden .  

I n  I nd ien zeit igten d i e  E rstürmung der Barbar-M oschec in  Ayodhya durch 
fanat ische  H i ndus im Dezember 1 992 und die darauffo lgcnden in terre l ig iä
sen Zusammenstö ße zwi schen I\1 0s lems und H i ndus auch 1 993 i h re 
Folgewirkungen. I n sbesondere d ie  Wirtschaftsmetropo le  Bombay wurde 
Anfang 1 993 von Ausschreitungen und im Frühjahr  von einer wohl damit  
i n  Zusammenhang steh enden Seri e von Bombenexplos i onen heimgesucht .  

Die  Unruhen ebbten i n  der Folge landesweit ab .  In  den im  November 
durchgeführten Wah len zu den Regionalparlamenten in fünf  nord ind i 
schen Tei l staaten und i n  De lh i ,  d ie  immerhin fast e in  Dri ttel der ind ischen 
Bevölkerung erfaßten, kam es zu e inem Rückschlag für d ie  h indu-nat iona
l i s t i sche Bharatiya Janata Party (BJ P), der größten O pposit ionsparte i  i m  
indi schen Parl ament.  Wenngle ich d i e  Kongreßpartei von Premierminister 
Neras imha Rao im bevölkerungsreichsten Tei lstaat U ttar Pradesh eben
fal l s Verluste h innehmen m ußte, w i rd das Wahl ergebnis insgesamt als 
Stärkung der Zentralregierung (die im Sommer nur knapp ei n Mißtrauens
votum überstanden hatte) angesehen .  I nsbesondere erhofft man s ich e ine 
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forcierte Fortführung der 1 99 1  eingeleiteten Wirtschaftsreformen, die 
Indien zwar einen vermehrten Zustrom ausländischer Investitionen brach
ten, den Abstand zu China in dieser Hinsicht aber noch nicht wesentlich 
verkleinern konnten. 

Was die traditionellen Krisengebiete an der Peripherie Indiens betrifft, ist 
im Punjab seit 1 992 eine Rückkehr zur Normalität zu verzeichnen. Es 
gelang der Regierung, die militante Separatistengruppe weitgehend zu 
neutrali sieren. 

Die Lage in Kaschmir hingegen ist einer konkreten Lösung nicht näherge
kommen. Permanente Zusammenstöße zwischen militanten separatisti
schen Gruppen, die nach indischer Darstellung von Pakistan unterstützt 
werden, und starken Einheiten von Armee und Polizei sind ebenso an der 
Tagesordnung wie Demonstrationen der überwiegend muslimischen Be
völkerung des Kaschmirtals .  Den indischen Sicherheitskräften werden 
massive Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Die unblutige Beendi
gung der Besetzung des Hazratbalschreins, eines muslimischen Heiligtums 
in Kaschmir, durch militante Separatisten (bedingungslose Aufgabe nach 
mehr als einmonatiger Belagerung durch die indische Armee) stärkte das 
Ansehen der indischen Regierung. Auch außenpolitisch stellt Kaschmir, 
insbesondere in den bilateralen Beziehungen zu Pakistan, ein großes 
Problem dar. Pakistan ist um eine Internationalisierung der Frage bemüht, 
während Indien auf das Simla-Abkommen von 1 972 verweist und den 
bilateralen Rahmen gewahrt wissen wil l .  Die Gespräche auf Ebene der 
Generalsekretäre beider Außenministerien wurden 1 993 nicht fortgesetzt, 
was einerseits auf die erwähnten Unruhen in Indien und andererseits auf 
den sich über Monate hinziehenden Regierungswechsel in Islamabad 
zurückzuführen war. Auf Intervention dritter Staaten wurde im November 
die Wiederaufnahme dieser Treffen vereinbart. 

In Nepal kam die Regierung von Birendra Koirala sowohl von Seiten der 
Opposition als auch seitens der regierenden Kongreßpartei unter Druck. 
Der Unfalltod zweier prominenter Führer der oppositionellen Kommunisti 
schen Partei führte Ende Juni zu Massenunruhen und gewalttätigen Aus
schreitungen. Kritik wird auch am angebl ichen "Ausverkauf" Nepals an 
Indien, v .  a .  im Zusammenhang mit dem Wasserkraftwerksprojekt Tanak
pur, geübt. Auch innerhalb der eigenen Partei mußte sich die Regierung der 
Kritik stellen. Die Möglichkeiten, vordringliche wirtschaftliche Probleme 
wie Inflation und Arbeitslosigkeit (hinzu kamen auch Überschwemmungs
katastrophen im Sommer) zu bekämpfen, scheinen weiterhin begrenzt. Au
ßenpolitisch wurde das Problem der nepali-stämmigen Flüchtl inge aus 
Südbhutan vordringlich. Da Bhutan bezweifelt, daß der größte Teil der in 
Lagern in Nepal befindlichen 85 .000 Flüchtlinge bzw. Zuwanderer tatsäch
lich aus Bhutan stammt, war es zu der von Nepal geforderten Rücknahme 
vorerst nicht bereit. Die beiden Regierungen konnten sich schließlich auf die 
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Errichtung e iner gemeinsamen Kommiss ion einigen, we lche  d ie  H erkunft 
und  den Statu s  der Lageri nsassen k lären so l l .  

I n  Pakistan l öste Staatspräs ident Ghulam I shaq  Khan am 1 8 . Apr i l  d i e  
N ationalversamml u ng auf  und entl i eß  d ie  Regieru ng unter Premiermin i 
ster Nawaz S hari f. Diesem Akt war  e ine  mehrwöchige innenpol i t i sche 
Auseinandersetzung vorausgegangen. U ngefähr zur g le ichen Zeit kam es 
wegen einer Serie von Anschlägen i n  Bombay zu erhöhten Spannungen 
zwischen Paki stan und I ndien .  Am 26 .  M ai verfügte der Oberste Gerichts
hof Paki stans die sofort ige Wiedereinsetzung des Parlaments und der 
Regierung S harif. Staatspräsident Ghu lam I shaq Khan erkannte d ie  
oberstgericht l i ch e  Entscheidung u mgehend an,  die innenpol it ische Lage in  
Pakistan b l i eb aber sehr  gespannt u nd mündete am 1 8 . Ju l i  in  den 
gemeinsamen Rücktritt von Premiermin ister Nawaz Sharif und Präs ident 
Ghulam I shaq Khan wie in die Ausschreibung von Neuwahlen für den 
6 .  Oktober .  Eine Übergangsregierung u nter Moeen Qureshi so I I te diese 
vorbereiten .  Die  Wahlen  zur Nationalversammlung am 6 .  Oktober gewann 
die Pak istan Peop le ' s  Party unter Benazir Bhutto mit rel ativer M ehrheit .  
Auch in den Wahlen zu den Provi nzparlamenten war sie in  der bevölke
rungsrei chsten Provinz Punjab (zwei Dri ttel der Bevölkerung) und der 
Provinz Sind s iegre ich .  Da  es Bhutto gelang, eine Koal it ion zusammenzu
stel l en ,  wurde s i e  am 1 9 . O ktober vom Parl ament zur  Premiermini sterin ,  ihr  
Au ßenmi nister, Sardar Farooq  Ahmad Khan Leghari ,  am 1 3 . N ovember 
zum neuen Präs identen gewählt .  Ende November wurden nach l anger 
U nterbrechung zwischen Indien und Paki stan neue b i laterale Gespräche 
auf der Ebene der Genera lsekretäre der Außenmin isteri en für den 1 .  län
ner 1 994 vere inbart .  

In Afghanistan begannen v .  a .  in  der Ha upstadt Kabul  1\1 itte Jänner 1 993  
schwere Kämpfe,  d ie  b i s  M i tte Apri l andauerten , obwoh l  Paki stan, der  I ran 
und  Saudi -Arabien mehrmals  versuchten, zwischen den Strei tparteien zu 
vermitte ln .  Am 7. März karn es zum I s lamabader Abkommen, das die 
Kämpfe in  Kabu l beenden sol l te und mehrere In i t iativen für die endgült ige 
Lösung des Afghanistankonfl ikts vorsah.  Der Absch l u ß  des Vertrags 
brachte jedoch keine Befriedung des Landes .  

Am 20 .  M a i  karn es erneut  zu einer Vereinbarung zwisch en den verschiede
nen M ujaheddin-Gruppieru ngen, dem lala labader Abkom men, das Lö
sungsvorschläge für e ine Befri edung des Landes vors ieht .  Trotz der beiden 
Abkommen brachen immer wieder Kämpfe zwischen verschiedenen M uja
heddin-Gruppierungen aus .  Am 1 .  November begannen erneut schwere 
K ämpfe zwi schen zwei der wi chtigsten Mujah eddin -Gruppen im Raum 
S arobi ,  d ie  b is  i n  d ie  zweite Dezemberhä lfte andauerten .  

Die  innenpol i t i sche Entwicklung in Bangladesch verl i ef  rel ativ ruhig .  Am 
1 3 . September nahm Premiermin isterin Khaleda Zia eine Kabi nettsumbi l -
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dung vor. Die Mindestmonatslöhne für Arbeiter wurden auf 950 Takka 
(280 österreichische Schil l ing) angehoben. Außenpolitisch verfolgt Bangla
desch weiterhin eine vorsichtige Linie gegenüber seinen Nachbarn. Einhei
ten der Armee waren 1 993 an sämtlichen großen friedenserhaltenden 
Operationen der VN beteiligt. 

Die bilateralen Beziehungen Österreichs zu den Staaten des asiatisch-pazifi
schen Raums haben sich 1 993 durch steigenden Besuchsaustausch, durch 
viele Wirtschaftsrnissionen der Wirtschaftskammer Österreich, den Ab
schluß bilateraler Verträge, die Eröffnung neuer Flugverb indungen und 
durch den wachsenden Tourismus weiter intensiviert. Im BMaA wurde 
über Wunsch von Bundesminister Alois Mock eine " Interministeriel le 
Arbeitsgruppe für Asien" eingerichtet. Diese tagte das erste Mal am 
29. November unter dem Vorsitz des Generalsekretärs für auswärtige 
Angelegenheiten, Wolfgang Schal lenberg. Die Arbeitsgruppe dient dem 
innerösterreichischen Informationsaustausch über Asien und einer Stär
kung der Beziehungen Österreichs zu dieser Region. 

IV. Nordamerika 

Am 20. Jänner trat Will iam Jefferson Clinton sein Amt als 42. Präsident der 
Vereinigten Staaten an. Mit ihm ist ein Präsident in das Weiße Haus 
eingezogen, der nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs geboren wurde, 
und dessen prägende Erfahrungen nicht der Kalte Krieg, sondern die 
Auseinandersetzungen um das militärische Engagement der USA in 
Vietnam waren. Der Beginn seiner Amtszeit war von Begeisterung, 
Initiative und Aufbruchstimmung gekennzeichnet, viele Amerikaner er
warteten fundamentale pol itische Weichenstellungen. Trotz verschiedener 
Rückschläge haben diese in einzelnen Bereichen eingesetzt : 

Der Kongreß verabschiedete das Wirtschaftsprogramm des Präsidenten, 
das eine Kombination von Steuererhöhungen und Ausgabenkürzungen für 
die nächsten fünf Jahre vorsieht. Das Budgetdefizit der Vereinigten Staaten 
soll auf diese Weise von derzeit 4,9% des B IP  bis 1 998 auf 2,6% des B I P  
reduziert werden. Das vom Präsidenten vorgeschlagene Wirtschaftsstimu
lierungspaket im Ausmaß von 1 6  Mill iarden US-Dollar fand hingegen 
nicht die Zustimmung des Kongresses . 

Ein vom Präsidenten bei den Häusern des Kongresses vorgelegter Gesund
heitsreformplan sieht vor, daß in Zukunft jeder amerikanische Staatsbürger 
Krankenversicherungsschutz genießen soll ,  der auch beim Verlust des 
Arbeitsplatzes nicht verlorengeht. Die Detai ls der Reform und deren 
Finanzierung werden Gegenstand intensiver Debatten bleiben. Eine Verab
schiedung des Plans, zumindest in wesentlichen Teilen, wird bis Ende 1 994 
erwartet. Mehrere Umfragen zeigen, daß etwa 56% der Amerikaner das 
Konzept des Präsidenten unterstützen. Kritik an diesem Vorhaben kam 

234 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 249 von 734

www.parlament.gv.at



Nordamerika 

u .  a .  vom demokrati schen Kongreß abgeordneten J im Cooper, der e inen i n  
den Medien v ie lbeachteten und von ei nem guten Tei l  des Kongresses 
unterstützten A lternat ivplan vorl egte .  

Der US - Kongreß gab am 1 7 . ( Repräsentantenhaus)  und 20.  ( Senat) 
November se ine  Zust immung zum Abschluß  des Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommens (NAFTA) zwischen den Vere in igten Staaten,  Ka
nada und M e x i ko ,  das  am 1 .  J änner 1 994 i n  Kraft getreten i s t .  Der  
Großte i l der  zwi schen Tvl ex iko ,  Kanada und den USA bestehenden 
Zöl l e  und Quoten so l l  i n nerha lb  der n ächsten fünf b i s  zehn J ahre 
abgebaut werden .  Ledig l i ch  i m  H ande l  von Agrarprodukten und i m  
Bere ich der finanzi e l l en D ienst l e i stungen s ind  Übergangsphasen b i s  zu 
1 5  Jahren vorgesehen .  Prä s ident B i l l  C l i nton ,  der s i ch i ntens iv  für den 
N A FTA-Absch l u ß  e ingesetzt hatte,  war  auf  starken Widerstand se iner  
e igenen Parte i ,  v .  a .  i m  Repräsentantenhaus  und in  der Gewerkschaft ,  
gestoßen .  Daß s i ch der Kongreß dennoch deut l i ch zugunsten des  
Abkommens aussprach,  bedeutete e inen großen innen- wie  au ßenpo l i t i 
schen Erfo lg  des  Präs i denten .  

Präs ident C l i nton setzte s i ch se i t  se inem Amtsbeginn für einen beschleu
n igten Abschluß der Uruguay-Runde ein .  Amerikani schen Kri t ikern des 
GATT gab er zu verstehen,  daß der erfo lgrei che  Absch luß der Uruguay
Runde die Verwirkl i chung se ines Wirtschaftsprogramms (Öffnung ge
sch l ossener M ärkte, aggress ivere amerikani sche Exportpol it ik) bedeutend 
erle i chtere . Um den Abschluß  der Uruguay-Runde n icht zu gefährden, 
machte der Präs i dent Abstri che von den ursprüngl i chen amerikanischen 
M aximalforderungen.  I n  persön l i chen Gesprächen mi t  den Regierungs
chefs Deutschl ands ,  Großbritann iens und Frankre ichs wurden l etzte 
Hürden ausgeräumt, am 1 5 . Dezember gela ng d ie  E inigung. 

Das Schwergewi cht der demokrat i schen Administrat ion unter Cl inton l i egt 
zwei fe l los  auf innenpol i t i s chem Gebiet .  I n  der Au ßenpol it ik  wird wieder 
stärker das nationa le  I nteresse der USA betont ,  von dem das ameri kanische 
Engagement in außenpol i t i s chen Kri sen ge lei tet werden sol l .  Die  Prioritä
ten der Außenpolit ik wurden von Au ßenmin i ster Warren Chri stopher wie  
folgt erläutert : 

� d ie  Erneuerung der wirtschaftli chen Stärke Amerikas ; 
� das Interesse der USA an einer Fortführung des Reform- und Demokra
t i s ierungsprozesses in Rußl and, der Ukra ine  und den übrigen GUS-Staa
ten ; 
� die  Stärkung der Beziehungen zu Europa und e ine Anpassung der 
Nordatl anti schen A l l i anz an die  H erausforderungen nach dem Ende des 
Kalten Kriegs ; 
� die I ntens iv ierung der Beziehungen zum as iat isch-pazifi schen Raum mit  
besonderem Schwerpunkt der B ez iehungen zu Japan und China ; 
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- das Interesse an einem erfolgreichen Abschluß des laufenden Nahost
Friedensprozesses ; 
- der Fragenkreis  der Nonproliferation nuklearer Waffen, wobei den 
Entwicklungen im Nahen Osten, auf der koreanischen Halbinsel, am 
Persischen Golf, auf dem indischen Subkontinent und auf dem Gebiet der 
ehemaligen Sowjetunion besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

Die amerikanische Außenpol itik war 1 993 hauptsächlich mit dem Demo
kratisierungsprozeß in Rußland, den Bemühungen um eine Beilegung des 
Nahost-Konflikts, der Hungerkatastrophe in Somalia, dem blutigen Kon
flikt in Bosnien-Herzegowina sowie der Krise in Haiti konfrontiert .  Vielfach 
erwiesen sich die Medien als treibende Kraft in außenpolitischen Fragen, 
auf die die Administration reagieren mußte. Die Medien übten auch Kritik 
am Führungsteam der amerikanischen Außenpolitik : Außenminister War
ren Christopher, Verteidigungsminister Les Aspin und Sicherheitsberater 
Anthony Lake. Am 1 5 . Dezember gab Verteidigungsminister Les Aspin 
seinen Rücktritt mit Wirkung vom 20. Jänner 1 994 bekannt, wobei er 
persönliche Gründe anführte. Ihm waren verschiedene Fehlentscheidun
gen, besonders in Somalia, vorgeworfen worden. 

Anläßlich eines Gipfeltreffens zwischen Boris Jelzin und Bil l  Clinton in 
Vancouver (3 ./4. Apri l) offerierten die USA bilaterale Wirtschaftshilfe für 
Rußland in Höhe von 1 ,6 Mill iarden US-Dollar. Dem folgte anläßlich des 
G 7-Gipfels in Tokio (7 .-9 .  Juli) eine weitere Zusage amerikanischer 
Wirtschaftshilfe in Höhe von 1 ,3 Milliarden US-Dollar. Während den 
gewalttätigen Auseinandersetzungen in Moskau Anfang Oktober stel lten 
sich die Vereinigten Staaten voll hinter Präsident Boris Jelzin.  Die 
Annahme der neuen Verfassung im Dezember wurde ausdrücklich begrüßt, 
wenngleich Besorgnis wegen der bei den Parlamentswahlen offen zutage 
getretenen nationalistischen Tendenzen besteht. 

Die Clinton-Administration konnte den unter Präsident George Bush 
initiierten Nahost-Friedensprozeß zu einem ersten greifbaren Ergebnis 
führen. Am 1 3 . September unterzeichneten Israel und die PLO in einer 
historischen Feier vor dem Weißen Haus ein Abkommen, das einen 
israelischen Abzug aus Gaza und Jericho vorsieht. Die Durchführung 
dieses Abkommens konnte jedoch wegen Differenzen in Territorial-, 
Grenz- und Sicherheitsfragen nicht wie ursprünglich geplant am 1 3 . De
zember beginnen. Außenminister Warren Christopher gelang es im Verlau
fe seiner Nahost-Mission, von Syrien und Israel Zusagen über eine 
Wiederaufnahme ihrer bilateralen Friedensverhandlungen im Jänner 1 994 
zu erhalten. 

Der noch während der Bush-Administration begonnene Einsatz amerikani
scher Truppen in Somalia dauert an. Die Eskalation gewaltsamer Ausein
andersetzungen in Mogadischu - wie der Tod von 1 8  amerikanischen 
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So ldaten be i  e inem Angriff auf e inen Stützpunkt bewaffneter Anhänger 
General M oh amed Farah Aideeds - führten Anfang Oktober zu e inem 
Überdenken dieses  E insatzes. Präs ident C l inton gab unter  dem Druck der  
öffent l ichen  M ei nung den  Rückzug a l l er amerikan ischen Truppen bis  
3 1 .  M ärz 1 994 bekannt.  M it dem vorläufigen  Verbleib der Truppen so l lte 
den pol i t i schen Kräften i n  Somal ia  e ine  Chance geboten werden, die 
Zukunft des Landes wieder in e igene H ände zu nehmen.  

Präs ident  C l i nton ordnete zu Beginn se iner  Präs identschaft e ine umfas 
sende Überprüfung der amerikan i schen Pol it ik  gegenüber Bosnien-Her
zegowina an .  D i e  i n  der  Folge formu l i erte  " l i ft and stri ke" -Po l i t i k  
(Aufhebung des  Waffenembargos be i  g l e i chzeit iger Durchführung von  
Luftangri ffen i n  Bosn ien- H erzegowina) sche i terte am Widerstand der 
truppenste l l e n den N ATO - Mitg l i edsstaaten .  E in  E insatz von bis  zu 
2 5 .000 amerikan ischen Bodentruppen wurde unter fo lgenden Bedingun
gen i n  Auss i cht  geste l l t : 

- Zust immung a l l er Konfl iktparte ien zu e inern umfassenden und durch 
führbaren Fri edensplan ,  

-- gemeinsame E in ladung der  Konfl i ktpartei en an d ie  NATO, entsprechen
de Durchführungsmaßnahmen zu ergre ifen und 

- die  weitgehende Einstel l ung al l e r  Kampfhandlungen in  Bosnien- Herze-
gowma. 

Der Gesamtbetrag finanzie l l er U nterstützung der Verein igten Staaten für 
Bosnien -H erzegowina be läuft s ich auf 400 Mi l l ionen US -DoI I ar .  Anläß l ich 
des Treffens  der KSZE-Außenmin ister in Rom am 30 .  November kündigte 
Außenmin i ster Warren Chri stopher zusätzl i che H i lfs le i stungen in  H öhe 
von 1 50 M i l l ionen U S -Do l lar  an .  Die  C l i nton-Administrat ion versucht 
verstärkt, s ich den Problemen anderer Staaten in der Region zu widmen.  
300 amerikan i sche Mi l i tärbeobachter wurden in  der Ehemal igen jugosla
wischen Repub l ik  M azedon ien  stat ioniert .  

Bewaffnete Demonstrat ionen im Hafen von Port -au- Pri nce Anfang 
Oktober veran l aßten die U SA,  di e Entsend ung amerikan i sch er M i l i tär
berater nach Haiti vorl ä u fi g  auszusetzen .  Das  Sche i tern des zwischen 
Präs ident J ean - Bertrand Ari st ide und General Raoul  Cedras unterzei ch
n eten Abko m m e ns (Governors l s l and Accord) ,  das d ie  Rückkehr von 
Präs ident Ari s t ide  nach H ai t i  bis  zum 30.  O ktober vorsah ,  nahmen d i e  
Vere in igten S taaten zum An l aß ,  i m  Rahmen der  VN für d ie  am 1 8 . Ok 
tober besch los sene Wiedere insetzung der  vorübergehend aufgrund von  
Tei l fortschr i t ten be i  den  Verhand lungen s i st i erten Wi rtschaftssankt io
nen gegen H ai t i  ei nzutreten .  Während s i ch die  m i l i täri sche  Fü hrung in 
Ha i ti der Rü ckk ehr von Präs ident  Ari s t ide widersetzt, bestehen d ie  
Vereinigten Sta aten nach w ie  vor auf  dessen Rückkehr und Übernahme 
des Präs identenamts .  
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Die US-Position betreffend eine zukünftige europäische Sicherheitsstruktur 
wird von folgenden Grundsätzen geprägt : 
- Europa kann nur im Verbund mit den USA verteidigt werden ; 
- institutioneller Ausdruck dieser Maxime ist die NATO, ohne die ein 
amerikanisches Europa-Engagement nicht vorstel lbar ist. Die NATO soll 
in diesem Sinne das Zentrum eines sicherheitspolitischen Verbunds sein, 
dem WEU/Europäische Union und KSZE als weitere Komponente 
angehören ; 
- der Ausbau bzw. die Modifizierung der bestehenden europäischen Sicher
heitsstrukturen kann nur auf pragmatische Weise erfolgen und muß die 
zentrale Rolle der NATO bei der Verteidigung Europas in Rechnung stellen ; 
- mit der Schaffung des sogenannten Nordatlantischen Kooperationsrats 
(NACC) wurde ein erster Schritt gesetzt, um die Staaten Zentral- und 
Osteuropas in die transatlantische Partnerschaft einzubeziehen ; 
- anstelle einer formellen Erweiterung der Mitgliedschaft wurde anläßlich 
des NATO-Gipfels im Jänner 1 994 ein amerikanischer Vorschlag, die 
Partnership for Peace-Initiative, verabschiedet. 

Die USA sehen in einer raschen Mitgliedschaft Österreichs in der Europäi
schen Union einen Beitrag zur Stabilisierung der Region. Die Europäische 
Union soll für alle demokratischen Staaten Europas, insbesondere für die 
jungen Demokratien Zentral- und Osteuropas offen sein und die trans at
lantische Wertegemeinschaft in diese Region hineintragen. Neben einer 
Erweiterung befürwortet man amerikanischerseits eine Vertiefung der EU 
bei  gleichzeitiger Respektierung des Subsidiaritätsprinzips . 

Der Rücktritt von Premierminister Brian Mulroney, die kurze und von 
wechselhaftem Glück begleitete Regierung von Premierministerin Kim 
Campbell und der  Erdrutschsieg der Liberalen Partei unter J ean Chretien 
bei den Parlamentswahlen im Oktober kennzeichnete die Innenpolitik 
Kanadas. Die im Referendum vom 26. Oktober 1 992 mehrheitlich zurück
gewiesene Verfassungsreform spielte wider Erwarten in den Parlaments
wahlen des Jahres 1 993 eine unterschwellige, aber bestimmende Rolle.  
Lediglich die Liberale Partei konnte sich als gesamtkanadische politische 
Kraft behaupten. Die bisherige Regierungspartei der Progressiv-Konserva
tiven ist mit nur mehr zwei Abgeordneten im Parlament vertreten und 
verlor den offiziellen Parteistatus sowie die damit verbundenen parlamen
tarischen Rechte . Zweitstärkste Fraktion im Unterhaus wurde der Bloc 
Quebecois, der die Erlangung der Souveränität für Quebec zum obersten 
politischen Ziel erklärt. Während alle Abgeordneten des Bloc aus der 
Provinz Quebec kommen, vertreten die Abgeordneten der drittstärksten 
Fraktion, der Reformpartei, ausschließlich die westlichen Provinzen. Die 
Frage der weiteren verfassungsmäßigen Gestaltung und des inneren 
Zusammenhalts Kanadas wird zum wesentlichen Punkt der liberalen 
Regierung von Premierminister Jean Chretien werden. 
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Zentrales sozia les  Thema i st d ie  fortdauernde Arbeits losigkeit von ca.  
1 1 , 5%, wobei d ie  wi rtschaft l iche Erho lung im Lande ohne bedeutende 
Abnahme der Arbeits losenzahl en  vor s ich geht .  

Außenpolitischer Höhepunkt war d ie  Unterzeichnung und Rat i fizi erung 
von NAFT A. Nach der Rat i fizi erung durch Parlament und Senat noch 
M itte 1 993  machte die neue l iberale Regierung den Vol lzug des Rati fika
t ionsverfahrens  von weiteren Konzessionen der USA und M exikos bezüg
l i ch Energie ,  Antidumping und Förderungsmaß nahmen abhängig .  Zu 
Antidumping und Exportförderungsmaßnahmen so l l en  im Lichte der 
abgeschlossenen GATT-Verhand lungen innerhalb von zwei Jahren kl arere 
Normen e invernehml ich festge legt werden ; e ine Neuverhandlung des 
Energiekapite ls  von NAFTA wurde von den USA und Mexiko abgel ehnt .  

M it dem Wechsel  in  der Bundesregierung geht eine gewisse A kzentverschie
bung in der Außenpolitik Kanadas e inher.  Diese l äßt s ich durch e ine  
verringerte H inwendung zu den USA und e ine verstärkte M itarbeit  i n  den 
VN umschreiben . Europa und Asien sowie die Wi ederaufnahme e iner 
transparenteren  Entwicklungszusammenarbeit mit  Afri ka, Latei namerika 
und Asien s ind wei tere neue au ßenpol it ische Schwerpunkte.  

V. Lateinamerika u nd die Karibik 

1 993 war fü r d ie  meisten Staaten Lateinamerikas ,  wenn auch in  unter
sch i ed l ichem Ausmaß, e in  Jahr  der demokrati epol i t ischen Konso l idi erung 
und des Wirtschaftswachst ums .  I n  mehreren Ländern der Region \v i e  
Bras i l i en ,  C h i l e , Bo l iv ien,  Paraguay, Argentin ien und  Peru wurden Wahlen 
oder Volksabstimmungen i n  demokratischem Rahmen durchgeführt ; i n  
Venezuela besteht nach der  Präs identschaftswahl  i m  Dezember d ie  Hoff
nung auf  e ine  a l lmäh l i che  Stabi l i s ierung unter der neuen Regierung Rafael 
Cal dera. Die Krisenerscheinungen um di e Absetzung  des venezolanischen 
Präs identen Carlos  Andres Perez, aber auch d ie  Aufdeckung der verschie
denen Korruptionsaffairen in  Bras i l i en ,  können je  nach Betrachtungsweise 
als  Rücksch läge für die Stabi l ität der Demokrati e oder a l s  I ngangsetzung 
e ines l ängst fä l l igen Se lbstre in igungsprozesses zur Besei tigung der Korrup
tion  gesehen werden .  I nsgesamt gesehen ist  die B i l anz  des Jahres deut l ich 
posit iv .  Brasi lien führte  i m  Apri l e ine  Vol ksabstim m u ng durch, die das 
präs identi e l l e  System bestätigte und e ine Rückkehr zur M onarchie  abl ehn
te .  I n  Chile ging gegen Jahresende der Christdemokrat Eduardo Frei 
erwartungsgemäß a l s  S ieger aus den Präsidentschaftswahlen hervor. Die  
neue Regi erung wi l l  s ich um e ine Korrektur jener Verfassungsbest immun
gen bemühen,  d ie  dem M i l i tär nach wie  vor e ine Wächterro l l e  über  d ie  
Demokrat ie  ei nräumen ; de facto wurde der  E infl u ß  der Mi l i tärs bereits in  
den vergangenen Jahren zurückgedrängt. Das  Ergebn i s  der  Tei lwahlen ins  
Parlament i m  Oktober stärkte der  Regierung Carlos M enem in  Argentinien 
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den Rücken, was zur allgemeinen Überraschung eine Einigung der beiden 
größten Parteien auf eine Verfassungsreform ermöglichte ; diese soll u. a. 
erstmals die unmittelbare Wiederwahl des Präsidenten für eine weitere 
Amtsperiode ermöglichen. Bolivien führte im Juni Präsidentschafts- und 
Kongreßwahlen durch, Wahlsieger Gonzalo Sanchez de Losada wurde im 
August als neuer Präsident vereidigt. Paraguay erlebte im August erstmals 
die ordnungsgemäße Übergabe der Regierung an einen demokratisch 
gewählten Zivilisten, Präsident Juan Carlos Wasmosy. Die neue Verfas
sung Perus wurde, wenn auch mit relativ geringer Mehrheit, im Oktober 
von der Bevölkerung angenommen. Es gelang, die Guerill abewegung 
"Leuchtender Pfad" weiter zurückzudrängen. I n  Kolumbien stand der 
Kampf um den vom Drogenterrorismus bedrohten inneren Frieden im 
Vordergrund der politischen Bemühungen. I nwieweit die dabei erzielten 
Erfolge von Dauer sind, bleibt abzuwarten.  

N ach wie vor lebt ein großer Teil  der lateinamerikanischen Bevölkerung in 
extremer Armut. Die so gut wie überal l bestehenden Ungleichgewichte in 
der Einkommensstruktur und das hohe Bevölkerungswachstum bewirken, 
daß sich trotz Wirtschaftswachstum die Lage einzelner Bevölkerungsgrup
pen weiter verschlechtert .  Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung, die in 
manchen Staaten alarmierende Ausmaße annehmen, können nicht oder 
nur schleppend abgebaut werden. Sozialpolitische Maßnahmen wie massi
ve Investitionen in das Gesundheitswesen, die Erziehung und den sozialen 
Wohnbau wären notwendig, sind aber für die nach wie vor verschuldeten 
Regierungen meist nicht finanzierbar und widersprechen der herrschenden 
politischen Philosophie, die eher dem Neoliberalismus zuneigt. Die 
traditionelle marxistische Linke hat mit dem Zusammenbruch der Sowjet
union und angesichts der überaus schwierigen Lage in Kuba einen 
schweren Schlag erlitten, doch kann der soziale Friede unter den herr
schenden Bedingungen auf Dauer nicht als gesichert betrachtet werden. 
Die Kriminalität, nicht zuletzt des internationalen Drogenhandels, stellt 
ein zunehmendes Problem dar, während die Korruption nur mühsam und 
punktuell zurückgedrängt werden kann. 

Nachholbedarf besteht auch im Bereich des Umweltschutzes, der erst 
ansatzweise ernst genommen wird ; die ergriffenen gesetzlichen Maßnah
men blieben bisher von geringer Wirkung. 

Die Staaten der Region sind politisch in der OAS (siehe S.  245 f) und in der 
Gruppe von Rio integriert ; dieser gehören derzeit Argentinien, Bol ivien, 
Brasilien, Chile, Ecuador, Kolumbien, Mexiko, Paraguay, Peru, Uruguay 
und Venezuela sowie turnusweise je ein zentralamerikanisches und ein 
karibisches Land an. Die Mitgliedschaft Perus wurde 1 993 nach einer 
vorübergehenden Suspendierung im Gefolge des "Selbstputsches" der 
Regierung Fujimori vom April 1 992 wieder aktiviert. Im April 1 993 fand 
ein Treffen der Außenminister der Gruppe in Santa Cruz (Bolivien) statt, 
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im Oktober ein Gipfeltreffen der Staatsoberhäupter in Santiago de Chile.  
Im Zentrum der Debatten standen die Uruguay-Runde des GA TI sowie 
die Themen Drogenbekämpfung, Terrorismus, soziale Entwicklung und 
Menschenrechte. 

An der wirtschaftspolitischen Integration im Rahmen des Mercosur, dem 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay angehören, wird weiter 
gearbeitet. Der Abbau der internen Zölle ist bisher plangemäß verlaufen. 
Für die künftige Entwicklung zeichnen sich insofern Probleme ab, als die 
makroökonomischen Indikatoren der beiden größten Mitgliedsstaaten 
Argentinien und Brasilien auseinanderklaffen. Argentinien konnte die 
Inflation im Lauf des Jahres praktisch stoppen, allerdings um den Preis 
einer überbewerteten Währung und eines überhöhten Handelsbilanzdefi
zits ; in Brasilien hingegen ist die Entwertung der Währung ungebremst. 
Während Argentinien, wie Paraguay und Uruguay einen möglichst niedri
gen gemeinsamen Außenzoll anstrebt, ist Brasilien an der Beibehaltung 
höherer Schutzzölle interessiert. 

Die Approbation von NAFfA durch den US-Kongreß im November, dem 
der Abschluß der Parallelverträge betreffend Umwelt, Soziales und Kon
trollmechanismen am 1 4. September vorangegangen war, hat den Weg für 
dessen Inkrafttreten und die Einbeziehung Mexikos in den nordamerikani
schen Freihandelsraum ab 1 .  Jänner 1 994 geebnet. Für Mexiko bedeutet 
dies eine Bestätigung und Absicherung seiner Politik der wirtschaftlichen 
Öffnung und einen politischen Erfolg für Präsident Carlos Salinas de 
Gortari , der seit Anfang 1 990 sein innenpolitisches Gewicht für NAFT A in 
die Waagschale gelegt hatte. Nicht zuletzt bedeutet dies im Vorfeld der für 
August 1 994 angesetzten Präsidentschaftswahlen einen Prestigezuwachs 
für die Regierungspartei PRI, die die Geschicke des Landes seit 64 Jahren 
bestimmt. Unabhängig davon, ob NAFTA positive volkswirtschaftliche 
Auswirkungen zeitigen oder die soziale Lage in Mexiko eher verschärfen 
wird, bedeutet die Teilnahme am neuen Wirtschaftsraum mit 362 Millionen 
Menschen und einem Bruttoinlandsprodukt von 6,8 Billionen US-Dollar 
für Mexiko zweifellos einen international beachtlichen, wirtschaftlich und 
politisch relevanten Gewichtszuwachs.  Der Eintritt in den Klub der 
westlichen Industriestaaten soll nach mexikanischer Zielvorgabe 1 994 
durch Erlangung der OECD-Mitgliedschaft realisiert werden, ein Schritt, 
für den 1 993 die Weichen gestellt wurden. Mexiko ist im übrigen bestrebt, 
eine Balance zwischen Nord- und Südintegration zu finden, etwa durch 
eine am Jahresende erzielte Vereinbarung zur Schaffung einer Freihandels
zone der " Dreiergruppe" ( Mexiko, Kolumbien, Venezuela), und seinen 
lateinamerikanischen Charakter zu unterstreichen . Die Liberalisierungs
schritte sol len sukzessive auf Zentral amerika und die karibischen Staaten 
ausgedehnt werden, nicht um regionale Blöcke zu bilden, sondern um eine 
globale Handelsliberalisierung zu unterstützen.  
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Mit der Approbation von N AFT A ergibt sich für Chile, das dem Mercosur 
nicht beigetreten ist, aber mit allen Mitgliedsstaaten wirtschaftlich koope
riert, und eventuell auch für Argentinien eine attraktivere Alternative ; die 
Entwicklung dieses Freihandelsraums wird daher mit größtem Interesse 
verfolgt. Chile sucht insbesonders Anschluß an die Staaten des pazifischen 
Beckens, und steht den Integrationsbestrebungen innerhalb Lateinameri
kas zurückhaltender gegenüber. 

Die Integration im Bereich des Andenpakts wirkt sich im zunehmenden 
Handel zwischen Venezuela und Kolumbien aus. Bemühungen der zentral 
amerikanischen Staaten um wirtschaftliche Integration brachten auch 1 993 
weitere Fortschritte, wobei Costa Rica eine gewisse Zurückhaltung betref
fend der Teilnahme an den Integrationsschritten zeigt. 

Die Außenpolitik der lateinamerikanischen Staaten steht immer mehr im 
Zeichen der jeweiligen wirtschaftspolitischen Interessen. Bei der Grund
einstellung und den Schwerpunkten ist jedoch zu differenzieren : das 
Spektrum reicht von einer unbedingt pro-westlichen Haltung, wie sie 
Argentinien unter der derzeitigen Regierung vertritt, bis zu einer eigenstän
digen Dritte-Welt-Politik in Brasilien, wie sie traditionell von der Gruppe 
der 77 bzw. der Blockfreienbewegung eingenommen wurde .  

Argentinien hat, bei allem Erfolg seiner Annäherungspolitik an den 
Westen, in der Frage der Souveränität über die Falklandinseln bisher zu 
keiner befriedigenden Lösung gefunden ; durch die in jüngster Zeit 
forcierte Erdölexploration um die Inseln ergeben sich zusätzliche Konflikt
möglichkeiten. Bolivien und Peru, aber auch Uruguay konzentrieren sich 
auf die Nachbarschaftspolitik. Peru gelang es, seine Beziehungen zu den 
anderen lateinamerikanischen Staaten einschließlich Venezuelas, das vor
übergehend die diplomatischen Beziehungen abgebrochen hatte, im Laufe 
des Jahres zu normalisieren ; die internationale Finanz- und Wirtschaftshil
fe an das Land wurde wieder aufgenommen. Venezuela entfaltete nach der 
Absetzung von Präsident Carlos Andres Perez nur wenig außenpolitische 
Aktivitäten und war in erster Linie mit internen Problemen beschäftigt. 
Kolumbiens Außenpolitik, unterstützt durch zahlreiche Reisen von Präsi
dent Cesar Gaviria, stand im Zeichen der Vertiefung seiner politisch-wirt
schaftlichen Öffnungspolitik. Die diplomatischen Beziehungen zu Kuba 
wurden wieder aufgenommen. Kolumbien tritt u. a. in der Gruppe der 77, 
wo es 1 993 den Vorsitz führte, für den Abbau des Protektionismus ein.  

In  Menschenrechtsangelegenheiten betrieben die meisten lateinamerikani
schen Staaten in internationalen Foren - nicht zuletzt während der 
Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien - eine aktive Politik, wobei 
sich ihre Haltung - von der abweichenden Haltung Kubas abgesehen - mit 
jener der Industriestaaten weitgehend deckte . Die aufgeschlossene Politik 
verhindert jedoch nicht, daß es in der Praxis nach wie vor zu Menschen-
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rechtsverl etzungen kommt . I n  mehreren Staaten b i etet das l ustizsystem 
keinen  wirksamen Schutz gegen Übergri ffe der Staatsgewalt oder M achen
schaften kri m i ne l l er Gruppierungen,  wovon untere Gesel l schaftsschichten 
und die U reinwohner Lateinamerikas in  besonderem M aße  betroffen s ind .  
Die  Aufarbeitung der  M enschenrechtsverl etzungen der  Vergangenhei t  i s t  
nach wie  vor  e in  sehr  sens ib les  und  weitgehend unbewältigtes Thema .  

Im Welthandel i s t  Lateinamerika durch d ie  Abhängigkeit von s chwanken
den Rohstoffpreisen und den beschränkten Zugang zu den M ärkten  der 
I ndustri e staaten beeinträchtigt. H ingegen haben manche Staaten Late in
ameri kas ,  besonders Chi le ,  Argentin ien  und Mexiko,  ihre he im ischen 
Märkte weitgehend für I mporte geöffnet . Diese Pol i t ik hat d ie  E indäm
mung der  I n fl at ion in  fast  a l l en  Staaten der  Region  unterstützt. 

D ie  Staaten der Rebion  verzeichneten fast durchwegs steigende  Wirt
schaftsdaten, wobei als Ausnahmen v. a.  Venezuela, dessen Wirtschaft unter 
den po l i t i schen Turbu l enzen l i tt, und Peru , das mit e iner langjährigen 
Rezess ion  kämpft, hervorzuheben sind.  Im gesamtl ateinamerikan i schen 
Durchschnitt wird für 1 993 mit  e inem Wachstum des BI  P von ca . 3% 
gerechn et .  Chile, das schon se i t  1 98 5  Steigerungsraten von ca . 6%) ausweist ,  
wi rd vorauss ichtl i ch d ie  besten Werte erreichen.  Die Arbei ts losigkeit ist 
re lat iv  gering und die Verschuldung ste l l t  kein ernstes Problem dar ; der 
Zufl u ß  aus ländi scher I nvestit ionen hält an. Brasiliens Wirtschaft wuchs 
1 993 um ca. 4,5%. Die Zahlungs- und Handelsbil anzen sind aktiv, 
besorgniserregend ist  dagegen die hohe I n flat ionsrate von ca.  3 5 1% pro 
Monat .  I n  Kolumbien erwartet man einen Anstieg des B I P  um mehr a l s  41Vo ; 
d ie  j ährl i che  I n fl at ionsrate beträgt ca . 22%. I n  Ecuador wird das Bevö lke
rungswachstum über dem B IP (ca.  21Yo) l i egen . I n  Argentinien wird das 
l ahreswachstum rund 5% betragen .  Auch Paraguay verzeichnet e in  wirt
schaft l i ches  Wachstum von annähernd 5%, da 1 993  eine Rekordernte 
verzeichnet wurde ; es gehört a l l erd ings noch immer zu den ärmsten Staaten 
Lateinam erikas .  I n  Uruguay verringerte s ich das Wachstum etwas, die 
Gesundung der Wirtschaft macht jedoch weitere Fortschritte .  I\1exiko 
verze ichnet zwar ein verringertes Wirtschaftswachstum von ca.  I %, hat 
a l l erd ings mi t  e iner  erstmals  e inste l l igen I nflationsrate 1 993 vergl e ichswei 
se  gut abgeschnitten .  

I n  Zentralamerika wurden 1 993 weitere Fortschri tte bei  der  Imp lement ie 
rung des von den zentra lamerikanischen Präsidenten im August 1 987  
unterzeichneten Übereinkommens von Esquipulas  I I . ,  das d i e  Grund lage 
für die Befriedung und Demokratisierung der Region bi l det, verzeichnet ,  
wenngleich es  l oka l  und punktue l l  zu Rückschlägen kam . Trotz posit iver 
Entwicklungstrends wird die Regio n  zunehmend von der Drogenhandel s 
probl ematik erfaßt  und zeigt e in Ansteigen der  Gewalt i m  n icht unmittelbar 
po l i ti schen Bere ich .  
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In EI Salvador war der im Jänner 1 992 unterzeichnete Friedensvertrag von 
Chapultepec weiterhin Basis für durchaus beachtliche Fortschritte, wenn 
auch gewisse Rückschläge zu verzeichnen waren. So fand man geheime 
Waffenarsenale der FMLN, die entgegen den Bestimmungen des Friedens
vertrags weiterbestanden hatten. Die Säuberung des Heeres von Elemen
ten, die sich schwerer Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht 
hatten, sowie die Trennung von Armee und Sicherheitsapparat erlitten 
Verzögerungen. Das Wiederaufleben pol itisch begründeter Morde gegen 
Jahresende und die Reaktivierung sogenannter "Todesschwadrone" moti
vierte eine Mission des VN-Sonderemissärs Marrack Goulding im Novem
ber mit dem Ziel der Etablierung einer Untersuchungskommission. Die für 
März 1 994 vorgesehenen allgemeinen Wahlen bzw. deren korrekte Vorbe
reitung, insbesondere die Wählerregistrierung und deren unparteiische und 
effiziente Kontrolle durch das Oberste Wahlgericht, stellen eine entschei
dende Bewährungsprobe für den Friedensprozeß dar. Der Aufbau einer 
Zivilpolizei mit internationaler Unterstützung ist in vollem Gange, Öster
reich beteiligt sich mit der Entsendung von drei Polizisten in die 
Polizeikomponente der VN-Beobachtermission (ONUSAL).  Trotz Schwie
rigkeiten im pol itischen Bereich ist die Wirtschaftsentwicklung bei einem 
seit mehreren Jahren konstanten Wirtschaftswachstum von mehr als 3% 
durchaus positiv. 

In Guatemala kam es bedauerlicherweise noch nicht zu einem Friedens
schluß auf der Basis von Esquipulas I r .  Innenpolitische Widrigkeiten, wie 
der gescheiterte Selbstputschversuch von Präsident Jorge Serrano, der 
anschließend in Panama Exil bezog, und Probleme seines Nachfolgers 
Ramiro De Le6n Carpio bei der Durchsetzung politischer Zielvorgaben 
führten zu Spannungen, die sowohl den Friedensprozeß als auch die 
Menschenrechtssituation belasten . Die bis Mai geführten Verhandlungen 
zwischen URNG und Regierung wurden in der Substanz im weiteren 
Jahresverlauf nicht wieder aufgenommen. Die in den neuen Präsidenten 
De Le6n Carpio als ehemaligen Menschenrechtsprokurator gesetzten 
Erwartungen erfüllten sich kaum. I nnenpolitische Differenzen, die sich am 
Bestreben des Präsidenten, Kongreß und Obersten Gerichtshof von 
untragbaren Mitgliedern zu säubern, entzündeten, wurden gegen Jahresen
de durch eine Kompromißformel entschärft. 

Nicaragua ist mit anhaltenden wirtschaftlichen und sozialen Problemen 
konfrontiert .  Die Eckdaten weisen das Land als das nach Haiti ärmste der 
Region aus .  Dem entspricht die Zunahme sozialer Spannungen, die zu 
bewaffneten Auseinandersetzungen, insbesondere zwischen demobil isier
ten ehemaligen Truppen und ehemal igen Contras (Ereignisse von Esteli im 
Juli) führten.  Das Bestreben der demokratisch gewählten Präsidentin 
Violeta Barrios de Chamorro nach einem nationalen Ausgleich durch 
Zusammenarbeit in der Mitte stößt weiterhin auf den Widerstand antagoni-
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stischer gesellschaftlicher Lager. Österreich unterstützt weiterhin die 
Demokratisierungsbestrebungen in Nicaragua, das auch ein Schwerpunkt
land der ästerreichischen Entwicklungszusammenarbeit ist. 

In Honduras errang die Liberale Partei, die als eine der bei den klassischen 
Großparteien zuletzt in Opposition zur regierenden Nationalen Partei 
stand, den Sieg bei den Parlamentswahlen im November. 

Costa Rica, das als die traditionell gefestigtste Demokratie der Region 
angesehen wird, stand 1 993 bereits im Zeichen der für Februar 1 994 
vorgesehenen Präsidentschaftswahlen.  Die neoliberale Wirtschaftspolitik 
zeitigte makroäkonomisch positive Ergebnisse (mehr als 5% Wirtschafts
wachstum und 1 2%ige Steigerung der Exporte). 

Österreich bekundet sein Interesse an dieser Region durch die im 
September eingeleitete Errichtung einer effektiven Botschaft mit Sitz in 
Guatemala. 

In Haiti haben sich die allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Verhält
nisse sowie die Lage der Menschenrechte angesichts der repressiven 
Machtentfaltung und intransigenten Haltung der Militärs, die sich der im 
Abkommen von Governors I sland vom 3 .  Juli vereinbarten Rückkehr von 
Präsident Jean-Bertrand Aristide widersetzten, weiter verschlechtert. Die 
internationalen Bemühungen zur Ermäglichung der Rückkehr des Präsi 
denten wurden im Rahmen der VN zwar fortgesetzt, doch hat sich bis 
Jahresende kein Durchbruch ergeben. 

Bei der in Washington angesiedelten Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) hat Österreich seit 1 978 den Status eines Ständigen Beobachters . Die 
Organisation zählt 35 Mitgliedstaaten sowie 30 ständige Beobachter, wobei 
Kuba seine Mitgliedschaftsrechte seit 1 962 (Ausschluß der Regierung 
Castro von der Mitarbeit in der Organisation) nicht ausüben kann. 

Generalsekretär der OAS ist seit 1 984 der Brasilianer Joao Clemente Baena 
Soares. Er wurde 1 989 für eine zweite Amtsperiode wiedergewählt, seine 
Amtszeit läuft Ende März 1 994 ab . 

Die alljährliche ordentliche Generalversammlung fand vom 7.- 1 1 .  Juni in 
M anagua (Nicaragua) statt. Die Deklaration von Managua sieht die 
Durchführung präventiver Maßnahmen zur Bewahrung der Demokratie 
vor und betont die Interdependenz von Friede, Entwicklung und Demokra
tie sowie die Bedeutung der bestehenden interamerikanischen Interessen
und Wertegemeinschaft. Der Lage in Haiti wurde keine eigene Deklaration 
mehr gewidmet. Sie fand lediglich in einer Resolution bezügl ich der 
Zusammenarbeit mit den VN Erwähnung. Venezuela bescheinigte die 
Generalversammlung in einer eigenen Resolution demokratische Reife .  
Einige Resolutionen setzen sich mit Fragen der regionalen Sicherheit 
auseinander. Neben der Unterstützung für Aktivitäten der VN in diesem 
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Bereich gehen die Anstrengungen der OAS in Richtung einer umfassenden 
Geltung des Vertrags von Tlatelolco in Lateinamerika und der Karibik. Zur 
Frage des Kampfs gegen die Armut wird im Februar 1 994 in Mexiko eine 
Sondergeneralversammlung unter dem Titel " Interamerikanische Entwick
lungszusammenarbeit" stattfinden. 

Die 18. Sondergeneralversammlung der OAS fand am 24. März in Washing
ton statt. Im Sinne des Bestrebens, den Ablauf künftiger Generalversamm
lungen zu straffen, wurde eine Resolution verabschiedet, die diverse 
Änderungen von Verfahrensregeln der Generalversammlung vorsieht. 
Weitere Satzungsänderungen mit dem Ziel einer institutionellen Neuorga
nisation, um ein effizienteres Instrumentarium der technischen Koopera
tion und der Armutsbekämpfung zu schaffen, wurden auf der 1 9. Sonderge
neralversammlung am 8 .  Juni in Managua beschlossen. 
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D) Universelle Zusammenarbeit 

I. D ie Vereinten Nationen (YN) 
Der Prozeß tiefer struktureller Veränderungen in den VN nach Ende des 
Ost-West- Konfl ikts verstärkte s ich unter e inem unabhängig agierenden 
G enera l sekretär. Unbestri tten haben s ich d ie  VN in den l etzten Jahren zu 
e i nem wichtigen Faktor des i nternationa len Geschehens entwickel t :  Der 
S i cherheitsrat reagiert häufig  und rasch (wenn z .  T. auch nur verba l ) auf 
po l i t i sche Entwicklungen ; der  Generalsekretär begnügt s ich n i cht  mit  e iner  
ausführenden Ro l l e ,  sondern erh ebt Anspruch auf  Mitgestal tung ; d ie  
fri edenserha l tenden Operationen ( FEO) haben e ine  enorme Ausweitung 
erfahren und wurden operati one l l  verbessert .  

Eine Reihe  von Großkonferenzen rückt d ie  VN period i sch in  das Ram pen
l i ch t  der Weltöffent l ichkei t .  D i e  Konferenz der VN über Umwelt und 
Entwi ck lung in  Rio de Jane i ro ( Jun i  1992 ) verankerte den neuen Entwi ck
l u ngsbegriff der nachha ltigen Entwickl ung .  Die YN- Wel lkonferenz über 
TV1enschen rechte in  Wi en (J u ni 1 993) festigte das Bekenntnis zu einem 
e inhe i t l i chen,  g lobal gült igen IV1enschenrechtssystem. Die Konferenz über 
Bevöl kerung und Entwi cklung i n  K ai ro ( September 1 994), der WeItsozia l 
g ipfe l  in  Kopenhagen ( Frühjahr  1995) und d ie  \Ve ltfra uenkonf  erenz in  
Peking ( September 199 5 )  stel len wei tere M ei l enste i n e  auf der Su che nach 
Lösungen für die "globa l en Fragen " dar. 

Die Grenzen. die den VN in fi nanzie l l er, personel l er und rea lpo l i t i scher 
H i ns icht  gesetzt s i nd, treten deut l i cher zutage.  Die  strukture l l e  Fi nanzkri s e  
�, chränkt d i e  H andl ungsfäh igkeit  de r  Organ i sati on empfind l i ch e in ,  d i e  
Bere i tschaft der  einzigen verb l i ebenen Supermacht und  der  mei sten 
übrigen Großmächte zur weiteren Ausdehn ung des N etzes der F E O  nahm 
ab.  \Vort und Tat kl afften L .  T. weit auseinander und d iverg i erende 
G ru ppen i nteressen v'!urden zuwei len dissonant art i ku l i ert. Besonders deut
l i ch waren d i ese neuen Rahmenbedi ngungen im S i cherhei ts rat ( S R) ,  der 
1 993  mehr Reso lut ionen als j e  zuvor und eine Vie lzah l  von Erk lärungen 
a ngenommen hat .  Gle i chzeit ig füh rte die Überl adung des SR m i t  po l i t i 
schen rVl andaten - ohne rea lpol i t i s chen \Vi l len ,  d iese  auch durchzusetzen -
im mer wieder zu Frustrationen .  Die  Beispie le  Bosn i en- H erzegowina und 
H aiti zeigten,  daß Resol ut ionen wohl verabschiedet werden, aber unerfü l l t  
b l e i ben, wei l es an Entschl ossenhei t  feh l t, über d ie  Verhängung von 
Sa nkt ionen h inauszugehen .  Posi t i v  hervorzuheben s ind der erfo lgre iche 
Abschlu ß  der Operat ion in Kambodscha und die Fortschritte in EI 
Sa lvador .  

D i e  friedenserhaltenden Operationen haben mit  20 Operationen und sechs 
weiteren Einsätzen in e iner  Gesamtstärke von rund 1 00 .000 Personen ein 
n ie dagewesenes Ausmaß erre i cht .  Die  Zah l ungsmoral  für die sprunghaft 
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gestiegenen Kosten hat sich allerdings bedrohlich verschlechtert, was 
gemeinsam mit dem neuen politischen Ansatz zu einer strengen Auswahl 
bei der VN -Beteiligung an FEO deren Anzahl in Hinkunft verringern 
dürfte. 

Im Rahmen der 48. Generalversammlung nahm die Auseinandersetzung 
mit institutionellen Fragen des VN-Systems zu . I n  einer Reihe wichtiger 
Fragen (wie z. B. den "integrierten VN- Büros") ist eine Konfrontation 
zwischen dem VN-GS und den Mitgliedsstaaten bzw. einer wichtigen 
Gruppe davon (G 77) eingetreten. Diese Entwicklung führte in die Nähe 
einer ernsten institutionellen Lähmung und kann letztlich weder im 
Interesse der Mitgliedsstaaten noch des Generalsekretärs gelegen sein. 
Institutionelle Probleme bestehen auch im Zusammenspiel zwischen 
Generalversammlung und Sicherheitsrat, dessen Zusammensetzung zuneh
mend diskutiert und kritisiert wird . In der Frage der SR-Erweiterung und 
-Reform wurde eine Arbeitsgruppe mit einem breiten Mandat zur Ausar
beitung der näheren Modalitäten der neuen Zusammensetzung des SR 
eingesetzt. Bei der Reform des wirtschaftlichen und sozialen Bereichs 
wurden wichtige Fortschritte erzielt, die im wesentlichen eine Stärkung des 
Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) und eine Verbesserung der Verwal
tung der operationellen Aktivitäten des VN -Systems darstellen.  

Der Nord-Süd-Konflikt in den herkömml ichen Wirtschaftsthemen nahm 
ab. Gleichzeitig ist festzustell en, daß gerade Entwicklungsländer mit 
positiver nationaler Wirtschaftsentwicklung sich zunehmend zu Sprechern 
der Interessen der Dritten Welt machen und bei Fragen der gl obalen 
Umweltgüter Taten zu den Lippenbekenntnissen des Nordens zu Solidari
tät, Partnerschaft und gemeinsamer Veranwortlichkeit energisch einfor
dern.  Dieses neue Selbstbewußtsein verschärft auch die Diskussion in 
anderen Sachbereichen (Menschenrechte, institutionelle Fragen).  

Aus österreichischer Sicht sind die einstimmige Indorsierung der Ergebnis
se der Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte und der Konsensbe
schluß über die Schaffung des Amts eines Hochkommissars für Menschen
rechte als besonders bedeutsam zu werten . Durch die von Generalsekretär 
Boutros Boutros-Ghali initiierte Restrukturierung des VN -Sekretariats sind 
auch Veränderungen am Amtssitz Wien erfolgt : Die Sozialeinheiten 
wurden mit den in New York angesiedelten Abteilungen für Entwicklungs
politik zusammengelegt, die Weltraumeinheit nach Wien transferiert. 

1 .  Friedenserhaltende Operationen 

Die Tendenz der quantitativen und qualitativen Ausweitung von Friedens
einsätzen der VN hält an . Neue Operationen finden in Tadschikistan 
(UNOT), Somalia (UNOSOM I I), Uganda - Ruanda (U NOMUR), Geor
gIen (UNOM IG), Liberia (UNOMIL), Haiti (UNMIH), Ruanda (UN-
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AM I R) und Kambodscha (UNMLTIC) statt. Ein Charakteristikum der 
multi dimensionalen Aufgaben dieser neuen Einsätze ist die Ausweitung 
der zivilen (Menschenrechtsschutz, Katastrophen-, Wiederaufbau- und 
humanitäre Hilfe, Flüchtlingsrückführung, vertrauensbildende Maßnah
men zwischen den Konfliktparteien, Aufbau funktionierender Verwal
tungs- und Polizeistrukturen) und der Wahlbeobachtungskomponente 
(einschließlich technischer Hilfe bei der Durchführung) . Auch die mil itäri
schen Aufgaben wurden dementsprechend ergänzt (vertrauensbildende 
Maßnahmen, Ausgliederung von Polizeiaufgaben, Wiederaufbau einheitli
cher Streitkräfte). Damit tritt neben die Friedenserhaltung und Friedenssi
cherung der Aspekt der Friedenskonsolidierung. 

Von den insgesamt 42 FEO seit 1 948 dauern neben den acht 1 993 neu 
eingerichteten Einsätzen 1 8  aus früheren Jahren an : 

UNTSO United Nations Truce Supervision Organization, seit Juni 1 948 

UNMOGIP United Nations Military Observer Group in India and Pakistan, seit 
Jänner 1 949 

UNEF I First United Nations Emergency Force, November 1 956 - Juni 1 967 

UNOGIL Uni ted Nations Observation Group in Lebanon, Juni 1 958 - Dezem
ber 1 958 

ONUC United Nations Operation in the Congo, Juli  1 960 - Juni 1 964 

UNSF United Nations Security Force in West New Guinea (West Irian), 
Oktober 1 962 - April 1 963 

UNYOM United Nations Yemen Observation Mission, Juli 1 963 - September 
1 964 

UNFICYP United Nations Peace-keeping Force in Cyprus, seit März 1 964 

DOMREP Mission of the Representative of the Secretary-General in the 
Dominican Republic, Mai 1 965 - Oktober 1 966 

UNIPOM United Nations India-Pakistan Observation Mission, September 
1 965 - März 1 966 

UNEF 11 Second United Nations Emergency Force, Oktober 1 973 - Juli  1 979 

UNDOF United Nations Disengagement Observer Force, seit Juni 1 974 

UNIFIL United Nations Interim Force in Lebanon, seit März 1 978  

UNGOMAP United Nations Good Offices Mission in Afghanistan and Pakistan, 
April 1 988 - März 1 990 

UNIIMOG United Nations Iran- Iraq Military Observer Group, August 1 988 -
Februar 1 99 1  

UNAVEM I United Nations Angola Verification Mission I ,  Jänner 1 989 - Juni 
1 99 1  

U NTAG United Nations Transition Assistance Group, April 1 989 - März 1 990 
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United Nations Observer Mission to Verify the Electoral Process in 
Nicaragua, Juli 1 989 - März 1 990 

United Nations Observer Group in Central America, November 
1 989 - Jänner 1 992 

Office of the Secretary-General in Afghanistan and Pakistan, seit 
März 1 990 

United Nations I raq-Kuwait Observation Mission, seit April 1 99 1  

United Nations Special Commission, seit April 1 99 1  

United Nations Austrian Field H ospital in Iran, April - Juni 1 99 1  

United Nations Guards Contingent in I raq, seit Mai 1 99 1  

UNA VEM II United Nations Angola Verification Mission II ,  seit Juni 1 99 1  

ONUSAL United Nations Observer Mission in EI Salvador, seit Juni 1 99 1  

M INURSO Uni ted Nations Mission for the Referendum in Western Sahara, seit 
September 1 99 1  

UNAMIC United Nations Advance Mission in Cambodia, Oktober 1 99 1  - März 
1 992 

UNOVER United Nations Observer Mission to Veri fy the Referendum in 
Eritrea, Dezember 1 992 - April 1 993 

UNPROFOR United Nations Protection Force, seit März 1 992 

UNTAC United Nations Transitional Authority in Cambodia, März 1 992 -
November 1 993 

UNOSOM I United Nations Operation in Somalia I ,  April 1 992 - April 1 993 

UNOMSA United Nations Observer Mission in South Africa, seit August 1 992 

ONUMOZ United Nations Operation in Mozambique, seit Dezember 1 992 

UNOT Uni ted Nations Office in Tadjikistan, seit Jänner 1 993 

UNOSOM 11  United Nations Operation in Somalia I I ,  seit  Mai 1 993  

UNOMUR 

UNOMIG 

UNOMIL 

UNMIH 

UNAMIR 

UNMLTIC 

United Nations Observer Mission Uganda-Rwanda, seit Juni 1 993 

United Nations Observer Mission in Georgia, seit September 1 993 

Uni ted Nations Observer Mission in Liberia, seit September 1 993 

Uni ted Nations Mission in Haiti, seit September 1 993 

United Nations Assistance Mission for Rwanda, seit Oktober 1 993 

United Nations Military Liaison Team in Cambodia, seit November 
1 993 

Die FEO haben einen Gesamtumfang von ca. 100.000 Personen erreicht, 
wofür an Jahreskosten rund 3,6 Milliarden US-Dollar zu veranschlagen 
sind. Während das Zivi lpersonal vornehmlich vor Ort rekrutiert wird, 

250 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 265 von 734

www.parlament.gv.at



IV 
VI -

Friedenserha ltende Operat ionen der Vere i nten Nationen 

ONUCA ONUVEW UNMIH' DOMREP 
1 989-1 992 1 989-1 990 1 993- 1 965-1 966 

ONUSAL' 
1991-

UNAVEM I 

1989- 1991 

MINURSO' ! UNOMIL' ! ONUC' ! UNAVEM 11 
1991- 1 993- 1 960-1964 1 991-

o abgeschlossene Einsätze 
• laufende Einsätze 

Stand : Dezem ber 1 993 
UNPROFOR UNFICYP' UNEF I UNOMIG' 
1 992- 1 964- 1 956-1 967 1 993-

UNEF I I ' 

1 973-1 979 

"" '" 
tfP 

UNOMUR 
1 993-

UNTAG' UNOMSA' ONUMOZ UNAMIR' 
1989-1 990 1 992- 1 992- 1 993-

UNTSO' UNOGIL 
1 948- 1 958 

UNIFIL UNDOF' 
1 978- 1 974-

UNIIMOG' 

1988-1991 

UNAFHIW 

1 991 

UNIKOM' I UNOT" 
1 991- 1 993-

UNSCOM' 
1 991-

UNG 
1 991 

/� 

c;:Pb 

UNOSOM I" 

1992-1 993 

UNOSOM 11 I UNOVEW I UNYOM 

1 993- 1 992-1 993 1 963- 1964 

UNGOMAP' 

1 988-1990 

OSGAP' 
1990-

UNMOGIP 
1 949-

UNIPOM 

1 965-1 966 

UNAMIC' 

199 1 - 1 992 

UNTAC' 

1 992-1 993 

UNMLTIC' 
1 993-

') österreichische Teilnahme (keine U m setzung der österreich ischen Zusagen bei U N M I H  und UNOM I G ,  Tei lnahme geplant bei UNOMSA) 

Quel le:  United Nat ions. 
Grafik :  Österre ichisches Statistiches Zentral amt. 

tl ..... (1:) 

� "'t (1:) -, ;::os ...... (1:) ;::os 

� ...... -. c ;::os (1:) ;::os 

III-179 der B
eilagen X

V
III. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
266 von 734

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

kommt das Militär- und Polizeipersonal im Ausmaß von 70.000 -
80.000 Personen aus über 70 Mitgliedsstaaten. Zur Ergänzung der ange
spannten Leistungsmöglichkeiten der VN werden zunehmend regionale 
Organisationen wie OAS, OAU, ECOWAS, KSZE und EU eingebunden. 
Eine mögliche Rolle der VN in Burundi und ein wesentlich stärkerer 
Truppeneinsatz in Angola  (UNAVEM I I I) werden im VN-Sekretariat 
erwogen. 

Die planmäßige Abwicklung von UNTAC (Kambodscha) kann als Bei
spiel für eine erfolgreiche Aufgabenerfüllung zur Lösung mehrschichtiger 
Probleme und für ein gelungenes, weil eng aufeinander abgestimmtes Zu
sammenwirken aller Einsatzkomponenten angesehen werden. Wenn darin 
konsequente Umsetzung der Willensbildung erkennbar wird, so kann ein 
Mangel daran u. a. als Erklärung für die Erlahmung der Aufgabenerfül
lung von UNPROFOR (ehemaliges Jugoslawien) herangezogen werden. 
UNPRO FOR ist gekennzeichnet durch die Diskrepanz zwischen Zielvor
gabe und Mittel zur Zielerreichung, durch das Unvermögen, die Konflikt
parteien wirklich in die Will ensbildung für die Mandatsumsetzung einzu
beziehen, und durch die unausgegl ichenen Bestrebungen beim Zusammen
wirken verschiedener Komponenten, letztlich auch durch die geringe 
Einflußnahme regionaler Organisationen. UNOSOM I I  übernahm im Mai 
in Fortsetzung der mit U NOSOM I eingeleiteten Bemühungen die Verant
wortung für die Friedenserhaltung in Somalia. Die Aufgabenstellung wie 
ihre Durchsetzung auch gegen tatsächliche oder angedrohte Widerstände 
war von Anfang an mit Vermittlungsbemühungen im Lande schwierig in 
Einklang zu bringen. Die gleichzeitige Anwendung vermittelnder (defensi
ver) und durchsetzender (aggressiver) Methoden stellte sich als äußerst 
problematisch und nahezu unvereinbar heraus. UNOSOM I I  kann im 
kritischen Kernbereich als Lehrbeispiel kontraproduktiver Methodik ange
sehen werden. 

Die Größenordnung laufender Operationen führte zu erheblichen Schwie
rigkeiten in der Aufbringung der Kräfte, in der Finanzierung, aber auch in 
der Führung und Unterstützung. Mit Integration der "Field Operation 
Division" (FOD) in das " Department for Peace-keeping Operations" 
(DPKO) unternahm das VN-Sekretariat einen großen Schritt zur Verein
heitlichung des Stabs. Gleichzeitig wurde die Einrichtung eines durchge
hend betriebenen Situationszentrums zunächst ansatzweise zur Verbesse
rung des I nformationsflusses betrieben. Letztlich sollen die Planungskapa
zitäten mittels einer Planungsgruppe und eines Situationszentrums im 
Sekretariat sowie durch eine weltweite Datenbank für die Abstellung von 
Stabsoffizieren, Spezialisten, Truppen, Geräten und Diensten ausgebaut 
werden. 

Die Teilnahme Österreichs an FEO erfolgt unter Abwägung außenpoliti
scher Aspekte, einer Beurteilung der Durchführbarkeit der gestellten 
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Aufgaben und der S icherheitss i tuati on vor Ort sowie nach M a ßgabe des 
Ausbi ldungsstandes der zum Einsatz gelangenden Personen und der zur 
Verfügung stehenden Mi tte l .  D as Engagement Österreichs in d iesem 
Bere ich b i ldet weiterh i n  e inen Schwerpunkt der österre ichischen Au ßenpo
l it ik  und i st Ausdruck der So l idarität mi t  der Staatengemeinschaft .  

Se i t  1 960 waren über 3 3 .000 Österrei cher an e inem i nternat ionalen E insatz 
der VN bete i l igt .  Auf Grund neuer Aufgabenste l lungen im ziv i l en  Bere ich 
entsendet Österre ich neben Offiz ieren und So ldaten zunehmend Exekutiv
beamte des Bundes,  Zivi l experten und Wahlbeobachter. Auch im mi l i täri
schen Bereich,  der persona lmäßig  am weitaus umfangreichsten i st ,  hat s i ch 
d ie  Aufgabenste I lung gewandelt .  Um auf diese neuen Herausforderu ngen 
entsprechend reagieren zu können,  besch loß  die  Bundesregierung im M a i  
Reformen bei Organisation, Logistik und Ausbildung. A l s  erste M aßnahme 
wurde e in Seminar i n  Stadtsch la in ing veranstaltet .  Die  Nove l l i erung des 
Bundesverfassungsgesetzes vom 3 0. Juni 1 965 über die  Entsendung ö ster
reich i scher Einhei ten zur H i lfe le i stung in  das Aus l and auf Ersuchen 
i nternati onaler Organisat ionen ( B G  BI 1 73/ 1 965) befi ndet s i ch im Stadium 
der  Begutachtung. 

Ende 1 993 waren knapp 900 Österreicher bei i nsgesamt 1 2  Einsätzen d er VN 
tätig .  Die  M i twirkung bei M I N U RSO (Westsahara) wurde durch d i e  
Entsendung von Pol ize ibeobachtern, be i  U N I KOM ( I rak- Kuwait) durch 
die E ntsendung eines k l ei nen Sani täts kontingents verstärkt. H ingegen 
endete die österrei chi s che Bete i l i gung an den Operationen in Somal ia  
( 5  Offizi ere be i  U NOSOM I )  durch die  Überl eitung in  U N OSOM 1 I  und 
mi t  Ausnahme e ines  österre ichischen Verb indungsoffiz i ers bei  der Nach
fo lgeoperat ion U N M L  T I C auch in Kambodscha ( 1 7  Offizi ere und 20 Exe
kutivbeamte bei U NTAC) .  I m  Zuge der Restrukturierung des E insatzes auf 
Zypern ( U N FI C Y P) umfaßt das österrei chi sche K ontingent nun auch 
m i l i tä ri sche Beobachter. I m  Rahmen des jüngsten Einsatzes in Ruanda 
( U NA M I R) ste l l t  Österre ich im Pol i zeibereich erstma l s  den Commiss ioner. 
Damit anerkennen die VN das erfo lgreiche österre ich ische Wirken be i  
internationalen Einsätzen auch i n  d iesem neuen Zweig .  Darüber h inaus i s t  
Österre ich mit  drei Stabsoffizi eren im VN -Sekretariat in  New York zur 
Bewält igung takt i sch - logist ischer Aufgaben vertreten .  Österre ichischerseits 
wird e in  Lehrplan für d ie  höhere Stabsausb i ldung erarbeitet. 

2.  Das VN-Sanktionenregime und seine Durchfü h rung durch 
Österreich 

Der VN -S  R setzte se ine Pol i t ik ,  i mmer d ifferenziertere Sanktionsmaßnah
men gegen Vö lkerrechtsbrecher zu beschl i e ßen,  fort. Für Österrei ch ergab 
s i ch daraus die Notwendigkei t  e iner Adaptierung der innerstaatl ichen 
Rechtsgrundlagen, um e ine  lücken lose  Umsetzung von Sanktionsbesch lüs
sen des VN- S R  s icherzuste l l en .  
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Anlaßfall war die Annahme der Resolution 820 ( 1 993) des VN -SR am 
1 7 . April ,  mit der die Sanktionen gegen die " Bundesrepublik Jugoslawien" 
(Serbien und Montenegro) verschärft wurden . Eine Überprüfung der 
bestehenden österreichischen Rechtslage ergab, daß die Umsetzung einiger 
Bestimmungen dieser Resolution einer rechtlichen Neuregelung bedurfte. 
Diese wurde durch das Bundesgesetz über die Durchführung internationa
ler Sanktionsmaßnahmen (BGBI 406/ 1 993) geschaffen,  das die Bundesre
gierung ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des Natio
nalrats mittels Verordnung die Beschlagnahme bestimmter Verkehrsmittel 
und das Verbot der Erbringung von Dienstleistungen durchzufü hren. Das 
Einfrieren von Guthaben bestimmter Staaten wurde durch eine Novelle 
zum Kreditwesengesetz (BGBI 407/ 1 993) ermöglicht, worin eine Verord
nungsermächtigung der Bundesregierung enthalten ist, ein Verfügungsver
bot über bestimmte Konten zu verordnen. Durch Änderung des Außenhan
delsgesetzes 1 984 (BGBI 408/ 1 993) wurde die gemäß § 5 dieses Gesetzes 
bestehende Möglichkeit, bestimmte Arten von Geschäften für bewilli
gungspflichtig zu erklären, auf die Überlassung von Waren im Zollausland 
und auf Vermittlungsgeschäfte erstreckt. 

Mit SR-Resolution 820, BGBI 3 1 3/ 1 993, wurden die bestehenden Sanktio
nen gegen die "Bundesrepublik Jugoslawien" (Serbien und Montenegro) 
verschärft. Das bestehende Handelsembargo wurde auf die VN -Schutzzo
nen in Kroatien und die serbisch besetzten Gebiete in Bosnien-Herzegowi
na ausgeweitet . Der gesamte Warenverkehr mit diesen Gebieten mit 
Ausnahme humanitärer Lieferungen ist demnach nur mit ordnungsgemä
ßer Genehmigung der jeweiligen Regierung zulässig. Guthaben, die im 
Eigentum "jugoslawischer" Behörden oder Unternehmen stehen oder von 
diesen kontroll iert werden, sind einzufrieren. Die Resolution sieht weiters 
die Beschlagnahme von Schiffen sowie Last-, Schienen- und Luftfahrzeu
gen vor, die entweder in mehrheitlich "jugoslawischem" Eigentum stehen 
bzw. "jugoslawisch" kontrolliert sind oder unter dem Verdacht stehen, zur 
Umgehung der bestehenden Sanktionsmaßnahmen verwendet worden zu 
sein. Jegliche Dienstleistungen an jede natürliche oder juristische Person 
zur Durchführung einer geschäftlichen Tätigkeit in der "Bundesrepublik 
Jugoslawien" mit Ausnahme bestimmter Post- und Fernmeldedienste, 
Rechtsberatungen und sonstiger vom Sanktionenkomitee bewilligter 
Dienstleistungen wurden untersagt. 

Österreich hat zur Durchführung der Resolution 820 folgende M aßnahmen 
getroffen : 

1 .  Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der 
eine Verordnung über die Bewilligungspflicht der Aus- und Einfuhr von Waren 
geändert wird, BGBI 8/ 1 993 (Ausweitung der Bewilligungspflicht für Ausfuhren 
nach und bestimmte Durchfuhren durch die "Bundesrepublik Jugoslawien"). 
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2. Verordnung des Bundes m in i sters für wirtschaftl iche Angel egenheiten, mi t  der d ie  
Verordnung über  d ie  Ermächtigung der Zol lämter zur E rte i lung vo n Aus- und 
Einfuhrbewi l l igungen in  vere infachter Form geändert wird ,  BGBI  285/ 1 993 (Aus
nahme der " Bundesrepub l ik  Jugoslawien" ,  der VN-Schutzzonen in  Kroatien und 
der  serbisch besetzten Geb i ete  i n  Bosnien -Herzegowina von der Ermächtigung der 
Zol lämter zur E rtei l ung von Aus- und Einfuhrbewi l l igungen in  vere infachter Form) .  

3 .  Verordnung des  Bundesmin i sters für wi rtschaftl iche Angel egenheiten, mi t  der d ie  
Verordnung über  di e Bewi l l igungspfl i cht der Aus- und E infuhr  von Waren geändert 
wird, BGBI  286/ 1 993 (Ausweitung des Handelsembargos auf d ie  VN-Schutzzonen 
i n  Kroatien und d ie  serb i sch besetzten Gebiete in  Bosnien- H erzegowina) .  

4 .  Kundm achung D L  1 /93  der Oesterreichischen N at ionalbank, veröffentl icht  i m  
Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 1 03 vom 5 .  Mai 1 993 ( Bewi l l igungspfl icht fü r  
grenzüberschrei tende Zahlungen betr. "Bundesrepubl ik Jugoslawien") .  

5 .  Verordnung des Bundesmin i sters für wirtschaft l iche  Angelegen heiten,  mi t  der 
e ine Verordnung über d i e  Bewi l l igungspfl icht der Aus- und E i nfuhr von Waren 
geändert wird, BG BI 4 I 0/ I 993 (Ausweitung der Bewi l l igungspfl icht betreffend d ie  
" Bundesrepubl ik  Jugos lawien" ,  d ie  VN-Schutzzonen i n  Kroatien und die  serbisch 
besetzten Gebiete i n  Bosn ien-H erzegowina auf die Überlassung von Waren im 
Zollausland und auf Vermi tt lungsgeschäfte) .  

6 .  Verordnung des Bundesm i nisters für wi rtschaft l iche Angelegenheiten, mi t  der die 
Verordnung über d ie  Ermächtigung der Zol lämter zur E rtei lung von Aus- und 
Einfuhrbewi l l igungen in vereinfachter Form geändert wird, BGBI  4 1 2/ 1 993  (Aw,
nahme von der Ermächtigung der Zol lämter zur Ertei lung von Aus- und E infuhrbe
wil l igungen in vere infachter Form : Änderung der Verordnung BGBI 285/ 1 993 : vgJ .  
Nr. 2) .  

7 .  Verordnung des Bundesm i n i sters für wi rtschaftl iche Ange l egenheiten ,  mit  der d ie  
Verordnung über d ie  Bewi l l i gungspfl i cht  der  Ausfuhr sowie d ie  Überlassung oder 
die Vermittlung von Waren im Zol lausland geändert wi rd, BG BI  4 1 3 / 1 993 (Ände
rung der Verordnung BGBI  848 / 1 992 ; vgJ . Au ßenpol i t ischer Bericht 1 992 ,  Seite 1 1 7 , 
Nr. 1 7 ) 

8 .  Verordnung des Bundesm i nisters für wirtschaft l iche  Angelegenheiten, mit  der die 
Verordnung über d ie  Bewi l l igungspfl icht der Aus- und E infuhr  von Waren geändert 
wird, BGBI  648/ 1 993 (Änderung der Verordnung BGBI  278/ 1 992, zul etzt geändert 
durch d ie  Verordnung BG B I  4 1 0/ 1 993 ; vgJ . Außenpol i t ischer Bericht 1 992, Se i 
te 1 1 7 , Nr.  1 I bzw.  oben N r. 5 ) . 

9 .  Verordnung der Bundesregierung, mi t  der  d i e  Verfügung über bestimmte Konten 
untersagt wird (I .  Kontensperrverordnung), BGBI 669/ 1 993  ( Ei nfrieren " jugoslawi
scher" Konten) .  

I O. Verordnung der Bundes regierung über die Durchfü hrung i nternationaler Sank
t ionsmaßnahmen gegen die " Bundesrepubl ik  Jugoslawien" ( Serbien und Montene
gro), BGBI 670/ 1 993 ,  (Beschlagnahme bestim mter Verkehrs mittel und Verbot der 
E rbringung von Dienstle i s tungen in bezug auf die "Bundesrepubl i k  Jugosl awien") .  

M it Resolut ion 788 vom 1 9 . November 1 992,  BGBI  1 0/ 1 993 , verhängte 
der YN- S R  e i n  umfassendes Waffenembargo gegen Liberia.  Dieses Waf-
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fenembargo wurde in Österreich durch die Verordnung der Bundesregie
rung über die Untersagung der Ausfuhr von Kriegsmaterial sowie von 
zivilen Waffen und ziviler Munition in die Republik Liberia, BGBI 
73/ 1 993,  umgesetzt. 

Der VN-SR verhängte mit Resolution 84 1 vom 1 6. Juni 1 993 eine Reihe 
von wirtschaftlichen Sanktionsmaßnahmen gegen Haiti . Aufgrund der 
Verhandlungsfortschritte wurden die Sanktionen vom VN-SR auf Vor
schlag des VN -GS mit Resolution 86 1 vom 27. August 1 993 suspendiert, 
wegen mangelnder Kooperationsbereitschaft der M achthaber in Haiti 
jedoch auf Vorschlag des VN-GS vom VN-SR mit Resolution 873 vom 
1 3 . Oktober 1 993 wieder in Kraft gesetzt. 

In  Österreich wurden die Sanktionsmaßnahmen im Rahmen der bestehen
den Gesetze durchgeführt : Die Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial 
unterl iegt einer allgemeinen Bewill igungspflicht gemäß dem Kriegsmateri 
algesetz (KMG), BGBI 540/ 1 977, zuletzt geändert durch Bundesgesetz 
BGBI 30a/ 1 99 1 .  Bei der Erteilung von Ausfuhrbewilligungen ist u. a. auf 
Embargobeschlüsse des VN-SR Rücksicht zu nehmen, was in den von 
Resolution 84 1 erfaßten Fällen die Erteilung einer Bewilligung ausschließt. 
Die Bewilligungspflicht für zivile Waffen und zivile Munition ergibt s ich 
aus dem Außenhandelsgesetz 1 984. Die Ausfuhr von Erdöl bzw. Erdölpro
dukten unterliegt gemäß Außenhandelsgesetz 1 984 ebenfalls  einer allge
meinen Bewilligungspflicht. Bei der Erteilung von Ausfuhrbewill igungen 
nach dem Außenhandelsgesetz 1 984 ist u. a .  auf völkerrechtliche Verpflich
tungen - wie z. B.  die verbindliche SR-Resolution 841  - Bedacht zu 
nehmen. Mit Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angele
genheiten, mit der die Verordnung über die Bewilligungspflicht der 
Ausfuhr sowie die Überlassung oder die Vermittlung von Waren im 
Zollausland geändert wird, BGBI 777/ 1 993 ,  wurde eine Gegenausnahme 
zu der Ausnahme von der Bewilligungspflicht (betreffend zivile  Waffen 
und zivile M unition) gemäß § 1 Abs .  2 der Verordnung des Bundesmini
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Bewilligungspflicht der 
Ausfuhr sowie der Überlassung oder die Vermittlung von Waren 1m 
Zollausland, BGBI 848/ 1 992, im Verhältnis zu Haiti geschaffen. 

Der VN-SR verhängte mit Resolution 864 vom 1 5 . September 1 993 ein 
Waffen- und Ölembargo gegen die UNITA. Darin werden alle Staaten 
verpflichtet, den Verkauf bzw. die Lieferung dieser Produkte in das 
Staatsgebiet von Angola zu untersagen, soweit dies n icht über von der 
Regierung Angolas benannte Grenzübergänge erfolgt. Diese Resolution 
stel lt insoferne eine Besonderheit dar, als das Embargo nicht gegen einen 
Staat, sondern gegen eine Bürgerkriegspartei innerhalb eines Staates 
gerichtet ist. Die innerstaatliche Umsetzung dieser Sanktionen in Öster
reich erfolgte nach dem Vorbild der H aiti-Sanktionen. 
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Der VN-SR besch loß  am 1 1 . November 1 993 d ie  Resolut ion 883 ,  BGBI  
5/ 1 994, m i t  der  d i e  Sanktionen gegen d ie  Sozia l i st ische Libysch-Arabische 
Volks-Dschamahirija verschärft wurden. Damit  wi l l  der V N - S R  die 
Erfü l lung der Reso lut ionen 73 1 ( 1 992) und 748 ( 1 992)  durch Libyen errei
chen.  I nsbesondere so l l  die l ibysche Regierung s icherste l len ,  daß d ie  des 
Attentats auf den Pan-Am Flug 1 03 beschu ldigten Personen vor dem 
zuständigen brit ischen oder U SA-Gericht zur Verhandl ung erscheinen,  
und daß s ie  dem Verlangen der französ i schen lust izbehörden i n  bezug auf 
das Attentat auf den UTA-Flug 772 nachkommen.  

Bereits am 3 1 .  M ärz 1 992 besch loß  der  S R  mit  Reso l ution 748 ( 1 992) ,  BG BI  
22 1 I 1 992 ,  e ine Reihe von Sanktionsmaßnahmen gegen Libyen, die von 
Österreich innerstaat l i ch umgesetzt wurden : u. a.  wurde das Verbot der 
Lieferung von Waffen und mi l i tärischem Materia l  durch eine Verordnung 
der Bundesregierung gemäß  § 4 K M G, welche d ie  Ausfuhr  von Kriegsma
teri a l  sowie z ivi l er Waffen und zivi ler Munit ion nach Libyen untersagt, 
durchgeführt (BGB I  234/ 1 992) . Das Verbot  der Li eferung von Flugzeugen 
und Flugzeugersatztei l en  nach Libyen wurde durch Verordnung des 
Bundesministers für wirtschaftl iche Angelegenhei ten gemäß § 5 Außen
handelsgesetz 1 984, BG BI  267/ 1 992  und 268/ 1 992 ,  umgesetzt . 

D ie  Resolut ion 883  ( 1 993 )  enthä l t  darüber h inaus zah lreiche verbind l i che 
S anktionsbestimmungen.  So  sol l l i bysches Vermögen im  Ausland eingefro
ren, das bestehende Flugembargo verschärft und e in Embargo in bezug auf 
Ö l fördertechnologie verhängt werden.  Dies erforderte d ie  Erlassung 
folgender Rechtsvorschriften in  Österreich : 

I .  Verordnung des Bundesmin i sters für wirtschaftl iche Angelegenheiten, mi t  der d ie  
Verordnung über  d ie  Bewi l l igungspfl icht von Waren i n  der  Ausfuhr geändert wird ,  
BGBl  894/ 1 993  (Erweite rung des  Handelsembargos gegen Libyen).  

2 .  Verordnung der Bundesregi erung über d ie  Durchführung i nternationaler  Sank
t ionsmaßnahmen gegen Libyen, BGBl 73/ 1 994, (Verbot der  E rbri ngung verschiede
ner Leistungen i n  bezug auf Libyen) .  

3 .  Kundmachung DL 3 /93  der  Oesterre ichi schen Nationalbank,  veröffent l icht im  
Amtsblatt zur  Wiener Zeitung Nr .  289 vom 1 5 . Dezember 1 993 (Bewi l l i gu ngspfl icht 
für grenzüberschreitende Zahlungen betreffend Libyen) .  

4 .  Verordnung der Bundesregierung, mi t  der d ie  Verfügung über besti m mte Konten 
untersagt wird ( I I .  Kontensperrverord nung) - in  Ausarbeitung ( Einfrieren l ibyscher 
Konten) .  

Die vom VN- S R  bereits vor 1 993 gefaßten Sanktionsbeschlüsse und die dazu 
i nnerstaat l i ch verfügten Durchführungsmaßnahmen b l i eben in  Kraft .  Dies 
b etrifft die San kt ionen der VN gegen den Irak gemäß S R- Resolu
t ion 66 1 ( 1 990), BG B I  5 24a/ 1 990, und Resolut ion 687 ( 1 99 1 ), BG B I  2 1 1 I 
1 99 1 ,  gegen Somalia gemä ß  S R- Resolut ion 733  ( 1 992) ,  BGBl  1 42/ 1 992 ,  
und gegen Armenien und Aserbaidschan gemäß S R- Reso lut ion 853  ( 1 993) .  
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Die aufgrund von Empfehlungen der GV von der Bundesregierung 
verhängten Sanktionen gegen Südafrika wurden im Einklang mit vergleich
baren Staaten mit Beschluß der Bundesregierung vom 1 6. November 1 993 
großteils aufgehoben. Das mit S R-Resolution 4 1 8  ( 1 977) verhängte Waf
fenembargo gegen Südafrika hingegen bleibt bis zu einem Aufhebungsbe
schluß des SR in Kraft. Es wurde in Österreich durch die Verordnung der 
Bundesregierung vom 8. Oktober 1 985  über die Untersagung der Ausfuhr 
von Kriegsmaterial sowie von zivilen Waffen und ziviler Munition in die 
Republ ik Südafrika (BGBI 434/ 1 985) umgesetzt. 

3. Tätigkeitsbericht - Vereinte Nationen 
3. 1 Generalversammlung (GY) 

3. 1 . 1 .  Die wiederaufgenommene 47. Generalversammlung 

3 . 1 . 1 . 1 .  A u fn a h m e  n e u e r  M i t g l i e d e r  

Nach der friedlichen Teilung der CSFR wurden die bei den Nachfolgestaaten, die 
Tschechische Republik und die Slowakei, bereits am 1 9 . Jänner in die VN 
aufgenommen. Am 8 .  April folgte die Aufnahme der "Ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien " (FYROM). Zuvor war im Sicherheitsrat (SR) in langwieri
gen Beratungen der Komprorniß erzielt worden, aus Rücksichtnahme auf den 
Konflikt mit Griechenland die Namensfrage offenzulassen und Mazedonien unter 
dieser vorläufigen Bezeichnung aufzunehmen. Der neue Staat Eritrea wurde nach 
dem Unabhängigkeitsreferendum unter VN-Beobachtung am 28.  Mai VN-Mitglied. 
Gleichzeitig erfolgte der Beitritt Monacos . Am 28.  Juli  trat schließlich Andorra als 
1 84. Mitglied der Organisation bei.  

3 . 1 . 1 .2 .  L a g e  d e r  D e m o k r a t i e u n d  M e n s c h e n r e c h t e  i n  H a i t i  

Die 47. GV beschloß im April mit Resolution 47/20B, gemeinsam mit der Organisa
tion  Amerikanischer Staaten (OAS), eine I nternationale Zivi le  Mission (MICIVIH) 
nach H aiti zu entsenden, deren Aufgabe die Überwachung der  Menschenrechtssi
tuation im ganzen Land sein sollte. Nachdem im Herbst der Demokratisierungspro
zeß neuerlich zum Stil lstand kam und sich die Sicherheitslage dramatisch ver
schlechterte, mußte MICIVI H vorläufig abgezogen werden. 

3 . 1 . 1 .3 .  E r i t r e a  - B e o b a c h t u n g  d e s  U n a b h ä n g i g k e i t s r e fe r e n d u m s  

Mit GV-Resolution 47/ 1 1 4  wurde die United Nations Operation to Verify the 
Referendum in Eritrea (U NOVER) geschaffen. In Erfüllung dieses Mandats 
beobachteten zwischen 23.- 25 .  April 1 50 VN-Vertreter erstmals in der VN-Ge
schichte ein Unabhängigkeitsreferendum. Im von U NOVER als frei und demokra
tisch gewerteten Referendum sprach sich eine überwältigende Mehrheit für die 
Unabhängigkeit aus.  

3 . 1 . 1 .4. A g e n d a  fü r d e n  F r i e d e n  

Die GV beschäftigte sich in einer Arbeitsgruppe eingehend mit den Vorschlägen des 
VN-GS über eine umfassende Friedensstrategie der VN. Nach achtmonatigen 
Verhandlungen, in denen Auffassungsunterschiede zu fundamentalen Fragen wie 
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Souveränität und M enschenrechte auftraten, wurde sch l ieß l ich eine Reso lut ion i m  
Konsensweg verabschiedet .  

Der VN-GS begrü ßte d ie  Annahme der Resolution und wies d arauf hin ,  daß ihre 
I mplementierung d as Tätigwerden des VN-Sekretariats, der Mitgl iedsstaaten und 
auch der Regionalorgani sationen verlange. Er kündigte e in  stärkeres E ingehen auf 
d ie  Auswirkungen von wirtschaftl i chen und sozialen Fragen auf die internationale 
S icherheit i n  seiner nunmehr i n  Ausarbeitung begriffenen "Agenda für Entwick
lung" an. Schl ießl ich regte der VN-GS an, seine Vorschläge in der "Agenda für den 
Frieden" schnel l  zu verwirkl ichen und auch die b isher vom S R  und der GV nicht 
behandelten Punkte zu beachten. 

3. 1 .2. Die 48. Generalversammlung 

3 . 1 .2 . 1 .  O r g a n i s a t o r i s c h e  F r a g e n  

Die 48 .  G V  begann a m  2 1 .  September und wurde a m  23 .  Dezember vorläufig 
beendet .  Zum Präsidenten der 48.  GV wurde der Botschafter Guyanas bei den VN,  
S amuel Rudolph I nsanal l y, gewählt .  

An der Spitze der österreichi schen Delegati on stand Bundesminister Alo i s  M ock, 
der s ich vom 2 8 .  September- I .  Oktober in  New York aufhielt .  Bundesmini ster M ock 
hielt  die österreichi sche Erklärung in der Generaldebatte und traf mit den 
Außenministern M altas, Albaniens,  der Türkei ,  des I ran, I rl ands,  I ndonesiens und 
d es I rak, dem VN-GS ,  Untergeneralsekretär K o fi Annan, dem General sekretär der 
Arabischen Liga und dem chi lenischen B otschafter bei der VN, l uan Somavia (als 
Vorsitzendem des Vorbereitungskomitees für den Weltsozialgipfel) ,  zusammen. 

Bundesminister M ichael Ausserwinkler sprach beim hochrangigen Treffen zur 
I nternationalen Drogenkontrol le  und nützte seinen Aufenthalt zu einer Rei he von 
K ontaktgesprächen.  Bundesmin isterin Johanna Dohnal und Bundesminister Rudolf  
Scholten betei l igten s ich an den Beratungen der Dritten Kommiss ion ( Frauenfö rde
rung bzw. Menschenrechtsfragen) .  

Folgende N ational ratsabgeordnete gehörten der Delegation als parlamentari sche 
Beobachter an : Otto Keimei ,  Walter Schwim mer, losef Höchtl, Helmut Seel, Arno ld 
Grabner, H ara l d  Hofmann, M onika Langthaler und Herbert Scheibner sowie das 
M itglied des Bundesrats Susanne Rieß. 

N eben Bundesmini ster Al ois  Mock waren noch der Ständige Vertreter Österreichs 
bei den V N ,  Botschafter Ernst Sucharipa, B otschafter Peter Hohenfel lner sowie 
Gesandter Gerhard Pfanzelter österre ich ische Delegierte. 

3 . 1 . 2 .2 .  P o l i t i s c h e  F r a g e n  

3 .  I . 2 . 2 . 1 .  Die Lage i n  Bosnien- Herzegowina 

Die  Behandlung des Kon fl ikts in Bosnien -Herzegowina l i eß die  Frustration der 
Staatengemeinschaft über die  Erfolglosigkeit a l ler bisher eingesetzten d iplomati
schen M ittel erkennen.  Die  Debatte verdeutli chte neuerl ich die  Divergenz zwischen 
den Posit ionen der E U  und den Is lamischen Staaten. Dies kam auch in der 
GV- Resolution 48/88 ,  mit der wiederum eine Aufhebung des Waffenembargos für 
B osnien -Herzegowina gefordert wurde, zum Ausdruck. Während Österreich, d ie  
U SA, Austral ien und Ungarn sowie die  meisten Blockfreien positiv sti m mten, 
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enthielten sich die EU, die nordischen Staaten und die meisten osteuropäischen 
Länder wie 1 992 der Stimme. 

3 . 1 .2.2.2.  Lage der Demokratie und Menschenrechte in Haiti 

Die GV reagierte auf die Intransigenz der haitianischen Militärs durch die 
Konsensannahme der GV-Resolution 48/27, in der wie im Vorjahr die Unterstüt
zung der internationalen Gemeinschaft für die legitime Regierung H aitis zum 
Ausdruck gebracht, die Rückkehr von Präsident Aristide gefordert und die Gewalt 
und Verletzung der Menschenrechte scharf verurteilt wurden. Ferner forderte die 
GV den VN-GS auf, in Zusammenarbeit mit der OAS die mit der Beobachtung der 
Menschenrechtssituation in H aiti betraute zivile Mission M IC IVIH ehestmögl ich 
wieder dorthin zu entsenden. 

3 . 1 .2 .2 .3 . Naher Osten/Palästinafrage 

Die Debatte zur Situation im Nahen Osten konzentrierte sich auf die Palästinenser
frage und war durch die Fortschritte im Friedensprozeß, v. a. durch die Unterzeich
nung des Gaza-lericho-Abkommens zwischen Israel und der PLO am 1 3 .  September 
in Washington und die gegenseitige Anerkennung, gekennzeichnet. 

Während die meisten Redner den historischen Charakter dieser jüngsten Entwick
lung als ersten Schritt zu einer umfassenden Friedenslösung hervorhoben, betonten 
sie gleichzeitig die Notwendigkeit einer raschen, friktionsfreien Implementierung 
der vereinbarten Maßnahmen. In der Diskussion über das VN-Hilfswerk für 
Palästina-Flüchtl inge (U N R  W A) und die israelischen Praktiken in den Besetzten 
Gebieten karn die Sorge über die Diskrepanz zwischen der positiven Entwicklung 
am Verhandlungstisch und der sich verschlechternden politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Situation in den Besetzten Gebieten zum Ausdruck. Der positiven 
Entwicklung und der Notwendigkeit internationaler Unterstützung Rechnung 
tragend, verabschiedete die GV eine von westlicher Seite favorisierte und von 
Österreich mit 1 09 Ko-Sponsoren eingebrachte "neue" Resolution mit großer 
Stimmenmehrheit, in der die GV ihre positive Haltung zum Friedensprozeß betonte. 

Die österreichische Erklärung begrüßte das Gaza-lericho-Abkommen und drückte 
die Hoffnung aus, daß diese Einigung als wichtiger, irreversibler Schritt dem 
Nahost-Friedensprozeß neue Impulse verleihen werde. Wesentlich wären nunmehr 
neben der konkreten Umsetzung dieses Abkommens weitere Fortschritte in den 
anderen bilateralen Verhandlungen zwischen Israel und seinen arabischen Nach
barn sowie die Teilnahme aller betroffenen Staaten am multilateralen Verhandlungs
prozeß. Auf die österreichischen Beiträge zu den multilateralen Friedensverhand
lungen wurde hingewiesen. 

3 . 1 .2 .2.4. Apartheid/Südafrika 

In seiner Rede am Beginn der 48. GV rief ANC-Präsident Nelson Mandela zur 
Aufhebung der Wirtschaftssanktionen gegen Südafrika auf. Daraufhin verabschie
dete die GV am 8. Oktober die Resolution 48/ 1 ,  die eine sofortige Aufhebung der 
Wirtschaftssanktionen mit Ausnahme des Ölembargos vorsieht. Die Aufhebung des 
vorn SR verfügten Waffen- und Nuklearembargos wurde einern späteren Zeitpunkt 
vorbehalten. Nach Gründung des Transitional Executive Council wurde mit 
Resolution 48/ 1 59C auch das Ölembargo gegen Südafrika aufgehoben. 
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Die Reso lut ionen 48/ 1 59 A  und  48/ 1 59 B  ermächtigen den V N -GS,  das Ersuchen u m  
Ü berwachung d e s  Wah lprozesses zu erfü l len .  S i e  autori s i erten vlei ters d e n  Sonder
aussch u ß  gegen Apart h eid b i s  zur  E rrichtung e iner  demo krat i sch gewä h l ten,  
n icht-ras s i schen Regierung in Südafrik a  d ie  Entwickl ungen im Land a u fm erksam zu 
verfo lgen und der  GV e inen absch l i eßenden Bericht  vorzu l egen.  Österreich brachte 
die Resolut ion zum VN-Treuhandsch a ftsfonds für Südafr ika und zum V N - Pro
gra m m  für Erz iehung u n d  Ausb i l dung für das süd l i che  Afri k a  wi eder mit e in .  

3 . 1 . 2 . 2 . 5 .  Abrü stung u n d  i nternat iona l e  S icherhei t 

Die  Arbeiten der 48.  G V  standen i m  Ze ichen fortgesetzter  i nternat iona ler  Entspan
nung. Vie le  Reso l u t ionen k onnten e ins t immig gefa ßt werden,  K a mp fabst i m mungen 
gab es äu ßerst s e l te n .  E rs tma l s  wurde d ie  Reso lu t ion  über e inen u m fassenden 
Atomteststoppvertrag ohne Abst im mung angenommen .  I ntens ive Konsu l tat ionen 
über den Text betreffend e inen Produ kt i onsstopp bei  spa l tbarem M ateri a l  fü r 
N uk l e arwaffen füh rten ebenfa l l s  zu e inem Konsens  über d i ese  trad i t ione l l e  "Cut
o ff" - Reso l ut ion .  In  der  Folge zog I nd ien  seine Resol ut ion betreffend das  E infrieren 
der Atomwaffenarsena le  auf dem gegenwärtigen Stand zurück und d ie  B lockfrei e n  
verfo lgten i h re I ni t ia t ive ,  be im I ntern at iona len Ger ichtshof e i n e  Rechtsmeinung 
über  d i e  Lega l i tät  von N uk l earwaffen e inzuho len,  n i cht wei ter.  

J m M ittel punkt  der Debatte über konventionelle Waffen standen neben dem 
i n ternati onalen Wa fTenhande l  v .  a .  die Landm inen .  E ine  U S - I n it ia t ive  über e in  
d i esbezüg l i ch es E x p o rtmoratori u m  \vu rde ohne Abst i m m ung angenommen .  D ie  
Resol ut ion zur  K o nvent ion über das  Verbot besti m mter  konvent ione l l e r  Waffen 
s ieht  e ine  Überprü fu ngskonferenz, d ie  s i ch prior i tär m i t  Landminen befassen  s o l L  
v o r. 

I m Berei ch der atomwaffenfreien Zonen kam es zu e iner  bemerkenswerten ,Än derung 
im Absti mmungsverha l ten zur  tradit ione l l en Reso lu t ion  über d ie  i srae l i schen 
N u k l earwaffen .  Im Lichte der Entwi ck lung i m  N a h e n  Osten st immten d i e smal a l l e  
E U - M i tg l ieder. aber a u c h  d ie  anderen west- u n d  osteuropä i schen Staaten , i nsgesamt 
45 ( 1 992 waren es nur d re i ) , gegen die Annahme e iner  nur diesem A s p e kt der 
N ahost- Rüstungsk ontro l i probl e m a t i k  gewidmeten Reso lu t ion .  In e iner  Votumser
k lärung er lä uterte Österre ich  se ine  Gegenst imme dam it , d a ß  andere Reso l ut ionen 
die Forderung nach e iner  n uk learwaffenfreien Zone im gesamten N ä hen Osten 
bereits abdeckten und d i e  Verabschi ed u ng einer zusätz l ichen spezi e l l en I s rae l - Reso
l ut ion den Nahost- Friedensprozeß,  dem Österre ich gro ße Bedeutung be imißt und  zu 
dem es  s i ch akt iv  be izutragen bemüht, ungünst ig bee intlussen  könnte .  

Der  B ereich Wissenschaft und Forschung wird zunehmend zum zentra len K ontl ikt
thema der internat iona len  S icherhei tsdebatte. Während der  Westen den Transfer  
von H ochtechno logie  mit  m i l i täri sche r  Anwendbarkei t  d urch Export reg ime  zu 
k ontro l l i eren vers ucht, sehen d ie  Entwick l u ngs länder a l l e  E xportkontro l l en a l s  
B e h i nderung i hrer Entwick l ungsmögl i ch keiten.  Trotz großer  Anstrengungen ge lang 
e s  auch 1 993 n icht ,  d ie  bei  den tradit ione l l en  Resol ut ionstexte zu d iesem The m a  
zusammenzufassen .  Der  a u f  d i e s e m  Geb iet schärfer werdende Nord-Sü d- K o ntl ik t  
ze igte s i ch i n  der Debat te  über d i e  Chemiewaffenresolution. Die B lockfreien 
bemühten s ich,  einer I n i t i at ive des  I ran fo lgend, eine Bes t im mu ng i n  den urspüng
l i ch rei n  prozedura len Text  a u fzunehmen,  gemäß der n ach I nkrafttreten des 
Chemi ewaffenverbotsvertrags die von den west l i chen I ndust ries taaten geforderten 
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zusätzlichen Exportkontrol l regime nicht fortbestehen sollten. U m  mißverständli
chen I nterpretationen der Chemiewaffenkonvention vorzubeugen, zog es der 
Westen vor, auf die Annahme einer Resolution derzeit zu verzichten. 

Zum Thema internationale Sicherheit wurden vier Resolutionen verabschiedet. 
Neben der traditionellen Resolution über die Sicherheit und Zusammenarbeit in der 
Mittelmeerregion sowie einer neuen Resolution über die Entwicklung gutnachbarli
cher Beziehungen zwischen den Staaten auf dem Balkan wurden wiederum zwei 
Resolutionsentwürfe betreffend die Stärkung bzw. Aufrechterhaltung der internatio
nalen Sicherheit angenommen. 

Die Trends der Vorjahre zu mehr Kooperation und Pragmatik, zur stärkeren 
Integration der Themen Abrüstung und internationale Sicherheit und zur Rational i
sierung der Arbeit der 1 .  Kommission hielten auch in der 48. GV an. Da zahlreiche 
Resolutionstexte vor ihrer Einbringung intensiv unter den Miteinbringern diskutiert 
wurden, kam es zu einer Verschiebung des Arbeitsschwergewichts von den 
offiziellen Sitzungen auf informelle Konsultationen. Diese neue Praxis bewirkte, 
daß nach Ende der Plenardebatte Erklärungen fast ausschließlich zu konkreten 
Resolutionstexten und nicht mehr zu einzelnen Themenbereichen der Abrüstungs
und Sicherheitsdebatte abgegeben wurden. 

Fortschritte gab es auch in der Abrüstungskommission. Nach dreijährigen Beratun
gen konnten die Leitlinien und Empfehlungen für regionale Abrüstungsansätze im 
Rahmen der internationalen Sicherheit mit Konsens angenommen werden. Obwohl 
die Arbeitsgruppe über die Rolle von Wissenschaft und Technik im Rahmen der 
Abrüstung und der internationalen Sicherheit ihre Arbeit wegen Meinungsverschie
denheiten in der Endphase der Verhandlungen nicht wie vorgesehen abschließen 
konnte, wurden bedeutende Fortschritte bei der Erarbeitung eines zukünftigen 
Konsenses erzielt. Die Organisationstagung für die Abrüstungskommission 1 994 
wählte Österreich zu einem der Vizepräsidenten. 

3 . 1 .2 .3 .  W i r t s c h a ft s - ,  E n t w i c k l u n g s - u n d  U m w e l t fr a g e n  

Das wichtigste Ergebnis der 48. GV im Wirtschafts- und Entwickl ungsbereich war 
die Einigung auf ein weiteres Reformpaket zur Restrukturierung und Revitalisierung 
der Arbeit der VN auf wirtschaftlichen, sozialen und verwandten Gebieten. Es 
verbessert das Zusammenwirken des Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) mit der 
2. und 3 .  Kommission der GV, da Überlappungen bei Debatten vermieden und die 
Tagesordnungen rationalisiert werden. Die Koordinationsrolle  des ECOSOC wird 
gestärkt. 

Die Resolution führt weiters ein neues System der Kontrol le der operationellen 
Aktivitäten ein, demzufolge verkleinerte Leitungsgremien (Executive Boards) von 
UNDP, UNICEF und - mutatis mutandis - vom World Food Pro gram (WFP) mit 
dem laufenden Management betraut sind, während die politischen Richtl inien 
einheitlich für alle operationellen Agenturen im Rahmen von GV und ECOSOC 
festgelegt werden sollen. Daneben ist ein Prozeß vorgesehen, in dem über die 
Verbesserung der Finanzierungsmodalitäten der operationellen Aktivitäten des 
VN-Systems verhandelt werden soll .  Österreich initiierte eine Bestimmung, derzufol
ge der VN-GS dem ECOSOC bei seiner nächsten Sitzung Vorschläge zur Rationali
sierung des Berichtssystems der VN im Wirtschafts- und Sozialbereich vorlegen soll .  
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Die 2. Kommis s ion  h i e l t  zum Thema Agenda for D eveloprnent e ine ausfü h rl i che  
Debatte ab,  d i e  während der  nächsten G Y  fortgefü h rt u n d  zur Ausarbeitu ng ei ner 
umfassenden E ntwick l u ngsagenda füh ren so l l .  

D i e  Verhand l u ngen über e i n e  Reso lu t ion  über H i l fe a n  jene Staaten , d i e  d u rch 
E rfü l l ung von S an kt ionen großen wirtschaft l i ch e n  Schaden erle iden,  zeigten, daß i m  
e igent l i chen  Y N - Rahmen ke ine  substant ie l l en  Leistungen i n  d ieser Hins icht  mögl i ch 
s ind ,  verwiesen jedoch auf  d ie  B retton Woods- I nst i tut ionen .  

J n der Debatte zum Follow-up der Umweltkonferenz von Rio ( U N C E D )  wurde 
bek lagt, daß  in  den ei ne inha lb  Jahren se i t  d er K onferenz d i e  Versprechen der 
I ndust ri el änder  betreffen d  F inanz- und Techno logietransfer  an d ie  E ntw ick l u ngs
l änder p rakt i sch n icht  e i nge löst  wurden .  Der E ins icht ,  daß  das Konzept der  
nachha lt igen E ntwi ckl ung auch Veränderungen in  den K onsum- und Pro dukt ions
p rozessen der  I n d ustriestaaten erfordert, wurde  größerer Ste l lenwert e i ngeräumt .  

Die  von der  47 . G V  eingesetzte Rio- Nachfo lgekommiss ion nahm 1 993 i h re Arbeit  
auf ( s i ehe D / l / Pu nkt 3 . 3 . 2 . ) .  Das zwischenstaat l iche Verhandl ungskomitee zur 
Ausarbei tung einer K onvent ion zur Bekäm pfung der  Wüstenb i ldung, i nsbesondere 
i n  Afrika ,  tagte i m  M a i  i n  N a i robi sowie im September i n  Genf u n d  erarbe i tete  e inen 
ersten Entwurf der Konvention ,  d ie  b i s  Juni  J 994 abgeschl ossen se in  sol l und das  
erste g loba le  Rechts i nstru ment der  Post- U N C E D- Peri ode darstel l en  würde .  D a s  
Vorbere i tung:.; k o m itee für d i e  G l oba le  Konferenz über nachha lt ige Entwi ck lung 
k l e iner Inse l s taaten erzie l te  in  sei ner S i tzung i m  September  in  N ew York weitgehen
de E inigung ü ber das Aktio n sprogramm,  das  von der K o n ferenz in Barbados ( Apri l  
1 994) verabschi edet werden s o l l .  E ine  E in igung über  d ie  fi n anzi e l l en Best immungen 
steht noch aus .  Das Aktionsprogramm von Barbados w äre die erste konkrete 
Umsetzung der Agenda 2 1  für e ine  spezifi sche Staatengruppe .  

Sowohl  d ie  Desert i fi kati onsverhand l ungen a l s  a u ch d i e  Konferenz \ ·on Barbados 
s te l l en  Testfä l l e  fü r d ie  a u f  d er U N C E D  besch worene N ord- Süd-So l i dar i tät  und d a s  
K onzept der gemeinsamen,  aber  d i fferenzi erten Vera nt\vort l i chke i t  a l l e r  Staaten fü r 
nachha l t ige Entwick l ung d ar .  D i e  ebenfa l l s  auf  U N C E D  zurückgehende V N - Konfe
renz über grenzüberschre i tende und wandernde Fischschwärme h i e l t  eine erste 
S i tzung i m  J u l i  in  New York ab .  In wei teren S i tzu ngen s o l l  1 994 versucht werden,  
e ine  gerechte Abwägung zwischen den I n te ressen von Küstenstaaten, der  H ochsee
fi scherei ,  dem ö k o l ogischen Schu tz des Fischbestands und der  Fischarten sowi e den 
Best immungen der Seerechtskonventi o n  zu fi nden .  

E i ne eigene Resol ut ion  zu " co untries i n  trans i t ion"  (d .  h .  Länder Zentra l - und 
Osteuropas  sowie Zentra las iens )  fordert den VN-GS auf, d ie  Fähigkei t  des  
V N -Systems zur Beratung und techni schen H i l fe sowie zu  analyt i schen Akt iv i täten 
d u rch geeignete Arrangements  innerh a l b  des V N-Sekretari ats - a l l erdings ohne 
zusätz l i che  Kosten - zu stärken .  Weitergehende Forderungen n ach e iner  eigenen 
E i nhe i t  wurd e n  von den E n twick lungs l än d ern abgelehnt .  

Die  Si tzung des  Vorbere i tungskomitees der  Weltbevölkerungskonferenz ( Kairo ,  
September 1 994) erarbeitete e ine  Struktur  der K o n ferenzem p feh lungen, d i e  während 
der  48 .  GV d i skut ie rt und we iterentwi cke l t  wurden .  I m  Rahmen des Vorbere i tungs
p rozesses vera nsta l tete Öste rre i ch im D ezember in Wien e inen Round-Tabl e  über d ie  
R o l l e  der  m odernen Kommun ik at ionstechno l ogien im D ienste der  Bevö lkerungs
p o l it ik .  Die Behand lung während der  48 . GV stärkte den i nternat iona len  Konsens 
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darüber, daß Bevölkerungsfragen eine zentrale Rolle im Bemühen um nachhaltige 
Entwicklung zukommt. 

Österreich stellte während der 48. GV mit Gesandter-Botschaftsrätin Irene Freuden
schuß-Reichl den Rapporteur der 2. Kommission der GV. 

3 . 1 .2.4. M e n  s c h  e n r e c h  t l  i c h  e ,  s o z i  a l  e u n d  h u m  a n i  t ä r e F r a g e n  

Die Arbeiten der 3 .  Kommission der GV standen ganz i m  Zeichen der im Juni in 
Wien abgehaltenen Weltkonferenz über Menschenrechte. Die Verhandlungen über 
die in der "Wiener Erklärung und Aktionsprogramm" enthaltenen Empfehlungen 
zur Einrichtung des Amts eines Hochkommissars für Menschenrechte machten diese 
Tagung der Kommission zu einer der komplexesten der l etzten Jahre. 

Die Generalversammlung nahm eine von Österreich ausgearbeitete und verhandelte 
umfassende Resolution zur Weltkonferenz über Menschenrechte an, mit der das 
Schlußdokument von Wien indorsiert wurde. Gemäß dieser Resolution wird der 
Fortschritt in der Umsetzung der im Schlußdokument enthaltenen Empfehlungen 
jährlich anhand eines Berichts des VN -GS beraten werden. Damit hat die 
Staatengemeinschaft das Wiener Schlußdokument als Grundlage für die weitere 
Arbeit der VN im Menschenrechtsbereich anerkannt. Zahlreiche andere Resolutio
nen der 3. Kommission zu verschiedenen Themenbereichen beziehen sich auf 
Empfehlungen der Weltkonferenz. Die Anwesenheit von Bundesminister Rudolf 
Scholten, der die österreichische Erklärung in der Debatte zur Weltkonferenz abgab, 
unterstrich die besondere Bedeutung, die das Gastland Österreich dieser Konferenz 
und ihren Ergebnissen beimißt. 

Nach langwierigen und kontroversiellen Verhandlungen in einer eigenen Arbeits
gruppe der 3 .  Kommission konnte schließlich eine Resolution über die Einrichtung 
des Amts eines Hochkommissars für Menschenrechte einstimmig angenommen 
werden. Somit wurde eine jener Fragen, über die auf der Konferenz noch keine 
Einigung erzielt wurde, einvernehmlich gelöst. 

In einer Resolution zur 3. Dekade zur Bekämpfung des Rassismus und der 
Rassendiskriminierung, die 1 993 begonnen hat, wurde ein umfassendes Aktionspro
gramm beschlossen. 

Im sozialpolitischen Bereich wurden einige wichtige Dokumente angenommen, 
darunter umfassende Richtlinien für die Chancengleichheit von behinderten Perso
nen und eine Resolution zu den Vorbereitungen für den 1 995  in Kopenhagen 
stattfindenden Weltgipfel für soziale Entwicklung. Im Plenum der GV wurde in einer 
Sondersitzung der Auftakt zum Internationalen Jahr der Familie feierlich begangen.  

Die Debatte und die Verhandlungen im frauenpolitischen Bereich waren von zwei 
Themen geprägt : von der Deklaration über die Beseitigung von Gewalt gegen 
Frauen, die nach langen Verhandlungen auf Empfehlung der Frauenstatuskommis
sion (CSW) und des ECOSOC angenommen werden konnte, und den Vorbereitun
gen für die 1 99 5  in Peking stattfindende Weltfrauenkonferenz. Diese ist für 
Österreich auch deshalb von besonderer Bedeutung, weil die regionale Vorberei
tungskonferenz für Europa 1 994 in Wien stattfinden wird. Die österreichische 
Erklärung wurde von Bundesministerin Johanna Dohnal abgegeben. 

Zu Fragen der I nternationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Drogenkontrolle 
gab es während der 48. GV eine hochrangig besetzte Debatte im Plenum, an der 
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zah l re iche Fachm i n ister  te i l nahmen . Österreich war d u rch B undesmin i ster  M i ch ae l  
Ausserwink ler  vertreten .  Die  verabschiedete Reso lu t ion  fordert die D rogenkommis 
s ion  (C N D) u n d  d en ECOSOC auf, b i s  zur  5 0 .  GV Vorsch läge zu konkreten Fragen 
im Bere ich  der i nternat iona len  Drogenkontro l l e  auszuarbei ten .  

Z u m  Theme nbereich "Flüchtlinge und Asyl" wurde u nter ös terreichischer M i t a rbe i t  
e in  u mfassender  Text  auf  B as i s  des  Jahresberichts des  VN- F lücht l ingshochkommis 
s ars erarbeitet .  N eben Besch lüssen zur  Flücht l i n gs h i l fe i n  Zentra lamerik a  u n d  der 
Lage der  F lücht l inge in Afrik a  wurde e ine Resol ut ion  verabschi edet ,  d e rzufo l ge d ie  
nächste GV d i e  Frage der  Abha l tung  e iner i nternat iona len  Konferenz zu M i grations 
und Flücht l i ngsfragen prüfe n  s o l l .  

A n l ä ß l ich e iner fei e r l i chen  P lenars i tzung, i n  welcher der  45 .  Jahrestag der  Al lgemei 
nen Erk l ä rung der  M enschenrechte begangen wurde,  ver l i eh  der  VN-GS neun  Pre i se  
für hervorragende Lei stu ngen zum Schutz und z ur Förderung der  M enschenrechte .  

In  einer von Österreich  mitei ngebrachten Reso l ut ion  wurde  1 995 zum Internationa
len Jahr der Toleranz erk l ü rt ,  in e inem anderen Besch l u ß  wu rde der Beginn e ine r  
Internationalen Dekade für Eingeborene Völker mit  1 0 . Dezember 1 994 festgelegt .  
N achdem die GV 1 992  die  Dekl arat ion über d ie  Rechte von Angehörigen von 
!\tl inderheiten angenom m en hatte. besch l o ß  s ie  unter  ös terre ich i scher M it arbe i t  erste 
Sch ritte für i hre U m setzu ng.  

Die  Debatte über  Menschenrechtsverletzungen i n  e i nzel nen Ländern war  von 
i n d isch-pak i s tan i schen Ause inand e rsetzu ngen über  J a m m u  und Kasch m i r  geprägt. 
N achdem I n di e n  s i ch  sch l i eßl i ch bereiterklärte, w ieder  b i l atera le  Ge�präche über  
d ie  S i tuat ion i n  J a m m u  und K aschmir  aufzunehmen,  verz ichtete Pak i stan auf d ie  
E inbri ngu ng e iner  Reso lu t ion .  H öchst  umst ri tten w a r  a uch e in  v o ri Ku ß land  
ei ngebrachter Text über d i e  Lage der  M e n sche nrechte i n  Est l and  und  Lett land ,  der 
erst nach l a ngwierigen Verhandl u ngen mi t  den betei l igte n  Stcwten e invern eh m l ich  
angenommen werden k o n nte .  Der GV l agen Beri chte der \' 0 11 der M enschenrechts
kommi ss ion  e ingesetzten Sonderberich terstatter und ex perten über die Lage der 
M enschenrechte in K uba ,  Afgha n i �tan .  I ran. I ra k .  H a i t i .  Sudan ,  Myanmar  und i m  
ehemal igen Jugo s l aw i en vor. a u f  deren Basis  Ui nderreso l ut ionen \crabsch i edet  
wur d e n .  E in  e igener  Text  verurte i l te  d ie  M assenvergewa l t igu ngen auf  Tei l en des  
Terri tori u ms des  ehema l igen Jugos lawiens .  

3 . 1 . 2 . 5 .  B u d g e t  u n d  V e r w a i t u n g s f r a g e n  

3 . 1 . 2 . 5 . 1 .  Sekretar iatsreform 

1 993 s tand i m  Ze ichen e iner  u m fassenden Sekretariatsreform, die  den Tra nsfer  
e in iger V N - Ei n h ei ten quer  über den G l obus zur  Fo lge h atte.  Von d ieser  Restruktu
r ierung des VI\'-Sekretari a l s  war auch d er Amtss i tz Wien betroffen .  In I:,n l sprechung 
des  von der  M e h rhe it der  M i tg l iedss taaten vert retenen ,, i n tegrat i ve approach" 
h i ns icht l ich der  Behand lung  der  Wi rt schafts- und Sozi a l entwick l ung wurden d ie  i n  
\\lien a nsäss igen Sozia l e inhei ten nach New York tra n s feri ert ,  vv o  d i e  Ablei l u ngen fü r 
Entwick l ungspo l i t i k  i hren S i tz haben .  Weiters wurd e  di e Verl egung des I nternat io
na len  Hande l szentrums und des  Zentrum s  fü r Wissenschaft und Techn o l ogie von 
New York zur  U N CTA D nach Genf  sowie  des Wel ternührungsrats von Rom nach 
New York besch los sen .  D i e  Wel traum e inhei t  wurde n ach Wien transferiert . Obwohl  
d i e  Restrukturierung des  VN-Sekretariats  nun im wesent l i ch e n  abgesch l ossen i s t ,  
konnte der  grundsätzl iche Besch l u ß  d e s  Vorjahres bestät igt werden ,  demzufolge der  
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VN-GS weitere Einheiten für eine allfällige Ansiedelung in Wien namhaft machen 
soll . 

3 . 1 .2 .5 .2 .  VN-Budget für 1 994/95 

Die Restrukturierung des VN-Sekretariats wurde im Rahmen von revidierten 
Budgetvoranschlägen für das Biennium 1 992/93 und des Budgetvoranschlags für 
1 994/95 behandelt. Die Erörterung dieser Budgets stand daher im Mittelpunkt der 
Arbeit der 5. Kommission. Der VN-GS legte der GV seinen Budgetvoranschlag für 
1 994/95 mit siebenmonatiger Verspätung vor, was eine adäquate Prüfung und 
Erörterung des Budgets nicht zu ließ. In  Resolution 48/228 genehmigte die GV 
schließlich ein Zweijahresbudget in Höhe von 2,58 Mill iarden US-Dollar, d .  h. eine 
reale Budgetreduzierung um 1 ,3%. 

Das Budget 1 994/95 beinhaltet nach dem Transfer der Sozialeinheiten für den 
Amtssitz Wien zusätzliche Amtsposten zur Stärkung der Weltraumeinheit und des 
vorläufig noch in Wien angesiedelten Sekretariats für das Internationale Jahr der 
Familie .  Die zusätzlichen 3 1  Posten für die Verwaltung von U NOV resultieren aus 
der Übernahme von Verwaltungsfunktionen der U N I DO in Wien. Gemäß Resolu
tion 48/228 soll der VN-GS die Koordination der Aktivitäten der in Wien ansässigen 
Einheiten für Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung stärken. Die GV forderte 
zudem eine Überprüfung der Aufteilung der Kompetenzen der Generaldirektoren 
der VN-Amtssitze Wien und Genf. 

3 . 1 .2 . 5 .3 .  Finanzierung der Friedenserhaltenden Operationen (FEO) 

Ein zentrales Thema der Erörterungen der 5. Kommission war die Frage der 
Finanzierung der FEO der VN. Die Kosten für diese Operationen sind in den letzten 
drei J ahren so drastisch gestiegen, daß sie die Ausgaben für das reguläre Budget 
beinahe um das Vierfache übersteigen. Für Österreich erfreulich war die Umstellung 
des Finanzierungssystems für UNFI CYP (Zypern) von freiwil ligen Beiträgen auf ein 
Pflichtbeitragssystem (GV- Resolution 47/236) rückwirkend ab ] 6. Juni 1 993.  Da
durch soll in Hinkunft eine kontinuierl iche Kostenrückerstattung der VN an den 
Truppenstel ler Österreich gewährleistet sein. Mit dieser U mstel lung wurde ein von 
Österreich seit langem verfolgtes Anliegen erfüllt. 

3 . 1 .2 .5 .4. VN-Beitragsskala 

Die 48 .  GV legte die Beitragsquoten für die neuen Mitgliedsstaaten Tschechische 
Republik, Slowakei, Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, 
Monaco und Andorra fest. Weiters änderte sie die Berechnungsmethode der 
Beiträge, was v. a. den zentral- und osteuropäischen Reformstaaten entgegenkommt, 
deren veränderte Wirtschaftslage in Zukunft verstärkt berücksichtigt wird. 

3 . 1 .2 .6 .  V ö l k e r r e c h t s fr a g e n  

Auf der 48. GV wurden erstmals sämtliche Resolutionen der 6 .  Kommission ohne 
Abstimmung angenommen, darunter auch jene betreffend Maßnahmen zur Verhin
derung des internationalen Terrorismus.  Bei der Behandlung dieses Themas zeigte 
sich, daß v. a. jene Entwicklungsländer, die selbst von terroristischen Aktivitäten 
betroffen sind, nunmehr eine besonders harte Linie verfolgen. 
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I m  M it te l p u n kt der  Beratu ngen der 6. Kommiss ion  stand w ie  i n  der Vergangen hei t  
d ie  Debatte über  den Bericht der Völkerrechtskommission ( I LC )  . Neben der A rbei i: 
der  I LC zur  Staatenverantwort l i ch kei t  ga l t  das  H a u ptinteresse  dem Entwurf e ines 
Statuts für e inen  I nternat iona len  Strafgeri chtshof. E ine  k o nstru kt ive D ebatte zu  
d i esem The m a  nährt e  d ie  H o ffnung auf e inen ba ldigen Absch l u ß  d ieser  Arb e i t  und 
d ie  Schaffung e iner  von Österre ich l ange gefo rderten i nternat iona len  Strafi n stanz .  
Den p o l i t i schen Wil len der Staaten vorausgesetzt, so l l t e  es  mög l ich se in ,  bereits a u f  
der  näch sten  Tagung d e r  G V  e i n e n  endgült igen S tatutenentwu rf vorzu l egen .  U m  d i e  
Arbei t  d e r  I LC zu erl e ichtern, wurden d ie  Staaten einge laden,  schri ft l i che Kommen
tare zum vor l i egenden Entwurf zu  u nterbreiten . 

Bei  der v o n  Österreich ausgearbeiteten Reso lution über den B ericht der Abtei lung 
für I nternationales Handelsrecht ( U NC I TRA L )  konnte das  Problem der F inanzi e
rung der Tei l nahme von De legierten aus Entwi ck lungsl ändern gelöst  werden, was 
für d ie  i n  Wi e n  stattfindenden e insch l ägigen Tagungen von großer Bedeutung i s t. 

Angesichts der  Z unahme von Angriffen auf V N - Personal und  M i ta rbeiter humanitä
rer  H i l fsorgan i sat ionen insbesondere i m  Rahmen von FEO beauftragte d ie  G V  e ine  
Arbeitsgrup p e  m i t  der  Ausarbei tung e iner  Konvention über den Schutz des VN-Perso
nals. 

Die Entsche id ung über die E inberufung ei ner Kodifi kat ionskonferenz für e ine  
Konvention über d ie  Immunität von Staaten und ihrem Eigentum, für d i e  Ö sterre ich 
berei ts  e ine  gru ndsätz l iche E i n l adung n ach Wi en ausgesp rochen hat,  wurde a u f  d i e  
nächste Tagung d e r  G V  verschoben. 

3.2. Sicherheitsrat ( S R )  

3.2. 1 .  Al lgemeines 

D i e  Arbei tsbe l astung des S R  nahm weiter zu .  I nsgesamt w u rden 1 7 1  form e l l e  
S i tzu ngen ( 1 99 1  : 5 3 : 1 992 : 1 33 )  und  253  inform e l l e  Konsu l tat ionen ( 1 99 1 : 1 1 5 :  1 992 : 
1 88 )  abgeha l ten .  Schv.:erp u nkte der Arbeit  waren d ie  Prob leme i m  ehem a l i gen 
J ugos l awi e n  ( 47 formel l e  S i tzungen, davon 23 betreffend Bosn ien- H erzegowina )  
sowie  K o n fl i kte in  Afri k a  ( 3 6  formel l e  S i tzungen)  und  auf Tei l en des  Gebiets der 
ehemal igen S o wjetuni on ( 1 8  form e l l e  S i tzungen) .  

Von den 9 3  ( 1 99 2 : 74)  verabschi edeten S R- Reso l ut ionen betrafen 
- 25  den Prob lemkreis  ehema l iges Jugos lawien ( Bosnien- H erzegowina ,  K roat ien .  

M andat der  U N  PRO FO R, K osovo und  Erri chtung e ines I nternationa len  K ri egs
verbrechert ri b u n a l s  ) 
7 Angol a und U N AVE M J I  
6 Soma l i a  und  U NO S O M  1 1  
6 Kambodscha und U NTAC 
6 Georg ien  u n d  U NO M I G  
6 H ait i  und  U N M I H  

- 6 die  Aufnahme neuer M itg l i eder i n  d ie  VN 
- 5 M os a m b i k  und O N U M OZ 
- 4 den K o n fl ik t  Aserba idscha n / Berg- Karabach 
- 4 den N a h e n  Osten und U N DO F  sowie  U N I FI L  
- 4 Ruanda und U N A M I R/ U N O M U R  
- 3 Liberi a  und  U NO M I L  
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- 3 Zypern und UNFICYP (bzw. die Finanzierung von UNFICYP) 
- 2 den Komplex Irak - Kuwait 
- 2 EI Salvador und ONUSAL 
- 1 Westsahara 
- 1 Libyen 
- 1 den Austritt der DVR Korea aus dem Nonproliferationsvertrag 
- 1 Fragen der Sicherheit von VN-Operationen 
- 1 die Ausschreibung von Wahlen zum Internationalen Gerichtshof. 

Der SR-Präsident gab 88  ( 1 992 : 94) Erklärungen ab, von denen 7 1  in formeller 
SR-Sitzung verlesen wurden. Da deren Text der Einhelligkeit aller 1 5  SR- Mitglieder 
bedarf, sind oft langwierige Konsultationen erforderlich. Die Themenkreise deckten 
sich weitgehend mit den zuvor genannten ; hinzu kamen Erklärungen zu Südafrika, 
Burundi, Tadschikistan und der Ukraine. Ein großer Anteil der abgegebenen 
Erklärungen betraf die Lage in Bosnien-Herzegowina. 

Anzumerken ist, daß Rußland erstmals seit langer Zeit von seinem Vetorecht 
Gebrauch machte . Das russische Veto betraf die Frage der Finanzierung der FEO in 
Zypern. Wenige Wochen später stimmte Rußland einem nahezu inhaltsgleichen 
Resolutionstext zu. 

3.2.2. Tätigkeit des Sicherheitsrats 

3 .2 .2 . 1 .  A g e n d a  fü r d e n  F r i e d e n  

Der SR befaßte sich 1 993 eingehend mit folgenden Aspekten des i m  Juni 1 992 vom 
VN-GS präsentierten Berichts Agenda für den Frieden : Zusammenarbeit der VN mit 
Regionalorganisationen, FEO und humanitäre Hilfe, "post conflict peace-building", 
Schutz und Sicherheit von VN-Truppen und VN-Personal sowie wichtige Fragen 
betreffend FEO. 

3 .2.2.2. D i e  e h e m a l i g e  S F R J u g o s l a w i e n  u n d  i h r e N a c h fo l g e s t a a t e n  -
U n i  t e d  N a t i o n s  P r o t e c t i o n  F o r c e  ( U N P R O F O R ) 

Auch 1 993 bildete dieser Krisenherd den Schwerpunkt der Arbeit des SR, wobei 
gegen Jahresende sinkendes Interesse festzustellen war, was v.  a. auf die Erfolglosig
keit der Bemühungen zurückgeführt werden muß. 25 Resolutionen und 1 9  Erklärun
gen betrafen das ehemalige Jugoslawien. 

- Die Bemühungen des SR konzentrierten sich auf den fortdauernden Konflikt in 
Bosnien-Herzegowina (zu dem 7 Resolutionen verabschiedet und 1 4  Erklärungen in 
formel ler SR-Sitzung sowie zahlreiche Presseerklärungen abgegeben wurden). 

Obwohl die mil itärischen Angriffe und ethnischen Säuberungen durch die bosni
schen Serben trotz wiederholter Mahnungen des SR mit unverminderter Härte 
fortgesetzt wurden, bestand zu Beginn 1 993 noch Hoffnung, daß im Rahmen der 
Internationalen Jugoslawienkonferenz unter gemeinsamer Ägide von EG und VN 
bald ein Friedenspaket ausgehandelt werden könnte. Im Februar verlegten die 
Ko-Vorsitzenden der Konferenz, Cyrus Vance und Lord David Owen, die Verhand
lungen nach New York, um eine engere Verbindung zum SR herzustel len und um 
von den Ständigen SR-Mitgliedern stärkeren Druck auf die Konfliktparteien 
ausüben zu lassen. Nach mehrmaligen Unterbrechungen der Gespräche kam es am 
25 .  März zur Unterzeichnung des Friedenspakets durch den Präsidenten von 
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Bosn ien - Herzegowina ,  A l ij a  I zetbegovic,  und  den bosni sch-kroat ischen Vertreter 
M ate Boban .  D i e  bosn i schen Serben konnten n i cht zu e i ner  Zustimm ung bewegt 
werden, z u m al i h re m i l itärischen Erfo l ge andauerten .  Der S R  reagierte a u f  d i ese 
H a l tung der serbischen Seite zunächst  durch Verabsch iedung von S R- Reso lu 
t ion  8 1 6  ( 1 99 3 ) ,  i n  der, gestützt auf  Kapi te l  VI I der  V N -Satzung, e in  u m fassendes  
Flu gverbot  über Bosn ien - Herzegowina  verhängt wurde und die M i tgl i edsstaaten 
ermächtigt  wurden,  M aßnahmen zur Durchsetzung des Verbots zu ergre i fen .  
Tatsä ch l i ch begannen ba ld  dara u f  N ATO- Fl ugzeuge, den  Luftraum über  Bosn ien 
H e rzegowina zu überwachen .  Zu Gewaltanwendung kam es  trotz zah l re i cher 
Verletzungen des  F lugverbots n icht .  

Die H al tung der  bosn i schen Serben zum Friedens p l an b l i eb angesichts m i l i tär ischer 
Erfo lge weiterh i n  ab l ehnend ( u n d  füh rt e  l etzt l ich im Ma i  zur  endgült igen Ablehnung 
des Vance/Owen-Plans). A l s  fortgesetzte serbische Angriffe gegen Städte m i t  
mos le rn i scher Bevö l kerungsmehrhe i t  i n  Ostbosn i en d e n  Fa l l  v o n  Srebren ica be
fürchten l i eß en,  reag ierte der SR zunächst  am 1 6 . Apri l m i t  Resolut ion 8 1 9 ( 1 99 3 ) .  
E i n  v o n  Bundes m i n i �ter A l o i s  M ock bereits 1 992 vorgesch l agenes Konzept a u fgre i 
fend ,  wurd e  Srebren ica  zu e inern "s icheren Gebi et" ( " safe area" ) erk l ä rt ,  d ie  
h osn ischen Serben zum Waffenst i l l s tand und Rückzug i h rer  schweren Waffen 
a u fgefordert u n d  d i e  Verstärkung der  U N PRO FO R- Präsenz i n  d ieser Stadt ver langt .  
Der Fa l l  Srehre n i cas konnte verh i ndert werden .  Durch feh lende  Truppenstä rke und 
mangels  E ntsch l ossenhei t  zu gewa l tsamem Vorge hen kon nte aber der  Rückzug der 
bosni schen Serhen n icht  erzwungen werden, soda L) d ie  Versorgung der Stadt v ö l l i g  
unter serb i scher Kontrol l e  b l i eb .  

Am 1 7 . Apri l verabschi edete der SR Reso lut ion 820 ( 1 993 ) ,  m i t  der  d ie  Sankt i ons
maßnah men gegen d i e  , . Bundesrepub l i k  J ugosl awien"' ( Serh ien und M o n tenegro ! zu 
e inem u m fassenden Wirtschaftsembargo unter s t renger K ontro l l e  durch das zustän
d i ge Sankt ionenkomi tee des S R  erweitert wurden ,  u m  auf  d i ese Wei se  d i e  Regi erung 
in Be lgrad zu veran l as sen, Druck auf  d ie  bosnischen Serbe n  auszuüben .  G le i chzeit ig 
wurden Lieferu ngen in  d ie  bzw. aus  den serbisch kontrol l i e rt en  G ebieten in  K roat ien 
( V N -Schutzzonen ) und i n  Bosn i en -H erzegowina e inem strengen K O ll t ro l l re g i m e  
unterworfen .  I n  der  i m  Zusam menh ang mi t  der  Verabschied ung von Resol ut ion 8 2 0  
abgeha l tenen Debatte wurde berei ts  deut l ich ,  d a ß  zah l re iche Staaten v .  a .  der 
i s l am i schen Staatengemeinsch aft, die vom SR gesetzten Schrit te für unzure i chend 
ansahen und  entschl ossenere M a ßnahmen gemäß Kapi te l  VI  I der V N-Satzung 
forderten .  Auch die ös terreich i sche Erk lärung wies auf  d ie  b i sherige M i ßachtung der 
S R- Resol ut ionen h i n  und forderte entsprechende Zwangsma ßnahmen gegen d ie  
bosn i schen Serben .  Die  Schaffung weiterer "safe areas" sowie d ie  Stat ionierung von 
Beobachtern an den Grenzen zu Serbien  und M ontenegro wurde a ngeregt. 

Tatsäch l i ch erfo lgte m i t  der Verabsch i edung von Reso l ut ion 824 ( 1 99 3 )  - später 
a usges ta l tet durch Resol ut ionen 836 ( 1 99 3 )  und  844 ( 1 993 ) - die  Auswe i tung des 
K onzepts der  . .  s afe a reas" auf  Sarajewo.  Bi hac,  Gorazde, Tuzl a und  Zepa .  M i t  
Reso lu t ion  844 wurde d i e  Verstärkung der lJ NPROFOR-Truppen u m  über 
7000 M a n n  zum Sch utz der genannten Orte genehmigt .  M angel s geeigneter Trup 
penangebote der  M i tg l i edsstaaten ge lang e s  b i s  Ende 1 993 n icht,  d i e  a u tori s i erte 
Tru ppenstärke n u r  annähernd zu erreichen .  Resol ut ionen B36 und 844 ermächt igten 
darüber h i naus  den E i nsatz von Luftstre i tkräften zum Sch utz der U N PRO FO R
Truppen in den . .  safe areas" .  Auch von dieser Ermächt igung wurde, obwohl  ein 
E i nsatzkonzept der N ATO vorlag, ke in  Gebrauch gemacht .  
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Die Frustration der islamischen VN-Mitglieder und anderer Blockfreier über die 
mangelnde Durchschlagskraft der bisherigen S R-Beschlüsse trat im Frühsommer 
immer deutl icher zutage : Der Vance/Owen-Plan war am Widerstand der bosnischen 
Serben gescheitert .  Der Konflikt war nicht beendet worden, sondern hatte mit dem 
Aufflammen von Kämpfen zwischen Regierungstruppen und bosnisch-kroatischen 
Einheiten in Zentralbosnien eine Ausweitung erfahren. Da eindeutig erkennbar war, 
daß die westlichen Staaten, v. a. die EG-Staaten, keinesfalls zu einem massiven 
militärischen Einsatz in Bosnien-Herzegowina bereit waren, konzentrierte sich die 
Strategie der Blockfreien darauf, das seinerzeit gegen die SFR Jugoslawien 
verhängte und in der Folge auf alle Nachfolgestaaten angewandte Waffenembargo 
für Bosnien-Herzegowina aufzuheben, da man darin eine Beschränkung des in der 
VN-Satzung garantierten Rechts Bosnien- Herzegowinas auf Selbstverteidigung sah. 
Die Gruppe der blockfreien S R-Mitglieder versuchte daher im Juni, einen entspre
chenden Resolutionsentwurf durchzusetzen, scheiterte jedoch am Widerstand der 
europäischen und anderer S R-Mitgl ieder, die weiterhin nur eine politische Lösung 
für den Konflikt sahen. Die USA stimmten für die Aufhebung des Waffenembargos. 

Die grundlegenden Auffassungsunterschiede der SR-Mitglieder in der Bosnien-Fra
ge blieben bis Jahresende bestehen. Die EG-Staaten unterstützten weiterhin den 
Verhandlungsprozeß im Rahmen der Internationalen Jugoslawien-Konferenz. Nach 
Scheitern des Vance/Owen-Plans wurden die Gespräche im Juli wiederaufgenom
men und mit häufigen Unterbrechungen fortgesetzt, wobei die verschiedenen 
Vorschläge immer deutlicher zu einer Teilung Bosnien-H erzegowi nas in drei nach 
ethnischen Kriterien festgelegte Teile tendierten. Die blockfreien SR-Mitglieder 
beharrten hingegen darauf, daß eine dauerhafte Friedenslösung nur unter Bewah
rung grundlegender Prinzipien wie Garantie der Souveränität, Unabhängigkeit und 
territorialen Integrität Bosnien-Herzegowinas sowie unter Rückgängigmachung der 
ethnischen Säuberungen möglich wäre ; Resolution 859 ( 1 993) reflektiert abge
schwächt diese Positi on der Blockfreien. Die durch die divergierenden Positionen 
eingetretene Lähmung des SR führte schließlich dazu, daß nach August keine 
Resolution zum Konflikt in Bosnien-H erzegowina mehr verabschiedet wurde. 

- Auch der Konflikt um die serbischen Minderheitengebiete in Kroatien (die von 
UNPROFOR überwachten Uni ted Nations Protected Areas/UNPAs) flammte 
durch Offensiven der kroatischen Armee mehrmals wieder auf. Die kurzzeitigen 
Kampfhandlungen wurden nach Verhandlungen eingestellt. Der SR reagierte 
zunächst im Jänner 1 993 durch Verabschiedung von S R-Resolution 802 ( 1 993), in 
der Folge wiederholt durch Erklärungen des SR-Präsidenten. Dabei wurde Kroatien 
zwar mehrmals mit Maßnahmen (gemeint waren Sanktionen) des SR gedroht, der 
SR indorsierte jedoch die Position Kroatiens, gemäß der die kroatischen Serben 
ihren Verpflichtungen aus dem VN-Friedensplan von 1 992, v. a.  betreffend die 
Entwaffnung der serbischen Mil izen, nicht nachgekommen seien, und daher auch 
Kroatien dem Friedensplan nicht nachkomme. Der S R  bekräftigte auf Verlangen 
Kroatiens mehrmals, daß die UNPAs einen Bestandteil der Republik Kroatien 
bilden. 

Die Enttäuschung Kroatiens über die mangelnde Implementierung des VN-Frie
densplans führte auch anläßlich der Verlängerungen des M andats von UN PROFOR 
zu Schwierigkeiten. Der SR berücksichtigte die kroatische Position zuletzt in 
Ausarbeitung von SR-Resolution 87 1 ( 1 993), in der die territoriale Integrität Kroa
tiens bekräftigt, die Demilitarisierung der UNPAs gefordert und ein - wenn auch 
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vager - Zusammenhang mit der "Normalisierung" (gemeint Sanktionenaufbebung) 
des internationalen Status der "Bundesrepublik Jugoslawien" (Serbien und Monte
negro) hergestellt wurde. Die Konfliktparteien wurden aufgefordert, ehestens einen 
Waffenstil l stand zu schließen und Einigung über vertrauensbildende Maßnahmen 
zu treffen .  

- Einen Meilenstein in der  Geschichte der  VN setzte der  SR durch die Errichtung 
des Internationalen Tribunals zur Verfolgung von Kriegsverbrechen. Dieses Tribunal, 
das schrittweise mit den SR-Resolutionen 808 ( 1 993), 827 ( 1 993), 857 ( 1 993) und 
877 ( 1 993) eingerichtet wurde, soll Kriegsverbrechen, die seit 1 .  Jänner 1 99 1  auf 
Teilen des Territoriums des ehemaligen Jugoslawiens begangen wurden, strafrecht
lich verfolgen. Als Basis hiefür werden v. a. umfassende Informationen und 
Dokumentationen dienen, die von zahlreichen Staaten, darunter Österreich, zur 
Verfügung gestellt wurden. 

- Der potentielle Konflikt zwischen Mazedonien und Griechenland hatte zunächst 
eine Aufnahme Mazedoniens in die VN blockiert. Nach langwierigen Beratungen 
wurde das Problem durch Resolution 8 1 7  ( 1 993) dahingehend entschärft, daß die 
Aufnahme unter der vorläufigen Bezeichnung "Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien" empfohlen wurde. Ferner wurde ein Verhandlungsprozeß zwischen 
den beiden Staaten in Gang gesetzt, der 1 993 jedoch noch nicht zu einer endgültigen 
Beilegung der Divergenzen führte. 

- Die Verschärfung des Wirtschaftsembargos gegen die "Bundesrepublik Jugosla
wien" (Serbien und Montenegro) zeitigte auch Auswirkungen auf Österreich. 
Obwohl S R-Resolution 820 ( 1 993) die Aufrechterhaltung des für die österreichische 
Eisen- und Stahlindustrie essentiellen Donautransits beinhaltet, bindet sie in einer 
allgemeinen Verschärfung des Sanktionenregimes zur Vermeidung der Umgehung 
der bisherigen Beschlüsse den Donauverkehr an eine strenge Genehmigungspflicht 
durch das Sanktionenkomitee mit effektiver begleitender Kontrol le. 

3 .2 .2 .3 .  Z y p e r n - U n i t e d  N a t i o n s  F o r c e  i n  C y p r u s  ( U N F I C Y P ) 

Obwohl der VN-GS den zypriotischen Konfliktparteien ein Paket von vertrauensbil
denden Maßnahmen vorgeschlagen hatte, das für beide Seiten erhebliche wirtschaft
l iche Vorteile vorsah (insbesondere durch Öffnung des Flughafens Nikosia für Flüge 
nach und von bei den Landesteilen), gelang es 1 993 nicht, Fortschritte in der 
Zypernfrage zu erzielen. Die Verantwo rtung hiefür sprachen VN-GS und SR der 
I ntransigenz der türkisch-zypriotischen Seite zu. 

3 .2 .2 .4. K a m b o d s c h a  - U n i t e d  N a t i o n s  T r a n s i t i o n a l  A u t h o r i t y  i n  
C a m b o d i a  ( U N T A C )  

Auch 1 993 gelang es nicht, die Khmers Rouges zu einer Tei lnahme am Friedenspro
zeß zu bewegen . Es kam wiederholt zu lokal begrenzten Kampfbandlungen zwischen 
Khmers Rouges-Einheiten und den Truppen der (Vietnam nahestehenden) Regie
rung, bedauerlicherweise auch zu vereinzelten Angriffen auf VN-Einheiten. Mit 
Näherkommen des Termins der ersten allgemeinen Wahlen in Kambodscha Ende 
Mai war auch eine Zunahme pol itischer Gewaltakte ( Khmers Rouges-Angriffe auf 
vietnamesische Siedler, Angriffe auf Wahlkampfbüros oder Einrichtungen politi
scher Parteien) festzustel len. Trotz dieser Probleme gelang es der UNT AC, von 
23.- 28 .  Mai Wahlen zur Konstituierenden Nationalversammlung, die ersten freien 
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und demokratischen Wahlen in der Geschichte des Landes, durchzuführen. Die 
Wahlbeteiligung übertraf alle Erwartungen, da trotz des Widerstands der Khmers 
Rouges nahezu 90% der registrierten Wähler ihre Stimme abgaben. Am 1 0. Juni 
erklärte der VN-GS den gesamten Wahlvorgang für frei und demokratisch durchge
führt. Der SR bekräftigte dies in Resolution 835 ( 1 993). 

Die Konstituierende Nationalversammlung trat am 1 4. Juni zusammen und arbeitete 
in den folgenden Monaten eine neue Verfassung aus, die am 24. September 
promulgiert wurde. Die neue Verfassung legt die Staatsform der konstitutionellen 
Monarchie fest. Prinz Norodom Sihanouk wurde König. Damit hatte die U NTAC, 
eine der komplexesten und größten Operationen in der Geschichte der VN, an der 
sich Österreich durch Entsendung von Militärbeobachtern, Polizeibeamten und 
Wahlbeobachtern beteiligte, ihr Mandat gemäß den Pariser Friedensabkommen 
erfüllt. S R-Resolution 860 ( 1 993) bestätigte dies und setzte als Datum für den Abzug 
des U NTAC-Personals Mitte November 1 993 fest. 

3 .2 .2 .5 .  D V R  K o r e a  - I A E O  

Nordkorea verweigerte zunächst im Februar der IAEO den Zutritt zur Inspektion 
von zwei Nuklearanlagen und erklärte am 1 2 . März den Austritt aus dem Nonproli
ferationsvertrag (NPT). Die IAEO befaßte hierauf den S R, der nach langwierigen 
Beratungen am 1 1 . Juni Resolution 824 ( 1 993) verabschiedete, worin der DVR 
Korea eine Revision ihrer Position nahegelegt wird. Ferner wurde IAEO-Generaldi
rektor H ans Blix aufgefordert, die Konsultationen mit der DVR Korea fortzusetzen. 
Da die Resolution auch VN-Mitgliedsstaaten auffordert, zu einer Lösung des 
Problems beizutragen, begannen die USA im Juni hochrangige Direktgespräche mit 
der DVR Korea. Am 1 1 . Juni suspendierte Nordkorea bis auf weiteres den Austritt 
aus dem N PT. Weitere Gesprächsrunden brachten zum Jahreswechsel eine grund
sätzliche Einigung über künftige Inspektionen. 

3 .2.2.6. S o m a l i a  - U n i t e d  N a t i o n s  O p e r a t i o n  i n  S o m a l i a  1 1  
( U N O S O M  1 1 ) 
Die vom S R  Ende 1 992 autorisierte internationale humanitäre Intervention (United 
Task Force/UNITAF) unter US-Führung übernahm zu Jahresanfang 1 993 ohne 
schwerwiegende Zwischenfälle die Kontrolle im Zentrum und Süden Somalias und 
brachte eine rasche Verbesserung der katastrophalen humanitären Situation. Auch 
der Übergang vom US- Kommando zu einer auf Kapitel VI I der VN-Satzung 
gestützten und somit zur Gewaltanwendung berechtigten VN-Operation unter der 
Autorität von VN-GS und SR verlief zunächst ohne allzu große Schwierigkeiten 
(UNOSOM II auf der Basis von SR-Resolution 8 1 4  ( 1 993)). 

Der nationale Versöhnungsprozeß unter den verfeindeten somalischen Clans schien 
nach der Unterzeichnung des Abkommens von Addis Abeba am 27. März gut 
voranzugehen. Das Abkommen sah einen Waffenstil lstand, die Demobilisierung 
und Entwaffnung der Milizen und die Einsetzung eines gemeinsamen nationalen 
Übergangsrats vor. Am 5. Juni geriet jedoch eine pakistanische U NOSOM-Einheit 
in einen Hinterhalt, wobei 22 Pakistanis getötet und 56 verletzt wurden (der 
folgenschwerste Zwischenfall in einer VN-Operation seit der Kongo-Operation). 
Die Verantwortung wurde der Miliz des mächtigsten somalischen Kriegsherrn, 
General Farah Aidid, zugeschrieben. Der SR verurteilte in Resolution 837 ( 1 993) 
den Vorfall und forderte UNOSOM zur Verfolgung und Festnahme der Verantwort-

272 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 287 von 734

www.parlament.gv.at



Tätigkeitsberich t - Verein te Nationen 

l i chen auf. U N O S O M  verhängte e inen H aftbefeh l  gegen General  A id i d ,  U NO S O M  
l I -Truppen und d i e  assozi i erte "Sch n e l l e  E i ngre if  tru ppe"  der U S A  füh rten  m ehrere 
S uchakt ionen ,  tei l weise m i t  Kampfh u b:-.ch ra ubere in satz, d u rch . D i e  Suche  forderte 
auf V N -Sei te ,  v .  a .  aber u nter den Anh ängern Genera l  Aid ids  zah lre iche Todesopfer, 
was den VN s tarke Kritik der i nternat iona len  M edien e inbrachte .  Zudem gel a ng es 
n icht .  General  A id ids  habhaft zu werden .  

Nachdem am 3 .  Oktober 1 2  U S-So ldaten bei  e inem mi ßgl ückten Hubsch ra uberan
gr iff v o n  soma l i schen M i l izen angegri ffen und getötet sowie  ein US-Sol d at als  Geise l  
gen o m m en worden waren.  t rat  e in  bedeu tender \-Van de l  i n  der amerik a n i schen 
Pos i t i o n  z u r  Soma l i a-O perat i o n  e i n .  Die USA gefo lgt von nahezu a l len an 
U N O S O M  I I bete i l igten west l i chen Staaten.  k ünd igten i h ren Abzug aus der 
O perat ion bis M ü rz 1 994 an. Im SR w u rde mit �ach d ruck der Aspekt der n at i ona l en 
Versöhnung  i n  Soma l i a  hervorgehoben.  D i e  Fri edens lösung fü r Soma l i a  müsse  von 
el en s o m a l i s chen C l a n s  s e lb st u nter l\1 i t w i rkung der Organisat ion A fr ik a n i s cher 
E i n h ei t/OA U u n d führe n der  a fri kan i scher  Po l i t i ker  gefu nden werden .  M i t  S R- Re
s o l u t i o n  8 8 5  ( 1 99 3 ) wurde auch die gewa l t same S u che nach den für An gri ffe auf  
U N O S O \;l J 1 Verantwort l i chen e ingeste l l t .  

Trot7 der  i n tens iv i e rten in ternat i ona len  Bem ühungen ( u n t e r  besond erem Druck  d e r  
U S A ). den  p o l i t i schen Versöh n u ngs p ro z e L) i n  S o m a l i a  w i eder i n  Gang zu b ri ngen.  
g e l a n g  es his  Jahresende n i cht .  G e n era l  A i d i d  u n d se ine  A n h ä nger zu C 1ner  
Tei l n a h m e  GI n  \/crh a n d l u ngt'll z u  bewegen .  

3 .2 . 2 . 7 .  A n g o l a  U n i t e d  N ä t i o n s  A n g o l a  V e r i C i c a t i o n  M i s s i o n  I J 
( U N A V E M / 1 )  
Anfang 1 993  fl ammte  der  Bürgerkrieg i n  Ango l a  w ieder  a u f. da d ie  tT � ITA das 
Wah l ergeb n i :-;  d er Präs identen'vva h l en a u s  J 992  n i c h t  a n erkannte und n e u e r l i c h z u  
m i l i t ü ri scher  Gewal t  gri fr. D i e  Fo lgen  fü r das  se i t J a h rzehnten vom Bürgerkrieg 
he imgesuchte Land waren katastropha l .  

D i e  LT l\,' A \ E� \ 1 I !  !co n n te i n fo / ge d e r  n e u e n  K a m p fh a n d l u n g e n  i h re A u fg a b e  d e r  
Ü b e r w a c h u n g  der  I m p l e m e nt i erung der  Fri ede n " a b k o m m c n  \ on B i cesse n icht  mehr  
wah rn e h m e n .  A ngesi cht-; d e r katastropha l en  S i tua t ion  \vä re e in  Abzug der  V N ·- K rüf
te p o l i t i sch jedo c h u nt ragbar gewesen , weshalb der  S R  m e hrfach das M a ndat  der 
O pera t i o n  verl üngerte .  Da d i e  B e m ü h u n gen des V N -Sonderbeauftragten,  Verh and
l u ngen d e r  Konfl i k tpartei en über  e inen Wa ffenst i l l s tand und e i ne po l i t i sche Lösung 
in  Ga n g z u  h r i n g t n . \� iederhol t  am V/id erst a n d  der  U N I TA schei terten,  ve rjüngte 
d er S R  i m  Septem ber m i t  Reso l u tion  8 64 ( 1 993 ) e in  Ö I - und Waffenembargo gegen 
d i e  U N I TA.  I m September w i l l i g t e  d i e  U N ! TA i n  e i ne Waffenruhe e in ,  wod u rch 
s i ch d i e  Lage in A n go l a entspannte .  

I m  N m ember  ge la n g es sch l i e ß l i ch ,  D i rektgespräch e zwischen den Konfl ik tparteien 
z u  verm i tte l n ,  die am 1 0 . Dezember e i n e  Vere i nbarung über e inen  Waffenst i l l s tand 
und Tru ppenrückzug erzi e l ten .  Der  S R  setzte die Sankt ionen  gegen U N I TA m i t  
Reso l u ti o n  x90  ( 1 993 )  a u s  . 

. L 2 . 2 . i-\ .  M o s a m b i k - U n i t e d  N a t i o n s  O p e r a t i o n  i n  M o z a m b i q u e  
( O N U rv1 0 Z )  

Der Fr iedens proze ß i n  M osamb i k  m achte Fo rtschr i t te .  Der  Waffenst i l l s tand wurde 
von bei den Se i ten weitgehend respekt iert .  Da es a l l erdi ngs bei der Durchfü h rung des 
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Friedensabkommens von Rom und auch bei der Stationierung der VN-Truppen in 
Mosambik zu Verzögerungen gekommen war, regte der VN-GS an, den ursprüngli
chen Zeitplan zu adaptieren und die allgemeinen Wahlen erst im Oktober 1 994 
abzuhalten. Der S R  stimmte in SR-Resolution 850  ( 1 993)  zu . 

3.2 .2 .9 .  S ü d a fr i k a  - U n i t e d  N a t i o n s  O b s e r v e r  M i s s i o n  i n  S o u t h  A fr i c a  
( U N O M S A ) 

Die Befassung des SR in dieser Frage beschränkte sich weitgehend darauf, mehrmals 
durch Erklärungen des SR- Präsidenten die Zunahme der politischen Gewalt zu 
verurtei len.  Ferner stimmte der SR der geringfügigen Aufstockung der zivi len 
VN-Beobachtermission zu. Im Hinblick auf die für April 1 994 vorgesehenen ersten 
allgemeinen Wahlen in Südafrika ist zu erwarten, daß der SR eine VN-Wahlbeob
achterrol le  autorisieren wird . 

3 .2.2 . 1 0. R u a n d a  - U n i t e d  N a t i o n s  A s s i s t a n c e  M i s s i o n  fo r R w a n d a  
( U N A M I R) u n d  U n i t e d  N a t i o n s  O b s e r v e r  M i s s i o n  U g a n d a - R w a n d a  
( U N O M U R ) 

Die Regierung Ruandas befaßte bereits im Februar 1 993 den SR und forderte die 
Entsendung von VN-Militärbeobachtern an die Grenze zu Uganda. Obwohl auch 
Uganda für eine derartige Stationierung eintrat und die ruandische Regierung am 
9. März mit der Rwandese Patriotic Front (RPF) eine Waffensti l lstandsvereinbarung 
treffen konnte, beschloß der SR erst im Juni mit S R-Resolution 846 ( 1 993) die 
Schaffung von UNOMUR. Grund für diese Verzögerung waren - trotz positiver 
H altung der afrikanischen S R-Mitglieder und Frankreichs - Kostenüberlegungen 
der USA und Großbritanniens. Die USA mahnten auch vor einem zu starken 
Engagement der VN in zu vielen Operationen. 

Als jedoch im August in Arusha ein umfassendes Friedensabkommen zwischen der 
Regierung und der RPF vereinbart wurde, das die Einrichtung gemeinsamer 
Staatsorgane, Truppendemobilisierung, Schaffung einer nationalen Armee und die 
Rückkehr der rund einen Mil l ion Flüchtl inge vorsah, sah sich der S R  auf Vorschlag 
des VN-GS doch veranlaßt, die Stationierung einer größeren VN-Operation in 
Ruanda zu genehmigen. Mit SR- Resolution 872 ( 1 993) wurde daher die Errichtung 
von UNAMIR beschlossen. Österreich beteil igt sich an dieser Operation mit 
1 5  Militärbeobachtern und 20 Exekutivbeamten. 

3 .2.2 . 1 1 . L i b e r i a  - U n i t e d  N a t i o n s  O b s e r v e r  M i s s i o n  i n  L i b e r i a  
( U N O M I L ) 

I n  der ersten Jahreshälfte 1 993 hielt der Bürgerkrieg in Liberia mit unverminderter 
Härte und schwerwiegenden Folgen für die Zivi lbevölkerung (über 570.000 Flücht
l inge, Hunderttausende intern Vertriebene) an. Erst im Juli  gelang es, unter 
gemeinsamer Führung von VN, OAU und der Westafrikanischen Wirtschaftsge
meinschaft (ECOWAS) Verhandlungen zwischen den Bürgerkriegsparteien zu 
beginnen, die am 25. Jul i  zur Unterzeichnung des Abkommens von Cotonou führten. 
Das Abkommen regelt den Waffensti l lstand, Truppenrückzug und die Bildung 
staatlicher Übergangsstrukturen, die von allen Parteien zu beschicken sind. Da 
einige der Bürgerkriegsparteien die von ECOWAS entsandten Hilfstruppen (ECO
MOG) als zuwenig neutral ansahen, wurde eine mil itärische Beobachterrolle der VN 
vorgesehen. Der SR autorisierte daher mit Resolution 866 ( 1 993) die Schaffung einer 
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k l e i nen M i l i tärbeobachterm iss ion  i n  Liberi a .  Österreich n i m mt an d ieser  Operat ion  
mi t  1 1  M i l i tärbeobachtern te i l .  

3 .2 .2 . 1 2 . B u r u n d i  

A m  20.  O ktober erfolgte  e i n  Putschversuch von Tei l en der A rmee,  be i  d e m  der  erste 
in demokratischen Wah len  gewählte S taatspräsident B u ru n d i s  ums Lebe n  k a m .  I n  
der  Fo lge  kam es i m  ganzen Land zu  ethnisch motivi erten U nruhen,  d i e  e i n e  groß e  
F l ü cht l i ngswel l e  (700.000 F l ü ch t l inge) aus l östen.  

Die a frikan i sch e  Gruppe ver langte e ine Behandlung d u rch den S R, der  am 
2 5 .  Oktober  i n  forme l l er S i tzung e ine  Erk lärung des  S R- Präs identen verabschi edete, 
die den Putsch verurtei l t .  Die Forderung der legi t imen Regierung Burund i s  nach 
Entsendung von VN-Truppen wurde n icht erfü l l t .  V. a .  die  U S A  wehrten s ich  gegen 
die Schaffung e iner  weiteren V N - Operation .  Es kam daher - vorläufig  - l ed ig l i ch zur 
E rnennung e ines V N-Sonderbeauftragten .  

3 .2 . 2 . 1 3 . H a i t i  - U n i  t e d  N a t i o n s  M i s s i o n I n  H a i t i  ( U N M I H ) 

N ach i ntens iven dip l omat ischen Bemühungen,  \/ . a . des gemeinsamen OAS/ V N 
S onderbeauftragten im ersten H a l bjahr  u n d  n ach Verabschi edung von S R- Reso lu 
t ion  84 1 ( 1 993 ) ,  d ie  e in  Ölem bargo gegen d ie  M i l i tärs i n  H ai t i  verhängte und 
Aus landsguthaben e infror, ge lang i m  J u l i  der  Absch l u ß  e iner  Vere inbarung zwi 
schen der l egit i m en Regierung von Präs ident  Jean- Bertrand Ari s t ide  und den 
m i l i tä ri schen M achthabern i n  Hai t i  ü ber d ie  Rückkehr  zur  Demokrat i e .  

Entsprechend d iesem Abkommen von Governors Island suspendierte  der  SR nach 
Amtsantri tt der  neuen Regi erung d ie  verhängten Embargo m aßnah men mit Reso l u 
t i on  86 1 ( 1 99 3 )  und autori s i erte m i t  Reso l ution 867 ( 1 99 3 )  d i e  Entsendung e iner 
V N - M iss ion  nach H a i t i .  Österreich erk lärte s i ch bereit ,  mi t  20 Pol ize ibeamten an 
U N M  I H te i l zunehmen .  

I m  O ktober versch l echterte s ich d i e  S i tuati o n .  Bewaffn ete E l emente verh i nderten 
d i e  Stat i on i erung der U N M I H - Ei n he i ten .  Sch l i eß l i ch m u ßte a u fgrund der bedroh l i 
chen  S ich erhei tss i tuat ion sogar d i e  z iv i l e  OAS/ V N - M enschenrechtsbeobachterm is 
s ion M I C I V I H  abgezogen werden . Der SR reagierte  d a rauf  mi t  der  neuerl ich en 
Akt ivi erung der  suspendi erten Embargoma ßnahmen in  Resolut ion 873 ( 1 993) und 
d urch Autori s ierung e iner  Seebl ockade i n  Reso lut ion 875  ( 1 993) .  

3 .2 .2 .  I 4. E I S a I v a d 0 r - - U n i  t e d  N a t i o n  s 0 b s e r v e r  M i s s  i o n  I n E I 
S a l v a d o r  ( O N U S A L )  

Obwoh l  es  z u  Verzögeru ngen und  Prob lem en i m  Friedensprozeß k a m  ( Ve rzögerun
gen  be i  der  Armeereform , A u ffindung gehe imer  Waffe n l ager der F M L N ,  Wieder
k e h r  von " Todesschwadronen" ,  Prob leme  bei der Landreform ,  Verzögerungen bei 
der  Wähl erregi s trierung), g ing der Versöhnungsprozeß unter  m aßgebl icher  M itwir
k u n g  von O N U S A L  (an  der  Österreich  m i t  drei Pol i ze ibeobachtern te i l n i m mt )  
d ennoch stet ig voran .  Der für M ä rz 1 994 vorgesehene Wah l termi n  für d ie  a l l gemei 
n e n  Wah l e n  dü rfte eingeha l ten werden .  

3 .2 .2 . 1 5 . L i b y e n  

D a  trotz i n tens iver  Vermi tt lu ngsbe m ü h u ngen des VN-GS,  se i nes Sonderbeau ftrag
ten ,  Ägyptens und der Arabischen Liga ke ine Ha l tungsänderung des l i byschen 
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Regimes zur Lösung der Fragen im Zusammenhang mit der Sprengung des 
PAN-AM Flugzeugs über Lockerbie und des französischen UTA- Flugzeugs über 
Niger (insbesondere hinsichtl ich der Auslieferung der beiden Lockerbie-Verdächti
gen) erzielt wurde, verabschiedete der SR auf Initiative Frankreichs, Großbritan
niens und der USA am 1 1 . November Resolution 883 ( 1 993) zur Verschärfung der 
bestehenden Sanktionen. 

Die Resolution trat mit 1 .  Dezember in Kraft. Über das mit SR-Resolu
tion 748 ( 1 992) verhängte Sanktionenregime hinausgehend, umfaßt Resolution 883 
das weitgehende Einfrieren l ibyscher Guthaben, ein Embargo hinsichtlich Lieferun
gen von Ausrüstung oder Ersatztei len für die libysche Ölindustrie sowie Verschär
fungen der bereits bestehenden Sanktionen im Luftfahrts- und diplomatischen 
Bereich. 

3 .2 .2 . 1 6. L a g e  d e r  P a l ä s t i n e n s e r  i n  d e n  B e s e t z t e n  G e b i e t e n  

Der SR befaßte sich mit der Problematik der im Dezember 1 992 von Israel 
ausgewiesenen mehr als 400 Palästinenser lediglich in informellen Konsultationen. 
Nach der teilweisen Erfüllung von SR-Resolution 799 ( 1 992) durch die Rückkehr
erlaubnis für 1 0 1  Palästinenser und die prinzipielle Anerkennung der Resolution 
durch Israel Anfang Februar 1 993 wurde eine Weiterverfolgung der Angelegenheit 
im Rahmen einer formellen S R-Sitzung - wie von palästinensischer Seite gefordert -
als nicht mehr notwendig erachtet. Der SR gab lediglich eine informelle Erklärung 
ab, welche die Notwendigkeit der I mplementierung von Resolution 799 betonte, die 
israelischen Schritte begrüßte und den Nahost-Friedensprozeß bekräftigte. Auch die 
im März auftretende Eskalation von Gewalt in den von Israel Besetzten Gebieten 
blieb nur Gegenstand bilateraler Konsultationen der SR-Präsidentschaft und 
interessierter Delegationen. 

3 .2.2 . 1 7 . W e s t s a h a ra  - U n i t e d  N a t i o n s  M i s s i o n  fo r t h e  R e fe r e n d u m  i n  
W e s t e r n  S a h a r a  ( M I N U R S O )  

Zur Wiederbelebung des Referendumsprozesses verabschiedete der S R  am 2. März 
einstimmig Resolution 809 ( 1 993), mit welcher der VN-GS und sein Sonderbeauf
tragter, der frühere pakistanische Außenminister Sahabzada Yaqub-Kh an, aufgefor
dert werden, ihre Bemühungen zur Vorbereitung des Referendums zu intensivieren. 
Die Parteien werden zur vollen Zusammenarbeit mit dem VN-GS zur I mplementie
rung des Friedensplans aufgefordert. 

Obwohl sich die POLISARIO nunmehr bereiterklärte, die vorn ehemaligen VN-GS 
Perez de Cuellar festgelegten Teilnahmekriterien anzuerkennen, konnten keine 
konkreten Fortschritte erzielt werden. Auch erste, auf rein prozedurale Fragen 
beschränkte direkte Gespräche zwischen der POLISARIO und Vertretern Marokkos 
brachten kein Ergebnis. Der SR nahm im wesentlichen die " Fortschritts berichte" des 
VN-GS zur Kenntnis, würdigte die Vermittlungsbemühungen und den Kompromiß
vorschlag des VN-GS und seines Sonderbeauftragten zur Ermittlung der Wahlbe
rechtigten und forderte die Parteien zur vollen Zusammenarbeit auf. 

I m  Oktober erkannten die beiden Parteien schließlich den Operationskalender an. 
Ob dies einen Durchbruch in den Verhandlungen darstellen wird, ist noch nicht 
absehbar. Der Beginn der Identifizierung und Registrierung der Wahlberechtigten 
ist für Jänner 1 994 vorgesehen. 
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MINURSO ist nach wie vor noch nicht völlig in das Einsatzgebiet verlegt. Aufgrund 
der laufenden Verzögerungen ist auch der Bericht des VN-GS über einen neuen 
Zeitplan und Empfehlungen für die notwendigen Anpassungen in Stärke und 
Umfang von M I NURSO erst für Anfang 1 994 zu erwarten. Österreich ist mit sechs 
Polizeibeobachtern beteiligt. 

3 .2 .2 . 1 8 . I r a k  - U n i t e d  N a t i o n s  I r a q - K u w a i t  O b s e r v a t i o n  M i s s i o n  
( U N I K O M ) ,  U n i t e d  N a t i o n s  S p e c i a l  C o m m i s s i o n  ( U N S C O M )  

Am 27.  Mai verabschiedete der SR einstimmig Resolution 833 ( 1 993), mit welcher 
der Abschlußbericht der Grenzdemarkierungskommission und deren Entscheidung 
hinsichtlich der internationalen Grenzziehung zwischen Kuwait und dem Irak 
bestätigt wird. In  der Folge mußte sich der SR häufig mit Grenzzwischenfällen -
Demonstrationen bzw. Grenzverletzungen durch irakische Staatsbürger in Zusam
menhang mit einem von Kuwait entlang der Grenze angelegten Verteidigungsgra
ben - befassen. 

Die Umsetzung der mit Resolution 806 ( 1 993) vom 5. Februar einstimmig angenom
menen Mandatserweiterung und phasenweisen Aufstockung von UNIKOM in 
Reaktion auf die irakische Mißachtung relevanter SR-Resolutionen konnte noch 
nicht erfolgen, da ein Angebot zur Truppenstellung für die 1 .  Ausbauphase erst Ende 
1 993 erfolgte. Den Ersuchen des VN-GS um jeweils sechsmonatige Mandatserstrek
kung von UNIKOM ertei lte der SR erwartungsgemäß seine Zustimmung. 

Eine Militäroperation der USA, Frankreichs und Großbritanniens am 1 3 . Jänner 
sowie die Bombardierung des I raks mit Marschflugkörpern durch die USA am 
1 7 ./ 1 8 . Jänner wurde mit dem Hinweis auf ein entsprechendes Mandat gemäß 
SR- Resolution 687 ( 1 993) aufgrund der wiederholten Verletzungen relevanter SR
Resolutionen durch den Irak gerechtfertigt und vom SR nur in informellen 
Konsultationen behandelt. Am 27. Juni informierten die USA den SR jedoch in 
formeller Sitzung über ihren mit Art 5 1  der VN-Satzung als Akt der Selbstverteidi
gung begründeten Luftangriff gegen Bagdad. 

In Zusammenhang mit der Zerstörung der irakischen Massenvernichtungswaffen 
und Verhinderung der Wiederaufrüstung befaßte sich der SR mit den jeweiligen 
Fortschrittsberichten der UNSCOM und der IAEO sowie mit den Schwierigkeiten 
und Zwischenfällen bei der Durchführung dieser Operationen. In der ersten 
Jahreshälfte war das Verhältnis zwischen UNSCOM und dem Irak von mangelnder 
bzw. nur zögernder irakischer Kooperationsbereitschaft geprägt. Schließlich konnte 
jedoch eine teilweise Erfüllung der dem Irak in SR-Resolution 687 ( 1 99 1 )  auferleg
ten Verpflichtungen erreicht werden. Darüber hinaus wurde mit der formellen und 
bedingungslosen Anerkennung von SR- Resolution 7 1 5  ( 1 99 1 )  und des darin enthal
tenen Kontroll- und Überwachungsmechanismus durch den Irak (26. November) ein 
entscheidender Fortschritt erzielt. Trotz dieser positiven Entwicklung, die vom SR 
vorsichtig optimistisch begrüßt wurde, ist in nächster Zukunft nicht mit einer -
nunmehr vom I rak geforderten - Aufhebung oder Erleichterung des bestehenden 
Sanktionenregimes gegenüber dem Irak zu rechnen, da der SR nicht nur die 
vollständige Erfüllung von Resolution 687, sondern aller relevanter SR-Resolutio
nen als Voraussetzung für eine Haltungsänderung betrachtet. In  den periodischen 
Revisionen der Sanktionen gemäß Resolution 66 1 ( 1 990) erfolgte daher keine 
M odifizierung des Sanktionenregimes. 
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Die im Juli wiederaufgenommenen Gespräche in der "oil  for food"-Prozedur 
wurden nach über irakischen Wunsch erfolgter Unterbrechung nicht mehr fortge
setzt. 

Österreich ist an UNSCOM (drei Spezialisten), UNIKOM (sieben Beobachter und 
seit November ein Sanitätselement bestehend aus 1 2  Mann) und am Polizeikonting
ent zum Schutz der humanitären Operation der VN (UNGC I ; 20 Pol izisten) 
beteiligt. 

3.2 .2 . 1 9 . E h e m a l i g e  S o wj e t u n i o n  

Bezugnehmend auf KSZE-Bemühungen und zu deren Unterstützung befaßte sich 
der SR verstärkt mit den Konfl ikten in den ehemaligen Sowjetrepubliken, was 
angesichts des großen Interesses und der politischen und militärischen Präsenz 
Rußlands als vermittelnde Regionalmacht schwierig war. Der SR berücksichtigt 
dieses Faktum, ist aber bemüht, einer neuen regionalen Vormachtstellung Rußlands 
nicht Vorschub zu leisten.  

3.2 .2 . 1 9 . 1 .  Tadschikistan 

Die sich verschlechternde humanitäre Situation im Bürgerkrieg in Tadschikistan und 
die Gefahr der Destabilisierung der Region veranlaßten den SR, Botschafter Ismat 
Kittani als Sonderemissär des VN-GS nach Tadschikistan zu entsenden, um 
zwischen den Konfl iktparteien zu vermitteln.  In einer formellen Erklärung rief der 
SR Regierung und Opposition zur Achtung der politischen Grundrechte zwecks 
Ermöglichung einer dauerhaften Lösung des Konflikts auf, würdigte regionale 
Vermittlungsbemühungen und stim mte der Mandatsverlängerung Botschafter Kitta
nis zu. Um regionale Bemühungen - v. a. die GUS-Initiative durch Stationierung 
friedenserhaltender Truppen Rußlands, Kasachstans, Kirgisistans, Tadschikistans 
und Usbekistans - abzuwarten, kam der SR im November überein, vorerst von einer 
formellen Behandlung der Problematik abzusehen. 

3.2 .2 . 1 9 .2 .  Ukraine 

Im Zusammenhang mit einer Entscheidung des russischen Parlaments, die ukraini
sche Stadt Sewastopol sei russisch, bestätigte der SR in einer formellen Erklärung am 
20. Juli die territoriale Unverletzlichkeit der Ukraine und die Wirkungslosigkeit des 
im Widerspruch zum Völkerrecht stehenden russischen Dekrets . 

3 .2.2 . 1 9 .3 . Georgien - United Nations Observer Mission in Georgia (UNOMIG) 

Nach der Eskalation des Konflikts in Abchasien ersuchte Präsi dent Eduard 
Schewardnadse bereits Anfang 1 993 um eine Befassung des SR. Der Bruch des am 
1 4. Mai geschlossenen Waffensti l lstandsabkommens und die abchasischen Offensi
ven gegen Suchumi veranlaßten den SR am 9.  Juli zur Verabschiedung von 
Resolution 849 ( 1 993), mit der die Zustimmung zur Entsendung von bis zu 50 Mili
tärbeobachtern grundsätzlich beschlossen wurde. Nach Abschluß eines Waffenstil l 
standsabkommens am 27.  Juli verfügte er mit SR-Resolution 854 ( 1 993) vom 6. Au
gust die Entsendung eines Vorausteams von bis zu zehn VN-Beobachtern. Mit 
Resolution 858  ( 1 993) vom 24. August verabschiedete der SR die Einrichtung von 
UNOMIG in einer Stärke von 88 Militärbeobachtern. 
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D i e  Aufnahme po l i t ischer Gespräche zwischen den Konfl iktparte ien unter  Vorsitz 
von VN-Sonderbeauftragte n  Edouard Brunner und die  Entsendung wei terer  U N
O M I G-Offiziere i m  September wurden durch eine abchasische O ffens ive  am 
1 6 . September,  d ie  zur E innahme Suchumis  und zur Beendigung a l l er georgi scher 
Verte id igungsbem ühungen in Abchas ien führte, vere i te l t .  Die  S R- Reso l u 
t ion  8 7 6  ( 1 99 3 )  v o m  1 9 . Oktober  beschrä n kte s ich i n  Reaktion a u f  d ie  katastropha le  
h u m anitäre Lage primär  a u f  h uman i tä re Aspekte wie  d ie  Entsendung e iner  
Fact-find ing- M iss ion zur Ü b e rp rü fung von Verstößen gegen das  human itäre Vö l ker
recht.  M i t  Reso lut ion 88 1 ( 1 99 3 )  vom 4. November st i m mte der S R  dem Weiterver
b l e i b  der fünf  in  Georgien stat ion ierten U N O  M I G- Beobachter bis  3 1 .  Jänner 1 994 
zu. Gespräche zwischen d e n  K o n fl i k tparte ien unter der Leitung des Sonderbeauf
tragten sowie unter  Betei l igung  R u ß l ands und  der KSZE i n  Genf a m  30 .  N ovember/ 
1 .  Dezember füh rten zum Absch l u ß  e ines " M emorandum of Understandi ng""  
(Gewa l tverzicht .  Austausch von Gefangenen u. a . ) .  Der SR besch l o ß  zur  Wahrung 
di eses posi t iven M oment u m s  am 22 .  Dezem ber m i t  S R- Reso lut ion 892 ( 1 99 3 )  die 
p h asenweise Entsendung von b is  zu 5 0  M i l i tärbeobachtern mit  der M ög l i ch kei t  
e iner  wei teren Aufstockung v o n  U N O M I G .  

3 . 2 .2 . 1 9 .4 .  Berg- Karabach 

Auf d i e  Ende  M ä rz gestartete m i l i tär ische O ffens ive Armeniens  in Aserba i dschan 
reagi e rte der S R, die KSZE-Bemüh ungen und den M i nsk- Prozeß unterstü tzend,  mit  
Reso l u t ion  1522  ( 1 993 ) vom 30.  Apri l .  Neben der Forderung nach Ei nste l lu ng der 
Kampfhandl u ngen.  der Wiederau fnahme von Verhand l ungen und nach ungehinder
tem Transport humaniWrer Güter enth J l t  die Reso l u t ion auch die Aufforderung an 
den V N - G S  zur  Fortsetzung der  Konsu l tat i onen mit dem Vorsitz der K S Z E  wie  dem 
der  M i nsk-Gruppe .  

M i t Reso lut ion 853  ( 1 99� ) vom 29.  J u l i  nahm der  S R  den Bericht der  Minsk -Gru ppe 
über d i e  n euerl iche m i l i tü ri sche Eska l ati on in  der  Region zur Kenntnis  u n d 
unterstützte den  dari n erstel l t en Operat i onsk alender zur fri ed l i chen Konfl i k tbei l e
gung.  I n  e iner  Erk lürung b rachte der  S R  i m  August  :;e ine Besorg n i s  über d i e  wei tere 
Versch lechterung der Bezi e h ungen zwischen Arm enien und Aserbaidschan zum 
Ausdruck .  Die U nterstützung fü r d ie  Bemühungen der Minsk -Gru ppe und i h ren mi t  
den Konfl i ktparte ien mehrfach überarbeiteten Operat ionska lender, der nie d i e  
Zust i m m u ng a l l e r  Parte ien er langte, fand ihren N iederschl ag auch i n  S R- Reso lu 
t i o n  874  ( 1 993 ) \ o m 1 4 . O ktober.  A u f  den  Ausbruch von  Fe i ndsel igkeiten Ende  
O ktober reagierte  der  S R  � a u f  Drängen der  Tü rke i ,  Aserba idschans und  des  I rans � 

a m  1 2 . N o vember mit  Reso l u t ion  SS4 ( 1 993 ) .  

3.2.3. VN-Expertenkommission gemäß SR-Resolution 780 ( 1 992) betreffend 
K riegsverbrechen im ehemal igen Jugos lawien 

M it Reso l ut ion 780 ( 1 992)  w u rde vom S R  e ine  VN-Expe rtenk o m m i ss ion  ei ngerich
t et ,  u m  B eweise fü r Gerichtsverfah re n  gegen m utmaß l iche  K riegsverb recher vor 
d e m  I n ternationa len Kri egsverbrechert ribuna l  betreffend E x -Jugos lawien zu sam
m e l n ,  zu  s i chten und auf  i h re B e'vve i skraft zu prüfen .  1 993 unterna h m  d i e  
E x p ertenkom miss ion versch iedene M i ss ione n  i n  d i e  Konfl i ktgebiete des ehemal i 
gen J ugos l awiens ,  so i n  d ie  V N-Schu tzzonen ( U N PAs) zur  Exhumierung von 
M assengräbern, und nach S arajewo und D ubrovn ik  zur  Dokumentat ion  von 
Angri ffen auf  d ie  Ziv i lbevö l kerung.  Daneben arbe itet d ie  E xpertenkommiss ion  

279 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)294 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

eng mit jenen Staaten (darunter auch Österreich) zusammen, in denen Flüchtl inge 
aus dem ehemal igen Jugoslawien Zuflucht gefunden haben, um Aussagen von 
Zeugen und Opfern von Kriegsverbrechen zu sammeln. Vertreter der Kommission 
sprechen mit ausgewählten Personen auf freiwilliger Basis über deren Erlebnisse 
und Beobachtungen. Das Beweismaterial der Expertenkommission soll als Grund
lage für die Arbeit des Hauptanklägers vor dem Internationalen Kriegsverbrecher
tribunal dienen. Die Tätigkeit der Expertenkommission soll Ende April 1 994 vom 
Hauptankläger fortgeführt werden. Die Expertenkommission wird aus freiwil l igen 
Beiträgen der VN-Mitgl ieder finanziert. 

Nach dem Ausscheiden des ursprüngl ichen Vorsitzenden, Universitätsprofessor 
Fritz Kalshoven, übernahm der Strafrechtsprofessor Cherif Bassiouni, der die 
umfangreichste Datenbank über Kriegsverbrechen im ehemaligen Jugoslawien 
unterhält, im Oktober 1 993 den Vorsitz der Expertenkommission. 

Österreich hat bisher eng mit der VN-Expertenkommission zusammengearbeitet und 
diese auf verschiedene Weise unterstützt : Österreich leistete einen freiwil l igen 
Beitrag von 20.000 US-Dollar für die Arbeit der Kommission. Der ORF stel lte 
ausführliche Informationen über sein Fi lmmaterial zur Verfügung. Bisher wurden 
zwei Berichte des BMaA und des BMI  mit Zeugenaussagen von Flüchtlingen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien in Österreich an die Expertenkommission übermittelt. 
Auf der Grundlage dieser Informationen soll die Kommission Interviews mit 
Zeugen, die sich derzeit in Österreich aufhalten, durchführen . 

3.3. ECOSOC 

3.3. 1 .  Meritorische Sitzung (28. Juni - 30. Juli 1 993) 

Die meritorische Tagung des ECOSOC, in dem Österreich von 1 99 1 - 1 993 vertreten 
war, fand im Juli in Genf statt. 

Für das nunmehr jährlich vorgesehene "hochrangige Segment", das nach Möglich
keit auf Ministerebene beschickt werden soll, hatte man sich für 1 993  auf das Thema 
"Weltsozialgipfel und die Rolle der VN in der Förderung sozialer Entwicklung" 
geeinigt. Der VN-GS bekannte sich in einer programmatischen Grundsatzerklärung 
zu einer neuen Entwicklungspolitik der VN mit je einem politischen, wirtschaftli
chen und sozialen Pfeiler, wobei er deren synergetisches Zusammenspiel besonders 
unterstrich . Der VN-GS formulierte das Ziel einer internationalen Sozialpolitik mit 
den drei Prioritäten " Umverteilung, Integration und Schutz" .  In diesem Zusammen
hang stellte er die Frage nach einem neuen Interessensausgleich zwischen einzel
staatlichen und globalen bzw. wirtschaftlichen und sozialen Anliegen. Vom Welt
sozialgipfel selbst erwartet sich der VN-GS ein globales Programm zur Bekämpfung 
der Armut mit dem nötigen Augenmaß für das wirtschaftlich Mögliche. 

In einer Zusammenfassung des hochrangigen Segments gab der Ratsvorsitzende und 
Vorsitzende des Vorbereitungskomitees für den Weltsozialgipfel, Botschafter Juan 
Somavia (Chile), der Hoffnung Ausdruck, daß der Weltsozialgipfel eine "Agenda for 
the People" für den Aufbau einer internationalen Sozialordnung formulieren werde, 
die eine politische Grundsatzerklärung mit einem globalen Arbeitsprogramm 
verbinden solle. 

Im Koordinationssegment beschäftigte sich ECOSOC mit der Verbesserung des 
Zusammenspiels verschiedener VN-Einheiten bei der Bekämpfung von Malaria und 
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Durchfa l l serkrankungen sowie  der E rhöhung der E ffiz ienz des VN-Systems in der 
h umani tären Katastrophen h i l fe .  I n  beiden Fragen wurden konkrete, fü r das 
V N -System b i ndende Empfe h l u ngen verabschiedet .  

Im wei teren Verlauf  der S itzung beschäftigte s ich der ECOSOC mit  dem Bericht  der 
Kommiss ion  für nachha l ti ge Entwick lung über i h re erste Si tzung und setzte e ine 
Arbei tsgruppe e in ,  we lche die Ro l l e  und Mi tarbei t  von NGOs i m  VN-System e iner 
grundsätz l ichen Neurege lung  zufü h ren so l l .  

3.3.2. Kommission für nachhaltige E ntwicklung ( C S D) 

D ie  Kommi ss ion  für nachhalt ige Entwick lung wurde gem ä ß  GV- Reso lut ion  47/ 1 9 1  
im Februar J 993 a l s  themenbezogene, fu nktione l l e  K ommiss ion  des  ECOSOC 
e ingeri chtet .  Ihr  i s t  aufgetragen,  das Fo l low-up der U NC E D  u n d  besonders d ie  
Umsetzung des Akt ionsprogramms Agenda 2 1  zu überwachen .  Österre ich wurd e  be i  
starker internationa ler  Konkurrenz m i t  5 2  : I St immen für e ine  Funkti onsperiode  b i s  
Ende J 994 i n  d i e  K o mmiss ion  gewähl t .  

In  i h rer  ersten S i tzung im M ai 1 993 k on nte s i ch d ie  Komm iss ion  auf e ine  Reihe von 
organ i s atorischen Wei chenste l l u ngen e in igen .  S ie  nahm e i n  thematisches M e h rjah
resp rogramm an,  demzu fo lge  b i s  1 996  die  sektori e l l en K api te l  von Agenda 2 1  j e  
e i n m a l  behande l t  werden s o l l ten ,  während d ie  sektorübergre i fenden Fragen,  i n sbe
sonde re des F inanz- und Tech no logietransfers, jähr l ich erörtert werden .  Fü r 1 994 
s ind  die Themen Gesundheit ,  mensch l i ch e  S ied lungen,  S ü ßwasser, tox ische Chemi
ka l ien  und gefähr l i che Abfä l l e  vorgesehen . 1 99 5  so l len  Landressourcen, Desert ifi ka
t ion ,  Wälder  u n d  b io logische Vi e l fa l t  auf die Tagesordnung kommen.  1 996 so l l  den 
Fragen der sozia l en Atm osphäre und der Ozeane gewidmet se in .  Eine a l lgemeine 
Überprüfung a l l er Fragen is t  für 1 997 in  Auss i cht geste l l t .  

D i e  Tagung fand auf M in i sterebene statt, um den po l i t i schen D i a log über  Fragen der 
nachha lt igen Entwick lung in Gang zu h al ten .  Österrei ch war bei d i esem h ochrangi
gen Segment durch Bundesmi n i steri n M ari a Rauch- K a l l a t  vertreten .  Die erste 
Si tzung der C S D  wurde a l l gemein  a l s  erfo lgreich e i ngeschätzt. 

3.4. Spezialorganisationen der VN*) 

3.4. 1 .  Ernährungs- und  Landwirtschaftsorganisation der  V N  ( F  AO)  

Die  I nteressen i n  der  FAO,  i n  der  Österrei ch se i t  1 947 M itgl i ed i s t ,  werden vom 
B M LF wahrgenommen ; spezifi sch a ußenpo l i t i sche Angelegenheiten werden vom 
B M aA koord in iert.  

Von 6.- 2 5 .  N ovember 1 993 fand d i e  27. FAO-Konferenz statt .  Der Senegal ese 
lacques  Diouf  wurde zum neuen G en eral d i rektor, der  M exikaner lose Ramon 
Lopez Porti l l o  zum neuen Unabhängigen Ratsvorsi tzenden gewäh l t. 

Das  Budget 1994/95 s i eht ke inen rea l en Zuwachs und  damit  ke ine  E rweiterung des 
Arbei tsprogramms vor und wurde von der Konferenz e i nhel l ig angenommen (e ine  
St immentha l tung) .  Wicht ige Fachthemen der Konferenz w aren der Stand der  
E rn ä h rung und  Landwirtschaft i n  der  Welt ,  Ernähru ngss icherheit  und Ernährungs-

*)  In  al phabetischer Reihenfo l ge n ach d e n  englischen Kurzform e n .  
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zustand in Entwicklungsländern, Folgeaktivitäten zur Internationalen Ernährungs
konferenz ( International Conference on Nutrition/ ICN), Aktivitäten der FAO in 
Bezug auf Umwelt und nachhaltige Entwicklung, Beiträge zur Umsetzung der 
Beschlüsse der UNCED und der Aktionsplan für die I ntegration der Frau in die 
ländliche Entwicklung. 

Von besonderem Interesse war die von der F AO vorgelegte Studie "Landwirtschaft 
2010", die eine Einschätzung der Entwicklung im Ernährungs-, Landwirtschafts-, 
Forst- und Fischereibereich sowie der Bevölkerungsentwicklung und der natürl ichen 
Ressourcen bis zum Jahr 20 1 0  enthält und auf die Notwendigkeit strategischer 
H andlungsansätze verweist. 

Den jüngsten Prognosen der FAO kann folgendes entnommen werden : 
- Die Ernteerträge bestätigen eine angespannte Weltgetreideversorgungslage im 
Wirtschaftsjahr 1 993/94. Die Weltgetreideerzeugung 1 993 wurde auf 1 .878 Mi llio
nen Tonnen veranschlagt (- 4%) und spiegelt den starken Rückgang der Grobgetrei
deproduktion in den Industrieländern wider. Die weltweiten Überbestände werden 
in Anspruch genommen werden müssen, um den erwarteten Verbrauch zu decken, 
werden jedoch dem Mindestniveau, das die FAO zur Sicherung der Welternährung 
für notwendig hält, entsprechen. 
- Regional bestehen weiterhin ernste Nahrungsmittelverknappungen. In Afrika 
bestätigen die Ernteergebnisse in Kenia und Eritrea, daß der Bedarf an Nahrungs
mittelhilfe dieser Länder 1 994 beträchtl ich zunehmen wird. Geringere Ernten 
werden auch in Äthiopien, im Sudan, in Burundi und Angola erwartet. In H aiti ist 
die Nahrungsmittelversorgung äußerst ernst. Auch im Irak verschlechtert sich die 
Nahrungsmittel- und Ernährungslage. In einigen kaukasischen Staaten stieg die 
Zahl der Menschen, die Nahrungsmittelnothilfe benötigen. 
- Die ersten Aussichten für die Ernten 1994 sind überwiegend zufriedenstellend. Die 
Wachstumsbedingungen für Wintergetreide in den H aupterzeugerländern der 
nördlichen H emisphäre sind allgemein günstig. In Rußland ist die Aussaat durch 
eine Verknappung der Betriebsmittel zurückgegangen. I n  der südlichen H emisphäre 
sind die Wachstumsbedingungen zufriedenstellend. 
- Voraussichtlich wird 1 993/94 weniger Nahrungsmittelhilfe verfügbar sein. Auf
grund geringerer Geberzuwendungen werden die Getreidelieferungen auf 1 1 ,4 Mil
lionen Tonnen geschätzt, ein Drittel weniger als 1 992/93 .  

Österreich nimmt in der F AO aktiv an den Beratungen der weltweiten Landwirt
schaftskommission, der Forstkommission, des Komitees zur Sicherung der Welter
nährung und der Codex-Alimentarius-Kommission teil .  Auf regionaler Ebene 
arbeitet Österreich v. a. in der europäischen Landwirtschaftskommission und der 
europäischen Forstkommission mit. 

Die europäische Landwirtschaftskommission (ECA) tagte in der Zeit vom 27. Septem
ber - 1 .  Oktober 1 993 in Malta. Im Mittelpunkt der Diskussionen standen die 
Berichte verschiedener Arbeitsgruppen (z. B .  die Frau und die bäuerliche Familie im 
Rahmen der ländlichen Entwicklungen, Beziehungen zwischen Landwirtschaft und 
Umwelt). Ferner wurde eine kritische Bewertung der Forschungsvorhaben im 
europäischen System kooperativer Forschungsverbundsysteme in der Landwirt
schaft vorgenommen. Bei den Themen, die sich mit den politischen Änderungen in 
Europa und ihren Auswirkungen auf den Agrarsektor sowie mit Fragen und 
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Prob lemen der Entwickl u n g  des  l än d l ichen Raumes befaßten,  s tand d ie  S i tu at ion 
der Agrarwi rtschaft i n  den  zentra l - und  osteuropäischen Staaten im Vordergrund.  

D ie  Tatsache, daß die  E ntwicklung des ländl ichen Raums neben den e igent l i chen 
Aufgaben der  Landwirtschaft auch anderen B edürfn i s sen  (z .  B .  sozia ler  u n d  
ö ko logischer N atur) Rechnung  tragen muß ,  u n d  somit  d i e  M ultifunktional ität der 
Landwirtschaft wurden a l lgemein  anerkannt.  Die  verstärkten Aktivitäten der  FAO in 
den Ländern Zentral- u n d  Osteuro pas wurden begrüßt ,  g le ichzeit ig  wurde d i e  
Forderung nach e iner noch e ngeren Zusammenarbeit m i t  nat iona len u n d  i nternatio
nalen Organisat ionen i m  Bereich der Landwirtschaft unterstrichen .  

Das Motto des  Welternährungstags 1993 l au tete  " Di e  Viel fa l t  der N atur  � e in  
wertvo l l es  Erbe" und  unterstri ch d ie  Bedeutung der b io logischen Vie lfa l t  und der 
genet ischen Ressourcen für die Ernährungss icherung, die nachhalt ige Landbewirt 
schaftung, d ie  l änd l i che  E ntwick lung und den Schutz der  U mwel t .  

1 993 wurd e  der  Tropenwaldbericht der F AO veröffent l icht .  Der B ericht hä l t  fest ,  daß 
i n  den 80er Jah ren i m  D u rchsch n i tt jährl ich 1 5 ,4 M i l l i onen ha Tropenwald 
abgeholzt wurden .  Die  größten j ährl i chen Verluste betrugen i n  Late inamerika und 
der Karib ik  rund 7 ,4 M i l l ionen  ha,  in  Afrika 4, 1 M i l l ionen  h a, in  As ien/ Pazifi k  
3 ,9 M i l l i onen h a .  B i s  Ende 1 990 wurden weltweit  43,8 M i l l ionen h a  Tropenwald neu 
gepflanzt, davon gel ten 3 0,7  M i l l ionen ha  a l s  erfo lgre ich aufgeforstet .  Zum e rsten 
M al enthäl t  der Bericht i m  I nteresse e iner höheren Transparenz auch Angaben über 
e inze lne  Länder. Der Tropenwaldbericht i s t  Tei l  des  g loba len Waldberichts ,  der 
auch die  Wäl der in den en tw i cke l ten Ländern analys i e rt .  Der Berichtste i l  für d ie  
n icht-tropischen Entwi ck l ungsl änder so l l  Anfang 1 994 vorgel egt werden .  

Österreich zah lte  3 ,750 .000 U S-Do l lar  a ls  Beitrags le is tung z u m  FAO/V N - Wel ter
nähru ngsprogramm, wobei  e ine  1 0%ige Bargel dspende erfo l gte und 90% in Waren 
( Vo l l - und M agerm i l ch p u l ver, Käse )  ausgel iefert wurd e n .  Der österre ich ische 
Be itrag zur i nternat ionalen N ah ru ngsmi tte lnotstandsreserve waren 5 .000 t Getre ide .  
Darüber h i naus  füh rte  Österre ich  wie in  den Vorjahren a u fgrund e ines s pezi fischen 
Ersuchens der F AO Ausb i l d ungsprogramme fü r Angehörige aus Entwick lungs län
dern d urch . 

3.4.2. Zentrum für menschl iches Siedlungswesen ( H A B I TAT) 

Österreich i s t  se i t  1 99 1  M itgl i e d  des H A B ITAT, dessen Sekretariat s ich von Nairobi  
aus  bemüht ,  menschenwürdige U nterkünfte  für d ie  ärmsten Bevölkerungsgru ppen i n  
E ntwick l u ngslä ndern zu schaffen .  

F ü r  d i e  1 996 stattfindende K o n ferenz HABITAT 1 1  begannen 1 993 d i e  Vorbere i tun
gen,  d ie  s ich auf e ine Erhebung  der relevanten Aktivitäten auf g lobaler, regiona ler  
und Länderebene und e inen  I nformati o nsdienst konzentri e ren . Zie le  der Vorbere i 
t u ngsaktiv i täten s ind  u .  a .  d i e  H erstel l u ng e ines  Dia logs zwischen Entsche idungsträ
gern, die E inbeziehung von N GOs, die Bewußtseinsbi ldung h insicht l i ch der Themen 
der  Konferenz und  d ie  Etab l i erung v o n  Partnerschaften mi t  V N - K o mitees,  d i e  s ich 
m i t  regionalen Prob lemen ause inandersetzen .  

D i e  österreichischen freiwi l l igen Beiträge erre ichten 1 99 2  u n d  1 993 jewei l s  rund 
1 ,  I M i l l ionen S ch i l l ing.  Se i t  Oktober  1 992 i s t  e in  österre ichi s cher  J unior  Profess io
nal  Officer/J PO be i  H A B I TAT in Na i robi  tät ig .  

283  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)298 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

3.4.3. Internationale Atomenergie-Organisation ( IAEO) 

Die seit ihrer Gründung 1 957  in Wien angesiedelte IAEO beschäftigt derzeit über 
2 . 1 00 Angestellte aller Kategorien, darunter über 600 Österreicher. Sie ist die größte 
der im Vienna International Centre beheimateten Organisationen des VN-Systems.  
Zur Unterstützung ihrer weltweiten Tätigkeiten unterhält die IAEO Verbindungsbü
ros bei den VN in New York und Genf, Regionalbüros in Japan und Kanada sowie 
Laboratorien und Ausbildungseinrichtungen in Seibersdorfi Niederösterreich und 
in Monaco und arbeitet mit dem Internationalen Zentrum für Theoretische Physik in 
Triest zusammen. 

Dem im Statut der Organisation verankerten M andat entspricht ihre in Sachbereiche 
gegliederte Tätigkeit : Kernenergie und nukleare Sicherheit, Sicherheitskontrollen im 
Dienst der  nuklearen Nichtweiterverbreitung, technische Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedsstaaten sowie Forschung und Isotope. Die diese Sachbereiche 
betreuenden Sektionen bilden gemeinsam mit der Administrativsektion das Sekreta
riat der IAEO, dem ein Generaldirektor vorsteht. Aufgabe des Sekretariats ist es, die 
Beschlüsse der Mitgliedsstaaten in die Praxis u mzusetzen. Die Beschlußfassung 
vol lzieht sich in den von den Mitgliedsstaaten beschickten politischen Organen, das 
sind die in der Regel einmal jährlich zusammentretende Generalkonferenz und das 
jährlich mindestens fünfmal tagende, engere politische Leitungsgremium, der 
Gouverneursrat, in dem in wechselnder Zusammensetzung jeweils 35 Mitgliedsstaa
ten vertreten sind. 

Der von der Organisation beschrittene Weg entspricht einer Synthese der I nteres
sensvielfalt seiner 1 1 7 Mitgliedsstaaten. Andererseits eröffnet nur die aktive Teil
nahme als Mitglied an dieser pluralistischen Wil lensbildung die Möglichkeit, eigene 
Positionen und Interessen zur Geltung zu bringen . Das ist im Tätigkeitsbereich 
Kernenergie und nukleare Sicherheit von besonderer Bedeutung für Österreich, das 
als eines der in Bezug auf die Nutzung der Kernkraft derzeit einer Minderheit 
angehörenden Mitgliedsländer die Nutzung der Kernspaltung zur Energiegewin
nung wegen des Risikos von Kernkraftwerksunfällen und deren Folgen ablehnt. 
1 993 bot sich im Rahmen der IAEO für Österreich auf verschiedensten Ebenen 
Gelegenheit, nicht nur in allgemeiner Form seine Haltung zur Kernenergie zu 
verdeutlichen und zu bekräftigen. Es vermochte vielmehr auch durch seine 
Tei lnahme an konkreten Sachprogrammen seine spezifischen Vorstellungen einzu
bringen. Österreich wirkte z.  B.  an der Überarbeitung der grundlegenden Strahlen
schutzrichtlinien der IAEO mit und nahm im Planungskomitee für Sicherheitsfragen 
technisch veralteter Reaktoren aus der ehemaligen Sowjetunion, an der Entwicklung 
von Methoden zur vergleichenden Bewertung der Energieerzeugungsalternativen, 
an den Expertenverhandlungen zur Ausarbeitung einer Konvention über nukleare 
Sicherheit und an der Arbeitsgruppe zur Revision der bestehenden internationalen 
Nuklearhaftungsregime teil .  

Zum Betrieb unsicherer Kernkraftwerke in Zentral- und Osteuropa und in den 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion nahmen die österreichischen Vertreter bei der 
Generalkonferenz der IAEO und vor der Generalversammlung der VN ausführlich 
Stellung und appellierten eindringlich an die verantwortlichen Regierungen, die von 
der IAEO erstatteten Sicherheitsempfehlungen in die Praxis umzusetzen und dort, 
wo die Anhebung der Sicherheit auf einen akzeptablen Standard nicht möglich oder 
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wirtschaftlich nicht sinnvoll ist, die Ersetzung der Kernkraft durch alternative Arten 
der Energieerzeugung ernstl ich in Erwägung zu ziehen. 

Intensiv weitergeführt wurden die nach der Golfkrise 1 990/9 1 begonnenen Arbeiten 
zur Stärkung der Sicherheitskontrollfunktion der IAEO. Diese soll garantieren, daß 
die in aller Welt der Kontrol le der I AEO unterstellten zivilen nuklearen Anlagen, 
Materialien und Ausrüstungen zu ausschließlich friedlichen Zwecken genutzt 
werden. Diese in engstem Zusammenhang mit den internationalen Sicherheitsinter
essen der Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen stehende Verifikationstätigkeit 
hat die IAEO gemäß ihrem eigenen statutarischen Mandat, wie auch aufgrund der 
Bestimmungen des N PT, zu besorgen. 

In diesem Zusammenhang wurde ein schon 1 992 präsentiertes österreichisch-tsche
chisches Denkmodell für kosten effizientere Sicherheitskontrollmethoden von einer 
beratenden Expertengruppe mittlerweile  in wesentlichen Punkten aufgenommen. Es 
soll nun gemeinsam mit anderen Reformvorschlägen erprobt werden. 

Zu einem immer ernsteren internationalen Sicherheitsproblem weitete sich die von 
der DVR Korea (DVRK) aufrechterhaltene Position aus, internationale Inspektionen 
nur selektiv und unter Ausschluß bestimmter Anlagen zuzulassen, was in Wider
spruch zu den in ihrem Sicherheitskontrollabkommen mit der IAEO eingegangenen 
Verpflichtungen steht. Resolutionen des Gouverneursrats, der Generalkonferenz 
und des VN-Sicherheitsrats, die das Land zur vollen Kooperation aufforderten, 
b lieben 1 993 ohne Erfolg. Die I AEO konnte daher auch keine Versicherung 
abgeben, daß die nuklearen Aktivitäten der DVRK ausschließlich nicht-militäri
schen Zwecken dienten. Trotz intensiver multilateraler Konsultationen und bilatera
ler Verhandlungen zwischen Nordkorea und den USA konnte bis Ende 1 993 keine 
befriedigende Lösung gefunden werden. 

Die der IAEO durch die VN-Sicherheitsratsresolution 687( 1 99 1 )  übertragene Son
deraufgabe, das vom Irak in Verletzung internationaler Verpflichtungen geheim 
entwickelte Nuklearwaffenprogramm aufzudecken und unschädlich zu machen, 
konzentrierte sich 1 993 in seiner Endphase auf die Offenlegung des irakis ehen 
Beschaffungsnetzes für nukleare Komponenten. Ferner wird die IAEO gemäß 
Resolution 7 1 5( 1 99 1 )  auch künftig über die Nichtwiederaufnahme der Entwicklung 
nuklearer Massenvernichtungswaffen im Irak zu wachen haben. 

Zum Programm der technischen Hilfe und Zusammenarbeit, wo die I AEO durch ihre 
Fachleute vielfältige beratende und zwischen Geber- und Empfängerländern 
vermittelnde Funktionen erfüllt, trug Österreich 1 993 nach dem Beitragsschlüssel 
einen Anteil von 0,74%, d.  s .  4 1 0.700 U S-Dollar, bei. Ein erheblicher Tei l  der Aus
und Fortbildungsarbeit für Fachkräfte aus Entwicklungsländern, aber auch der teils  
in enger Zusammenarbeit mit  der F AO betriebenen Forschungsprojekte für ange
wandte Nukleartechniken in Landwirtschaft, Veterinärmedizin und anderen Diszi
plinen, stützt sich auf die IAEO-Laboratorien in Seibersdorf. 

Die von 27. September - 1 .  Oktober 1 993 in Wien abgehaltene 37.  Ordentl iche 
Tagung der Generalkonferenz der I AEO verlief in sachl icher Atmosphäre, die es  
ermöglichte, über al le  technischen, budgetären und administrativen Fragen Resolu
tionen im Konsensweg anzunehmen. Als neue Mitglieder wurden Armenien, 
Kasachstan, die Marshal l - Inseln, die Ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-

285 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)300 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

nien, die Slowakei und die Tschechische Republik aufgenommen. Hans Bl ix  wurde 
für eine vierjährige Amtsperiode als Generaldirektor wiederbestel lt. 

Die Erklärung der Österreichischen Delegation in der Generaldebatte konzentrierte 
sich auf Fragen der nuklearen Sicherheit, v. a. unter dem Blickwinkel der von 
veralteten Kernkraftwerken in Zentral- und Osteuropa ausgehenden Gefahren. 
Österreich trat für die beschleunigte Schaffung international bindender Normen der 
nuklearen Sicherheit und ein verbessertes Nuklearhaftungsregime durch Abschluß 
entsprechender Konventionen ein und befürwortete die Stärkung bzw. Erweiterung 
der Sicherheitskontrollfunktionen der IAEO. Es wurden auch neue Aufgaben 
aufgezeigt, für welche die IAEO bei Einigung über internationale Kontrol l - und 
Verifikationsmechanismen aufgrund einer Konvention zur Demilitarisierung spalt
baren Materials oder im Rahmen eines künftigen umfassenden Atomteststoppver
trags in Betracht gezogen werden könnte. 

Zu sicherheitspolitischen Fragen nahm die Generalkonferenz nach eingehenden 
Debatten Resolutionen betreffend die DVR Korea und den I rak an, in denen diese 
Mitgliedsländer eindringlich aufgefordert werden, voll mit der IAEO zu kooperie
ren. Analog zu der 1 992 gefaßten N ahost-Resolution, jedoch unter Berücksi chtigung 
der Fortschritte im Friedensprozeß und der damit gewachsenen Hoffnung auf eine 
Friedensregelung, wurde eine Resolution betreffend IAEO-Sicherheitskontrol len im 
Nahen Osten verabschiedet, welche die künftige Errichtung einer kernwaffenfreien 
Zone in der Region im Auge hat .  Schließlich begrüßte die Generalkonferenz in einer 
weiteren Resolution die bereits in einer Endphase der Vorbereitung stehenden 
Pläne, den afrikanischen Kontinent zur nuklearwaffenfreien Zone zu erklären.  Diese 
Entwicklung hatte Südafrika in entscheidender Weise dadurch positiv beeinflußt, 
daß es 1 99 1  dem NPT als Nicht-Atomwaffenstaat beigetreten war und die 
vollständige Beseitigung seines 1 989 eingestellten Kernwaffenprogramms durch die 
IAEO hatte verifizieren lassen. 

Die I AEO-Generalkonferenz beschloß für 1 994 im ordentlichen Budget einen 
Ausgabenrahmen von 200, 1 03 .000 U S- Dollar, das entspricht einem realen Null
wachstum, und einen Gesamtbeitrag für den Fonds für technische Hi lfe und 
Zusammenarbeit in der Höhe von 5 8,5 Millionen US-Dollar. 

Der österreichische Beitrag zum ordentlichen Budget 1 993 im Anteil von 0,769% 
betrug 1 79.224 US-Dollar zuzüglich 1 5 ,573.640 Schilling ( 1 994 : 0,8%, d. s. 
20 1 .07 1 US-Dollar zuzüglich 1 6,969.27 1 Schilling), jener zum Fonds für technische 
Hilfe und Zusammenarbeit im Anteil von 0,74% machte 4 1 0.700 US-Dollar aus 
( 1 994 : 0,77%, d. s .  450.450 US-Dollar) . 

3.4.4. Internationale Zivil luftfahrtorganisation ( ICAO) 

Österreich ist seit 1 948 Mitglied der I CAO. 

Neben der kontinuierlichen Verbesserung der Luftfahrtstandards in den Fachberei
chen Betrieb, Technik, Umweltschutz und Wirtschaft mußte 1 993 das Arbeitspro
gramm im Rahmen der budgetären Möglichkeiten der Organisation, v. a. wegen der 
steigenden Zahl von Mitgliedsstaaten (derzeit 1 80), angepaßt bzw. reduziert werden. 

Die Vorbereitungen für die 1 994 stattfindenden Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag 
der Unterzeichnung des Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt (Chicago 
Convention, Dezember 1 944) nahmen in fachlicher und organisatorischer H insicht 
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breiten Raum e in .  I m  Zusamm e n hang damit  i s t  e ine weltweite l uftverkehrspo l i t i sche 
K onferenz geplant ,  d ie  Weichen für e ine u m fassende Revi s ion  und M o derni s i erung 
der mit  diesem Abkommen geschaffenen rechtl ichen und wirtschaftl i chen Gru n d l a
gen für den i n tern at iona len  Luftverkehr stel l e n  so l l .  

Der österreich i sche  M itgl i edsbeitrag zur I C AO für 1 993 betrug 255 . 300 US-Do l l a r  
(etwa 2 ,8  M i l l ionen Sch i l l i ng ) .  

3.4.5. Internationale Arbeitsorganisation ( l LO )  

D i e  I LO ist  jene V N -Spezia lorgan isat ion,  d i e  s ich m i t  N ormen- und Entwick lungs
fragen im Arbei tsbereich beschäftigt. Als  e inzige VN-Sonderorganisation ist s ie  
sozi a lpartnerschaft l i ch o rgani s iert .  S ie  überwacht d ie  E inh altung von M enschen
rechten,  etwa der (gewerkschaft l i chen )  Versammlungsfre iheit ,  und l ei stet U nt erstüt
zung bei m Auf- u n d  Umbau des sozi a l en Systems i n  Entwi ckl ungsl ändern ebenso 
wie in  den Reform l ändern in Zentral - und Osteuropa .  S i e  d ient  ihren Mi tg l iedsstaa
ten und den Sozia l partnern als Foru m der Verständigung i n  Fragen der Arbe itsför
derung und  Armutsbekä mpfu ng. I LO-Genera ld i re ktor M i che l  H ansenne wurd e  i m  
M ai 1 993 wiedergewählt .  

Die 80.  Internationale Arbeitskonferenz, die  vom 2 .- 22  . .I uni  in  Genf stattfand ,  war 
der sozia len  Si cherheit  und dem sozi a len Schutz gewidmet .  Verabschiedet w u rden 
e ine Konvent ion  und e ine E m p fehl ung über d ie  Verhütu ng von schweren indus t ri e l 
l en  U n fä l l en .  Vorbere i tungen zu ei n er K o nvent ion ü ber Tei lzeitarbe i t  w u rden 
getroffen .  Auch 1 993 wurd e  e ine  Sondersitzung über d ie  Lage der Werktätigen in 
den ( i srael i sch)  B esetzten Gebieten abgehalten,  wobei  d ie  I LO über ihre Aktiv i täten 
in der Region  berichtete .  Vorbereitet wurden die Aufn ahme einer offizi e l l en 
Zusammenarbeit m i t  Südafrika sowie d ie  Suspendierung der Anti-Aparthe id -Dek la 
ra t ion,  was  sodann vom Verwaltungs rat der  O rganisati on i m  November b estätigt 
wurde.  Die  ö sterre i chische Del egation  wurde von Bundesmin i ster .Iosef H esoun 
gel eitet .  

Im Jänner fand darüber h inaus  in Genf die 15 .  Internationale Konferenz der 
Arbeitsstatistiker statt ,  d i e  s i ch u.  a .  m i t  Fragen der Stat ist iken über Stre iks ,  
Arbei tsausfä l l e  und  den i n form e l l en Sektor beschäftigte.  

Österreich l e i stete 1 993 e inen Bei trag von 2,095 . 364 Schweizer Franken zum 
ordent l ichen Budget der  I LO und betei l i gte s i ch  personel l und fin anzi e l l m i t  
5 5 0.000 U S- Do l l ar an  e inem Arbei ts inspektoratsprojekt im  frankophonen Afrik a  
und an e i n e m  Straßenbauprogra m m  i n  R u a n d a .  Die  Finanzierung e i n e s  E ntwick
l ungsprojekts der I LO im Gewerbebereich in S imbabwe im Umfang von i n sgesamt 
884.000 U S - Do l l ar i s t  in  Vorbereitung.  

3.4.6. Internationale Fernmeldeunion ( I TU )  

M i t  1 .  M ärz 1 993 w u rde d ie  1 992 beschlossene neue  Struktur der ITU - stärkere 
Beton u ng der d re i  Sektoren Standardis ierung, Funk  und  Entwick l u ngsh i l fe -
umgesetzt. 

Vertreter der G enera ld i rekt ion für d i e  Post- u n d  Tel egraphenverwaltung h ab e n  i n  
Arbeitsgruppen der  I T U -Telekommunikations-Studiengruppen 1 1  und  1 3  m itgear
be itet .  D ie  Spezifi kationsarbe i te n  für I S D N  (Integrated Servi ces Digital  Network) ,  
B - I S D N  ( B reitband- I S D N) ,  ATM (Asynchronous Transfe r  M ode) und  I N  ( Inte l l i -
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gent Network) waren dabei für die Einführung und Weiterentwicklung dieser 
Funktionen in Österreich von besonderer Bedeutung. 

Die österreichische Fernmeldeverwaltung nahm an der Funkversammlung (Radio
communication Assembly) und an der weltweiten Funkkonferenz (World Radio
communication Conference) in Genf tei l .  

Der österreichische Beitrag zum ITU-Budget 1 993 betrug 3 1 0.600 Schweizer Fran
ken. 

3.4.7. Department of Humanitarian Affairs (UN-DHA) 

Das U N-DHA (früher : VN-Koordinationsstelle für Katastrophenhilfe/U N D RO) 
stimmt die Katastrophenhilfsmaßnahmen zwischen den Organen und Sonderorgani
sationen der VN sowie anderen staatlichen und nichtstaatlichen Hilfsorganisationen 
aufeinander ab. 

Österreich wirkte im Rahmen der Katastrophenhilfe der UN-DHA besonders bei der 
Errichtung von UN-Desaster Assessment and Coordination Stand-by-teams (UN
DAC-teams) und beim Projekt für den Einsatz mil itärischer und ziviler Ressourcen 
für Zwecke der Katastrophenhilfe (MCDA-Projekt) mit und hielt vom 1 .- 6. Septem
ber die Katastrophenhilfeübung "Exercise 93" im Raum Wiener Neustadt ab. An der 
Übung nahmen 1 4  "Search and Rescue Teams" und 200 Delegierte aus über 
40 Staaten und von Internationalen Organisationen tei l .  

1 993 zahlte Österreich 50.000 US-Dollar in  den Fonds zur Stärkung der UNDRO 
(jetzt UN-DHA) ein und stellte der UN-DHA Lebensmittelrationen des Bundes
heers im Wert von 1 ,5 Mi llionen Schill ing für Flüchtlinge in Georgien zur 
Verfügung. 1 ,5 Mil l ionen Schill ing wurden für Erdbebenopfer in Indonesien und 
250.000 Schilling nach einer Schneesturmkatastrophe in der Mongolei überwiesen. 

3.4.8. Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) 

Das UNDP wurde Mitte der 60er Jahre durch Zusammenlegung zweier Sonderfonds 
zum Zweck der Finanzierung und Koordination der in Form von Zuschüssen den 
Entwicklungsländern zur Verfügung gestellten "Technischen H ilfe" geschaffen .  Die 
Schwerpunkte der Tätigkeit l iegen u .  a. in folgenden Bereichen : Reform des 
öffentlichen Sektors, soziale Entwicklung und Armutsbekämpfung, Umweltverträg
lichkeit, Ausbau der produktiven Kapazitäten. Das UNDP hat diese ihm ursprüng
l ich zugedachte Rolle einer "central funding and co-ordinating agency" nicht erfüllt 
und ist zunehmend mit Projektarbeit in Konkurrenz zu den sektoriell zuständigen 
Spezialorganisationen (z. B. U N I DO, I LO, WHO) getreten. 

In den letzten Jahren lag das Projektvolumen des Office for Project Services (OPS), in 
dem das UNDP seine eigenen Durchführungskapazitäten organisiert hat, über dem 
der größten Spezialorganisation. Der vom UNDP forcierte Trend zur Projektdurch
führung durch die Empfängerländer selbst ("national execution") und neue 
Vergütungsmodalitäten der Abwicklung von UNDP-Projekten durch eine "execu
ting agency" haben sowohl die finanzielle Lage der einzelnen Organisationen als 
auch deren Verhältnis zum UNDP beeinträchtigt. 

Die seit einigen Jahren laufenden Bestrebungen zur Reform der wirtschaftlichen und 
sozialen Bereiche der VN zielen auf eine Koordination der Teile dieses historisch 
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gewachsenen Systems ab, um d ie  E ffi z i enz zu steigern u n d  Doppelgle i s igkeiten zu 
vermeiden .  E ine  i n  d i esem Rahmen geplante Ausgl iederung des O PS aus dem 
U N D P  und se in e  I ntegrat ion i n  das V N -Sekretariat r iefen berei ts  be im Verwal tu ngs
ratstreffen des U N D P  im Jun i  massive B edenken der M i tg l i edsstaaten - i nsbesonde
re wegen e ines befürchteten Verlusts  a n  Effiz i enz - h ervor.  D i e  Maßnahme wurde 
vom U N D P-VerwaItu n gs ra t  daher v o rerst b i s  Anfang 1 99 5  aufgeschoben.  

Die  ungünst ige Wel twi rtschaftsentwick l ung füh rte  zu  entsche idenden Bei tragskür
zungen der wicht igsten Geberl änder und damit  zur  weiteren Verknappung der 
M i tt e l .  S o  fi el 1 99 3  der gesamte M i tte lzutl uß an d as U N D P  erstmals  nach vier 
Jahren unter I M i l l iarde U S-Dol lar, wodurch die Programmverptl i chtungen auf 75% 
der ursprüngl ich p ro Land jährl i ch gepl anten Projektm i tte l  beschränkt werden 
mußten .  Der österre i ch i sch e Beitrag zum U N DP bel ief s ich  l aut  BVA 1 993 auf 
1 57 ,3  M il l ionen S ch i l l i ng .  Im Rahmen des J PO- Programms fin anziert das B M aA 
zudem mehrjährige  E i nsätze österre ich i scher J ungakademiker  in U N DP- Bü ros vor 
O rt :  1 993 in  E I  Salvador, Lesotho,  M yanmar und Ken ia .  

Der  neue U N D P-Admin i st rator, der Am erikaner G u s  Speth ,  stattete Österre i ch im 
H erbst 1 993 e inen B esuch ab  und traf nach Ges prächen im B KA und B M aA auch 
mi t  B undespräs ident  Thomas K lesti l ,  Nat ionalratspräsi dent  H einz Fi scher  und 
B u ndeskanzler Franz Vran i tzky zusammen .  

3.4.9. Organisation der  VN für Erziehung, Wissenschaft und  Kultur ( U N E S C O )  

1 99 3  stand ganz i m  Zeichen d e r  Vorbere i tu ngen für d i e  i m  Zweijahresrhythmus  
stattfindende Generalkonferenz ( 25 .  Oktober - 1 6 . N ovember i n  Paris ) .  I m  M i tte l 
punkt  s tand d ie  Wahl des Generaldirektors. Die  Frage nach dem Wiedereintritt  der 
USA und Großbri tann iens  i n  d ie  Organisat ion i s t  damit  eng verknüpft ,  wei l  d ie  
G laubwü rdigke i t  der  Refo rmmaßnahmen auch von der  Persön l i chkei t  und  der  
A rbei tsweise des Genera l d i re ktors abhängt. Die  U S A  l i eßen  im September erken
nen, daß sie eine Rückkehr  i n  d ie  U NE S CO für 1 995  (zum 50. Jahr  des Bestehens der 
U N ES C O )  in  A uss icht  nehmen .  

D i e  1 992 von e inem U n tersuchungsausschuß des  U S - B u ndesrechnungshofs getrof
fene E inschätzung der  U N ESCO-Arbe i t  und der von General d i rektor Federico 
M ayor Zaragoza gesetzten M aßnahmen l i eßen dessen Wi ederkandi datur s i nnvol l  
ersche inen .  Genera ld i rektor M ayor k o nnte m it der U nterstützung der I ndustri estaa
ten rechnen .  N ach dem frühen Aussche i den von zwei Gege n kandidaten wurde er  am 
6 .  N o vember mi t  1 69 von 1 72 St immen wiedergewähl t .  D i eses fast  e inmütige 
B ekenntnis  zu se iner  Person und der v o n  i h m  zur E rneueru n g  und Aktua l i s i erung 
des U N ESCO-Programms ge le isteten A rbei t  zeugt vom h o h en Vertrauen,  das ihm 
v o n  den M itgl i edsstaaten e ntgegengebracht w i rd .  

I n  d e r  Rede zum Antri t t  se ines zweiten sechsjährigen M andats u nterstrich der 
Genera ld i rektor die bei den H au ptaufgaben der U N  ESCO : die Konso l id i erung von 
Frieden und Demokrat i e  ( " Peacemaking")  sowie die nachhal t ige Entwick l u ng .  Zur 
E rfü l lung dieser A u fgaben d ienen das Programm " Erziehung  für a l l e" ,  die Bemü
h u n gen u m  den Wissenst ransfe r, d i e  D u rchführung der  auf  der  R i o- Konferenz 1 992 
besch lossenen Agenda  2 1 ,  der U nterricht  und d i e  E rz iehung zu Demokratie,  
M enschenrechten und Friede sowie die M aßnahmen z u m  Schutz der  M e nschen
rechte .  

289 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)304 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

Die Prioritäten für 1994/ 1995 wurden in fünf Programmkommissionen festgelegt : 
- Bildung und Erziehung : Alphabetisierung, Grundschul- und Berufsbildung, 
H ochschulen. Neue Anstrengungen werden in der Erziehung zu internationaler 
Verständigung, Toleranz, Menschenrechten und Demokratie unternommen. 
- Naturwissenschaft : Ökologie in der Forschung, Politikberatung, Bildung und 
Information. Weiters besteht Priorität von Lehre und Forschung in den Angewand
ten und Grundlagenwissenschaften. 
- Kultur : Erhaltung des Kulturerbes der Menschheit, Schutz von Minderheitenkul
turen mit besonderem Augenmerk auf "interkulturelle Projekte" und den " Beitrag 
der Kultur zur Entwicklung" . 
- Kommunikation : Förderung der Presse- und I nformationsfreiheit, Medienhilfe 
für Entwicklungsländer, Informatik. 
- Sozialwissenschaften/Menschenrechte : Zusammenfassung bisheriger Programme 
in ein internationales sozialwissenschaftliches Programm, zu dessen Verwirklichung 
das neu geschaffene Zwischenstaatliche Komitee MOST (Management of Social 
Transfer) beitragen soll .  Im Bereich Menschenrechte sind die Themen "Minderhei
ten" und " Bio-Ethik" vorrangig. 

Neben der Wahl des Generaldirektors und der Festlegung der Programmprioritäten 
hatte die 27. Generalkonferenz der UNESCO das Budget 1994/95 zu beraten. Gute 
Vorbereitung ermöglichte die Annahme des konstant gebliebenen Zweijahres-Bud
gets von 450 Millionen US-Dollar mit zusätzlichen freiwilligen Beiträgen von 
250 Mill ionen US-Dollar. Das im Verhältnis zu den weltweiten Herausforderungen 
ohnehin geringe Budget wird durch Beitragsrückstände zahlreicher Mitgliedsstaaten 
belastet, sodaß weitere Programmzusammenfassungen, Verschiebungen oder Strei
chungen zu erwarten sind. Aus diesem Grund wurden schon jetzt übergreifende 
Ziele in den Vordergrund gerückt : die Verbesserung der Lage in Afrika, die Hi lfe für 
die 47 ärmsten Länder sowie die Verbesserung der Stellung der Frauen. 

Die 27. Generalkonferenz war vom Willen nach Konsens und Verständigung 
getragen. Die geringen Mittel ließen allerdings keinen Raum für weitreichende 
Alternativen, zumal zahlreiche Programme und Aktivitäten mittel- und langfristigen 
Charakter haben und unter Berücksichtigung der politischen Veränderungen oder 
sachlichen Umstände fortgeschrieben werden müssen. Auf Antrag der EG-Staaten 
wurde der "Bundesrepublik Jugoslawien" (Serbien und Montenegro) entsprechend 
der SR-Resolution 777( 1 992) die Mitarbeit an der Generalkonferenz durch Plenums
beschluß verweigert. Ein Antrag auf Aufnahme von " Palästina" in die UN ESCO 
wurde angesichts des laufenden Friedensprozesses mit I srael auf die kommende 
Generalkonferenz verschoben. Eine Resolution betreffend die archäologischen 
Grabungen in Jerusalem fand über Vermittlung des Sprechers der EG-Gruppe 
(Belgien) eine ausgewogene Formulierung und wurde mit Konsens angenommen. 

Die Zahl der Mitgliedsstaaten ist 1 993 von 1 70 auf 1 8 1  angewachsen . Neue 
Mitgl ieder : Slowakei, Tschechische Republik, Tadschikistan, Bosnien-Herzegowi
na, Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Turkmenistan, Eritrea, Salomo
nen, Andorra, Usbekistan und Niue. 

Die Generalkonferenz wählte neue Mitglieder in die zwischenstaatlichen Gremien 
und die Hälfte des Exekutivrats . Österreich bewarb sich erfolgreich um einen Sitz im 
Internationalen Koordinierungsrat des Programms "Man and Biosphere (MAB)" 
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u n d  im Zwi schenstaat l i ch e n  Rat des "Genera l  I nformation Programme (G I P) " .  M i t  
d i eser Tagung trat auch d i e  Reform des Exekut ivrats i n  K raft :  nunmehr  werden 
nicht  mehr u n ab h ängige Persönl ichkeiten,  sondern Staatenvertreter in den E xekut iv
rat  entsandt .  Die österreichische De legat ion, d ie  aus Vertretern des B M aA, des  
B M U K, des  B M W F  u n d  der  österre ichischen U NESCO- Kommiss ion bestand,  
wurde von Vizekanzler Erhard Busek ge le i tet .  Österreich  ste l l te  auch den Vizepräs i 
denten der Programmkommiss ion V (Geistes- und Sozia lw i s senschaften) .  

A l s  erstes konkretes  E rgebnis  der  Beratungen des U NESCO- Forums für intellektuel
le Zusammenarbeit wurde das  Projekt " Learn ing without Front iers" präsent iert ,  das 
mi t  H i l fe des  Sate l l i tenfernsehens  weltweit  Lehrprogramme anbieten und s o  den 
Zugang zu  Wissen u n d  B i l dung auch bei mangelnden Verwaltungsstru kture n  
er le ichtern so l l .  

Angesi chts der  beschränkten Finanz- und Persona lmi tte l  kommt d e n  U N ESCO- Na
t ionalkommiss ionen be i  der  Verwi rk l ichung der  gesetzten Z ie le  e ine neue Sch lüsse l 
rol l e  zu .  S i e  s ind  d ie  wicht igsten M it t ler  zwischen den Partnern in  den  Bereichen 
B i ldung,  Wissenschaft, Kultur und Kommunikat ion .  D ie  österreichische UN ESCO
Nationalkommission hat s ich  mi t  der D urchfü h rung der a l l e  v ier  Jahre stattfi ndenden 
Regi onalkonferenz der europä ischen N at ional kommiss ionen ( Wien,  1 9 . - 23 .  Apri l ) , 
an  der neben hohen  Beamten auch Genera ld i rektor Federi co M ayor te i l nahm,  
besonders profi l i ert . I hre H i l fe be im Aufbau von Nati ona lkommiss ionen i n  Zentra l 
und Osteuropa fan d  gro ß e  Beachtung.  

M i t  1 8 . M ä rz 1 993 wurde die M itgl iedschaft Österreichs be i  dem im Dezember 1 99 2  
rat ifiz ierten Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und  Naturerbes der Welt 
wirksam. 

Der österreichische UNESCO-Mitgl iedsbeitrag 1 993 betrug 8 7 7 . 3 7 1 U S - D o l l a r  lind  
8 ,029 . 325  Französ ische Francs (O,74°;() des  Gesamtbudgets) .  Wei ters wurden e in  
freiwi l l iger Be it rag des B M aA zum Fonds  zur Förderung der Menschenrechte 
(9 .000 U S - Do l l ar )  und Be iträge des B M WF fü r das Dokumentat ionszentrum des 
I nternationa l  C ou nc i l  of  M o n uments and Sites ( I CO M O S )  (4 .459 U S - D o l l ar und 
40.377  Französ ische Francs) sowie für das Übere inkommen zum Schutz des  K u ltur
und Nature rbes  der  Welt  ( 22 . 869 US- Dol l a r) gel eistet .  Für e inen Jahres l eh rgang am 
I nternat ional I nst i tute for Educationa l  Planni ng ( I I E P) wurden aus M itte l n  der 
E ntwick l ungs h i l fe des B KA dre i  St ipend i aten ( Uganda, Vietnam, Ruanda ; Gesamt
kosten 488 . 5 1 5  Französ i sche Francs) und aus M itte l n  des  B M  UK ein St ipendiat 
(Albanien ; Gesamtkosten 1 60 .000 Französ i sche  Francs) gefördert .  E ine  Vertreteri n 
des B M U K  nahm an e inem Ausb i ldungs lehrgang des I I EP tei l .  Weiters finanzierte  
Österreich  e inen Associated Expert für d ie  U N ESCO ( Kosten September 1 992  b i s  
S eptember 1 993 : 9 5 .45 1 U S - D o l lar), dessen Vertrag auf  e i n  zweites Jahr  verlängert 
wurde .  

D i e  österreichische Präsenz i m  U N ESCO-Sekretariat konnte 1 993 um den D i rektor 
für Öffent l i chkei tsarbei t  am A mtss i tz der  Organ i sation  erhöht  werden .  Damit  s ind 
d rei  österre ich i sch e  Staatsbü rgerI nnen a ls  i nternat iona le  Beamte tät ig, e ine weitere 
Österreicherin a u f  e inem Verw a ltungsposten.  Dazu kommen der erwähnte assozi erte  
E xperte im I n fo rmatiksektor sowie zwei junge österreich ische Akademiker, d ie  je  
d rei  M o nate a l s  Prakt ikanten i m  U N ESCO-Sekretariat beschäftigt waren .  
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3.4. 10. Fonds der VN für Bevölkerungsfragen (UNFPA) 

Die zunehmende Erkenntnis auch in den Entwicklungsländern, daß das rapide 
Bevölkerungswachstum eines der vordringl ichsten Probleme darstel lt, spiegelt sich 
in den erreichten Beitragszahlungen zum UNFPA während der letzten Jahre positiv 
wider. Da die Effizienz der Arbeit des UN FPA allgemein anerkannt ist, haben auch 
die USA 1 993 ihre Beziehungen zum Fonds wieder aufgenommen. 

Die Gesamtbeiträge beliefen sich 1 992 und 1 993 auf etwa 238 Millionen US- Dol lar. 
Der österreichische Beitrag wurde von 5,4 Millionen Schilling ( 1 99 1 )  auf 6,9 Millio
nen Schil l ing ( 1 992) gesteigert, sank 1 993 auf 6, 1 Mill ionen Schi lling und steigt 1 994 
(BV A) auf 8,8 Millionen Schilling.  

Eine wichtige Rolle kommt dem UNFPA im Hinblick auf die 1 994 in Kairo 
stattfindende Weltbevölkerungskonferenz zu, deren Schwerpunkte auf folgenden 
Themen liegen werden : die Rol le der Familie, die Stärkung der Rolle der Frau, 
Urbanisation und Migration, Zusammenarbeit mit NGOs. Für die Weltbevölke
rungskonferenz fanden 1 993 mehrere Vorbereitungstagungen statt, so im Mai das 
zweite Vorbereitungstreffen, an dem auch NGOs aktiv teilnahmen, und die regionale 
europäische Vorkonferenz im Frühjahr in Genf. Die nationalen Vorbereitungen sind 
ebenfalls in vollem Gange. Ein österreichisches Nationalkomitee konstituierte sich 
unter der Federführung des BMaA. Mitglieder in diesem Komitee sind Vertreter der 
interessierten Ministerien, des Österreichischen Statistischen Zentralamts und der 
Wissenschaft, Mitglieder des Nationalrats sowie Exponenten von Selbstverwal
tungskörperschaften und NGOs. Der von diesem Komitee redigierte österreichische 
Nationalbericht wurde Ende 1 993 fertiggestellt. 

Am 2./3 .  Dezember fand im Wiener Institut für Entwicklungsfragen und Zusam
menarbeit ein Ad-hoc-Round Table zum Thema " Population and Communication" 
statt, der in Zusammenarbeit mit dem UN FPA organisiert worden war. Der Round 
Table beschloß drei, an das Sekretariat der Internationalen Weltbevölkerungskonfe
renz gerichtete Empfehlungen : EZA-Initiativen sollen zeitgemäß und dauerhaft 
sein, sich den Problemen integrativ und multisektoriell annähern sowie finanzielle 
und technologische Resourcen durch internationale Zusammenarbeit mobili sieren. 
Das Wiener I nstitut organisierte weiters mit der Österreichischen Forschungsstif
tung für Entwicklungshilfe (ÖFSE) am 20. September ein Fortbildungsseminar 
"Bevölkerung und Entwicklung". 

Ebenfalls im Kontext der Weltbevölkerungskonferenz wurde (nach einem Vorberei
tungstreffen im Mai 1 993) im November auf gemeinsame Einladung des österreichi
schen Parlaments und des BMaA ein Runder Tisch der vier politischen Internationalen 
(Christdemokraten, Konservative, Liberale und Sozialisten) zu Fragen der Bevölke
rungsentwicklung und Wanderungsbewegungen abgehalten. Die Tagung wurde mit 
dem Wiener Manifest abgeschlossen, das einen Aufruf an die Parlamentarier zur 
Verbesserung der Gesetzgebung in diesem Bereich enthielt, insbesondere hinsicht
lich der Gleichstel lung der Geschlechter sowie des Respekts für individuelle bzw. 
gesellschaftliche kulturelle und ethische Werte. 

3.4. 1 1 . Flüchtlingshochkommissariat der VN (UNHCR) 

Dem 1 95 1  geschaffenen U N HCR obliegt der Schutz und die Betreuung der weltweit 
derzeit 1 9  Millionen Flüchtl inge und 24 Millionen intern Vertriebenen. 1 993 war das 
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U N HC R  bereits  das dritte Jahr  in u n unterbrochener Folge mi t  au ßergewö h n l ichen 
K atastrophen konfront iert .  H i l fs - und Flücht l i ngsrückfü hrungsprojekte i n  Afghani 
s tan ,  Ango l a, Äth iopien ,  B u rundi ,  G u atemala ,  Kambodscha,  Liberia,  M osambik ,  
M yanm ar, Soma l ia , Togo, im Transkaukasus und i n  Zentra las ien sowie  im 
ehema l igen J ugos l awien h aben das G esamtvol u men der H i l fsprogramme,  d ie  aus 
fre iw i l l igen Be i trägen der  M itg l i edsstaaten fi nanziert werden,  bereits das zweite M a l  
d i e  M il l i arden- Dol l ar-Grenze überschreiten l assen .  A l l e in  a u f  d e m  Gebiet  des 
ehema l igen J ugos lawiens  s ind rund vier M i l l i onen F lücht l inge zu betreuen .  

Der österreichische Beitrag zum U N H e R-Bu dget betrug 1 993 4.640.000 Sch i l l i ng .  
Für  spezi e l l e  Projekte s te l l te  d ie  Bundesregierung fo lgende Beträge zur  Repatri i e
run g  u nd/oder  Versorgung von F l ü ch t l i ngen zur Verfügung : Armenien/ Aserbaid
schan 0,5 M i l l i o nen Schi l l i ng ; Äth iop ien  0,5 M i l l ionen S ch i l l i ng ; ehemal iges J ugo
s lawie n  2 I M i l l i onen Schi l l ing ; Sri Lanka 0,5 M i l l ionen Schi l l i ng .  

A m  4. November wurde Frau Professor Sadako Ogata (Japan ) auf  Empfe h l u ng von 
VN-General sekretär Boutros B outros-Ghal i durch die  Genera lversam m l ung für 
weitere fü nf  J ahre i m  Amt  des F lücht l i ngshochkommissärs b estätigt .  Zu i hrem 
Ste l l vertreter wurde der Österreicher Gerald Walzer beste i l t .  

3.4. 1 2. Kinderhilfswerk der VN ( U N I C EF)  

Das se i t  1 946 bestehende Kinderhi l fswerk - Fonds wie Durchführungsorganisa 
t ion  - ,  dessen  A u fgabengebiet verschiedenste Akt ivitäten zur  a l l gemeinen Verbesse
run g  der sozio-ökonomischen Ste l l u ng von Ki ndern und M ü ttern i n  Entwi c k l u ngs
l ändern u m fa ßt ,  ist  wohl d ie  VN-Spezia lorganisat ion mit  dem h öchsten Bekannt
he i t sgrad.  I hre A kt ionen z ie len  sowohl  auf  wi chtige Entsche idungsträger ( We l tk in 
dergipfe l  i m  O ktober 1 99 1 )  a l s  auch auf  d ie  breite Öffent l i ch kei t  (Grußkartena kt io
nen ) .  

1 992 betrug  das geschätzte U N I C E F-Gesamtei nk ommen 9 3 8  M i l l ionen U S- Do l l a r  
( +  1 6%). 75%1 stam m ten a u s  Regi erungsbeiträgen, der Rest  wurde von privaten 
O rganisat ionen ge le i stet .  Die gesamten Programmausgaben betrugen J 992 744 M i l 
l i onen US-Do l l ar .  Schwerpunktberei che waren d i e  Gesundhei t  des K indes ( 3 1 %) 
u n d  das N otprogra m m  ( 22%) . 38% der M i tte l  flossen nach A fri ka, 3 4lYo nach As ien .  
D i e  staatl i ch e n  österreichischen Beiträge be laufen s ich se i t  1 992  auf 2 1  M i l l i onen 
S ch i l l i nge u n d  werden vom Be i trag des österre ichischen N at iona lkomi tees.  der auch  
den Erl ös aus  dem Gru ßkartenverkau f  e insch l i eßt ,  noch übertroffen .  

3.4 . 13 .  Organisation der VN für die industrie l le  Entwicklung ( U  N 1 00 )  

Der S c hwerpunkt der  Akt ivitäten der  U N I DO, a n  der Österreich a l s  S i tzstaat 
besonderes I nteresse hat ,  l ag t radi t ionsgemäß auf  der Fin anzierung und D urchfü h 
rung m it t lerer  b i s  gro ßer I n dustri eproj ekte .  

D ie  vergangenen Jahre waren von finanz ie l len  Krisen geprägt, d ie  e inerseits d u rc h  
d i e  sch leppende Z a h l u n g  d e r  Pfl i chtbe iträge v i e l e r  M itgl i edsstaaten ( der  Zahl u ngs
rückstand b etrug zei tweise bis  zu  5 0%) bedingt waren. A n dererseits traten auch i m  
operativen B u dget, d .  h .  d e m  aus der E rbringung von Leistungen der Organisat ion 
res u lt ierenden E i n k o m men,  E inbußen auf. Laut e iner U N D P-Studie  h atte die  
U N I DO unter  den VN- Spezia lorganisat ionen zwar die höchste Kosteneffekt ivi tät  
be i  Projektdurchfü h ru ngen, d ie  schwierige F inanzs i tuat io n  zwang d ie  O rganisat ion 

293 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)308 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

aber immer wieder, freiwerdende Stel len nicht nachzubesetzen und den Personal
stand zu verringern. Dies hat wiederum auf die Leistungsfähigkeit der Organisation 
rückgewirkt. Mit dem Ende 1 993 wirksam gewordenen Austritt Kanadas erfuhr die 
Organisation eine weitere Schwächung. 

Die Gesamtausgaben fielen von 239,4 Millionen US-Dollar (für 1 992) auf 234,5 Mil
lionen US-Dollar (für 1 993).  Der Entwicklung des UNIDO-Gesamtbudgets entspre
chend betrug der Beitragsanteil Österreichs am regulären Budget nach dem jeweils 
geltenden VN-Beitragsschlüssel 8,6 Millionen Schilling im Jahr 1 992, 8,4 Millionen 
Schil l ing im Jahr 1 993.  

Zum Industriellen Entwicklungsfonds der UNIDO (lDF), der entwicklungsspezifi
sche Projekte fördert, trug Österreich 1 992 und 1 993 jeweils über 30 Millionen 
Schilling bei . Diese Summe wurde von der multilateralen und bilateralen öffentli
chen Entwicklungshilfe und aus Mitteln der Wirtschaftskammer Österreich aufge
bracht. Damit werden u. a. das Investitionsförderungsbüro der UN I DO in Wien, das 
auch als Verbindungsstelle wirkt, und ausgewählte Projekte in Entwicklungsländern 
finanziert. 

Die einander verstärkenden Probleme der Organisation machten grundlegend neue 
Weichenstel lungen für die UNIDO erforderlich. Diskussionen in den Leitungsgre
mien der Organisation beschäftigten sich seit Jahren mit einer U N I DO-Reform .  
Basierend auf dem Vorschlag einer internen Task-Force der UNIDO, gelang e s  dem 
am 30. März 1 993 neu gewählten Generaldirektor Mauricio de Maria y Campos, ein 
Reform- und Restrukturierungskonzept vorzulegen, das nach einer Empfehlung des 
IDB ( Industrieller Entwicklungsrat - Leitungsgremium der U N I DO) von der 
5. Generalkonferenz der UNIDO am 9.  Dezember in Yaounde beschlossen wurde. 
Das Konzept sieht eine Reform der Organisation und die Restrukturierung des 
Sekretariats vor. Die Funktionen der bisher fünf stellvertretenden Generaldirektoren 
werden abgeschafft und die ihnen bisher unterstellten 20 Abteilungen in acht 
Einheiten zusammengefaßt. Die Tätigkeiten der UNIDO auf technisch-industriel
lem Gebiet werden sich auf jene Sektoren beschränken, in denen die U N I DO über 
eine umfassende Expertise verfügt. Besonderes Augenmerk wird auf Klein- und 
Mittelbetriebe, Humankapitalbildung, umweltschonende Industrialisierung und 
Frauen im Industrialisierungsprozeß gelegt werden. Mit diesen z. T. einschneiden
den Änderungen, die von den Mitgliedsstaaten ohne Einschränkung unterstützt 
werden, bestehen nunmehr wichtige Voraussetzungen für eine nachhaltige Konsoli
dierung der Organisation. 

3.4. 14. VN-Universität (UNU) 

Aufgabe der 1 972 mit Sitz in Tokio gegründeten UNU ist die Schaffung eines 
weltumspannenden Netzes akademischer I nstitutionen zur Erforschung aktueller 
Probleme des Friedens, der sozialen Sicherheit und Entwicklung. I nsbesondere 
sollen Studenten und Wissenschaftler aus Entwicklungsländern ausgebi ldet werden. 
Der UNU angegliedert sind das 1 98 5  gegründete Institut für Entwicklungshilfefor
schung (World Institute for Development Economics Research/WI DER) in Helsin
ki und das seit 1 989 tätige Institut für Neue Technologien und Gesellschaft in 
Maastricht. 

Österreich (BMWF) beteil igte sich 1 993 mit einem freiwilligen Beitrag von 1 ,5 Mil
lionen Schilling. 
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3.4. 1 5. Weltpostverein ( U PU)  

Als  M i tg l i ed des Konsu ltat ivrats für Poststud ien ( C C E P) arbeitet Österre ich i n  
d iesem Organ der  U PU m it ,  d e r  nunmeh r  1 84 M itgl i eds länder angehören .  Be i  d e r  
J ahrestagung des  C C EP ( Bern, 1 1 . - 26 .  Oktober)  w a r  Österreich Beri chterstatter d e r  
Stud ie  " Au swei tung d e s  I nternat iona len S ch n e l l postdienstes" und erstattete d e n  
Endberi cht .  I m  Rahmen des  Sympos iums " Di e  Post und  d i e  Umwel t" wurd e  e in  
B eri cht zum The m a  " Di e  Vorreiterro l l e  der ö sterre ich i schen Post  be i  der Lösung der  
U mweltpro b l e m e  in  Österre ich" präsenti ert. 

Auf der a u ß erorden t l i chen Tagu ng des Vollzugsrats ( Bern, 27 .  Oktober) wurden m i t  
Vertretern d e r  E u ropäischen K om miss ion d a s  "Grünbuch über d i e  Postd ienste"  
sowie d i e  zukünftige Zusa m menarbeit  zwischen E U  und UPU erö rtert .  

Für den vom 22 .  August  - - J 4.  September 1 994 in  Seoul  stattfindenden XXI . 
Weltpostkongreß b erei ten d i e  O rgane der  U P U  derzeit  i hre Berichte und Vorsch läge 
vor. Verb esserungen i n  der Organi sati on  und  der Arbeitsweise des 'Ne l tpostvere ins  
werden i m  M it te lpunkt s tehen .  

Der österreich ische Beitrag zum U PU- Bu dget 1 993 betrug 1 ,3 3 5 . 624 Sch i l l i ng .  

3.4. 16 .  \Vel tgesundheitsorganisation ( W H  0) 

Die W H O  arbeitet auf dem Gebiet der i nternat ionalen N"ormens etzung im Gesund
hei tsbereich m i t  dem Zie l  der  Erre i chung des  h öchstn:ögl i chen  Gesundhei tszustan
des und Woh l befi ndens a l l er M enschen.  Sie i s t mit  der Durchfü h rung von 
techn i scher  Zusamm enarbe i t  und sektors pezi fi schen Progra m m en sowie m i t  det  
Überwachu n g  u n d  I n format ion i n  d iesen  Berei chen befaßt .  

An läß l i ch der 46. Weltgesundheitsversammlung ( Genf. 3 . - 1 4 . Ma i ) hob d ie  W H O  d i e  
Notv/endigkc i t  gezi e l ter A k t i o n e n  gegen M a lar i , : .  K i nderlä h m u ng, Tu berk u l ose  u n d  
i'\I DS hervo r. Ferner besch loB  s i e  M aBnahmen z u r  größeren B u dgettranspä lTnz,  he i  
der Progra m m durchführung und  im Vergabesystem.  I m  Ra hmen der  Wel tgesu n d 
h e i tsversa m m l u ng w u rde Genera l d i rektor H i ro s h i  Nakaj ima  \v ied ergew�i h l t .  B u n 
desmin is ter  M i chael  Ausserwink ler  le i tete d ie  österreichi sche Del egati on .  

Weite Tei l e  d e r  \VH O-Akt iv i täten werden durch au Gerordent l i che  Finanzzuwend un -· 
gen finanzi ert .  Österreich unterstützt das  weltwei t e  A I DS - Programm der W H O  m i t  
e i n e m  Sonderzusch u ß  v o n  i n sgesamt 200.000 US-Do l l a r  und i s t bestrebt ,  d e n  Kampf  
gegen d i e se  Ep idemie  in  verstärkter  Koordinat i on  mi t  anderen bete i l igten i nternat io
na len O rgan i sat i onen fortzufü hren .  

Vom 1 .- 2 .  Apri l  fand i n  Riga e in  M i n i s tertreffen ü b e r  H I V/ A I DS-Verhütung und  
- Behand l u n g  i n  Zentra l - und Osteuropa statt, zu  dem auch Österrei ch bei trug. D i e  
Program m e  "Gesunde Sch u l en " ,  "Al te rn i n  Gesundhei t"  und  " Registrierung von 
I mpfstoffen"  in  d ieser  Reg ion  wurden von Österre ich ebenfa l l s  gefördert .  Weiters 
u nterstützt Ö sterrei ch das g l oba le  W H O - Progra m m  gegen D u rchfa l l s krankhei ten 
( Program for C ontrol 0 1'  D iarrhoeal  D i seases/ C D D) mi t  finanzie l len M i tte ln  u n d  
personel l  i n  Form e ines " Associate Profess iona l  O ffi cer".  M it d iesem Progra m m  
werden i n  Zusam menarbe i t  m i t  U N I C E F  v .  a .  K inder bet reffende Durchfa l l skrank
h ei ten erforscht sowie  durch d i e  E ntwi ck lung und Durchfü h rung von Projekten 
bekämpft. E i n  zusätzl i cher  österre ichischer  Beitrag zum C D D - Programm i n  Zentra l 
u n d  Osteu ro p a  sowie i n  Zentra lafrika i n  der H öh e  v o n  ca.  3 00.000 Sch i l l i ng i s t  
erfolgt .  
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1 993 betrug der österreichische Beitrag zum ordentlichen Budget der WHO 
2,553 .4 1 0  US-Dollar. 

3.4.17.  Weltorganisation für geistiges Eigentum (WI PO) 

Aufgabe der WIPO ist es, den Schutz geistiger Eigentumsrechte durch internationale 
Zusammenarbeit weltweit zu fördern und die zahlreichen Verbände für geistiges 
Eigentum (z. B. Pariser und B erner Unionen) zentral zu verwalten. 

Österreich wird in den verschiedenen Organen der WIPO regelmäßig durch 
Experten aus dem Patentamt, dem BMJ, der Patentanwaltschaft und der ÖV Genf 
repräsentiert. Für die Jahre 1 992/93 gehörte Österreich dem Verwaltungsrat der 
Berner Union und damit auch dem Koordinierungsausschuß, dem wichtigsten 
Exekutivorgan der WIPO, an. Bei der im September in Genf abgehaltenen 
3 1 .  Tagung der Leitungsorgane der WIPO und der von ihr verwalteten Verbände 
stand die österreichische Delegation unter Leitung des Präsidenten des Patentamts, 
Otmar Rafeiner. 

Österreich nahm an der Arbeit der Arbeitsgruppe des Ständigen Komitees für 
Entwicklungszusammenarbeit auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes tei l ,  
die laut Beschluß der 30.  Tagung der Leitungsorgane zur Überwachung und 
Bewertung des Programmes der technischen Zusammenarbeit der WIPO eingerich
tet wurde. Seine Mitgliedschaft in dieser Arbeitsgruppe wurde bestätigt. Bei der 
3 1 .  Sitzung der Verwaltungsorgane der WIPO wurde Österreich auch zum Mitglied 
des Exekutivrats des Pariser Verbandsübereinkommens für das Biennium 1 994/95 
gewählt und konnte damit seinen Sitz im Koordinationskomitee halten. Auf dem 
Gebiet des Patentrechts werden die Arbeiten zum Abschluß eines Zusatzvertrages 
zur Pariser Verbandsübereinkunft, soweit Patente betroffen sind (Patentharmonisie
rung), unter Mitarbeit Österreichs fortgeführt. Auf dem Gebiet des Markenrechts 
wirkt Österreich bei der Ausarbeitung sowohl eines multilateralen Vertrages zur 
Vereinheitlichung des Markenrechts (Trademark Law Treaty) als auch von Durch
führungsbestimmungen zum Madrider Protokoll von 1 989, das den Anwendungsbe
reich des Madrider Abkommens zur internationalen Registrierung von Marken 
erweitert, mit. An den übrigen Arbeiten und Programmen nahm Österreich weiterhin 
teil .  

Die von Österreich an die von WI PO verwalteten Verbände geleisteten Beiträge 
(4 1 6.946 Schweizer Franken) stammen aus Einnahmen aus der internationalen 
Registrierung von Marken und der daraus resultierenden Rückvergütung seitens der 
WIPO (etwa 8 1 2 .246 Schweizer Franken). 

3.4. 18. World Meteorological Organization (WMO) 

Die WMO hat die internationale Zusammenarbeit zur Errichtung meteorologischer 
Stationen, die Standardisierung meteorologischer Beobachtungen, den schnellen 
Austausch meteorologischer I nformationen, die Anwendung der Meteorologie in 
Luftfahrt, Schiffahrt und Landwirtschaft sowie die Förderung weltweiter Kontakte 
auf diesem Gebiet zum Ziel . 

Die WMO setzte ihre technische und zunehmend politische Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungs- und Umweltprogrammen der VN (UN D P  und UNEP) fort. Im 
Mittelpunkt dieser Aktivitäten standen Bemühungen der internationalen Staatenge
meinschaft, sich im Rahmen des Intergovernmental Panel on Climate Change ( IPCC) 
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i n tens iv  m i t  dem Problem der m ensch l ich verursachten K l i m averänderung ause i nan
d erzus etzen .  

Das I nteresse Österreichs an der  Arbe i t  der  WMO konzentriert s i ch  auf  d ie  
m eteoro l og i sche  Z u sammenarbe i t  in  Europa .  E ine  Österreichische Delega t i on nahm 
a m  Zwischenstaa t l i chen Treffen z u m  Wel t k l i m a progra mm i n  Genf  ( 1 4 . - 1 6 . A p ri l ) 
te i l .  I m  Exekut ivkomi tee, dem Vol l zugsorgan der Organ isa t ion ,  i s t Ös terre ich  d erze i t  
n i cht vert reten .  Österre ichs Ständ iger Vert reter  be i  der  WMO i s t  Univers i tätspro fes
sor Peter  S te in hauser  von d er Zentra l ansta l t  fü r M eteoro l ogi e und Geodynamik  in 
Wien. Der österre i ch i sche B ei trag fü r 1 99 3  betrug 3 97 . 6 3 6  Schwe izer Franken .  

3.4. 1 9 .  Weltorgan isation für Tourismus ( WTO ) 

D ie  WTO i st ke ine  S pezi a Jo rganisat ion der  V N  i m  eigen t l i chen S inn ,  a rbe i tet  a b e r  
eng mit  den  z us tändi gen Organen u n d  S pezia lorgan i sat i onen der VN zusammen .  Ih r  
Z ie l  i s t  d i e  Förderung der  i nternati o n a len Zusammenarbei t  a uf d e m  Gebiet des 
Fremdenverkeh rs .  1 20 Staaten s i n d  derzei t  \;1 i tg l i eder, vier Staaten gehören ihr a l s  
a s sozi i e rte  M itg l i eder a n .  S i t z  d e r  WTO i s t  M ad ri d ,  d e r  Österre ich i sche Botschafter 
i n  Spanien i s t  z ug le ich Stü n d iger Ve rtreter be i  der  WTO . 

D i e  4 5 .  Tagung des E xekut i vrats fand i m  M a i  i n  M a d ri d ,  d i e  46 . i m  Oktober  i n  B a l i  
"tat t .  Be i  T�l gungen des l j  mwel tko m i tees  (J  un i ) und  des  K o m i tee"  für Rei seer l e i chte 
ru ngen ( J u l i ) war  Österre i ch d urch Beamte  des B M wA vert reten .  

Der M ex i k aner  A n t o n i o  Enr i q u ez Savignac w u rde  bei  der  1 0 . Genera l Vers a m m l ung 
(4 . -- 8 .  O ktober, Ba l i )  a u f  Vorsch lag des  E x e ku t ivrats a l s  Genera l sekretä r für d i e  
Periode 1 994 - 1 997 \\ i edcrbest e l l t .  
F ü r ! 993  bet rug der österre ich i sche  B e i t rag zum Budget der WTO 6 8 .4S9 U S- Do l l a r  
u n d  I J  .. 8 6 4 . 000 S r a n i sch e Pesetas .  

I L  Wien als Sitz Internationaler O rganisationen 

I .  VN-Ein heiten in  Wien 

Büro der Vereinten Nationen ( U N O V) 

- I nternationa le s  Drogenk ontro l lp rogra m m  der VN ( U NDC P) m i t  dem 
I nternat iona len  Suchtgiftkontro l l rat ( I N C B )  

-- Abte i lung für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfl ege ( C PCJ B )  
- Büro für Weltraumfragen (OO S A )  
- I nformat ionsd ienst der V N  ( U N  I S )  
- Postvenval tung der Y N  (CN PA) 

Andere V:\ - Dienststel len 

- H i l fs werk der VN für Pa lä sti naflüchtl inge ( U N R  \V A)  
- Abtei l u ng für I nternati onales  H a ndel srecht ( U N C I TRAL) 
- Zweigbüro des VN- Hochkommis sars für Flüchti i nge ( U N H C R) 
- Lia isonbüro der Organisat ion der  VN für E rzi eh ung, \Vi ssenschaft und 

K u l tur  ( U N E SCO) 
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- Abteilung für Europa und die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten des 
Entwicklungsprogramms der VN (UNDP) 

- Wissenschaftlicher Ausschuß der VN zur Untersuchung der Auswirkun
gen radioaktiver Strahlen (UNSCEAR) 

2.  Eigenständige Organisationen in Verbindung mit den VN 

- Internationale Atomenergie-Organisation ( IAEO) 
- Organisation der VN für Industrielle Entwicklung (UNIDO) 
- Internationales Register audiovisueller Werke der Weltorganisation für 

geistiges Eigentum (WIPO) 

3. Organisationen außerhalb der VN 

- Organisation Erdölexportierender Länder (OPEC) 
- OPEC-Fonds für Internationale Entwicklung (OFID) 
- Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
- Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse ( I IASA) 
- Europäisches Patentbüro (EPO) 
- mehrere kleinere Einheiten bzw. Organisationen 

Vienna International Centre (VIC) 
Das für rund 4.600 Mitarbeiter geplante Vienna I nternational Centre 
wurde 1 979 den VN bzw. der IAEO und der U N I DO für eine symboli
sche Miete von 1 Schi lling pro Jahr zur Nutzung übergeben. Die in der 
Folge von New York und von Genf nach Wien verlegten Einheiten des 
VN-Sekretriats wurden 1 982 zu einem Büro der Vereinten Nationen in 
Wien (United Nations Office at Vienna/UNOV) unter der Leitung eines 
Generaldirektors im Range eines VN-Untergeneralsekretärs zusammen
gefaßt. Neben den Büroräumen verfügt das VIC über neun Tagungssäle, 
die bei gleichzeitiger Nutzung Konferenzen mit insgesamt 1 .600 Teilneh
mern ermöglichen. Die Betriebskosten des VIC, die von den Internatio
nalen Organisationen getragen werden, belaufen sich auf etwa 280 Mil
l ionen Schill ing jährlich .  Etwa ein Drittel der im VIC tätigen Funktionä
re sind österreichische Staatsbürger Innen. Nahezu 20.000 Delegierte 
kommen jährl ich zu den verschiedenen Tagungen und Konferenzen zum 
VN-Amtssitz Wien.  Das VIC ist nicht nur ein bedeutender politischer 
und kultureller, sondern auch wirtschaftlicher Faktor für die Bundes
hauptstadt. 

Büro der Vereinten Nationen (UNOV) 
Für die operativen Einheiten des Büros der VN in Wien wurde das Zentrum 
für Soziale Entwicklung und Humanitäre Angelegenheiten (Centre for Social 
Development and Humanitarian Affairs/CSDHA) zur Wahrnehmung 
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sozialer Fragen in einem multidisziplinären Sinn im Rahmen der VN 
geschaffen .  Daneben wurden Sicherheits-, Informations-, Verwaltungs-, 
Post-, Konferenz- und Übersetzungsdienste eingerichtet, die auch von 
anderen im VIC untergebrachten Einheiten bzw. Organisationen herange
zogen werden.  

Im März 1 99 1  wurden die mit Fragen der Drogenkontrolle betrauten 
Einheiten ausgegliedert und zu einer eigenen Einheit, dem Internationalen 
Drogenkontrollprogramm der VN (United Nations International Drug 
Control Programme/UNDCP) unter der Leitung eines Exekutivdirektors, 
ebenfalls im Range eines VN-Untergeneralsekretärs, neu organisiert .  Über 
Vorschlag einer im November 1 99 1  in Paris abgehaltenen Justizminister
konferenz wurde das VN-Komitee für Verbrechensverhütung und -kontrolle 
(Committee on Crime Prevention and Control) von der GV der VN durch 
eine Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege (Commis
sion on Crime Prevention and Criminal Justice, CCPCJ), abgelöst. 

Im März 1 992 hat der Exekutivdirektor des Internationalen Drogenkon
trollprogramms, VN-Untergeneralsekretär Giorgio Giacomelli, zusätzlich 
die Leitung des UNOV übernommen. 

Mit Resolution AI 47 1932 beschloß die Generalversammlung der VN über 
Vorschlag des Generalsekretärs im Mai 1 993 die Verlegung der im CSDHA 
zusammengefaßten Sozial einheiten, ausgenommen die Abteilung für Ver
brechensverhütung und Strafrechtspflege, von Wien nach New York. 
Gleichzeitig wurde die Verlegung des VN-Büros für Weltraumfragen 
(OOSA) sowie der Tagungen des VN-Komitees für die friedliche Nutzung 
des Weltraums (Committee on the Peaceful Uses of Outer Space/CO PU
OS) von N ew York nach Wien verfügt. Im Zuge dieser Veränderungen 
übersiedelten 59 Mitarbeiter von U NOV nach New York, während mit dem 
OOSA 1 6  Mitarbeiter von New York nach Wien verlegt wurden. 

Der Abzug der Sozialeinheiten, der der Logik des Reorganisationskonzepts 
des General sekretärs folgte, wurde von Österreich bedauert, da U NOV 
damit seine Stellung als Sozialpolitikzentrum des VN-Sekretariats verlor. 
Durch nachdrückliche Regierungskontakte mit dem VN-Generalsekretär 
wie auch durch intensive Delegationsarbeit konnte jedoch sichergestellt 
werden, daß keine Verringerung der zahlenmäßigen VN-Präsenz stattfand. 
Neben der Verlegung des OOSA nach Wien geschah dies durch eine 
Stärkung der bestehenden operativen Einheiten sowie durch die für 
1 994/95 beschlossene Ausweitung des Verwaltungs- und Konferenzappa
rats von U NOV. 

Büro für Weltraumfragen (OOSA) 
Dieses Büro wurde erst im Zuge der von Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali im Mai 1 993 verfügten Restrukturierung des VN-Sekretari-

299 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)314 von 734

www.parlament.gv.at



Universelle Zusammenarbeit 

ats als zumindest teilweiser Ersatz für die abgezogenen Sozialeinheiten von 
New York nach Wien verlegt. Für das Budgetbiennium 1 994/95 beantragte 
der Generalsekretär eine Aufstockung des Personals um drei Dienstposten 
auf 1 9  Mitarbeiter. Den Vorsitz des die Arbeit des Büros bestimmenden 
Komitees zur friedlichen Nutzung des Weltraums (Committee on the 
Peaceful Uses of Outer Space - COPUOS) hat Botschafter Peter Hohenfell
ner mne. 

Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) 
UNRWA verlegte während der Bürgerkriegsunruhen in Beirut ab 1 976 sein 
Hauptquartier vorübergehend nach Wien. Heute verfügt UNRWA in Wien 
über etwa 290 Mitarbeiter, darunter fast 70 Österreicher. Weitere 
1 7 .500 Mitarbeiter sind im Nahen Osten in verschiedenen Hilfsprogram
men, im Schulunterricht, in der ärztlichen Betreuung und in anderen 
sozialen Hilfsdiensten tätig. Sie betreuen über zwei Millionen Flüchtlinge 
in Jordanien, im Libanon, in Syrien, am Westjordanufer und im Gazastrei
fen .  Österreichs Beitrag zum Budget betrug 1 993 5,250.000 Schilling. 
Daneben leistet Österreich im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
in den Besetzten Gebieten mit Programmen der Technischen Hilfe 
materiel le  Unterstützung. Österreich bot zusätzliche Leistungen im Rah
men der Entwicklungszusammenarbeit zur Unterstützung des israelisch
palästinensischen Friedensprozesses ab 1 993 an. 

Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa ( KSZE) 
Seit dem Wiener Folgetreffen (November 1 986 -Jänner 1 989) ist die 
mittlerweile 52 Teilnehmerstaaten zählende KSZE ständig in Wien präsent. 
Von März 1 989 bis Frühjahr 1 992 haben hier KSZE-Verhandlungen über 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen sowie Verhandlungen 
einer begrenzten Zahl von KSZE-Staaten über konventionelle Abrüstung 
in Europa stattgefunden. In Anknüpfung an die Ergebnisse dieser Ver
handlungen werden seit September 1 992 Fragen der mil itärischen Sicher
heit in der KSZE-Region in einem auf Dauer in Wien eingerichteten Forum 
für Sicherheitskooperation behandelt. 

In den letzten drei Jahren hat sich die KSZE aus einer phasenweise 
tagenden Konferenz in ein permanentes Konsultativ- und Verhandlungs
gremium umgewandelt. Aufgrund der im November 1 990 auf Gipfelebene 
unterzeichneten "Charta von Paris für ein neues Europa" wurde das 
Konfliktverhütungszentrum, eine von drei damals geschaffenen KSZE-In
stitutionen, in Wien etabliert. 

Im Laufe des Jahres 1 993 wurden die Strukturen und Institutionen der 
KSZE einer grundlegenden Reform unterzogen.  Mitte Mai wurde der 
frühere deutsche KSZE-Botschafter Wilhelm Höynck zum ersten General-
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sekretär der KSZE beste l l t .  Der G eneralsekretär mit Sitz i n  Wien so l l den 
amtierenden Vors i tzenden der K SZ E  "bei a l l en auf die Erfü l l ung der Zie le  
der  KSZE ausgeri chteten Aktiv i täten" unterstützen.  Neben dieser  a l lge
me inen pol i t i schen Aufgabe i st er v. a .  für das Management der I nst itut io
nen, d ie  Vorbereitung der Treffen der K SZE sowie für d ie  Gewährle i stung 
der Durchführung von KSZE- Besch lüssen zuständig .  

An l ä ß l i ch des Römer Ratstreffens  der KSZE (30 .  November - - 1 .  Dezem
b er) haben die  Au ßenmi nister der K SZ E - S t a aten die  Errichtung eines 
i ntegrierten KSZE-Sekretariats i n  Wien besch l ossen.  Das neue K SZ E-Se
kretariat besteht aus v ier  Abte i lungen (Konferenzdienste,  Verwaltung und 
B udget ,  Unterstützung des amtierenden Vorsitzenden und Konfl i ktverhü 
tung) ; d i e  zul etzt genannte Abtei lung ersetzt das bisherige Konfl i ktverhü 
tungsze ntru m .  Das integri erte K S Z E - Sekret a ri at  wird ca . 6 0  M i tarbei ter 
haben .  

\Neiters w u rd e  an l äß l i ch des  Römer  KSZE- Ratstreffens e in s tändiges 
po l it i s ch es Konsu l tati ons - und Besch l u ßgremium in Wien ( Ständiger 
Ausschuß der KSZE) ges ch a ffen . D i eser Stä n d ige Ausschuß befaßt s ich bei 
s e i n e n  wöche nt l i chen S i tzungen mit sämt l ichen K ri s e n s it u a t i o n e n  i n  der  
K SZ E - · Reg i o n . 

Du rch d i e R ö m e r  Beschl üsse  w u rde \Vien z u m  Hauptsitz der KSZE.  Die 
m e i s te n d e r  5 2  Te i l nehmerstaaten ve rfügen h i e r  üher  S tänd ige K S Z E - Mis 
S J o n e n . 

D i e  anderen i n  vWien ansässigen In ternationa len Organ isationen werden i n  
Zusammenha n g  m i t  jene m Sachgebiet, a u f  dem s i e  t ät ig s ind ,  n ä h e r  

b e  hande l t  o d e r  i m  Absch n i tt D / [ /  Pu n k t :' . 4 ( S pezi a l o rga n i s a t i o n e n  d e r  

V N )  a u s fü h rl i che r darges te l l t .  
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Budget und Ausgaben der Internationalen Organisationen 1992 

Budget Durchschnittlicher 

darunter 
Anteil der in 

Budget für Österreich getätigten 
Organisationenl) (regulär) Österreich 

Anteil der Ausgaben vom 
insgesamt 

Löhne und Gesamtbezug der 
Gehälter Beschäftigten2) 

in 1 .000 US-$3) I in % 
IAEA 1 7 1 .000 1 4 1 .000 90.000 85 .500 95 
UNIDO 255.236 1 1 4.065 82.763 73 .659 89 
UN-OFFICES 58 .972 52.485 40.682 29. 1 82 72 
OPEC 20.503 20.2 1 9  1 3 . 1 82 1 0.546 80 
OFI D 8 .995 8.995 6.573 5.258 80 
10M 95 .000 4.000 680 646 95 
I IASA 1 2 .040 1 1 .4 1 1 7.727 6.954 90 
UNRWA 305 .982 27 .53 1 20.864 1 6.69 1 80 
FIR 1 55 1 55 64 64 1 00 
VID 1 . 1 50 1 . 1 50 920 920 1 00 
IUFRO 300 300 90 90 1 00 
I NTOSAI 208 1 56 96 96 1 00 
IASSW 224 224 1 66 1 49 90 
IER 300 300 200 200 1 00 
I I P  500 450 202 202 1 00 
ITH 50 50 35 3 5  1 00 
CPC 974 974 232 232 1 00 

Zusammen 
in 1 .000 US-$ 931 .589 383.465 264.476 230.424 

Zusammen 
in 1 .000 ÖS 10,368.585 4,267.965 2,943.618 2,564.619 

Auf einen 
Beschäftigten4) 
entfallen in öS 55 7.692 

Quelle : Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten. 

I) Erklärung der Abkürzungen : 
IAEA : International Atomic Energy Agency 
UNIDO :  United Nations Industrial Development Organization 

Ausgaben 
der 

Organisationen 
in Österreich 
(ohne Löhne 

und Gehälter) 

in 1 .000 US-$3) 

5 1 .000 
3 1 .302 
1 1 .803 
7.037 
2.422 
3 .320 
3.684 
6.667 

9 1  
230 
2 1 0  

60 
58 

1 00 
248 

1 5  
742 

1 18.989 

1 ,324.348 

286. 480 

U N-OFFICES : United Nations Scientiftc Committee on Effects of Atomic Radiation 
UNSCEAR 

OPEC : 
OFI D :  
ICM : 
I IASA :  

302 

Office of the UN-High Commissioner for Refugees - UNHCR 
Center for Social Development and Humanitarian Affairs - CSDHA 
International Trade Law - Branch (UNCITRAL-Sekretariat) 
Division of Narcotic Drugs 
International Narcotics Control Board - INCB 
UN  Fund for Drug Abuse Control - UNFDAC 
UN Postal Administration (UNPA Office in Vienna) 
U N  Office in Vienna 
Organization of the Petroleum Exporting Countries 
Opec-Fund für International Development 
Intergovernmental Committee for Migration 
International Institute for Applied Systems Analysis 
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U N RWA : U nited N at i o n s  Relief a n d  Works Agency for Palesti n e  Refu gees i n  the Near 
East 

F I R :  
V I O :  
I C S W :  
l U FRO : 
I NTO SA I : 
I T H : 
l A SS W :  
l E R :  
C PC :  

I nternati onal  Federat ion of Resi stance Movel11 e nts 
Vi enna I n stitute for Development 
I nternat ional  Counci l  o n  Social  Wel fare 
I n ternat ional  U n i o n  01' Fo restry Research Organizati o n  
I nternat i o n a l  O rganization of Suprel11 e  A u d i t  I nst itut ions 
I ntern ational  Conference o f  H i storians o f the Labour Movel11 e n l  
I n ternation a l  Associ at ion o f Schools and Social  Work ( nu r  1 987  c rfa ßt ) 
O rganization for I nternati onal  Economic Re lat ions 
Confl i ct Prevention Centre 

2) Von den Orga n isationen geschätzt. 
j )  1 US-S = 1 1 , 1 3  ö S .  
4)  Beschäftigungsstand 1 992 : 4 .594 Perso nell .  
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Anzahl der Beschäftigten am 3 1 .  Dezember 1992 

Organisationen 

IAEA 
UNIDO 

- ---------_ .. _-----

UN-OFFICES 
OPEC 
OPEC-FON DS 
10M 
I IASA 
UNRWA 
FIR 
VID 
ICSW 
IUFRO 
IASSW 
I ER 
I I P  
ITH 
CPC 

Zusammen 

ins-
gesamt 

--

1 .916  
1 .343 

544 
1 66 

70 
14 

203 
288 

1 
17 

3 
8 
5 
5 
8 
1 
6 

4.598 

Beschäftigte 

davon 

Aus- Öster-
länder reicher 

1 .300 6 1 6  
9 1 3  430 
406 1 38 
1 03 63 
46 24 

4 1 0  
1 1 5 88 
220 68 

1 
1 1 6  
1 2 
1 7 
4 1 

5 
4 4 
1 
1 5 

3.120 1 .478 

Quel le : Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten. 

Gehobene Büro- und 
Fachkräfte Hilfskräfte 

Aus- Öster- Aus- Öster-
länder reicher länder reicher 

7 1 4 26 5 86 590 
422 1 5  49 1 4 1 5 
1 57 9 249 1 29 
39 64 63 
30 1 6  24 

2 2 1 0  
83 28 32 60 
64 3 1 56 65 

1 
1 4  2 

1 1 
1 6 

4 1 
5 
I 3 3 

3 2 

1 .517 106 1 .603 1 .372 

Gesamtzahl 
Familien- Ausländer 

angehörige und deren 
der ausländ. Familien-
Beschäftigten angehörige 

1 .956 3 .256 
1 .339 2.252 � 

628 1 .034 - .  
� 

2 1 8  32 1 
(1:l 
� 

89 1 3 5  (1:l 
� 

4 8 � 1 37 252 c-, 

1 87 407 � 
� 
� 

2 3 
(1:l ;:s 
� 

1 C3-
1 

(1:l - . ..... 

4 

5 9 
1 

5 6 

4.570 7.690 
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Die Bewegung der Blockfreien und die Gruppe der 77 

111. Die Bewegung der Blockfreien und die Gruppe der 77 
Die unter indonesischem Vorsitz von neuer Zuversicht geprägte Bewegung 
der Blockfreien setzte einige I nitiativen, die dem programmatischen 
Schl ußdokument der 1 0. Gipfelkonferenz vom September 1 992 in Jakarta 
entsprechen. Wenn auch die Blockfreienbewegung zur Bewältigung kon
kreter Krisenfäl le weiterhin nur wenig beitragen kann, bietet sie doch den 
Entwicklungsländern und v. a. den ärmeren unter ihnen eine umfassende 
Plattform für ihre Anliegen. 

In  zahlreichen Expertentagungen und Ministerkonferenzen wurden fol 
gende Themen behandelt :  
- Belebung des Nord-Süd Dialogs und Verschuldung der Entwicklungslän
der : Treffen des Blockfreienvorsitzenden Präsident Tni Soeharto mit dem 
Vorsitzenden der G 7 vor dem Weltwirtschaftsgipfel in Tokio, wobei das 
" Memorandum on Urgent Actions on Bilateral , Multilateral and Commer
cial Debt of Developing Countries", das die Vorstellungen der Blockfreien 
darlegt, präsentiert wurde (5 .  Juli), 
- Gesundheit : Treffen der Gesundheitsminister der Blockfreien im Rah
men der 46. WHO-Generalversammlung (4. Mai), 
- Süd-Süd-Zusammenarbeit : Treffen des "Standing Ministerial Commit
tee" der Blockfreien in Bali ( 1 0.- 1 3 .  Mai) und Expertentreffen über 
nachhaltige Wachstumsstrategien in Jakarta ( 1 2 .- 1 6 .  September), 
- Arbeitskraft und Entwicklung : Konferenz der Arbeitsminister der Block
freien gleichzeitig mit der 80. I LO-Sitzung ( 1 0. Juni), 
- Medien in Entwicklungsländern : Ministertreffen in Pjöngjang ( 1 5 .- 1 8 .  
Juni), 
- Bevölkerung und Entwicklung : Treffen der zuständigen Minister nach 
einer Expertentagung der Bewegung in Bali ( 1 1 .- 1 3 .  November), 
- Außenministertreffen : Wie jedes Jahr fand am Rande der Generaldebatte 
der Generalversammlung in New York ein Außenministertreffen statt, das 
im Zeichen einer Kontroverse zwischen Indien und Pakistan zur Kaschmir
frage stand .  

Die Blockfreienbewegung hat ihre Stimme zu zahlreichen internationalen 
Fragen erhoben, so etwa zu Palästina, Somalia und Eritrea, zu Kambo
dscha, zur Restrukturierung des Sicherheitsrats und zum Konflikt in 
Bosnien-Herzegowina. 

Thailand und Honduras wurden als Vol lmitgl ieder der Blockfreienbewe
gung, der nunmehr 1 1 0 Mitglieder angehören, aufgenommen. Kirgisistan 
erhielt Beobachterstatus, die Slowakei und die Tschechische Republik 
Gästestatus .  

Eine realistische Einschätzung der internationalen Lage zeigt, daß die 
Entwicklungsländer nach dem Ende des Kalten Kriegs Einbußen an 
strategischem Wert und damit an Möglichkeiten zur Einflußnahme erlitten 
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Universelle Zusammenarbeit 

haben. Weiters erfolgen die wichtigen wirtschaftspolitischen Weichenstel
lungen, die auf die Situation in der Dritten Welt entscheidenden Einfluß 
nehmen, außerhalb der VN, sei es im Rahmen des Nord-Nord-Dialogs der 
G 7 oder in den von den Geberländern dominierten Bretton Woods-Institu
tionen oder bei Handelsfragen im GATI-Kontext. 

Unter der starken und effektiven Präsidentschaft Kolumbiens bemühte 
sich die Gruppe der 77 (G 77), die dzt. 1 30 Mitgl ieder umfaßt, makroökono
mische Fragen zumindest in Form von Debatten und Generalversamm
lungsresolutionen im Rahmen der VN zu behandeln (z. B. Schuldenproble
matik, Handel und Entwicklung) . Gegen diesen Hintergrund der machtpo
litischen Marginalisierung wird der harte Kampf der G 77 um Gleichbe
rechtigung bei diversen institutionellen Fragen verständlich : So wurde 
etwa bei der Reform der Überprüfung der operationellen Aktivitäten eine 
zu deutliche Anlehnung an Entscheidungsmechanismen der Bretton 
Woods-Institutionen abgelehnt ; bezüglich der globalen Umweltfazilität 
wird eine VN-Bretton Woods-Mischform der Verwaltung angestrebt, die 
Bedeutung der Generalversammlung vis-a-vis dem SR betont und eine 
Demokratisierung des Systems der internationalen Beziehungen generel l 
gefordert. Vermeintliche Übergriffe oder Bevormundungen durch den 
VN-Generalsekretär (z. B. in der Frage der Interim Offices oder diverser 
Etappen der Sekretariatsreform) werden kategorisch zurückgewiesen oder 
zumindest verbal bekämpft. Die zunehmende Verlagerung des Schwer
punkts der VN zu friedenserhaltenden Operationen und humanitären 
Hilfeleistungen, weg von der klassischen Entwicklungszusammenarbeit, 
wird beklagt. Interessenskonflikte ergeben sich weiters mit den Ländern mit 
Übergangswirtschaften in Zentral- und Osteuropa. 

In richtiger Einschätzung des Gruppenvorteils agierte die G 77 im Fol low
up der Umweltkonferenz in Rio in der Generalversammlung bislang 
geschlossen, während in spezialisierten Verhandlungsprozessen (Desertifi
kationskonvention, Globale Konferenz über die nachhaltige Entwicklung 
kleiner I nselstaaten) die Unterschiede der I nteressenlagen und Verhand
lungsstile diverser regionaler oder subregionaler Gruppierungen deutlich 
wurden. Um die Durchschlagskraft der G 77 zu erhöhen, schlug Kolumbi
en eine Überprüfung der bestehenden internen Organisationsstruktur und 
die Ausarbeitung einer kohärenten politischen Plattform vor. 
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Weltwirtschaft und Welthandel 

E) Österreich und die Weltwirtschaft 

I .  Weltwirtschaft und Welthandel 

1. Internationale Rahmenbed ingungen 

Die  po lit ischen und wi rtschaft l i chen Grund lagen der Weltwirtschaft haben 
s ich i n  den vergangenen Jahren  fundamental  geändert .  Die  wohl  wichtigste 
Zäsur waren die Auflösung des kommunistischen Systems in  Osteuropa 
sowie das Ende des die Weltwirtschaft und  Weltpo l it ik  seit  dem Zweiten 
Weltkrieg best immenden Ost-West-Gegensatzes .  Die Bewält igung dieses 
Systemwandels  ist nicht nur für die früheren Planwirtschaften eine 
schwierige und schmerzhafte Aufgabe .  E rst al lmäh l ich wird erkennbar, 
daß s ie  auch für Westeu ropa e ine gewaltige H erausforderung bedeutet, d ie  
mit  erhebl ichen Chancen,  aber auch mit Risken und Opfern verbunden ist .  

Zugle ich mit dem Ende der Ost-West-Spannung hat auch der Nord-Süd
Konfl ikt se ine früher e infachen Konturen verloren .  Eine zunächst noch 
k le ine  Gruppe von E ntwicklungs ländern im Fernen Osten hat den 
Übergang zu I ndustri enat ionen bewältigt .  Diese neuen I ndustriestaaten 
( Repub l ik  Korea, Taiwan,  H ongkong, S ingapur, auch die "Vier Tiger' " 
genannt) haben in der Region Nachfolger in  e iner zweiten ( M al aysia,  
Thai l and,  usw.) ,  zum Tei l  bereits in  einer dritten G enerat ion (Vi etnam) 
gefunden .  Auch in  anderen Regionen der Wel t  werden durch t iefgre ifende 
marktwirtschaft l iche Reformen d ie  Voraussetzungen für e inen erfolgrei
chen wirtschaft l ichen Aufh olprozeß geschaffen .  E indrucksvol l  s ind - nach 
e iner "verlorenen Dekade" - die  Umwälzungen i n  Lateinamerika,  i nsbe
sondere in M exiko .  Die g laubhaften Erfolge dieser Prozesse haben eine 
Rückkehr von erheb l ich en B eträgen an F luchtkapital bewirkt, mit dem jetzt 
der wirtschaft l iche Aufbau finanziert werden kann .  I n  China i st der 
Übergang zu einem effiz ienten marktwirt sch aft l ichen System vorauss icht
l i ch nicht mehr umkehrb ar, auch wenn die weitere Entwicklung nicht 
spannungsfrei se in wird. Das Wirtschaftswachstum erreicht dort e ine auch 
für diese Region  eindru cksvo l l e  Dynamik.  M it dem erfo lgreichen Vordrin 
gen Ch inas in  die  internat iona len M ärkte werden neue Dimensionen des 
Wettbewerbs  eröffnet. B i sher  fanden die erfo lgrei chen marktwi rtschaft l i 
chen Reformen in  Ind ien  weniger Beachtung. Die Chancen auf e inen 
Frieden in Pa läst ina könnten auch den Nahen Osten zu einem bedeutenden 
Faktor der Weltwirtschaft werden l assen .  

Für die a l ten I ndustrienati onen bedeutet der erfo lgreiche Aufho l prozeß 
großer  Tei l e  des Ostens und  des Südens den  Zwang zu tiefgreifenden 
Strukturanpassungen : s i e  müssen e inen neuen Platz i n  der internati onalen 
Arbeitste i lung finden.  Wen n  s ie  e inen Woh lstandsvorsprung gegenüber 
den neuen Anbietern behal ten wo l l en ,  müssen sie s ich auf Güter und 
Dienst leistungen konzentri eren, zu  deren H erste l lung hochqual ifizie rte 
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Österreich und die Weltwirtschaft 

(und daher gut bezahlte) Arbeitskräfte und moderne Technologien benötigt 
werden, und die Produktion einfacher Güter aufgeben. Die neue Arbeits
teilung wird dabei großteils nicht zwischen, sondern innerhalb von 
Branchen und Sektoren vor sich gehen, was den Wohlstand der Weltwirt
schaft insgesamt auf ein höheres Niveau heben wird. Die Vor- und 
Nachteil e  können sich dabei durchaus ungleichm äßig verteilen, wobei es 
echte Verlierer geben kann. Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß 
flexible Länder und Unternehmen zu den Gewinnern, die Protektionisten 
hingegen zu den Verl ierern zählen werden. 

Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts und der Abschwächung des 
Nord-Süd-Gegensatzes ist auch die Tendenz zu einer Regionalisierung der 
Weltwirtschaft deutlicher geworden. Die regionale Integration hat in der 
Nachkriegszeit v .  a. in Westeuropa das Wirtschaftswachstum gestützt und 
m aßgeblich zur Überwindung nationaler Spannungen beigetragen. Eine 
wichtige Phase der Weiterführung und Vertiefung der europäischen 
Integration  stellt das Binnenmarktprogram m  der EU dar, das Ende 1 992 in 
den wesentlichen Bereichen mit Erfolg abgeschlossen wurde. 

Eine auf Freihandel beruhende regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ist grundsätzlich positiv zu beurtei len, da sie nicht nur den Tei lnehmern 
dieser Gruppierung, sondern auch Drittstaaten durch ein integrationsbe
dingt höheres Wirtschafts- und Importwachstum Vorteile bringen kann. 
Die am Integrationsprozeß nicht teilnehmenden Länder müssen aber auch 
mit negativen Ausschließungseffekten rechnen, die umso bedeutender 
sind, wenn die Integrationsgruppe groß ist. Die Gefahren der Außenseiter
position waren nach 1 989 im wirtschaftl ichen Bereich ausschlaggebend für 
die meisten EFTA-Länder, um eine Aufnahme in die EG anzusuchen, 
wobei als Übergangslösung der Seitenweg des Europäischen Wirtschafts
raums beschritten wurde. Auch die osteuropäischen Reformländer werden 
schrittweise in die "gesamteuropäische" Integration einbezogen . 

Die Erfolge der europäischen Integration haben in anderen Teilen der Welt 
die Bemühungen verstärkt, vergleichbare Konzepte zu realisieren.  Im 
Laufe des Jahres 1 993 wurden die rechtl ichen Voraussetzungen für eine die 
USA, Kanada und Mexiko umfassende Nordamerikanische Freihandels
zone (NAFTA) geschaffen, die in Zukunft auf weitere Teile Lateinamerikas 
ausgeweitet werden könnte. Im fernöstlichen (ASEAN Free Trade Associa
tion/ AFTA) bzw. im gesamten pazifischen Raum (Asian-Pacific Economic 
Cooperation/ APEC) sind Ansätze für eine weitreichende regionale Wirt
schaftskooperation erkennbar. 

Ein bemerkenswertes Merkmal der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in 
Europa und Amerika ist, daß die traditionelle "horizontale" Integration 
(zwischen Ländern einer annähernd gleichen wirtschaftlichen Entwick
lungsstufe) durch eine "vertikale" Integration (von Ländern mit sehr 
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NAFTA 
609 

Weltwirtschaft und Welthandel 

D i e  G ro ßen i m  Welthandel 1 992 

EFTA ohne Schweiz I Exporte in  M rd .  US$ I 

EWR 
1 . 6 1 3  

EU 
1 .452 

Tei l -Asien 
7 5 7  

6 1 0  

ü brige 
Welt 

E W R  = E U ,  Österre i c h ,  F i n n l an d , I s l a n d ,  L i echtenste i n ,  N o rwegen u n d  S c h we d e n .  
* )  Ta iwan , H o n g k o n g ,  S ü d - K o r e a  u n d  S i ng ap u r. 

Q u e l l e : I,M F, B e re c h n u n g e n  d e s  österre ich i s c h e n  G e s e l l s c h afts- u nd W i rtsch afts m u s e u m s .  
G ra fi k :  Oste rre ich i sc h e s  S t a t i s t i s c h e s  Zentral a m t .  

unterschiedl ichem Einkom mensn iveau) ergänzt w i rd .  Diese horizontale 
I ntegratio n  is t  Urs ache von Spannungen und Widerständen in den reichen 
Ländern. S ie  könnte aber den unausweichl ichen Proze ß  der Strukturanpas
sungen in  den hochentwickelten I ndustri el ändern erl ei chtern . 

Die  Liberal i s i erung innerha lb  der reg iona len Gru p pierungen i st oft m it 
Versuchen verbunden,  d ie  Lasten der i nternen Anpassung zumi ndest 
te i l weise an Außenseiter abzuschieben. Mit H i lfe o ft schwer durchschau
barer techn ischer I nstrumente (Ursprungsregelungen,  Zertifiz ierungen,  
Ausschreibungsbedingungen bei  öffent l ichen Aufträgen usw.)  wurden 
Elemente e iner  " Festung Europa" bzw. " Festung Amerika" aufgebaut .  
E ine  so lche E ntwicklung i s t  mi t  der  Gefahr e iner  Eskalat ion,  d ie  zu 
H andel skriegen führen kann,  verbunden. Ein Feh l sch lag be i  den Verhand
l ungen um den Absch luß  der Uruguayrunde des G ATT hätte diese Gefahr 
zweife l los  erheb l i ch erhöht .  

Die westeuropäische Integration verzeichnet e inige bemerkenswerte Fort
schritte, mußte aber auch Rückschläge hinnehmen.  Zu Jahresbegi n n  1 993 
trat der Europäische B innenmarkt in Kraft .  Die  Grenzkontro l len  für den 
gewerbl i chen Transport (noch nicht für den Personenverkehr) wurden 
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beseitigt. Der Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft hat wichtige 
Merkmale des Außenhandels verloren. Nach dem positiven Referendum in 
Dänemark über das (am 7. Februar 1 992 unterzeichnete) Abkommen von 
Maastricht konnte der Vertrag über die Europäische Union am 1 .  Novem
ber in Kraft treten. Er stützt sich auf drei Säulen, die Europäische 
Gemeinschaft, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
sowie die Zusammenarbeit im Bereich von Recht und innerer Sicherheit. 

Weniger erfolgreich waren die Bemühungen der EG um eine Koordinie
rung der Wirtschaftspolitik. Die hohen Lasten der Vereinigung haben die 
Leistungsfähigkeit Deutschlands überbeansprucht. Zur Verteidigung der 
wirtschaftl ichen Stabi lität hat die Deutsche Bundesbank seit 1 992 das 
Zinsniveau schrittweise hinaufgesetzt. Die daraus resultierenden Spannun
gen im europäischen Wechselkursverbund (EWS) führten nach mehreren 
Kursanpassungen im Herbst 1 992 zu einem faktischen Zusammenbruch 
dieses Systems (Ausweitung der Bandbreiten) im September 1 993 .  

Die Beitrittsverhandlungen der EFf A-Staaten mit  der  EG begannen im 
Februar. Sie waren Ende 1 993 soweit fortgeschritten, daß e in  EG-Beitritt 
Österreichs Anfang 1 995 im Bereich des Möglichen lag. Zu Jahresbeginn 
1 994 trat der EWR-Vertrag in Kraft, mit dem auch in den EFT A-Staaten 
(ohne der Schweiz) ein Großteil des EG-Rechtsbestands verwirklicht 
wurde. 

Im Zuge der Einbindung der osteuropäischen Staaten in den europäischen 
I ntegrationsprozeß hat die EG mit Polen, Ungarn, der Tschechischen 
Republik, der Slowakei und im November 1 993 auch mit Bulgarien und 
Rumänien Europaabkommen (Assoziierungsabkommen) abgeschlossen, 
die in der Präambel auch eine Beitrittsoption enthalten. Bedingungen dazu 
sind der fortschreitende Reformprozeß und die Respektierung der Men
schenrechte . Der den Handel betreffende Teil  der Abkommen ist für Polen, 
Ungarn, die Tschechische Republik und die Slowakei seit 1 .  März 1 992 in 
Kraft, für Rumänien und Bulgarien seit 1 .  Jänner 1 994. 

Die Abkommen sehen einen asymmetrischen Zollabbau für den Großteil 
der Industriewaren vor, der durch ein Zusatzprotokoll, beschlossen beim 
Europäischen Rat in Kopenhagen im Juni 1 993, beschleunigt wird und eine 
größere Marktöffnung für die Reformländer bedeutet, vorbehaltlich han
delspolitischer Schutzmaßnahmen in den für die EU sensiblen Bereichen 
Landwirtschaft, Kohle und Stahl .  

Für Österreich ergeben sich durch das Fehlen einer gesamteuropäischen 
Kumulierung (restriktive Ursprungsregeln) Nachtei le, die durch emen 
EU-Beitritt gelöst wären. 

Mit den baltischen Staaten bestehen Kooperationsabkommen - der 
Abschluß eines Freihandelsabkommens ist geplant. 

3 1 0  
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Die E FT A-Staaten sch lossen 1 992 asymmetrische Frei handelsabkommen 
mit  Po len ,  der Tschech ischen Republ ik  und der S lowakei , U ngarn, 
Bulgarien  und Rumäni en ,  die den Reformstaaten bei  I ndustri eprodukten ,  
landwirtschaft l i chen Verarbeitungsprodukten u n d  Fisch während e iner  
Übergangsfris t  von zeh n  J ahren günstigere Bedingungen e inräumen a l s  
den E FTA-Staaten .  Der H andel  m it Agrarprodukten wurde im  Hinb l i ck 
auf d ie  unterschiedl ichen Agrarpol i tiken  der E FT A-Staaten durch b i l atera
le Vereinbarungen mit den  Fre ihandelspartnern geregelt .  

Der europäi sche Freih ande l  wurde durch ein Abkommen zwischen den 
vier Vi segrad-Staaten ( Po len ,  S lowakei,  Tschechische Repub l ik , U ngarn : 
C EFTA) e rgänzt. E in  Fre ihandelsabkommen E FT A-S lowenien wird der
zeit ausverhandelt .  D ie  E inbeziehung S loweniens in  den Fre ihande l  der 
C E FTA- Staaten erfolgt durch b i latera l e  Abkommen.  

Im Dezember 1 993 wurden die  letzten Hinderni sse ausgeräumt,  d ie  dem 
Abschluß der Uruguayru nde des GATT im Wege standen .  Das Abkommen 
sol l  im Laufe des Jahres  1 994 unterzeichnet werden und Anfang 1 99 5  i n  
Kraft treten .  Vorgesehen i st e ine substantie l le  Senkung der Zöl le  für 
I ndustri ewaren,  d ie  K ürzung von Agrarsubventionen ,  die Libera l i s i erung 
des H ande l s  mit  Agrarwa ren und Dienst le istungen sowie die Beseit igung 
technischer Barrieren für den i nternationalen Warenaustausch . Verschie
dene Berechnungen zeigen,  daß diese M aß nahmen den \Vohlstand in der 
Weltwirtschaft mittelfri st ig erhebl i ch steigern könnten.  

2 .  Weltwi rtschaft 

Die Vleltwirtschaft i s t  1 993  real um 2 ,2%  gewachsen .  Der Aufschwung se i t  
dem Tiefpunkt im Jahr 1 99 I ( +  O,6(Yo ;  1 992 + 1 ,7%1) fi e l  mäßig aus  I ) . Die 
E ntwicklung war durch e ine  anhaltende Konjunkturschwäche in  der  
M ehrzahl der west l i chen  I ndustri e länder gekennzeichnet, der  e in stürmi 
s cher Aufschwung in  v ie l en  Entwi cklungs ländern gegenüberstan d .  

I n de r  0 E C  0 belebte s i ch da s  Wirtschaftswachstum von Y4(Y(1 im  Jahre 1 99 I 
auf I 14°/C) i n  1 992, fi e l  aber 1 993  auf knapp 1 % zurück.  Die früher weit
gehend synchron verl aufende Konjunktur der Industrieländer i st gespalten.  
I n  den U S A  und Kanada fest igte s ich 1 993  das Wachstum , b l i eb aber - an 
den h istori schen Werten gemessen - mäßig ( + 214%) . Auch Großbritann ien  
errei chte posi t ive Ergebnisse ,  während die  meisten Länder in Kontinental 
europa Rückgänge h innehmen mußten.  

Der  s ich in Westeuropa b ereits 1 990  abzeichnende Konjunkturabschwung 
wurde durch I mpulse  der  deutschen Vereinigung unterbrochen.  Das 

I )  Im folgenden werden v .  a .  Daten des Internationalen Währungsfonds (World 
Economic  Outlook, Oktober 1 993)  und der OECD (Economic Outlook, Dezem
ber 1 993 ) verwendet. 
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kräftige Wirtschaftswachstum in den alten Bundesländern ( 1 99 1 : + 4,5%, 
1 992 : + 1 ,6%) wirkte sich auf andere westliche Länder positiv aus. I m  
Herbst und Winter 1 992 brach jedoch die deutsche Konjunktur ein, z .  T. als 
Folge einer stark restriktiven monetären Politik. Der Umschwung läßt sich 
deutlich an den OECD-Prognosen für 1 993 ablesen : sie wurden innerhalb 
eines Jahres um 40 Prozentpunkte nach unten korrigiert2). Auch Japan ist 
1 993 trotz wiederholter Konjunkturstützungsprogramme in eine für dieses 
Land ungewohnte Stagnation (0%) geraten. Durch die Rezession wurden 
Strukturbrüche deutlich, die v. a .  darauf zurückzuführen sind, daß immer 
mehr Entwicklungsländer und Oststaaten in die angestammten Bereiche 
der alten Industrienationen drängen. 

Die Entwicklungsländer erreichen seit mehreren Jahren ein reales Wirt
schaftswachstum von zumeist über 4%. 1 993 hat sich diese Dynamik 
deutlich beschleunigt ( + 6, 1 %) .  In den erdölexportierenden Ländern war 
das Wachstum als Folge des Verfalls der Ölpreise schwächer, blieb aber im 
positiven Bereich ( +  3%). In den anderen Entwicklungsländern war die 
Wachstumsdynamik mit + 7% ungewöhnlich kräftig. Während in der 
Vergangenheit oft nur eine kleine Gruppe fernöstlicher Länder erfolgreich 
war, erhält der Aufschwung nun eine breite Basis. Asien bleibt mit + 8,7% 
führend in dieser Entwicklung, die hohe Dynamik in China und die 
deutliche Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Indiens 
tragen am meisten dazu bei .  In Lateinamerika wurde eine reale Zunahme 
um 3 ,4% erreicht, lediglich in Afrika ist auch 1 993 der Erfolg ausgebl ieben : 
eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 1 ,6% bedeutet eine 
weitere Verringerung der Pro-Kopf-Einkommen. 

Die zentral- und osteuropäischen Staaten mußten einen wirtschaftlichen 
Rückgang um 1 0% hinnehmen, nach - 1 5% im Jahr 1 992. Während in den 
Reformländern in Zentral- und Osteuropa eine Stabilisierung, z. T. sogar 
positive Ergebnisse, erreicht wurden, hat sich der Schrumpfungsprozeß in 
den Nachfolgestaaten der UdSSR (- 1 4%) weiter fortgesetzt. 

Die Inflation verlangsamte sich in den westlichen I ndustriestaaten. Ange
sichts der tiefen Rezession und zunehmender Arbeitslosigkeit kam es nur 
zu mäßigen Lohnsteigerungen. In diesem Zusammenhang ist bemerkens
wert, daß auch in den meisten Abwertungsländern der Preisauftrieb gering 
blieb, was diesen Ländern eine anhaltende Verbesserung der internationa
len Wettbewerbsfähigkeit ermöglicht. Niedrige Energiepreise dämpften 
ebenso die I nflation. 

Die Arbeitslosigkeit ist im OECD-Durchschnitt von 7,8% in 1 992 auf 8 ,2% 
im Jahre 1 993 gestiegen. Während die Arbeitslosenquoten in den USA 

2) Sie fielen von + 2,3% im Sommer 1 992 auf + 0,5% im Winter 1 992 bzw. - 2,2% im 
Sommer 1 993 .  

3 1 2 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 327 von 734

www.parlament.gv.at



Weltwirtschaft und Welthandei 
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zurückgehen,  haben s i e  in Westeuropa erstmals  d ie  1 0%- Marke ( 1 0 ,8%) 
überschri tten.  I n  der E U  finden sogar 1 1 ,4% der  Arbeitskräfte ke ine 
Beschäftigung, auch i n  den skandinavischen Ländern erre icht d ie  Arbeits
l os igkei t  ungewöhn l i ch hohe Werte ( Finn land 1 8 ,2%, Schweden 7 ,5°IrJ ) .  

Die seit  Jahren unbewält igten Probleme auf dem Arbeitsmarkt werden 
zunehmend zur schwieri gsten H erausforderung der Wirtschaftspol i t ik i n  
Westeuropa.  D i e  Schaffung neuer Arbeitsplätze steht i m  M itte lpunkt des 
im Dezember 1 993  vom Rat der E U  in Brüsse J  beschlossenen EG-Wei ß
buchs "Growth, C ompetit iveness ,  and Employm ent",  doch gibt es erhebl i 
che Zweife l  an der Finanzierbarkeit und Wirksamkeit dieses Programms.  
E in  wichtiger Bestandte i l  des Vorhabens i s t  der Ausbau großer europä
i scher  In frastrukturnetze. Die  Bemühungen um e ine S icherung der Arbeits
p lätze s ind ursäch l ich  für wachsende protektion i st ische Tendenzen i n  
v ie len Ländern . D i e  s tagni erende bzw . rück läufi ge Beschäftigung i s t  
o ffensicht l i ch n icht a l l e in  durch d i e  schwache Konjunktur verursacht .  Um 
im internat iona len Wettbewerb bestehen zu können,  wird e in  Großte i l  der  
I nvesti t ionen zur Steigerung der  Produktivität verwendet - mi t  entspre
chend negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung. 
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Mitte 1 993 waren in mehreren westeuropäischen Ländern Anzeichen für 
ein Ende der Rezession erkennbar. Der Konjunkturaufschwung 1 994 wird 
aller Voraussicht nach nur mäßig ausfallen (OECD + 2,2%), auch 1 995 
wird nur eine leichte Belebung erwartet ( + 2,7%). Zu den Auftriebskräf
ten zählt die Nachfrage aus den USA und den Entwicklungsländern 
sowie die erwartete Verringerung der monetären Restriktionen insbeson-
dere in Deutschland . 

. 

Der asiatisch-pazifische Raum blieb 1 993 trotz der Konjunkturflaute in 
Japan der wirtschaftl ich dynamischste Raum der Welt. (Siehe diesbezüg
liche Ausführungen in Abschnitt C/I I I). Ausdruck der zunehmenden 
wirtschaftlichen Bedeutung dieses Raums war die Gründung der Asian 
Pacific Economic Cooperation (APEC) 1 989. Dieses Forum hat heute 
bereits 1 7  Mitglieder. Weitere Staaten haben sich um eine Mitgliedschaft 
beworben (u. a .  Chile, Argentinien, Indien) bzw. I nteresse angemeldet 
(Rußland). 

Die Mitgl iedsstaaten der APEC erwirtschafteten 1 99 1  mit 2, 1 Mil l iarden 
Einwohnern ein B I P  von 1 1 ,5 Milliarden US-Dollar. Dies entsprach einem 
Anteil von 38% der Weltbevölkerung (ohne China : 1 7%) bzw. einem Anteil 
von 53% am Welt-B IP. (Der EWR umfaßt 373 Mill ionen Einwohner und 
ein B I P  von 7,5 Mill iarden US-Dollar). Das reale Wirtschaftswachstum der 
APEC war 1 99 1  mit 2 ,2% stärker als jenes der Weltwirtschaft ( 1 ,7%), ihre 
Exporte erreichten 1 992 den Wert von 1 ,55  Mill iarden U S-Dollar, das 
entspricht 42% des Weltexports (EWR : 1 ,49 Mill iarden US-Dollar). 

Die APEC umfaßt die Mitglieder der ASEAN (sechs Länder ; Anteil am 
Welt-B I P :  1 ,6%), der NAFTA (drei Länder ; gemeinsamer Anteil am 
Welt-B I P :  30, 1 %) und acht weitere Länder (darunter Japan, Australien, 
China), die zusammen mit 2 1 ,4% am Welt-BIP  beteiligt sind. 

Von den österreichischen Exporten waren 1 992 8 ,2% für die APEC 
bestimmt (davon 3 ,4% für die NAFTA, 1 ,2% für die ASEAN), von den 
I mporten kamen 1 3 ,4% aus dieser Region. Die österreichischen Exporte in 
die APEC stiegen 1 992 auf Dollarbasis mit + 5 ,2% schwächer als die 
Gesamtexporte ( +  8 , 1 %) , wobei die Ausfuhren in die ASEAN mit + 1 6,3% 
weit überdurchschnittlich expandierten. Österreich i st in den APEC-Län
dern nur schwach vertreten, der Marktanteil bleibt weit unter 1 %3) .  

Chancen auf einen dauerhaften Frieden zwischen Israel und seinen 
arabischen Nachbarn haben den Nahen Osten auch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten interessant gemacht. Faktoren in der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Nahen Ostens werden sein : der weitere Verlauf des 
israelisch-arabischen Friedensprozesses, die Entwicklung des islamischen 

3) Gemessen als österreichische Exporte in diese Region (3,6 Mil l iarden US-Dollar) 
in % der Gesamtimporte dieser Region ( 1 .604,2 Mil l iarden US-Dollar) : 0,23%. 
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Fundamentali smus a l s  gese l lschaftl i che  Kraft sowie der Umgang der 
M achthaber der Region damit,  d ie  Beziehungen einzelner Staaten zur 
i nternat ionalen Staatengemeinschaft, etwa im Rahmen der Sankt ionen der 
Vereinten Nat ionen gegen den I rak und Libyen, sowie die wirtschaft l i chen 
M ögl ichkeiten und Beschränkungen durch d ie  Entwicklung der E rdö lpro
duktion und des Rohölpreises ,  der zunehmende Wassermangel ,  das starke 
Bevölkerungswachstum ,  ferner Erfolge i n  der Ankurbelung eines s ich 
se lbst tragenden Wirtschaftswachstums und n icht zu letzt Strukturverände
rungen einsch l i eß l ich regionaler  und subregionaler Zusammenarbeit .  

I m  Nahen Osten lebten 1 99 1  96  M i l l ionen M enschen (Antei l an der 
Wel tbevö l kerung 1 ,8%), die e in B I P  in der H öhe  von 264 Mi l l i arden 
U S - Dol lar  (Antei l  1 ,2%) erwirtschafteten .  Mit E x porten in der Höhe von 
1 02,6 Mi l l i arden US -Do l l ar war der Nahe Osten 1 992 mit 2 ,8% am 
Weltexport betei l igt .  Die größten Exporteure waren Saudi -Arabien vor den 
Vereinigten Arab ischen Emiraten und I srael .  

Der österreichi sche  Export in d e n  Nahen Osten be l ief  sich 1 99 2  auf 
7 ,2  Mi l l i arden Schi l l ing (0,7 Mi l l i arden U S- Dol lar), was 1 ,5%1 der österrei 
chischen Gesamtexporte entsprach. Der wichti gste Exportmarkt war 
Saudi -Arab ien vor I srae l  und  Ägypten.  

3. Weltha ndel 

Das Wachstum des Welthandels i st ,  v .  a .  a ls  Folge des Konjunkturein
bruchs  in \Vesteuropa, von 4,M/o i m  Jahr 1 992 auf nur 3% in  1 9Y3 
zurückgegangen4) . Im Vergle ich zum globalen Wirtschaftswachstum, das 
2 ,2% für 1 993 betragen h at ,  war die Welthandelsdynamik bemerkenswert 
n i edrig. Während der Außenhandel der Industriestaaten nur schwach 
gewachsen ist ,  z .  T. sogar rückläufig war, wurden in den Entwickl ungs
l ändern hohe Zunahmen erre i cht .  Die Exporte und I mporte der O ECD
Länder nahmen nur  u m  I - I  )�% zu,  wobei der  I ntra -OECD- Handel um 
fast 1 °;1) schrumpfte .  Der  O EC D- Handel  mit den Entwickl ungsländern 
und Oststaaten nahm hi ngegen k räftig zu  ( um 7- 8\Vo ) .  Konjunkturbedingt 
war der Rücksch l ag in Westeuropa deut l ich ausgeprägt : Hier stagnierten 
die Exporte ,  die I mporte V'laren sogar um 2 0°/} rück läufig .  Ein starker 
Rückgang wird in  De utschland,  Frankreich und I ta l i en  ausgewiesen5) .  
Auch i n  Japan wurden die Außenhandelsaktivitäten durch Rezess ion 

-+ )  Nach Angaben des  I W F ;  in anderen Quel len \\rerden zum Te i l  geringfügig 
abweichende Angaben angeführt .  

' )  Mi t  der Abschaffung d e r  Grenzkontro l len für gewerb l i che Transporte wurde seit 
Jahresbeginn 1 993 die E rhebung des Au ßenhandels innerhalb der EG auf 
U msatzsteuermeldungen der Exporteure und I mporteure umgeste l l t .  Die so 
erfaßten Werte s ind mi t  den früheren nur schwer vergl eichbar.  Möglichenveise i st 
der stat ist isch ausgewiesene I mportrückgang überzeichnet. 
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und Yen-Aufwertung gedämpft .  Zur Welthandels dynamik beigetragen 
haben v. a. die USA ( Importe real + 1 0%) sowie die Entwicklungsländer 
außerhalb der OPEC. Von den Ländern dieser Gruppe fiel die Nach
frage der vier neuen Industrieländer in Fernost sowie Chinas, z .  T. auch 
von Lateinamerika, ins Gewicht. Trotz fal lender Ölpreise (Rückgang von 
1 8 ,3 US-Dollar/Faß 1 99 1  auf 1 5,5 US-Dollar/Faß 1 993) konnten auch 
die OPEC-Staaten ihre I mporte (um 2%) ausweiten . Die Exporte der 
Oststaaten sind 1 993 nach Berechnung der OECD real um etwa 3% 
zurückgegangen, während die Importe um 20% zunahmen. Der Außen
handel der Oststaaten ist heute bereits weitgehend auf Westeuropa 
ausgerichtet. Zum Rückgang der Ausfuhr der Oststaaten trugen der 
Konjunktureinbruch in Westeuropa (insbesondere in Deutschland), 
Marktbarrieren im Westen und interne Probleme bei .  

Die Ungleichgewichte in den Leistungsbilanzen der wichtigsten Länder 
bzw. Regionen nahmen großteils weiter zu. Wachsenden Defiziten der 
USA und der OPEC standen zunehmende Überschüsse Japans und der 
neuen Industriestaaten ( N I E) in Asien gegenüber. Deutschland, das 
früher ebenfalls  ein Überschußland war, muß gegenwärtig Leistungs
bilanzdefizite hinnehmen6) . Viele Entwicklungsländer ( insbesondere in 
Lateinamerika) konnten aufgrund marktwirtschaftl icher Reformen und 
Schuldenkonsolidierung die Leistungsbi lanzproblematik entschärfen.  
I m  Gegensatz zu den 80er Jahren werden heute Leistungsbilanzproble
me als kein ernstes Problem der internationalen Wirtschaftspolitik 
angesehen. 

1 994 könnte die Welthandelsdynamik 5%, nach manchen Projektionen 
sogar mehr erreichen, für 1 995 wird eine Zunahme um etwa 60% erwartet. 
Die Belebung der Welthandelsdynamik stützt sich 1 994 teils auf einen 
Konjunkturaufschwung in Übersee, teils  auf die Überwindung einiger 
negativer Faktoren (z. B. rezessionsbedingter Protektionismus, Wechsel
kursturbulenzen). V. a. der Intra-OECD-Handel dürfte sich erholen. 

11. Entwicklung der Gesamtwirtschaft und des Außenhandels 
in Österreich 7) 

1 .  Lage und Aussichten der Gesamtwirtschaft 

1 993 mußte die österreichische Wirtschaft - zum ersten Mal seit 1 98 1  -
einen realen Rückgang (- 0,5%) hinnehmen. Damit ging eine mehr als zehn 

6) Die Aussagekraft der Statistik wird durch die nach wie vor großteils ungeklärte 
statistische Differenz der Weltleistungsbilanz von über 1 00 Milliarden US- Dollar 
relativiert .  

7) Daten für 1 993 vorläufig, auf Basis der WI FO-Prognose von Dezember 1 993 .  
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Jahre anha l tende \Vachstumsperiode zu Ende, d ie  i n  den Jahren 1 98 8  � 

1 990 hohe Zunahmen des rea l en B I P  brachte .  Österreich konnte i n  dieser 
Phase seinen wirtschaft l i chen Aufhol prozeß fort se tzen . Zu den posi t iven 
Ergebnissen hat  die  erfo lgreiche S teuerreform 1 98 8  m a ßgeb l i ch beigetra
gen. Der sich bereits M itte 1 990 abzeichnende Abschwung wurde durch 
den Konju nkturimpu l s  der deutschen Verein igung gedämpft ,  an dem 
Österre ich � dank  hoher wirtschaft l i cher Verfl echtung mit Westdeutsch
land � in hohem M a ß  partizip i erte .  

Während n och im H erbst 1 992 für 1 993 e ine Zunahme des rea l en  B I P  um 
2% prognost izi ert wurde, mußten die Wachstumserwartu ngen in der Folge 
deutl i ch rev id iert werden .  Der Prognosefeh l er. der im se lben Ausmaß a l l en 
österreichischen und  internati ona len I ns t itut ionen u nter l i ef, war der größte 
seit  1 97 3 .  Die  H a u ptursache war die unenvartete t i e fe Rezess ion in 
Deutsch l and,  d ie  si ch auf Österrei ch di rekt (über den Export )  und indirekt 
(über das I nvest i t ion�verha l ten) übertrug�) .  

Das österre i chische Wirischaftswachstum wurd e  a u ch d u rch die Ver
sch l echterung der Wettbewerbsfä higkeit der österreichi schen E x porteu re 
i n fo lge der  Wechse lkursentwicklung (Abwert ung i n  wi chtigen Export 
märkten)  beeinträchtigt .  Der  Exportrückgang, d ie  Versch l echterung der  
\Vachstumsa uss i chten und das hohe Zinsniveau führten zu ei ner deut l i 
chen Redukt ion der  stark konjunkturabhängigen Ausrüs t llngsinvest i t ionen 
(rea l  - 7%) .  Vom Konj unkturei nbruch weniger betroffen waren der private 
Kons um und d ie  Baui nvest i t ionen,  die rea l  um jewei l s  etwa I anstiegen. 
Diese konj u nk turstab i l i s ierenden Faktoren e rmögl i chten es ,  daß  der 
\Vachstumsrückgang in Österre ich rea l l1m 1 /2 Prozen tpu nkte m i lder a ls  i n  
Deutsch land  ausfi e l . Die Rezess ion war i n  Österreich etwa gl eich s tark wie 
in  Westeuropa bzw.  in der EG (� O,s r)!I I ) ,  in d en EFTA· Staaten war d er 
Konj u nk turrückgang sogar etwas stärker ( � I (;Ir) ) .  

Die I nflation b l i eb -- trotz Rezess ion - mi t  + 3 ,()(;!�) re l at i v  hoch. Österreich 
zäh l te  1 993 n ich t  mehr zu den pre iss tab i l sten Ui ndern Europas .  I m Herbst 
wurde im Rahmen der Sozia l partner ein M a ßnahmenpaket  zur Dämpfung 
des  Prei sauftriebs vereinbart ,  mi t  dessen H i l fe d ie  I n fl at ion 1 994 auf  2 ,8 (; � 1 
gesenkt werden könnte .  Ende 1 994 k önnte der Prei sauft rieb sogar auf 2% 
abflachen.  D ie  Senkung der rea l en  Kaufkraft durch ni edrige Lohnab
sch lüsse  wird z .  T. durch d ie  Steuerreform wettgemacht .  

U ngeachtet der Tatsache,  daß i n  Österreich strenge Voraussetzungen für 
die Beschäft igung von Fremdarbei tern gescha ffen wurden, st ieg d ie  
Arbeitslosenquote 1 993 um e inen Prozentpunkt .  S i e  b e l ief s ich nach der  
ös terreichischen Berechnungsweise  auf 6,9°/cJ , nach einem internat ional  

B )  Zur Prognoserevision fü r Deutschl a n d  vgl . Absch n i tt E/1I2 .  
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vergleichbaren Verfahren auf 4,2%. Mit diesem Wert war Österreich - nach 
Luxemburg und der Tschechischen Republik - das Land mit den gering
sten Arbeitsmarktproblemen in Europa. 

Das Ziel einer Senkung des Budgetdefizits auf 2,5% des B IP  ist als Folge der 
Konjunkturabschwächung kurzfristig nicht mehr erreichbar. Für 1 993 wird 
ein Budgetdefizit von 4,4% des B I P  erwartet, für 1 994 von 3 ,6%. 

Der Tiefpunkt der Konjunktur dürfte in Österreich Mitte 1 993 erreicht 
worden sein. Für 1 994 kann mit einer Belebung gerechnet werden, die 
allerdings - im Hinblick auf die gedämpften Wachstumserwartungen im 
Ausland, insbesondere in Deutschland - nur schwach ausfallen dürfte .  
Vom WIFO wurde im Dezember 1 993 für 1 994 ein reales Wirtschafts
wachstum von 1 ,5% prognostiziert, dem eine etwa gleich hohe Zunahme 
des privaten Konsums und der Investitionen zugrundegelegt wurden. Das 
Wirtschaftswachstum dürfte nicht ausreichen, um 1 994 eine weitere 
Zunahme der Arbeitslosigkeit ( + 0,6%) zu verhindern.  

2.  Außenhandel und Leistungsbilanz 

Die wichtigsten Bestimmungsgründe für den österreichischen Export 
1 993 waren der tiefe Konjunktureinbruch in Westeuropa und die Ver
schlechterung der Wettbewerbsfähigkeit durch Abwertung in vielen Ab
satzmärkten. Die z .  T. noch unvollständigen Statistiken lassen darauf 
schließen, daß die österreichischen Exporteure erhebliche M arktanteils
verluste hinnehmen mußten. Eine Ausnahme dürften die Exporte nach 
Deutschland sein, wo die Marktposition gehalten, möglicherweise sogar 
ausgeweitet wurde. 

Die Gesamtexporte sind 1 993 um 4,3% zurückgegangen, wobei der stärk
ste Rückschlag in der ersten Jahreshälfte hingenommen werden mußte. 
In Westeuropa wurden um 9%, in Deutschland um 7% weniger abge
setzt9) . Die Ausfuhr nach Italien, Spanien, Großbritannien und in die 
skandinavischen Länder ist um 1 5  - 1 8% geschrumpft. Österreichische 
Exporteure mußten nicht nur in den Abwertungsländern starke Rück
schläge hinnehmen, sie waren im Wettbewerb mit diesen Ländern auch 
auf Drittmärkten benachteiligt. Relativ stabil war die Exportentwicklung 
in die Schweiz. Positive Ergebnisse wurden in der Ausfuhr in die 
I ndustriestaaten in Übersee, v.  a .  in die USA ( +  22%), erreicht. In den 
Entwicklungsländern außerhalb der OPEC konnte um 1 0% mehr abge
setzt werden, wobei die Ausfuhr nach China und in die vier N I E  in 
Fernost expandierte. Die Exporte in die OPEC-Staaten sind hingegen um 

9 )  Angaben für Länder bzw. Ländergruppen sind tatsächliche Ergebnisse für die 
Periode Jänner bis September 1 993 .  
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Entwicklung der Gesamtwirtschaft und des A ußenhandels in Österreich 

1 2% geschrumpft�  wobei v. a .  die Ausfu hren nach Saud i-Arabien und i n  
den I ran betroffen waren .  Die Ostexporte nahmen u m  4% zu . S tark 
gestiegen s ind die Lieferungen nach Zentraleuropa ( +  5 �8%)� v .  a .  in die 
Tschechi sche und die S lowaki sche Republ ik  sowie n ach Ungarn . Überra
schend pos i t iv  war auch die Ausfuhr nach Südosteuropa, wobei gute 
Ergebnisse n i cht  nur i n  S lowenien und Kroat ien,  sondern auch i n  
Bulgarien u n d  Rumänien erreicht wurden. Die L ieferungen i n  d ie  Staa
ten auf dem Terri tori um der ehemaligen UdSSR waren um 1 2 ,8% 
rückläufig,  mi t  s tärksten Rückschlägen i n  der U kraine und i n  Ruß land .  
In  Ungarn u nd i n  Po len waren österre ichische Exporteure 1 993  gegen
über der E U- Konkurrenz durch die Verspätung beim I nkrafttreten der 
Freihandelsverträge (EG : 1 .  März 1 992,  Österreich - CSFR : l .  Dezember 
1 992, Österre ich - Ungarn : 1 .  Oktober 1 993 ,  Österre ich - Po len : 1 5 . No
vember 1 993 )  benachte i l igt .  

Warenmäßig waren starke Rückgänge bei Rohstoffen und industri e l l en 
Vorprodukten zu verzeichnen, der Rückgang bei konsumnahen Fert igwa
ren, chemischen Erzeugnissen sowi e Maschinen und Fahrzeugen hielt s ich 
h ingegen i n  Grenzen . 

Die  österre ichischen Importe schrumpften 1 993 um 4,8%. Dazu haben das 
schwache Wirtschaftswachstum im I n l and und die Verb i l li gung der 
import ierten B rennstoffe beigetragen .  I n  der wi rtschaftspol i ti s chen Dis 
kuss ion wird den " Bi l l ig importen" aus  Osteuropa e ine  erhebl i ch e  Auf
merksamkeit beigemessen, da  s ie  für verschiedene B ranchen bzw. B etriebe 
zu Absatzschwierigkeiten führen .  Für ein ige Produkte (Zement, Dünger) 
wurden in  Österreich I mportkonti ngente gegenüber Osteuropa e ingeführt 
bzw. verl ängert .  Die Wettbewerbsvorte i le  der Oststaaten stützen s ich auf 
n iedrige Lohnkosten. Daneben s ind auch die geri ngeren Aufwendungen im 
Umweltbere ich sowie Subventi onen v .  a .  im Energie- und Transportberei ch 
kostensenkende Faktoren .  Angesi chts der hohen und wachsenden Export
überschüsse Österreichs gegenüber den osteuropäi schen Reformländern 
wurden die österreichi schen Schutzmaßnahmen wiederhol t  in Frage ge
ste l l t .  

Der Reiseverkehr, der zu Beginn  der 90er Jahre seine beste Phase se i t  
l angem hatte, verfie l  1 992 i n  e ine Stagnat ion .  Im Sommer 1 993  hat s ich d i e  
Lage weiter versch lechtert .  Die  Touri smusnachfrage aus  dem Ausland war 
rück läufig .  D azu trug d i e  aufwertungsbedingte Verteuerung des in ländi 
schen Angebots wesent l ich bei . B esonders deut l i che E inbußen mußte der  
Städtetouri smus  h innehmen.  

Die  österreichi sche Handelsbilanz ergab 1 993  e in Defizit von 99 M i l l i arden 
Schi l li ng, um 7 ,4 Mi l l i arden Schi l l ing  weniger als 1 992 .  Die Leistungsbilanz 
war nahezu ausgegl ichen .  
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Österreich und die Weltwirtschaft 

111. Die österreichische Außenwirtschaft in Graphik und 
Zahlen 

Außenhandel 1970, 1980, 1990 und 1993 nach Warengruppen 

Einfuhr Ausfuhr 

Warengruppen 

1 970 1 980 1 990 1 993 1 970 1 980 1 990 

Insgesamt in Mrd. S 92 3 1 6  556 565 74 226 466 

davon i n  % 

Fertigwaren 53, 9 56, 3 70, 1 73, 3  60, 1 62, 9 73, 1 

davon : Konsumgüter 35,2 38, 9 46,8 51,0 3 7,3 40, 0 4 7, 8  

darunter : 
PKW 5, 4 5, 2 7, 0 7, 0 0, 1 0, 9 1 ,4  

Bekleidung 2, 1 3, 9 4, 7 5,2 3,3 3,3 2, 8 

I nvestitionsgüter 18, 7  1 7, 4  23,2 22,3 22,8 22, 9 25, 3 

darunter : 
Eisen und Stahl 4, 1 3,0 3, 0 2,4 12,0 9, 6 6, 5 

Arbeitsmaschinen 2,2 3, 7 4, 2 3, 5 1 , 1  5, 3 6, 1 

Halbfertigwaren 20,2 1 6, 1  1 4, 6  12,9 22, 9 22, 7 1 7,6 

Rohstoffe und Energie 1 8, 6  22, 4 1 0,8 9, 0 1 2, 5  1 0, 4  6,2 

Nahrungs- und Genußmittel 7,3 5,2 4, 6 4,8 4, 5 4,0 3,2 

Quelle : Österreichisches Statistisches Zentralamt. 

Außenhandel 1970, 1 980, 1990 u nd 1993 nach Wirtschaftsräumen 

Einfuhr Ausfuhr 

Wirtschaftsräume 

1 970 1 980 1 990 1 993 1 970 1 980 1 990 

Insgesamt in Mrd. S 92 3 1 6  556 565 74 226 466 

davon i n  % 

EGI) 65, 6 63, 1 68,3 67, 0  50, 5 56,2 64, 5 

EFTAI)  1 0, 4  7, 6 7, 1 6, 7 1 6, 1  12, 1 1 0, 2  

Osteuropäische Länder2) 1 0,8 1 0, 5  7,2 7, 6 1 7, 5  1 5, 4  1 1 ,2 

OECD 81,3 77, 4  84, 6 83, 5 73,2 72, 6  81,2 

Entwicklungsländer 1 6, 7  1 9, 9  7, 9 8, 5 21 ,5  23, 5 7, 3 

Quelle :  Österreichisches Statistisches Zentral amt. 
1 ) Warenverkehr mit EG- bzw. EFTA-Staaten in deren Zusammensetzung 1 993 .  

1 993 

467 

76, 7 

50, 9 

2,2 

2, 6 

25,8 

5,2 

6,2 

1 5, 0  

5,0 

3,3 

1 993 

467 

63,6 

8, 7 

1 2, 7 

78,8 

8, 1 

2) lnkl. Slowenien, Kroatien, Bosnien, Mazedonien und der "Bundesrepublik Jugoslawien" 
(Serbien und Montenegro). 
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Länder Eingänge I 
-� 

Belgien2) 1 .8 1 0  
B RD3) 4.9 1 6  
Dänemark 1 .336 
Frankreich 8 . 1 86 
Großbritannien 6.883 
I talien 8.2 1 3  
Niederlande 1 .664 
Norwegen 753 
Österreich 6.442 
Schweden 960 
Schweiz 3 . 1 56 
Kanada 2.266 
USA 1 0.090 
Japan 640 
OECD insgesamt 69.986 

Quelle : OECD. 
' ) Vorläufige Zahlen. 
2) I nklusive Luxemburg. 
3) Mit Vorjahren nicht vergleichbar. 

w 
N 
........ 

Internationaler Reiseverkehr 
Eingänge und Ausgänge 1980, 1990 und 1992 

1 980 1 990 

Ausgänge I netto Eingänge I Ausgänge I netto 

in Mio.  US-$ 

3 .269 - 1 .459 3 .699 5 .445 - 1 .746 
1 7 .3 1 9 - 1 2.403 1 0.683 29 .836 - 1 9 . 1 53 

1 .559 223 3 .322 3 .674 3 52 
5 .993 2. 1 93 20. 1 67 1 2 .4 1 5  7 .752 
6 .365 5 1 8  1 3 .722 1 7 .452 - 3 .730 
1 .908 6.305 1 9.742 1 3 .826 5 .9 1 6  
4.664 - 3 .000 3 .6 1 2  7 .33 1 - 3 .7 1 9  
1 .3 1 4 56 1 1 . 5 1 7  3 .4 1 4  - 1 .897 
3.124 3.318 1 1 .754 6.21 2  5.542 
2.2 1 0  - 1 .250 2.896 6 .067 - 3 . 1 7 1  
2 .363 793 6 .858 6 .008 850 
3 . 1 05 839 5 .260 8.434 - 3 . 1 74 

1 0.397 307 39.253 38 .376 877 
4.583 -- 3 .943 3 .583 24.878 - 2 1 .295 

73 .624 - 3 .638 1 9 1 .802 1 99.454 - 1 7 .652 

1 992 ')  

Eingänge I Ausgänge 

4.053 6.604 
1 0 .89 1 36.782 
3 .782 3 .778 

24.929 1 3 .886 
1 3 .494 1 9 .467 
2 1 .462 1 6.532 

4.964 9 .207 
1 .973 3 .867 

14.831 8.371 
3 .04 1 6.693 
7 .747 6. 1 04 
5 .664 1 1 .220 

53 .86 1  39. 872 
3 .589 26.8 1 0  

2 1 4. 1 83 225 .93 1 

I netto 

--- -----

- 2.55 1 
- 25 .89 1 

4 
1 1 .043 

- 5 .973 
4.930 

- 4.243 
- 1 .894 

6.460 
- 3 .652 

1 .643 
- 5 .556  

1 3 .989 
- 24.22 1 
- 1 1 .748 

t::l 
�. 
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Österreich und die Weltwirtschaft 

Wichtigste Außenhandelspartner Österreichs 1992 und 1993 

Einfuhr Ausfuhr 
Land Land 

in M io.  S I in % in Mio. S I in % 

1992 

Insgesamt 593.924 100,0 487.556 100,0 
darunter : 

BRD 254.635 42, 9 BRD 1 94. 1 36 39, 8 

I talien 5 1 .232 8, 6 Italien 42.9 1 9  8, 8 

Japan 28.067 4, 7 Schweiz 28 .920 5, 9 
Frankreich 26.372 4,4 Frankreich 2 1 .368 4, 4 

Schweiz 23 .782 4, 0 Großbritannien 1 7 .406 3, 6 

USA 23.392 3, 9 Ungarn 1 5 . 558  3,2 

Belgien 1 6 .934 2, 9 Niederlande 1 4.22 1 2, 9 

Großbritannien 1 6. 1 60 2, 7 CSFR 1 3 .8 1 6  2,8 

Niederlande 1 6 .045 2, 7 USA 1 2 .853 2, 6 

Ungarn 1 1 .959 2, 0 Spanien 1 1 . 557  2,4 

1993 

Insgesamt 564.909 100,0 467 . 1 7 1  100,0 
darunter :  

BRD 234. 1 93 41,5  BRD 1 82 .25 1 39, 0 

Italien 50.948 9, 0 I talien 36.89 1 7, 9 

USA 24.835  4, 4 Schweiz 28.794 6,2 

Frankreich 24.806 4, 4 Frankreich 20.704 4, 4 

Japan 24.792 4, 4 Ungarn 1 6 .550 3, 5 

Schweiz 23 .07 5  4, 1 USA 1 5 .423 3,3 

Niederlande 1 6 .346 2, 9 Großbritannien 1 5 .266 3,3 

Großbritannien 1 5 .436 2, 7 N iederlande 1 3 .84 1 3, 0 

Belgien 1 5 .2 1 9  2, 7 Tschechien 1 1 .344 2,4 

Ungarn 1 0 .826 1,9 Belgien 8 .340 1,8 

Quelle : Österreichisches Statistisches Zentral amt. 
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Österreich und die Weltwirtschaft 

IV. Weltwirtschaftsgipfel 
Der 1 9 . Weltwirtschaftsgipfel, an dem regelmäßig die Staats- und Regie
rungschefs der sieben größten Industriestaaten (USA, Kanada, Japan, 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien) und der Präsident der 
Europäischen Komission teilnehmen, fand vom 7 .-9. Juli 1 993 in Tokio 
statt. Wie üblich von hohen Beamten (den "Scherpas") minutiös vorbereit, 
verabschiedete das Gipfeltreffen eine wirtschaftliche und eine politische 
Erklärung. 

In der wirtschaftlichen Erklärung wird zunächst festgehalten, daß sich 
Fortschritte in der Umwandlung der Weltwirtschaft nach dem Kalten Krieg 
rascher als erwartet eingestellt haben. Die westliche Welt sei aber mit 
zahlreichen Herausforderungen wie der Überwindung der Wirtschaftskri
se, der I ntegration der ehemals planwirtschaftl ich organisierten Länder in 
die Marktwirtschaft, der stärkeren Unterstützung von Entwicklungslän
dern bei der Lösung ihrer wirtschaftl ichen und sozialen Schwierigkeiten, 
insbesondere in Afrika, und der Vereinbarkeit von Wirtschaftswachstum 
und Umweltschutz konfrontiert. Besondere Aufmerksamkeit widmete die 
Erklärung dem hohen Stand der Arbeitslosigkeit, die zu einem bedeuten
den Teil  strukturell bedingt sei ; dies verlange nach einer Doppelstrategie 
von vorsichtigen makroökonomischen Maßnahmen und Strukturreformen 
des Arbeitsmarkts. Dieses Kapitel ist als zentrales Thema der wirtschaftli
chen Erklärung von Tokio anzusehen. 

Die Erklärung befaßt sich auch mit dem Abschluß der Uruguay-Runde und 
dem Ausbau des multilateralen Handelssystems, unterstreicht die Priorität 
einer umweltgerechten Wirtschaftsentwicklung, und beschäftigt sich einge
hend mit den Problemen der Staaten, die sich im Übergang von zentralisti
scher Plan- zur Marktwirtschaft befinden . Die Bekenntnisse zur Unterstüt
zung des Reformprozesses in Form einer Hilfe zur Selbsthilfe wurden 
wiederholt und die seit dem Münchner Gipfel ( 1 992) erzielten Fortschritte 
der Politik des russischen Präsidenten Boris J elzin gewürdigt. Gleichzeitig 
wurde an Rußland appelliert, Inflation und Budgetdefizit zu senken sowie 
Privatisierung und Strukturreform voranzutreiben. Der Gipfel begrüßte 
verschiedene multilaterale Hilfsrnaßnahmen für Rußland und kündigte ein 
Sonderprogramm zur Privatisierung und Umstrukturierung im Umfang 
von 3 Mil liarden US-Dollar an. 

In einem weiteren Abschnitt wird die Reformpolitik, die zur wirtschaftli
chen Erholung in zahlreichen Entwicklungsländern führte, begrüßt und 
eine Verbesserung und Erhöhung der offiziellen Entwicklungshilfe (ODA) 
unter besonderer Berücksichtigung der Probleme Afrikas befürwortet. 

Die politische Erklärung des Tokioter Gipfels umfaßt vier Bereiche : 
- Internationale Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskontrolle 
- Entwicklung in Zentral- und Osteuropa 
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Uruguay-R unde ( We!thande!sorganisatiol1 ) :  GA n' 

- K onfl i kt auf Tei l en des  Territoriums des  ehemal igen Jugos lawiens  
- andere Regionalkonflikte 

Die Ab l eh nung der Anerkennung gewaltsamer Grenzänderungen in Bos
n ien- H erzegowina, die U nterstützung der neuen Regierung Kambodschas ,  
d ie  Aufforderung an I srae l  und die  arabischen Staaten zu vertrauensbi l 
denden M a ßnahmen zur U nterstützung des Fri edensprozes ses ,  Appe l l e  an 
den I ran, I rak und Libyen zur M äßigung ihrer Po l i t ik  und Erkläru ngen zu 
H ait i  und Südafrika s ind die wesent l ichen E l emente im Abschnitt über 
regi ona l e  Konfl ikte .  

Zur Stärkung des VN-Systems wurden effektivere fri edenserha l tende 
M a ßnahmen und die Anpassung der VN-Struktu ren an die geä nderte 
WeI t lage gefordert .  Weiters wurden die  Besch lüsse  der Vv'e ltkonferenz über 
M enschenrechte indorsiert, Flücht l ings- und \Vanderungsfragen a l s  neue 
Herausforderung an die  I ndustri estaaten hervorgehoben und d ie  vers türkte 
Bekämpfung des Terrori smus ver langt .  

I m  H inbl ick auf  die  von M assenvern ichtungswaffen a usgehenden Gefah
ren wurde Nordkorea zur E inhal tung der I A EO-Safeguards a u fgefordert 
und die  Denu kleari s ierung der gesamten korean ischen Ha lb inse l  befür
\vortet .  N eben der spezifi sch an die  Uk raine  geri chteten E in l adung z u r  
Rati fi zi e rung des START I -Abkommens wurde e ine  unhefristete Verl änge
rung bzw. G loba l i s ierung des Nonpro l i ferat io I1 �vertrags und der Konven
t ion über das  Verbot chemischer u nd b io logi scher 'Alaffen gefordert .  Die 
E rri chtung e ines  VN- Regis ters zur Erfassung des Transfers konvent ione l l er 
Waffen wurde als wichtiger Schritt  i n  R ichtung grö ßerer Transparenz u nd 
Zurückha l tung begrü ßt. 

Von besonderer Bedeutung waren bi laterale Treffen am Rande des 
Gipfel s :  so konnte etwa Präs ident Bori s le lz in durch se ine persön l iche  
Anwesenhe i t  in Toki o und  durch konstrukt ive Gespräche mi t  den Gipfe l 
te i lnehmern n icht nur zu e iner I ntensivi erung der Ruß land- H i l fe be itragen,  
sondern auch die  durch d ie  zweimal ige Absage ei nes Staatsbesuchs in  
Tokio be l astete Atmosphäre im Verhä l tn is  z u  Japan deut l i ch verbessern.  

V. D ie Uruguay-Runde (Welthandelsorganisation) ; 
Allgemeines Zoll- u nd Handelsabkommen (GATT) 
1. Die Uruguay-Runde und die Welthandelsorganisation 

Die Verhandl ungen i m  Rahmen der Uruguay-Runde ste l l ten se i t  der 
Abfassung der  H avanna C harter ( 1 947) bereits d ie  achte Verhandl u ngsrun
de d ieser  Art dar ( 1 1 7  Tei lnehmerstaaten) .  S ie  wurde im September 1 986 in 
Punta deI  Este  ( U ruguay) eröffnet und bekam nach dem Schei tern der 
geplanten Absch lußkonferenz 1 990 in Brüsse l  neue  I mpulse  durch die 
Beste l l ung  des I ren Peter Sutherland zum Genera ld i re ktor des GATT (Ju l i  
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Österreich und die Weltwirtschaft 

1 993) .  Mit dem Abschluß der Uruguay-Runde soll  eine Welthandelsorgani
sation (World Trade Organization/WTO) geschaffen werden, der die 
wesentlichen Handelsnationen, darunter auch Entwicklungsländer, beitre
ten werden. 

Der Final Act umfaßt 30 Rechtstexte, 22 Entscheidungen und die Ver
pfl ichtungslisten der einzelnen Teilnehmerstaaten in den Bereichen Markt
zutritt, Dienstleistungen und öffentliches Beschaffungswesen. Die H aupt
punkte der Verhandlungen lassen sich in zwei Gruppen gliedern : 

Traditionelle Bereiche 

Marktzutritt 
Landwirtschaft 
Sanitäre und phytosanitäre 
Maßnahmen 
Ursprungsregeln 
Streitbeilegungsverfahren 
Antidumping 
Subventionen und Ausgleichszölle 
Schutzklauseln 
Normenkodex 

Neue Bereiche 

Trade Related I nvestment Measures 
(TRIMS) 
Dienstleistungen (GATS) 
Handelsre levante Geistige Eigen
tumsrechte (TRIPS) 
I nspektion vor Verschiffungen 
Institutionelle Aspekte, wie World 
(Multilateral) Trade Organization 

Vier Abkommen (Zivil luftfahrzeuge, öffentliches Beschaffungswesen, 
Molkereiprodukte, Rindfleisch) sind fakultativ, alle anderen Abkommen 
müssen bei einem Beitritt zur WTO angenommen werden. Verpflichtend 
wird auch die Bindung der von 85 Staaten angebotenen Konzessionslisten 
für die Bereiche Marktzutritt und Dienstleistungen. 

Nach Schätzungen der OECD wird die Abschaffung der handelsverzerren
den M aßnahmen Wohlfahrtsgewinne von über 475 Mil l iarden US-Dollar 
bringen, von denen all eine 255  Mil l iarden US-Dollar auf die OECD
Staaten entfallen werden. Wie aus der Tabelle ersichtlich, werden diese 
besonders den kleinen und mittleren Nationalökonomien und somit v. a. 
den E FT A-Staaten zugute kommen. 

Das angestrebte Ziel eines Zollabbaus von durchschnittlich 33% über einen 
Zeitraum von fünf Jahren im Industriewarenbereich wurde überschritten . 
Die vollständige Beseitigung der Zölle (z. T. mit Ausnahmen und längeren 
Abbaufristen) für Pharmazeutika, Baumaschinen, medizinische Ausrü
stung, Stahl, Spielzeug, Bier, Papier, Holzprodukte, Möbel ,  l andwirtschaft
liche Geräte und Spirituosen sol l  weltweite Wettbewerbsgleichheit schaf
fen .  Eine Zollharmonisierung bei Chemikalien sowie eine überdurch
schnittl iche Zollsenkung bei wissenschaftlichen Geräten und industrieller 
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Uruguay-Runde ( Welthandelsorganisationj : GA IT 

E lektron ik  wurden vereinbart .  Die  b i lateralen Vereinbaru ngen zwi schen 
den USA und der EU sind hier wegweisend. Die Tei lnahme der mei sten 
O EC D - Länder an den meisten Sektorabkommen i st gesichert ; dies gi l t  
auch für Österrei ch .  

Langfristiger Wohlstandsgewinn  durch Handelsliberalisierung nur durch 
OECD-Staaten bzw. durch alle Staaten 

Staat/ Regi on 

Austra l ien und Ne useeland 
Kanada 
EG 
E FTA 
Japan 
USA 
O E C D  gesamt 
übrige Staaten 
weltweit  

Quel le : O E C D. 

( in  Mi l l ionen US-Dol lar) 

O EC D  weltweit 

1 . 5 8 7  

5 .9 1 6  

7 8 .3 1 7  

34.23 8 

3 5 .490 
26 .298 

1 8 1 . 846 

29 .942 

2 1 1 . 788  

1 . 896 

6 .649 

7 1 . 27 1 

3 8 . 3 84 

4 1 .968 

27 . 5 5 8  

1 87 . 726 

86. 3 62 

2 74.088 

(in % des B I P) 

OECD wel tweit 

0,5 
1 , 1 

1 ,9 

5 ,4 

1 ,5 

0,4 

0,6 

1 ,2 

1 ,7 

6,0 

1 ,8 

0,4 

Das Agrarabkommen in der neuen Wel thande l so rdnung l e i tet e ine  
vo l l st än dige Neuorienti erung des  Wel thandels i n  d iesem Sektor  e in  und 
so l l  zu e i ner  gradue l len Rückkehr des  Agrarhande l s in  das  G ATT 
füh ren .  Der Ma rktzugang wi rd durch die  genere l l e  Tarifiz ierung ( =  
Umwand l ung von n ichttari fari schen Beschränku ngen i n  Zo l l äqu ival en
te) t ransparent .  Diese Zö l l e  werden gebunden und um durchschni tt l i ch 
3 6% (m indestens 1 5°;() je  Produkt)  i n  sechs lah resschr i tten gesenkt .  E in  
produktspezi fi scher  M indestmarktzutri tt zu n iedrigen Zö l l en von an
fangs 3% des Verbrauchs so l l  i nne rhalb von sechs Jahren auf 5% steigen 
(daher  nur geri nge jähr l iche Ste igerung) .  E ine besondere Schutzk lause l  
w u rde vo rgesehen . 

Für  d ie  Landwi rtschaft dürfte n icht  nur  der Subventionsabbau (Abbau der 
Exportsubventi onen und der gestützten Exportmengen um 3 6% bzw. 2 1  %, 
sowie der in l ändischen produktionswirksamen Subventionen um 20% auf 
der Bas i s  des Fünf jahres - Du rchschni tts 1 986/90), der je  n ach Produktkate
gorie untersch iedl iche Auswirkungen haben wird, sondern auch die 
Akzeptanz der M ult ifunktional ität der Landwirtschaft besondere Bedeu
tung haben . Das Agrarabkommen verfolgt eine Umschichtung der Stützun
gen von Exportsubventionen in E i n kommensstützungen der B auern und 
die  Fi nanzierung von M aßnahm en,  die keine Auswirkungen auf die 
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Produktion haben. Es wird auch Systemänderungen der nationalen Land
wirtschaftspol itiken herbeiführen bzw. verstärken. 

Landwirtschaftliche Stützungsmaßnahmen werden in Maßnahmen unter
teilt, die entweder den Freihandel verzerren ("Amber Policies") oder keine 
oder nur geringe Auswirkungen auf den Welthandel ("Green Box") haben. 
Die "Green Box"-Maßnahmen (keine Abbauverpflichtung) umfassen den 
Bereich staatl icher Initiativen (bei Forschung, Infrastruktur, Umwelt- und 
Lebensmittelschutz) und Direktzahlungen an landwirtschaftli che Produ
zenten (Einkommensstützungen, strukturelle Anpassungshilfen, Direkt
zahlungen im Rahmen von Umweltschutz- oder Regionalförderungspro
grammen), die keine Produktionsanreize darstellen dürfen. Mit der Schaf
fung der "Green Box" wurde ein langjähriges österreichisches Anliegen 
verwirklicht. 

Eine Friedensklausel verhindert während neun Jahren die Anwendung 
gewisser Maßnahmen des Subventionsabkommens (z. B. Ausgleichszölle) 
auf Stützungen im Rahmen der "Green Box" und andere Stützungen, die in 
Übereinstimmung mit dem Agrarabkommen gewährt werden. Auch andere 
Maßnahmen, die das GA TI gegen Subventionen ermöglicht, werden damit 
eingeschränkt. 

Ein weiteres Ergebnis der Uruguay-Runde war die Wiedereingliederung 
des Textil- und Bekleidungssektors über einen Zeitraum von zehn Jahren in 
das GA TI. Zahlreiche weitere Abkommen, die Bestandteil des "Pakets" 
sind, definieren und interpretieren Bestimmungen des GA TI und geben 
klarere Richtlinien für den prozeduralen Bereich, was das Ergreifen von 
Maßnahmen erleichtern, deren Mißbrauch aber erschweren soll (z. B .  
Schutzmaßnahmen). Einige dieser Abkommen basieren auf bereits beste
henden Abkommen der Tokio-Runde, die keine globale Akzeptanz fanden. 
Sinn dieser I nterpretationen ist, den geänderten Bedingungen des Welthan
dels Rechnung zu tragen. 

Als Reaktion auf neue Entwicklungen im Welthandel (steigender Anteil 
des tertiären und quartären Industriesektors - I nvestitionen, Geistiges 
Eigentum, Dienstleistungen, Kommunikationstechnologien - an der Wert
schöpfung der Volkswirtschaften) wurden auch handelsbezogene I nvesti
tionsmaßnahmen sowie ein verbesserter Schutz geistiger Eigentumsrechte 
und Dienstleistungen in die WTO einbezogen und neuen Regeln unterwor
fen. 

Bei den Dienstleistungen (General Agreement on Trade in Services/GATS) 
stellen nationale administrative Bestimmungen die größte Hürde für eine 
Liberalisierung dar (z. B. Bestimmungen hinsichtlich der Niederlassung 
von Finanzinstituten). Grundsätzl ich gilt die Meistbegünstigung und die 
Inländergleichbehandlung (keine Diskriminierung von ausländischen und 
inländischen Dienstleistungsanbietern). Trotz Widerständen konnte Öster-
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re ich in  d i esem Bereich  d i e  Umweltschutzprob lematik verankern . Auf
grund se iner starken Ste l l ung i m  internat ionalen Tourismus n immt Öster
reich i m  weltweiten H andel m i t  D ienst l e i stungen d i e  1 0 . Ste l le  e i n .  Laut 
Sch ätzungen des GATT export ierte Österreich 1 99 1  Dienst lei s tungen i m  
Wert von 25 ,  I Mi l l i a rden US-Do l lar, d i e  I mporte betrugen 1 2 ,2 M i l l i arden 
US- Do l l a r  ( 1 8 . Stel l e ) .  Grö ßere i nternat ionale  Di szi p l in  im H an d el mit 
Dienstl e i stungen würde  für Österrei ch daher große wi rtschaftl iche Vortei l e 
br ingen.  

Durch die Schaffung der Welthandelsorganisation (Worid Trade  O rganiza
t ion/WTO) sol l das GATT durch eine den Bretton Woods- Inst i tut ionen 
g le i chgeste l l te  I nternat iona 1e  Organisat ion abgel öst werden .  Der  b ereits 
da s  GATT auszeichnend e  Vertragscharakter der mu lt i l atera len  Verpfl ich
tungen b l eibt erha lten, wird jedoch durch zah l reiche Überwachungsfunk
t ionen d er \VTO ergä nzt. An der  Spi tze wird eine M i n i sterkonferenz stehen,  
die e inmal  a l l e  zwei J ahre zusammentreten so l l .  Ein Al lgemeiner Rat so l l  
d ie  I m plementi erung des  Abkommens überwachen, Streitfä l l e  bei l egen,  
Länderprüfungen vorn ehmen und d re i  Unterorgane ( für  Waren. Dienst le i 
s tungen und I nvestitionen ) e insetzen .  Damit  i s t  es 46 Jahre nach der 
Abl ehnung der In ternati ona l  Trad e  Organization/ I TO ( Havanna  Charta) 
durch den US-Kongreß ge l ungen,  n eben den Bretton Woods- I nst i tut ionen 
ein " Dri ttes Standbein"  für d i e  i nternationa len Wirtschaftsbezieh ungen zu 
schaffen .  

2.  Allgemei nes Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 
Der Gesamtheit  der GATT- Besti mmungen unterl i egen ungefähr  40% d es 
Wel thande l s  in  der Höhe  von m ehr  a l s  3 .000 i\1 i l l iarden Schi l l i ng pro 
Jahr .  Der Rest entfä l lt auf  regiona le  Wirtsch aftszusammensch lüsse  (wie 
E U ,  E FTA, NAFTA, A S E A N) ,  für d ie  das  GATT z. T.  auch Bedeutung 
hat .  D as GATT als einziges weltweites H andel sabkommen best immt d ie  
H ande l sbeziehungen Österre ich s  mi t  den außereuropäischen I n dustrie
staaten ,  den s ich am schnel l sten i ndustria l i s ierenden Staaten und den  
anderen Entwicklungs ländern . Obwoh l  der  Antei l  österreichi scher Ex 
porte  in  Überseeländer nur rund 1 2% der  Gesamtausfuhren beträgt, wird 
d i e  österre ich ische Wi rtschaft i nd i rekt über ihre wichtigsten H aupt- u n d  
Fre ihande l spartner von d e r  Welthande lssituati on in viel stärkerem Aus
maß  beei n flußt (so sind insbesond ere 20% des deutschen bzw. 3 3 %  des  
s chweizerischen Außenhande l s  n i cht  von Freihandel sbeziehungen er
faßt) . D ie  außereuropäischen Märkte gelten a l s  d i e  Märkte mi t  dem 
grö ßeren Wachstumspotentia l .  

M i t  dem Beitri tt von Ma l i ,  Swas i land,  S t .  Lucia, der Tschechischen 
Repub l ik. der  S lowakei ,  Domin i ca, St .  Vincent und den Grenad inen ,  
F idschi ,  B runei  und Bahrein stieg d ie  Zahl  der  Vertragsparteien auf  1 1 4. 
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VI. Die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) 
Der OECD gehören derzeit 24 Mitgliedsländer an, denen sie als Forum für 
eine synoptische Behandlung wirtschafts- und gesellschaftsbezogener 
Politikbereiche dient. Die Mitgl iedsländer betrachten die OECD heute 
auch als Koordinationsorgan, dem nicht mehr die durch den Kalten Krieg 
bedingte defensive Rol le zukommt. Als ökonomisches Führungsorgan soll 
die OECD beitragen, den Wirkungsbereich der demokratischen Staaten 
und der Marktwirtschaft zu verbreitern . 

Das OECD-Sekretariat, dem rund 1 .840 Mitarbeiter angehören, unterstützt 
die Mitgliedsstaaten. Das Budget der OECD für 1 993 betrug ca. 1 ,37  Milli
arden Französische Francs (ca. 2,9 Mill iarden Schilling) ; auf Österreich 
entfiel davon ein Anteil von ca. 1 % (29 Millionen Schilling). 

Für OECD-Angelegenheiten ist das BKA zuständig, dem auch die 
Österreichische Vertretung bei der OECD in Paris untersteht. 

1 .  Politische Bedeutung und Ausstrahlung der OECD 

Die tiefgreifenden Veränderungen in den westlichen Volkswirtschaften 
haben zumindest einen Teil des verfügbaren Analyseinstrumentariums 
durcheinandergebracht. Eine Erklärung dafür ist nicht zuletzt der ver
schärfte Wettbewerb mit seinen Rückwirkungen auf das schwindende 
Vertrauen in die Kalkulierbarkeit der wirtschaftlichen Parameter. Die 
fehlende wirtschaftliche Dynamik hat sich in den USA in einer Verringe
rung des Lohnniveaus, in den europäischen OECD-Staaten in einer 
erhöhten Arbeitslosigkeit niedergeschlagen . 

Im Zentrum der OEC D-Analysen steht wegen seiner gesellschaftspoliti
schen Brisanz das Problem der Arbeitslosigkeit. Der M inisterrat gab bereits 
1 992 eine multidisziplinäre Studie in Auftrag, an der die verschiedenen 
Fachdirektorate der OECD mitwirken. Nach einem Zwischenbericht 1 993 
wird der Endbericht mit Empfehlungen zur Bekämpfung der strukturellen 
und konjunkturellen Arbeitslosigkeit 1 994 dem Ministerrat vorgelegt 
werden. 

Zur Diskussion stehen auch die Deregulierung und Liberalisierung der 
Finanzmärkte. Sie erschweren die Möglichkeiten der nationalen Besteue
rung von Kapitaleinkommen. Im Herbst 1 993 wurde eine Arbeitsgruppe 
ins Leben gerufen, welche die Frage einer international abgestimmten 
Besteuerung von Kapitaleinkommen eingehender analysieren sol l .  Parallel 
dazu ist in allen mit Finanzangelegenheiten befaßten Komitees und 
Konferenzen die Tendenz spürbar, einer Neuregulierung im Finanzbereich 
das Wort zu reden. Dies erscheint jedoch kein wirklich gangbarer Weg, da 
die Deregulierungsmaßnahmen und die Liberalisieru ng des Kapitalver-
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kehrs n icht vorrangig ideol ogische Gründe hatten .  Die nationalen Regie
rungen waren vielmehr Getriebene der techno logi schen Entwickl ungen 
und großer mult i l ateraler Finanzkonglomerate. 

E i n  weiterer Schwerpunkt i s t  die Analyse der Geschwindigkeit und der 
Auswirkungen des technologischen Fortschritts, besonders in der B iotech 
no logie .  E ine  Gruppe nat ionaler  Experten ist  im Rahmen der O E C D  seit 
1 993  mit Studien über S icherheitsfragen in  der B iotechnologie befaßt .  

Angesichts der wachsenden B edeutung eines ökonomischen I nstrumenta
riums des U mweltschutzes für die S icherung einer globalen nachhaltigen 
Entwicklung werden Umweltfragen nunmehr al s Querschni ttsmateri e in 
a l l en wesentli chen Fachkom itees behandelt .  Neben den analog zu den 
Volkswirtschaftsprüfungen eingerichteten Umweltl änderprüfungen (von 
Österreich für 1 994 beantragt) l iegt das Schwergewi cht im Sinn der 
U N C ED-Folgearbeiten auf der Formul ierung von pol it i schen und ökono
m ischen M aßnahmen zur Redukt ion  der Treibgasemiss ionen und auf der 
Förderung von Umweltschutztechno logien .  

2 .  Technische Hilfe für die Staaten Zentral- und Osteuropas 

Für ihr  Osteuropaprogramm sah d ie  O E C D  1 993 einen Ausgabenrahmen 
von über 1 00 Mi l l i onen Französ i schen Francs, etwas weniger a ls  1 0% des 
Gesamtbudgets, vor .  U nter B erücks ichtigung der bei den Fachdi rektoraten 
budgetierten M itte ln dürften sogar 1 5% der O EC D- Ressourcen für Zentral
und Osteuropa gebunden se in . 

Das Programm erstreckt s i ch m i t  unterschiedl icher Intensität auf die 
Reformstaaten u nd die N achfolgestaaten der Sowjetun ion .  Schwerpunkte 
s ind die Neustrukturierung des Unternehmensektors und die damit 
verbundenen Beschäftigungs- u nd Sozial  probleme, der Aufbau recht l icher 
und i nstitutione l ler Strukturen für e ine  M arktwirtschaft sowie die Entwick
l ung aussagefähiger stat is t i scher G rundlagen. Besonders wichtig für die 
Bearbeitung dieser Themenbereiche sind Länder- und Sektorenstudien 
( Landwirtschaft, Industrie, Finanzmärkte), aber auch Seminare, Ausbi l 
dungskurse ( Steuerkurse i n  eigenen Zentren , u .  a .  i n  Wi en) und die 
Tei l nahme von PIT- Ländern ( " Partners in Transit i on" : Tschech i sche 
Repub l ik, S l owakei , Polen, Ungarn) als Beobachter in über 30 Komitees 
der O E C D .  

D ie  Osteuropafrage l ieß Auffassungsu nterschiede zwi schen den M itgl ieds
ländern, in sbesondere in den B udgetdebatten, zu Tage treten.  Nachdem die 
O EC D  jahrelang de facto ein N u l lwachstum budgetiert hatte, führten die 
Osteuropaaktivitäten zu einem rea len Wachstum, das viele M itgl i edsländer 
n i cht  konzedieren wol len .  Während eine Gruppe - darunter auch Öster
reich - für eine Ausweitung dieser O EC D-Osteuropaaktivitäten eintritt, ist 
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die andere der Meinung, die OECD solle sich auf ihre eigentlichen 
Aufgaben besinnen. 

3. Koordination der Entwicklungszusammenarbeit 

Viele Entwicklungsländer vollziehen ermutigende Veränderungen in Rich
tung guter Staatsführung, Achtung der Menschenrechte und demokrati
scher Regierungsformen als Voraussetzungen für eine langfristig tragfähige 
Wirtschaftsentwicklung und sozialen Fortschritt .  Eine verstärkte Partizi
pation der Bevölkerung, der Auf- und Ausbau der Institutionen, die 
Schaffung marktwirtschaftlicher Strukturen, die Stärkung des privaten 
Sektors und die Reduktion von Militärausgaben dienen diesem positiven 
Trend. Trotz der Fortschritte bleiben weltweit gravierende Probleme wie 
Massenarmut, hohes Bevölkerungswachstum, Umweltzerstörung, Wande
rungsbewegungen, Flüchtlingsströme, Drogenmißbrauch und AIDS beste
hen. 

Vor diesem Hintergrund sind sich die OECD-Länder einig, daß es eines 
umfassenden Ansatzes auf der Basis partnerschaftlicher Beziehungen und 
gemeinsam getragener Verantwortung zur Unterstützung der Selbsthi lfebe
mühungen der Entwicklungsländer bedarf. Die OECD-Länder unterstüt
zen die Integration der Entwicklungsländer in die internationalen Märkte. 
Verstärkte Kohärenz zwischen Entwicklungszusammenarbeit und anderen 
Politikbereichen, im besonderen im internationalen H andel und bei 
Auslandsinvestitionen, im Umweltschutz und in der Integrationspolitik, 
würde den Wirkungsgrad der Entwicklungshilfe erhöhen. 

Darüber hinaus gibt es Bemühungen, die Entwicklungshilfe quantitativ 
und qualitativ unter besonderer Berücksichtigung der bedürftigsten Länder 
zu steigern und für die Bedeckung der Mittel Sorge zu tragen. In diesem 
Zusammenhang wurde 1 993 ein neues Konzept für die Definition der 
Hilfeleistungen beschlossen, das einen klareren Überblick über alle 
Hilfsempfänger einschließlich jener in Zentral- und Osteuropa sowie der 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion geben soll .  Die Gruppe jener Entwick
lungsländer und Territorien, für die Hilfsleistungen auf das weitgehend 
akzeptierte O,7%-Ziel angerechnet werden können, soll eindeutig abge
grenzt werden. Entwicklungsländer, die zu Schwellenländern mutieren, 
sollen aus dieser Kategorie ausgeschieden werden. 

4. 0 ECD - Erweiterung 

Eine Interessengemeinschaft mit unterschiedlichen Motiven bewegt die 
OECD und Nichtmitgl iedsländer, ihre Beziehungen und die M öglichkei
ten zur Zusammenarbeit zu vertiefen. Nach dem Zusammenbruch des 
planwirtschaftl ichen Systems begann die Zusammenarbeit mit den Re
formstaaten Zentral- und Osteuropas . Mit den dynamischen asiatischen 
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Volkswirtschaften ( Korea, Taiwan,  H ongkong, S ingapur, M alays ia ,  Thai 
l and )  wurde der Dia log aufgenommen:, der i n  ähn l icher Form mit  
la te inamerikanischen Län dern fortgesetzt wird . 

D i e  OEC D wird bemüht se in ,  mögl ichst umfassende Arbeitsbez i ehungen 
zu jenen Staaten aufzunehmen, d i e  e ine  maßgeb l i che  Rol l e  in  der 
Weltwirtschaft ("major p layers" )  spie len .  China und Rußland ,  für das 
Überlegungen für e inen Sonderstatus ähnl ich dem für das ehemal ige 
Jugoslawien bestehen, zäh len s icherl i ch  zu jener Staatengruppe .  Diese 
E ntwick lungen führten d azu,  daß d ie  O EC D  über Auftrag der  M i ni ster
ratstagung 1 993 unter B erücksi chtigung der knappen Ressourcen d i e  
Mögl ichkeiten und Konsequenzen e iner Öffnung für neue  M itgl i eder  und 
Kooperati onsformen prüft .  E in igkeit  besteht darüber, daß zu den Voraus
s etzungen für e ine O E C D- M itgl i cd schaft die Ex i stenz einer funktion ieren
den  M arktwirtschaft, e ine  demokrat i sche Staatsform und  d i e  Achtung der 
Menschenrechte gehören .  

Für d i e  Aufnahme Mex ikos  wurde bereits e in Verhandl ungska lender 
vere inbart, der bis  M i tte 1 994 abgeschlossen werden könnte .  Die  Repub l ik 
Korea wird folgen.  Österreich  hat s i ch nachdrückl i ch für d i e  Aufnahme der 
fortgeschri ttensten zentra leuropäischen Reformstaaten (Tschechi sche Re
pub l i k, U ngarn, Polen) e insetzt. Zweife l los  gehört auch S l owen ien zum 
Kre i s  potenti e l le r M itgl i ed skand idaten.  Ebenso erhebt s i ch die Frage der 
Aufnahme eines demokrat isch reformierten Südafri kas ,  um der  0 EC D 
auch e ine  afrikani sche Dimens ion zu geben. 

5. Beziehungen zur G ATT-Runde und zum Weltwirtschaftsgipfel 

Die  O EC D  hatte,  um e ine Belastung des angespannten Verhand lungskl i 
mas im GATT zu vermeiden ,  nur  d i e  Arbei ten zu den Post -Uruguay-The
men intens iv i ert .  In der gemeinsamen Arbei tsgruppe der H andels- und 
U m weltexperten wurden prozedura le  Richtl i n i en zur Harmonis i erung der 
H andel s - und Umweltpol i t ik  erste l l t .  Diese Richtl i n ien wurden vom 
O EC D - M i ni sterrat als e ine  gemeinsame Absichtserklärung der M i tg l ieds
länder verabschiedet .  

Fragen der Wettbewerbspol i t ik  gehörten neben d e m  U mweltthema zum 
Schwerpunkt der  berei chsübergre ifenden Arbei ten im H ande lskomitee .  
Wenngle ich zu d i esem Thema d i e  Arbei ten im Handels - und im Wettbe
werbskomitee i ntensivi ert wurden,  b estanden nach wie vor Aus l egungsun
terschiede bei  zentralen B egri ffen wie Marktzutritt und Markteintri tt . 
N eben der  laufenden Beobachtung und  Analyse der  H andelspol i t ik  der 
M i tg l i eds l änder und der G l obal i si erung wi rd d i e  i nterdiszip l inäre Di skus
s ion von H ande l sfragen, Wettbewerbsregel n  und I nvest i t ionen auf abseh
b are Zeit  d i e  Arbeit  im H an delskomitee besti mmen .  
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Die OECD wurde in der jüngeren Vergangenheit immer wieder von der 
Gruppe der größten Industriestaaten (G 7) mit besonderen Aufgaben 
bedacht. Auch in das für März 1 994 geplante G 7 -Gespräch zur Arbeitslo
sigkeit in Detroit sollen bisherige Ergebnisse der Arbeitslosigkeitsstudie 
der OECD einfließen. Ergebnisse der OECD-Ministertagungen sind 
immer wieder eine wesentliche Grundlage der Weltwirtschaftsgipfel .  Vor 
diesem H intergrund wurde jüngst eine Institutionalisierung der Beziehun
gen zwischen der OECD und der G 7 gefordert, um den kleineren 
OECD-Ländern Einflußmöglichkeiten zu gewähren. 

6. Ministertagung 

Auf der OECD-Ratstagung auf Ministerebene am 2 ./3 . Juni war Österreich 
durch die Bundesminister Ferdinand Lacina und Wolfgang Schüssel sowie 
durch Staatssekretärin Brigitte Ederer vertreten. Folgende Schwerpunkte 
wurden diskutiert : 

- Sicherung eines nachhaltigen Wachstums und Förderung der Beschäfti
gung - die große Herausforderung der 90er Jahre : 
Die Minister verstanden sich darauf, alle makroökonomischen H andlungs
spielräume für die Überwindung der Rezession zu nutzen,  ohne dabei die 
mittelfristige Budgetkonsolidierung zu gefährden. Begleitend sind Struk
turreformen und weitere Handelsliberalisierungen voranzutreiben. 

- Die OECD in einer interdependenten Welt : 
Einigkeit bestand darüber, daß eine verstärkt außenorientierte OECD 
wesentlich zu einer erfolgreichen Integration einer zunehmenden Anzahl 
von Ländern in eine wechselseitig verflochtene Weltwirtschaft beitragen 
kann. I n  diesem Sinne wurde das OECD-Sekretariat aufgefordert, bis zum 
Ministerrat 1 994 ein Konzept für die Aufnahme weiterer Mitglieder 
auszuarbeiten. 

7. Österreichprüfungen 

Die Jahresprüfung 1992/93 der wirtschaftlichen Entwicklung Österreichs 
durch das Komitee für Volkswirtschaft und Entwicklung der OECD fand 
am 3 .  Februar 1 993 statt. Als Strukturthema wurde die Beziehung zwischen 
Internationalisierungsgrad und Leistungsfähigkeit der österreichischen 
Volkswirtschaft analysiert und bewertet. 

N ach Einschätzung der 0 ECD blieben Österreichs Wirtschaftsdaten auch 
1 992 besser als jene der meisten anderen OECD-Staaten. Dank steigender 
Konsumneigung, anhaltender Bautätigkeit und hohen Exportl ieferungen, 
zunächst nach Deutschland, in der Folge nach Osteuropa, konnte sich die 
österreichische Wirtschaft den internationalen Rezessionstendenzen bis in 
die jüngste Zeit weitgehend entziehen. Kurzfristige Aussichten lassen 
freilich erwarten, daß diese Sondereinflüsse schwächer werden. Der 
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Bauboom hat  se inen H öhepunkt überschritten, d ie  I n dustrieprodukt ion i st 
rückläufig und d ie  Arbeits l os igkeit  steigt. 

U nter der Voraussetzung der strikten Beibehaltung des  Hartwährungskur
ses  und der  Fortsetzung der  Budgetkonsol i di erung auf m itt lere S i cht  s i eht 
d i e  O EC D  keinen zusätzl ichen wirtschaftspol i t i schen Handlungsbedarf, 
u m  d i e  zunächst schwachen I mpulse  durch d ie  i nternat ionale  Konjunktur 
zu unterstützen, von der Wirkung automatischer Konjunkturstab i l i sato
ren im Budget abgesehen.  Folg l ich wird das Brutto in landspro dukt 1 993 
weitgehend unverändert b l e iben,  um 1 994 bei weiter steigender Arbeits lo
s igkei t  auf e in mäßiges Wachstum einzuschwenken. Diese Abkühl ung der 
Konjunktur so l l te d i e  I n flation a l lmähl ich verringern, d a  in  den  stärker an 
der  B innennachfrage orientierten Wirtschaftsbereichen d ie  Lohnentwick
J ung nur zögernd reagiert. 

I m  S trukturkapitel  be leuchtet d i e  OECD Österreichs Wirtschafts le i stung 
im Zusammenhang mit se iner Öffnung gegenüber dem Aus land und der 
w i rtschaft l i chen I ntegrat ion .  I n  den l etzten dre i  Jahrzehnten hat das 
Pro- Kopf- Ei nkommen zum O E C D- Durchschnitt aufgeschlossen ,  g le ich
ze i t ig  wurde d i e  österre ichische Wirtschaft stärker in das internati ona le  
G esch ehen eingehunden .  Die  zunehmende internat iona le  Öffnung erzeug
te e inen verstärkten \Vettbewerbsdruck, was zügige Rat ional i s ierungsmaß
nahmen durch kostensenkenden technischen Fortschritt  und Verhesserun
gen der  Produktionsstruktur erzwang, um neue M arktchancen zu nützen .  
S o  konnte Österreich se inen wirtschaft l ichen Woh l stand erheb l i ch verbes
sern und rascher als a l l e  anderen Länder (mit Ausnahme Japans )  zu den 
re ichen O E C D- Staaten aufschl i eßen.  Die dynamische Entwicklung so l l te 
u nvermindert anha lten, wenn s ich Österreich gegenüber den Reformstaa
ten Osteuropas öffnet und  g le ichzeit ig Vol l mitgl i ed  in der EG wird . 

Österrei ch befindet s ich gegenwärt ig  i n  einer Phase, i n  der  e in  kurzfri stiger 
Konj unkturabschwung d ie  günstigen mittelfristigen Aussichten auf ein 
Wirtschaftswachstum und höheren Lebensstandard trübt, die s i ch aus der 
vers tärkten Wirtschaftsi ntegrat ion Europas ergeben so l l ten .  Di e Verlangsa
m ung des Wachstums so l l te a l lerdings nur von begrenzter Dauer se in ,  fa l l s  
s i ch d er Welthandel  gemäß der  O E C D-Prognose be lebt .  Es  i s t  d aher von 
großer Bedeutung, daß Österre ich den Prozeß der Strukturverbesserung 
sowei t  wie mögl ich forciert ,  um am neu entstehenden europäischen 
B innenmarkt ohne Einschränkung tei lzunehmen u n d  h ieraus den grö ßt
mögl ichen Nutzen zu z iehen .  

E in  Schwerpunkt der 50 .  S i tzung des Bildungskomitees der O EC D  am 
26 ./27 . Apri l war d i e  Bewertung des Hochschulwesens in Österreich. Der 
posit ive Bericht der O EC D ,  der  i n  Anwesenheit  von Vizekanzler  Erhard 
Busek  und  Bundesmini ster Rudo lf  S cholten vorgestel lt wurde,  enthält  auch 
e ine  Bewertung des zukünftigen Ste l lenwerts der Fachhochschu len im 

335  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)350 von 734

www.parlament.gv.at



Österreich und die Weltwirtschaft 

sekundären Bildungsbereich in Österreich. Die Entscheidung Österreichs 
für eine Diversifizierung der Studien- und Ausbildungsmöglichkeiten nach 
der Matura wurde begrüßt. Bedauert wurde die geringe Verwaltungsauto
nomie der Universitäten. Kritische Beurteilung fanden neben der unausge
wogenen geographischen Verteilung des universitären Bildungsangebots 
auch die fehlenden Übergangsmöglichkeiten zwischen den allgemeinbil
denden und den berufsbildenden höheren Schulen. 

Am 22 . Juni fand - nach zweijähriger Pause - wieder eine Prüfung der 
Entwicklungshilfeleistungen Österreichs im Rahmen des Entwicklungshilfe
komitees der OECD statt. Das Komitee bedauerte, daß nach mehreren 
Jahren steigender Entwicklungshilfeausgaben 1 992 ein leichter Rückgang 
zu verzeichnen war, der die österreichische Entwicklungshilfequote wieder 
unter den OECD-Durchschnitt fallen ließ. Das Komitee empfahl eine 
stärkere Konzentration des Entwicklungshi lfeprogramms auf weniger 
Ziel länder und Sektoren. Positiv angemerkt wurden die Bemühungen 
Österreichs, im Dialog mit den Entwicklungsländern den Menschenrechts
fragen und der Verringerung hoher Mil itärausgaben besonderes Augen
merk zuzuwenden. Da nur ein geringer Antei l der gesamten Entwicklungs
hilfe von der Entwicklungshilfesektion des B KA verwaltet werde, sei die 
Ausarbeitung eines kohärenten Hilfsprogramms schwierig. Dennoch hätte 
die starke Einbeziehung von NGOs auch Vorteile.  Diese lägen in einem 
stärker partizipatorischen Ansatz, in einer vermehrten Einbeziehung von 
Frauen in den Empfängerländern und in einer besseren Information der 
Öffentlichkeit über Entwicklungskooperation. 

VII. Der Internationale Währungsfonds und die 
Weltbankgruppe 

1 .  Der Internationale Währungsfonds (IWF) 

Der IWF verfügt über mehrere Politikinstrumente. Dazu zählen Bereit
schafts- und Erweiterte Kreditvereinbarungen sowie Vereinbarungen im 
Rahmen der Strukturanpassungsfazilität (SAF) und der Erweiterten Struk
turanpassungsfazilität (ESAF). Als Nachfolge der Ende 1 993 ausgelaufe
nen Erweiterten Strukturanpassungsfazil ität (ESAF) soll eine ESAF II ins 
Leben gerufen werden, um sehr arme Länder bei ihren Bemühungen zur 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Situation zu unterstützen. 

Die Finanzhilfe des Fonds ist aber nur ein Bestandteil einer breiten Palette 
von Hilfsrnaßnahmen für Mitgliedsstaaten. Der I WF bietet sowohl wirt
schaftspolitische Beratung als auch technische Hilfe und arbeitet eng mit 
der Weltbank zusammen. Die beiden Institutionen koordinieren ihre 
Maßnahmen im Bereich der Schuldenprobleme der Entwicklungsländer 
und in der Hilfestellung bei der Bewältigung überfäl liger Zahlungsver
pflichtungen. Diese Kooperation ermöglicht auch eine bessere Einschät-
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z u ng der Auswirkungen wi rtschaft l i cher Reformen auf d i e  ärmeren B evö l 
kerungsschi chten . 

E i ne der H auptaufgaben  des I WF i m  Geschäftsjahr 1 992/93 l ag i n  der  
vo l l en  U nterstützung der  Umwandlung ehemaliger Planwirtschaften in  
marktwirtschaftl iche Systeme. Der I \VF  spie l t  e ine wesent l iche RoI l e  bei  
der Formu l i erung von Wirtschaftsreformplänen e inze lner Länder d urch 
Beratung u n d  finanzie l l e  und  technische H i l fe .  Im Rahmen dieser  Trans
formationsbemühungen verfo lgt er fo lgende Ziel e : 
- den Aufbau eines fun kt ionstüchtigen Kreditsektors 
- d ie  Liberal i s ierung d er M arktbeziehu ngen 
- die Schaffung e ines tragfäh igen Netzes sozia ler S i cherheit 

Die Rol l e des  Fonds in den  " k lass i schen" Entwicklungsländern i st weiterh in  
von großer Bedeutung.  E r  u nterstützt insbesondere Länder m i t  schwerwie
genden Schu ldend ienst- und Zahlungsbi lanzprobl emen bei i h ren vol ks
w i rtschaft l ichen Reformen .  M it Sti chtag 30 .  April 1 993  waren E SAF- K re
d i tübere inkommen mit  1 4  afrikan i schen,  dre i  as iat i schen und d re i  latei n 
amerikanischen Ländern aufrecht .  Im Geschäftsjahr 1 992/93 genehmigte 
der  I WF se inen Mi tgl i ed s l ändern im  Rahmen von 23  neuen Vere i nbarun
gen Mi tte l  i n  der  Höhe von 3 , 7  M i l l i arden  Sonderziehungsrechten (SZR) .  
Acht der e l f  neuen Bereitschaftskredi tvere inbaru ngen g ingen an  Länder  in  
Zentra l - und  Osteuropa und an d ie  balt i schen Staaten .  Der  Kre i s  der  
mögl i chen Empfängerländer  wird s i ch  voraussi chtl i ch  um e in ige sehr arme 
ehemal ige Sowjetrepub l iken erweitern, d i e  Mongole i  wurde  bereits al s 
E S A F- E mpfänger zuge lassen . 

Die  M i tgl i ederzahl erhöhte s ich 1 993  von 1 57 auf 1 77 :  d rei Anträge auf 
M itgl iedschaft l aufen noch.  Erstmals  wurde  somit e ine prakt i sch we I tum
spannende M itgl i edschaft erreicht. Österrei ch gehört zusammen mi t  Be l a
ru s, Be lg ien,  Kasachstan ,  Luxemburg, der  S lowakei , der Tschechischen 
Republ ik ,  der  Türkei und Ungarn einer St immrechtsgruppe an und  
b etei l igte s i ch an de r  9 .  Quotenerhöhung, die  am 1 1 . November 1 992  i n  
K raft trat, m i t  4 ]  2 ,7  M i l l ionen  SZR.  I nsgesamt beträgt der österre ichische 
Ante i l  1 . 1 88 ,3  M i l l ionen S Z R. 

2 .  Die Weltbankgruppe 

Sie besteht aus : 
- I nternati ona le  Bank für Wiederaufbau u n d  Entwickl ung (I B R D) 

I nternationa le  Entwicklu ngsorgani satio n  ( IDA) 
I nternat ionale  Finanzkorporation ( I FC)  
M ul t i l atera le  I nvestit ionsgarantie-Agentur ( M I GA) 
Globale  Umweltfaz i l i tät  ( G E F) 
Consultative Group on I nternat ional Agricul tural Research (CG IAR) 
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Diese Organisationen verfolgen das gemeinsame Ziel der Hebung des 
Lebensstandards in Entwicklungsländern durch die Vergabe von Projekt
und Programmitteln.  

Der 1 944 gegründeten Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick
lung ( IBRD) gehören gegenwärtig 1 76 Länder an. Ihr Kapital wird von den 
Mitgliedsländern gezeichnet, doch finanziert sie ihre Kreditvergabe in 
erster Linie aus der eigenen Aufnahme von Mitteln auf den internationalen 
Kapitalmärkten. I BRD-Darlehen werden für konkrete Programme und 
Projekte und für Strukturanpassungsprogramme vergeben. Sie haben im 
allgemeinen einen tilgungsfreien Zeitraum von fünf Jahren und sind 
danach innerhalb einer Laufzeit von bis zu 1 5  Jahren zurückzuzahlen.  Die 
IBRD-Darlehen sind für die wirtschaftlich leistungs stärkeren Entwick
lungsländer mit einem Pro-Kopf-Einkommen von über 650 US-Dollar 
( 1 988) bestimmt. Der Zinssatz für die I BRD-Darlehen orientiert s ich an 
den für die Beschaffung der Mittel entstehenden Kosten. Die I B RD, die 
sich lange Zeit fast ausschließlich auf die Finanzierung von Projekten und 
Programmen in Entwicklungsländern konzentriert hat, wurde durch die 
Entwicklungen in Zentral- und Osteuropa vor eine weitere Herausforderung 
gestellt. Die Konzeption von Länderprogrammen und Projekten in diesem 
Raum hat das Spektrum der I BRD-Aktivitäten beträchtlich erweitert und 
gleichzeitig die Notwendigkeit eines wesentl ich erhöhten Mitteleinsatzes 
deutlich gemacht. 

Die Internationale Entwicklungsorganisation ( IDA) wurde 1 960 mit dem 
Ziel gegründet, Finanzhi lfe zu Bedingungen zu gewähren, welche die 
Zahlungsbilanz der ärmsten Länder weniger belasten als I BRD-Darlehen. 
Die Hilfe der I DA konzentriert sich deshalb auf die Länder, deren 
jährliches Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung höchstens 
650 US-Dollar (in US-Dollar von 1 988) beträgt. Unter diese Kategorie 
fallen gegenwärtig 53 Staaten. 

Die Mitgliedschaft in der I DA steht allen Mitgliedern der I BRD offen -
bislang sind ihr 1 62 Länder beigetreten.  Die von der I DA verwendeten 
Mittel (sie werden als " Kredite" bezeichnet, um sie von den I BRD-Darle
hen zu unterscheiden) stammen aus den dreijährigen Wiederauffül lungen 
durch ihre stärker industrialisierten und entwickelten Mitgliedsländer 
sowie aus dem Transfer von Teilen des Reinertrags der I BRD. In den 
Geschäftsjahren 1 99 1  bis 1 993 gab die Bank folgenden drei Programmbe
reichen besondere Priorität : Linderung der Armut, Förderung solider 
gesamtwirtschaftlicher und sektoriel ler Maßnahmen, Umwelt. I D A- Kredi
te werden wie I BRD-Darlehen ausschließlich Regierungen gewährt, und 
zwar mit einem tilgungsfreien Zeitraum von zehn Jahren, mit einer Laufzeit 
von 35 - 40 Jahren und ohne Verzinsung ; lediglich eine Gebühr von 0,75% 
wird verrechnet. 
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I m  Geschäftsj ahr  1 993  be l iefen s ich die Darlehenszusagen der I BR D  auf 
1 6,945 M i l l i arden US-D o llar  und die Kreditzusagen der I DA auf 
6 ,7 5 1 M i l l iarden US-Do l l ar .  Gegenüber dem Gesamtbetrag des Vorjahres 
nahmen die I BRD-Zusagen um 1 ,236 Mi l l i arden US-Do ll ar zu, die Zusa
gen der I DA um 256 M i l l i onen U S-Dol lar. Anpassungskredite machten 
i nsgesamt 4,008 M i l l i arden US-Do l lar oder 27% der gesamten Finanzie
rungszusagen aus . I m  Geschäftsjahr 1 992 waren es noch 5 ,847 M i l l iarden 
US- Dol lar. 

Die Internationale Finanzkorporation ( I FC)  wurde 1 956 gegrü ndet und 
verfügt zur Ze i t  über  1 55 M i tg l ieder. S ie  hat die Aufgabe, das wirtschaftl i 
che Wachstum durch Unterstützung  des privaten Sektors zu  fördern . Diese 
Aufgabe erfü l lt di e I FC durch finanzie l le  H i l fe an U nternehmen in Form 
von Darlehen und Betei l igungen. Die I FC finanziert nur gewinnverspre
chende Projekte, die für die Wirtschaft des jewei l igen Landes von Vortei l  
s ind .  Wie al le  Organisationen der Weltbankgruppe versteht s ich auch die  
I FC al s Katalysator. Bei Betei l igungen an Unternehmen ist  es  das  Ziel  der 
I FC, i hre Ante i le  von maximal 25% früher oder später an l okale Investoren 
zu verkaufen.  M anagementverantwortung übern immt die I FC in  keinem 
Fal l .  Be i  Darlehen der I FC werden kommerzie l l e  Zinsen verlangt, s ie  
erfolgen jedoch ohne Regierungsgaranti e .  Auch die  I FC hat i hre Akt ivitä
ten i n  osteuropäischen Ländern deutl ich ausgeweitet . 

In dem mit  30 .  Juni  1 993  endenden Geschäftsjahr genehmigte das Direkto
rium 1 8 5 Projekte in H öhe von rund 4 Mi l l i arden US-Dol lar (davon 
2 ,  I M i l l i arden US-Dol lar auf eigene Rechnung) .  

Vor kurzem wurde e ine Kapital erhöhung von 1 ,3 M i ll i arden U S- Do l l ar auf 
2,3 M i l l i arden US-Do l lar besch lossen .  Der österre ichische Antei l  daran 
beträgt 8 ,6 M i l l i onen US-Dol lar .  

Die 1 988  gegründete Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur ( M I GA) 
hat d ie  besondere Aufgabe, Kapitalbetei l igungen und andere Direktinve
stit ionen in Entwicklungs ländern durch die Vers i cherung n icht-kommer
zie l l er Ris iken zu fördern . Sie berät Regierungen i n  Entwicklungsländern 
bei der Konzipieru ng und Durchführu ng von Richt l in ien,  Programmen 
u nd Verfahren im  Zusammenhang mit ausländischen  Kapitalanlagen und 
fördert den Dialog über I nvesti t ionsfragen zwischen der i nternat ionalen 
Geschäftswelt und den E mpfängerländern . 

B i s  zum 30 .  Juni  1 993  hatten 1 39 Länder die Konvent ion über die M IGA 
u nterzeichnet ; 1 07 davon haben das Übereinkommen ratifiz iert .  Die 
M IGA übernahm im  abgelaufenen Geschäftsjahr B ü rgschaften mit  einer 
Eventualverbindl ichkeit  i n  M ax imalhöhe von in sgesamt 374 M i l l i onen 
US- Dol lar. Österre ich i s t  n icht M itgl ied der M IGA, wei l  die auf diesem 
Gebiet bestehenden bi l ateralen I nstrumente für ausre ichend gehalten 
werden.  
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In  der Weltbankgruppe bi ldet Österreich zusammen mit Belgien, Kasach
stan, Luxemburg, der S lowakei ,  der Tschechischen Republik, der Türkei ,  
Ungarn und Belarus eine Stimmrechtsgruppe. Österreich hat am Beginn 
des Jahres 1 994 den Posten des Exekutivdirektors dieser Gruppe übernom
men. 

Die Globale Umweltfazilität (GEF), die nach einer dreijährigen Pilotphase 
nunmehr restrukturiert und mit zusätzlichen Mitteln ausgestattet wurde, 
stellt Beihilfen für Investitionsprojekte, technische Hilfe und in geringem 
Maße für Forschungszwecke zur Verfügung. Die Fazi lität wurde 1 99 1  
eingerichtet, um Entwicklungsländer darin zu unterstützen, vier grundle
gende weltweite Umweltprobleme in Angriff zu nehmen : 
- Die weltweite Erwärmung der Atmosphäre, insbesondere die Auswir
kungen von Treibhaus-Emissionen auf das Weltklima, die auf den Einsatz 
fossiler Brennstoffe und die Abholzung von kohlenstoffabsorbierenden 
Wäldern zurückzuführen sind. 
- Die Verschrnutzung internationaler Gewässer als Folgeerscheinung der 
Anhäufung von Schadstoffen in Ozeanen und internationalen Flußsyste
men und deren Verseuchung durch ausgelaufenes Öl .  
- Die  Zerstörung der biologischen Vielfalt in Folge der  negativen Verände
rung natürlicher Lebensräume und des Abbaus von Bodenschätzen . 
- Die Ausdünnung der stratosphärischen Ozonschicht aufgrund von 
Emissionen von Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKW), Halogenkohlen
wasserstoffen und anderen Gasen. 

Die GEF ist eine administrative Dachorganisation, die sich aus Fonds 
zusammensetzt, denen Mittel aus drei unterschiedl ichen Quellen zufließen. 
Im Rahmen der dreijährigen Pilotphase verfügt sie nominal über 1 Milliar
de Sonderziehungsrechte (SZR) bzw. 1 ,3 Mill iarden US-Dollar. Der 
Hauptfonds i st der Weltweite Umwelttreuhandfonds (Global Environment 
Trust Fund - GET). Mit einem Volumen von rund 800 Mill ionen US-Dol
lar entfiel der H auptteil  der gesamten GEF-Gelder auf den GET. Darüber 
hinaus umfaßt die GEF verschiedene Kofinanzierungsvereinbarungen. 
Diese Fonds (bisher rund 300 Millionen US-Dollar) stehen entweder in 
Form von unentgeltlichen Beihilfen oder zu äußerst günstigen Bedingun
gen zur Verfügung. Als dritte Komponente beinhaltete die GEF in der 
Pilotphase etwa 200 Mil lionen US-Dollar, die im Rahmen des Montrealer 
Protokolls bereitgestellt wurden. Diese Gelder dienten dazu, Entwick
lungsländern den stufenweisen Ausstieg aus der Produktion von ozonschä
digenden Substanzen zu erleichtern. Die Verwaltung dieses Fonds erfolgt -
vollkommen getrennt vom Hauptfonds und den Kofinanzierungsvereinba
rungen - durch das Umweltprogramm der VN (UNEP), unter Schirmherr
schaft eines Exekutivausschusses, in dem 1 4  Länder vertreten sind. Sämtl i
che im GET gehaltenen Mittel werden in Form von unentgeltlichen 
Beihilfen zur Verfügung gestellt. 
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Zugangsberechtigung zu G E F- Mitte ln h aben a ll e  Länder, die ein Pro
Kopf- Einkommen von weniger als 4.000 US-Dol lar Jahr (Stand : Oktober 
1 989) und ein U N DP-Programm aufweisen.  Mittel werden für Projekte 
gewährt, die nicht nur der l okalen, sondern auch der weltweiten Umwelt 
zugute kommen. 

Österreich wirkte seit B eginn der Verhandlungen aktiv an der S ch affung 
der GEF mit und l eistete e inen Beitrag von 400 Mi ll ionen Schi l l ing zum 
G ET. Österreich übernahm bei der GEF mit ca. 2 ,6% (zu einem Umrech
n u ngskurs vom 30. 9 .  1 99 2  in US-Dol lar ausgewiesen, beträgt der österrei
chische Anteil  3 , 1 8%) einen verhältnism äßig hohen Anteil und  m öchte 
damit sein I nteresse an U mweltmaß nahmen u nterstreichen. 

Gefördert von der Weltbank, der FAO und dem U N D P  wurde 1 97 1  die 
Consultative Group on International Agricultural Research (CGIAR) mit 
dem Ziel  gegründet, die i nternationale Forschung in der Landwirtschaft zu 
koordinieren und zu verstärken, um die N ahrungsmitte lproduktion in den 
E ntwick lu ngsländern zu verbessern . 

1 992 umfaßte die CGIAR 4 1  Mitgl ieder, u nter ihnen a l le  bedeutenden 
I n dustriestaaten ,  die an 1 8  Forschungszentren B eiträge in  H öhe  von 
247,3 1 Mi ll ionen US-Do l l ar l eisteten .  Österreich steuerte von 1 986 - 1 992 
einen B etrag von einer M i ll ion US- Do l l ar bei .  Gemäß BG BI 767/ 1 992 
werden 1 993  - 1 995 die jährlichen Beitrags leistungen 1 ,5 Mi ll ionen US
Dol l ar betragen. 
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F) Zusammenarbeit mit dem Süden 

I .  Wirtschaftliche Bedingungen der Entwicklungsländer 
Die Bruttoauslandsverschuldung der Entwicklungsländer wird 1 993 nach 
Schätzungen des IWF 1 .476 Milliarden US-Dollar betragen.  Das entspricht 
einer Steigerung von 6,3% gegenüber 1 992, während der Schuldenstand 
1 992 nur um 2,5% anstieg. Für 1 994 wird ein Verschuldungsstand von 
1 .526 Mil l iarden US-Dollar prognostiziert.  Nach Regionen aufgegliedert 
ergibt sich folgendes Bild : In den Entwicklungsländern des Nahen Ostens 
und Europas wurde ein Anstieg von 4,5%, in jenen Mrikas einer von 4,6% 
verzeichnet, während die Verschuldung in den asiatischen Entwicklungs
ländern um 1 2,3% anwuchs. Dieser überdurchschnittliche Anstieg erklärt 
sich durch den Finanzierungsbedarf aufgrund des höheren BIP-Wachs
tums ( 1 993 : 8 ,7%) in Asien. Vergleichsweise niedrig war das Wachstum der 
Bruttoauslandsverschuldung in Lateinamerika mit 2,5%. 

Wie der IWF in seinem jüngsten "World Economic Outlook" feststellt, hat 
sich der Trend in der Verschuldung der Entwicklungsländer in Richtung 
langfristige Verbindlichkeiten verschoben, was eine Erleichterung der 
Schuldenproblematik darstellt. Die kurzfristige Verschuldung sank um 
1 ,2% gegenüber 1 992, während die langfristige um 7 ,8% stieg. (Der Anteil 
der kurzfristigen Verbindlichkeiten an der Gesamtverschuldung betrug 
1 993 ca. 1 6%.) Die kurzfristigen Verbindlichkeiten sanken in den latein
amerikanischen Ländern um 20,7%, in den Entwicklungsländern des 
Nahen Ostens und Europas um 7,2%, während sie in Afrika etwa gleich 
blieben. Nur in Asien war ein deutlicher Anstieg der kurzfristigen 
Verschuldung um 1 4,4% gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber öffentlichen Kreditgebern nahmen 1 993 
um 7,8% und damit mehr als doppelt so stark wie die Verschuldung bei 
Kommerzbanken zu. In den afrikanischen Entwicklungsländern ist im 
Gegensatz zu den Ländern anderer Regionen der Anteil der Kommerzban
ken an der Verschuldung weiterhin rückläufig. 

Betrachtet man den Anteil der Auslandsverschuldung am Bruttoinlandspro
dukt (BIP) ,  so ist für die Entwicklungsländer insgesamt seit der zweiten 
H älfte der 80er Jahre ein kontinuierlicher Abwärtstrend festzustellen. 
Betrug die Verschuldungsquote 1 986 noch 38 ,4% des B IP, so  verringerte sie 
sich bis 1 993  auf 27,2%, für 1 994 erwartet der I WF ein Absinken auf 24,7%. 
Die höchste Quote verzeichnen die afrikanischen Länder mit 56%, gefolgt 
von Lateinamerika mit 37 ,5%. 

Der Schuldendienstquotient (Anteil des Schuldendienstes an den Gesamt
exporten) der Entwicklungsländer insgesamt ging 1 993 von 1 4,2% auf 
1 3 ,7% zurück. Eine deutliche Verschlechterung dieses Indikators war in 
den afrikanischen Entwicklungsländern festzustel len.  Während die Quote 
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bis 1 992 meist um 24% lag, verschlechterte sie sich 1 993 auf 33 ,2%, was v. a. 
auf die stark rückläufige Exportnachfrage aus den Industrieländern infolge 
der schlechten Konjunktursituation zurückzuführen ist . 

Das Leistungsbilanzdefizit der Entwicklungsländer stieg IWF-Schätzungen 
zufolge von 62,4 Mill iarden US-Dollar 1 992 auf 80, 1 Mill iarden US-Dol
lar. Für dieses Anwachsen ist v. a .  die deutliche Verschlechterung in den 
asiatischen Ländern verantwortlich, deren Leistungsbilanzdefizit sich 
insgesamt von 4,7 Milliarden US-Dollar 1 992 auf 20,5 Milliarden US- Dol
lar 1 993 erhöhte. Die wichtigsten Ursachen für diese Entwicklung sind die 
schwächere I mportnachfrage der I ndustrieländer, das starke Wirtschafts
wachstum einiger asiatischer Länder und die damit verbundenen Import
steigerungen. 

Die Nettokapitalimporte der Entwicklungsländer nahmen 1 993 nach Schät
zungen des IWF um 3 ,6 Milliarden US-Dollar auf 1 1 5 ,2 Milliarden US
Dollar zu, wobei die Auslandskreditaufnahme mit 64, 1 Mill iarden US-Dol
lar die wichtigste Finanzierungsquelle der Entwicklungsländer bleibt. Die 
offiziellen Transferleistungen verringerten sich von 1 7 ,9 Milliarden US
Dollar 1 992 auf 9,9 Mill iarden US-Dollar 1 993 . Die Direktinvestitionen in 
den Entwicklungsländern stiegen von 37,3 Mill iarden US-Dollar auf 
43 Milliarden US-Dollar, wobei v. a. in den asiatischen Ländern in den 
letzten Jahren ein starkes Wachstum zu verzeichnen war. Während 1 993 in 
Asien der Anteil der Direktinvestitionen an den keine Schulden begrün
denden Kapital importen 85% betrug, haben in afrikanischen Staaten 
weiterhin die offiziellen Transferleistungen größere Bedeutung. Der Anteil 
der Direktinvestitionen an den keine Schulden begründenden Kapitalim
porten betrug in Afrika 1 993 nur 1 7,5%. 

Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Tokio richteten die G 7 die Aufforderung 
an den Pariser Klub, die Möglichkeiten eines Schuldenerlasses für die 
ärmsten hochverschuldeten Länder zu prüfen. 

Umstrukturierung der Verschuldung und Konzessionen durch die Gläubi
gerländer im Rahmen des Pariser Klubs, verbunden mit einer Verbesserung 
der Umsetzung wirtschaftspolitischer Maßnahmen in den Entwicklungs
ländern, eröffneten einigen Ländern die Möglichkeit, ihr Schuldenproblem 
zu lösen bzw. zu entschärfen. Die meisten Länder mit mittlerem Einkom
men profitieren von der Umschichtung ihrer Schulden in den Bankensektor 
und konnten bereits oder werden demnächst aus dem Pariser Klub 
ausscheiden. Die Schuldendienstquoten dieser Länder haben sich seit 
Mitte der 80er Jahre systematisch verbessert, wobei gleichzeitig höhere 
Wachstums- und geringere Inflationsraten erreicht werden konnten.  Diese 
Entwicklung wurde durch neue Finanzierungsmöglichkeiten auf den 
privaten Märkten, insbesondere für lateinamerikanische Länder, begün
stigt. 
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Dennoch ist die Schuldenkrise der Entwicklungsländer keineswegs als 
gelöst anzusehen, denn eine differenzierte Betrachtung zeigt, daß noch 
einiges zu tun bleibt. Erfolgreich verlief die Entwicklung im asiatischen 
und lateinamerikanischen Raum. Eine Reihe  der ärmsten Entwicklungs
länder, großteils in Schwarzafrika, weist größere ökonomische Ungleichge
wichte auf und hat Schwierigkeiten, geeignete makroökonomische Stabili
s ierungsprogramme durchzuführen. Einige dieser Länder sind zur Zeit 
aktiv in Umschuldungsverhandlungen eingebunden, die jedoch von erheb
lichen Verzögerungen gekennzeichnet sind. Die Schuldendienstquoten 
dieser Länder sind nach wie vor zu hoch, obwohl in den letzten Jahren der 
Großteil der Kredite von internationalen Finanzinstitutionen zu sehr 
günstigen Konditionen gewährt wurde. 

Um Abhilfe zu schaffen, einigten sich die Gläubigerländer des Pariser 
Klubs darauf, drei bis vier Jahre nach einem erfolgreichen Umschuldungs
programm unter bestimmten Voraussetzungen Operationen am kumulier
ten Schuldensockel in Erwägung zu ziehen. In einigen Fällen wäre eine 
Schuldenreduktion von 50% erforderlich, um eine entscheidende Verbesse
rung zu erzielen. Um den Erfolg abzusichern, wären vergleichbare Maß
nahmen auf dem Gebiet der Verschuldung gegenüber privaten Kreditge
bern erforderlich, da einige der ärmsten Länder zu einem beträchtlichen 
Anteil außerhalb des Pariser Klubs verschuldet sind. Weiters muß berück
sichtigt werden, daß diese einkommensschwachen Länder selbst nach einer 
erfolgreichen Reduktion der Auslandsverschuldung weiterhin auf günstige 
Kreditkonditionen angewiesen sein werden. 

In der von den VN erstellten Liste von Empfängern direkter Entwicklungs
hilfe (DAC) finden sich auch Staaten mit Ökonomien im Übergang zur 
Marktwirtschaft (wie Albanien und einige zentralasiatische Republiken). 
In der Gesamtheit der Übergangsländer dürfte die Verschuldung um 1 1 ,2% 
von 1 87,5 Milliarden US-Dollar auf 208,6 Mil liarden US-Dollar gestiegen 
sein. Für 1 994 wird ein Anwachsen auf 22,6 Mil liarden US-Dollar progno
stiziert. Das Leistungsbilanzdefizit vergrößerte sich von 3,9 Mill iarden 
US-Dollar auf 1 5  Milliarden US-Dollar. Dafür waren einerseits die 
geringere Importnachfrage der Industrieländer und andererseits verstärkte 
Kapitalzuflüsse verantwortlich. 

11. Die Welthandels- und Entwicklungskonferenz (UNCTAD) 
Die U NCTAD beschäftigte sich 1 993 mit umfassenden Reformen, welche 
die 8 .  VN-Konferenz über Handel und Entwicklung (UNCTAD VII I ;  
C artagena de Indias, Kolumbien) 1 992 beschlossen hatte. Ihre Unterorga
ne,  die nunmehr der Diskussion und Analyse dienen sollen, wurden in 
C artagena thematisch neu ausgerichtet. Noch verbliebene dirigistische 
Konzepte des globalen Managements wurden zugunsten marktgerechter 
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Lösungen aufgegeben .  Die  Tätigkeit der Organi sation hat s ich se i t  
U NCTAD VI I I sehr posit iv entwi ckelt .  

Präferenzen 

Be i  der  20 .  Tagung d es Sonderkomitees für Zol lpräferenzen wurde der  
M ei nungsaustausch über  das Al l gemeine Präferenzsystem (General ized 
System of Preferences/GS P) fortgeführt .  Die wirtschaftl i che  Bedeutung 
des  G S P  wurde d abei u nterstrichen .  

Handelseffizienz 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe für H andel seffizienz bereitete das In ternat io 
na le  Symposium für H ande lseffi z ienz (Columbus, Ohio ; Oktober 1 994) 
vor. 

Am wenigsten entwickelte Länder 

Die  Durchführung des Aktionsprogramms der 2. V N - Konferenz über d i e  
am wenigsten entwickelten Länd er wurde bei d er Herbsttagung d es 
U NCTAD-Rats auf Grundl age d es "The Least Developed Countries 1 992 
Report "  des U NCTAD-Sekretariats erörtert .  

Internationale Rohstoffpolitik 

Für d i e  internationa le  Rohstoffpo l it ik s ind  global  in  erster Lin i e  d ie  
U N CTAD, d ie  FAO,  das GATT und  seit 1 989 der  Gemeinsame Rohstoff
fonds  zuständ ig .  Konkrete Vere inbarungen über e inze lne Rohstoffe wer
den durch eigene i nternationale Rohstoffabkommen betreut, d i e  auch 
wertvo l l e  stati st ische Arbeit  l eisten .  

Die  U NCTAD befürwortet i n  der  i nternationalen Rohstoffpo li t ik  marktge
rechte Lösungen,  d i e  den  l ängerfri st igen Angebots- und  N achfrageverän
derungen Rechnung tragen.  Das Sch lußdokument von U NCTAD VI I I  
vermied jegl i chen H inweis auf Preisstabi l i s i erung.  Folgende E lemente 
wurden betont : Verbesserung der  M arktmechani smen im Hinb l i ck auf 
Angebot und N achfrage, Stärkung der  Produktivität und Wettbewerbsfä
h igkeit  der Erzeugerländ er, Verminderung der Abhängigkeit von Rohstof
fen durch Divers i fiz ierung, besserer M arktzugang für Rohstofferzeugnisse 
und Rohstoffmanagement unter dem B l i ckwinkel der  nachhalt igen Ent
wicklung.  Den Entwicklu ngs ländern sol l  technische H i l fe zur N utzung 
finanzie l ler  Instrumente beim M an agement preis- und  anderer rohstoffbe
d ingter Ris iken gewährt werden .  

1 993  gab es in  der  U NCTAD h ins ichtl i ch  einzelner Rohstoffe fo lgende  
Entwicklungen : 
- Die  Verhandlungen über e in  N achfo lgeabkommen zum 1 983  abge
s chlossenen Tropenholzhandelsabkommen ( ITT A) wurden 1 993 i ntensiv 
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geführt. Drei offizielle Verhandlungsrunden in Genf ( 1 3 .- 1 6 . März, 2 1 .-
25 .  Juni, 4.- 1 5 .  Oktober) und mehrere inoffizielle Verhandlungsrunden 
anläßlich der Sitzungen des Internationalen Tropenholzrats (IITC) konn
ten jedoch kaum Fortschritte in Richtung einer Überbrückung der grund
sätzlichen Differenzen erzielen. Fragen wie die Ausweitung des Abkom
mens auf alle Arten von H olz, der Einrichtung eines nicht zweckgebunde
nen Sonderfonds für Waldprojekte, die absolute Ächtung jeder Art von 
einseitigen Handelsmaßnahmen (Anliegen der Produzenten) und die 
Festschreibung des "Objective year 2000" (bis dahin soll nur mehr Holz 
aus nachhaltiger Nutzung auf den Markt kommen), die Beibehaltung der 
Konzentration auf Tropenholz, die Bewahrung des Charakters eines 
Rohstoffabkommens (Anliegen der Konsumenten) stehen nach wie vor 
ohne eine Lösung da. Die Verhandlungen stehen unter Zeitdruck, da das 
Abkommen, wenn keine Einigung über ein neues Abkommen oder keine 
begrenzte Verlängerung des alten Abkommen erzielt wird, im März 1 994 
ausläuft. 
- Nach fünf Verhandlungsrunden wurde im Juli das Internationale Kakao
abkommen 1993 angenommen. Es enthält im Unterschied zum Abkommen 
von 1 987 keine preisstabilisierenden Bestimmungen. 
- Das Internationale Zuckerabkommen 1992 wurde im Jänner 1 993 provi
sorisch in Kraft gesetzt. Österreich hat das Abkommen 1 992 unterzeichnet. 
- Das Internationale Abkommen über Olivenöl und Tafeloliven 1986 wurde 
im März von einer zu diesem Zweck einberufenen VN-Konferenz verlän
gert. 

Derzeit bestehen Übereinkommen für :  Kaffee, Kakao, Zucker, Oliven, 
Weizen, Kautschuk, Jute und tropische Hölzer. 

H insichtlich des Gemeinsamen Rohstoffonds und des Internationalen Han
delszentrums ergaben sich 1 993 keine wesentlichen neuen Entwicklungen, 
weswegen auf die diesbezüglichen Ausführungen im Außenpolitischen 
Bericht 1 992, S. 3 5 1  ff, verwiesen wird. 

111. Regionale Entwicklungsbanken 
Österreich wurde am 30 .  März 1 983  Mitglied der Afrikanischen Entwick
lungsbank (AfDB) und ist zum 3 1 .  Dezember 1 992 am Kapital mit 
59,46 Millionen Sonderziehungsrechten (SZR) (0,392%) beteiligt. 1 992 
betrugen die Kreditzusagen der Bank 1 .358,39 Millionen SZR. Dies 
bedeutet gegenüber 1 99 1  einen Rückgang von rund 1 3 ,8%. 

Dem Afrikanischen Entwicklungsfonds (AfDF) war Österreich schon am 
30. Dezember 1 98 1  beigetreten. Zum 3 1 .  Dezember 1 992 betrug der öster
reichische Beitrag 1 07 ,550 Mil lionen Fonds-Rechnungseinheiten (FRE) im 
Gegenwert von ca. 1 ,7 1 2  Mil lionen Schill ing (rund 1 ,25%). 
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1 992 sagte der  AfD F 867,79 Mi l l ionen FRE an Krediten und Zuschüssen 
zu,  wovon 70,89 Mi ll ionen FRE an Zuwendungen und Krediten auf 
technische H i l fe entfie len .  Gegenüber 1 99 1  ist d ies  e in  Rückgang um 1 ,3% .  

In  der  AfD B und im AfD F  haben s ich Österreich, Japan, B rasi l ien,  
Argentinien und S audi-Arabien zu einer Stimmrechtsgruppe zusammenge
schlossen . 

Die Asiatische Entwicklungsbank (ADB)  wurde 1 966 errichtet. Österreich 
ist  Gründungsmitg l ied und am Stammkap ita l  der Bank mit  ca. 24 Mi l l iar
den U S- Dol lar  (0,3 73%) beteil igt. Derzeit l aufen Verhandlungen über e ine 
vierte Kapitalerhöhung. Aufgabe der Bank ist  d ie  Förderung des Wirt
schaftswachstums und der Zusammenarbeit in Asien und dem Fernen 
Osten sowie  die Beschl eu nigung des Prozesses der wirtschaft l i chen Ent
wickl ung der regionalen Entwicklungsmitg l i edsl änder. 

1 973 wurde im Rahmen der ADB der Asiatische Entwicklungsfonds ( A D F) 
erri chtet. der  Darl ehen zu besonders weichen Bedingungen gewährt. 
Österreich betei l igte sich an fünf Kapitalwiederauffü l l ungen des Fonds mit  
1 .3 94,4 M i l l i onen Schi l l i ng.  

In  der A D B  b i ldet Österreich mi t  Deutschland, Großbri tannien und der 
Türkei e ine St immrechtsgruppe .  

D i e  Inter-Amerikanische Entwicklungsbank ( l OB) wurde 1 959 gegrü ndet .  
Die  Bank hat gegenwärtig 45 M itgl i eder, 1 7  von ihnen zählen ni cht zu den 
a merikanischen bzw. l ate inamerikanischen Staaten.  Österreich i st seit  1 977  
Mi tgl i ed .  D i e  Bank fördert d ie  Bere iche  Landwi rtschaft, Fi scherei und  
Energ ie .  5 0%) der  Fi nanzierungen so l l en Bevölkerungsgruppen mi t  n iedri
gem Einkommen zugute kommen. Die 10 B sagte 1 992 Kredite im  Ausmaß 
von 6,023 M i l l i arden U S - Dol l ar ( J  99 1 : 5 ,42 Mi l l i arden US- Dol l ar) zu .  In  
der  Wiedera uffü l lungsperiode 1 990 - 1 993 erhöhte Österre ich seinen K ap i 
tal antei l u m  20,94 M i l l ionen U S-Do l l a r auf  48,24 M i l l ionen U S-Do l lar und  
hä l t  somi t  e inen Antei l  von 0,08(;'(1 . j m se i  ben Zeitabschnitt stockte  
Öste rre ich au ßerdem se ine Leis tungen zum " Fonds für Sondergeschäfte" 
um 566 .000 U S - Dol lar auf i nsgesamt rund 1 4,9 M i l l i onen U S- Do l l ar auf. 
Das gezeichnete Gesamtkapital der l O B he l i ef  s ich Ende 1 992 auf rund 
54  Mil l i arden U S- Dol lar. Die Gesamtbe i t räge zum Fonds für Sonderge
schäfte betrugen rund 8 ,7  M i ll i arden U S- Oo l l ar. 

Österre ich b i ldet  mit den n ichtregionalen M itgl iedern Frankre ich, I srae l ,  
Japan� Portugal. Spanien und de r  Schweiz eine Stim mrechtsgruppe .  

Die  Inter-Amerikanische I nvestitionsgesellschaft ( I  I C) wurde 1 986 a l s  
S chwester der l O B  gegründet.  S ie  fördert k le ine und  mitt l ere Privatunter
nehmen in  Late inamerika, insbesondere durch Darlehen und Bete i l igun
gen.  J 992 wurden 30 Projekte für i nsgesamt 1 5 8 M i l l i onen US -Dol lar 
genehmigt ( 1 99 1  : 26 Projekte für i nsgesamt 1 02 M i l l ionen U S- Do l lar) . 
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Österreich ist Gründungsmitglied, hält 0,5% des Kapitals ( 1  Million 
US-Dollar) der I IC und befindet sich mit Italien und den Niederlanden in 
einer Stimmrechtsgruppe. 

Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung ( I F  AD) 
I FAD ist eine Spezialorganisation der VN mit dem Charakter einer 
Internationalen Finanzinstitution zur Förderung der Landwirtschaft in 
Entwicklungsländern . Österreich ist Gründungsmitglied des 1 977 gegrün
deten Fonds. Der I FAD gewährt Darlehen und technische Hilfe .  Sein 
sektorspezifisches Mandat ist, Entwicklungsländern bei der Steigerung der 
Nahrungsmittelproduktion, bei der Reduzierung der Unterernährung und 
der Verringerung der Armut im ländlichen Raum zu helfen.  Die Darlehen 
des I FAD gehen in hohem Ausmaß in Niedrigeinkommensländer. Die 
Mitgliedsländer sind in drei Kategorien eingeteilt : OECD-Länder, OPEC
Länder und Entwicklungsländer. 

Die Mittel für den Fonds werden traditionell von den Ländern der 
Kategorie I und I I  im Verhältnis 60 : 40 aufgebracht. Die Länder der 
Kategorie I I I  leisten freiwillige Beiträge. 

In der Periode 1 978 - 1 99 1  erhielt Afrika südlich der Sahara 4 1 %  der 
IFAD-Mittel und 7 1 ,3% der Projekte werden in Niedrigeinkommensländer 
mit Nahrungsmitteldefizit (FAO-Definition) durchgeführt. Bis Ende 1 99 1  
wandte der I FAD insgesamt 3 ,3 Mil liarden US-Dollar für 3 1 3 Projekte in 
94 Entwicklungsländern auf. 1 99 1  wurden 22 Projekte in Höhe von 
275,5 Millionen US-Dollar genehmigt. Technische Hilfszuschüsse für 
Forschung, Training und Projektvorbereitung beliefen sich 1 99 1  auf ca. 
5,5 Mil lionen US-Dollar. 

Österreich unterstützt die Ziele des IFAD und bekennt sich voll zur 
Hilfeleistung an die arme Landbevölkerung in den Entwicklungsmitglieds
ländern.  Österreich bildet gemeinsam mit Frankreich, I talien und Spanien 
eine Stimmrechtsgruppe. 

IV. Außenpolitik und die österreichische Entwicklungs
zusammenarbeit 

1 .  Die österreich ische Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 
Entsprechend der gegenwärtigen Kompetenzlage ist das B MaA nur für 
multilaterale Entwicklungshilfe zuständig. Der größte Teil der multilatera
len Leistungen, die insgesamt etwa 25% der gesamten Official Develop
ment Assistance (ODA) Österreichs ausmachen, wird im Rahmen der 
Internationalen Finanzinstitutionen erbracht und l iegt in der Zuständigkeit 
des B M F. Das BMaA verfügt nur über rund 5% der österreichischen ODA, 
aus denen die Beiträge zu Entwicklungsaktivitäten der I nternationalen 
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A ußenpolitik lind die österreich ische Ent'.vicklungszusammenarheit 

Organ i sati onen ge le i stet werden .  Darüber h inaus wirkt das B M aA i n  der 
a l l gemeinen Abstimmung entwickl ungspol i t i scher Arbeit  mit der österrei 
chischen Au ßenpol i t ik m aßgeb l i ch mit .  D abei  n immt das B MaA u .  a .  i n  der 
gemä ß  § 8 Bundesmin isteri engesetz konst itui erten Koordinationskommis
s ion für Entwickl ungszusammenarbei t  unter  Vors i tz des B KA te i l  und 
arbe itet an der jährl i chen Fortschre ibung des vom B KA im Einvernehmen 
mit  dem B M aA zu erste l l enden Drei-Jahres- Programms der österre i ch i 
schen Entwicklungsh i l fe mit �  für das  M itte 1 993 von der  Bundesregie rung 
wesentl i che N euori enti erungen beschlossen wurden : 

D ie  österre i ch i sche EZA wird auf  e ine  verstärkte geographische und 
sektori el l e  Ko nzentrat ion orientie rt� wodurch ihre Effiz ienz und N achha l 
t igkeit erhöht werden so l l .  Für  das Kernprogramm der  EZA werden 
Kooperat ions- und Schwerpunktl änder in  Schlüsse lregionen defi ni e rt .  Die  
damit  verbundenen Priori tätensetzungen ziehen e inen gestaffelten E insatz 
von Instrumenten der EZA ebenso wie  e ine  sach l i che und qual i tat ive 
Konzentrat ion der Lei stungen nach s i ch .  

Die  Zah l  der Schwerpunktländer wurde von b i sher  1 9  auf acht reduzi ert ,  
wobei  für d ie  Auswahl  v .  a .  d ie  bere i ts  vorhandenen Kooperationsstruk 
turen ausschlaggebend waren.  I n  d iesen Ländern w i l l  Österrei ch l angfri 
st ige und umfassende Entwick lungsprogramme unterstützen, d i e  in  enger 
Zusammenarbei t  mit l oka len Partnern geplant und durchgeführt werden 
sol l en .  In  den Kooperationsländern werden e ingeschränkte Engagements 
in ausgewählten Sektoren aufrechterha lten,  so l l en  jedoch nicht ausgewe i 
tet werden .  Im Streuberei ch ermögl ichen fl ex ib le  Übergangsregel ungen 
über e inen Zeitraum von mindestens fü nf Jahren den Abschluß begonne
ner Projekte .  Im begrenzten Rahmen w i rd es  auch danach mögl ich se in ,  
im Streubere ich in sbesondere von NGOs fi nanz ierte  Projekte durchzu
führen .  

Di e geographische Konzentration ergibt derzeit  fo lgende Schlüssel  regionen,  
Schwerpunkt- und Kooperat ions länder (Schwerpun kt länder hervorgeho
ben) : 
- Zentra lameri ka : Costa Rica, Nicaragua, Guatema la ,  E I  Sa lvador 
- Sahe lraum Westafrikas : Kap Verde, Senegal �  Burkina Faso 

- Länder der gro ßen Seen,  Ostafri k a : Uganda, Ruanda, Burundi �  Tansan ia, 
Ken ia ,  Äthiopien 

- Südl iches Afrika : N amib ia� S imbabwe, Mosambik 
-- H ima l aya- H i ndukusch : Pakistan,  N epal ,  Bhutan 

Die sektorielle Konzentration umfaßt die Bere i che  Berufsb i ldung, Gesund
hei tswesen,  Wasserversorgung, Transportwesen,  E nergie ,  Landwi rtschaft 
und l ändl iche E ntwicklung sowi e Forstwirtschaft .  

1 99 1  errei chte das  Volumen der an  das  Development Ass istance Committee  
( DAC) der O EC D  gemeldeten öffentl i chen  E ntwicklungshi lfe mit  0,34% 
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des Bruttoinlandsprodukts den Durchschnitt der OECD-Länder. Diese 
Zahl ist 1 992 allerdings wieder auf 0,3% abgesunken . Die günstigen Werte 
von 1 99 1  erklären sich mit außergewöhnlichen Leistungen im Zusammen
hang mit dem Golfkrieg und mit verstärkten Leistungen an internationale 
Finanzinstitutionen. 

Dieser Rückgang wurde im Bericht zur 1 993 durchgeführten Österreich
Prüfung des DAC, das alle zwei bis drei Jahre eine Prüfung der 
Entwicklungshilfeleistungen seiner Mitglieder durchführt, kritisch ver
merkt. Positive Erwähnung im Österreich-Bericht 1 993 über den Zeitraum 
1 990 - 1 992 fanden die stärkere Konzentration der bilateralen Entwick
lungshilfe,  die Steigerung der budgetären Mittel für die bilaterale techni
sche Hilfe und die Tatsache, daß die bemerkenswert großen österreichi
schen Unterstützungsbemühungen um die zentral- und osteuropäischen 
Länder und die ehemalige Sowjetunion nicht zu Lasten der Entwicklungs
länder gingen. Darüber hinaus merkte der Ausschuß an, daß eine 
Anhebung der multilateralen Komponente auf ca. 30% der Gesamt-ODA 
begrüßenswert wäre, da dies die Qualität der Hilfe ohne Vergrößerung des 
administrativen Aufwands erhöhen würde. 

2. Organisationen zur wirtschaftlichen Förderung der 
Entwicklungsländer 

Die österreich ischen Leistungen an die operation ellen VN -Organisationen 
entwickelten sich in den letzten Jahren wie folgt : 
- Beitrag zur U N I DO (vertragliche Verpflichtung) : 8,6 Mil l ionen Schil ling 
( 1 992) ; 8 ,4 Mil l ionen Schilling ( 1 993) ; 1 0, 1  Mil lionen Schilling (Bundes
voranschlag/BV A 1 994) .  
- "Freiwil lige Beiträge" zu operationellen VN-Organisationen auf dem 
Gebiet der EZA, die zwar nicht vertraglichen Verpflichtungen entspringen, 
wohl aber einer Solidaritätsverpflichtung innerhalb der Gebergemein
schaft (siehe Tabelle auf Seite 350). 

Im Bestreben, bei den auf dem Gebiet der technischen Hilfe tätigen 
Organisationen aktiv mitzuarbeiten, ist Österreich derzeit Mitglied der 
Lenkungsorgane der Organisation für industriel le Entwicklung (UNIDO) 
sowie des Zentrums für das menschliche Siedlungswesen (HABITAT). 
Österreich gehörte dem UNDP/UNFPA Verwaltungsrat für ca. 20 Jahre 
an und wurde 1 993 für eine weitere zweijährige Funktionsperiode wieder
gewähIt. Durch die Ende 1 993 gefaßten Reformbeschlüsse zur Restruktu
rierung und Revitalisierung der VN auf wirtschaftlichen, sozialen und 
verwandten Gebieten, wonach die Leitungsorgane von UNDP, UNFPA 
und UNICEF mit 1 .  Jänner 1 994 in Exekutivräte mit geringerer Mitglieder
zahl (36) umgewandelt wurden, verlor Österreich zumindest für die nächste 
Funktionsperiode seine Mitgliedschaft. 
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Organisat ion 
Leistung '92 BVA '93 BVA '94 

( Beträge in  Mi l l ionen Sch i l ling)  

VN-Entwick lungsprogramm/U N D P  1 30,7 1 57 ,3 1 76 ,7  
VN -Bevölkerungsfonds/UNFPA 6,0 6, 1 8 ,8  
VN -Kinderh i l fswerk/U NI C E F  20,4 2 1 ,0 2 1 ,0 
VN-Fre iw i l l igenprogramm / U NV 0,4 0,6 1 ,0 
YN - Sonderprogramm für besond.  

benacht .  Entwicklungs länder 2,0 2,0 2,0 
VN-H i l fsexpertenprogram m  0,7 2 ,0 2,0 
Zentrum für mensch l i ches 

S ied lungswesen/HA B I T  AT 1 , I I , ! 1 ,2 
Kapital entwicklungsfonds/U NC D F  0,5 0,5 0,6 
I ndustrie l ler  Entwicklungsfonds der 

U N I DO / U N I DF 7,7 8 ,0 1 8 ,0 
Junior Profess ional Officer-

Program m  1 6,2 1 5 ,0 1 5 ,0 

Österreichische Hauptanliegen in  den Leitungsgremien waren und s ind d ie  
sparsame und  effektive Verwendung der  M i ttel  sowie e ine pri o ritäre 
Berü cks i ch t igung von Programmen und Projekten, d ie  unmittelbar bedürf
tigen Bevö l kerungsgruppen zugute kommen. Eine weitgehende B erück
si chtigung der ärmsten Entwick lungs l änder sol l te unter g l ei chzeitiger 
Bedachtnahme auf die g lobal e Verantwort l i chkeit der VN erfo lgen .  I n  
diesem Zusammenhang s ind  seit  e in igen Jahren neue Fragen aufgevlorfen,  
da s i ch zentra l - und osteuropäische Staaten ebenfa l l s  um VN- H i lfs le istun·  
gen bemühen,  während der Bedarf in  den traditione l len Entw ick lu ngs l än
dern größer denn je erscheint .  

H ins ichtl i ch der  VN-Organisationen auf diesem Gebiet - dem Entwick
lungspro gramm ( U N D P) ,  dem Fonds für Bevölkerungsfragen ( U N F PA), 
dem Kinderh i l fswerk ( UN ICE F),  der Organisat ion für industri e l l e  Ent
wicklung ( U N I DO) und dem Zentrum für menschl i ches S ied lu ngswesen 
( H A B I TAT) - s iehe Abschnitt D / l / Punkt 3 .4. 

OPE C-Fonds für Internationale Entwicklung (O F I D )  

Der 1 976  von den OPEC-Mitgl ieds ländern gegründete Fonds hat seinen 
S itz i n  Wien .  Er  gewährte  bis  Ende 1 993  H i l fe i n  Form von Krediten und 
n ich t  rückzahlbaren Zuwendungen im Ausmaß von 4,2 M i l l i arden U S 
Dol 1ar. 1 993  wurden 1 46 ,5  M i l li onen U S- Do l l ar a n  Krediten und Zuschüs
sen zugesagt .  

I nsgesamt kamen bisher 93 Staaten, davon a l le in  45 aus Afrika,  in den 
Genu ß  der  Fondsmitte l .  Während d ie  sektori e l l en Schwerpunkte bei den 
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Projektunterstützungen ursprüngl ich bei der Energieproduktion, dem 
Transportwesen und der Landwirtschaft lagen, wurden sie in den vergange
nen Jahren sukzessive auf die Bereiche Bildung/Erziehung, Gesundheit 
und Sozialdienste ausgeweitet. 

3. Vorbereitungen auf einen EU-Beitritt Österreichs 

Die E U  ist zusammen mit ihren Mitgl iedsländern der größte Entwicklungs
hilfegeber. Österreich müßte nach bisherigen Berechnungen jährlich etwas 
weniger als 1 Milliarde Schilling zum Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF), der im Rahmen des Lome-Abkommens mit den AKP-Staaten (dzt. 
ca. 70 Staaten in Afrika, der Karibik und im Pazifik) eingerichtet wurde, 
beitragen. Der für Entwicklungshilfezwecke verwendete Anteil am EU
Budget würde weitere 750 Mil lionen Schill ing pro Jahr ausmachen. 

Im Zuge der 1 993 von Österreich und der Kommission vorgenommenen 
Prüfung des Rechtsbestands (Acquis) der Gemeinschaft ergab sich, daß die 
Übernahme des EZA-Rechtsbestands keine Probleme verursachen würde. 
Gespräche des BMaA und B KA mit der Europäischen Kommission 
dienten dieser Abklärung sowie der Erläuterung der Leitlinien und 
praktischen Gestaltung der EU-Entwicklungspolitik. Im Zuge dieses 
Informationsprozesses stattete der Generaldirektor für auswärtige Bezie
hungen der Kommission, Juan Prat, Österreich im November einen Besuch 
ab. Weiters erfolgten Vorbereitungen zur Entsendung von Österreichern zu 
Delegationen der EU in Entwicklungsländern, um fundierte Kenntnisse 
der Arbeitsweise der EU zu erwerben. 
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VJ Ul VJ 

Gesamtübersicht über die bilaterale und multilaterale öffentliche Entwicklungshilfe 1990 - 1992 

Teil A :  

1 990 1 99 1  
Anteil Verän- Anteil Verän- Anteil  

G l iederung 
an EH- derung an EH- derung an EH-

M io. ÖS Gesamt- zum Mio. ÖS Gesamt- zum Mio. ÖS Gesamt-

leist. Vorj a h r  leist. Vorjahr leistun-

in % in % 
gen 
in % 

I. Bilateral : 3.404,70 76,00 28,10 5.076,10  79,28 49, 10 4.620,37 75,62 
I .  bilaterale Zuschüsse 1 .833,40 40,90 3 1 , 90 2.867,90 44, 79 56,40 3 .867,42 63,30 

Ind. Studienplatzkosten 483,00 10,80 7,00 588,00 9,20 21,80 635,57 1 0,40 

Aufwend. anderer Ressorts, 

Länder, Gemeinden u. a. 824,20 18,40 46,40 1 . 1 77,20 1 8, 40 42,80 2.409,78 39,44 

2. bilaterale Kredite 1 .57 1 ,30 35. 1 0  23,90 2.208,20 34,50 40,50 752,95 12,32 

gebundene Kreditfinanzierung 1 .206,00 26,90 35,00 1 .792,90 28,00 48, 70 695, 1 6  1 1 .38 

Kofinanzierung 83 ,00 1 , 90 96,70 1 , 50 1 6, 60 68,77 1 . 1 3  

EH- Kredite ( B MaA/ B KA) 282,30 6,30 -24, 70 3 1 8,60 5,00 12, 90 - 1 0,98 -0, 18 

11 .  Multilateral : 1 .073,40 24,00 -0,50 1 .326,80 20, 70 23,60 1 .489,34 24,38 
Internat. Finanzinstitutionen 786,00 1 7, 60 1 , 00 974,50 1 5,20 24,00 1 .020, 1 7  1 6, 70 

VN- u. sonst. Organisationen 287,30 6,40 -4,40 352,20 5,50 22,60 469, 1 7  7,68 

Gesamte öff. EH (netto) 4.478,10 100,00 19,80 6.402,90 100,00 43,00 6. 109,71 100,00 
in % des B N P  0,25 0,34 0,30 

darunter Bundesbudgetfin. EH 3 .092,90 69. 1 0  20, 70 4.398,40 68, 70 42,20 4.806,05 78,66 

Anteil am Gesamtbudget (%) 0,49 0,65 0,75 

1 992 

Veränderungen 
in  % zu 

1 99 1  I 1 990 

-8,98 26,31 
25,84 52,59 

7,48 24, 01 

5 1 , 1 5  65,80 

-65,90 -52,08 

-61 ,23 -42,36 

-28,88 -1 7, 1 4  

-103,45 -103,89 

10,91 27,93 
4,48 22,95 

33.2 1  38, 76 

-4,58 26, 71 

9,2 7 13, 84 
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� Teil B :  
� 

1 990 

Anteil Verän-

Gl iederung an EH- derung 

M io. öS Gesamt- zum Mio. öS 
leist. Vorjahr 

in  % 

Bilaterale Zuschüsse 1 .833,30 40,90 31,80 2.867,89 
Technische H ilfe 488,30 1 0, 90 29, 70 604,60 

Technische Hilfe BMaAlBKA 387,80 8, 70 42,90 504,80 
ERP-finanz. techno Hilfe 1 00,50 2,20 -4,50 99,80 

H u manitäre H ilfe (Golf, . . .  ) 298,60 
Hum. Hilfe f. Asylwerber 475,00 1 0, 60 62,90 7 1 0,60 
Nahrungsmittelhilfe 68, 1 0  1 , 50 39,20 58,90 
Katastrophenhilfe 24,30 0,50 203,30 1 75,50 
Studierende aus Entw.- Länder 483,00 1 0, 80 7,00 588,00 
Sonstige Bundesmittel 1 56,70 3,50 46,20 1 84,80 
Verwaltungsaufwand 1 02,20 2,30 36, 40 1 29, 1 0  
Nicht bund. budgetf. Zusch. 35,80 0,80 1 1 , 90 1 1 7,70 

Landesregierungen 1 6, 1 0  0,40 -8,50 78,30 
Gemeinden 3,60 0, 1 0  1 73,60 1 1 , 1 0  
Kammern 1 6, 1 0  0,40 22,80 28,30 

Bilaterale Kredite 1 .571 ,30 35, 10 23,90 2.208,20 
B udgetfinanz. Kredite 1 53,70 3,40 -32,00 228,80 
ERP-finanz. Kredite 1 28,60 2,90 -13,50 89,70 
Gebundene Kredite 1 .206,00 26,90 35, 00 1 .792,90 

Starthilfekredite -3,60 -0, 1 0  -55, 70 - 1 2,20 
Rahmen 11 Kredite 1 .209,60 2 7,00 34,20 1 .805, I 0 

Kofinanzierungsgeschäfte 83,00 1 , 90 96,70 
Multilaterale Hilfe 1 .073,40 24,00 -0,50 1 .326,80 

VN - u. sonstige Organisat. 287,30 6,40 -4,40 352,20 
VN -Organisationen 28 1 ,50 6,30 -4,90 326,30 
Sonstige Organisationen 5 ,80 0, 1 0  2 7, 90 26,00 

Intern. Finanzinstitutionen 786,00 1 7, 60 1 ,00 974,50 
Entwicklungsbanken 696,20 1 5, 50 0,00 699,20 

Reg. Entw.- Banken 1 59,00 3, 60 -43,00 1 52,30 
Sonstige Finanzorganis. 89,90 2,00 9,30 275,30 

ODA insgesamt 4.478,00 100,00 19,80 6.402,90 
Quelle : Bundeskanzleramt. 

1 99 1  

Anteil Verän-
an EH- derung 

Gesamt- zum M io. ÖS 
leist. Vorjahr 

in  % 

44,80 56,40 3.867,43 
9,40 23,80 792,05 
7,90 30.20 725,74 
1 , 60 -0, 70 66,3 1 

393,22 
1 I , 1 0  49,60 688,89 

0, 90 -13, 40 46,23 
2, 70 623,50 223,45 
9,20 21 ,80 635,57 
2,90 1 7, 90 436,2 1 
2,00 26,30 1 1 8,3 1 
1 ,80 228, 70 533,50 
1 , 20 387,30 90,29 
0,20 204, 1 0  32,52 
0,40 75,80 2 1 8,33 

34,50 40,50 752,94 
3,60 48,90 1 9,66 
1 ,40 -30,20 -30,65 

28,00 48, 70 695 , 1 6  
-0,20 239,80 -8,92 
28,20 49,20 662,08 

1 ,50 1 6,60 68,77 
20,70 23,60 1 .489,34 

5,50 22,60 469, 1 8  
5, 1 0  1 5,90 320,93 
0,40 34 7, 50 1 48,25 

1 5, 20 24,00 1 .020, 1 6  
1 0, 96 0,40 546,20 

2,40 -4.20 40 1 ,77 
4,30 206,40 72, 1 9  

100,00 43,00 6.109,71 ---_.-

1 992 
Anteil 

an EH-
Gesamt-
leistun-

gen 
in % 

63,30 
12, 96 

1 I,88 

1 ,09 

1 1 ,28 

0. 76 
3,66 

1 0, 40 

7, 1 4  
1 , 94 

8, 73 

1 , 48 
0,53 
3, 75 

12,32 
0,32 

-0,50 
1 1 ,38 
-0, 1 5  
1 0,84 

1 , 1 3  

24,38 
7,68 

5,25 

2,43 

1 6, 70 
8,94 

6,58 

1 , 1 8  

100,00 

Veränderungen 
in % zu 

1 99 1  I 1 990 

25,85 52,60 
23, 6 7  38,35 

30,44 46,56 

-33, 56 -34,02 

-3, 1 5  3 1 , 05 

-2 7, 4 1  -32, 1 I  

2 1 , 46 89, 1 3  

7,48 24,01 

5 7,64 64, 08 

-9, 1 2  1 3, 62 

77,94 93,29 

1 3,28 82, 1 7  

65, 8 7  88, 93 

8 7, 04 92,63 

-65,90 -52,08 
-91,41 -87,21 

-134, 1 7  -1 23,83 

-61,23 -42,36 
36, 73 1 4 7,86 

-63, 32 -45,26 

-28,88 -1 7, 1 4  

10,91 27,93 
33,21  38, 77 

- 1 , 65 1 2,29 

4 70, 1 9  96,09 

4,48 22,95 

-21,88 -2 1,55 

62, 09 60,43 

- 73, 78 -24,53 

-4,58 26, 71 
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Internationale A brüstung und R üstungskon trolle 

G) Internationale Abrüstung und Rüstungskontrolle 

Die  Bemüh ungen um Abrüstung und Rüstungskontrol l e  erfaßten i n  den 
l etzten Jahren zunehmend al l e  Kategorien von Streitkräften und Waffen : 
nuk leare I nterkontinental- und Mi ttel streckenraketen ,  nukleare K urzstrek
kensysteme, M assenvern ichtungswaffen ebenso wie konventione l l e  Streit
kräfte a l l er Art .  Das Ende des b ipo laren Wettrüstens erle ichterte diese 
Bemühungen, g le ichzei t ig  kam es zu neuen Entwicklungen : e inerse i ts 
entwickelten d ie  USA und Ruß l and neue Mi l itärdoktrinen, die den raschen 
und  flex ib len E insatz hochtechnologischer Verbände betonen, anderse i ts 
dauern regionale  Aufrüstungsbestrebungen in  den tradit ione l l en  S p an
n ungsgebieten ( N aher Osten, Südasien, Nordostas ien)  an .  

Die D ivers i fiz ierung im i nternationalen s i cherheits pol i t i schen Spektrum ist  
auch vor dem H intergrund eines n euen S i cherheitsbegri ffes zu sehen, der 
die m i l i tä ri sche S icherheit  nur a ls  eine Komponente ei ner breiteren 
Defin i t ion der nat ionalen und international en S i cherheit  s ieht, die wirt
schaftl i che ,  soziale ,  ethn i sche, re l ig iöse,  nati onale und menschenrechtl i che 
Überlegungen e inschl ießt .  

Wie schon i n  der Vergangenheit ,  war Österreich auch J 993 bemüht, aktive 
und konstruktive Beiträge zur internat ionalen Abrüstungsdip lomati e zu 
leisten.  In d iesem S inne war Österrei ch im Oktober in \Vien Gastgeber und 
Vors i tzender e iner arabisch-i s rael i schen Gesprächsrunde im Rahmen der  
Arbeitsgruppe , . Rüstungskontro l l e  und regionale S icherheit" der Nahost
Friedenskonferenz, im Jun i  in Graz Gastgeber e ines Abrüstungssympo
s iums  der VN über  regionale vertra uensb i ldende M aßnahmen und im Ma i  
1 993  i n  Wien Gastgeber und Vorsitzender e iner Tagung über  d ie  Export
kont � o l l e  raketentechnol ogischer Güter. 

Österreich war weiterhin aktiv in d ie  Arbeit  der Genfer Abrüstungsko�l fe
renz und der Genera lversammlung der VN ei ngeschaltet .  In letzterer 
brachte d ie  österreich i sche Delegation 1 993 gemeinsam m i t  anderen 
Staaten 1 6  Resolut ionsanträge zu Fragen der Abrüstung und Rüstungskon
tro l l e  e in ,  d ie  a l le  angenommen wurden. 

In der Vorbereitung der E rri chtung einer Chemiewaffen- Kontro l lorganisa
t ion in Den H aag hatte Österrei ch den Vorsitz der E xpertengruppe fü r die  
Verni chtung alter und zurückgelassener chemischer \\laffen i nne .  

Die se i t  1 982  konsequent verfo lgten Bemühungen um Aufnahme Öster
rei chs  a l s  Vol lm i tgl ied i n  die Genfer Abrüstungskonferenz l i eßen i m  
Sommer 1 993 endl i ch e inen erfo lgre ichen Abschluß erwarten, als Öster
re i ch vom Sonderbeauftragten der Konferenz gemeinsam mit 22 weiteren 
S taaten e invernehml i ch zur Aufnahme vorgeschl agen wurde. I m  l etzten 
M oment wurde die Besch lußfassung jedoch durch e ine unvorhergesehene 
H altu ngsänderung der U S A  verh indert, d ie d ieser bereits akkordierten 
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Liste schließlich doch nicht zustimmen wollten, weil sie auch den Irak 
einschloß.  Seither ist die Aufnahme neuer Staaten wieder blockiert, es ist zu 
hoffen, daß die anhängigen Bemühungen zur Überwindung dieser Situa
tion in absehbarer Zeit erfolgreich sein werden. 

Die im folgenden näher erörterten Maßnahmen der Rüstungskontrolle und 
Abrüstung sind Bestandteil der internationalen Sicherheits politik. Diese 
Maßnahmen sind gleichzeitig Teil jener globalen und regionalen Strate
gien, deren Ziel die Konfliktverhütung, Krisenlösung und Friedenserhal
tung ist. 

1 .  Reduzierung strategischer Nuklearwaffen 

In  den START 1- und START I I -Vereinbarungen vom 3 l .  Juli 1 99 1  bzw. 
3. Jänner 1 993 verpflichteten sich die USA und Rußland, die Zahl ihrer 
Nuklearwaffen wesentlich zu veringern : START I sieht eine Reduzierung 
von derzeit beiderseits ca. 1 0.000 Nuklearwaffen auf ca. 8 .500 für die USA 
und ca. 6 .500 für Rußland vor, START I I  soll diese Zahl bis zum Jahr 2003 
weiter auf 3 . 500 für die USA und 3 .000 für Rußland verringern. 

Das weitgesteckte Ziel von START I I  ist durch den Zerfall der UdSSR noch 
schwieriger geworden, da neben den USA und Rußland nunmehr auch 
Belarus, Kasachstan und die Ukraine, auf deren Staatsgebiet sich strategi
sche Nukl earwaffen der ehemaligen UdSSR befinden, von den Verträgen 
erfaßt werden müssen. Nach den getroffenen Vereinbarungen tritt START 
I I  erst in Kraft, wenn START I und das Lissaboner Protokol l von allen 
Vertrags staaten ratifiziert worden sind. Belarus hat den START I -Vertrag -
wie auch Kasachsten - ratifiziert und ist dem Nonproliferationsvertrag 
(NPT) als nicht-nuklearer Staat beigetreten. Die Ukraine hingegen hat Ende 
1 993 START I nur unter zahlreichen Bedingungen, insbesondere entspre
chenden Sicherheitsgarantien für die territoriale Unversehrtheit des Landes 
und finanzie l ler Abgeltung für die Zerstörung der Nuklearwaffen, ratifiziert 
und ist der im Lissaboner Protokol l  enthaltenen Verpflichtung, dem N PT als 
nuklearwaffenfreier Staat beizutreten, bisher nicht nachgekommen. Die 
tatsächliche Implementierung der START 1 - und START I I-Verträge ist 
daher weiter ungewiß. Allerdings haben Ende 1 993 dreiseitige Verhandlun
gen zwischen den USA, Rußland und der Ukraine begonnen, die eine 
umfassende Regelung dieser Frage erhoffen lassen. 

2. Einstellung aller Kernwaffenversuche 

Nachdem sich die Nuklearwaffenstaaten mit Ausnahme Chinas 1 993 zu 
einer Verlängerung ihrer Atomteststopp-Moratorien bereiterklärt hatten, 
ging von der amerikanischen Regierung die Initiative aus, mit konkreten 
Verhandlungen über einen umfassenden Atomteststoppvertrag, der auch 
die unterirdischen Versuche einbezieht, zu beginnen. I m  August erhielt der 
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zu diesem Zweck in  der Genfer  Abrüstungskonferenz e ingeri chtete Ad
hoc-Ausschuß das M andat, derart ige Verhandlungen aufzunehmen . Die  
erste Runde wird Anfang 1 994 i n  Genf stattfinden .  Die Verhandlungen 
werden vermut l ich mehrere Jahre dauern .  Österrei ch s ieht in d ieser 
Entwicklung e inen wichtigen Schritt in  Richtung einer fortschreitenden 
Denukleari s ierung und e ine Bestätigung seiner seit  Jahren in diesem 
Bere ich verfo lgten Pol it ik .  

D ie  Ad-hoc-Gruppe se i smolog ischer Experten, d ie  1 976  im Rahmen der  
Genfer Abrüstungskonferenz e ingerichtet wurde,  setzte ihre Arbeiten an 
e inem g lobalen Datenübertragungsnetz zur  Ortung se i smischer Vorkomm
nisse  a l s  Veri fikationsmechani smus  e ines  zukünft igen umfassenden Atom
teststoppvertrags fort . Österrei ch finanzierte im Rahmen se iner M itarbeit 
wiederum die Tei lnahme e ines Angehörigen des Inst ituto Geofi s i co deI 
Peru an der Expertentagung im August, um eine Betei l igung von Experten 
aus E ntwick lungsl ändern und in sbesondere Late inamerika zu ermögl i 
chen.  

3 .  Bemühungen um eine Nicht-Verbreitung von M assenvern ichtungs
waffen ( Nonpro l i ferati on) 
Der Vertrag über die  Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen ( N PT) 

Auch nach den in den l etzten Jahren eingetretenen grundlegenden 
Veränderungen im weltpo l i t i schen Kl ima behalten die Zie le  des Atom
sperrvertrags aus dem Jahr 1 968  vo l l e  Aktual i tät . Se ine  Sperrmechanismen 
gegen e ine unkontro l l i erte horizontale Weiterverbreitung von K ernwaffen 
und kernwaffenfähigem M aterial  sowie gegen d ie  m i ßbräuch l iche Verwen
dung der in den N icht-Atom waffenstaaten der fri edl i chen Nutzung 
d ienenden Kernmateria l ien und -anlagen zu mi l i tä ri schen Zwecken s ind 
unverzi chtbare Instrumente der internationalen S i cherheit .  Nukl eare Ahrü
stungsschritte und die konsequente Verfolgung der Ni chtweiterverbrei 
tungszi e le  des N PT s ind komplementäre Voraussetzungen für Fortschri tte 
i n  Richtung e iner Beseit igu ng a l l e r  atomaren M assenvernichtungswaffen.  
Die Unterstützung dieser Z ie l setzungen, e insch l i eß l i ch der vom Atom 
sperrvertrag der Internat iona len Atomenergi e-Organisation ( I AEO) in  
Wien übertragenen veri fiz i erenden S icherheitskontro l l tät igkeit, i st fester 
Bestandte i l  der österre ichi schen S i cherheitspo l i t ik .  

D ie  vo l l e  operationel l e  Wirksamkei t  des  Atomsperrvertrags hängt wesent
l i ch von der Tei l nahme der größtmögl i chen Zahl von Staaten ab, die durch 
ihren Bei tritt se ine Rege ln der  Se lbstbeschränkung und  der vertrauensb i l 
denden internat ionalen Kontro l l e  akzeptieren. 1 993  traten s ieben Staaten 
dem N PT be i ,  dem nun 1 62 Staaten e insch l i eß l i ch der fünf  Atomwaffen
staaten China,  Frankreich, Großbritannien, Ruß land und U SA angehören . 
Ö sterrei ch trat 1 969 bei .  
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Zu den neuen Mitgliedern gehört Belarus,  das zuvor die nach Erlangung 
der Selbständigkeit auf seinem Staatsgebiet verbliebenen ehemals sowjeti
schen Atomwaffen zur Vernichtung außer Landes gebracht hatte .  Im Falle 
der mit weitaus größeren ehemalig sowjetischen Atomwaffenbeständen 
selbständig gewordenen Staaten Kasachstan und Ukraine standen einer 
analogen Lösung bis Ende 1 993 teils  technische, teils politische Hindernis
se im Wege. 

Zur Entwicklung und zum Stand der mit dem Irak und der DVR Korea im 
Zusammenhang mit ihrer NPT-Mitgliedschaft aufgetretenen Probleme 
siehe Abschnitt D/1/3 . Präzedenzlos im 23jährigen Bestehen des N PT 
hatte Nordkorea im März 1 993 seinen Austritt angekündigt, diesen 
Beschluß jedoch nicht verwirkl icht. 

1 995 werden die N PT-Mitgl iedsstaaten in einer Überprüfungs- und 
Verlängerungskonferenz über dessen Erfolg Bilanz ziehen und über die 
Dauer des Weiterbestands des Vertrags entscheiden. An der Vorbereitung 
der Konferenz, die im Mai 1 993 mit der ersten Tagung eines hiefür 
eingesetzten Komitees begonnen hat, ist Österreich aktiv beteiligt .  

Internationales Übereinkommen über ein umfassendes Verbot chemischer 
Waffen 

Das 1 992 ausgearbeitete " Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die 
Vernichtung dieser Waffen" wurde bis Ende 1 993 von 1 54 Staaten, darunter 
Österreich, unterzeichnet. Es wird in Kraft treten, sobald 65 Ratifizierun
gen vorliegen, frühestens jedoch im Jänner 1 995 .  Das Ratifizierungsverfah
ren in Österreich wurde eingeleitet. In Den Haag ist der Aufbau der im 
Übereinkommen vorgesehenen Internationalen Kontrollorganisation im 
Gang. 

Internationales Übereinkommen über das Verbot biologischer Waffen 

Da diese seit 1 972 bestehende Konvention durch das Fehlen eines 
Verifikationsmechanismus wenig effektiv ist, wurde von der dritten Revi
sionskonferenz im September 1 99 1  eine Expertengruppe zur Ausarbeitung 
möglicher Verifikationsmethoden eingesetzt, die ihre Arbeit mit der 
Vorlage eines umfassenden Katalogs möglicher Verifikationsmethoden 
Ende 1 993 abgeschlossen hat. Die Generalversammlung der VN forderte 
im Herbst 1 993 den Generalsekretär auf, sobald als möglich eine Staaten
konferenz einzuberufen, um einen Verifikationsmechanismus für das 
Übereinkommen zu erarbeiten. 

Internationale Kontrollmechanismen 

Ziel der westlichen Staatengemeinschaft ist, die Verbreitung von Massen
vernichtungswaffen durch internationale Verträge und Vereinbarungen 
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h intanzuhalten.  Während die Chemiewaffenkonvention noch n icht in  
Kraft i s t  und die Bio logiewaffenkonvention über keine entsprechenden 
Verifikationsmechanismen verfügt, haben s ich die informel len i nternatio
na len Vereinbarungen zum Zweck der Transferkontro l le  strategi sch rele
vanter Güter und Technologien als wirksam erwiesen .  I hre Effizienzsteige
rung ist inzwischen ein a l lgemeines Anl iegen der Mitgl ieder. Österreich 
tritt zusätzl ich für eine mögl ichst große Transparenz nach außen und  die 
Einbeziehung neuer Mitgl ieder, welche die Zie le der N icht-Verbreitung 
und  der Transferkontro l l e  mittragen, ein .  In diesem S inne ist  Österreich 
M itgl ied folgender Vereinbarungen : 

- Exportkontrollregime im nuklearen Bereich 

Österreich gehört seit 1 97 6  bzw. 1 99 1  den beiden Exportkontrol l regimen 
für den internationa len Waren- und Technologieverkehr mit nuklearwaf
fen rel evanten Produkten, dem Zangger-Komitee und der �uclear Suppliers 
Group ( NSG),  an.  

Zu den bei den Regimen haben s ich Gruppen von LieferI ändern zusam
m engesch lossen um sicherzuste l l en,  da ß die Zusammenarbeit bei  der 
fried l ichen Nutzung der Kernenergie nicht direkt oder indirekt zur 
Verbreitung von Kernwaffen beiträgt. Absprachen bestehen über die der 
Genehmigungsptl i cht durch die jewei l igen nationa len Ausfuhrkontro l lbe
h örden zu unterstel lenden Warenkategorien und ü ber die Kriterien für die 
E rteilung bzw. Nicht -Ertei lung  von Ausfuhrbewi l l igungen.  

Währen d i nnerhalb des Zangger- Komitees a l lein die im N PT i n  a l lgem ei 
nerer Form getroffenen Warenverkehrsbeschränk ungen genauer umschrie
ben und präzisi ert a ls  Grundlage für die Kontro l lkriterien gelten, fügen die 
Richt l inien der N SG darüber hinausreichende, strengere Kontrol lkriterien 
hinzu . Die N SG-Absprachen wurden mit 1 .  Jänner 1 993 um e in  eigenes 
Regime zur Kontrol le  einer derzeit 65 Positionen umfa ssenden Liste von 
"dual use"  -Waren erwei tert ( N SG-Tei l  2) ,  die in erster Linie der zivilen 
Verwendung dienen, aber auch zur H erste l lung von Nuklearwaffen 
e insetzbar s ind .  

D ie  unter  schweizeri schem Vorsitz vom 3 0. März - I .  Apri l  i n  Luzern abge
haltene Plenartagung der 28 NSG-Mitgliedsländer hat über den I mp lemen
tierungsstand der Regeln und über den Bedarf für e ine Weiterentwicklung 
des Regimes  zur Anpassung an neue technologische Gegebenheiten 
beraten .  Wichtigstes Ergebnis war eine Änderung der Richt l in ien, wonach 
n u n  Kontrol len der I AEO über al l e  Nuklearaktivitäten des B estimmungs
lands Voraussetzung für den Abschluß neuer wesentl icher Lieferverträge 
an Nicht-Kernwaffenstaaten se in so l len .  Au ßerdem so l len indirekte Liefe
rungen über Drittstaaten verhindert werden,  weshalb namentli ch über 
Fragen der L ieferbedingungen weiter beraten werden wird. 
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Dem Regime des Zangger-Komitees traten 1 993 Bulgarien, Portugal, 
Spanien und Südafrika bei, womit die Teilnehmerzahl auf 29 anstieg 
und - mit Ausnahme Südafrikas - nun mit jener der NSG identisch ist. 
Die zweimal jährlich in Wien tagende Versammlung der Tei lnehmerlän
der einigte sich auch auf eine erhebliche Erweiterung der Liste der 
genehmigungspflichtigen Produkte (Nuklearliste), der durch eine weitere 
Verordnung zum Sicherheitskontrollgesetz Rechnung getragen wurde 
(BGBI 848/ 1 993). 1 993 ging der Vorsitz im Zangger- Komitee auf Öster
reich über. 

- Exportkontrollregime im chemisch-biologischen Bereich 

1 984 hat sich, unter dem Eindruck des Einsatzes chemischer Waffen im 
I rak- I ran- Krieg, über I nitiative Australiens eine Reihe von Staaten zur 
informel len Zusammenarbeit zur Verhinderung einer Verbreitung che
mischer und biologischer Massenvernichtungswaffen zusammenge
schlossen.  Heute umfaßt die Australische Gruppe 24 Staaten (22 OECD
Staaten, Ungarn und Argentinien). I n  ihrem Rahmen wird die  interna
tionale Koordinierung und Harmonisierung nationaler Exportkontrol
len auf diesem Gebiet angestrebt. Im Laufe der Jahre wurden Listen 
von sensitiven Chemikal ien, biologischen Substanzen und für die Waf
fenherstellung relevanten Vormaterialien und technischen Anlagen erar
beitet sowie ein System der Harmonisierung der nationalen Genehmi
gungsverfahren entwickelt. Die innerösterreichische Umsetzung erfolgt 
in Verordnungen zum Außenhandelsgesetz, die den Export dieser Pro
dukte der Bewill igungspfl icht unterwerfen.  I n  Informationsseminaren, 
zuletzt im Dezember 1 993 in Oslo, sol len auch außerhalb der Gruppen 
stehende, für den Bereich der chemisch-biologischen Waffen relevante 
Staaten (v. a .  in Zentral- und Osteuropa) über die Arbeit und Zielset
zungen der Gruppe informiert und zu einer möglichst analogen Vor
gangs weise ermuntert werden. 

- Raketentechnologie-Kontrollregime (MTCR) 

In  den sechs Jahren seines Bestehens ist es MTCR gelungen, Raketen-Ent
wicklungsprogramme in bestimmten Nicht-Mitgliedstaaten zu verhindern 
bzw. hintanzuhalten und zu erschweren. Ein weiterer Schritt wurde 1 993 
gesetzt, indem die Transferkontrolle nicht nur über die Angebots-, sondern 
auch über die Nachfrageseite erfolgen sol l .  Jenen Staaten, die eine den 
Zielen des MTCR entsprechende Nichtverbreitungs- und Ausfuhrkontroll
politik anwenden, steht eine Mitgliedschaft offen. In diesem Sinne nahmen 
Ungarn und Argentinien als erste nicht-westliche Industriestaaten an der 
MTCR-Vollversammlung im November/Dezember 1 993 in I nterlaken zum 
ersten Mal als Mitglieder teil . I m  Juni fand in Wien eine Konferenz von 
Ausfuhrkontrollexperten im Rahmen des MTC R  unter österreichischem 
Vorsitz statt. 
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4. Das Kontrollregime fü r strategische Güter (COCO M) 

Ende 1 993 wurde unter den 1 7  COCO M - M itgl iedern vere i nbart, C O C O M  
b i s  3 1 .  M ärz 1 994 aus l aufen z u  l assen .  E ine neue Verei nbarung, an  der 
auch die sechs derzeit  m it COCO M zusammenarbeitenden S taaten (darun
ter Österrei ch) und Ruß l and als  Gründungsmitgl ieder te i lnehmen k önnten, 
so l l  die Transferkontro l l e  s trategi s ch re l evanter Vorprodukte und best i mm
ter  konventione l l er Waffen zum Gegenstand haben .  

H ins i cht l ich der Internationalen Atomenergie-Organ isation ( I AEO)  s i ehe 
Abschnitt Ol l / Punkt 3 .4 .3 .  
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H) Ökologie und Energie 

I .  Globaler Umweltschutz 

1 .  Follow-up zur Konferenz von Rio (UNCED) 

Hinsichtlich der Kommission für Nachhaltige Entwicklung (Commission on 
Sustainable Development/CSD) siehe Abschnitt DIliPunkt 3 .3 .2 .  

Auf dem ersten Treffen der  CSD, das im Mai stattfand, sagte Österreich zu, 
ein Vorbereitungstreffen für dessen nächste Tagung in Form eines interna
tional besetzten Symposiums zum Thema "Sustainable Development and 
International Law" im April 1 994 in Baden bei Wien abzuhalten. 

In Verfolg des Kapitels 1 2  der Agenda 2 1  leitete die Generalversammlung 
der VN die Verhandlung einer Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbil
dung ( International Convention to Combat Desertification) in die Wege. 
Laut Verhandlungsmandat soll  besonders die Situation in Afrika berück
sichtigt werden. 1 993 fanden zwei Verhandlungsrunden statt (Nairobi, 
24. Mai - 3 .  Juni ; Genf, 1 3 .- 24. Oktober) . Drei weitere Verhandlungsrun
den sind für 1 994 vorgesehen. 

Das von Österreich anläßlich der UNCED unterzeichnete Rahmenüberein
kommen der VN über Klimaänderungen wurde dem Nationalrat im Dezem
ber 1 993 zur Genehmigung vorgelegt. 

Österreich unterzeichnete ebenfalls auf der U NCED das Übereinkommen 
zum Schutz der biologischen Vielfalt . Die erste Sitzung des zwischenstaatli
chen Komitees zur Vorbereitung der ersten Vertragsstaatenkonferenz 
(Ende 1 994) fand vom 1 1 .- 1 5 . Oktober in Genf statt. Hauptprobleme waren 
Fragen des Finanzierungsmechanismus und des geistigen Eigentums in 
Verbindung mit dem gewerblichen Rechtsschutz. 

Nach Hinterlegung der erforderlichen Anzahl von 30 Ratifikationsurkun
den trat die Konvention am 29. Dezember in Kraft. Die Vorbereitungen zur 
Ratifikation durch Österreich sind im Gange. 

2. Weitere Umweltschutzkonventionen 
Vom 1 5 .- 24. November wurden in Bangkok die 3 .  Vertragsstaatenkonfe
renz zum Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht und das 5. Treffen 
der Vertragsstaaten zum Montrealer Protokoll betreffend die Substanzen, 
die zum Abbau der Ozonschicht führen, abgehalten.  

Schwerpunkt war die geplante Erhöhung der Mittel des Multilateralen 
Fonds, der v. a. den Entwicklungsländern die finanziel len Mittel zum 
Ausstieg aus der Produktion und der Verwendung ozonschädigender 
Substanzen, insbesondere vollhalogenierter Fluorchlorkohlenwasserstoffe, 
zur Verfügung stellen sol l .  Eine Reihe dieser Staaten bekannte sich 
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ausdrückl ich  zur Notwendigkeit e iner raschen und effiz ienten Reduktion 
d ieser Substanzen, betonte jedoch glei chzeitig d ie  N otwendigkeit  der 
Überlassung alternat iver Technologien und finanzie l ler  M itte l .  

Österre ich l ud d i e  Vertragsstaaten des M ontrealer Protokol l s  e in ,  ih re 
7 .  Konferenz 1 995  i n  \Vien abzuha lten.  

Das Internationale Überein kommen zum Schutz von Pflanzen züchtungen 
vom 2. Dezember 1 96 1 ,  rev id iert i n  Genf am 1 0 . N ovember 1 972  und am 
2 3 .  Oktober 1 978 ,  räumt  dem Züchter einer neuen Pfl anzensorte  oder 
s einem Rechtsnachfolger e in befristetes ausschl ießl iches Nutzungsrecht 
für neue Pflanzensorten e in .  Das Übere i nkommen wurde dem N at ionalrat 
im Dezember 1 993 zur Genehmigung vorgelegt. 

Das Internationale Übereinkommen zur Regelung des Walfangs dient  dem 
Schutz a l ler  Wal arten vor  Übernutzung, um diese auch für künftige 
Generationen zu erhal ten .  Da die Frage des Überl ebens der Wale e in  
globales Problem ist  und  n i cht  nur d ie  direkt mit dem Walfang befaßten 
Staaten betrifft, ist  e in Be i tri tt Österreichs notwendig ; das Übere inkommen 
wird daher  anfangs 1 994 dem N ationalrat zur  Genehmigung vorgelegt 
werden. B i sher haben 40 Staaten das Übereinkommen und das Protokol l  
vom 1 9 . N ovember 1 956  rati fiz iert oder s ind ihnen beigetreten .  

I m  Rahmen des  Überei nkommens wurde d ie  Internat ionale Walfangkom
miss ion ( International Whal ing Commiss ion/IWC) mit  S itz in London 
gegründet.  D ie  Komm iss ion  hat wissenschaftl i che  U ntersuchu ngen zu 
unterstützen und bei den j ährl ichen Treffen Fangmengen und genaue 
Vorschriften betreffend Walart, Jagdzeit, geschützte Zonen etc. festzul egen . 

3. Die Ken nzeichnung von Tropenholz 

Die österreichi sche M aßnahme zur Kennzeichnung von Tropenhölzern 
und  Tropenholzprodukten sowie die Schaffung e ines Gütezeichens für 
H olz und H olzprodukte aus  nachhaltiger Nutzung führte bei  e in igen 
tropenholzproduzierenden  Ländern, v .  a .  I ndonesien und M alaysia,  zu 
te i lweise s charfen Reaktionen .  

E ine  Parlamentarische S onderrnis s ion wurde i n  Übere inst immung mi t  der  
B undesregierung i m  N ovember 1 992 nach Malays ia und im Februar 1 993  
nach I ndones ien entsandt ,  u m  d ie  gegenseit igen Ansichten zur Frage der  
Tropenholzkennzeichnung darzu l egen.  Aufgrund der Ergebnisse  dieser 
Gespräche beschloß der N at ionalrat die Änderung des "Bundesgesetzes 
zur Kennzeichnung von Tropenhölzern und Tropenholzprodukten sowie 
Schaffung e ines Güteze ichens für H olz und Holzprodukte aus  nachhalt iger 
N utzung" (BG BI  309/ 1 99 2) am 1 2 . M ärz mit  den St immen der Regierungs
koal i tion .  Dieses Bundesgesetz enthält  damit keinerl e i  Sonderregelungen 
für Tropenhölzer oder Tropenholzprodukte mehr. Die Besti mmungen über 
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ein freiwil l iges Gütezeichen für alle Holzarten und -produkte bleiben 
aufrecht. 

Die Frage der Kennzeichnung von Tropenholz und seinen Produkten wird 
im multilateralen Rahmen weiter verfolgt (siehe Abschnitt F/I I) .  

4. Mitarbeit Österreichs an anderen Umweltprogrammen 

Meinungsaustausch und Analyse von Fakten sind derzeit H auptarbeitsge
biete der GAIT-Arbeitsgruppe "Umweltmaßnahmen und Internationaler 
Handel" .  Drei Standard-Tagesordnungspunkte werden behandelt : 

Bei TOP 1 werden im GAlT zu treffende Maßnahmen erörtert, welche  die 
Wirksamkeit internationaler Umweltabkommen unterstützen sollen. I m  
Rahmen des TOP 2 werden handelsbezogene Maßnahmen zum Schutz der 
Umwelt dahingehend diskutiert, ob in Anbetracht neuartiger Konzepte im 
Umweltbereich die im GAlT vorhandene Transparenz ausreichend ist. Die 
Behandlung des TOP 3 (Verpackung/Kennzeichnung) soll herausarbeiten, 
wie künftige Konzeptionen in diesem Bereich gefaßt sein könnten, ohne 
daß negative Effekte auf den Handel ausgelöst werden. Seit ihrer 
1 1 . Tagung im Juli  1 993 beschäftigt sich die Arbeitsgruppe auch mit dem 
U NCED-Nachfolgeprozeß, insbesondere Kapitel 2 der Agenda 2 1 .  

Nach Abschluß der Uruguay-Runde ist der Umweltschutzgedanke nun
mehr im Abkommen über die WeIthandelsorganisation (WTO) verankert, 
womit ein historisches Defizit beseitigt wurde.  Bis zur für April 1 994 
angesetzten GA TI-Ministerkonferenz in Marrakesch ist ein Arbeitspro
gramm zu erstellen, das sich auch mit dem Verhältnis Handel/Umwelt im 
Hinblick auf die Förderung nachhaltiger Entwicklung befassen wird, 
wobei auch die spezifi schen, vorrangigen Bedürfnisse der Entwicklungs
länder (Nachholbedarf!) entsprechend zu berücksichtigen sein werden. 

Die an sich schon intensive Tätigkeit der Wirtschaftskommission der VN für 
Europa (ECE) in Umweltfragen wurde durch die Beschäftigung mit der 
Umsetzung der Ergebnisse von UNCED, aber auch durch die enge 
Einbindung in die Vorbereitung der Konferenz der europäischen Umwelt
minister (Luzern, 28.- 30.  April 1 993) zusätzlich verstärkt. Der ECE wurde 
von dieser Konferenz eine zentrale Rolle in der Umsetzung der dort 
erzielten Ergebnisse (z. B .  Programm "Environment for Europe") zugewie
sen . 

Die "Höheren Regierungsberater für Umwelt und Wasserprobl eme" 
(SA WP), das Organ der ECE, das sich vorrangig mit Umweltfragen 
beschäftigt, beschloß überdies in Entsprechung der Neuorientierung der 
Umweltaktivitäten der ECE, sich eine neue Bezeichnung und neue 
Rahmenbedingungen für seine Arbeit zu geben. Der neue Name "Environ
mental Policy Committee" bedeutet keine Vernachlässigung etwa von 
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Wasserfragen, sondern drückt v ie lmehr d ie  Integration von U mweltfragen 
in al l en sensib len Berei chen,  wie s i e  von U NC E D  gefordert wurde, aus .  

I m  Berei ch der i nternationalen  U mweltverträge, d i e  u nter der  Ägide der  
ECE stehen, war  v .  a .  e ine  rege Verhandlungstätigkeit  i m  Bere ich der  
Genfer Konvention über weiträumige, grenzüberschreitende Luftverschmut
zung zu verze ichnen .  I n  i ntensiven Verhandlungen wurde der Absch luß  
e ines zweiten Schwefe lprotoko l l s  vorangetrieben .  Österrei ch setzte s i ch 
akt iv  für e ine mög l ichst  weitrei chende und umfassende Regelung und 
insbesondere für e i n u m fassendes Berichts - ,  Eva lu ierungs - und Überwa
chungssystem ein .  Im S inne  se ines ständigen Engagements für Fragen der 
S treitbei l egung und Streitverh inderung stel l te Österrei ch auch e in " N on
C ompl iance" -Verfahren (d .  h .  e in Sch iedsverfahren zur Durchsetzung der 
Verpfl i chtungen) nach dem M uster des M ontreal Protoko l l s  zum Schutz 
der Ozonschicht zur Di skuss ion .  

Österre i ch arbeitete intens iv am Umweltprogramm der VN ( United Nations 
Environment Programme/ U N E P) mi t ,  dessen Verwaltungsrat Österre i ch 
von 1 990 b is  1 993  angehörte. Gemäß dem U N E P- Fonds-Finanzierungsge
s etz erhöhte Österreich se ine Be i träge 1 993  und 1 994 auf je 6 M i l l ionen 
Schi l l ing .  

Die  erste U N E P-Ratstagung ( 1 0 . - 2 1 .  M ai 1 993)  nach der U NC E D hatte 
d i e  Aufgabe, insbesondere Agenda 2 1  i m  U N E P-Arbeitsprogramm zu 
verankern und die hiefür  nötigen Entscheidungen hins ichtl i ch Budget, 
Programm e  und Verwaltung zu treffen .  Da die Beitragszahlungen n icht d ie  
erwarteten Steigerungen aufwiesen,  mußten die  vorberei teten Programm
vorschläge nach unten revi diert werden.  

H i ns ichtl i ch der U mweltschutzaktivitäten in den Nachbarbeziehungen ( e in 
sch l i eß l i ch Z E I )  s i ehe Abschnitt A/VI I I/4. 

11. D ie Weltenergieversorgung 

Sowohl  d i e  Rahmenbedingungen der Weltenergieversorgung als  auch d ie  
Stellung Österreichs im System der i nternat ionalen Energieversorgung 
unterlagen 1 993 keinen wesentl ichen Änderungen , weswegen auf die  di esbe
zügl i chen Ausführungen i m  Außenpol i t ischen Beri cht 1 992, S .  40 I ff. , 
verwiesen wird .  

1 .  Die Europäische Energiecharta 

Die Europäische Energiecharta von 1 99 1 ,  die ca. 50 Staaten als po l i ti sche 
Erk lärung unterzei chnet haben, bemüht s i ch um e ine  Intens iv ierung der 
energiewi rtschaft l i chen Zusammenarbeit .  Bei  Beachtung marktwi rtschaft
l i cher Grundsätze so l l  der Erhöhung der S i cherhei t  der  Energieversorgung, 
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Energieimporte 1970, 1980, 1990 bis 1993 

1 970 1 980 1 990 1 99 1  1 992 1 993 
Energieträger 

Menge I in M io. S Menge I in M io. S Menge I in M io. S Menge I in Mio. S Menge I in M io. S Menge I in Mio. S 

Erdöl und Erdölerzeugnisse, in 1 .000 t 
insgesamt 6.834 3.999 1 1 .3 16 37.463 10.010 22.347 10.337 2 1 .920 10.407 18.864 10.436 1 7.9 16 
darunter aus : Nigeria 470 1 .659 1 .052 2 .497 1 .7 1 2  3 .443 1 .772 3 .057 2.348 3 . 874 

BRD 1 .48 1 1 .0 1 4  1 .0 1 0  3 .9 1 3  1 .004 2 .645 1 . 1 83 3 .037 1 .073 2.439 1 . 1 40 2 .458 
Algerien 470 1 .783 1 .509 3 .748 1 .975 4.303 1 .3 84 2.660 1 .292 2.360 
Saudi-Arabien 66 33 2. 1 02 5 .927 1 83 306 249 326 1 .060 1 .404 1 .609 1 .977 
Ungarn 593 277 403 995 58 1 1 .443 832 2. 1 29 8 1 0  1 .764 742 1 .607 
Libyen 4 1 6  2 1 4  1 .078 4.0 1 2  1 .368 2.973 495 95 1 9 1 8  1 . 5 1 3  79 1 1 . 1 83 
I talien 974 643 60 1 2.634 326 1 .025 374 1 . 1 43 389 1 .034 304 774 
Syrien 1 00 4 1  347 752 264 4 1 6  308 493 3 1 7  504 
I ran 598 8 1 4  794 1 .360 526 809 2 1 3  3 1 6 
Mexiko 208 323 425 574 502 6 1 3  238 289 

zum VergI . :  I nländ. Förderung 2.798 1 .499 1 . 1 49 1 .280 1 . 1 80 1 . 1 56 1 )  

Erdgas in Mio. m3, insgesamt 918 358 3.029 5.704 5.220 5.728 5 .129 6.194 5. 121  5.320 5.38 1  5.604 
darunter aus : ehern. UdSSR 89 1 348 2.999 5 .638 

zum VergI . :  I nländ. Förderung 1 .897 1 .903 1 .288 1 .329 1 .44 1 1 . 5641) 

Kohle, Koks, Briketts, in 1 .000 t 
insgesamt 5.515 3. 176 4.5 18 5.164 4.843 4.643 5. 1 20 4.956 4.859 4.348 4. 1 1 1  3.483 
darunter aus :  Polen 1 .500 678 1 .256 1 .34 1 1 .896 1 .62 1 2.376 2. 1 45 1 .948 1 .674 1 .662 1 .3 59 

CSFR2) 1 .065 530 1 .2 1 0  1 .4 1 2  1 .032 939 1 .062 883 1 .49 1 1 . 1 84 1 .770 1 .205 
BRD 1 .308 1 .077 452 823 406 669 622 9 1 9  446 696 380 6 1 4  

zum VergI . :  Inländ. Förderung 5 .7 1 1 4.594 4. 1 73 3 .62 1 3 .233 3 .093 1 )  

Quelle : Österreichisches Statistisches Zentral amt. - I)  Vorläufige Daten. - 2) Ab 1 993 Tschechische Republik. 
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Die Weltenergieversorgung 

der Maximierung von Produktionseffizienz und der Verteilung und Nut
zung von Energie besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Die 
Minimierung der Umweltbelastung wird ausdrücklich festgehalten. 

Die Verhandlungen über das Grundsatzabkommen (European Energy 
Charter Treaty) samt einer Reihe von Zusatzprotokollen konnten entgegen 
den Erwartungen 1 993 wegen unterschiedlicher Auffassungen, die in den 
Verschiedenheiten zwischen den russischen und den westl ichen Wirt
schaftsgegebenheiten, besonders auf dem Investitionssektor, begründet 
sind, nicht beendet werden ; mit ihrem Abschluß wird M itte 1 994 gerechnet. 
Österreich unterstützt alle Bemühungen um einen baldigen Verhandlungs
abschluß . 

2. Die Internationale Energieagentur (IEA) 

Der im Rahmen der OECD 1 974 gegründeten IEA gehören alle OECD
Mitgliedsstaaten mit Ausnahme Islands an. Seit der Gründung der I EA hat 
sich die globale energiewirtschaftl iche Landschaft radikal verändert (Zu
sammenbruch des zentralwirtschaftlichen Systems in Zentral- und Ost
europa, Golfkrieg) . Die neuen Bedingungen veranlaßten die I EA, ihre 
Grundprinzipien und Aufgabenstellungen zu überdenken. 

E n e rg i eve r b ra u c h  u n d  CO2-Au sstoß w eltwe it 
1 990, 2000 u n d  2 0 1 0 

Energieverbra uch 
in M rd .  t Erdöle inheiten 

1 1 .4 76 

9. 1 29 
39 % 

7.768 
33 % 

1 990 2000 201 0 

Quel le :  ,l,nternationale Energ i eagentur. 
G rafik :  Osterre ichisches Statistisches ZentralamI. 

CO2 - AusstoB 
in Mrd .  t 

8 .606 

6 .829 
5.877 43 % 

38 % 

1 990 2000 20 1 0  

verursacht durch :  

Entwicklungsländer. 
Zentral- .  Osteuropa 
und China 

Mittel -Osteuropa 
und ehern. Sowjetunion 

367 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)382 von 734

www.parlament.gv.at



Ökologie und Energie 

Ein neuer Zielkatalog (Shared Goals) wurde erarbeitet, mit dem der 
Rahmen für die künftigen energiepolitischen Maßnahmen in den M it
gliedsstaaten und für die Aufgabenformulierung der I EA geschaffen 
werden sol l .  I n  den Grundsätzen ist das Bekenntnis zu offenen Energie
märkten, zum Schutz der Umwelt und zur Sicherung der Energieversor
gung verankert .  Darauf aufbauend wurde der Zielkatalog entwickelt. Nach 
wie vor ist es Aufgabe der I EA und ihrer Mitglieder, bei Versorgungskrisen 
ein wirksames Programm von Notstandsmaßnahmen einsetzen zu können. 
Flexibilität und Diversifizierung im Energiesektor sollen die Versorgungs
sicherheit erhöhen. Forschung und Entwicklung auf allen Stufen der 
Energiegewinnung bis zur Endnutzung werden höhere Effizienz und 
geringere Umweltbelastung bewirken. Energiepreise sollen neben den 
Produktions- und Verteilungskosten auch die Umweltkosten berücksichti
gen, um echten Wettbewerb zu ermöglichen. Kostengerechte Preise würden 
auch der Schaffung marktgerechter Verhältnisse dienen, die für einen 
weltweiten Handel mit Energieträgern zur Erhöhung der Flexibilität und 
der Versorgungssicherheit erforderlich sind. 

Der Zielkatalog wurde bei der Tagung der I EA-Minister am 4. Juni 1 993 in 
Pari s beschlossen. Die österreichische Delegation stand unter der Leitung 
von Bundesminister Wolfgang Schüssel .  

Ein weiterer Schwerpunkt der Tagung war die Diskussion über die 
Entwicklung des Weltenergieverbrauchs bis zum Jahr 20 1 0  (World Energy 
Outlook) .  Die Prognose sieht eine Steigerung des Verbrauchs um rund 50% 
vor. Ein starker Anstieg wird in den weniger entwickelten Ländern 
erwartet. Gründe dafür sind der erhebliche Bevölkerungszuwachs, das 
Wachstum der wirtschaftlichen Aktivitäten und eine beachtliche Zunahme 
des Verkehrs. 

Im Sinne der I EA-Zielsetzung wurde der 1 992 begonnene Dialog zwischen 
erdöl produzierenden Staaten und Konsumentenstaaten mit der zweiten 
Expertenkonferenz im November 1 993 fortgesetzt. An Sachthemen wurden 
längerfristige Energieperspektiven, Energieeffizienz, Energiesteuern zum 
Schutz der Umwelt und der künftige I nvestitionsbedarf für den Ausbau der 
Energieinfrastruktur behandelt. Im Oktober 1 993 besuchte eine I EA-Dele
gation Österreich, um mit der eingehenden "Tiefenprüfung" der österreichi
schen Energiepolitik zu beginnen ; das Ergebnis wird 1 994 vorliegen. 

3. Die Organisation Erdölexportierender Länder (OPEC) 

Die OPEC wurde 1 960 von Saudi-Arabien, I rak, Iran, Kuwait und 
Venezuela gegründet und zählt 12  Vol lmitglieder. Seit 1 965 ist Wien Sitz 
der OPEC. Oberstes Gremium ist die Konferenz, die zweimal jährl ich 
zusammentritt. Der Rat der Gouverneure besteht aus je einem Vertreter der 
Mitgliedsländer. Er übt die Aufsicht über das Sekretariat aus, bereitet die 
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Konferenzen vor und erstellt den Haushalt. Das Sekretariat übt die 
Exekutivfunktionen aus. Generalsekretär der OPEC ist seit 1 98 8  der 
Indonesier Subroto.  

Der durchschnittliche Ölpreis fiel  1 993 um fast ein Drittel auf unter 
1 4  US-Dollar. Das ist der niedrigste Stand seit fünf Jahren. Anläßlich der 
95. Ministerkonferenz einigten sich die zwölf Öl minister in Wien darauf, 
die Ende September in Genf beschlossene Fördermenge von 24,52 Mill io
nen Faß (a 1 59 l )/Tag, das sind rund 3 ,6 Millionen Tonnen, bis Ende März 
1 994 beizubehalten. In einer Erklärung stellte die Organisation fest, daß die 
Stabi lität des Marktes und die Erhöhung der Rohölpreise eine internatio
nale Aufgabe sei. Die OPEC-Minister bill igten abschließend das Budget 
ihrer Wiener Zentrale in der Höhe von 230 Millionen Schill ing.  
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I) Auslandskulturpolitik 

Die Veränderungen in Europa und im Gesamtgefüge der Weltpolitik 
erfordern eine Neuorientierung unserer Präsentation nach außen. Bisher 
war die große Tradition österreichischer Kultur - v. a. in der Musik, aber 
auch in der Literatur - ein wichtiger und oft alleiniger Ausgangspunkt 
österreichischer Identität. Österreich war lange Jahre ein Staat mittlerer 
Größe am östlichen Rand Westeuropas zwischen zwei großen politischen 
Blöcken. Der Fall des Eisernen Vorhangs und der Zusammenbruch des 
kommunistischen "Blocks" schuf für Österreich eine neue - auch kulturpo
litisch veränderte - Situation. Es liegt jetzt inmitten von neu- oder 
wiederentstandenen Demokratien und ist im neuen Europa wieder ins 
Zentrum gerückt. Die neuen Demokratien in der Nachbarschaft haben 
aufgrund ihrer Nähe zur österreichischen Geschichte und Kultur Öster
reich vor neue kulturpolitische Aufgaben gestellt. 

Als Reaktion darauf wurden ab 1 990 die Kultur- und Wissenschaftsbezie
hungen zu diesen Staaten stark intensiviert. In Budapest, Prag (im Juli 1 993 
eröffnet), Zagreb und Warschau arbeiten Kulturinstitute mit Erfolg als 
Vermittler und Informationsstellen, in Preßburg, Laibach und Krakau 
bestehen Kulturabteilungen an den Vertretungsbehörden. Als "kleine 
Kulturinstitute" fungieren zudem die 27 Österreichbibliotheken .  Die ein
schlägigen Aktionen des BMWF und des BM U K  ergänzen die Initiativen 
des BMaA zur Wiederaufnahme der einst so regen kulturellen Verbindun
gen mit unseren alten Nachbarn. 

N ach der Schaffung der I nfrastruktur zur N ormalisierung der Beziehungen 
ist nunmehr - auch dem Wunsche unserer neuen Nachbarn entsprechend -
eine Kooperation beim Aufbau lokaler Strukturen und die Unterstützung 
von Direktbeziehungen im Kultur- und Wissenschaftsbereich erforderlich. 
Nicht Kultur- und Wissensexport als einseitige Aktionen, sondern eine 
" Normalisierung" einer von gegenseitigem Interesse getragenen Zusam
menarbeit ist das Ziel der Auslandskulturpolitik in diesen Ländern. 

Die Öffnung des Ostens und die Aufarbeitung der Geschichte dieser 
Region finden das große Interesse der Weltöffentlichkeit an diesem über 
Jahrzehnte hinweg isoliert gewesenen Raum. Davon kann auch Österreich 
profitieren. Diese Chance einer Positionierung und Anbindung an eine 
zentral europäische Vergangenheit gilt es wahrzunehmen. Gerade in Hin
bl ick auf das Bestreben Österreichs, Mitglied der Europäischen Union zu 
werden, ist ein unverwechselbares Image unseres Landes im Ausland 
unbedingt erforderlich. 

Der Zeitpunkt einer Neupositionierung des Österreichbildes im Ausland 
i st günstig. Die Auslandskulturpolitik vermag dabei eine wesentliche Rolle 
zu spielen, indem sie das vorhandene I nteresse am zentraleuropäischen 
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Raum für ein deutlicheres Profil  der österreichischen Geschichte und 
damit der Kultur und Identität auszunützen versteht. Dies war Grundtenor 
einer Informationsveranstaltung der Auslandskulturtagung 1 993 ,, 1 000 
Jahre Österreich - 50 Jahre Zweite Republik". In den beiden Jubiläen 
sol len die über Jahrhunderte gewachsene Einheit in der Vielfalt und das im 
Laufe dieses Jahrhunderts entstandene demokratische Österreich als 
Ganzes zusammengefaßt werden. 

Um im Westen Europas stärker präsent zu sein, wurde in Mailand - einem 
der innovativsten und wichtigsten europäischen Kulturzentren - ein 
Kulturinstitut eröffnet. Österreich ist zudem an der Botschaft in Brüssel 
durch einen Spezialattache für Kultur vertreten. Die 1 992 verstärkte 
Kulturpräsenz in Spanien blieb bestehen. Wie im Vorjahr kam die 
Erhöhung des operativen Kulturbudgets 1 993 vorrangig im europäischen 
Bereich zum Tragen. Im außereuropäischen Raum besonders hervorzuhe
ben ist die große österreichische Beteiligung beim Israelfestival, das eine 
Normalisierung der Beziehungen mit diesem in so vielfältiger Weise mit 
der österreichischen Kultur verbundenen Land signalisiert .  

Insgesamt standen dem BMaA 1 993 für Kulturaktivitäten 82,5 Mill ionen 
Schil l ing zur Verfügung, das ist eine Erhöhung um 1 0,9 Millionen Schilling 
( +  1 5%) . Die zentral- und osteuropäischen Staaten bleiben prioritäres 
Anliegen der österreichischen Auslandskultur. Da dort der Ausbau der 
Infrastruktur großteils abgeschlossen ist und die Kulturinstitute und 
Vertretungen wie auch die Österreichbibliotheken ausgezeichnet arbeiten, 
werden die überproportionalen Steigerungsraten der Jahre 1 990 - 1 992 in 
ein kontinuierl iches Wachstum übergeführt werden. 

Auch wenn der Schwerpunkt der österreichischen Auslandskulturpolitik in 
den letzten Jahren in Europa lag, wurden Projekte in den außereuropäi
schen Ländern nicht vernachläßigt . Die Entwicklung der letzten Jahre war 
stark vom jeweiligen Interesse des Gastlandes geprägt, das s icher in 
Europa, in den USA, Kanada und Mexiko oder im Nahen Osten stärker 
ausgeprägt ist als in geographisch und kulturell entfernteren Ländern. 

Nicht Kulturexport um jeden Preis steht im Mittelpunkt der Auslandskul
turpolitik, sondern sensibles Eingehen auf die Besonderheiten und Wün
sche im jeweiligen Land. Die intensivsten Kulturbeziehungen bestehen mit 
Ländern, deren Kultur- und Wissenschaftsinstitutionen aus eigenem 
Interesse Kontakte zu österreichischen Partnern suchen und vice versa. 
Dieses Interesse zu wecken oder zu verstärken und erforderlichenfalls 
finanziell zu unterstützen, ist Aufgabe unserer Kulturvertreter im Ausland. 

Die Veranstaltungstabelle am Ende dieses Kapitels gibt einen Überblick 
über österreichbezogene Kultur- und Wissenschaftsveranstaltungen im 
Ausland. Viele z .  T.  kommerziell durchgeführte oder nur organi satorisch 
mitbetreute Kulturereignisse sind nicht erfaßt, da die Fülle der Veranstal-

37 1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)386 von 734

www.parlament.gv.at



Auslandskulturpolitik 

tungen und der Veranstaltungsorte den Rahmen dieses Berichts sprengen 
würde. 

Die nachfolgenden Tabellen dokumentieren die Verwendung des operati
ven Budgets 1 993 nach Sachgebieten und Staaten : 

Ausgaben in den einzelnen Fachgebieten 
aus dem Budget des BMaA in % 

Wissenschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 1  % 
Ausstellungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  29% 
Musik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  23% 
Deutschkurse, Lehrmittel, Lektoren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8% 
Buchspenden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 6% 
Filme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  30/0 
Literatur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 0% 

Ausgaben in einzelnen Ländern in % 

Ägypten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Albanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Algerien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Argentinien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Australien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Brasilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bulgarien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Chile . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
China . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Cöte d'Ivoire . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Dänemark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Estland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Finnland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Frankreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Griechenland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Großbritannien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Hongkong . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Indien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Indonesien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
I ran . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Irland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Israel 

372 

1 992 1 993 

1 ,29 

0,67 
0,6 1 
0,67 
0,62 
0,80 
5,87 
0, 1 9  
0,3 5 
0,02 
0,29 
0,3 5 
0,7 1 
7,4 1  
0, 1 0  
3 ,52 

0,74 
0,24 
2,48 

0,65 

1 ,49 
0,66 
0,05 
0,55 
0,42 
0,7 1 
0,77 
1 ,85  
4,69 
0, 1 6  
0,48 
0,08 
0, 1 4  
0,32 
0,93 

1 0,44 
0,05 
2,68 
0,0 1 
0,64 
0,89 
2,45 
0,03 
3 ,38  
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A lIsla ndsk ulturpolitik 

I ta l i en  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Japan . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Jordanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Kanada . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Ken ia  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Kolumbien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Korea, Repub l i k  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Kroat ien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  , . . . . . . . . . . 
Kuba . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Litauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Lu xemburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Ma l ays i a  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Marokko  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Mex i ko  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
N iederlande . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
N ·  . 

1 gerla . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Norwegen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Oman . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Peru . . .  , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Phi l ipp inen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Po l en . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  , . . . . . . . . . .  , 

Portugal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Rum änien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Rußland . , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Schweden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
S chweiz . . . . . . . . . . . . .  , . . . . . . . . . . . . . . . . . . , . . , . . 

Senega l . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Simbabwe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
S lowakei  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Sl owenien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Spanien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Südafri ka  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Syri en . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Thai l and . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Tschechi sche Republ i k  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Tunes ien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Türkei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

U k raine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Ungarn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

U S A  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Venezu ela . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

7 ,85  4, 1 3  
0 75 , 0 ,6 1 

0,03 
0,36 0 ,88  
0,06 0,04 
0, 1 1  0,06 
0,23 0 ,27 
1 ,49 5 ,03 
0,4 1 0 ,72 
0,39 0,93 
0, 1 8  0,04 
0,42 0,3 5 
0, 1 9  0,67 
0,77 0,39 
0,42 0,66 
0,04 
0,09 0, 1 0  

() , 1  I 
0.48 0, 1 8  
0,03 

1 4,74 1 0,83  
0,22 0,25 
1 ,47 0,80 
3 2 7  6,68 
0,3 1 0,2 I 
0,82 0,70 
0,04 0,0 1 
0 ,0 1 0, 1 2  

3 ,2 I 
1 , 1 6  1 ,67 
5 ,08 2,46 
0,09 0,04 
0,02 0,07 
0, 1 8  0, 1 0  

5 ,02 
0, I 1 0, 1 6  
2,46 2 , 37  
2,60 1 ,62 
5 , 1 2  5 , 1 7  

1 0,94 9 ,37  
0,03 0.07 
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Auslandskulturpolitik 

Vertragliche Vereinbarungen 

Verträge über die Zusammenarbeit auf den Gebieten Kultur, Wissenschaft 
und Bildung mit anderen Staaten sind ein wertvolles I nstrument der 
österreichischen Auslandskulturpolitik. Diese Abkommen ermöglichten 
v.  a. in der Zeit des Kommunismus in Osteuropa den Kulturaustausch mit 
den Warschauer-Pakt-Staaten, da die staatliche Kontrolle über das gesamte 
Kulturleben dieser Länder internationale Kontakte außerhalb oder unab
hängig von vertraglichen Strukturen nicht zugelassen hätte.  

Folgende bi laterale Abkommen in diesen Bereichen sind in Geltung : 
Ägypten, Belgien, Bulgarien, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Gua
temala, Indonesien, I talien, Luxemburg, Mexiko, Norwegen, Polen, Portu
gal, Rumänien, Spanien, Tunesien und Ungarn. 

Notenwechsel über kulturelle Zusammenarbeit bestehen mit Albanien und 
Argentinien, Absichtserklärungen wurden mit dem Iran und der Mongolei 
unterzeichnet. 

Mit Dänemark und den Niederlanden werden periodisch Arbeitsprogram
me über die kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit vereinbart, 
mit Deutschland finden in regelmäßigen Abständen kulturpolitische 
Konsultationen statt . Basierend auf Kulturabkommen gab es bilaterale 
Verhandlungen, bei denen Arbeitsprogramme mit Frankreich,  Tunesien 
und Ungarn sowie ein Kulturübereinkommen mit Polen vereinbart wur
den. Mit der Schweiz kam es erstmals zu informellen Kulturgesprächen auf 
Beamtenebene, die 1 994 ausgebaut werden sollen. 

Das zusätzlich zum Kulturabkommen mit Ungarn bestehende Arbeitspro
gramm "Aktion Österreich - Ungarn, Wissenschafts- und Erziehungsko
operation " für 1 990 - 1 996 hat sich zu einem wesentlichen Bestandteil der 
Wissenschaftsbeziehungen zwischen bei den Ländern entwickelt.  Schwer
punkte des Programms sind die Anbahnung von Kooperationsprojekten, 
die Unterstützung gemeinsamer Ausbildungsvorhaben und die Vergabe 
von Stipendien. Die Arbeitsprogramme "Aktion Österreich - Tschechische 
Republik, Wissenschafts- und Erziehungskooperation" und "Aktion Öster
reich - Slowakische Republik, Wissenschafts- und Erziehungskoopera
tion" bilden eine tragfähige Grundlage für die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Wissenschaft und Erziehung mit den beiden neu entstandenen 
Staaten. 

Abkommen über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit bestehen 
mit Bulgarien, China, Frankreich, Italien (Zusatzprotokoll zum Kulturab
kommen), Rumänien, Spanien und Ungarn. 

Im Februar 1 993 wurde im Rahmen der 1 4. Tagung des österreichisch-fran
zösischen Kulturkomitees ein Arbeitsprogramm für die wissenschaftlich
technische Zusammenarbeit mit Frankreich für 1 993 - 1 996 vereinbart. 

374 
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Kultur 

Der Absch luß  von Abkom men über w i ssenschaftl i ch-technische Zusam
menarbeit  mit  Rußland und I srael  wurde vorbereitet. 

Mi t  fo lgenden Staaten bestehen Gle i chwertigkeitsabkommen für den 
univers i tären Berei ch (e insch l ieß l ich der Glei chwertigkeit der Reifezeug
n i sse) : Bu lgari en ,  Deutsch land ,  F inn land,  He i l iger  Stuhl (im Rahmen des  
Konkordats) ,  I ta l ien ( Notenwechsel) ,  Jugoslawien (nach Zerfa l l  des Ge
samtstaats wird dieses Abkommen vorläufig  auf d ie  Nachfo lgestaaten 
angewandt) ,  L iechtenste in ,  Luxemburg ( im  Rahmen des Kulturabkom
mens mit  Zusatzprotokol l ) ,  N iederlande,  Portugal ,  S loweni en, Spanien 
und Ungarn .  

Darüber h inaus s ind du rch Verordnung des Bundesmin isters für Wissen
schaft und Forschung poln ische Rei fezeugnisse österrei ch i schen Rei fe
zeugnissen für die Zulassung zum Stud ium gle ichgeste l l t .  

Mit  der Schweiz wurde am 1 0 . N ovember e in Abkommen über d ie  
gegenseiti ge Anerkennung von Glei chwertigkeiten im Hochschulbereich 
unterzei chnet und dem Parlament zur Genehmigung zugeleitet .  Das 
Abkommen so l l  in  der 1 .  Hä lfte 1 994 in Kraft t reten .  Mit d iesem 
Abkommen wird die Gle i chwertigkeit von an aus l ändi schen I nstitutionen 
absolv ierten Studien mit  jenen an österre ichischen Universitäten festge
ste l l t .  Dies  i s t für jene Österrei cher von In tere�se,  die ihre Studien ganz 
oder zum Tei l im Ausland absolvi eren .  

Österreich i st a uch dem Europäischen Übere inkom men über d i e  al lgemei
ne Gle i chwert igkeit der Studienzeiten an Un ivers itäten ( BG B I  1 1 9/ 1 992) 
be igetreten .  

I .  Kultur 

1 .  Bildende K unst 

Neben laufenden Akti vitäten des B MaA im Bere ich internat ionaler 
A usstel l  ungen wurde J 993 e ine Reihe von Großprojekten finanz ie l l  und 
organisatori s ch unterstützt. Ein Schwerpunkt war d ie  österre ichische 
zeitgenöss i sche Architektur, die auf v ie l fä l t ige Weise im  Ausland präsen
t iert wurde, so  z .  B .  der Wettbewerb für den Neubau des Österreichi schen 
Kulturi nst i tuts New York, dessen beste Entwürfe in  einer Ausste l l ung 
vorgeste l l t  wurden.  Der Wettbewerb st ieß bei Pub l ikum,  Fachkreisen und 
Presse i n  den U S A  auf so großes I nteresse,  daß der S iegerentwurf von 
Raimund Abraham im Museum of Modern Art zu sehen war. Die 50 
führenden Entwürfe wurden in  der A rchi tectural League in  New York 
gezeigt. We itere Präsentat ionen in den U S A  und Europa sind geplant .  

Die vom B Ma A  in i t i ierte Ausste l luns. " Museums - Posit ionen" (zehn 
Projekte neuer M useumsarchitektur in Osterre ich) wurde erstmal ig  Anfang 
1 993 im  Royal I nstitute of  B ri t i sh Archi tects in London gezeigt.  Weitere 
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Auslandskulfurpolifik 

Einsätze in Berlin, Dresden, Sevil la und Madrid folgten.  Ebenso wurde 
eine Ausstellung führender österreichischer Architekten (Holzbauer, Kur
rent, Peichl, Schweighofer, Spalt) in Stockholm unter dem Titel "Psyko
Pentagram" unterstützt. Weiters wären Präsentationen der Wanderausstel
lung "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" in M ailand, Rom, Zürich, 
Budapest und Warschau sowie der Wanderausstel lung "Neuer Wiener 
Wohnbau" in den USA und Japan zu nennen. 

Eine Reihe von Veranstaltungen über den Wiener Aktionismus fand in 
wichtigen internationalen Museen statt, darunter eine Retrospektive des 
Werks von Günter Brus sowie Ausstel lungen von Rudolf Schwarzkogler in 
Paris und von Hermann Nitsch/Rudolf Schwarzkogler in der Prager 
Nationalgalerie .  Eine Retrospektive des Werks von Ernst Fuchs wurde mit 
Unterstützung des BMaA in St. Petersburg präsentiert .  I n  Zusammenarbeit 
mit dem Museum Moderner Kunst in Wien fand die Ausstellung "Objekt 
versus Raum" in Tal linn, Bozen und Barcelona statt. Von großer Bedeu
tung war "L' Ame au Corps", eine neue Version der Festwochenausstellung 
1 989 "Wunderblock", im Grand Palais in Paris .  

Die gute .Zusammenarbeit mit der Stadt Wien und dem B M U K, die bei 
verschiedenen Projekten zustande kam, bewährte sich auch bei der 
Erstel lung eines Informationsprogramms für zwei Gruppen amerikani
scher Kuratoren und Museumsfachleute, um die zeitgenössische österrei
chische Kunstszene in den USA besser bekannt zu machen. 

Die traditionel le Zusammenarbeit mit bedeutenden Sammlungen führte 
1 993 zur Ausstellung "Das Jahrzehnt der Malerei" (Österreichische Kunst 
der 80er Jahre) der Sammlung Schömer in Slowenien (Laibach, Slovenj 
Gradec) und Frankreich (Aix-en-Provence) . Eine Schiele-Ausstellung der 
Sammlung Serge Sabarsky wurde in Frankreich präsentiert (Albi, Aix-en
Provence). 

Ebenso konnten gute Kontakte zu Museen im Ausland weiter ausgebaut 
werden. Zu erwähnen wäre das Museum Moderner Kunst in Passau, das 
eine Ausstellungsserie österreichischer Bildhauer veranstaltete und eine 
Ausstellung "Arnulf Rainer" plant. Eine neue Dokumentationsausstellung 
" Max Reinhardt - die Träume des Magiers" wurde anläßlich des 50. To
destages Max Reinhardts erstmalig gezeigt und wird in  Europa und in den 
USA eingesetzt. 

Eine ausgewählte Auflistung von Ausstel lungen 1 993 ,  die vom BMaA 
durchgeführt bzw. unterstützt wurden, findet sich im Abschnitt I/VI I I .  

2 .  Literarische Veranstaltungen 

In dieser Kategorie sind Präsentationen und Lesungen österreichischer 
Autoren, szenische Darstellungen, Aufführungen österreichischer Literatur 
und Gastspiele österreichischer Bühnen zusammengefaßt. Zusätzlich sind 
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Kultll l" 

i m  B ere i ch \vi s �) e l 1 s chaftl i ch e r  Ve ra n s ta l t u nge n Vo rt räge.  S ym pos i en und 
Seminare über  österre ich i s che A u toren b z v,' , Litera tur  zu nennen .  Ös t erre i 
chi sche  Lekto re n an a us l ä ndi s ch en U n i v e rs i täten l e j s� elen be i d e r  Vorbe
re itu n g  u n d Du rch füh ru ng von Lese- und Vo rtragst o u r n e e n  w i ch t i ge 
Arb eit .  

Das J ahr 1 993  war I n ge b o rg B d ch m cm n  gewid meL die  \'or 20 J a h r e n  i n  
R o m  starb .  Tanzth eaterauffü h ru ngen e i n e s  gemi schten österre ichisch- i ta 
l i en i s c h en E n s e m b l e" z u  J ngeborg B a c h m a n n  u n t e r  d e m  Ti te l . , Schärten 
Rosen S chatt e n "  i n  La ib <l ch ., Rom und U d i n e .  \v i s .'->:nsch 'l fd i che Vera n st a l 
t u ng e n  i n  R o m ,  J i) d e r  Österrek h b i b l i o t h ''':' k U d i n e  u n d  i n  M e x i ko s o w i e  

e i n e  öffentl i ch k e i t :l \v i rk s ;..t m e  Vera n s t al t u n g  a n u' ß l i ch d e r  E r ö ffn ung d e s  
K u lruri ns t i tuts  M a i Ll : l d ( A n Jrea J o n 3 :-; ::; 0 11 l a:-. I n ge b o rg Bachmann i m  
Pi cco l o  Te atro i n  M d i i and l \v ,J rd e n  o rg a n : :., i e rt . A l s  weitere  E röffn u ngs ve r .. 
ansta l tungen  am K u l t u ri rl sr i t u l  j1v1 a i l a n d  i m  B e re i c h  Li t e ratur fa n d e n  e i n e  
Les u n g  m i t  Fe] i x l\l it terer  lI i ld  ei n J u r a - S o y fe r- P o d i  u msgespräch i m  Teatro 
Franeo s raH , 
B e s o n d er� hervorzuh ebei1 1 s t  (f ] I: Ura u ffü h ru n g  'v o n  v i e r  E i naktern v o n  
Fei i x  M it terer ( " Besuch<.\/c i t " )  i n  k ro at i s cher Sprache  d u t'eh das  kroat i sche 
N a ti o n a l th eat er .  A u ffü hru ngen gab  es i n  Za greb"  111 Sp l i L  auf d e r  I n s e l  Pag 
u n d i n  Zadar. 

Das tra diti o n e l l e  I nt e re s s e  2. Il ö ste rre i ch i s ch e r  Literatu :' in  Frankre i c h  

zeigt e s i ch i n  d e r  b ere i t s  s i e b e n ma l  abgehal ten e n \\! o c h e  österreichischer  

zei tgenöss i scher Th eat e ra u t o ren am Fest iva l d ' A u t o m n e  in  Pari s und in  
zah l rei chen  Auffü h rungen ös t e rre ichi scher Autoren an französ ischen Büh
nen ,  i n  D i ch te ri esung en w i e  Ü bersetzungen . Aufgru n d  der D ichte die s e r 
Veransta ltu ngen vv a r  e ine s e parate Aufzäh l u ng i n  d e r  Veranstal tungstabe i ,  
l e  n icht  m ög l ich . 

3. Buchaktion 

Für B u ch sp enden a kt i onen , die U niversitäten, Wissenschafts- und B i l 
dungs e i n ri chtungen zugute ko m m e n un d w i cht ige Neu ersche inungen an  
Au st ri aca s ow i e Übersetzunge n österreichi scher Autoren du rch größere 
Ankä u fe fö rd e rn , w u rden  1 993 run d  1 ,5 M i l l i onen Sch i l l i ng au fgewend et . 

I m  Rah m e n  der  Bu ch akti on erha l ten I n sti tut ionen i m  A usland,  insbeson
dere in  den Reformstaaten Zentra I - u n d  O steu ropas , auch kostenlose  
Abonnements österrei chischer l i terarischer, h i storischer und po i i tischer 
Zeitschr iften .  Die  Buchaktion des B I'v1aA wi rd h äu fig durch Spenden 
a n d erer Res so rts  sowie  offizi e l l er und p rivater I n st i t u ti o n e n  ergänzt .  

4 .  Österreichbibliotheken 

S eit  1 9 8 9  e rri chtet das B M aA i n  d en Reformstaaten Zentral- u n d  O s t e u ro 
pas "Österreichbib l iotheken " ' .  D i e s e  s i nd in ö ffen t l i chen  I nstitut ionen 
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(Universitäts- oder Stadtbibliotheken, Akademien der Wissenschaften) in 
eigenen Räumlichkeiten untergebracht und öffentlich zugänglich .  Die 
lokalen Partner stellen die Infrastruktur zur Verfügung, das B MaA sorgt für 
die Bücher, die in den Besitz der gastgebenden Institution übergehen. Die 
Grundausstattung jeder Bibliothek umfaßt ca. 3 .500 Bände (Belletristik, 
Sekundärliteratur, historische und landeskundliche Werke) sowie lokal 
verschieden Fachliteratur (z. B. Recht, Wirtschaft, Volkswirtschaft). Zu
sätzl ich werden jährlich Stipendien für vierwöchige Aus- und Weiterbil
dungsseminare der Bibliotheksverantwortlichen gewährt. 1 993 wurden für 
Neuausstattungen bzw. Ergänzungen von Österreichbibliotheken und für 
Stipendien rund 8,5 Mill ionen Schilling ausgegeben. 

In Krakau, Udine, Marburg, Brünn, Preßburg, Posen, Szeged, Sofia, 
Bukarest, Temesvar, Szombathely, Przemysl, Breslau, Znaim,  Reichenberg, 
Olmütz, Kosice, Czernowitz, Lemberg und Kiew bestehen bereits Biblio
theken. In Moskau, St. Petersburg, Budweis, Pecs, Oppeln, Troppau und 
Debrecen wurden neue eingerichtet, sodaß derzeit 27 Bibliotheken geöff
net sind, die zunehmend auch Lesungen, Symposien, Autorentreffen und 
Ausstellungen organisieren. Die Errichtung neuer Österreichbibliotheken 
in TaUinn, Minsk, Vilnius, Veliko Tärnovo, Nishnij Nowgorod und 
Charkov wurde vorbereitet. 

5. Musikalische Veranstaltungen 
Musikalische Veranstaltungen im Ausland halten den größten Anteil am 
operativen Kulturbudget. In Umfragen im Ausland wird Österreich als 
Land der Musik bezeichnet und mit weltberühmten Komponisten und 
Ensembles assoziiert. Diesem Umstand gilt es v. a .  in Ländern, die nicht 
unserem Kulturkreis angehören, Rechnung zu tragen. Im asiatischen Raum 
sind es fast ausschließlich die Konzertereignisse, die Österreichs Kultur 
und Tradition präsent machen bzw. halten. Da in diesen aufstrebenden 
Märkten auch wesentliche wirtschaftliche Interessen bestehen, werden im 
asiatischen Raum viele Musikveranstaltungen durch Sponsoren abgewik
kelt. 

In den europäischen und westlichen Ländern ist die österreichische 
Musiktradition gefestigt und durch eine ausgedehnte Konzertkultur wie 
durch Tonaufnahmen breit zugänglich. Aufbauend auf diesen Bekannt
heitswerten ist es im Musikbereich vorrangiges Ziel der Auslandskulturpo
litik, zeitgenössisches Musikschaffen bekannt zu machen. Zeitgenössische 
Komponisten werden vorgestellt und Ensembles unterstützt, die der 
Klassischen Moderne bzw. dem Bereich freier I mprovisation oder der 
elektroakustischen Musik zuzurechnen sind (z. B .  Auftritt von Mitgliedern 
des Instituts für elektroakustische Musik in Kolumbien, Aufführung von 
Dieter Kaufmanns "Requiem" in Kroatien). Erfreulicherweise besteht 
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sowohl  i n  Europa (v.  a. i n  Osteuropa) wie  i n  Asien (z. B .  I ndones ien,  Ch ina) 
großes  I nteresse an österreichischen innovativen Gruppen. 

Eine Auswahl der Mus ikereigni s se  ist  in  der Veranstaltungstabe l l e  (Ab
schnitt I /VII I )  enthal ten .  

6. Film u nd audiovisuelle Medien 

Erneuerung der Fi lmbestände -- Fi l mothek 
Die Fi lmothek des B M aA wurde 1 993  um drei Titel - darunter ein Feature 
über den i n  Ka l i fornien l ebenden ö sterre ichischen M al er Hubert Schmal ix  
sowie  "passage cl l ' acte" von Mart in Arnold,  österre ich ischer Be i trag 1 993  
in  Cannes - mit  i nsgesamt 1 4  K opien erweitert und verfügt nun über 
388 Tite l  m i t  2 . 045 Kopien im 1 6  mm- Format. 229 Fi lmkopien wurden an 
34 österreich i sche Vertretungsbeh örden ent lehnt .  940 Fi lmvorführu ngen 
fanden vor über 69 .000 Besuchern statt .  

Die Fi l mp lakateausste l l ung des B l\1 a A  \var  in Sü d korea und J\10ntev ideo 
z u  seh en .  An den Vertretungsbehörden l i egen die beiden Fil mkata loge der  
F i lmothek und der  K ata log der  Austrian Fi lm Commi ss ion auf. 

Fi lmfestiva l s  
Über österre ich ische Vertretungsbehärden und Kul turinstitute im  Ausl and 
gel angten 1 4 1 E in l adungen aus 40 Ländern zur Ausschre ibung. von denen 
in  Zu sam m enarbeit  mit  dem B M U K, der Austrian Fi l m  Commiss ion .  dem 
Österrei chi schen Fi l m a rchiv .  dem Österreichi schen Rundfunk,  mit S ixpack 
sowi e Produzenten und Fi lmsch affenden 7 5  Festi va l s  in 25 Ländern mi t  
! :;A ö sterrei ch i s ehen Bei trägen bes ch ickt  werden ko nnten .  

A u ch i 993 war Österre ich der große Gewi nner des 26.  I nternationa l en  
Fi l m - u n d  Videofestiva l s  i n  Chicago : Österrei ch errang fund e in Vi ert e l  
a l l er zu  vergebenden Pre i se  und war  das re lativ erfo lgreichste Tei l nehmer 
land .  Erfo lgrei ch ster S pie l fi l m  war  " Ferien m it S i lvester" von B an d  
Neub u rger m i t  v ier  Pre isen i n  M o ntevi deo und dem Hauptpre is  in  La 
C i otat .  Weitere Preise erh ie l ten  . .  Wen die Götter i i eb e n "  von J o hannes  
Hamme l .  . .  \1 it Verlust i st zu rechnen" von U l rich Se id l ,  "Averi l l s  Ankam·· 
men " von IVl ichae i  Schottenherg. " Weit  weg von Sa nkt Petersburg" von 
Alexander Hahn und d e r  K u rzfi l m  . . Engerln am Stri ck" von Franz Leopold 
Schm elzer .  

F i lmwochen 
A u f  In i t i a t iven österre i ch i s c h e r  Vertretungsbeh örden und K u l turi nstitute 
fanden in Zu sammenarbe i t  mit dem B M U K  sowie anderen Institutionen 
und Persön l i chkei te !1 österre i chische Fi lmwoch en in A lh i .  Bozen . .\1ai land,  
Turin .  Palerm o.  Bukarest und  Budapest  s tatt . E ine Avantgarde- Fi lm- u nd 
Videowoche \vurde in  Antwerpen veranstaltet, ei n e  weitere - .. :Morgen-
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l icht" - mit Filmen von Kubelka bis heute in Berlin.  Eine Retrospektive des 
österreichischen Avantgarde-Fi lms, "An der Front der Bi lder", wurde in 
Madrid und zwölf spanischen Städten, eine Zusammenstellung österreichi
scher Experimentalfilme in verschiedenen Städten in den USA und 
Kurzfilme von Frauen mit dem Motto "Wie es ihr gefällt" in Budapest und 
Szekesfehervar gezeigt . 

Österreich beteiligte sich an der I nternationalen Kinderfi lmwoche in 
Peking, bei den Kulturwochen in Saarbrücken, bei der Veranstaltung 
"Imperial Austri a" in Houston und mit einem "Austrian Film Focus" in 
Kapstadt mit meist neuesten Produktionen. 

Darüber hinaus wurden zahlreiche weitere Veranstaltungen mit Unterstüt
zung des BMUK und aller anderen in Österreich mit Film befaßten 
Institutionen und Persönlichkeiten beschickt. Besonders hervorzuheben ist 
der durch eine Unterstützung des Österreichischen Filmarchivs ermögl ich
te vielfache Einsatz des Fi lms " Die Stadt ohne Juden". 

Videobänder 
Für den zentralen Videoverleih wurde eine größere Anzahl von Kassetten 
des Films "Operation Radetzky" von earl Szokoll in englischer Version 
angekauft, wobei der Ankauf durch das BMaA die Herstellung dieser 
Version erst ermöglichte. Der zentrale Videobereich umfaßt derzeit 1 52 Ti
tel. 64 1 Videokassetten in mehreren Sprachen stehen für den Leihverkehr 
zur Verfügung. Ein Katalog informi ert über die Bestände. 

11. Wissenschaft 
Wissenschaftl iche Institutionen kleinerer Staaten wie Österreich können 
ihren internationalen Standard nur durch Einbindung in regionale und 
weltweite Netze erreichen und sichern. In der internationalen Zusammen
arbeit der österreichischen Wissenschaftler und Forscher leistet das B MaA 
mit seinen internationalen Erfahrungen und Auslandsvertretungen einen 
nicht unerheblichen Beitrag. Es unterstützt das BMWF und wissenschaftli
che Institutionen bei der Aufnahme und Pflege von internationalen 
Kontakten und in der Kommunikation mit ausländischen Partnern . Die 
Kulturinstitute und Botschaften betreuen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
im Ausland tätige österreichische Wissenschaftler, Professoren, Lektoren 
und Studenten. In koordinierender Funktion ist das BMaA u. a. für den 
Abschluß von Kulturabkommen, von wissenschaftlich-technischen Ab
kommen und für die Vereinbarung laufender Durchführungsprotokolle 
verantwortlich. Über I nitiative des BMWF wurde im Rahmen des Kultur
abkommens mit Ungarn im Jahr 1 990 die Aktion "Österreich-Ungarn 
Wissenschafts- und Erziehungskooperation" als neues I nstrument der 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit ins Leben gerufen, über die zusätzli-
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e h e  finanzi e l l e  :M i tt e l  u .  d. fü r d e n  b i l a t e ra l e n  Pro fe s s o re n - u n d  S t u d e nte n 
au s ta us ch z u r Verfü gu ng ges te l l t w erde n .  D i e Vergabe erfo l g t  d u rc h  e i n e 
gem e i n s a m v o n  Ös terre i c h  u n d  U n garn beste l l t e  K o mm i s s i o n .  D i e s e m  
e r fo l g r e i c h e n  B e i s p i e l fo lgend w u r d e n  1 993 we i tere ve rg l e i chb a re " Akt io
nen" mit  d e r  Tsch ech i sche n  Repub l i k  u n d  d e r S l o wa k e i e i n ger i chte t . 

I n  d e r  Z e n t ra l e u ro p ä i s ch e n  I n i t i a ti v e  k o o rd i n i ert d a s  B M a A  d i e  ö s t e rre i 

ch i s c h e  M it a rb e i t  i n  den Arbei tsgruppen . . W i s sen sch a ft u nd Tech n o l o g i e" 

und " Ku l tur. E rz i e h u ng,  J u g e n d a u s t a u s c h " .  Gem e i n s a m mi t  I ta l i en , U n 
garn , P o l e n ,  d er Tsch ech i s ch e n  Re pub l i k , d e r  S l o w a k e i ,  S l o w e n i en u n d  
Kro at i e n  k o n n t e  i n  d i e s e n  Arb e i ts g ru p pen e i n e  R e i h e  i n t eres s a n te r Proj ek 

t e ( E i n ri ch t u n g  w i s s e n s ch a ft l i c h e r  " C e n te rs o f  E x cel l e n c e " ,  . , B a rockj a h r 
i 992/93 , 94" et c . )  i de nt i fi z i e rt u n d z .  T. be re i t s b e s c h l o s s e n  w e rd e n . G e ra d e  
i n  diesem Bere i c h  i SI d i e  reg i o n a l e Z u s a m m e n a rb e i t  i n  d e r  Z E I  besonders 
fru chtba r  -- ä h n l i c h d er e rfo l gre i ch e n Z u s am m e n a rh e i t  der s k a n d i n a \ i 
.s e h e n  Staaten .  

D a s  B M a A  st e l l t s e i n e  E r fa h r u n g. e n  b e i  d er M i t a rb e i t Öste rre i c h s  i n  
i n t e rnat i o n a l en u n d  \\ i � s e n s ch a n l i c h el1  O rga n i s a � i o n e n ,  he i  d e n  B e m ü h u n ·  

g en u m  e i n e  Te i l n a h m e  Ös t e rre i c h s  a n  d e r  e u ro p ä i s c h e n  F o rs c h u n g s - u n d  

Tech n o l og i e g e m e i n s ch a ft u n d d e r  C i n ri ch t u n g \' o n  i nt e rn at i o n a l e n  G ro ß 
fo rschu ng:, \ n st i l u t e n  i n  Ös terre i c h  ( A u s t ro n .  E u ro cry s t )  z u r  Verfüg u ng .  A u f  
fo l g e n d e Fo rm en d e r  b i l a t e ra l e n  u n d  m u l t i l a t e ra l en Z u sa m m e n a r b e i t .  
d eren Fi n a nz i e ru n g zum G roßte i  I über  d (J s  B M \'/ F erfo l gt .  i s t  h e s o n d e rs 

h i n zu w e i sen : 

- C n i vers :  t ;i t s ]  eh re ra u s ta  lI sch 
Der U n i v e rs i tä t s l e h rera u s t a ll s ch j :;; t in  h i l a t e rcd e n  Vere i n b a ru n gen ge rege l t . 
S o l c h e  b i l a te ra l e  K u l t u rab k o m m e n b e s t e h e n  m i t : ";� gyp t e n ,  B e l g i e n .  B u l ga 
r-i e n .  Fi n n l a n d, Fra n k re i c h ,  G u a t e m a l a ,  G ro L) h ri t a n n i e n .  I n d o n e s i e n .  ! t a l i 

en , Lu x em b u rg , IV1 e x i k o ,  N o rwegen., Po l e n,  Port u g a l .  Ru m ä n i e n ,  S p a n i e n ,  
Tu n e s i e n u nd U nganl .  Ab sp ra ch e n , Arb e i t s p rogra m m e  u n d  Ab s i ch t s e r k J ä 

r u n g e n  zur k u i ture l l en Zus a m m e n a rbei t  g ibt  e s  m i t : tJ SA, D eu t s c h l a n d . 
I ra n , Argen t i n i e n , M o ngo l e i , A l b a n i e n ,  D ä n e m a rk u n d  N i ederl a n d e .  

Z\veck d i e s e s  A u sta u sche s  s i n d G astvo r l es u ngen a n  U n i ve rs i t ü t e n  i n  
Ös t e rr e i c h  b z w .  i m  j ew e i l i gen Gast land .  D i e  p ro J ah r  z u r  Verfü g u n g  
s te h e n d e n  Au fe nth a l tstage könn e n  unter  b e l i eb i g  v i e l en Profess o re n a u fge 

t e i lt w erd e n .  K e i n  A u fe ntha l t  d a rf l ä nge r a l s  z e h n  Ta ge d a u ern . 

I m  Rah m en d ieser  Austauschpro gramme m i t  e i n e m  G esa mt a u fw an d von 
e i ne r  M i l l i o n  Schi l l i ng kamen 1 99 3  50 Un i vers itä ts l eh rer n ach Öste rre i ch .  
Ebenfal l s  rund 50 österre ich i schen U n ivers i täts l ehrern wurden Aus l ands
a u fen thalte ermögl icht 

- Gastbesuche au s länd ischer Wis sensch aft l er  
Anders a l s  der  Austausch von  U ni versi täts l eh rern s ind  Gastbesuche 
aus l ändi s che r  Wissenschaftl e r  n icht  durch z w i s ch e n s t a a t l i ch e  Vere i n b a-
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rungen geregelt. Gegenseitigkeit ist daher nicht erforderlich. Einladungen 
werden in der Regel an Wissenschaftler ausgesprochen, die sich um 
Österreich verdient gemacht haben. Der 4 - 6wöchige Aufenthalt soll  zur 
Intensivierung der Kontakte zu österreichischen Wissenschaftlern und 
Institutionen beitragen. Dieses Programm wurde 1 993 vom B MWF mit 
einer Mill ion Schil ling finanziert. 

- Wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
Die bilaterale wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit wird teilweise 
in allgemeinen Kulturabkommen, teilweise in eigenen wissenschaftlich
technischen Abkommen bzw. formlosen Absprachen zur wissenschaftlich
technischen Zusammenarbeit geregelt. Solche Vereinbarungen auf Regie
rungsebene bestehen mit Bulgarien, China, Frankreich, Italien, Rumänien, 
Spanien und Ungarn. 

Zudem hat die Österreichische Akademie der Wissenschaften mit Partner
Institutionen folgender Länder Kooperationsverträge geschlossen : Ägyp
ten, Albanien, Belgien, Bulgarien, China, Finnland, Frankreich, Großbri
tannien, Irland, I srael , Italien, Kroatien, Niederlande, Polen, Rumänien, 
Rußland, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische 
Republik, Ungarn.  Kooperationsvereinbarungen des Fonds zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung bestehen mit : USA, Deutschland, 
Schweiz, Ungarn, Thailand, China, Taiwan, Israel und Argentinien. 

- Universitätspartnerschaften 
Österreichische und ausländische Universitäten arbeiten aufgrund von 
Partnerschaftsvereinbarungen zur gemeinsamen Forschung und Durchfüh
rung des Austausches von Professoren, Dozenten, Assistenten und Studen
ten zusammen. Voraussetzung für den Abschluß derartiger Vereinbarun
gen, die von den österreichischen Rektoren unterzeichnet und aus Mitteln 
der Universitäten finanziert werden, ist das Bestehen einer erfolgverspre
chenden, über den Institutsbereich hinausgehenden Kooperation mit einer 
ausländischen Partnerorganisation. Zahlreiche Universitätspartnerschaf
ten wurden in den letzten Jahren abgeschlossen. U.  a .  bestehen solche 
Vereinbarungen österreichischer Universitäten mit Partnerorganisationen 
in den USA, Frankreich, China, der Tschechischen Republik, der Slowakei, 
Italien, Ungarn, Polen, Deutschland, Japan, Kanada und Rußland. 

- Joint-Study-Programme 
Joint-Study-Programme sind Studentenaustauschprogramme (z. B .  öster
reichische Anglisten nach England und englische Germanisten nach 
Österreich) mit dem Ziel ,  die Lehre zu verbessern. Da im Rahmen dieser 
Programme Auslandsstudien gegenseitig anerkannt werden, fördern sie die 
akademische Mobilität. Das Programm ist beliebt, so laufen z. B .  an der 
Wirtschaftsuniversität Wien 50, an der Universität Wien 30 Joint-Study
Programme. 
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- Österrei chi sche  Studienzentren im Aus land 
Österreichi sche Studienzentren bzw. Lehrstühle 1m Ausl and vermittel n  
österre ichre l evante Stud ienprogramme in  Kooperat ion mit Universitäten 
u nd anderen wissenschaftl i chen I nstituti onen in  Österre ich . 

E ine  Auswahl bestehender Zentren : . , Arbeitsstel l e  für Robert-M us i l - For
schung" ( Universität S aarbrücken),  " Centre d' Etudes et de Recherehes 
Autrichiennes" (Universität H aute N ormandie, Rouen),  " I n stitute for 
German, Austrian and Swiss  S tudies "  ( Universität von N ottingham),  
" Lehrstuh l  für mitte leuropä i sche  Studien mit Schwerpunkt Österre ich"  
( Leiden) ,  "Zentrum für Österrei chstud ien "  ( H ochschu le  Skövde) ,  " Lehr
stuhl  für österre ich ische L iteratur und Kultur" (Adam M ickiewi cz- U niver
s i tät  Posen) ,  "Center for Austrian  Stud ies"  ( Un iversi tät von M i nnesota), 
" Vis i t ing Austrian Professorsh ip"  ( U niversität Stanford) ,  " Lehrstuhl  für 
österre ichi sche Literatur und Ku l tur" (Joszef Atti l a-U niversität in Szeged) 
und der " Lehrstuhl für österrei chi sche  Literatur" ( U niversität I stanbu l ) .  

An der H ebräischen Un iversität Jerusa lem i st d ie  Ei nri chtung eines 
Österre ich- Leh rstuh l s  geplant, der nach Kardinal  König benannt werden 
so l l .  

1 .  Bilaterale Historikerkommissionen 

Die  Österre ichi sche Akademie  der Wi ssenschaften ha t  b i lateral e Komitees 
zur Zusammenarbeit österreichi scher Hi storiker mit H i storikern aus 
Deutschland,  I ta l ien,  Be lg ien ,  Ungarn, der Tschechischen Republ ik ,  der 
S lowake i ,  S loweni en und Po l en gescha ffen .  1\1 it  Rumünien wurde  e ine 
Arbe itsgruppe e ingerichtet .  

D i e  1 990 mit der C S FR begründete und n a ch deren Tei l  ung in �,Österrei
chisch-Tscbechisch-Slowa kische Histori kerkommission" u /TI ben an  n te Kom
miss ion so l l  d ie  gemeinsame Geschichte der drei Staaten einer objektiven 
Aufarbeitung und N eubewertung unterz iehen .  Auf österreich i scher Seite 
führt Un iversitätsprofessor Richard Plaschka den Vorsitz .  In den J ahren 
1 990 - 1 992 fanden drei Arb eitskonferenzen statt. Die nächste Tagung is t  im 
Frühjahr 1 994 in Wi en geplant .  

Die österreichisch-slowenische Historikerkommission, auf österreichi scher 
Sei te g le ichfa l l s  unter Leitung von Univers i tätsprofessor Richard Pl a schka, 
trat 1 993 in  B l ed zu i hrer J .  Tagung zusammen. Tagungsthema war " Das 
B i l d  des N achbarn von 1 848  bis zur Gegenwart . "  

2 .  Wissenschaftliche Veranstaltungen 

1 993 s ind aus der Fül l e  von Veransta l tungen das erste große b i l ateral e 
Symposium in  K iew zum Thema " Österre ichische Literatur i n  der Ukraine 
u nd ukrain i sche  Literatur in Österreich" mit i nternationa ler Besetzung und 
e in großes  Sympos ium in St .  Petersburg zur Rezept ion Dostojewskis in  der 
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österreichischen Literatur hervorzuheben. In beiden Fällen wurden erst
mals Themen gewählt, die wichtige Aspekte der Kulturbeziehungen mit der 
Ukraine bzw. mit Rußland behandeln. Beim Deutschlehrersymposium in 
Buenos Aires, das der österreichischen Literatur gewidmet war, konnte ein 
großer Multiplikatoreffekt erreicht werden, da nicht nur Germanisten aus 
Argentinien, sondern auch aus den uml iegenden Staaten teilnahmen. 

Auch 1 993 war das BMaA bemüht, Österreichthemen im Ausland nicht nur 
durch Einzelvorträge, sondern durch Vortragsreihen, Seminare und Work
shops einem ausländischen Fachpublikum näherzubringen (siehe Veran
staltungstabelle im Abschnitt I/VI I I) .  

111. Bildung und Erziehung 
Die Internationalisierung der österreichischen Wissenschaft und For
schung und die Einbindung Österreichs in die EU verstärken den Wunsch 
nach Begleitmaßnahmen im Bildungsbereich. Lektoren, Lehrern, Studen
ten, Sprachassi stenten und Schülern muß vermehrt die Mögl ichkeit zu 
Studien- und Arbeitsaufenthalten im Ausland geboten werden. Wie 
österreichische Wissenschaftler und Forscher sind auch Lektoren und 
Lehrer für die Dauer ihrer Auslandsaufenthalte Repräsentanten Öster
reichs, die das Bild Österreichs im Ausland, seine nationale und kulturelle 
Identität mitgestalten. Diesem Ziel dienen auch die Abhaltung von 
Deutschkursen an österreichischen Kulturinstituten und die Einladung 
ausländischer Lektoren und Lehrer zum Sprachunterricht in Österreich. 

In Ungarn, der Tschechischen Republik und der Slowakei sind über 80 
österreichische Lektoren tätig. In Sonderstipendienprogrammen stellte das 
BMWF 1 993 für die Tschechische Republ ik, die Slowakei, Ungarn, Polen, 
die U kraine, Rumänien, Bulgarien, Slowenien und Kroatien 1 .940 Stipen
dienmonate zur Verfügung. Über Initiative des B M U K  wurden die 
Vorbereitungen zur Errichtung eines europäischen Fremdsprachenzen
trums in Graz ergriffen.  Aufgabe dieses Zentrums, das voraussichtl ich 1 994 
im Rahmen eines Europarat-Teilabkommens gegründet wird, soll die 
Entwicklung, Förderung und Unterstützung der Sprachausbildung in 
Europa sein .  

Lektorenaustausch 
Junge österreichische Akademiker, meist Germanisten, werden als Lehrer 
an ausländische Hochschulen entsandt. Zusätzlich zu dem Gehalt, das die 
Lektoren von der jeweil igen ausländischen I nstitution erhalten, gewährt 
das BMWF einen substantiellen finanziellen Zuschuß.  1 993 unterrichteten 
1 70 österreichische Lektoren in 24 Ländern (Ungarn, Tschechische Repu
blik, Slowakei, Polen, Rußland, Ukraine, Kroatien, S lowenien, Estland, 
Bulgarien, Lettland, Rumänien, Großbritannien, I rland, Frankreich, 
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standen [Lir ö � terre i ch i sc:he  
1 . 700 S t i p en d i t n m G n 3 t (� z u r  Verfü g u n g .  D l � \ e  () L1 o t e  w u rd e  'I o n cl l l e n 
Se i ten wei tgeh,�nd a u s gesch ö p ft .  
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E i n s eitige ö sterre i ch ische  Sti p e n d i enprogram m e  

D a s  B l\1 \tVF bI etet fo lge n d e e i n se i t igen St i pend i enprogra m m e  fü r a u s i ä n 

d i s c h e  B e\verb e r  a n  (die  J ah resq u ote n s i n d  i n  K l a m m ern a ngefüh rt ) : 

- Stipendien akti on , . B e\v e rb e r  a u s  a l l er Vv'e l r- ( 2 � 6  S t i pcn d i e n m o n a t e  
zuzüg l i ch ] 2 1  Stipe n d i e n m o n ate in  Form von Stu d i enzuschüssen ) ,  
- S ti pen d i en fü r Au s l a n d s ö sterre i c h er i n  Abseh i u ß se m estern ( 40 St i pe ;1 -

d i en m o n a t e  ) , 

- Stip e n d i en für a u s l ä n d i s ch e  Studi erende ö n  österre i c h i s c h e n  H o ch sch u 
l e n  kü ns t leri sc h e r  Ri chtung ( 780  S t i pend i enmo n ate ) , 

-- e i n m o n atige Somme rsti pen d i e n  für K a n d i d ate n  d e r  ästerre i c h i schen 
K u i t uri n st i tute und Vertret u n g s b e h örd e n  zum Besuch v o n  S o m m e rsprach
k,lfs en , Archiv- und B i b l i o t h e k sst u d1 en (57  St ipe n d i e n m on ate),  
- S o n de rsti p e n d i e n prog a m m e  für Osteuropa zur Fö rde ru ng der wissen
s ch aft l i ch e n  Zusamm enarb eit  mit  d e n  zentra l - und osteuro p ä i s c h e n  Re
for m staaten ( 1 . 940 St ipend i e n m o n ate fü r J a h re s s ti p e n d i e n  ; 1 64 e i n m o nati 
ge  S o m m ersti p en d ien) ,  
- E u ro p a ratssti p e n d i e n  ( 1 8 St ip e n d i e n m o nate),  
- U N E S C O - St i p e n d i e n  ( 1 8  S t i p e n d i e n m on ate ) .  

S p racha s s i stenten 

Im Schu lj ahr i 993 /94 w u rd e n  1 7 7 j u nge Le hrer  v o m  BM U K  zur Förderung 
des  D eutschunterrichts in fo l g e n d e  Länd e r  e nt s a n dt : Fra n k  reich (66) ,  
Großbri t a n n ien (93),  I rl a n d  (2) ,  I tal i e n  ( 1 1 ) , Spani e n  ( 3 ) , Ru ßland  (2 ) .  3 44 
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ausländische Sprachassistenten unterrichteten an österreichischen Schu
len : Großbritannien ( 1 50), Irland (2), USA (65), Frankreich ( 1 08), Italien 
( 1 1 ), Spanien (3), Rußland (4), Ukraine ( 1 ) . 

Österreichische Subventionslehrer 
An den österreichischen Auslandsschulen (St. Georgs-Kolleg Istanbul, 
Österreichische Schule Guatemala, Österreichische Schule Budapest, 
Österreichische Schule Prag) sowie an einzelnen Deutschen und Interna
tionalen Schulen im Ausland unterrichten im Schuljahr 1 993/94 insgesamt 
1 1 3 österreichische vom BMUK mit rund 1 40 Mi ll ionen Schil l ing finan
zierte Subventionslehrer. 

Das 1 882 gegründete St. Georgs-Kolleg in I stanbul zählt zu den bestqual i
fizierten Höheren Schulen der Türkei .  Sieben Subventionslehrer unterrich
ten an dieser Schule ca. 1 .000 Schüler fast ausschließlich türkischer 
Staatsbürgerschaft. Einige Schüler aus sozial benachteiligten Schichten 
erhalten Freiplätze. 

Die 1 958  gegründete Österreichische Schule in Guatemala (lnstituto 
Austriaco-Guatemalteco) zählt zu den ersten Schulen des Landes. 50 Leh
rer, von denen 25 Subventionslehrer sind, unterrichten rund 1 .300 Schüler. 
An bedürftige Kinder werden Stipendien vergeben. Zusätzlich zu ihren 
UnterrichtsverpfIichtungen engagiert sich eine Reihe von Lehrern in 
Entwicklungshilfeprojekten. 

Die Österreichische Schule Budapest (Oberstufenrealgymnasium mit vier 
Klassen und einer Vorbereitungsklasse) wurde 1 990 gegründet. Die Vorbe
reitungsklasse wird von Schülern besucht, deren Deutschkenntnisse den 
Einstieg in die Oberstufe noch nicht zulassen. Die ungarische Seite stel lt 
die Räumlichkeiten zur Verfügung, alle übrigen Kosten einschl ießlich jener 
für 1 2  Subventionslehrer trägt das B M U K. 

1 99 1  wurde die Österreichische Schule Prag, an der derzeit sieben 
österreichische Lehrer unterrichten, eröffnet. Das Konzept und die Kosten
regelung entsprechen jenen in Budapest. 

Zusätzl ich zu den Subventionslehrern unterrichten im Schuljahr 1 993/94 
28 weitere vom BMUK entsandte Lehrer an zweisprachigen Gymnasien in 
Ungarn, der Tschechischen Republik und der Slowakei, die für die Dauer 
ihrer Auslandstätigkeit Sonderurlaub erhalten. 29 Lehrer, die in österrei
chischen Schulen in Grenznähe unterrichten, sind unter Entfall der halben 
LehrverpfIichtung in Österreich in grenznahen ungarischen, tschechischen 
und slowakischen Schulen tätig. 

Austauschlehrer 
1 993/94 wurden zwischen Österreich und Frankreich je sechs, zwischen 
Österreich und Großbritannien je ein Lehrer ausgetauscht. 
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Deutschkurse an österre ich ischen Kulturinstituten 
D ie  Deutschkurse erfreuen  s i ch v .  a. in  den zentra l - und osteuropä ischen 
Reformstaaten e ines großen Zustroms .  Die N achfrage ist  so  gro ß ,  daß in  
Warschau zusätz l i ch Kursräume in  e iner  Schu le  im Stadtzentrum angemie
tet werden m ußten.  

K I  Budapest : 385  Tei lnehmer ; 28 1ahreskurse zu 4 Wochenstunden ; K inder- u n d  
Erwachsenenkurse in  sämt l ichen Lei stungsstufen, Konversati onskurse,  Spezia lkurse 
für To uri s mus ( in Zusammena rbeit  m i t  der Wirtschaftskamm er Österre ich und dem 
B M U K) ,  für Wirtschaftsdeutsch ,  für Umweltschutz, Superlearning Somm erkurs . 

K I  Istanbui : 50 Tei l nehmer. 3 Sprach lehrer :  Fachsprache Deutsch für Wi rtscha ft 
und Fremdenverkehr. 

G K  Krakau : 500 Te i lneh mer , 1 9  Lektoren ; al lgemeine Sprachk urse fü r A n fänger 
und Fortgeschrit tene sowie Perfekt ionskurse und Fachkurse in Wirtsch a ftsdeu t sch , 
Sprachu nterricht für Ki nder.  

KI Paris : 342 Tei l nehmer. 6 Vortragende : a l l gemeine S p ra chkurse sämtl icher Lei ·
s t u n g s s t u fe n ,  Konversat ionskurse.  Handelsdeutsch, ästerre i ch i sche Li teratu r u n d  
Landeskunde.  

Kl  Prag : 56 Tei l neh rneL Unterricht d urch 3 Muttersprach l er : d re i wäch i g e r  Som
merkurs .  

ÖB Preßburg : 63 Tei lnehmer, 1 0  Leh rpersonen (4 slowakisch e Lehrkräfte, 6 äster
rei chi sche Lektoren bzw. Mitte lsch u l p rofessoren)  ; All tags d e u tsch ! und I j .  Wi rt
scha ftsdeutsch ,  Intensivkurs bestehend aus Wirschaftsdeutsch und E i n fü h rung i n  
lVlanagementstrategien, R undfunk-Spezialk urs . 

KI Rom : 3 1 0  Tei lnehmer. 6 Lehrkrä fte ; v'ersch iedene Sclnv i cr igke i tsgra d e .  K i nd e r
k u rse .. I nt en s iv k u rs e .  Lan d e :; - und K u l t u r k u n d e  Österr e i c h s .  

K I  Teheran : 7 1 5  Tei lnehmer : K u rse a l l e r  Sch wi erigke i ts s t u fen , De utschkur:;e fü r 
J ugen d l i c h e .  

KI  Warsch�:m : 1 . 500 Tei l n e h m er. 2 4  Deutsch l ehrer :  K urse fü r '\ nfänge:- . Fo rtge
sch ri tten e LI nd I n t e m i vk u rse .  Konversat i o n ,  S pezi a l k u rs e  in  Lan deskunde.  e rw c i t e r
tes K ur sangebot für Wirtsch a ftsdeutsch ,  H otel- u nd Tou ri s m m fa c h k urse .  

Förderung des Deutschunt erri chts  
Einen wichtigen Bei trag zur  Förderung des  Deutschun terri chts im A u s l a n d  
l e i stet  Österre ich in  der Aus- und Weiterb i ldung von aus H i n d i s ehen 
Deutsch l ehrern.  Das B M U K veranstaltet jäh rl i ch  Deutsch lehrerse mmare, 
die te i l s  in, tei l s  au ßerha lb Ö sterre ichs stattfinden.  1 993 \\ urden 20 Semina
re  für rund 600 Tei lnehmer abgeha l ten,  zwö lf  davon fü r Te i ln ehmer a u s  
d e n  Reformstaaten Zentra l - u n d  Osteuropas .  Das B �1 U  K c llt s an dte 1 993  
erstmal ig zusätz l i ch  s ieben " Sprachberater" nach S lowen ien, Kroa t i e n ,  
Pol en ,  in  d i e  Tschechische Republ ik , nach Ungarn, Rum än i en und i n  d i e  
S l owakei .  Deren Aufgabe  ist  es ,  d i e  Österreichku nde in  den Lehrp l änen 
d ieser Länder zu verankern und Unterstützungsma ß n ahmen des  B I\1 U K z u  
koordi ni eren und o rganis i eren.  
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IV. Jugend 
Das BMaA unterstützt im Rahmen seiner Möglichkeiten und im Zusam
menwirken mit den zuständigen Stellen (BM UK, BMUJF, Landesjugend
referate, Bundesjugendring) die Teilnahme österreichischer Jugendlicher 
an Internationalen Jugendprogrammen und Austauschaktivitäten. Schwer
punkte waren 1 993 die Jugendministerkonferenz des Europarats "Jugend 
im größeren Europa" (April  1 993, Wien) und der "Jugendgipfel" des 
Europarats, ein Jugendtreffen parallel zum Gipfel der Staats- und Regie
rungschefs (Oktober 1 993,  Wien). Der Jugendgipfel verabschiedete eine 
Deklaration der europäischen Jugendorganisationen gegen Rassismus und 
Fremdenhaß, die als Grundlage der im Herbst angelaufenen Jugendkam
pagne des Europarats gegen Rassismus und Fremdenfeindli chkeit betrach
tet werden kann. Der Bundesjugendring wirkte bei der Vorbereitung und 
Durchführung beider Veranstaltungen mit und fungiert nunmehr als 
österreichisches Nationalkomitee für diese Europarats-Kampagne. 

Auch Jugendkontakte und aus öffentlichen Mitteln geförderte Jugendaus
tauschprogramme basieren vielfach auf Kulturabkommen . Gesonderte 
Vereinbarungen über den Jugendaustausch bestehen mit Ungarn, Italien, 
Frankreich, Ägypten, Israel, Jordanien und Portugal . Mit Japan findet ein 
Jugendaustausch auf der Basis gegenseitiger Einladungen statt. Das BMaA 
unterstützte 29 Jugendaustauschprojekte finanziel l .  

Besondere Bedeutung kommt multilateralen Maßnahmen zur Förderung 
der Jugendrnobil ität in Europa zu . Die Mitgliedschaft des Österreichischen 
Bundesjugendrings im europäischen Dachverband der nationalen Jugendko
mitees (CENYC) ermögl icht österreichi schen Jugendl ichen die volle Tei l
nahme an europäischen Jugendprogrammen. Der Bundesjugendring stellt 
einen Vizepräsidenten dieser Organisation. Österreichische Jugendliche 
wirken an der Vorbereitung bzw. Durchführung der Jugendprogramme des 
Europarats (Europäisches Jugendzentrum und Europäisches Jugendwerk) 
mit. Mit der Errichtung eines 2. Europäischen Jugendzentrums des Euro
parats in Budapest fand die angestrebte Erweiterung auf die zentral- und 
osteuropäischen Reformstaaten statt. 

Der Österreichische Bundesjugendring pflegt Kontakte zu den Jugendko
mitees der Nachbarländer und hat Beobachterstatus im Jugendforum der 
EU. Bilaterale Projekte wurden vom Bundesjugendring 1 993 mit Albanien, 
Deutschland, China, Großbritannien, der Slowakei, Slowenien, Spanien, 
der Schweiz, der Tschechischen Republ ik, Ungarn und den USA durchge
führt. Auf Einladung von Bundesminister Alois Mock unternahm eine 
Schülergruppe des Musikgymnasiums Tirana im Mai eine Studienreise 
nach Österreich, die vom Bundesjugendring betreut wurde. 

Mit Inkrafttreten des EWR-Vertrags nimmt Österreich am "Jugend für 
Europa" -Programm der EU tei l .  Dieses Programm fördert den Jugendaus-
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tausch und die Jugendrnobilität in Europa. Besonderes Augenmerk gilt der 
Einbeziehung benachteiligter Jugendlicher. Zur Vorbereitung der Teilnah
me Österreichs an diesem Programm wurde eine Jugendaustauschinitiative 
ins Leben gerufen, die Austauschprojekte gemäß EU-Richtl inien durch
führte. 

V. Sport 
Im Komitee für Internationale Sportbeziehungen ( KIS), das sich aus 
Behördenvertretern, der Bundessportorganisation und Vertretern der 
sportlichen Dachverbände zusammensetzt, ist das BMaA kooptiertes 
Mitglied. Aktivitäten österreichischer Teams und Sportler, die an sportli
chen Veranstaltungen im Ausland teilnehmen, werden erforderlichenfalls  
von den Vertretungsbehörden unterstützt. Gelegentlich erstreckt sich diese 
Hilfestel lung auch auf ausländische Sportler, die zu Wettbewerben nach 
Österreich reisen. 

Internationale Sportereignisse im Inland wurden auch 1 993 gefördert : 
Bundesminister Alois Mock übernahm für eine Reihe dieser Veranstaltun
gen den Ehrenschutz .  Weiters wurden in seinem Namen 1 25 Ehrenprei se 
vergeben. 

Im September fand in Preßburg die in Zweijahresabständen tagende X I .  
Europäische Sportkonferenz (ESK), statt. Wien wurde gemeinsam mit 
Budapest zum nächsten Tagungsort gewählt. Wien erhielt auch den 
Zuschlag als Standort des Sekretariats zur Vorbereitung und Durchführung 
der Konferenz. 

Das BMaA stand gemeinsam mit dem BMGS K dem österreichischen Sport 
bei der Anwendung der vom VN-Sicherheitsrat gegen die "Bundesrepublik 
Jugoslawien" (Serbien und Montenegro) verhängten Sanktionen beratend 
und unterstützend zur Seite. Die 1 985 beschlossenen Sanktionen gegen 
Südafrika im Bereich der sportlichen Beziehungen wurden 1 993 aufgeho
ben. 

VI. Kulturelle Förderungen 
1 993 standen dem BMaA (nach Abzug der finanzgesetzlichen Bindungen) 
5 ,8  Millionen Schil ling für kulturelle Förderungen zur Verfügung, die aus 
außenkulturpolitischen Überlegungen fast zur Gänze für gezielte Einzel
projektförderungen aufgewendet wurden ; der Rest galt der Subventionie
rung von kulturpolitischen Vereinen im Ausland (z. B. Circolo di Cultura, 
Triest) . 

Bei der Aufteilung nach Sachbereichen wird verstärktes Augenmerk auf die 
Förderung des Jugendaustauschs in Europa, auf Programme für interkultu-
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Ante i l  des K u lt u r b ud g ets am Gesa mtbudget des B Ma A  
1 990 - 1 994 

in Mrd.S 
2,7 2,9 

2,6 
2,2 2,3 1 1 1 1 1 

1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1 1 
1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1 1 1 
1 1 1 1  1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1 1 
1 1 1 1  1 1 1 1 1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1  1 1 1 1 1 1 1 
1 1 1 1  1 1 4,3%_1 ,3% 1 1 1 1 1 6 .2�2,5% 1 1 1 1 1 1 6,4%-.3,0 1 1 1  1 1 6 ,97%.,3 1 1 1 1 1 1 8� 47� ,2 , 

1 990 1 99 1  1 992 1 993 1 994 

[]I) Gesamtbudget darunter: ßa operatives Kulturbudget inkl .  Personal- und 
Sachaufwand der Ku lturinstitute (inkl .  
Förderungen) 

• operatives Kulturbudget (inkl . Förderungen) 

O pe rat ives K u ltu rbu dget des B MaA 1 990 - 1 994 
auf Basis d e r  jewe i l i g e n  Bu ndesvoransch läge (ohne Förderungen )  

Q Anteil der ehemal igen 
Oststaaten (Europa) 86,0 
( 1 994: Prognose) 

76,5 
65,3 

in  Mio. S 

33,8 

50,0 
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1 990 1 99 1  1 992 1 993 1 994 

Quel le:  ßundesmin ister ium für auswärt ige Angelegenheiten. 
Grafik :  Osterreichisches Statistisches Zentralamt.  
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K ulturelle Förderungen 

rel l es Lernen  und d i e  i nteraktive Diskuss ion der pol i t i schen und sozia len  
E ntwicklung i n  d e n  N achbarländern gelegt. Als Beispi el  sei  d ie  finanzie l l e  
Unterstützung der i nternat ionalen K onferenz " Di e  Wiederkehr de r  alba n i 

schen Frage,  i h re B edeutung für d e n  Ba l k an und Europa" genannt.  

Ku lture l l es Förderu ngsbudget 1 990 - 1 994 
auf Basis der jewe i l igen Bu ndesvoranschläge 

1 in M io ,  S I 

0,9  

4,4 

11 1 I ! ! 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 '1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 11 I I '! I I I I I I I I I I I  

6 , 3  
7 ,5 

6 ,0  1 1  1 . 1 1 1 1 1 1 
1I I 1 1 1 1 1 I 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
l i i i i i i l l l l l i l l  1 I I I I I I i l l l l l i l i 1 I 1 1 I I 1 1 1 1 1 1 1 1 1 I I I I I I I I I I I I I I I ! 1 r I 1 I 1 " 

I '  
����=-������������ 

1 9 9 0  1 9 9 1  1 9 9 2  1 9 9 3  

Q u e l l e '  ,8 u <l d e s m i n i s te r i u m  f ü r  a u swärt i g e  Ang e l eg e r' h e i t e :l ,  
G rafi k :  O s t e r r e ic h i s c h e s  Stat ist i s c h e s  Ze n t r a i a m t .  

1 9 9 4  

D i e als  Sonderfö rder proj e k c  v o rge n o m m e n e  R,;stau ri (: ru ng von Fresk e :1 
österre ichischer  Städte i m  Palazzo \!ecch kl i n  fl G renz wu rde abgesch i o s 
s e n ,  e i ne öffent l i ch e  Prä s ent at i o n fan d  i n  Anwes enhei t  des B ü rgerm e i sters 
von Fl orenz und östen"e i c h i scher  Parl amentarier  statt. I n  e i n er Son derfö r
derung ,Nird a uch d i e  Wi e d e rh e rste l l u n g der Städti schen und U n i vers i tä ts 

b i b l i othek v o n  O s ij e k ,  d ie  d u rch K ri egsei mvi rk u ngen schwere Schäden 
genommen hat, unters tützt .  
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Auf tei l u n g  der ku lturel len Förderungsmittel 1 993 
aufgrund fi nanzgesetzl icher B indung 

i nsgesamt S 5,790.000 (95 vergebene Projekte) 

nach Sachbereichen 

&J Spezielle kulturel le Projekte 

[[J Wissenschaftliche Projekte 

I Anzahl der Projekte I 

� österreich-Freundschaftsgesel lschaften 
(projektbezogene Subventionen) 

Im Jugendaustausch 

o Kulturpolitische Diskussionsforen 

o Kirchennahe Institutionen 
(Pro jektförderu n gen) 

• Auslandsschulen (Projektförderungen) 

nach Regionen 

Projekte in :  

[I]] Europäische Union 

Im Ost und Zentraleuropa 

� Europa: Ost-West-
überschreitend 

o übrige Welt 

Quel le :  I3 u ndesminister ium für auswärt ige Angelegenheiten . 
G rafik :  Osterre ich isches Statist isches Zentralamt. 

VII .  Einrichtungen der multilateralen kulturellen 
Zusammenarbeit 
Hinsichtlich der Organisation der VN für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur (UNESCO) wird auf Abschnitt DIliPunkt 3 .4.9 verwiesen. 

Internationales Institut für Angewandte Systemanalyse ( International 
Institute for Applied Systems Analysis/I IASA) 
An dem seit 1 973 in  Laxenburg bei Wien angesi edelten I I ASA arbeiten 
Wissenschaftler verschiedener Nationalitäten in Fragen des Umweltschut-
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Eill l'ich fL/llg CIl de,. m ult ila teralen kliItz/l'(!/len ZUSQfi l l i i enarbeit 

zes, der Energieversorgung und des Bevöl kerungswachstums zusam men,  
E in we i t erer  Schwerpu nkt  des I nst i tuts i s t  d ie  \Veiterennv ick iung  dei' 
Sys temana lyse,  i h re r  l\1ethodik und i hres E insatzes a l s  Entschei dungs h i l fe 
be i der Bewä l t igung  komplexer i nterd isz ip l in ärer Probleme.  D i rektor des 
I I ASA i s t  der Amerikaner Peter E.  de Janosi . Vors i tzender  der österre i ch i 
schen J ]  ASA- Kommiss ion i s t  Un i vers i tätsprofessor  Kurt L.  Komarek .  

S taaten s ind  n i cht d i rekt ,  sondern durch wissenschaft li che I ns t i tut ionen .. . 
w ie  z .  B .  d ie  Österre ich i sche Akademie der Wissenschaften - vertreten . 
Derzeit  gehören dem I IASA nat iona le  M itg l iedsorganisat ionen  a u s  
1 6  Staaten ( U SA, Ruß land ,  Deutsch land ,  Bu lgari en ,  Fin nland, I ta l i en ,  
Japan ,  K a n ada, � i e d e r l a n d e , Po len .  Tschechische Repub l ik ,  S lowakei ,  
Schweden ,  U ngarn, Ukrai ne,  Österrei ch) an .  M it C h i na besteht nach wie 
vor e ine Ad-hoc-Zusammenarbe i t  i n  gewi ssen Berei chen auf der Bas i s  
e ines  M em o ra n d u m  of  U nderstandi ng. 

Der österre ich ische Be i t rag z u m  I I ASA für 1 993 betrug 7 , 72  :Mi l l ionen 
Sch i l l i ng.  

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung (Cooperation  eu ropeenne  dans  l e  domaine de la 
Recherche Sc ien t i fique et  Techn iq ue/COST) 

Zu den 25 M itg l i edsstaaten von COST gehören derzei t  al l e  E U - und 
E FTA-Staaten sowie  d i e  Tschechi sche Republ ik ,  d ie  S lowakei ,  U ngarn, 
Polen ,  K roat ien ,  S l owen ien  und  d i e  Türkei . COST ist ke ine i nternationa l e 
Orga ni sat ion i m  völkerrecht l ichen S inn .  d i e  Zusammenarbeit gesch ieht  i n  
gemeinsamen Akti onen nach dem Grundsatz der  koordin ierten  Arbei ts -'-
und Kostentc i l ung  und  des gegensei t igen Austausches der E rgebn i s se .  Die 
mei sten Akt ionen d i enen  der Förderung der anwendungsnahen \vi ssen
schaft l i chen und techn ischen Forschung. 

1 993  l i e fen 77 COST-Aktionen .  An 1 9  i s t  Österre ich  bete i l ig t .  D iese 
Tei lnahme erstreckt s ich auf die Bereiche Werkstoffku n de, Fernme ldewe
sen, M eteoro logi e,  Landwirtschaft und B iotechno l ogie ,  Verkehr, U mwelt ,  
medizin i sche Forschung und Sozia lwissenschaften .  

D ie  F inanzierung der österre ich i s chen M itarbe i t  e rfolgt über d ie  jewei l s  
fachl i ch zuständigen Ressorts (v .  a .  B M WF, B M ö  WV, B M L F, B M UJ F) .  

Europäische Organisation für Kernforschung ( Conse i l  E uropeen pour l a  
Recherche Nuc \ea i re/C E R N )  

Zie l  d i eser 1 954 gegründeten O rganisat ion m i t  S i tz i n  Genf i s t  d ie  
Zusammenarbei t  europä ischer S taaten in  der  wissenschaftl i chen  Kernfor
schung.  M itg l ieder s i nd  derze i t  1 8  S taaten : Be lgi en ,  Tschechische Repu
b l i k, Dänemark, Deutschland,  Fin nl and,  Frankre i ch ,  G ri echen l an d, Groß-
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Auslandskulturpolitik 

britannien, Italien, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Ungarn. Österreich ist seit 1 959 Mitglied. 

Bestärkt durch die Erfolge des weltweit stärksten Teilchenbeschleunigers 
LEP (Large Electron Positron Collider) plant CERN weitere Großinvesti
tionen, s ieht sich aber durch die europaweite Rezession  mit großen 
Finanzierungsproblemen konfrontiert. 

Von den rund 3 .300 CERN-Mitarbeitern stammen etwa 50 aus Österreich. 
Dazu kommen mehrere "fellows" (in der Regel jüngere Physiker, die 
vorübergehend als CERN-Stipendiaten tätig sind) und rund 40 regelmäßi
ge wissenschaftliche "Benützer" . 

Mit 1 .  Jänner 1 994 übernimmt der britische Professor Christopher Llewel
lyn-Smith den Posten des Generaldirektors. Österreich leistete 1 993 einen 
Beitrag von 2 1 ,802.700 Schweizer Franken (2,36%) zum CERN-Budget. 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie (European M olecular 
Biology Conference/EM BC) und Europäisches Laboratorium für 
Molekularbiologie (European Molecular Biology Laboratory/EMBL) 
EMBC und EMBL fördern die europäische Zusammenarbeit in Lehre, 
Grundlagen- und angewandter Forschung im weiten Bereich der Moleku
larbiologie, insbesondere durch die Gewährung von kurz- und langfristigen 
Forschungsstipendien. 

Österreich ist seit 1 970 Mitglied der EMBC und seit 1 975  Mitgl ied des 
E MBL. Österreichische Delegierte sowohl in der EMBC als auch im Rat 
des EMBL sind Helmut Schacher, Leiter der Abteilung für EMBL-Angele
genheiten im BMWF, und Universitätsprofessor Erhard Wintersberger, 
Vorstand des Instituts für Molekularbiologie der Medizinischen Fakultät 
der Universität Wien. 

Der österreichische Beitrag zum EM BC-Haushalt für 1 993 betrug 
1 ,403 .666 Deutsche Mark (2,20% des Gesamtbudgets) .  

Europäische Weltraumorganisation (European Space Agency/ESA) 
Aufgabe der ESA ist die Zusammenarbeit europäischer Staaten auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung zu friedlichen Zwecken . 1 4  Staaten sind 
Mitglied : Belgien, Deutschland, Dänemark, Finnland, Frankreich, Groß
britannien, Irland, Italien, Niederlande, Norwegen, Österreich, Schweden, 
Schweiz, Spanien. Mit Kanada besteht ein Kooperationsabkommen. 
Generaldirektor der ESA ist der Franzose J ean Marie Luton. 

1 993 betrug der österreichische Pflichtbeitrag zum Allgemeinen Haushalt und 
zum Wissenschaftsprogramm der ESA 1 58,5 Millionen Schilling. Dazu kom
men die Beitragsleistungen für Wahlprogramme auf der Basis gesonderter 
Abkommen in Höhe von 244,3 Millionen Schilling. Aufgrund des garantier-
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Veranstaltungstabeile 

ten finanzie l len Rückflusses erhält  Österreich seine  Beitrags le istungen in  
Form von Aufträgen an d ie  I ndustri e und Forschungsinstitute zurück. 

1 993 war Österrei ch an folgenden wichtigen ESA- Wahlprogrammen betei 
l igt : ARIANE 5 (europä ische Trägerrakete), ERS- I und E RS-2  ( Ferner
kundungssate l l i ten) ,  PO E M - l ( Erdbeobachtungsmiss ion unter Verwen
dung einer polaren Plattform), EOPP (Erdbeobachtungsvorbere i tu ngspro
gramm), OL Y M PU S  ( Nachrichtensate l l itenentwick lung), ASTP (fort
schritt l iche Systeme und Technol ogien), DRTM ( Datenrelaissystem und 
Technologi emiss ion) ,  PSD E  ( Entwicklung und Erprobung von Satel l i ten
nutzlasten und -plattformen) ,  PRO D EX ( Programm zur Entwicklung 
wissenschaftl icher Experimente) und EARTH N ET (Verte i lung von Satel l i 
ten -F ernerku n du  ngsd aten) .  

Europäische Organisation für die Nutzung von Meteorologischen Satelliten 
( E UM ETSAT) 

Hauptaufgabe von E U M ETSAT ist  es ,  unter Bedachtnahme auf d ie  
Empfehlungen der World M eteorological  Organi sati on ( WM O )  europäi 
sche Systeme operationel l er meteoro logischer Satel l i ten zu erri chten, zu 
warten und z u  nutzen .  E ine  wei tere wichtige Aufgabe von E U M ETSAT i s t  
e s ,  e inen Be i t rag zur  K l imaüberwachung und zur Erfassung weltweiter 
Kl imaveränderu ngen zu l e i sten.  EUMETSAT ist die e inzige Organ i sat ion,  
d ie  Europa mit  a l l en erforderl i chen meteorologischen Satel l i tendaten 
versorgt. Direktor von E U M ETSAT i st der Brite .l ohn M organ.  

Österre ich genoß  se i t  1 98 7  Beobachterstatus .  Im Hi nbl ick auf die Bedeu
tung der E U M ETSAT- Daten für österreichische \Vetterdi enste, die Zen
tral anstalt für M eteoro log ie  und Geodynamik, den Flugwetterd ienst  des 
Bundesamts für Zivi l l uftfahrt und den M i l itärwetterd ienst trat Österreich 
1 993 bei .  Der  Beitrittsvertrag wurde am 1 9 . Oktober i n  H amburg unter
zeichnet und trat mit  30. Dezember in Kraft .  

VIII. VeranstaItu ngstabelle 

Legende : 

MA = Museumsausste/lung 
EA = Einzelausstellung 
GA = Gruppenausste1!ung 

A = Sonderausstellllng 
A B  = Beteiligung an 

interna tionaler Veranstaltung 

ÄGYPTEN 

WA = Wanderausstellung 
L = Literarische Veranstaltung. Theater 
M = Musikalische Veranstaltung 
S = Symposium 
V = Vortrag 

A lexandria : ( M )  Margarete Babinsky ; Thomas H l awatsch ; Wolfgang Sengst
schmid/Olga Kusnetsova ; K onzerte m i t  Werken zei tgenöss ischer österre ichischer 
und schweizerischen Komponisten (Ägypti sches Kammerorchester) 
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(V) Prof. Friedrich Wall ner über Wissenschaftsforschung ; Karl Gatterer über 
theoretische Chemie 
Am Sinai : (GA) Künstlerklausur des Kulturzentrums bei den Minoriten in Graz 
Assiut : (M) Nabila Erian, deutsche Weihnachtsl ieder 
(V) Prof. Norbert Vavra über Paläontologie 
Kairo : (EA) Gerhard Gutruf 
(AB) Erste Ägyptische I nternationale Grafiktriennale (Heinrich Heuer, Dieter 
loset) 
(M) Margarete Babinsky ; Thomas Hlawatsch ; Wolfgang Sengstschmid/Olga Kus
netsova ; Stefanie Kopinits 
(S) " Ingeborg Bachmann" ; Prof. Robert Saxer : Österreichische Landeskunde 
(V) Prof. Franz Ambrosch über Tropenmedizin ; Prof. Norbert Vavra 
M enoufia : (V) Prof. Friedrich Wal lner über Wissenschaftstheorie 
Qena : (V) Prof. Norbert Vavra 

ALBANIEN 
Tirana : (GA) Workshop österreichischer Künstler über Karikatur, Malerei, Photo
graphie und Film 

ALGERIEN 
Algier : (AB) Welttag des Kindes ; Kinderfestival 
(M) Wiener Konzertensemble ; Wiener Klaviertrio 
Batna : (M) Wiener Konzertensemble 

ARGENTINIEN 
Buenos Aires : (EA) Oscar Sandoval ; Gustavo 1 ellin ; Oswald Stimm 
(A) "Pater Paucke" 
(WA) " Museumspositionen" 
(L) H einrich Starhemberg : " Der spanische Mantel" ; Christian Ide Hintze 
(M) Camerata Academica ; Karlheinz Miklin 
(S) "Weltkonferenz über Menschenrechte" ; Prof. Michael Rössner über österreichi
sche Literatur 
(V) Prof. Kurt Pahlen zu Musikwissenschaft ; Odo Feenstra zu Umwelt ; Gerhard 
Schmidt zu Sportwissenschaft 
Cordoba : (V) Prof. Kurt Pahlen zu Musikwissenschaft 
Concordia : (V) Odo Feenstra zu Umwelt 
Mar dei Plata : (M)  Karlheinz Miklin 
(V) Odo Feenstra zu Umwelt 
Mendoza : (V) Prof. Michael Rössner über das Kaffeehaus als Ort der literarischen 
Produktion 
Recoleta : (A) "Plakatausstellung" 

AUSTRALIEN 
Brisbane : (M) Thomas Zehetmayer 
Canberra : (M)  Thomas Zehetmayer 
Melbourne : (L) " Die Macht der Gewohnheit" von Thomas Bernhard 
(M) Thomas Zehetmayer 
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Syd ney : ( L )  " E1 e ktra" von H ugo von H o fm annstha l : ... D i e  ka l ten  H ände"  von 
Thom as Baum 
( M )  Thomas Zehetmayer ; M ario Da lbra/G era ld  Futscher 

BELG I E N  
A ntwerpen : ( EA )  Rudo lf  H ausner 
( A) .. Ada lbert - S t i fter- Ausste l l ung"  
( S ) , .Ada lbert St i fter" 
( V )  Prof. Wende l i n  Sch m idt -Dengler  ü her österre ich i sche Literatu r  
Bornern : ( M )  Sa lzhurger So l is ten 
Brüssel : ( EA )  i\1 i chac l  K rawagna ; Li nde Wächter- Lechn e r ; Walter Dopp ler ; Lu
kas  H ü l l e r ;  Edith Lech ner  
( G A )  K ar! Gru be r  und  Gera l d  Thomaschütz 
( A )  , . Le Sphi n x  de Vi en n e " : , . Wien i m  B i l d "  
( A B) 3 I nternati ona les  Aquare l l fest iva l  Mo l  ' 9 3  ( G otrfri ed Sa lzmann ) 
( M )  Rudo l f  B uchb inder :  K l a ngforul11 Wien 
Gent : ( EA )  Vero n i k a  Pösch l 
( A B )  " S pace and Scene" ( H ei m o  Zobernig )  
G rimbergen : ( M )  M oza rteul11 Quartett 
Rochefort : (A )  , . Ra i n er M ari a Ri l ke" 

BOLIVIE:\, 
Cuzco : (V) Wol fgang M a rkt !  über m e d i z i n i sche Phys io log ie  
Uma : (V) Wol fgang M arkt l  über m ed iz in i sche Phys io logi e :  Prof. Friedri ch Wa l l 
ner üher  Wittgenstc i n 

BRASILIEN 
Bra.si l ia : ( WA)  " K l i mt-Sch i e l e" (Faks i m i l e-Ausstel l ung)  
( M )  H a nn es Loesche l ; M e i sterku rs und Konzerte M ei n h art N i ed e r m a y r  
( S )  , .  Werte i :1 der Wissenschaft"  
( V )  Prof. Pau !  Wei ngartner  üher Wissen sch aft und Rel igi o ll 
Porto Alegre : I V) Prof. Pau l  Weingartner  
Rio de Janeiro : ( A. 8 )  I nternat i ona le  K ri ppenausste l l ung  
( L) Wiener Theaterwerksta tt ; C hri stoph Rans mayr : Th eater der E ntrechteten 
( M) B läserqu i n tett E u ropahrück ler ; Franz Prock ; M e i n h a rt N i edermayr ( M eister
k u rs) 
Sao Paulo : ( W  A) .. K l imt -Sch ie le"  ( Faks im i le-Auss te l l u ng )  
( L ) Chri stoph Ransmayr ; Georg Trak l  Theaterprod u kt ion 
( M )  H an nes Loesche l ; M ei n hart N iedermayr 

BRlJNEI  
Seria : ( M) H e l m ut Lenardt 

BLLG ARIEN 
Sofia : (GA) Gabr ie le  Berger/ I wa n  R ussev 
( M )  M us i c  o n l i n e ; Tafe ldecker/ M ü h l b acher/ Nagl  
( S )  , . 70  J ah re Germ a n i st i k  in  B u lgari e n "  
( V) Atanas N atev ü b e r  K a rl Kraus ,  Ra i ner Maria Ri l ke u n d  Chri stoph R a n s m ayr ; 
Bernd K o rtsch a k  über  Logist i k ;  Peter Rosner über Arbei tsmarktpol i t i k 
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Varna : (AB) "Grafikbiennale" (Erich Steininger) 
(M) Tafeldecker IMühlbacher IN agl 

CHILE 
La Serena : (WA) "Gustav Klimt", "Alfred Kubin", "Vom Biedermeier zur Moder
ne", "Oskar Kokoschka",  " Beethovenfries" (ADEVA-Faksimilia) 
Punta Arenas : (WA) "W. A. Mozart" 
Santiago : (WA) "Gustav Klimt", "Alfred Kubin", "Vom Biedermeier zur Moder
ne", "Oskar Kokoschka", " Beethovenfries" (ADEVA-Faksimilia), "W. A. Mozart" 
(L) Heinrich Starhemberg : " Der spanische Mantel " 
(M) Camerata Academica 
(S) "Psychiatrische Institutionen" ;  " Das ästerreichische I mperium 1 459 - 1 9 1 8" 
(V) Prof. Eberhard Gabriel über ästerreichische psychiatrische Anstalten um die 
Jahrhundertwende 

CHINA 
Harbin : (M) Mozarteum Quartett 
Nanking : (V) Helmut Gollner/Martina H uber-Kriegler über ästerreichische Litera
tur und Landeskunde 
Peking : (L) Renate Welsh 
(M) Johann Strauß - Festival Orchester ; Mozarteum Quartett ; Jazzgruppe Ohmni
bus 
(S) Fortbildung für Germanisten ( Renate Welsh) ; Internationales Goldsymposium 
(Prof. Oskar Schulz) 
Shanghai : (L) Renate Welsh 
Wuhan : (V) Fritz Kleiner über "Business in Austria" 

eÖTE D'IVOIRE 
Abidjan : (M) Streichtrio Graz 

DÄNEMARK 
Kopenhagen : (EA) Walter Zednicek 
(L) Barbara Frischmuth 
(M) Concentus Musicus ; Gustav Mahler Jugendorchester ; Collegium Musicum, 
Alfred Brendel 
(V) Prof. Anton Pelinka über die politische Kultur der 1 1 .  Republik und die Identität 
Österreichs 
Odense : (L) Barbara Frisch muth 

DEUTSCHLAND 
Aschaffenburg : (GA) "Malerei der Widerstände" (Bäckl, Lassnig, Mikl, Rainer, 
Hollegha U .  a.) ; Maria Lassnig/Markus Prachensky 
Bayreuth : (M) Wolfgang M uthspiel-Sextett 
Berlin : (EA) Franz Wolf;  Toni-Elisabeth Altenberg ; Günter Koller ;  Gerald Matz
ner ; Inge Morath ; Waltraud Palme ; Louis Renner ; Ernst Praxmarer ; Nino M alfatti ; 
Katarina Matiazek ; Udo Wied ; Andreas Fink ; Rainer Wälzl 
(GA) Franz Wolf, Ludmil la Seefried-Matejkova ; "Wasserwelten" (Geraid und 
Beatrice Matzner) ; Jasna M aria Herger und Franz Krahberger 
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CA) "Eine H au ptstadt entsteht - Beisp iel St .  Pölten" ; " I n  der Sprache der Mörder" : 
"Gartenkunst aus  Österre ich" ; " Di e  Jagd - eine B i lderhatz" : .. Österre ichische 
Literaturzeitschriften" ; "Wien - Berl i n  - Exchange" 
(WA) " Museumsposit ionen"  ; "Jura Soyfer" 
(AB) " I ntegral K unstprojekte" ( I rene und Chri st ine H ohenbüchler) ; "Chri stoph 
Steinbrecher - Kas i m i r, Paul  und andere", 
Bonn : ( L) Gi tta  Deutsch ; H eimuth Lohner : Österre ich ische Prosa und Lyrik : Ernst 
Jandl  
(M) Ensemble  Triton 
(S) " Nation-Sprache- Ku ltur : Stationen deutsch-österre ich ischer M i ßverständnis 
se" ; " M useumsarchitektur und Design : Schnittpunkte und Besprechungen" 
(V) Prof. Wolfgang Mantl über Österreich - eine pol i t i sche Landvermessung 
Chemnitz : ( EA) Johanes Zechner 
Darmstadt : ( EA) Arnulf Ra i ner 
Dresden : ( EA)  He lmut Schober ; Li sl Ponger ; Sepp Dreiss inger 
(WA) " Franz Werfe I" ,  " M useumsposit ionen" 
(MA) " Wozzek und Woyzeck" 
( L) Österre ich ische ßuchwoche 
Duisburg : ( M ) K l angforum \Vi en 
( MA) "Arnold Schönberg" 
Erlangen : ( L) Theatermerz 
Frankfurt/Maiß : ( L) Österre ich i sche Buchwoche ; Barbara Fri schmuth : Fra nz I n
nerhofer ;  Chri st ine Nöst l i nger : Christ iane H örbiger aus ,. Die  We l t  von gestern" von 
Stefan Zweig 
(M) Monoblue  Quartett ; Klangforu m  Wien : Erstaufführung " N achtschatte n" von 
Georg Friedrich H aas 
Frankfurt/Ode r :  (A) "Gustav Mah ler" ; "Österreichi sche Literatu rzei tsch r i ft e n "  
Hannover : ( EA l  Helmut  Schober 
Heilbronn : ( EA )  U l ri ke Truger 
Karisruhe : (W A) "Jura Soyfer" 
Köln : (EA)  K l aus Pinter 
( L) G itta Deutsch 
Kühlungsborn : ( A) "Österre ich i sche Literaturzei tschri ften" 
Leipzig : (W A) .Jura Soyfer" 
(GA) " Li nzer Künstler in Leipzig" 
Leverkusen : ( G A) ,, 7 Kerami ker aus  Österre ich"  
Mainz : (L) Contact- Festival am Staatstheater, Motto : " Österreich" (m i t 7 österre i 
chischen Theater- Ensembles und Vortrag von Claus  Peym ann über " Das Österrei 
ch i sche Theater" ) :  Werner Schwab 
Marburg : ( EA)  Dieter Kle inpeter 
München : ( EA) Klaus Pinter 
(A) " Marlen Haushofer" ; "Stefan Zweig" ; " Ga rtenkunst aus Österreich" 
(M) Monoblue Quartett 
Osnabrück : ( EA) Arnulf Ra i ner 
Passau : ( EA) Pau l  Flora ; Josef P i l lhofer : Erwin Reiter 
(GA) "Ka i ros - d ie  Samm l ung Otto Mauer" 
Pforzheim : (WA) "Jura Soyfer" 
Rolandseck : (W A) " N at ionalpark H oh e  Tau ern" 
Rostock : ( E A) Franz Xaver : Peter Sandbichler  
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Saarbrücken : (L) Robert Menasse ; Österreichische Kulturwoche anläßlich der 
Eröffnung des Zentrums für österreich ische Literatur und Kultur 
(V) Prof. Wolfgang Mantl über Österreich - eine politische Landvermessung 
Schriesheim : (L) Österreich-Tage (Kabarett) 
Schwerin : (GA) Helmut Bruch, Gerhard Frömel, losef Linschinger 
Stuttgart : (A) "Gartenkunst aus Österreich" 
Weimar : (EA) Alfred Hrdlicka 
(MA) "Künstler aus Gugging - Sterne aus Gugging" 

ECUADOR 
Quito : (M) Mozarteum Quartett 
(V) Prof. Friedrich Wallner über europäische Kultur und Politik, Workshop zu 
" Phänomenologie und konstruktiver Real ismus" 

ESTLAND 
Tallinn : (MA) "Objekt versus Raum" 
(A) Österreichische Kinder- und lugendliteratur 
(L) Lilian Faschinger 
(M) Artis Quartett ; Käthe Wittlich 
(V) Prof. Helmut Birkhan über österreichische Literatur ;  Anna Prankl über das 
Bühnenbild im österreichischen Fi lm 

FINNLAND 
Helsinki : (GA) " Ernst und Eleonore Friedrich" 
(MA) "Die Künstler aus Gugging" 
(L) Lilian Faschinger ; Werner Schwab : "Volksvernichtung oder Meine Leber ist 
sinnlos" 
(M) Artis Quartett ; Konstanti n Weitz/Maija Weitz- Numminen 
Hyvinkää : (AB) Internationale Kinder- und lugendkunstausstellung 
Tampere : (L) Lil ian Faschinger 
Turku : (AB) Sylvia Eckermann und Mathias Fuchs 
(L) Werner Schwab 

FRANKREICH 
Albi : (MA) " Egon Schiele" 
(S) Egon Schiele 
Aix-en-Provence : (MA) " Egon Schiele" 
(EA) Sepp Dreissinger ; Walter Zednicek 
(GA) "Une decennie de peinture autrichienne 1 980 - 1 990 : Collection Schömer" ; 
"Fotoausstel lung österreichischer Schriftsteller" 
(L) Elfriede lelinek ; Antonio Fian ; Milo Dor ; Elisabeth Reichart 
(M) Wiener Kammertrio 
(V) Dieter Hornig über Wien ; Erika Tunner über die "Situation der Schriftsteller in 
Wien" 
Angers : (L) Peter Turrini 
(S) "Zum Kanon österreichischer Literatur" ; " Die Erste Republik : Politische, 
soziale und wirtschaftliche Gegebenheiten" 
Asnieres : (S) "Österreich in Europa heute" 
Aubervillier : (M) Wolfgang Reisinger 
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Avignon : ( L) Junges Theater Wien 
Besancon : (S) Österreich-Seminar 
Bonneuil-sur-Marne : (A) "Ödön von Horvath" 
Cannes : ( M) Gruppe S PRA Y 
Celle de Saint-Cloud : (AB) " Fete de l ' Europe" (Michael  und Linde Lechner) 
Clermont-Ferrand : ( L) M ilo Dor 
Cognac : ( L) Peter Stephan Jungk ; Gregor von Rezzori 
Forges-Ies-Eaux : (GA) "Die  Wiener Radier-Werkstätte Kurt Zein und ihre K ünst
ler" 
Friminy : (AB) "Projet Unite" (He imo Zobern ig) 
Gennevil l iers : (AB)  ,, I nedits de sejour" ( Rudi  Stanze I)  
Grenoble : ( EA) Michael Fischer 
(AB) " M ore than zero" (Rainer Ganahl) ; "Appli cation et impl ication " (Michael  
H ofstätter, Wolfgang Pautzenberger) 
Issigeac : ( EA) Fel ix  Kieninger 
Ivry/Seine : ( L) Ferdinand Schmatz 
Joigny : ( EA) Gottfried Salzmann 
Kerguehennec : (AB) " De l a  main a l a  tete, l 'objet theorique" 
Le Mans : ( M) Wiener Klaviertrio ; Arcus E nsemble 
Les LI i : ( M )  Angelika Tonsa/Wolfgang Herz 
Lilie : ( M) Camerata Salzburg 
Longjumeau : (AB )  , , 1 3 . Mai 1 993 -- h i stoire d'entrer dans I ' H i stoire" ( Franziska 
Ablinger) 
Luce : (AB) " Les arcades de I ' art" (losef Oberauer) 
Lyon : ( L) Franz Zobl 
Marseil le : (L)  El i sabeth Reichart 
Meru : (EA) Susanna Fritscher 
Montpellier : ( M )  Salzburger Marionettentheater 
Montrouge : (EA) Georg Leutner 
Mulhouse : (M) Vienna Art Orchestra ; Ohmnibus 
Nizza : ( EA) Erwin Wurm 
(AB) " L'aigle de Nice" (Rosina Plattner, Doris Mandri le ,  Brigitte Kreuzhuber) 
Ouvi l le I '  Abbaye : ( GA) " Die Wiener Radier-Werkstätte K u rt Zein und ihre Künst
ler" 
Paris : (MA) " L'ame au corps. Arts et sciences 1 793 - 1 993 " ;  Günter Brus ; Rudolf  
S chwarzkogl er ; " L' Aiglon" 
( E A) Ferdinand Götz ; N icoletta Dermota ; N i colaus M oser ; Erhard Osinger ; 
Wol fgang Flatz ; E l fri ede Bräuer- Freundl inger ; D rago Druskovic :  Rudolf Haas ; 
l nge Neuwirth : E l i sabeth Kapfer :  Day Schnabel ; M aria H ahnenkamp : Herwig 
Dunzendorfe r :  U l ri ch Pl ieschnig 
(GA) "Die Wiener Radier-Werkstätte Kurt Zein u nd ihre Künstler" ; Othmar Eder, 
Ursula Hübner, U l ri ch Pl ieschnig, Arno Popotnig und Andreas Reiter ; Gunter 
Damisch,  E rnst Skricka, Otmar Zechyr ;  " Vienne 1 993" (Gunter Damisch, H erwig 
Kempinger, Michael Kienzer, Brigitte Kowanz, Karl Kowanz, Helmut Mark, Franz 
Pichler, H elmut Rai ner, Eva Schlegel ,  Rudi Stanzei, Herwig Steiner, M anfred 
Wakolbinger, Erwin Wurm und Lois Weinberger) ; " L'ecole de la photographie 
artistique (Vienne)" 
(A) " Robert Musi l " :. "Ödön von Horv ath" 

40 1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)416 von 734

www.parlament.gv.at



Auslandskulturpolitik 

(AB) "Contemporaines 93" (Helma Helpferer) ; "Artistes du Monde" (Elisabeth 
Kapferer) ; " L'aquarelle aujourd'hui" (Gottfried Salzmann) 
(L) Robert Schindel ; Gert lonke ; Peter Turrini ; Franz Innerhofer ; losef Winkler ;  
Gernot Ragger ; Elisabeth Reichart ; Werner Schwab ; Fritz Muliar aus Werken 
österreichischer Schriftsteller ; Texte von Thomas Bernhard, Hugo von Hofmanns
thai, Gertrud Fussenegger, lohann Nestroy, M arlen Haushofer, Peter Handke, 
Rainer Maria Rilke ; George Tabori : "Mein Kampf' (Theätre National de la Colline) 
(M) Tanzgruppe Editta Braun ; Trio Ossberger-Luitz ; Liedinterpretationskurs Paul 
Schilhawsky ; Angelika Tonsa/Wolfgang H erz ; Florian Wilscher/Klaus Schuster ; 
Florian Kitt!Rita Medjimorec ; Arcus Ensemble ; Andy Lee Lang ; Klavier-Wettbe
werb "F.L.A. M . E." ; Michael Vogt! A. Maria Labra ; Helma Warum/Marie-leanne 
Serero ; Duo Paris-Wien ; Sereno Bläserquintett ; Wiener Kammertrio ; Pippa Schön
böck/Olivier B riand ; Monika Fronhöfer-Hemetsberger/Gottfried Hemetsberger ; 
Klavierinterpretationskurs Aline Fidler ; Quatuor Divertimento 
(S) "Wittgenstein" ; "Modernite de HofmannsthaI" ; Diskussionen über Ödön von 
Horvath ; " Interkulturelle Beziehungen : Beispiel Frankreich - Österreich" ; " Fräu
lein Else" von Arthur Schnitzler (anläßlich der Veröffentlichung in französischer 
Sprache) ; Erwin Schrödinger : "Philosophie und Entstehung der Quantentheorie" ; 
"Österreich und Europa" (anläßlich der Buchpräsentation von Felix Kreisslers 
" L' Autriche, Treizieme des Douze") 
(V) Arthur Paecht über Wien ; Ernst Bruckmüller über "Denkfiguren des kollektiven 
Bewußtseins im Habsburgischen Mitteleuropa" ; Brigitte Hamann über Berta von 
Suttner ; Klaus Eisterer über die französische Präsenz in Österreich nach dem Krieg 
Perpignan : (M) Salzburger Marionettentheater 
Poitiers : (A) "Ödön von Horvath" 
Pons : (EA) Felix Kieninger 
Reims : (L) Walter Kappacher 
Rouen : (M) Salzburger Marionettentheater 
Saint-Brisson-sur-Loire : (AB) "Salon Europeen d'art contemporain" (Thomas 
Widmann) 
Saint-Fons : (EA) Manfred Brunnhumer 
Saint-Germain-en-Laye : (L) Gert lonke 
Sceaux : (M) Mozarteum Quartett 
Schiltigheim : (L) Anita Pichler ; Marie-Theres Kerschbaumer 
Straßburg : (M) Ensemble Clarissima 
(S) Gustav M ahler ; " Die religiösen Kräfte in der Habsburger Monarchie 1 8 1 5 -
1 9 1 8" 
Taverny : (M) Sereno Bläserquintett 
Thiers : (AB) " Rosa e Giallo" (Franz West) 
Toulouse : (EA) Rudolf Haas 
Verdun : (S) Geschichte und Gegenwart in Europa 
Vitry : (M) Tanzgruppe Editta Braun 

GRIECHENLAND 
Athen : (EA) Elisabeth Mamas ; Marianne Cornelius 
(L) Bruno Thost!Dagny Schöler :  "Theater, 0 Theater Du" 
(M) Artis Quartett ; Erstes Wiener Damenorchester ; Martin Haselböck 
Thessaloniki : (AB) "Mathematikschulbücher der modernen Welt" 
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GROSSBRITANNIEN 
Aberdeen : ( EA) Sebastian  H olzhuber 

Blackheath : (V) M anfred H uss  über L ieder als H intergrund des österre ichischen 
B iedermeier 

Brighton : ( L) B runo ThostiEl i sabeth Berzobohaty 

(M) Ensemble Triton 

Bristol : (V) I rene Montjoye über "The B alkans,  Triba I  Warfare or Cultura l  
I ntegration a long the  Danube" ; Prof. Wol fgang Neuber über  K arl Kraus  und 
Johann Nestroy 

Cambridge : (M)  Thomas Daniel  Schlee/ Marie Fischer 

(V) Doz. K arl Vocelka über die H absburger 

Huddersfield : (M) Peter Planyavsky 

Kendal : ( L) Theatergruppe YBY : "The Pool"  

Leeds : ( L) Bruno Thosti El isabeth Berzobohaty 

London : (EA) B ernhard Vogl 

(WA) " Museumsposit ionen" 
(AB) "The Seventh Wave" (5 österre ichische Künstlerinnen) 

( L) H. C.  A rtmann ; Gerhard Rühm (" Poetry and Song") ; H.  K.  Gruber (Jandl - I n
terpretationen) ; Vorstel lungen der englischen Übersetzungen von H arald K i s l ingers 
"A l iabs  K ind"  und Peter Turri nis  "Alpenglühn" ; Gitta Deutsch : " Böckl instraßen
e legie" ; Bruno Thost/El isabeth Berzobohaty : "Theater, 0 Theater Du" 

(M) M artin RummellGerda Lang ; Kurt und Christina  Schwertsik ; Tripp Trio 
Wien ; Arti s -Quartett ; Stefan Vladar ; Lehar-Schrammel Ensemble ; Grazer Streich
trio ; Meinhart Niedermayr/ Rachel M asters ; Ulrike Anton/Carlos Rivera ; Peter 
Planyavsky ; Wiener S ingakademie ; K onzertserie "Alternative Vienna" ; Ensemble 
Triton ; Wiener Streichsextett ; Wol fram Wagner : Uraufführung . ,Danees i n  the 
Ether" ; K u rt Rapf;  Elzbieta M azur 
(S) " lngeborg B achmann" ; " Friedrich von H ayek" ; " Literatur und erzählerische 
Prax is" (mit  G ustav Ernst, Anna Waltraud M itgutsch, Ju l ian Schutting) ; "Ariodan
te - Baroque Drama & H ändel  Opera" ; Tanzseminar über Grete WiesenthaI und 
Gertrud Bodenwieser 

(V) Prof. Vol ker Giencke über Gedichtstrukturen ; Karl Vocelka über d ie  H absbur
ger ; Gertrau d  C erha über neue Tendenzen in  der österre ich ischen Musik sei t  1 945 ; 
M anfred H uss über Thomas Bernhard und die  Musik ; Gerhard Langmann über das 
vorhel lenische Ephesos 

Meirionnydd : (M) Grazer Streichtrio 

Nottingham : (V) I rene Montjoye über " Ku lturelle I dentität versus nationale  Arro
ganz"  

Oxford : (V) Prof. Wolfgang Neuber über  Karl Kraus und Johann Nestroy 

Penmorfa : (M)  Grazer Strei chtrio 

Radrnoor : (EA) Arthur Redhead 

Wakefield : (A) " Fritz Wotruba" 

Weels : (M)  Tripp Trio 

HONGKONG 
Hongkong : (M)  Camerata Academica S alzburg ; Günther Wehinger-Jazz Band 
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INDIEN 
Bangalore : (M) Vienna Flautists 
(V) Prof. Harald Görtz über 300 Jahre musikalische Entwicklung in Wien 
Bombay : (L) Ulrike und Wolfgang Gasser zu Robert Musils "Mann ohne Eigen
schaften" 
(M) Vienna Flautists ; Artis Quartett ; Maria Regina Seidlhofer 
(V) Prof. Heinrich Wrba über Krebsvorbeugung ; Prof. Harald Görtz über Mozart
Interpretation ; Prof. Walter Weiss über österreichische Literatur 
Hyderabad : (L) Ulrike und Wolfgang Gasser 
(V) Prof. Walter Weiss über Österreichische Literatur 
Jaipur :  (L) Josef Winkler 
(V) Prof. Walter Weiss 
Kalkutta : (AB) " Internationale Kalenderausstellung" 
(M) Vienna Flautists 
Kottayam/Kerala : (S) Pro Oriente zu Fragen der Christologie und Ekklesiologie 
Madras : (V) Prof. Heinrich Wrba über Krebsvorbeugung 
New Delhi : (L) Ulrike und Wolfgang Gasser ; Josef Winkler 
(EA) Maria Schachinger 
(M) Vienna Flautists ; Mozarteum Quartett ; Wolfgang Sengstschmid ; Artis Quar
tett ; Stefan Kamilarov/Harald Ossberger ; Maria Regina Seidlhofer 
(V) Eduard Mayer über Europa und Asien um die Jahrhundertwende ; Prof. Hein
rich Wrba über Krebsbehandlung ; Prof. Harald Görtz ; Prof. Walter Weiss über 
Faust um die Jahrhundertwende 

INDONESIEN 
Bali : ( M) Mozarteum Quartett ; Vienna Southern Train ; Helmut Jasbar ; Wolfgang 
Sengstschmid 
Jakarta : (M) Mozarteum Quartett ; Vienna Southern Train ; Helmut Jasbar ; Wolf
gang Sengstschmid ; Wiener Brahms Quartett 
Semarang : (M) Wiener Brahms Quartett 

IRAN 
Teheran : (EA) Christoph Scharff 
(A) " Franz Schubert" 
(L) Österreichische Literatur der Zwischenkriegszeit 
(M) Ernest und Marianne Höltzl ; Trio di Vienna ; Gerhard Geretschläger 
(S) "Österreich 1 9 1 8 - 1 93 8" ; Workshop Fotografie mit Christoph Scharff 
(V) Thomas Christian David über Franz Schubert 

IRLAND 
Dublin : (GA) "Tiroler Künstler der Gegenwart" (Klaus Bartl, Andrea Holzinger, 
Christian Röck, Heidrun Widmoser, Michael Wolf) 
(L) Johann Nestroy : "Der böse Geist Lumpazivagabundus" 
(M) Grazer Streichtrio 
(S) " Deutschsprachige Erzähler der Gegenwart" (mit Gustav Ernst, Anna Waltraud 
Mitgutsch, Julian Schutting) ; Erwin Schrödinger - Symposium : "What is life ?" 
Galway : (V) Dieter Schlinke über Kelten in Österreich 
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Limerick : (M)  Wiener Thal ia  Quartett 
(V) D ieter Schl inke 
Wexford : (M)  Thal ia  Quartett 

ISLAND 
Reykjavik : ( EA) Arnold Postl 

ISRAEL 
Jerusalem : (A) "Sag beim Abschied l eise  Servus" 
(W A) " Di e  Zeit gibt die B i lder" 
( L) Robert Schindel ; Gastspiele : Burgtheater (" Ritter, Dene, Voss") ; Serapions
theater (WI M O N A M I ) ;  Buchpräsentation " Die Spätlese" ( David Noumann) 
( M) Österrei ch - Schwerpun kt beim I s rael-Festival : Vienna Art Orchestra ; C lemen
cic Consort ;  Wiener Staatsoper : " Di e  Zauberflöte" ; Wiener S ingverein ;  Volksoper : 
2 0perettenabende moderiert von M arcel Prawy ; Alt-Wiener Lieder unter der 
Leitung von Walter Zeh 
(S) "Jerusalem - Wien" ; "Wien 1 900" ; " Histori sch-polit ische Aspekte der B ezie
hung zwischen Israel und Österreich " ; " Bedeutung und Entwicklung der Wiener 
Schule und des Wiener Kreises" ; Studientagung über das burgen ländische Juden
tum 
(V) Prof. Kurt Schubert über Wurzel n  und Ursachen des Antisemitismus ; M arcel 
Prawy über Leonard Bernstein 
Tel Aviv : ( EA) Ernst Degasperi ; Herwig Zens 
(A) "Sag beim Abschied leise Servus" 
(AB) "Scu lpture in the l ittle Forest" ( Helmut Machhammer) 
(W A) "Die  Zeit gibt die B i lder" 
( L) " Die  Spätlese" von David Naumann 
(M) Austrian Art Ensemble 
(S) " Deutschland und Österreich 1 945 - Ein Vergleich" 
(V) U l rike Docker über "Gender-re lated and age-related forms of antisemit ism after 
1 945 " ;  M arcel Prawy über Leonard B ernstein 

ITALIEN 
Ancona : ( L) "Die  Vol lendung der  Liebe" von Rohert Musi l  
Bari : (L) J iddi sches Kabarett ,, 1 1  mondo di Franz Kafka" 
Bassano dei Grappa : (V) Walter Poduschka über Konrad Lorenz ; Prof. Gerhard 
Langmann über Austria Romana 
Bergamo : (A) "Josef Hoffmann" ( Möbeldesign) 
(V) Laura Masi über Jura Soyfer 
Bologna : (M)  Klangforum Wien 
(V) Leopold Kantner über Rossini  in Wien 
Bozen : ( E A) Paul Flora ; Max Wei ler ; Wolfgang Hol legha 
( MA) "Objekt versus Raum" 
(GA) M atthias Fuchs und Sylvia Eckermann ( Instal lat ionen) 
( L) Fel i x  Mi tterer 
(M) Gustav M ahler  Jugendorchester 
Brescia : (GA) " U n  altra Austria" ( H ans Staudacher, Franz Janz, Hans Grosch, 
Norbert Pümpel ,  Karl -Heinz Steck) 
Carinola : (M)  Duo Sawa PopoffiOtto Probst ; Grazer Streichertrio ; Duo Per Arte 
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Carmignano : (V) Walter Poduschka ; Prof. Gerhard Langmann 
Catanzaro : (EA) Elisabeth Kasper 
Cremona : (MA) Ausstellung mit Exponaten des Museums Carolino Augusteum 
(Salzburg) 
(M) Carinthia Saxaphon Quartett 
Florenz : (A) "La cittä protetta - tutela e recupero urbano a Vienna" 
(L) Peter Rosei ; Waltraud Anna Mitgutsch 
Genua : (L) Felix Mitterer ; Jura Soyfer : "Vineta - Die versunkene Stadt" 
(V) Laura Masi über Jura Soyfer 
Görz : (L) Buchpräsentation Kultur und Gesellschaft in Mitteleuropa 
(S) "Aufklärung in Mitteleuropa" 
(V) Walter Poduschka ; Prof. Gerhard Langmann 
Ischia : (M) Pantomime mit Klavier (Walter Bartussek/Wim van Zutphen) 
Kaltern : (M) Elisabeth von M agnus/ Anthony Spiri 
Mailand (EA) Isabel Santner ; Ingeborg Strobl 
(GA) Peter Krawagna/Valentin Oman/ Alois Köchl 
(WA) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" 
(L) Präsentation der Anthologie österreichischer Lyrik (Ervino Pocar) ; Fel ix 
Mitterer ;  "Die Wiederkehr des Einzelnen" von Wolfgang Kraus ; Ingeborg Bach
mann ; Jura Soyfer :  "Vineta - Die versunkene Stadt" 
( M) Clemencic Consort ; Gustav Mahler Jugendorchester ;  Chris und Gerald 
Schönf eldinger 
(S) Podiumsgespräch über Jura Soyfer 
(V) Walter Zschokke/Margherita Krischanitz über Moderne Architektur in Öster
reich ; Laura M asi über Jura Soyfer ;  Walter Poduschka ; Prof. Gerhard Langmann ; 
Prof. Franz Pesendorfer über Lombardo-Venetien und Maria Theresia 
Meran : (L) Ingrid Malinka/Fritz Friedl : Literarische Collagen aus Österreich 
(M) Swietley Klavier Trio 
Neapel : (L) Peter Rosei ; Waltraud Anna Mitgutsch 
Padua : (V) Prof. Gerhard Langmann 
Parma : (L) Grazer Mezzanintheater :  "Die Frau aus Sand" 
Pavia : (M) 11 Parnaso Musicale 
(S) Robert Musil ; Podiumsdiskussion zu Arthur Schnitzler 
Pescara : (M) Vienna Art Orchestra 
Perugia : (L) Peter Rosei ; Waltraud Anna Mitgutsch 
Rom : (EA) Evelyn Rodewald ; Rosina Plattner ; Franz "Goggo" Gollowitsch ; 
Hertha Hofer ; Herwig Zens ; Florentina Pakosta ; Harald Gfader ; Eva Kleisinger ; 
Gerold Hirn 
(GA) Eduard Blechingerl Ada Gsteu 
(A) "Fritz Herzmanovsky-Orlando", "La cittä protetta - tutela e recupero urbano a 
Vienna", "Österreich unter dem Angriff des Nationalsozialismus", " Ingeborg 
Bachmann", "Georg Raphae1 Donner", "Wien - Gestern und Heute" ( Franz 
H ubmann) 
(L) Peter Rosei ; Andreas Staudinger : "Töten. Spielen" ; Waltraud Anna Mitgutsch ; 
Theatergruppe Heuschreck : " Die Schöne und das Biest" ; Anna Nogara/Daria de 
Florian : Szenische Lesung aus Werken von I ngeborg Bachmann ; Andreas Staudin
ger/Beda Percht : "Schatten-Rosen-Schatten" ;  Buchpräsentationen : "Der Gaulsch
reck im Rosennetz" ( Fritz v. Herzmanovsky-Orlando) ; "Vienna. I misteri di 
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Vindobona' "  ( Elena Vitas) ; "Auf den Spuren der H absburger" (Gerhard Tötschin
ger) 
( M) Rosemari e  Radke/ Eva Mock ; Wiener Hornquartett ; Ensemble für Neue 
Musi k ;  Jess-Trio ; Frank Bri dge Trio ; Duo Sawa PopoffiOtto Probst ; Wiener 
Instru mentalsol i sten ; Karl -H einz Füssl : " Resurrexit" (Welturaufführung) ; El isa
beth M öst : Grazer Streichtrio ;  Klaus Ager ; Duo Per Arte ; Klanginstal lat ion "Arte 
Sonora" ; Klangforum Wien ; Walter Bartussek/Wim van Zutphen : Pantomime mit  
Klavier ; Vienna Art Orchestra ; 1 1  Parnaso Musicale ; Austrian Art Ensemble ; 
Konzertzyklus " M usica in  Austria. Oggi e ier i" mit  Prof. Eduard Melkus 
( S) " Stadterhaltung und Stadterneuerung in  Wien" ; " I ngeborg Bachmann i n  e iner 
Kultur des Sekundären" ; "Gol doni-Rezeption in  den mitteleuropäischen Ländern" ; 
" Zeitgenössi sche Musik in Ital ien und Österreich" ;  " Peter Rosegger" ; "Otto 
Weininger - Phantasmen der Vernunft" ; " Kafka" ; "Österreich als Angri ffsziel  des 
N ationalsozial i smus" ; " M usik ,  Wissenschaft - Erfindung, Forschung" 
(V) Prof. He lmut B i rkhan über mittelalterl iche Küche in  Österreich ; Renato Casa
rotto über M aximi l ian I . ; Francesco Ceccopieri über di e Fami l ie  d ' Este ; Prof. H er
bert Schambeck über antikes römisches Rechtsdenken und den modernen Staat 
Schio : (M)  Monika Berghi - U nterberger 
Trient : ( L) Grazer Mezzanintheater : "Die  Frau aus Sand" 
( S) "Minderheiten zwischen den beiden Weltkriegen" 
(V) Walter Poduschka 
Triest : ( L) Fel ix  Mi tterer 
(M)  Klangforum Wi en ; II Parnaso Musi cale 
(V) Walter Zettl  über "Anato l"  von Arthur Schnitzle r ;  Laura Masi über Jura Soyfer ;  
Prof. Gerhard Langmann 
Turin : ( L) Fel ix  M itterer 
( V) Laura M asi über Jura Soyfer 
Udine : ( E A) Alois Aigner 
( L) Friederike Mayröcker ; "Schatten- Rosen-Schatten" (Hommage an I ngeborg 
Bachmann)  
(S )  " Lyrik I ngeborg Bachmanns" ; " Moderne österreichische Lyrik" ; " M odernes 
österreichisches Drama" 
(V) Laura Masi über Jura Soyfer 
Verona : ( L) Fel ix  Mitterer 
Vico Equense : (M) Rosemarie  Radtke/ Eva Mock ; Wiener Hornquartett ; E l i sabeth 
M öst ; G razer Streichertrio ; Duo Per A rte 
Waidbruck : (M)  Conci l i cu m  Musicum 

JAPAN 
Fujino : ( M )  Chri stoph Bernerl Alexander G eorgh iu ; Josef Molnar 
Fukuoka : (WA) " Neuer Wi ener Wohnbau' "  
(V) Heinrich Wal löfer über autogenes Training 
(AB)  " Europe Beginning and End" 
Hiroshima : (W A) " Neuer Wiener Wohnbau" 
(M) Meisterkurse H ans Kann 
Kagoshima : ( L) Peter Waterhouse 
Kanagawa : (AB) 7. Biennale (Weltkinderkunstausstel lung) 
Kumamoto : (WA) ., Neuer Wiener Wohnbau" 
(L) Peter Waterhouse 
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Matsubushi : (M) Meisterkurs Alexander 1 enner 
Nagano : (M) Kurse von Mitgliedern des Wiener Kammerensembles 
Naguya : (V) Ellen Müller-Preis  über Sprechtechnik 
Omiya : (A) "Tirol-Ausstellung" 
Osaka : (V) Heinrich Waliöfer über autogenes Training 
Soka : (M) losef Molnar/Erna Gruber 
Takamatsu : (WA) "Neuer Wiener Wohnbau" 
Tokio : (EA) Günther Nußbaumer ; Rainer Ganahl ; Emma Bormann 
(AB) " Internationaler Kindermalwettbewerb" 
(L) Peter Waterhouse 
(M) Meisterkurs lörg Demus ; Paul Badura-Skoda ; Rudolf BibllIldiko Raimondil 
Herbert Zeman 
(V) Prof. Herbert Zeman über österreichische Literatur ;  Heinrich Wallöfer ; Ellen 
Müller-Preis 
Yokohama : (AB) Weltkinderkunstausstellung (der 7. Kanagawa Biennale) 
Zentsuji : (WA) "Neuer Wiener Wohnbau" 

JORDANIEN 
Amman : (V) Gerhard Zoppoth über die österreichische Herrschaft in Bosnien-Her
zegowma 

KANADA 
Eganville/Ont : (WA) "W. A. Mozart" 
Calgary : (L) Präsentation Brigitte Antonius 
(S) lürgen Koppensteiner (Deutschlehrertagung) 
Chicoutimi : (M) Erika Frieser 
Grand Forks B. c. : (EA) Wolfgang Hohenwallner 
Halifax : (A) "Architektur in Wien - Entwicklungen" 
(M) Concilium Musicum 
Kingston : (L) Präsentation Brigitte Antonius 
London/Ont. : (WA) " Biedermeier in Österreich" 
Montreal : (EA) Oliver Dorfer 
(A) "Architektur in Wien - Entwicklungen" 
(M) Philharmonia Schrammeln ; Barbara Moser 
(V) Prof. Ernst Wangermann über den Einfluß der französischen Revolution in 
Österreich 
Orford/Que. : (A) " Franz Schubert" 
Ottawa : (A) "Salomon Sulzer : Kantor, Reformer" 
(WA) "Biedermeier in Österreich" 
(M) ludith Lechter ; Barbara Moser 
(S) Prof. Wendelin Schmidt-Dengler (Deutschlehrertagung) 
(V) Prof. Ernst Wangermann über die volkstümliche Reaktion auf loseph 1 1 .  In 
Pamphleten 
Toronto : (A) "Architektur in Wien - Entwicklungen" 
(L) Präsentation Brigitte Antonius ; Gerald Szyszkowitz 
(M) Barbara Moser ; Red Hot Pots 
(S) lürgen Koppensteiner (Deutschlehrertagung) 

408 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 423 von 734

www.parlament.gv.at



Veranstaltungstabelle 

Vancouver : ( L) Präsentation B ri gitte Antonius 
(S)  lürgen Koppensteiner (Deutschlehrertagung) 
(V) D oz. H ei nz Gärtner über Kleine Staaten und Konzepte und europäische 
S ich erheit am Bei spiel Österrei ch s  
Wolfville : ( L) Präsentation  Br igitte Antonius ; Gerald Szyszkowitz 
Yarmouth N.  S. : (EA) Wolfgang H o henwallner 
Yellowknife : ( EA) Wolfgang H ohenwallner 

KENIA 
Nairobi : (M) Mozarteum Quartett 

KOLUMBIEN 
Cal i : (S)  " Interpretation und theoretische H armonie-An alyse" 
Popayan : (M)  Österreichische  elektroakustische Musik und Mult imedia Perfor
m ance 
Santa Fe de Bogota : (M) Andrea Sodomka, M artin B reindl,  H elmut Reiter, Peter 
M echtle r :  Mult imedia Performance (elektroakustische Mus ik) 
(S)  Österreich isches technisch-wissenschaftli ches Symposiu m ; " Hans Kelsen" 

KOREA 
Chonnan Campus : (WA) " Fi lmplakate" 
Pusan : (W A) " Fi lmplakate" 
Seoul : (GA) , ,93 Korea - Austria 93" (33 österreich ische Künstler) 
( M )  Gesangskurse Rudolf Knoll 
(V) Eva B adura-S koda über das H am m erklavier ; Heinrich Neisser über Politikwis
senschaft 

KROATIEN 
Dubrovnik : ( L) Johannes Pump/Chr istine M i kl in : "Dalmat in ische Sonette" ; Fel ix  
M itterer : Urauffüh rung von v ier  E inaktern 
( M )  Wiener Instrumentalsolisten 
(V) B rigitte M ersich über d ie  H andschriftensammlung der österreich ischen N atio
n albibl iothek 
Karlovac : (M) H elmut lasbar 
Osijek : ( EA) Andreas B erlakovi ch ; Peter Paul Wiplinger 
(A) " Ki nderbücher für den Frieden",  Verlag lugend&Volk Wien 
(WA) "losef Roth" 
( L) Gabrie l  Loidolt ; Günther Se id IlUlli Baer : Weihnachtsgeschichten und - l ieder 
( M )  H annes Pendl-Ensemble 
(V) Prof. loseph Strelka über Österrei ch i sche Literatur 
Pag : ( L) ,,1 edermann" von H ugo von Hofm annsthai ; F el ix M itterer : Aufführung 
von vier E inaktern 
Pozega : ( EA) Peter Paul Wipl inger 
(WA) "losef Roth" 
( L) Gabriel Loidolt 
( M )  H annes Pendl-E nsemble 
(V) Gerhard Pail über Österreichisches Geschichtsbewußtsein und Identität 
Pula : ( EA) Andreas Berlakovich 
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Rijeka : (L) "Jedermann" von Hugo von Hofmannsthai ; Kroatische Uraufführung 
" Die Träume von Schale und Kern" von Johann Nestroy 
Samobor : (EA) Peter Paul Wiplinger 
Sisak : (V) Friedrich Kryza-Gersch über Ruprecht von Eggenberg 
Varazdin : (S) "Österreichische Dramatik seit den 80er Jahren" 
Velika Gorica : (EA) Andreas Berlakovich 
Vinkovci : (EA) Andreas Berlakovich 
Zadar : (L) Felix Mitterer : Aufführung von vier Einaktern 
Zagreb : (EA) Andreas Berlakovich 
(A) Buchausstellung Böhlau-Verlag Wien ; Vereinigte Bühnen Graz (Szenenfotoaus
stellung) ; " Kinderbücher für den Frieden" Verlag Jugend&Volk Wien 
(WA) "Josef Roth" 
(L) Markus Jaroschka ; Toi- Haus Theater Salzburg 
(M) Karlheinz Miklin Trio ; Dieter Kaufmann : Requiem in A ;  die Reihe ; Helmut 
Jasbar ; Albert Thimann & Ensemble ; Grazer Jungsteirer ; Harald Neuwirth-Trio 
(S) "Städtebauliche Erneuerung westslawonischer Orte" ; "Totalitäre Kunst" ; Lied
seminar mit Gerhard Zeller 
(V) Prof. Joseph Strelka über österreichische Literatur ;  Prof. Wolfgang Mantl über 
das österreichische politische System ; Klaus Zelewitz über Stefan Zweig ; Prof. Karl 
Kaser über südosteuropäische Themen ; Gunther Preindl über Österreichkunde ; Jeff 
Bernard und Gloria Withalm über Semiotik ; Doz. Arnold Suppan ü ber "Nationen, 
Nationalstaaten und Minderheiten in Mittelsüdosteuropa" ; Prof. Rainer Münz über 
Sprache und Ethnizität in Burgenland ; Prof. Hans Hiebel über Ödön von Horvath ; 
Klaus Zelewitz über Joseph Roth ; Monika Faber über moderne österreichische 
Kunst 

KUBA 
Havanna : (W A) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" ;  "Adolf Loos" 
(A) "Städtebilder von Walter Benjamin" (Anna Blau) 
(L) Theatermerz (Will i  Bernhard) 
(M) Conci l ium Musicum 
(S) "Camillo Sitte" 
(V) Michael M auerer über Volks anwaltschaft in Österreich ; Erwin Schmidl über 
österreichische Beteiligung an friedenserhaltenden Operationen der VN und über 
die Sondermission der "S .M.S .  Maria Theresia" ; Martin Adel über österreichische 
Literatur ;  Prof. Peter Fischer über Rechtsvergleich 
Matanzas : (M) Concilium Musicum 
Santiago de Cuba : (W A) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" ; "Adolf 
Loos" 

LITAUEN 
Vilnius : (A) Ausstel lung österreichischer Kinder- und Jugendliteratur 

LUXEMBURG 
Bertrange : (EA) Friedensreich Hundertwasser 
Bourglinster : (M) Pro Arte Quartett ; Martin Kofler ; J ess-Tri o ;  Hagen Quartett 
Luxemburg : (L) "Waikiki Beach" von Marlene Streeruwitz ; Elisabethbühne Salz
burg 
(M) Editta Braun und Hupert Lepka 
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MALAYSIA 
Kota Kinabalu : (M)  Helmut J asbar 
Kuala Lumpur : (M) Mozarteum-Quartett Salzburg ; Wolfgang Sengstschmid/ Er
win Kropfitsch ; H elmut Lenardt ; H elmut Jasbar 
(V) Generalsekretär Wolfgang Schallenberg über Österreich nach dem Ost-West
Konfl i kt 
Kuching : (M)  Mozarteum-Quartett Sa lzburg ; Wolfgang Sengstschm i d ; H el mut 
Lenardt 
Malakka : (M)  H elmut Jasbar 
Pangkor : (M) S ingkreis K lagenfu rt Wörthersee 
Penang : ( EA) Hubert Aratyrn 
(M)  Singkreis  Klagenfu rt Wörthersee ;  Mozarteum-Quartett Salzburg ; Wolfgang 
Sengstschmid/ Erwin Kropfitsch ; H elmut Lenardt 
Shah Alam : ( E A) H ubert Aratym 

MAROKKO 
Casablanca : ( EA) Gerda Hegedus 
(M) Blues B reakers ; Andy Lee Lang, Fl orian Kitti Rita M edjimorec 
Marrakesch : ( M )  Blues Breakers ; Andy Lee Lang 
Rabat : (M)  Wiener Mozart Orchester ; Florian Kitt/ Rita M edjimorec 
(S )  " Relation Österreich zur  EG" ; " Beziehungen Maghreb - Europa" 

MAZEDONIEN 
Ohrid : (M) T l  Parnaso Musica le  
Skopje : (V) Prof. Joseph Strelka über österre ichische Literatur 
Struga : ( L) Christian Loidl  

MEXIKO 
Cuernavaca : ( M )  Wiener S infonietta 
Granada : ( M )  Mozarteum Quartett 
Guadalajara : ( EA) Richard B ösch : Gerhard Gutruf 
Guanajuato : ( V) Prof. Kurt Pahlen über M ozart 
Jalapa : ( EA) Gerhard Gutruf 
Managua : ( M )  Mozarteum Q uartett 
Merida :  ( M )  M ozarteum Quartett 
Mexiko City : ( MA) "Götter, M enschen, Pharaonen" 
( EA) Gerhard Gutruf 
(GA) H örl/ H ei nzelmaier 
(W A) " Di e  Zeit gibt die Bi lder" 
( L) " Der Theatermacher" von Thomas Bernhard ; " Sib i rien" von Fel ix  M itterer 
( M) Meisterklasse Roger Salan der ; M ozarteum Quartett ; Jörg Demus 
(S) Deutschsprachige Auswanderer nach Mexiko 
(V)  Prof. Fri edrich Wallner ü ber Ludwig Wittgenstein ; H einz  Kucher über österrei 
chische Literatu r : Prof. Kurt Pa hlen über ästerrei chi sche M usik 
Monterrey : (M) Mozarteum Quartett 
�lorelia : ( V) Heinz Kucher über  österreichische Literatur 
Tepoztlan : ( M )  Wiener S infonietta 
Puebla : ( M) Conci l ium Mus icu m ;  M ozarteum Quartett 
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Veracruz : (EA) Richard Bösch ; Gerhard Gutruf 
(M) Concilium Musicum 

NIEDERLANDE 
Amsterdam : (L) Clemens Eich 
(V) Rothraut Bauer über flämische Wandteppiche ; Hannelore Radlauer über Max 
Brod und Franz Kafka 
Arnheim : (AB) " International Art Exhibition Sonsbeck" (Christine und Irene 
Hohenbüchler) 
Den Haag : (EA) Christian Ludwig Attersee ; Viktor Schapiel 
(M) Wolfgang Muthspiel ; Karlheinz Miklin 
(S) "Österreich, Niederlande und das Neue Europa" 
(V) Hannelore Radlauer ; Eduard A. van Trotsenburg über die Beziehungen 
zwischen den Niederlanden und Österreich 
Rotterdam : (M) Karlheinz Miklin 

NORWEGEN 
Bergen : (M) Benno Schollum 
Oslo : (EA) Heidulf Gerngross 
(M) Benno Schollum 
(V) Heidulf Gerngross über Architektur 
Trondheim : (M) Kurt Anton Hüber/Horst Ebenhöh/Werner Schulze 
(V) Horst Ebenhöh über Wien zur Jahrhundertwende ; Werner Schulze über 
Architektur und Musik 

OMAN 
Maskat : (EA) Valentin Oman ; Ulrike Köb 
(GA) Martha Schmeller-Jungwirth, Karl Brandstaetter, Valentin Oman, Otto Stai
ninger und 1 3  omanische Künstler 
(M) Wiener Sinfonietta 
(V) Lutz Block über Medizin ; Gerhard Zoppoth über 40 Jahre österreichische 
Herrschaft in Bosnien-Herzegowina 

PAKISTAN 
Islamabad : (V) Ebba Koch über die Architektur der M oghul-Zeit 

PARAGUAY 
Asuncion : (V) Prof. Michael Rössner über die Vernunftkrise im Werk von Musil 
und Kafka 

PERU 
Cajamarca : (W A) "W. A. Mozart" 
Chiclayo : (WA) "W. A. Mozart" 
Cuzco : (V) Wolfgang Marktl über medizinische Physiologie 
Iquitos : (WA) "W. A. Mozart" 
Lima : (W A) "W. A. Mozart" 
(V) Johannes Krissl über Wildbachverbauung und Umwelt ; Wolfgang M arktl ; 
Prof. Friedrich Wall ner über Wittgenstein und über Europäische Philosophie 
Trujillo : (W A) "W. A. Mozart" 
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POLEN 
Bedzin : (M) Grazer Streichtrio 
Bialystok : (M) Gastdirigat Liselotte Zechner ; Wiener Saxophon-Quartett 
Bielsko-Biala : (M) Blockflötenensemble Wien 
Brzeg : (M)  Duo Florian K itti Rita M edjimorec 
Bydgoszcz : ( M) Trio Con B rio ; Vienna Guitar Players ; Vokalensembl e  BORG ; 
Phöbus-Trio 
Bytom : (M)  The Quartett (Tiroler Jazzgruppe) ; Wiener M ozarttrio ; Phöbus-Trio ; 
Duo Saxopiano 
Cieszyn : (M) Wiener K laviertrio 
Czeladz : (M) Phöbus-Trio 
Czestochowa : ( L) El isabeth Schöffl- Pöl l  über zeitgenössische österre ichische Lite
ratu r  
Danzig : ( M )  Peter Planyavsky ; Trio  Con B ri o ;  Leo Witoszynskyj ; Franz H asel
böck ; Bruno Oberhammer ; Wiener K laviertrio ; Styria Quartett 
(WA) "Aus Salzburg" 
Grodkow : ( M) K laus Leutgeb 
Gryfowie : (L) Straßentheater I rrwisch 
Jedl inie : ( L) Straßentheater I rrwisch 
Jelenia Gora : (M) Quartett Belvedere ; Österreichische Kammersymphonike r ;  Wie
ner  S chrammel-Quartett 
Kalisz : (M)  Gastdirigat Andreas M itisek 
Kattowitz : (M) Christine Jones ; Wiener Saxophon-Quartett 
Kielce : ( W  A) "Aus Salzburg" 
(M)  Duo Per Arte ; Blockflötenensemble Wien ; Wiener Saxophon-Quartett ; Trio 
Con B ri o ; Giu liani -Quartett 
Krakau : ( EA) Kiki Kogeln ik ; Wolfgang Seierl ; Tass i lo Bl i ttersdorff 
(A) "Adalbert Sti fter", "Vienna C reativa", "Chri st l iche  Kunst", " K rakau dem 
Vergessen entri ssen" ,  " K unstfestung" 
(WA) " M ax Reinhardt" 
( L) Theaterabend Dagmar Schwarz ; Walter Bartussek ; Theater Trittbrettl ; Kabarett 
Fratt und Schacherreiter ; Straßentheater I rrwisch ; polnische Textcol l age : "Georg 
Trak l " ; I nnsbrucker Kel lertheater ;  M aresa Hörbiger :  " Fräu le in  Else" von Arthur 
Schnitzler ; Karl Lubomirski ; Theater " Heuschreck" ; "Goldberg-Variationen" von 
George Tabori ; "Theatro Picco lo"  Kindertheater ; Reinhard Seminar : " Elektra" von 
H ugo von Hofmannsthai 
(M)  Lanner- Ensemble ; Die verkochten Tirolerknödel ; Wiener Mozarttr io ; The 
Q uartett (Tiro l ) ; Paul Zauner und  E nsemble ; Leo Witoszynskyj ; Franz Franz and 
the Melody Boys ; Flori an Kitt/Rita M edji morec ; Strauß-Tag : "Wien in Krakau" ;  
Albert Thimann & Ensemble ; M ichael Langer ; Wiener Schrammel-Quartett ; 
Tripp-Trio ; Wiener Musiktrio ; V ien n a  Blue Brass ; Wolfgang Seierl l Klaus Jäckl e ; 
Ensemble Triton ; Joe Zawinul  Syndicate ; Duo Saxopiano ; C hristine  Jones ; Wiener 
Klaviert ri o ; Wiener Blockflötenensemble ; Christina Zurbrüggl Judith Pahola/Peter 
Rosmanith ; M ei sterkurs Johann Sonnleitner ; Susan Salm/Rima Vern ik ;  Gal izien
fest ; " Pu ra Vida" ; Duo Saxophon-O rge l ; Günther Kürmayr IUI i  Soykal Franz 
H autzinger ; Franz Falter 
(S) Österreich-Symposium ; Geschichtssymposiu m : "Bewältigen oder Bewahren" ;  
Stereotypen-Symposium ; " Neue Medien " ; "Österre ichische Kriegsgräber" ; B renta
no- Konferenz ; "Theaterarchitektur i n  Mi tteleuropa" 
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(V) Prof. Felix Ermacora über den Stand des Minderheitenschutzes i n  Europa ; 
Prof. Helmut Birkhan über die Küche im M ittelalter in Österreich ; lerzy Banach 
über Kaiser Franz losef; Prof. Gerald Stourzh über " Länderautonomie und 
ethnische Selbstbestimmung zur Zeit Franz losefs" ; Herbert Klauser über M arie von 
Ebner-Eschenbach ; Gertraud Marinelli-König über "Polen und Ruthenen in den 
Wiener Zeitschriften des Vormärz" 
Lödz : (GA) ,,7 Druckgrafiker aus Österreich" 
(AB) "Construction in Progress I V" (losef Ramaseder) 
(WA) "Stefan Zweig", "Aus Salzburg" 
(L) Elisabeth Schöffl-Pöll ; lulian Schutting ; Marianne Gruber ; Gitta Deutsch ; 
Franz Kafka : " Die  Verwandlung" ; Theaterensemble "TOI-Haus am M irabellplatz" ; 
Freie Bühne Wieden : "Gehackte Zores" 
(M) Peter Planyavsky ; "The Quartett" ; Bruno Oberhammer ; Adalbert Skocic/Kata
rina Brizic 
(S) "Österreichische Literatur - Literatur über Österreich" 
(V) Prof. Hubert Lengauer über Dichterblicke auf Österreich ; Prof. Karl Wagner 
über Peter Handkes Spiel vom Fragen 
Lubinie : (L) Straßentheater I rrwisch 
Lublin : (EA) lana Wisniewski 
(L) Karl Lubomirski 
(M) Wiener Saxophon-Quartett ; Adalbert Skocic/Katarina Brizic 
(V) Prof. Karl Acham über Philosophie und Didaktik 
Miechow : (M) Michael Langer ; Duo Herzton ; Pura Viola 
Mikolow : (M) Tripp-Trio ;  Phöbus-Trio 
Moszna : (M) Klaus Leutgeb 
Nowy Sacz : (M) Wiener Mozarttrio ; "The Quartett" 
Nowy Targ : (M) Günther Kürmayr/Uli Soyka/Franz Hautzinger 
Olsztyn : (M) Gastdirigat Liselotte Zechner ; Franz Haselböck ; Giuliani-Quartett ; 
1 asminca Stancu l ; Styria-Quartett 
Opole : (L) Elisabeth Schöffl-Pöll 
(M) Duo Saxopiano ; Singkreis Matzen ; Klaus Leutgeb 
Oronsko : (M) Franz Haselböck ; Duo Hötzl 
Oswiecim : (EA) Karl Stojka 
(M) Die verkochten Tirolerknödel ; Wiener B lockflötenensemble 
Plock : (M) Duo Per Arte ; Styria Quartett ; Wiener Klaviertrio 
Poznan : (GA) ,,7 Druckgrafiker aus Österreich", ,,5 junge Künstlerinnen aus Öster
reich" (Carla Degenhardt, Anna Gerlitz, Sabine Marte, Frederike Schweizer, Shen 
Chia Ching) 
(A) "luden in der k. u. k. Armee" 
(W A) "Aus Salzburg" , "Stefan Zweig" 
(L) lulian Schutting ; Gitta Deutsch ; Topsy Küppers ("Gehackte Zores") 
(M) Duo Per Arte ; Trio Con Brio ; Vienna Guitar Players ; Giul iani-Quartett ; 
Adalbert Skocic und Katarina Brizic ;  Gustav M ahler lugendorchester 
(V) Prof. Witold Gostynski über Kunst in Wien ; Prof. Eduard Beutner über 
" Körperschmerz als Chiffre in der österreichischen Gegenwartsliteratur" 
Przemysl : (M) Wiener M ozarttrio ; The Quartett ; Florian Kitt/Rita Medjimorec ; 
Duo-Herzton ; Duo Saxopiano 
Pulawy : (M) lazzworkshop Karlheinz Miklin 
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Rabka : (M)  Günther Kürmayr, U l i  Soyka, Franz H autzinger 
Radom : (GA) . ,7  Druckgrafi ker  aus Österreich" 

(W A) "Aus Salzbu rg" 
(M)  B lockflötenensemble Wien ; Tri o Con Brio ; E nsemble Triton ; Giu l ian i -Quar
tett ; Wiener Klaviertrio 
Rzeszow : (M)  Grazer Stre ichtrio ;  Tripp-Trio 
Sanniki : (GA) , ,7  Druckgrafiker aus Österreich" 
( M )  Singkurs Matzen 
Serock : (S )  " Unternehmensführung" 
Siedlce : (M) The Quartett 
Skierniewice : (M)  Blockfl ötenensemble Wien 
Slupsk : (M) Duo Hötzl 
Sosnowiec : ( L) Theaterabend D agmar Schwarz 
Stary Sacz : ( M )  Clemencic Consort 
Suwalki : ( M )  Duo Hötzl 
Szczecin :  (GA) , , 7  Druckgrafi ker aus Österre ich" 
(W A) "Aus Salzburg" 
Tarnow : ( EA) Karl Stojka 
(M) Susan Salm/Rima Vern ik ; B lockflötenensemble Wien ; Grazer Stre ichtrio ; Duo 
Saxopiano ; Günther Kürm ayr/ Ul i  Soyka/ Franz Hautzinger 
Toru" : (AB)  Kinder- und J ugendmalwettbewerb 
Tychy : (M)  Wiener Mozarttri o ; Duo-Herzton ; Ensemble Triton ; Duo Saxopiano 
Warschau : ( EA) Arnulf Rainer ; Kiki  Kogeln ik  
(GA) , ,7  Druckgrafiker aus  Österreich"  
(A) , ,Juden in  der k .  u .  k .  Armee",  "Judaica Faksimi les", " Neue Konzepte regi onaler 
Werbung am Beispiel Ti rols " , " Expol i ngua (Schulbuchausstel lung)" 
(WA) " Stefan Zweig" ; " Aus  Salzburg"  ; " Die Zeit gibt die Bi lder" ; " Max Rei n
hardt" ; "Junges Österrei ch - Bauten und Konzepte" 
( L) Gitta Deutsch ; Angel i ca Schütz : J iddische und jüdische Lyri k ;  Theaterensemble 
"TO I - H aus  am Mirabel lp latz" ; Topsy Küppers 
( M )  Gustav Mahler Jugendorcheste r ;  Gastdi rigat Christoph Campestrin i : E rstauf
führung Roland Freisitzer : " Evocation Mozart" ; Duo Per Arte ; Peter Pl anyavsky ; 
Blockfl ötenensembl e Wien ; Styria-Quartett ; Wiener Saxophon-Quartett ; Trio Con 
Brio ; Johann Trummer ; Marek Kudl icki ; Ensemble Triton ; Franz H aselböck ; 
Giu l iani -Quartett ; Austrian Art Ensemble ; Jazzgruppe Save The Robots ; Joe 
Zawinul  Syndicate ; Meisterkurs Bruno Oberhammer ; Paul  Zauner, Harry Pepl u n d  
Gruppe ; Adalbert Skocic/Katharina  B rizic ;  Wi ener Klaviertrio 
( S) "Medieneinsatz bei Deutsch als  Fremdsprache" ; Sozia l - und kulturgeschichtl i 
che  Konferenz : " M iteinander - Nebeneinander - Gegeneinander" 
( V) Prof. Fel i x  E rmacora über Minderheitenschutz in Europa ; Roman Taborski 
über die polni schen Gedenkstätten in Wien ; Prof. Eduard Beutner über Körper
schmerz ; Prof. Witold Gostynski über Kunst in  Wien ; Prof. Gerald Stourzh über 
" Ethnische Konfl iktlösung am aItösterreichischen Beispiel Galizien- Bukowin a" ; 
M artin Pol lack über "Nationa le  Verhältnisse i n  Ostgalizien" ; Erwin Schmidl  über 
" Die  k.  u .  k .  Armee als  Sp iegelb i ld  der mult inationalen und mult ikulture l len 
Donaumonarchie" 
Wroclaw : ( L) Walter Bartussek ; Die Produkt ionsgemeinschaft ;  I nnsbrucker Kel
lertheater ; Karl Lubomirski ; Kindertheater "Theatro Piccolo" 
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(M) Christina Zurbrügg/Judith Pahola/Peter Rosmanith ; Franz Franz and the 
Melody Boys ; Wiener Schrammel-Quartett ; Quartett Belvedere 
(V) Herbert Klauser über Marie von Ebner-Eschenbach 
Zgorzelec : (EA) Wolfgang Seierl 
(M) Susan Salm/Rima Vernik 

PORTUGAL 
Aveiro : (L) Erich Hackl 
Coimbra : (L) Erich Hackl 
Fafe : (W A) "W. A. Mozart" 
Lissabon : (L) Erich Hackl 
(M) Stefan Vladar 
(V) Prof. Rudolf Haller über Wittgenstein 
Penamacor:  (W A) "W. A. Mozart" 
Porto : (EA) Arnulf Rainer 
(L) Erich Hackl 
(M) Stefan Vladar 
Santa Maria da Faira : (WA) "W. A. Mozart" 
Säo Lourenco : (EA) Rainer Wölzl 

RUMÄNIEN 
Bukarest : (A) Landlerausstellung ; "Touristisches Österreich" 
(L) Robert M enasse 
(M) Jazzgruppe Save the Robots 
Costinesti : (M) Erichquartett 
Galati : (M) Erichquartett 
Hermannstadt : (M) Otto Probst 
Klausenburg : (GA) "Zeitgenössische Kunst aus Tirol" (Andrea Bischof, I rena 
Dapunt, Gottfried Feldner, Otto Gundolf, Bernhard Gwiggner, Elisabeth Moser, 
Robert Pfurtscheller, Nikolaus Schletterer, Johannes und Michael Ziegler) 
(W A) "W. A. Mozart" 
(M) Mozartfestspiele ; Meisterkurs Roland Keller 
Ploiesti : (M) Otto Probst ; 1 0  Saiten und 1 Bogen 
Temesvar : (L) Robert Menasse 

RUSSLAND 
Kysyl (Tuwa) : (M) Die verkochten Tirolerknödel 
Moskau : (L) Marianne Gruber ; I lse Tielsch ; K & K Theaterstudio : "Sieg über die 
Sonne" 
(M) Ballett des Tiroler Landestheaters ; Duo-Litha ; Trio di Vienna ; Gastdirigat 
Georg Mark ; Meisterklasse I ngeborg Wamser ; Ulrike Mattanowitsch 
(S) "Österreich - Ungarn : Historische Erfahrung des multikulturellen Staates" ; 
Philosophie-Tagung 
Nischnij Nowgorod : (L) Beatrix Schiferer (Wiener Themen) ; M arianne Gruber ; I lse 
Tielsch 
(M) Ballett des Tiroler Landestheaters 
(V) Prof. Joseph Strelka/Herbert Arlt über österreichische Literatur ;  Elisabeth 
Markstein über Übersetzungsprobleme ; Hazel Rosenstrauch über Kulturologie 
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St. Petersburg : (MA) Ernst Fuchs 
(WA) "Jura Soyfer" 
( L) Marianne Gruber ; Jura Soyfer-Lesung mit M usik (Andreas Bo lhar-Norden
kampf, Klaus Zajacz-Uh l i ch) ; I lse Tie lsch 
(M)  Steinschadentrio ; Duo- Lith a ; Gustav-M ahler J ugendorchester ; H erbert 
Grassl- Ensemble 
(S)  " Dostojewski und d ie  österreichische Literatur des 20 .  J ahrhunderts" 
(V) Prof. Joseph Stre lka über Literaturwissenschaft ;  Herbert Arlt über österreichi
sche Literatur ;  J ohannes H olzerer über österreichische Gegenwartsl iteratur 
Vjatka (Kirow) : (M)  Consort iu m  M ontiu m  
Wjatka : ( EA) M arianne Schoiswohl 

SAUDI-ARABIEN 
Dhahran : ( M )  Wiener Vorstadtschram meln 
Jeddah : ( M )  Wiener Vorstadtschrammeln  
Riyadh : ( M )  Wiener Vorstadtschrammeln 

SCHWEDEN 
Linköping : ( L) Fel ix Mitterer 
Skövde : ( L) Fel ix  M itterer 
(M)  J utta Unkart-Seifert/ Kurt Rapf 
Stockholm : (EA) Robert H ammerstie l  
(GA) " Psyko - Pentagram" (Ausste l lung österre ichischer Architekten/Wilhelm 
H olzbauer, Friedrich Kurrent, Gustav Peichl ,  Anton Schweighofer, Johannes Spalt) 
( L) Fel ix  M itterer ; Peter H andke : " Hi l ferufe" ; Clemens Aufderklamm über öster
reichische Literatur ;  Gerhard Rühm/Christ ian lde H intze/Sainkho N amehylak ; 
I nnsbru cker Kel lertheater 
(M)  Rudolf Knol li  Alessandro Misciasci  
(S )  " Stadterneuerung a ls  kul turel les Projekt" ; " Ski l l  and Technology on Diderot, 
Education and the Third C ulture" 
( V) H ermann Czech/Wilhelm H olzbauer/Friedrich Kurrent! Johannes Spalt! An
ton Schweighofer über Architektur 
Umea : (L) Fel ix  M itterer 
Uppsala : ( L) Fel ix  M itterer 

SCHWEIZ 
Bero : ( EA) Rudolf H aas ; Arnu lf  Rainer 
(A) " Marlen Haushofer" 
(L) Barb ara Fri schmuth/Peter Waterhouse ; Robert Sch indel 
( M )  Jörg Demus/ Erika M atino-Gröger ;  C hrista Ranacher 
Genf: ( E A) Rudolf H aas ; J anz Franz 
( A) " Vienna Creativa",  " Bertha von S uttner und andere Frauen der Friedensbewe
gung" 
( L) H. C .  Artmann 
Grenchen : (EA) Rudolf H aas 
Lausanne : ( L) H. C.  Artmann 
Luzero : (EA) Heimo Zobernig 
Montreux : (M) Wolfgang M uthspiel Sextett 
St. Gallen : ( M )  Ul i  Rennert Quartett 

4 1 7  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)432 von 734

www.parlament.gv.at



Auslandskulturpolitik 

Solothurn : (L) Oswald Wiener 
Vevey : (A) " Küche und Tafel am kaiserlichen Hofe zu Wien" 
Zug : (M) VIi Rennert Quartett 
Zürich : (EA) Alfred Hrdlicka ; Gustav Peichl 
(WA) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" 
(L) Maresa Hörbiger :  " Fräulein Else" von Arthur Schnitzler ; "Chansons und 
Satiren aus Theresienstadt" ; Theater in der Josefstadt : Ernst Jandl-Woche ; Barbara 
Frischmuth/Peter Waterhouse ; H. C. Artmann 
(M) Heinz Holecek ; Saxovhonik Quartett 
(V) Gerard Mortier über die Salzburger Festspiele ; Georg Springer über die 
österreichischen Bundestheater 

SENEGAL 
Dakar : (M) Grazer Streichtrio 

SLOWAKEI 
Banska Bystrica : (L) Christine Huber/Christian LoidllDieter Scherr/Karin Schöf
fauer;  Marianne Gruber 
(V) Prof. Peter Kampits über Ethik 
Bardov : (M) Herbert Feldhofer 
Dolna Krupa : (M) Florian Kitt/Rita Medjimorec 
(S) "Zeitgenössische österreichische und slowakische Musik" (mit Ensemble Wie
ner Collage) ; Lehrerfortbi ldungsseminar 
Galanta : (EA) Hans Gustav Edöcs 
Kosice : (EA) Adolf Frohner 
(W A) "Biedermeier in Österreich" 
(L) Thomas Declaude/Willy HöHer : "Die Emigranten" von Slavomir Mrozek ; Peter 
Janisch : "Der Herr Karl" von Helmut Qualtinger ; Freie Bühne Wieden : "Gehackte 
Zores" 
(M) Gastdirigat Konrad Leitner 
(S) "Sozialwissenschaft in Österreich" 
(V) Hans Marte über die österreichische Identität 
Levoca : (EA) Adolf Frohner 
Mojmirovce : (AB) "Neue Medien - Symbiose von Kunst und Technik" 
Nitra : (L) Marianne Gruber ;  Ateliertheater am Naschmarkt : " Der Herr Kari" ; 
Theater der Figur Minimus M aximus : "Nur keine Tochter" von H ilde Langthaler 
(M) Martin Schwarz : " Workshop für Gitarre" 
(S) Workshop Neue Medien-Symbiose von Kunst und Technik 
Piestany : (M) Meisterkurs Michael Frischenschlager 
Presov : (EA) Adolf Frohner 
(L) Christine Huber/Christian LoidllDieter Scherr/Karin Schöffauer;  M arianne 
Gruber 
(M) Gastdirigat Konrad Leitner 
Preßburg : (EA) Max Weiler ; Lotte Henrich-Hassmann ; Gerhard Gutruf; Siglinde 
Layr ; Zbynek Sekal ; Klaus-Dieter Hartl 
(GA) Brigitte Kössner/Iska Rano/Mona Rosner/Edith Schmetterer 
(AB) "Computergraphik in der bildenden Kunst" (Gatterbauer, Kotanczek, N estler, 
Plottegg, Porsch, Turk) ; " Lachsersatz" (Heimo WaHner u .  a.) 
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( L) Bruno und Kat ja  ThostiHerbert H arasta ; Eleazar Benyoetz ; Christine  H uber/ 
Christian Loid l/Dieter Scherr/Karin Schöffauer ; Thomas B rezi n a ; M arianne 
Gruber ; Thomas Declaude/Wi l ly HöHer ("Die Emigranten") ; Atel iertheater am 
N aschmarkt : H elmut  Q ualt inger : " Der  H err Kari" ( Peter Janisch) ; Tanztheater 
I karus : " Maricka" ; Frei e  Bühne Wieden : "Gehackte Zores" ; Theater der Figur 
M inimus M ax imus : " Nu r  keine Tochter" ; Tanztheater Nonentiti : " Fado M organo" 
(M)  Alexander Göbel-Show ("Oh my god !" ) ; Katharina u n d  Vera Reigersberg/ Al
fons Sauer ; Sylvia Khitt l -M uhr/Wolfgang Abl inger/Jul ius  Kalmar ; Angela H anap
pi/Werner Lemberg/ Alfred Pahola ; Klosterneuburger Geigenmusik ;  Johannes 
Strasser/Oliver Kent ; Susanne He i lmeyer ; M einhard und  Rumiko Prinz/Gas ho 
Arakawa/S .  Edke ; Trio Lorusso ; Gustav Mahler Jugendorcheste r ;  Matthias Schulz/ 
Martin Zadolek/Sarah Cox ; Ensemble Kanthou ; Trio M eli sande : Wiener Mozart
trio ; Klangforum Wien ; Gerl i nde Görl ich/Rudolf Reiss/ M einhard Prinz ; Ton
künstler - Kammerorchester ; Ensemble Passacagli a ; Vienna Guitar Players ; Mono
blue Quartett ; Ensemble Triton ; Duo Lindale ; Mozarteum Quartett ; Vienna Art 
Orchestra 
(S )  "Städte und Dörfer - ö ffentl iche Plätze und soziale Dimensionen der Erneue
rung" ; " Sozialpartnerschaft in  Österre ich" ; " Lachsersatz" ; " Umweltplanung und 
-management" : " Erhaltung von Städten und architektonischen Sehenswürdigke i 
ten" ; " Literari sche Landeskunde Österreichs ;  " Audiovisue l le  Medien i m  DAF-Un
terricht" 
( V) Reinhard Braun über Grenzbereiche der Fotographie ; Prof. Ruppert Ried l über 
M angel an Anpassung menschl i cher Vernunft ;  Franz Neuwirth über architektoni 
sche Konservierung i n  Österreich 
Spisska Bela : (W A) " Biedermeier in Österreich" 
Spisska Nova : (M) H ans M artin/ I ngrid Obst 
Stara Lesna : (S) "Management and Enterprise ,93" 
Teplice : (M) Florian KittiRita Medj imorec ; Tonkünstler - Kammerorchester : 
Herbert Feldhofer 
Terchova : ( M )  Valenter Tanzmusik 
Tonkovce : ( S )  "Sprache und Landeskunde Österreichs" ; "Al ternatives Lernen m 
der Praxis" 
Topolcany : ( S) "Österre ichische Landeskunde und Literatur" 
Trebisov : (WA) " Biedermeier  in  Österreich" 
Trenein : ( EA)  Adolf Frohner 
(M) Florian Kitt/ Rita M edjimorec 
Trnava : (W A) "Schönberg, Webern, Berg" 
Zilina : (GA) " Neue Medien" (S igrid Kurz, H elmut Mark, I ngo Neu, Margot Pi lz, 
H erwig Turk, Peter Weibel, Zelko Wiener) 
( M )  (Matthias Schulz, M arti n  Zalodek, K atharina und Viera Reigersberg, A lfons 
Sauer) ; Jazztrio Depart 
(V) Bernd Kortschak über EG-konforme Leistungssteigerung i m  Bahngüterverkehr 
Zvolen : ( M )  Alexander Zeml insky-Produktion "E in  Lichtstrahl"  

SLOWENIEN 
Celje : ( MA) "Wasser" (Muse umsbus) 
Laibach : (MA) " Das Jah rzehnt der Malerei" (Sammlung Schömer), " �Oskar Ko
koschka" , " Wasser" ( Museumsbus)  
( EA) Hans Bischoffshausen ; Franz West 

4 1 9  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)434 von 734

www.parlament.gv.at



Auslandskulturpolitik 

(A) " Detente" 
(W A) " Max Reinhardt" 
(L) Ingeborg Bachmann Collage "Schatten-Rosen-Schatten" 
(M) Elisabeth Leonskaja ; Thomas Christian/Magdalena Kupfi Emma Schmidt ; 
Karin und Doris Adam ; Gustav Mahler Jugendorchester ;  Franz Franz & The 
Melody Boys ; Chorus Viennensis ; Klangforum Wien ; Michael Gaillit ; Martin 
Kofler 
(S) " Deutsch im Finanz- und Managementwesen" ; " Musikpädagogik" ; "J. M an
tuani und die österreichische Musikgeschichtsschreibung" 
(V) Prof. Michael Frischenschlager über Violinunterricht ; Herbert Klauser über 
Ferdinand von Saar ; Prof. Othmar Pickl über Agrargeschichte der Steiermark ; 
Prof. J oseph Strelka über Franz Kafka ; Eugen Gadol über Hayek und Popper 
Marburg : (MA) "Wasser" (Museumsbus) 
(L) Jugendliteraturtagung ; Buchpräsentation "Franz Gril lparzer" 
(M) Dorli Guschlbauer, Imre Rohmann ; Edda Andrea ; Hortus Musicus ; Madrigal
chor Klagenfurt 
(S) Jugendliteratur - an der Grenze zur Trivalität ; Workshop über österreichische 
Lyrik ; Linguistik-Symposium 
(V) Prof. Anton Schwob über spätmittelalterliche Lyrik in Österreich ; Prof. Joseph 
Strelka 
Murska Sobota : (MA) "Wasser" (Museumsbus) 
Ptuj : (MA) "Wasser" (Museumsbus) 
Radovljica : (M) Clemencic Consort 
Rogaska Slatina : (MA) "Wasser" (Museumsbus) 
(M) Waltraud Mucher/Karl Hoffmann ; Jalle FeestiEdda Graf 
Slovenj Gradec : (MA) "Das Jahrzehnt der Malerei" (Sammlung Schömer) 
(M) Dorli Guschlbauer/Imre Rohmann ; Hugo Wolf Gedächtniskonzert (Chor der 
Hochschule für Musik Wien) ; Jalle FeestiEdda Graf 
Sobota : (MA) "Wasser" (Museumsbus) 

SPANIEN 
Barcelona : (MA) "Objekt versus Raum" 
(A) " Delicte i Somni, Wien 1 900 - 1 930" 
(M) Orange Baboons 
(V) Karl Rudolf über Katalonien und Österreich im 1 8. Jahrhundert 
Bilbao : (EA) Herwig Zens 
(M) Orange Baboons 
Cuenca : (M) Klangforum Wien ; Bruckner Orchester Linz 
Leon : (S) Symposium über den Wiener Kreis 
Madrid : (MA) "Viena 1 900" 
(EA) Reiner Schiestl 
(W A) " Museums - Positionen" 
(L) "Wirkliche, wirksame, wirbelnde Geschichten" (Aufführung von Geschichten 
österreichischer Autoren : Qualtinger, Rühm, Charms) 
(M) Karlheinz Miklin Trio ; Orange Baboons ; Salzburger Mozartchor und Sinfonie
orchester 
(V) Georg Pichler über Thomas Bernhard ; Leopold Auer über Kar! VI .  und Spanien 
Santiago : (M) Orange Baboons 
(V) Kar! Rudolf über " Die Habsburger Monarchie als multinationaler Staat" 
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Sevilla : (W A) " Museums - Positionen" 
Soria : ( EA) Reiner Sch iestl 
Valencia : (M) Orange Baboons 

SÜD AFRIKA 
Johannesburg : (M)  Konzert und M eisterklasse C hristoph  Altenburger ; Vienna 
Piano Trio ; A Capel l a  Chor Vil lach 
Kapstadt : (M)  Vienna Piano Trio 
Pretoria : (M)  Chri stoph Altenburger ;  Vienna Piano Trio 

SYRIEN 
Aleppo : (M) Klaus Leutgeb 
Damaskus : ( EA) Anton Watzl ; Omar Hamdi 
(M) Konzert und Workshop Klaus Leutgeb 

THAILAND 
Bangkok : (M)  Robert Lehrbaumer ; Lukas David/Sibyl le  Langmaak/Simon 
Stadlmaier 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 
Aussig : (M) Jazz-Ensemble 
(S)  " Li eder im Unterricht" 
(V) Reinhard Ehgartner über österreichische Landeskunde 
Brünn : (L) E lazar Benyoetz ; Buchpräsentation : "Magicke Kameny" und " Der 
Lerchenbaum" 
(M) Die  verkochten Tirolerknödel ,  Contrastett-Trio ; Wiener Instrumentalso l i sten 
(S) "Thomas Bernhard - Schri ftstel ler und Dramatiker" ; 
"Zeitgenössische österreichische Komponisten" 
(V) Prof. Joseph Strelka über Charles Sealsfie ld 
( EA) Bernd Seifert 
(A) , ,Jiny dum".  Österreichische und deutsche Architektur i n  M ähren und Schlesien 
Budweis : (M) Konzert des Bruckner- Konservatoriums Linz ( Leitung : Alfred M el i 
char) 
Eger : (S) Orgelseminar H ans Haselbö ck 
Kladno : (A) " N umismatik zur Zeit Kaiser Franz Josef 1 . "  
Kremsier : (S) Grenzlandsymposium : " Wendepunkte u n d  Wiederkehren "  
Krumau : ( M )  Bru cknerquartett Linz ; Tanz Affiche Wien 
Mikulov : (M) Leo Witoszynskyj : Meisterkurs für Gi tarre ; Esther Schobel 
Moravsky-Beroun :  (M) Thomas Wall/Thomas Mandel 
(GA) " Wege und U mwege" 
Olmütz : ( L) I lse Tiel sch ; M arianne Gruber ; E lazar Benyoetz 
( V) Vortragsreihe  über österre ichische  Literatur nach 1 945 
Ostrau : (M) Conci l ium Musi cu m  
(V) Günter LipoId über d i e  B esonderheiten des österreich ischen Deutsch ; Otto 
M i chael Gugler über " St ifters Wit iko" 
Pilsen : ( EA) Beatrix Baldessari 
(GA) H orst B ernhard/Gerhard Wörs 
(V) Reinhard Ehgartner über österreichische Landeskunde 
Policka : (M) Barbara H elfgott/Stefano Chicco 
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Prag : (MA) Nitsch/Schwarzkogler 
(EA) Ona B ;  Karl Katzinger ;  Beatrix Baldessari ; Christof Subik ;  J osef Symon ; loge 
Morath 
(GA) "Wege und Umwege" 
(A) "Velia und die Eleaten" ; "Bertha von Suttner" ; "Jiny dum", Österreichische 
und deutsche Architektur in Mähren und Schlesien ; "Theresienstadt" ; Kinderbuch
ausstel lung " Flügel hat mein Schaukelpferd" 
(WA) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" 
(L) Robert Schindel ; H. C. Artmann ; Elazar Benyoetz ; Michael Köhlmaier/Peter 
Rosei/Waltraud Anna Mitgutsch ; Elisabeth Schöffl-Pöll ; Otto Steffl : "Wiener 
Melange" ; Präsentation des Verlags Wieser mit Autor Dzevad Karahasan ; Buchprä
sentationen : Anthologie der österreich-tschechischen Poesie ("Magicke Kameny", 
" Der Lerchenbaum") ; Kurzprosa von Peter Handke : "Tri pokusy" ; Georg Kreisler : 
" Lola Blau" 
(M) Clemencic Consort ; Austrian Art Ensemble ; I rmtraud Misek-Hubatscheck ; 
Jazz-Ensemble ; Kammerchor Walter von der Vogelweide ; Alfred Melichar : Mei
sterklasse für Akkordeon ; Tiroler Motettenchor ; Florian Kitt/Rita Medjimorec ; 
Jazz Trio Miklin ; Gertrud Korn ; Paul Badura-Skoda ; Grazer Spielmannszug ; 
Walter Bartussek ; Monoblue Quartett ; Duo Wessner/Zeh ; Quartett Belvedere ; 
Ensemble Triton ; Adalbert Stifter-Quintett ; Vienna Guitar Players ; Elena Deniso
val Alexei Kornienko ; Roger Salander/Harald Ossberger ; Benjamin Schmidtl Alex
ander Markovich ; Ingrid Marsoner ; Meinhard Niedermayr/Vera Hajkova 
(S) Podiumsgespräch : Hermann Nitsch/Eva Maria Badura-Triska/Wolfgang Denk ; 
" Karl Kraus - Dramatiker?" ; "Von Arnstein bis Zuckerkandl - Jüdische Stifter und 
Mäzene in Wien, Budapest und Prag" ; " Peter Handke in Prag" ; "Europäische 
Integration : Reminiszenz und Perspektiven" ; "Jura Soyfer" 
(V) Ludwig Nagl über die Grenzen des ethischen Universalismus ; Doz. Arnold 
Suppan über die Außenpolitik zwischen Pr ag und Wien 1 9 1 8 - 1 939" ; Prof. Franz 
Rupert Hrubi über "Der Wiener Kreis und seine Rolle im mitteleuropäischen 
Raum" ; Prof. Karl Acham über Determinismus und Freiheit ; Peter Weihs über die 
Ablehnung von Atomkraftwerken in Österreich ; Georg Jankovic über die Welt 
Kaiser Franz J osephs 
Socinec : (GA) Freilacher/Fischer/Höllwarth u. a. 
Troppau : (L) Marianne Gruber 
(M) Ensemble des Brucknerkonservatoriums Linz 
Valtice : (M) Irmtraud Misek-Hubatschek : Kurse für Barockcello 
Zlin : (M) Gernot Winischhofer 
Znaim : (S) "Charles Sealsfield" 

TUNESIEN 
Tunis : (M) Christoph Czech/Franz HackllChristian Mühlbacher ; Wiener Klavier
trio 

TÜRKEI 
Ankara : (GA) "Zeitgenössische österreichische Kunstphotographie" 
(L) Herlinde Gärtner-Zeitlinger aus Werken von Peter Handke, Ingeborg Bach
mann und Thomas Bernhard ; Ingrid M alinka/Fritz Friedl aus Werken von Arthur 
Schnitzler ;  
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(M)  Duo Saxopiano ; Kammertrio Linz � Wien ; Wiener Mozali-Tri o ; Trio di 
Vienna ;  Florian Kitt/Rita M edjimore c ;  Schrammel-Quartett ; Wiener Ensemble 
Orchester ;  

Balikesir ( EA) Usch i  Leitgeb 
( GA) "Zeitgenöss ische österreichische Kunstphotographie" 

Bergama : (S)  Workshop : " Galenos" 

Bursa : ( EA) Uschi Leitgeb ; Kurt Ryslavy 
(GA) "Zeitgenöss i sche österreichische Kunstphotographie" 

( A) "Buchstäb l ich" 

( L) Ingrid M al inka/Fritz Friedl  aus  Werken von Arthur Schnitzler 
(M)  Kammertrio Linz - Wien ; Jazzsextett Rois Boogie Boys ; Duo Saxopiano 
(V) I nes Nikolavci c über zeitgenössische Fotografie 

Edirne : (EA) Kurt Ryslavy 
(GA) "Zeitgenössische österreichische Kunstphotographie" 

Eskisehir : (GA) " Zeitgenössische österreichi sche Kunstphotographie" 
( L) I ngrid Mal inka/Fritz Fri ed l ; Herl i nde Gärtner-Zeit l inger aus Werken von Peter 
H andke, I ngeborg Bachmann und Chri stoph Ransmayr 

(M)  Duo Saxopiano ; Oberösterreichisches B läserquintett ; Florian Kitt/ Rita M edji 
morec 

(S) "Verkehrss i cherheit und -erziehung ( T 1 l) " : "Österreichische L iteratur und 
österreichisches Deutsch" 

Istanbul :  (EA)  K u rt Rys lavy ; Chris H interobermaier 
(GA) "Zeitgenössi sche österre ichische Kunstphotographie",  "Treffen : Kunst"  
( 1 2 Künst l er aus  der  Türkei und Österre ich) 

(A) " Buchstäb l i ch" 
( L) Renate Welsh : Jutta Tre i ber ; Gerhard Bal luch aus Werken von Gert Jonke : 
H erl inde Gärtner-Zeit l i nger <Jus  Werken von Peter Handke ,  I ngeborg Bachmann 
und Thomas Bernhard ; Aktionstheater Dornbirn ; Theatergruppe T. K u rtiz ; F .  Un
ger ( Pantomime) ; Angela P. Saberzaim ian (Tanz) 

( M) Kammertri o Li nz - Wi en ; Ensemble Kontrapunkte ; Trio di Vienna ; Cri s s
Cross M uttenthaler ; Flori an Kitt/ Rita Medjimorec ; Wiener Strauß Orchester 
(S) " Neue Technologien in  der Werkstoff technik" ; , , 1 I .  österreichisch-türkisches 
M anagement-Semi nar Umwelt" ; , . Veterinärmedizin" ; "Schreibwerkstätte" : Fachge
spräch " Palastgartenan lage Yildiz" ; Workshop : " Kommunikation und Körperspra
ehe" ; " LiteraturwerkstatC ; "S iebdrucktechnik" : ,. Didaktik zu Materia l ien über 
österreichische Landeskunde",  " Klassi scher Tanz - Vol kstanz" : "Techniken der 
Kunstfotogra phie" 
(V) Franz Jegl ich über " Werkstoffe der Zukunft" ; Gerl i nde H aas über " Musi kar
chäologie aus anderer S icht" ; Prof. H anspeter Neuhold über die Tragödie  des 
ehemaligen Jugoslawiens ; Wpl f  Prix über "Coop H immelblau und Werke" 
Izmir : ( L) Gerhard Bal luch aus Werken von Gerd Jonke ; Jutta Treiber : Herl i nde 
Gärtner-Zeit l i nger aus Werken von Peter H andke, Ingeborg Bachmann, Thomas 
B ernhard ; Theaterwerkstatt Wien ("Amaterasu") 

(M) Trio di  Vi enna ; Gemot Winischhofer 

( V) Prof. M an fred Burgsta l ler  über die Grundprinzipien des österre ich ischen Straf
rechts 

Side : eS) Workshop " Anastylose am Theater i n  S ide" 
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UGANDA 
Kampala : (M) Mozarteum Quartett 
(V) Prof. Konrad Ginther über Internationales Recht mit Bezug auf das afrikanische 
Gew 0 hnh ei tsrech t 

UKRAINE 
Charkow : (WA) "Joseph Roth" 
(L) Christoph Bochdansky 
(M) Trio Musica Moderna ; Leo Witoszynskij 
Kiew : (EA) Ernst Degasperi 
(L) Maria Perschy/Bruno Thost : österreichische Kaffeehausliteratur ; Theater Tritt
brettl 
(M) Leo Witoszynskij ; Trio Musica Moderna 
(S) "Ukrainische Literatur in Österreich - österreichische Literatur in der Ukraine" 
Odessa : (M) Gastdirigat Hobart Earl 

UNGARN 
Budapest : (MA) "Spiel ohne Grenzen" (zeitgenössische österreich ische Kunst) 
(EA) Ingrid Ramsauer ;  Johanna Kandl ; Moje Menhardt ; Walter Zednicek ; Stania 
Donnenberg 
(GA) Ivoedeny-De Forma 
(A) " Diesseits der Theiss, Jenseits der Leitha", " Flügel hat mein Schaukelpferd" 
(österreichische Kinderbücher) ; 
"Österreichische Buchwoche" 
(W A) "Junges Österreich - Bauten und Konzepte" 
(AB) " Farbiges Wasser" (Franz Fohner-Bihack, Norbert Maringer, Franz Heis), 
(L) "Orte der Literatur" ; Robert Schindel ; Georg Kövary ; Renate Welsh ; Gertrud 
Sybil le Mende ; Maresa Hörbiger :  " Fräulein Else" von Arthur Schnitzler ; Ödön von 
Horvath : "Glaube, Liebe, Hoffnung" (ungarische Erstaufführung) ; Gastregie 
George Tabori (Jubiläum) ; Buchpräsentationen : "Neuerscheinungen in Verlag 
DroschI" ; Wolfgang Kraus : " Kultur und Macht" ; Peter Henisch : " Die kleine Figur 
meines Vaters" 
(M) Capella con Durezza ; Gunda König/Dieter Kaufmann ; Duo Litha ; Wiener 
Mozart-Trio ; Meisterkurs Walter Berry ; Christian Kreihsler /Monika Egri ; Florian 
KittiRita Medjimorec ; Ensemble Unicorn ; Elzbieta Mazur ;  Trio Amabile ; Gitar
renduo Löffler ; Szabo-Quartett ; Astrid Bayer (Tanz) : "Autre Monde" 
(S) "Österreichische Sozialwissenschaften in Mitteleuropa um die Jahrhundertwen
de und in der Zwischenkriegszeit" ; " Identität und Fortschritt" ; " Ungarn und die 
Brentano-Schule" ; "Zeitgenössisches europäisches Theater" ; "Jüdische Philantro
pen und Mäzene in Prag, Budapest und Wien um 1 900" ; " Ri lke, die Donaumonar
chie und ihre Nachfolgestaaten" ; " Politik und Literatur - Josef Weinheber und 
Julius Hay" ; "Große Städte der Habsburgermonarchie - Urbanisierung, Kommu
nalpolitik, Soziale Konfl ikte 1 860 - 1 9 1 8" 
(V) Karlheinz Auckenthaler über Franz Werfel ; Pal Dereky über ungarische 
Avantgarde und Dichtung in Wien 1 920 - 1 926 ; Prof. Sigurd Pau l  Scheichl über 
Wiener Gesellschaft der Jahrhundertwende im Spiegel von Karl Kraus' Satire ; 
Robert Wagner über Veduten der österreichisch-ungarischen Monarchie ; 
Prof. Wendelin Schmidt-Dengler zur Situation der österreichischen Gegenwartsl ite
ratur ; Gernot Piccottini über Myträen in Virunum ;  Karl Schütz über die Gemäldega-
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l erie des Kunsthistorischen Museums Wien ; Karl Wagner über Peter Rosegger ; 
K laus Zeyringer über österre ichi sche Literatur der 80er Jahre ; I stvan Szepfa lusi  über 
Ungarn und Österre ich heute ; Norbert Heger über d ie  röm ische Vi l l a  in  Loig/Salz
burg ; Prof. M arian Heitger über Pädagogik 
Debrecen : (W A) " Die  Zeit gibt d ie  B i lder" ; "Jura Soyfer" 
( L) Renate Welsh : Joe Harrieti Dieter Moor : Texte von Jura Soyfer 
(M)  "St immen J 993" von Christian Schedlmayer (Urauffüh rung) 
(S)  "Zeitgenössische österreichische Literatur nach 1 945 : Bachmann, Celan ,  Bern
hard" ; "Österreichische und ungarische Musik nach Schönberg" 
(V) Prof. Wende l in  Schmidt-Dengler über Literatur und Phi losophie des Wiener 
K reises 
Dunajvaros : (M A) "Sch muck der Völ ker" (Museumsbus) 
Eger : (M) Johanna H i mmelbauer 
(S) " Phonologie/Phonetik" (Hans Grassegger) 
Fertöd : (M) Ensemble Unicorn ; Conci l i um Musicum 
Györ : ( EA) Brigitta Malche 
(WA) "Jura Soyfer" 
( L) Robert Schindel ; Renate Welsh ; Gertrud Sybi l l e  Mende : Theater der Figur 
Min imus Maximus ( Hi lde  LangthaIer :  "Nur keine Tochter") 
(M)  Col l egium Voca le  Marchfeld ; Szabo-Quartett 
Keszthely : ( M )  Ensemble Unicorn 
Komarom : (MA) " Schmuck der Völ ker" (Museumsbus) 
Köszeg : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
Mezöbereny : ( L) Renate Welsh  
Miskolc : (L) Gertrud Sybi l l e  Mende : Theater der  Figur Minimus Maximus : 
Maresa H örb iger : " Fräu lein E lse" 
Mosonmagyarovar :  ( L) Renate Welsh : Gertrud Syb i l l e  M ende : Theater der Figur 
Minimus Maximus 
NagykalJo : (L) Theater der Figur Minimus Maximus 
Nyiregyhaza : (WA )  , ,Jura Soyfer" 
(L) Robert Schindel  
(M)  Chri stian Sched l mayer : "Stimmen 1 99 3" (Uraufführung) 
Paks : ( MA) " Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
Pecs : ( EA) Eva K l epp-Afritsch ; Moje  M enhardt 
(WA) " Die  Zeit gibt die Bi lder" ; "Jura Soyfer" 
( L) Theater der Figur M inimus Maximus ; Buchpräsentat ion Peter Henisch : Maresa 
Hörb iger 
(M) Wiener Mozart-Trio ; Quartett Schulz - Litschauer ; Wol fgang Sengstschmid/ 
Meinhard Pri nz :  Conci l ium Mus icum 
(V) Prof. Wendel in  Schmidt- Dengler über die österreichische Literatur nach 1 945 ; 
K laus Zeyringer über österreichische L iteratur der 80er Jahre 
Salgotarjan : ( EA) I ngrid Ramsauer 
(M)  Chri stian Kre ihs ler/ M iyuki Saito 
SiOfok : ( L) Theater der Figur Minimus Maximus ; Renate Welsh 
Sopron : (M)  Szabo-Quartett 
Szeged : (W A) " Di e  Zeit gibt die B i lder" 
( M )  Conci l i um M usicum 
(S)  " Leo Perutz - Ein früher Meister der Kurzgeschichte" ;  " Formen rel igiöser 
D ichtung in  Österreich 1 848 - 1 955"  
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(V) Herbert Klauser über Marie von Ebner-Eschenbach ; Prof. Wendelin Schmidt
Dengier über Literatur und Philosophie des Wiener Kreises 
Szekszard : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
(L) Theater der Figur Minimus Maximus 
Szombathely : (WA) "Jura Soyfer" 
(L) Robert Schindel 
Tatabanya : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
(M) Ensemble Unicorn 
(S) Sommerkurs "Orffs M usikpädagogik" 
Tiszakecske : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
Varpalota : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
Vasvar : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
Veszprem : (MA) "Schmuck der Völker" (Museumsbus) 
(V) Klaus Zeyringer über österreichische Literatur der 80er Jahre 

URUGUAY 
Montevideo : (W A) Filmplakatausstellung 

USA 
Albany : (L) I lse Brem 
(V) Prof. Werner Bauer über Marie von Ebner-Eschenbach ; Karlheinz Auckentha
ler über österreichische Literatur 
Annandale : (L) Ruth Beckermann 
(V) Aldemar Schiffkorn über neue kulturelle Aktivitäten nach dem politischen 
Wechsel in Osteuropa 
Annapolis : (M) Kammerorchester Scheibbs ; Wiener Vokalensemble 
Arlington : (W A) "Adolf Loos" 
Atlanta : (M) Kammerorchester des Musikgymnasiums Wien 
Austin : (M) Musikband Pure Laine 
Berkeley : (A) "Vienna Architecture : The State of the Art" 
Bethesda : (L) Arthur Schnitzler : "Der Reigen" 
Boston : (EA) Georg Kirchner 
(L) Ruth Beckermann 
(M) Wiener Vokalensemble ; Jess-Trio 
Boulder : (WA) "Gustav Mahler" 
Bowling Green : (A) "Hermann Heller : Artist, Anatomist, Mariner" 
(L) Elisabeth Reichart ; Robert Menasse 
Buffalo : (EA) I lse Gassinger 
Burlington : (L) Elisabeth Reichart 
Chicago : (GA) PRI NZGAU/podgorschek 
(A) "Wilhelm Holzbauer" , "Autochthonous Architecture in Tyrol" ; "Arktis N ord
ost - wissenschaftliche Station Franz Josephs-Land" 
(MA) "The German Print Portfolio 1 890 - 1 930" ; "Against the Grain : Bentwood 
Furniture - Thonet chairs" ; "Austrian and German Textiles 1 900 - 1 930" 
(WA) "Österreichisches Kulturinstitut New York" ; "Adolf Loos" 
(M) Helmut Jasbar ; Workshop Helga Thiel über Wiener tschechische, slowakische 
und ungarische Musik 
(S) " Das Ende des Kalten Krieges und die kleinen europäischen Staaten" ; 
"Österreich und die Europäische Integration 1 945 - 1 992" 
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(V) Anton Schweighofer über "Arktis Nordost 

Franz Joseph Land" 
Cincinnati : (M) Konzerttournee Wiener Vokalensemble 

Cleveland : ( M )  S lowenischer Chor Peca 
College Park : ( L) El i sabeth Reichart 

Dearborn : ( L) E l isabeth Reichart 

Denver : ( M )  M onochrome B lue  

Detroit : (M)  Chor  Cantab i le  

Durharn : ( L) E l i sabeth Reichart 

EI Paso : ( A) "Seven Years in Tibet 1 944 - 1 95 1  - Photographs by He inrich Harrer" 

Erauston : (M)  Conci l ium M us icum 

Fairfex : ( L) I l se  Brem 
Forest City : (A) " Hermann H el ler : Artist, Anatomist, Mariner" 

( WA) "W. A. M ozart" 

Fort Worth : ( M A) " Ital ian D rawings from the Albertina" 

Gainesvil le : (WA) " Neuer Wi ener Wohnbau" 

Glendale : (EA) Herta Galton 

Hamilton : (L) l l se Brem 

Hempstead/N. Y. : (M)  Barbara Moser 

Hollywood : (L) Thomas Declaude/Willy H öl ler : " Lassen Sie meine Wörter in 
Ruhe" (Kabarett) : Fel ix  M itterer (Urauffü hrung von " Sibirien" in  engl i scher 
Sprache) 

Houston : ( M A) " Imperial Austri a :  Treasures of Art, Arms and Armor from the 
State of Styria" 

( A) "Contemporary Photographic Works Forum Stadtpark Graz" 

(W A) "Adol f  Loos" 

( M) Wolfgang Ho lzmair/ Markus H interhäuse r ;  Barbara Moser ; Erich Kleinschu
ster/ H arry Neuwi rth 
Indian WeHs : (M) Jazzensemble "B lue Note S i  x" Lakevi l le  

( W  A) "W. A.  M ozart" ; " Persecution and Resistance in Austria 1 93 8  - 1 945" 
Las Vegas : (M) Chorvereinigung Jung-Wien 

Lexington : (L)  Thomas Declaude/Wil ly  Höl ler  

Los Angeles : ( EA) Veronika M erlin ; Ev ie  Sul l ivan 
(A) "Vienna Architecture : The State of  the Art" 

(MA) " Ital i an  Drawings fro m  the Albertina" 

( L) Ingrid M aria Linhart ; Fel i x  Mitterer ; Thomas Declaude/Wi l ly  H öl ler  
(M)  Chorvere inigung Jung-Wien 
(S)  " Mult icultural  Europe" ; "Wiener Architektur" 

(V) Prof. H elmut Richter über Stadtplanung ; Prof. Konrad Oberhuber über ita l ieni
sche Meisterzeichnungen der Albertina ; Wolf  Prix über Meister der modernen 
Architektur ;  M anfred Schopper über die Entwicklung der Stadt Wien : Boris 
Podrecca über neue Arch itektur und Stadtplanung in Wien 
Madison : ( L) Thomas Declaude/Wil ly  H öl ler 
Meadville : ( L) Robert M enasse 

Middlefield :  (M) Wiener Vokalensemble 

Milwaukee : (M) Norbert Girl inger/ Michael Langer 
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Minneapolis : (AB) " Fourth International Symposium on Electronic Art" (Gerfried 
Stocker) 
(S) "Österreich und die europäische Integration 1 945 - 1 992" ; "Das Ende des Kalten 
Krieges und die kleinen europäischen Staaten" 
(V) Ruth Wodak über "Sprache und Rassismus gegenüber Fremden in Österreich" ;  
Franz Toedtling über wirtschaftliche Integration und regionale Politik in Europa am 
Beispiel Österreichs ; Prof. Helmut Konrad über die politische Kultur der I I .  
Republik 
Missoula : (M) Kammerchor des Musikgymnasiums Wien 
Montgomery/ AL : (M) Jess Trio 
Munde : (WA) "Adolf Loos" 
New Brunswick :  (S) "Schuberts World : Viennese Culture in the Reign of Francis I "  
New Orleans : (M) Norbert Girlinger/Michael Langer (Meisterklasse) 
Newport Beach : (GA) "The Seventh Wave" 
(M) Wiener Voka1ensemble 
New York : (EA) Christoph Abbrederis ; Irena Rosc ; Franz West ; Rudi Molacek ; 
Walter Königstein ; Wilhelm Holzbauer;  Norbert Brunner 
(WA) " Neuer Wiener Wohnbau" ;  "Österreichisches Kulturinstitut New York" ; 
" Die Zeit gibt die Bilder" 
(MA) "Josef H offmann : Designs" ; "Preview : The New Austrian Cultural I nstitute 
by Raimund Abraham" 
(GA) ,, 1 : 1 :  1 (Eichinger oder Knechtl ,  Fritz Grohs, Simon Wachsmuth)" ; "Here 
and There" - Wolfgang Bender, Gilbert Bretterbauer, M aria Hahnenkamp, Suse 
Krawagna, Otto Zitko ; "The Slogan's Now Action - Die Parole der Tat" ; Hans 
Weigand/ Gabi Senn ; "The Graphik Object : Three Austrian Printmakers" ; " Human 
Rights - as seen by the World's leading Cartoonists" ; " Memory as Desire - Bruno 
Gironcoli and Tina Bepperling" 
(A) "Autochthonous Architecture in Tyrol" ; "Vienna Architecture : The State of the 
Art" 
(AB) " In  Their Own Image : The 1 993 Studio Artists Exhibition" (Friedrich Fedo 
Ertl) 
(L) Felicitas Ruhm/Paul Angerer : "Erinnerungen der Maria Anna, Reichsfreiin von 
Berchtold zu Sonnenburg, geborene Mozart" ; Thomas Declaude/Willy HöHer ; 
Robert Menasse ; Alois Hotschnig ;  Theateraufführungen : Gabriel BaryHi : "Butter
brot" ; Wolfgang Bauer : "Tadpoletigermosquitos at M uHigan's" 
(M) Wolfgang Holzmair/Markus Hinterhäuser ; Wolfgang M uthspiel-Sextett ; Ver
dehr-Trio ; Jess-Trio ; Meisterklasse Andras Schiff; Barbara Moser ; Franz Mittler 
Memorial Concert ; Concilium Musicum ; Wiener Klaviertrio ; Wiener Vocalensem
ble ; Slowenischer Chor Peca ; Vienna Art Orchestra ; Karin und Doris Adam ; Artis 
Quartett ; Hochschule für Musik Graz : Gastkonzert von Studenten ; Bill ion Bob and 
the Harricans 
(S) " Schubert and the Piano" ; "Between Russia and Germany : East Central Europe 
after the Collapse of the UdSSR" ; 
(V) Patrick Werkner über Wien um 1 900 und die Wurzeln der Moderne ; Christian 
Witt-Doerring über Wiener Möbel-Design um die Jahrhundertwende ; Albert 
Lichtblau über die Wiener Juden der österreich-ungarischen Monarchie 1 867- 1 9 1 4  
Northhampton : (L) I lse Brem 
Norwa k :  (WA) "W. A. Mozart" 
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Oxford/Ohio : ( L) Robert Menasse 
Portland : (W A) "W. A. Mozart" 
(M)  Konzerttournee Gandalf 
Riverside :  (S)  " Das zeitgenössi sche österre ich ische Vol ksstück" (mit Thomas 
Baum, Wol fgang B auer, Gerald Szyszkowitz, Fel i x  M itterer) 
Sacramento : (M)  Meisterklassen Paul und Eva Badura-Skoda/ Igo Koch ; E l i sabeth 
Eschwe/Thomas Kreuzberger 
San Antonio : (W A) "Adolf Loos" 
( L) Robert Menasse 
(M)  Wolfg ang Ho lzmair/Markus H interhäuser 
(S)  J ahrestagung der American Association of Teachers of German (mit Robert 
Menasse) 
San Diego : (A) "Vienna Arch itecture : The State of the Art" 
(S)  Wiener Architektur 
St. Louis/MO : ( EA) Karl M andl 
(A) " Designing at the Institute for Housing Projects - TU Vienna" 
Santa Monica : (GA) Peter Kogler/ H ubert Schmal ix 
Stanford : ( M )  Norbert Girlinger/Michael Langer 
(S )  " Unity and Divers ity. (Pluri - )  N ational ism and Mult icultural ism in the German 
speaking Countries : an I ssue or a Non-issue '?" 
Storrs : (GA) "The Graphie  Object : Three Austrian Pri ntmakers"  
Tampa : ( EA) Peter Weibel  
Taos : ( L) Walter Y. Königstein 
Tueson : (W A) " Kunst in  Wien um 1 900" 
University Park/P : ( L) I ngram H artinger 
Urbana/I L :  ( M) Workshop M einhard Ruedenauer 
Waltham : ( L) Ruth Beckermann 
Washington : (MA) " Imperial Austria : Treasures of Art, Arms and Armor from the 
State of Styria" ; "A Celebrat ion of Thomas Ender's 200tl1 Birthday" 
( EA) Monika Fioreschy ; Gerhard F lekatsch ; Peter Kogler ;  Li ly Spandorf; Franz 
Bader ; Gertrud und Otto N atzler ; Stephan Mautner 
(GA) "Art Ti ro l"  (Flora, Val l azza, Wei ler, Peintner, Christian) 
(A) "Vintage Photographs from the Balkans,  1 906 - 1 9 1  0" ; " H  uman Rights - as seen 
by the world's leading cartoonists" ; "Jüdische  Soldaten in  der k.  u .  k .  Armee" 
(W A) " Max Reinhardt" ; "Die  Zeit gibt die Bi lder" 
( L) Pao l a  Loew (aus Werken von I ngeborg Bachmann) ;  Fel icitas Ruhm/Paul  
Angerer : Erinnerungen der M aria Anna Reichsfrei in von Berchtold zu Sonnenburg, 
geborene M ozart" ; Thomas Dec1aude/Wi l ly HöHer : " Lassen Sie meine Wörter in 
Ruhe" ; Peter Sichrovsky : "The  Supper" 
(M)  Markus Hinterhäuser ; Wiener Kammerorchester ; Ensemble Triton ; H el mut 
Jasbar ; Cyril Cohen/Michael Vogt ; B rigitte Pi nterl Arlene S hrut ; Barbara Moser ; 
Conci l i um Musicum ; Wiener Vokalensemble ; Kammerorchester Scheibbs ; C hri
stoph H uebner/ Li l ia Byrova und das Auryn Quartett ; E l i sabeth  von M agnusl Alan 
Mandel ; C arole Reinhart Trio  
(S)  J ahrestagung der German Studies Association 
(V) Kar!  M autner über die Geschichte des Salzkammergutes ; Prof. Marian H ei tger 
über das österreichische Erziehungssystem ; Prof. Heinz Gruber über die Erziehung 
von Genies ; M aria Eckhardt über Franz Liszt 
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VENEZUELA 
Caracas : (M) Camerata Academica Salzburg ; Wiener Sängerknaben ; Carinthia 
Chor Mil lstatt 
(V) Klaus Bielau über die österreichische Schule der Homöopathie 
Merida : (V) Prof. Friedrich Wallner über österreichische Philosophie 

ZIMBABWE 
Bulawayo : (M) Duo Attwenger 
Harare : (M) Duo Attwenger 
Hwange : (M) Duo Attwenger 
Kwekwe : (M) Duo Attwenger 
Victoria Falls : (M) Duo Attwenger 

IX. Übersetzungen und Veröffentlichungen in Fremdsprachen, 
sowie wissenschaftliche Veröffentlichungen im Ausland (1993) 
Ägypten : Schriftenreihe des Österreichischen Kulturinstituts Kairo : Band 4 :  "Öster
reich-Ägypten ; Beiträge zur Geschichte der Beziehungen vom 1 8. Jahrhundert bis 
1 9 1 8",  Band 5 :  "Das k. k. Konsulat für Central-Afrika in Khartoum 1 850 -1 885" ; 
Symposiumsbeiträge des 1 .  Internationalen Germanistenkongresses in Kairo, No
vember 1 99 1 .  

Brasilien : Christoph Ransmayr "Die letzte Welt" . 

Finnland : Erich Ball inger " ABC für Monsterfans" , "ABC für Minidetektive" ; Paul 
Celan (Auswahl aus verschiedenen Werken des Autors) ; Christine Nöstlinger 
" Liebesgeschichten vom Franz" ; Gerda Marie Scheidl " Loretta und die kleine Fee". 

Frankreich : Ingeborg Bachmann " Franza", " Die Fähre" ; Max Brod " Das Zauber
reich der Liebe" ; Sigmund Freud "Gesamtwerke" (Band 1 0) ;  Ernst H. Gombrich "In 
Search of Cultural History" (Originaltitel) ; Catharina Regina Greiffenberg "Geistli
che Sonette, Lieder und Gedichte, Auszug" ;  Peter Handke "Der Hausierer", " Die 
Stunde, da wir nichts voneinander wußten", " Das Spiel vom Fragen oder Die Reise 
zum sonoren Land" ; Hugo von Hofmannsthai "Ein Brief', " Briefwechsel mit 
Richard Strauss" ; Ödön von Horvath " Der ewige Spießer" ; Elfriede Jelinek "Was 
geschah, als Nora ihren M ann verlassen hatte" ; Gerd Jonke " Die Schule der 
Geläufigkeit" ; Christine Lavant " Die Bettlerschale" ; Alexander Lernet-Holenia 
" Der Baron Bagge" ; Gregor von Rezzori "Auf dem Kliff', "Blumen im Schnee" ; 
Elisabeth Reichart " Komm über den See" ; Rainer Maria Rilke " Briefe an einen 
jungen Dichter", "Die weiße Fürstin", " Das Marienleben", "Das Stundenbuch", 
" Prosa - Sammelwerk" ; Arthur Schnitzler " Fräulein Else" ; Adalbert Stifter " Der 
Hagestolz" ; George Tabori "Mein Kampf' ; Peter Turrini "Alpenglühen" ; Ludwig 
Winder " Die jüdische Orgel" ;  Josef Winkler " Der Leibeigene" ;  Ludwig Wittgen
stein "Tractatus logico-philosophicus", "Wittgenstein's Lectures, Cambridge" (Ori
ginaltitel) ; Edgar Zilsel " Die  Entstehung des Geniebegriffs" ; Stefan Zweig "Adam 
Lux", "Die Welt von Gestern", " Der Amokläufer" und zahlreiche französische 
Abhandlungen zu Literatur, Geschichte, Philosophie, Kunstgeschichte und Musik. 

Griechenland : Arthur Schnitzler "Spiel im Morgengrauen". 

Großbritannien : Ricarda Schmidt und Moray McGowan (Hrsg.) " From H igh Priests 
to Desecrators. Contemporary Austrian Writers" ; Joachim Whaley "The Habsburg 
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Legacy. Austria, ,Germany' and the Dissolution of the Holy Roman Empire",  ( H rsg. 
Edward Ti m ms/ Ritchie Robertson) ; Edward Timms "Austrians and Jews in the 20th 
Century" ( H rsg .  Robert Wistrich) ; D avid H eal d " Ein konservativer Anarchist -
Robert Mus i l  on  Politics" ( in : " Musi l -Forum") ; Duncan Large "The German Novel 
in the 20th Century. Experimenting with E xperience. Robert Musi l : Der M ann ohne 
Eigenschaften" ,  " ,On  the Use of the Negative' in ,Der Mann ohne Eigenschaften' " 
( in :  " M usi l  Forum") ; Patricia H owe " Models of Time in Saar's ,Schloß Kostenitz' " 
( in : " Modern Austrian Literature") ; Ernst H .  Gombrich und Didier Eribon "A 
l i felong I nterest : Conversations on Art and  Science" . 

Italien : " Poeti Austriaci tradotti da  Ervino Pocar" (Anthologie österre ichischer 
Lyrik) ; S igmund Freud " Briefe 1 908 - 1 9 1 4" ;  Franz Gri l lparzer " Der arme Spiel
mann",  " Das Goldene Vl ies ; Tri logie", " Des Meeres und der Liebe Wel len" ; Peter 
Handke "Versuch über den geglückten Tag", " Das Spiel vom Fragen oder Die  Reise 
zum sonoren Land" ; H ugo von Hofmannsthai " Briefwechsel mit Richard Strauss" ; 
Karl Kraus "Aphorismen" ;  Robert Musi l  " Der Mann ohne Eigenschaften" ; H ans  
Raimund " Trugschlüsse" : Joseph Richter "Taschenbücher für Grabennymphen auf  
das  Jahr 1 78 7" ; Ludwig von Sacher- M asoch "Venus im Pelz" ; Arnold S chönbergl 
Thomas M ann " Apropos Dr. Faustus . Briefe 1 930 - 1 95 1 " ;  Arthur Schnitz ler " Die  
Braut", "Werke" : Franz Werfel " Nicht der Mörder, der Ermordete ist sch uldig" ; 
Artur Rosenauer ., Donate l lo .  Gesammelte Werke" ; Rainer M aria Ri lke " Erzählun
gen" ; Ju l ian  Schutting " Poesie" ; Thomas Bernhardl Krista Fl eischmann "Thomas 
Bernhard - E ine Begegn ung" ; Karl Lubomirski "Das Ausbleiben" ;  Johannes 
Urzidi l  " Prager Triptychon" ; Wolfgang Kraus " Die Wiederkehr des Einzelnen" .  

Japan : Peter Waterhouse " B lumen" ; Robert Musi l  " Der Mann ohne Eigenschaf
ten" ; Joseph Roth "Triumph der Schönheit",  " Bei chte eines Mörders,  erzählt in 
einer Nacht", " Das fal sche Gewicht" ; Otto Bauer " Die Österreichische Revolut ion",  
, .Zwischen zwei  Weltkriegen" ; Stephen Gal lup " Die Salzburger Festspie le" ; Diana 
Burgwyn "Sa lzburg - A Portrait" (Originaltitel) ; Fri edrich August Hayek "The Road 
to Serfdom" (Originaltitel) ; Hi lde Spiel  "Vienna's Golden Autumn" (Originaltite l ) .  

Kroatien : I ngeborg Bachmann "M alina" ; Hugo von Hofmannsthai "Jedermann" .  

Mexiko : Thomas Bernhard " Der Theatermacher" . 

Niederlande : Alma Mahler " Gustav Mahler -- Erinnerungen und Briefe" : Peter 
H andke " Versu ch über den geglückten Tag" ; El ias Canetti "Die Fliegenpein" ; 
Sigmund Freud "Studien über Hysterie" ; Franz Kafka/Max Brod " Korrespon
denz" ; Inge M erkel " Eine ganz gewöhnliche Ehe" ; Ludwig Wittgenstein " Phi loso
phische Untersuchungen" ;  Leo Perutz " Der Judas Leonardo",  . ,Der Meister des 
Jüngsten Tages" ; E l friede Jel inek "Die Ausgesperrten" ; Konrad Spindler  " Der 
Mann im Eis" .  

Norwegen : Peter H andke " Drei Versuche" .  

Polen : " Gedichte" (Zweisprachige Publ i kation eines Gedichtbandes von  Kar! 
Lubomirski ) ; " Vita pro Litteris" (Festschri ft für Anna Stroka) ; Sonderheft der 
Theaterzeitschrift "N otatnik Teatralny" über Thomas Bernhard ; Repri nt der 
Publikat ion " Westgalizische He ldengräber" ; Franz Forster " Die Festung Przemys l" ; 
Roman Taborski " Polen in  Wien" ; Informationsbroschüre " Deutsch in Polen" ; 
Witol d  Gostynski " Wien-Kunstführer" ; Publ i kation über das Germanistiksymposi-
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um ; Publikation über die Konferenz " Miteinander-Nebeneinander-Gegeneinan
der", November 1 993 .  

Portugal : Paul Celan " Mohn und Gedächtnis" ; Erich Hackl "Abschied von 
Sidonie" ; Ingeborg Bachmann (Gedichtband). 

Rumänien : George Gutu "Paul Celan und kein Ende", "Die Leseprobe, österreichi
sche Literatur : Weltliteratur ohne Heimat" (bei des in : "Zeitschrift der Germanisten 
Rumäniens"). 

Rußland : Thomas Brezina " Knickerbockerbande" ; Karl Bühler "Sprachtheorie" ; 
Manes Sperber "Wie eine Träne im Ozean" ; Christoph Ransmayr " Die letzte Welt" ; 
Elias Canetti "Der andere Prozeß, Franz Kafka in drei Briefen an Felice" ; Robert 
Musil "Die Verwirrungen des Zöglings Törless" ;  "Der germanische Orpheus" 
(Österreichische und deutsche Lyrik). 

Schweden :  Thomas Bernhard "Auslöschung. Ein Zerfall" ; Robert Schneider "Schla
fes Bruder" . 

Slowakei : Ota Weinberger " Grundsätze und Ziele der Institutionalistischen Rechts
theorie" ; Herbert Hausmaninger/Peter Blaho "Praktische Studien zum Römischen 
Recht" . 

Slowenien : Beiträge zum österreichisch-slowenischen Symposium anläßlich des 200. 
Geburtstags von Franz Gril lparzer. 

Spanien : Arthur Schnitzler " Die Traumnovelle" ; Peter Handke "Versuch über die 
Jukebox", "Das Spiel vom Fragen oder Die Reise zum sonoren Land", "Die 
Abwesenheit" ; Thomas Bernhard "Auslöschung", "Der Tischler und andere Erzäh
lungen" ; Karl R. Popper/Konrad Lorenz " Die Zukunft ist offen" ; Manes Sperber 
"Die  verlorene Bucht" ; Bernhardt Paumgartner "Franz Schubert" (Biographie) .  

Tschechische Republik : Alfred Adler " Kunst zu verstehen : Lebens- und Krankheits
geschichte aus der Sicht der Individualpsychologie" ; Max Brod " Der Prager Kreis" ; 
Renate Daimler "Die verborgene Sehnsucht" ; Vicki Baum " Die goldenen Schuhe" ; 
Brigitte Hamann " Rudolf, Kronprinz und Rebell" ; Eduard Hansliek " Memoiren" ; 
Susanne Kubelka "Ophelia lernt schwimmen" ; Marianne Gruber " Esras abenteuer
liche Reise auf dem blauen Planeten" ; Paul Leppin "Daniel Jesus" ; Gustav von 
Meyrink "Der Golem" ; Robert Musil  "Die Verwirrungen des Zögling Törless" ;  
Rainer Maria Rilke " Prag i m  Blick von Dichter und Photograph" ; Joseph Roth "Das 
Spinnennetz", " Die  Flucht ohne Ende", " Die Legende vom heiligen Trinker" ; Peter 
Handke "Versuch über die Müdigkeit", "Versuch über die Jukebox", "Versuch über 
den geglückten Tag" ; Hermann Ungar " Ermordung vom Kapitan Hanyka" ; Ludwig 
Wittgenstein "Vermischte Bemerkungen", "Philosophische Untersuchungen", 
"Tractatus logico-philosophicus" ; Stefan Zweig "Marie Antoinette", "Maria Stu
art " , "Geschichte von Leidenschaften und Gleichgültigkeit - Auswahl von Novel
len", "Sternstunden der Menschheit" ; Wolfgang Kraus " Kultur und M acht" ; 
zahlreiche Bücher von Johannes M ario Simmel ; mehrere Werke zu Geschichte und 
Phi losophie sowie Reiseführer. 

Türkei : Thomas Bernhard " Holzfällen " ;  Robert M usil "Nachlaß zu Lebzeiten" ; 
Peter Turrini "Die Minderleister" ; Yussuf Kenan Öncü "Die Krankheit im 
Romanwerk Thomas Bernhards". 
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Ungarn : Friedrich August  H ayek "Th e  Road to Serfdom" (Original t i tel ) ;  S igmund 
Freud  " Traumdeutung" ; Wo lfgang K raus  " K u l tur  und M acht" ; Ludwig Wi ttgen
ste in " Ph i losophica l  I nvestigat ions "  ( O riginal t i te l )  ; Peter H en i sch "Die  k l ei n e  F igur  
meines  Vaters " ; Tho m as Bernhard "Die  U rsache",  E l ias  Canett i  " Das Augensp ie l "  ; 
I s tvan Fried ( H rsg . )  " Un garn in  Wien - über Wien " ; I nes M ül l er " D i e  Otto 
Wagner- Synagoge in Budapest" ; Gott fried Fried l  " Gustav K l imt" ; Ernst H .  Gom
b ri ch " Ei n e  kurze Wel tgeschichte für j u nge Leser" ; Ed i th  Sch la ffer/ C heryl B enard 
" Rückw ä rts u n d  m i t  Stöcke l sch uhen" ; I stvan Deak " Beyon d  N at ional i s m : A Socia l  
and Po l it i ca l  H istory o f  the  H absb urg O fficer Corps,  1 848 - 1 9 1 8" (Orig ina l t i t e l )  ; Zvi  
Giora "The U n conscious and i ts  N a rrat ives" ( über Sigm und Freud) ; Re inhard 
Ste iner  " Egon Schie l e" ; H .  Sabbe "György L iget i " ; "Kurzprosa aus  Österreich"  
( H rsg.  K laus  Schachner) .  

USA : Peter  Rosei  " Das schnel l e  G lück " ; A J e xander Giese " Lerida oder der  l ange 
Scha tten" ; Barbara Fri schmuth " Die  K l osterschule " ; G erhard Roth " Der st i l l e  
Ozean " : M i l o  D o r  " A u f  d e m  fal sch en Dampfer" ; M arianne Gruber " Die g läserne 
K uge l " ;  György Sebestyen "Alb ino" ; I l s e  Ti e lsch " Eri nnerung mit B ä u m en " : 
Jeann i e  Ebner . , Drei Fl ötentöne" ; Janko Ferk " Der verurte i l te K l äger" ; Patr ick 
Werk n er " Physis  und Psyche .  Der ö sterrei chische Frü h e xpress ion i smus"  ; Veza 
Canetti  " Der Oger" : Peter Preses/ U l rich Becher " Der Bockerer" ; Peter Tu rri n i  
. , Sausch lachten " :  Fel i x  M i tterer " Ke i n  Pl atz fü r I dioten " ; Gera ld Szyszk owitz 
.. Friedemann Puntigam oder D ie  K unst  des Vergessens" und " Fü n f  Stücke" ; 
Caro l ine  M arko l i n  "Thomas Bernha rd and H i s  Grandfather J ohannes Freu mbich 
l er" ( Origi na l t i te l ) ; . .  Austri an  H i story Yearbook",  Vo l .  24 ( H rsg.  David F .  G ood 
u.  a . )  und " Au stri an Studies  Newsletter" (beide Center for Austrian  Stud ies .  
Un iversi ty of  M innesota) : . ,Austria i n  the New E u rope.  C ontemporary Austrian 
Stud ies"  B and 2 ( H rsg. G ü nter B ischof/ Anton Pel inka ) :  "Turn-of-the Century 
Vienna  and i t s  Legacy . Essays i n  H on o u r  o f  Dona ld  G.  Daviau " :  . , Journa l  o f  the 
Kafk a Society o f  America" ; Band 1 5 ;  " M odern Austr ian L i terature" : Th e M oder
n is t ,  N e w  York ( Band 1 2  Österreich gewidmet ) : "Österre ich isches K u l tur inst i tut  
N ew York .  Ein baukünst ler ischer Wettbewerb" ( Kata log deutsch/engl isch) .  
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J) Die humanitäre Dimension in den internationalen 
Beziehungen 

I. Wanderungs- und Flüchtlingsfragen 

1 .  Wanderungs- und Flüchtlingsbewegungen in und nach Europa 

Der Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) schätz
te die Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen 1 993 auf weltweit 1 9  Millio
nen, was eine weitere Steigerung gegenüber 1 992 bedeutet. Seit Ende 1 99 1  
ist auch Europa im besonderen Maße betroffen.  

Zwei Ströme erzwungener Migration lassen sich gegenwärtig in Europa 
feststellen : Asylwerber und Kriegsvertriebene. Während 1 993 die Zahl der 
Asylwerber in Europa nach dem Höchststand von 680.000 im Jahr 1 992 um 
mehr als 1 0% auf etwa 600.000 abgesunken i st, erreichte die Zahl der 
Kriegsflüchtlinge und Vertriebenen im Herbst 1 993 als Folge der kriegeri 
schen Auseinandersetzungen auf Teilen des Territoriums des ehemaligen 
Jugoslawiens mehr als 4,5 Mill ionen Menschen. 

Auf dem Gebiet der ehemaligen SFR Jugoslawien lebten Ende 1 993 fast 
vier Mill ionen Flüchtlinge und Vertriebene, davon mehr als 2,5 Millionen 
in Bosnien-Herzegowina, etwa je eine halbe Million in Kroatien und 
Serbien. Andere europäische Länder hatten zu diesem Zeitpunkt etwa 
630.000 Flüchtlinge und Vertriebene aufgenommen, fast 90% befinden sich 
in den vier H auptaufnahmeländern Österreich, Deutschland, Schweiz und 
Schweden, davon 1 2% allein in Österreich. 

Die europäischen Staaten versuchten weiterhin, Lösungen für die den 
ganzen Kontinent betreffende Migrationsproblematik zu finden ; angesichts 
der divergierenden natio nalen Interessen leider mit wenig Erfolg. Die 
"Wiener Gruppe" - sie führt den mit der Wiener Europaratsministerkonfe
renz im Jänner 1 99 1  über Ost-West-Wanderungsbewegungen begonnenen 
Prozeß weiter - versuchte vor dem Hintergrund zu erwartender weiterer 
Flüchtlingsströme aus dem ehemaligen Jugoslawien, zu einer gerechteren 
Verteilung der dadurch entstehenden Lasten auf die europäischen Staaten 
zu gelangen. Die Bemühungen werden 1 994 fortgesetzt werdeQ. Die 
"Budapester Gruppe" - sie wurde im Februar 1 993 anläßlich der Europäi
schen Konferenz über unkontrollierte Migration ins Leben gerufen - setzte 
erste Schritte im Kampf gegen die il legale Einwanderung und insbesondere 
das Schlepperunwesen. Diesen Zielen, aber auch dem Kampf gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit diente ebenfalls die am 1 8 ./ 1 9 . No
vember in Athen abgehaltene Konferenz der europäischen, für Wande
rungsfragen zuständigen Minister. 
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2 .  Flüchtli ngs- und Migrationspolitik in  Österreich 

1 993 suchten i nsgesamt 4.744 Personen um die  Gewährung des Asylrechts 
i n  Österreich an. Das i s t  e in  deutl icher Rückgang im Vergle ich zu den 
Asy lwerberzahlen der vorangegangenen Jahre. Im zweiten Wanderungsbe
richt von Bundesminister Franz Löschn ak an den N ationalrat werden die  
U rsachen für d iesen Rückgang ausführl i ch dargestel lt .  

1 993 wurden 1 5 .885  Asylverfahren abgeschlossen,  davon 1 . 1 93 mit  posit i 
vem Ergebnis ; dies entspricht einer Anerkennungsrate von 7,5%. Ent
sprechend dem Rückgang der Asylwerberzahl ,  der Beschleunigung der 
Asylverfahren und infolge der E inri chtung der Bosnier-Akt ion vermin
derte s ich d ie  Zahl  der bundesbetreuten Asylwerber von 6 .687  auf 
2 .4 1 4  Personen .  

3. D as neue österreichische Niederlassungsrecht (Aufenthaltsgesetz) 

B isher war d ie  N iederlassung von Fremden in Österre ich nur i m  Rahmen 
von Gastarbeiterkontingenten und durch die Mögl i chkeit,  über i ndividuel 
len Antrag e ine E inwanderungsgenehmi gung zu erhalten, geregelt .  Das am 
1 .  Jul i  in Kraft getretene Aufenthaltsgesetz setzte s ich v .  a .  das Zie l ,  
Grundlagen für die materi e l l en  Voraussetzungen e iner  E inwanderung zu 
s chaffen ,  d ie  Zuwanderung an j ährl i che  Quoten zu binden ( 1 993 /94 : 
27 .000), d ie  Landeshauptmänner i n  den Vol l zug e inzubinden und k lare 
Aufenthaltsgrundlagen für Kriegsvertriebene zu schaffen .  

Das  Gesetz s i eht vor, daß jeder  Fremde,  der s i ch in  Österre ich n i cht  nur  
kurz und vorübergehend aufhalten w i l l ,  e iner b esonderen Bewi l l i gung 
b e darf, d ie  g rundsätz l i ch nur vor  der  E in re i se  nach Österre ich beantragt 
werden kann .  Als Aufenthal tswerber  s ind  dabei a l l e  Fremden anzuse
hen ,  we l che  die Abs icht  haben, s i ch i n  Österre ich zur Ausübung e iner  
s e lbständigen oder  unse lb ständ igen  E rwerbstätigkei t  - se i  es auch nur 
kurzfri s t ig  - vorübergehend oder  auf Dauer n iederzu l assen .  Die  E rstan
tragste I lung  vom Aus land aus kann i m  Wege e iner österre i ch i schen 
Berufsvertretungsbehörde oder  d i rekt auf dem Postweg an d i e  Bewi l l i 
gungsbehörden  erfo lgen . Verlängerungsanträge können  i m  I nl and ge
s te l l t  werden .  

Von d ieser Regel ung ausgenommen s ind  Staatsangehörige der Schweiz, 
L iechtenste ins ,  Luxemburgs sowie  Südtiroler und seit 1 .  Jänner 1 994 
Bürger der E WR-Staaten .  Ausgenommen s ind ferner  Dip lomaten, aus
übende Künst ler, Journa l i sten, Asylwerber und Flü cht l inge sowie d iverse 
Personengruppen aufgrund ihres arbeitsrecht l i chen Status .  

Von 1 .  Jul i  - 3 1 .  Dezember wurden be i  den österre i ch ischen Vertretungs
behörden im Ausland 2 1 . 892 Anträge e ingebracht, von denen 6.248 von 
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den zuständigen Inlands behörden bewilligt wurden ; 754 Anträge wurden 
abschlägig beschieden. Die Entscheidung über die anderen Anträge ist 
offen.  

11. Österreich und die Flüchtlinge aus dem und im ehemaligen 
Jugoslawien 
Das U NHCR, dem die Koordination der internationalen humanitären 
Hilfe obliegt, gibt die Zahl der Flüchtlinge und Vertriebenen auf dem 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens zu Jahresende 1 993 mit 3 ,808 .000 an ; 
2,740.000 hielten sich in Bosnien-Herzegowina, 53 1 .000 in Kroatien, 
337 .000 in Serbien, 97 .000 in den VN-Schutzzonen (UNPAs), 4 1 .000 in 
Montenegro, 32 .000 in Mazedonien und 30.000 in Slowenien auf. Insge
samt sind 4,3 Mi ll ionen Menschen auf Hilfe von außen angewiesen. Der 
monatliche Nahrungsmittelbedarf dieser Flüchtlinge und Vertriebenen 
beträgt ca. 40.000 t, tatsächlich konnten im Monatsdurchschnitt jedoch nur 
zwischen 1 5 .000 - 25.000 t geliefert werden. Die Gründe hiefür lagen 
einerseits in Behinderungen der Hilfskonvois und wiederholten Unterbre
chungen der Luftbrücke nach Sarajewo - bisher wurden ca. 6 .700 Flüge 
abgewickelt - andererseits in der mangelnden Finanzierung der Hilfspro
gramme. Der Finanzbedarf der VN für die Periode von Oktober 1 993-Juni 
1 994 beträgt ca. 700 Millionen US-Dollar. Die Beitragsleistungen der 
Staatengemeinschaft in den Jahren 1 992 und 1 993 (Jänner bis November) 
erreichten ein Gesamtvolumen von 357 Mill ionen US-Dollar (siehe Gra
phik nächste Seite). 

N eben den VN sind zahlreiche nationale und internationale H ilfsorgani
sationen auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens tätig, darunter das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz ( IKRK),  dem neben der 
Leistung humanitärer Hilfe auch der Schutz der Kriegsgefangenen, der 
Vermißtensuchdienst und die medizinische Betreuung obl iegt. 

Österreich war von den Auswirkungen der kriegerischen Konflikte in 
dieser Region wieder in besonderem Maße betroffen : zu Jahresende 
hielten sich mehr als 70.000 Flüchtlinge im Bundesgebiet auf. Etwa 
1 .400 Asylwerber befanden sich in Bundesbetreuung, über 40.000 De-fac
to-Flüchtlinge in  der Betreuung von Bund und Ländern. Etwa 30.000 Per
sonen sind bei Verwandten oder Bekannten u ntergebracht und werden 
weder vom Bund noch von den Ländern finanziel l  u nterstützt. Weiters hat 
Österreich die Aufnahme eines Kontingents von 200 freigelassenen Kriegs
gefangenen mit deren Familienangehörigen und 20 Spitalsplätze für Kran
ke und Verwundete angeboten. Die Zahl der Flüchtlinge aus dem 
ehemaligen Jugoslawien entspricht somit fast 1 % der österreichischen 
Bevölkerung. 
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H i lfe der Staatenge m e i n s c h aft an das e h em a l ig e  J ug o s l a w i e n  
i m  R a h men der Verei nten Nat ionen 1 992 u n d  1 993 

Gro8britannien 
USA 

Frankreich 
Niederlande 

Schweden 
Japan 

Schweiz � 
Deutschland ����zzzzzz:z:z::;��::z:z:n;zzzz::z:::l 

Norwegen �����::z:zzzzj 
Dänemark --

Italien -
Finnland � 

öSTERREICH • 
Kanada �12'Z2ZZ1 

Türkei � 
Belgien � 

Spanien p 

. 1 993 (Jänner - November) 

IZJ 1 992 

EU ��:������������������z:z::;�ZA 1 58 
Soros Fund � 

NGO � 
Sonstige � 

F=��I--�-r-I �-'I--�-�I ��I--�-TI --r--Ir-
o 1 0  20 30 40 50 60 70 

NGO = Nichtamtliche Organisation. 
Quel le :  U N H C R .  

in Mi l lionen US$ 

G rafik: Österreichisches Statistisches Zentral amt.  

Bund, Länder und die österreichische Bevölkerung haben seit 1 99 1  rund 
3 ,3  Mill iarden Schilling an humanitärer Hilfe zugunsten der Kriegsopfer 
geleistet (um einige Beispiele zu nennen : Hilfe zum Wiederaufbau in 
Kroatien ; ein Eisenbahnzug mit Brennholz für Flüchtlinge in Nordostbos
nien ; Beteiligung an Luftabwürfen von Hilfspaketen in Zentralbosnien). 
Der Bund stellte den überwiegenden Tei l  seiner Mittel österreichischen 
humanitären Organisationen wie der CARITAS, dem Österreichischen 
Roten Kreuz, dem Österreichischen Hilfswerk-M alteser und CARE
Österreich für deren Hilfsprogramme zur Verfügung. Die gesamten öster
reichischen Hilfsleistungen seit Beginn der kriegerischen Auseinanderset
zungen gliedern sich wie folgt : 
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Bilaterale Hilfe : 

1 .  Bundesmittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
2 .  Mittel der Bundesländer (davon 1 2,5 für " Nachbar in  Not") . . . . . . . . . .  . 
3 .  Aktion "Nachbar in Not" (Spendenaufkommen aus Österreich) . . . . . . .  . 
4. Selbstfinanzierte Spenden (CARITAS, ÖHW- Malteser, ÖRK, CARE) " 
5 .  Flüchtlingsbetreuung in Österreich (Bund und Länder) . . . . . . . . . . . . . .  . 

Gesamtsumme der bilateralen Hilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Multilaterale Hilfe (ausschließlich Bundesmittel) : 

Mio. öS 

207,5 
86,0 

606,0 
220,0 

2. 1 1 1 ,0 

3.218,0 

Mio. öS 

1 .  UNHCR . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,0 
2. VN-Expertenkommission betreffend Kriegsverbrechen im ehemaligen 

Jugoslawien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
3 .  UNOV (CSDHA) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
4. 10M . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
5 .  I KRK . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

Gesamtsumme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

111. Humanitäre und Katastrophenhilfe 

0,22 
23,487 

3,65 
2 1 ,0 

72,357 

1 993 stellte die österreichische Bundesregierung wieder erhebliche Mittel 
für von Katastrophen und Not betroffene Länder zur Verfügung, die meist 
über österreichische oder internationale humanitäre Organisationen an die 
Bestimmungsorte gelangten. Im einzelnen kamen die Gelder folgenden 
Hilfsaktionen zugute : 
öS  1 0,000.000 Lieferung von 1 00 t Trockenhefe und 1 .000 t Rübenzucker 

für Albanien 
öS  250.000 zugunsten der Erdbebenopfer in  Indonesien (UN-DHA) 
öS 1 ,500.000 zugunsten der Opfer einer Hungerkatastrophe in Somalia 

(I KRK) 
öS 1 6,000.000 zugunsten von Aktivitäten im ehemaligen Jugoslawien 

(UNHCR) 
öS  500.000 Rückführung von Tamilen aus Indien nach Sri Lanka 

(UNHCR) 
öS 500.000 Rückführung von Flüchtlingen in Armenien und Aser-

baidschan (UNHCR) 
öS  1 ,000.000 Flüchtlingsversorgung in  Ruanda ( I KRK) 
öS  5 ,000.000 Lebensmittel für Luftabwürfe in  Bosnien-Herzegowina 

(UNHCR) 
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USS 1 50 .000 H umanitäre Aktivitäten i n  Jugoslawien ( J O M) 
US$  1 ,000.000 zugunsten der YN-"Operation Restore Hope"  in  Soma l ia  
öS 250.000 Schneekatastrophe in  der Mongole i  ( U N- O H A) 
ö S  1 ,000.000 zugunsten der Bevölkerung von Tadsch ikistan ( I  K RK) 
ö S  500 .000 Rückfü hrung äth iopischer Flüchtl inge aus dem Sudan 

n ach Äth iop ien ( U N H C R) 
U S $  20.000 YN-Expertenkommiss ion zur Untersuchung v o n  Verlet-

zungen des humanitären Völkerrechts im ehem al igen 
Jugoslawi en 

ö S  1 , 500 .000 Lebens mittelrationen d e s  Bundesheers für Flücht l inge aus 
Abchas ien in Georgien (UN-O H A) 

ö S  9 ,987 .000 Wiederherste l lung von Wohn- und Kommunalbauten in  
Pakrac/Kroatien ( U NOV) 

ö S  1 , 500.000 Erdbebenkatastrophe i n  I ndien ( U N - O H A) 
ö S  50,000.000 zur Verfü gu ng österre ich ischer NGOs für H i l fsprogram

me i m  ehemal igen Jugoslawien 

IV. I nternationale humanitäre Institutionen 
H ins ichtl i ch des Flüchtlingshochkommissars der VN ( U N HC R) und  des 
Department of Humanitarian Affairs ( U N- OHA, früher : YN- Koordina
t ionsste l l e  für Katastrophenh i l fe/U NORO) wird auf d i e  Ausführu ngen zu 
den YN-Spezial organisationen (s iehe Abschnitt Ol l / Punkt 3 .4) verwiesen .  

1. Die I nternationale Wanderungsorganisation ( 1 0 M )  

Se i t  1 98 7  übern immt d ie  1 0 M  wel tweite Aufgaben  auf d e m  Gebiet der 
Personenwanderung. Der Organisation gehören derzeit  52 Staaten als 
M itgl i eder und rund  30 Staaten a ls  Beobachter an.  

1 993 trug Österre ich 3 3 0 .000 Schweizer Franken zum admin is trativen 
Budget u nd 97 .650 US-Do l lar zum operativen Budget be i .  Darüber h inaus 
wurden der 1 0 M  für ihre Aktivitäten auf dem Gebiet des ehemal igen 
Jugoslawiens 1 50.000 US-Do l lar  zur Verfügung geste l l t .  

2 .  D as Internationale Komitee vom Roten Kreuz ( I K RK) 

D ie  vorrangige Aufgabe des I KR K  ist der Schutz und  d ie  Betreuung von 
Kriegsgefangenen� zivi l en Opfern von zwischenstaat l i chen bewaffneten 
Konfl i kten und Bürgerkriegen sowie die Betreuung von po li t i schen 
Gefangenen .  1 993 wurde das I KRK v .  a .  in  folgenden Kri senregionen tätig : 
A fghanistan, Konfl ikte i n  Afrika (u .  a .  Burundi ,  Liberia ,  Mosambik,  
S omal ia) ,  I rak, I s rael ,  Kambodscha, der Kaukasusregion,  Peru und Sri 
Lanka.  E i n  weiterer E insatzschwerpunkt waren Tei l e  des Gebiets des 
ehemal igen Jugos lawiens .  
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Österreich leistete 1 993 einen Beitrag von 5 Millionen Schilling zum 
ordentlichen Haushalt des I KRK und stellte für Aktivitäten in Somalia 
1 ,5 Millionen, in Ruanda und in Tadschikistan je eine Million Schilling zur 
Verfügung. 

V. Minderheitenschutz - eine humanitäre und sicherheits
politische Aufgabe 
Der Einsatz Österreichs zum Schutz von Volksgruppen und nationalen 
Minderheiten wurde auf internationaler Ebene weiter verstärkt. Das 
Bewußtsein, daß ein effektiver Schutz nationaler Minderheiten aus huma
nitären, demokratiepolitischen, kulturellen, aber auch aus sicherheitspoliti
schen Gründen notwendig ist, konnte deutlich gehoben werden ; es findet 
in verschiedenen Formen (Europaratsgipfel, französische Initiative für 
einen Pakt über die Stabilität in Europa) konkreten Niederschlag. Das von 
Österreich seit langem angestrebte Ziel der Schaffung eines Europäischen 
Volksgruppenrechts hat deutlich an Kontur gewonnen : Ein international 
durchsetzbarer Rechtsschutz für Volksgruppen soll geschaffen werden, 
wobei grundlegende Rechte von Minderheitenangehörigen mittels Anbin
dung an den anerkannten Schutzmechanismus der Europäischen Men
schenrechtskonvention (EMRK) gerichtlich durchsetzbar gemacht werden 
sollen, um einen dauerhaften, unparteiischen und effizienten Rechtsschutz 
zu garantieren. 

Diesem generell anerkannten Ziel stel len sich eine Reihe von Schwierigkei
ten politischer und v. a. rechtlicher Art entgegen. Lösungsansätze müssen 
daher variantenreich und innovativ sein, um der Diversität gerecht zu 
werden. 

Besondere Verdienste erwarb sich die Parlamentarische Versammlung des 
Europarats, die mit ihrer Empfehlung 1 20 1 ( 1 993) den Entwurf für ein 
Zusatzprotokoll zur EMRK über die Rechte von nationalen Minderheiten 
am 1 .  Februar mit großer Mehrheit annahm. Es handelt sich um das erste 
ausführliche Dokument für einen Minderheitenschutz einer international 
anerkannten Körperschaft. Die Empfehlung besitzt zwar keine rechtsver
bindliche Kraft, liefert aber mit ihren grundlegenden Standards Vorgaben, 
die besonders bei der Aufnahme von neuen Mitgliedern in den Europarat 
konkret eingefordert und auch von anderen ER-Mitgliedern nicht ignoriert 
werden können. 

Auf Expertenebene hat das Komitee zum Schutz nationaler Minderheiten 
(D H -M I N) seine im November 1 992 begonnene Ausarbeitung von rechts
verbindlichen Standards zum Schutz nationaler Minderheiten im Geiste 
der EMRK fortgesetzt. Es gelang in dieser kurzen Zeit, eine Reihe von 
Rechtsstandards zu formulieren, die in drei denkbaren Rechtsinstrumenten 
für den Minderheitenschutz (Zusatzprotokoll zur EMRK, Konvention, 
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Rahmenkonvention) Verwendung finden könnten. E i n  vol l s tändiger Ab
sch luß  der Beratungen gelang n icht .  Über die vom Expertenkomitee 
erstel l ten Texte wurde zwar kein a l lgemeiner Konsens erzielt ,  e s  wurde 
jedoch deutl ich,  daß die Formu l ierung von Rechtsstandards für den 
M inderheitenschutz für i ntern ationale Rechts instrumente und in sbesonde
re für e in Zusatzprotokol l  zur E M R K  mögl ich ist (was l ängere Zeit 
bestritten wurde) .  Außerdem m an i festierte s ich in  diesem Expertenkomitee 
eine deut l iche M ehrheit für die Variante e ines Zusatzprotoko l l s  zur 
E M R K .  

Angesichts d ieser provi sori schen Arbeitsergebnisse ri chtete das Leitungs
komitee für M enschenrechte (C D D H )  bei einer Sondertagung Anfang 
S eptember an das Min i sterkomitee das Ersuchen um e in neues M andat zur 
Weiterführung der Arbei ten .  

Dem Wiener Gipfeltreffen der M i tgl iedsstaaten des E uroparats (8 ./9 .  Ok
tober) fi e l  d ie  Aufgabe zu,  trotz feh lenden Konsenses auf Expertenebene 
e in  konk retes und einstimmiges M andat auf höchster pol iti scher Ebene zu 
besch l i eßen .  Der Bere ich des M inderheitenschutzes wurde damit zum 
schwi erigsten Thema des Gipfel treffens .  Die  endgült ige E inigung über di e 
M i nderheitenpassagen der Wiener Er�lärung wurde erst am Abend des 
7.  Oktober erzielt .  

Es scheint ,  daß mit  der Wiener Erklärung des E R-Gi pfe l s  ein rechtspol i t i 
scher Durchbruch in  mehrfacher H i nsi cht erzielt wurde : 
- Der Schutz nationaler  M inderheiten wi rd zu einem wesentl i chen Ele 
m ent für d ie  Stabi l i t ät u nd d ie  demokratische Si cherheit Europas erk lärt .  
Damit l i egt der M i nderheitensch utz nicht mehr nur im Interesse der 
M i nderheitenangehörigen ,  er wird vie lmehr zu e inem Staatsz ie l  des 
E inzel staats und zu einem Ziel der europäischen Staatengemei nschaft. 
- Dem Minderheitenschutz wird Rechtsqual ität zuerkannt .  Die Staats
und Regierungschefs der Europaratsmitgl i edsstaaten l egten ein pol i t isches 
Bekenntnis zur Schaffung e ines Europäischen Vo lksgruppenrechts ab,  das 
im Rahmen des Europarats auszuarbeiten ist .  
- Für die künftige Gestaltung d i eses Europäischen Volksgruppenrechts 
werden eine Reihe von inha l t l ichen und formel l en Vorgaben gel i efert .  
Dami t  kann dieses Vo lksgruppenrecht den höchst unterschiedl ichen Min 
derheitensituationen fl ex ibe l  angepaßt werden,  kann der  Rechtsschutz für 
Minderheitenangehörige je  nach B edarf e inen untersch ied l ichen Verpfl i ch 
tungsgrad erhalten,  und können e ine  oder  mehrere Sch utzformen neben
e inander zum Einsatz kommen (komplementäre Wirkung). 
- D ie  Anerkennung des Zusatzprotokol l s  als e in legit imes Schutzinstru
ment bedeutet, daß der dari n  formu l ierte Minderheitenschutz automatisch 
menschenrechtl i cher  N atur i s t .  Der  bestehende Schutzmechani smus der 
E M  RK wird für den M i nderhei tenschutz nutzbar.  Das  I nstrument der 
Rahmenkonvention ermögl i cht d i e  Verankerung von kol l ektiven Rechts-
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formen und gestattet die Einbeziehung von Nichtmitgliedern des Europa
rats. 

Die konkrete Ausgestaltung der vom ER-Gipfel in Auftrag gegebenen 
internationalen Rechtsinstrumente wird 1 994 in Angriff genommen. 

Auch die Zentraleuropäischen Initiative (ZEI) widmete sich verstärkt 
Fragen des Minderheitenschutzes : Die Arbeiten standen im Zeichen des 
ungarischen Wunsches nach Abhaltung einer Minderheitenschutzkonfe
renz in Budapest, bei der auf hoher politischer Ebene ein Minderheiten
schutzinstrument mit einem höheren Schutzstandard als jenem der KSZE 
verabschiedet werden sollte .  Die zuständige Arbeitsgruppe traf sechsmal 
zu Sitzungen zusammen, wobei den Arbeiten ein von italienischen Exper
ten ausgearbeiteter Text zugrunde lag. Dieser Entwurf sieht vor, Regeln  für 
alle denkbaren Minderheitensituationen zu formulieren .  

Die  Beurteilung des b isherigen Arbeitsergebnisses innerhalb der ZEI  ist 
geteilt .  Bei der Außenministerkonferenz der I nitiative in Debrecen 
( 1 9 ./20.  November) einigte man sich auf eine Weiterführung der Arbeit 
durch die Experten .  Aus österreichischer Sicht bedarf der derzeit 
vorliegende Text einer neuerlichen Überarbeitung. Er enthält zwar 
zahlreiche positive Elemente, daneben aber einige bedenkl iche  Bestim
mungen, die s ich auf den Schutz der kleinen deutschsprachigen Volks
gruppen in  Osteuropa nachteilig auswirken würden. Auch die Frage der 
Vereinbarkeit des angestrebten ZEI- Instruments mit den Rechtsinstru
menten, die im Rahmen des Europarats auszuarbeiten sind, ist noch 
nicht eindeutig geklärt. 

Vom 24.- 28 .  Mai fand in Warschau das KSZE-Seminar " Fallstudien zu 
Fragen nationaler Minderheiten : positive Ergebnisse" statt. Organisator 
dieser Veranstaltung, die auf eine österreichische I nitiative beim KSZE
Gipfel 1 992 in Helsinki zurückgeht, war das Büro für Demokratische 
I nstitutionen und Menschenrechte (BD I M R).  Österreich nahm mit einer 
Delegation tei l ,  der Vertreter des BMaA, des B KA, der Bundesländer 
Burgenland, Kärnten und Wien sowie der slowenischen Volksgruppe 
angehörten. I nsgesamt nahmen Vertreter von 43 Staaten und 40 nichtstaat
l ichen Organisationen teil . Ziel des Seminars war die Behandlung aller 
Fragen betreffend nationale  Minderheiten unter Heranziehung positiv 
gelöster Fallbeispiele, um allgemein verwertbare Leitideen bzw. Grundsät
ze für deren Schutz zu formulieren. 

Klare und eindrucksvol le  Aussagen machte der Hochkommissar für 
nationale Minderheiten M ax van der Stoel in seiner Eröffnungsrede mit 
der Nennung einer Reihe von Grundsätzen für den Minderheitenschutz : 
- Garantie der Funktionsfähigkeit demokratischer Institutionen, 
- effektive Teilnahme von Minderheitenangehärigen in öffentlichen An-

gelegenheiten, 
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- Pflicht zur speziellen Förderung nationaler Minderheiten, 
- effektiver Minderheitenschutz als Element staatlicher Stabilität, 
- Pflicht des Staates zur Loyalität gegenüber Minderheitenangehörigen, 
- Sicherstel lung einer "faktischen Gleichheit" neben der "gesetzl ichen 

Gleichheit" , 
- Anerkennung der "Selbstbestimmung" für Minderheiten im Sinne einer 

"Selbstverwirklichung" . 

Für Österreich war das Seminarergebnis in mehrfacher Hinsicht positiv : 
Die Ausführungen des Hochkommissars für nationale Minderheiten 
entsprechen den österreichischen Vorstellungen für eine aktive und 
positive Minderheitenschutzpolitik ;  die Grundgedanken des österreichi
schen Volksgruppenschutzes mit dem System der Volksgruppenbeiräte und 
die Forderung nach einer Verrechtlichung des Minderheitenschutzes in 
Europa mit der Unterstützung für das Projekt eines Zusatzprotokolls zur 
EMRK fanden Eingang in die zwei veröffentlichten Abschlußberichte . 

Zur Klärung des historischen Hintergrunds um die deutschsprachige 
Volksgruppe in Slowenien wurden österreichische und slowenische Histori
ker und sonstige Experten beauftragt, eine umfassende wissenschaftlich-hi
storische Bestandsaufnahme über die Jahre 1 94 1  - 1 955 zu erstellen, da die 
Entwicklung in diesem Zeitraum beträchtlichen Aussagewert für die 
Beurteilung der heutigen Situation liefert. Von der Studie erwartet man sich 
Entscheidungshilfen für politische Maßnahmen zur Förderung dieser 
Volksgruppe. Slowenien hat das Bestehen einer solchen Volksgruppe 
bisher in Abrede gestel l t .  

Die Experten und Historiker einigten sich am 2 l .  Juni in Wien auf 
gemeinsame Richtl inien der Arbeiten (Dauer mindestens zwei Jahre, 
grundsätzlich getrennte Forschungsprojekte in Österreich und Slowenien 
bei laufender Koordinierung, gegenseitige Hilfestellungen in pragmati
schen Fragen). Für den Beginn der Arbeiten müssen noch die finanziellen 
Mittel bereitgestellt werden. Auf österreichischer Seite sollen diese zu 
Beginn 1 994 vorhanden sein. 

Der politische Konsens zu dieser Studie beruht auf Absprachen zwischen 
Bundesminister Alois Mock und den s lowenischen Außenministern Dimit
rij Rupel und Lojze Peterle .  Österreich mißt diesem Fragenkreis im 
Rahmen der fortschreitenden Entwicklung gutnachbarl icher und freund
schaftlicher Beziehungen zur Republik Slowenien erhebliche Bedeutung 
bei . 

Der Nationalrat faßte am 1 7 . Juni eine einstimmige Entschließung, die 
Bundesregierung möge notwendige Schritte zur Ratifikation des ILO
Übereinkommens Nr. 169 über eingeborene und in Stämmen lebende 
Völker in unabhängigen Ländern unternehmen. Das B MaA hat in Zusam
menarbeit mit anderen Ressorts eine eingehende Prüfung der sich für 
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Österreich ergebenden völkerrechtlichen Verpflichtungen und deren Um
setzung und Erfüllung im innerstaatlichen Bereich in die Wege geleitet. Da 
bei I LO-Übereinkommen keine Vorbehalte erhoben werden können, muß 
genau untersucht werden, ob das gegenständl iche Übereinkommen mit der 
österreichischen Rechtsordnung in Einklang steht. Die Ergebnisse dieser 
Prüfung sol len 1 994 vorliegen. 

VI. Internationaler Schutz der Menschenrechte 
Österreich setzte 1 993 bedeutende Impulse für die Entwicklung der 
Menschenrechte. Wien war Gastgeber der Internationalen Christlich-Isla
mischen Dialog-Konferenz (30. März - 2. Apri l), der Weltkonferenz der VN 
über Menschenrechte ( 1 4.-25 .  Juni) und des Wiener Gipfeltreffens der 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten des Europarats (8 ./9. Ok
tober). Siehe diesbezügl ich ausführlich Kapitel B .  

Auf der 48. Generalversammlung der VN wurde das Schlußdokument der 
Weltkonferenz über Menschenrechte mittels  einer von Österreich im 
Namen von 1 1 7 Delegationen eingebrachten Resolution ohne Abstimmung 
bestätigt. Auch die Umsetzung des auf die Zukunft gerichteten Aktionspro
gramms der Wiener Konferenz führte mit der Schaffung des Amts des 
Hochkommissars der VN für Menschenrechte am 20. Dezember 1 993 in 
Resolution 48/ 1 4 1  bereits zu konkreten Resultaten. In Zusammenarbeit 
mit den bestehenden Einrichtungen der VN wird der Hochkommissar die 
Verwirklichung der internationalen Instrumente zum Schutz der Men
schenrechte fördern. Die Ausweitung der Erziehungsprogramme der VN, 
technische und finanzielle Hilfe bei der Umsetzung von Programmen, eine 
verbesserte Koordination des gesamten Systems der VN im Menschen
rechtsbereich und v. a. die Aufrechterhaltung des Dialogs mit allen 
Regierungen bilden wichtige Punkte seines Mandats . Das persönl iche 
Profi l  des ersten Hochkommissars wird neben der Unterstützung seitens 
der Staatengemeinschaft für eine wirksame Umsetzung der ihm übertrage
nen Aufgaben entscheidend sein. 

Die Glaubwürdigkeit im Einsatz für die Menschenrechte wird in Zukunft 
verstärkt vom finanziellen Engagement der zuständigen Gremien und der 
Staatengemeinschaft abhängen. Dies betrifft auch multilaterale Program
me der Entwicklungszusammenarbeit im Menschenrechtsbereich.  Öster
reich leistete 1 993 Beiträge zu den beiden Freiwilligen Fonds der VN für 
technische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte und für 
Folteropfer. In  der Umsetzung des Wiener Schlußdokuments wird u .  a .  eine 
Ausweitung der von diesen Fonds finanzierten Aktivitäten angestrebt. 

Österreich engagierte sich auf der VN-Generalversammlung im Menschen
rechtsbereich besonders für folgende Themen : Rechte der Minderheiten 
und Menschenrechte in der Justizverwaltung, wozu jeweils Resolutionsent-
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würfe ausgearbei tet wurden,  sowie das Schicksa l  i ntern vertriebener 
Personen ( s iehe  auch Abschnitt DI l/ Punkt 3 . 1 . 2 .4) .  

Diese Themen standen neben den Vorbere i tungen für die Weltkonferenz 
auch im M i tte lpunkt der Arbe i ten der österre ich i schen Delegat i on  zur 
49 . Tagung der VN-Menschenrechtskommission ; dieses  zentra le  Organ der 
V N  im M enschenrechtsbere ich h ie l t  se ine Jahrestagung vom 1 .  Februar-
1 2 . M ärz in  Genf ab .  Österreich brachte zu folgenden Themen Textentwür
fe e in ,  d i e  jewei ls o hne Abstimmung angenommen wurden : 
- M i nderhei ten : T\1 a ßnahmen zur effekt i ven Durchfü hrung der M inder
heitendek la  ra t ion,  
-- intern vertriebene Personen : Verlängerung des M andats des Sonderbe
auftragten des VN-GS zur e ingehenden Erfassung der M ögl ichkeiten für 
verbesserten  Schutz und stärkere H i l feste l lung für diesen Personenkreis ,  
der  wel twei t auf rund 2 5  M i l l ionen geschätzt wird ,  
- Menschenrechte i n  der Justizverwaltung, 
- Verfahrensrege ln  fü r Sonders i tzungen .  

Die  l etztgenannte I n i t i at ive  z ie lte i n sbesondere darauf ab, d ie  Erfahrungen 
m i t  den he iden erstma l ig  gehal tenen Sonders i tzungen zu verwerten,  welche 
d i e  Kommi ss ion I Sl92 zur Lage im ehemal igen Jugos lawi en abgehalten 
hatte . Damit wurde die I ni t i ative des Vorj ahres zur E inri chtung e ines 
Dri ng l ichkei tsmechan i smus  der K ommis s ion  weitergefü hrt . 

D ie  Tagung setzte darüber h i naus Sonderberi chterstatter bzw. Arbeitsgrup
pen zu den fo lgenden Themen e in : Pa l äst ina ,  Sudan ,  Zaire, Recht auf 
E n t w i ck l u ng,  Bekämpfung von Rass i smus  und X enophobie ,  Rede- und 
M e i n u n gsfre i h e i t .  I n sgesamt werden derze i t  über 30  derart i ge Aufgaben � � � 
\va hrgenotnmen .  Ös terre ich engagierte :-, i ch mit  Nachdruck für d i e  Stär-
k u ng d i eser zentra len E inri chtungen der Staatengemeinschaft zur Behand
lung von TV1 enschenrechtsverletzungen i n  a l l er We l t .  

Bundesmin i ste ri n Johanna Dohna l  gab  vor der  Kommiss ion e ine Erk lä
rung über d ie  Tragöd ie  von Frauen und K indern in Bosnien- H erzegowina 
ab .  Der Generalsekretär  für auswärt i ge Angelegenhei ten Wolfgang Scha l 
lenberg erläuterte die Vorbere i tu ngen für d ie  Weltkonferenz über M en
schenrechte .  

I m  S inne  e iner S i cherung der Un iversal i tä t  des humani tären Völkerrechts 
nahm Ös terreich akt iv  an der Internationalen Konferenz zum Schutz der 
Kriegsopfer tei l ,  d i e  der Depos i tarstaat Schweiz in Zusammenarbei t  mi t  
dem In ternationalen Komitee vom Roten Kreuz vom 30.  August - 1 .  Sep
tember nach Genf einberief. 1 60 Staaten setzten s i ch nachdrückli ch für die 
Stärkung des human itären Völkerrechts e in .  Die Konferenz endete mit der 
Konsensannahme e iner Schlu ßerk lärung, d i e  eine Rei h e  k larer Aussagen 
und Aufforderungen an die Staatengemeinschaft enthält .  Zur Umsetzung 
der Sch lußerklärung ist die E i nb erufung e iner Regierungsexpertentagung 
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mit dem Mandat zur Berichterstattung an die Staaten und die nächste 
Internationale Rotkreuzkonferenz vorgesehen. 

Im Zentrum der Bemühungen um eine Verbesserung des Menschenrecht
schutzes im Rahmen des Europarats standen neben den bereits genannten 
Aktivitäten des Wiener Gipfeltreffens die Arbeiten an einer Reform des 
Beschwerdeverfahrens nach der EMRK und die Schaffung eines Instru
mentariums zum Schutz der Minderheiten (siehe Abschnitt A/V lPunkt 3 . 1 ) . 
Am 1 .  Juli  ratifizierte Österreich das 10. Zusatzprotokoll zur EMRK, das für 
die Feststel lung von Konventionsverletzungen durch das Ministerkomitee 
die Mehrheit von zwei Drittel auf die einfache Mehrheit reduziert .  
Hinsichtlich der Menschenrechtsverfahren vor den Organen der EMRK wird 
auf die Ausführungen in Abschnitt A/V IPunkt 3 .6 . 1 verwiesen. 

Die für Österreich wohl bedeutsamste Entscheidung war jene des Europäi
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom 24. November in 
den "Rundfunkfällen" . Vier Beschwerdeführer sahen sich durch das 
österreichische Rundfunkmonopol in ihrer durch Art 1 0 EMRK garantier
ten Meinungs- und Informationsfreiheit verletzt. I n  der Urteilsbegründung 
verwarf der EGMR den Standpunkt der Bundesregierung, das Monopol 
sichere eine ausgewogene und objektive Berichterstattung, verhindere 
aufgrund der beschränkten Größe des Marktes "private Monopole" und 
stelle daher eine nach Art 1 0  Abs 2 EMRK grundsätzlich zulässige 
Beschränkung dar, wie sie "in einer demokratischen Gesellschaft notwen
dig" sei. Der EGMR vertrat dagegen die Auffassung, daß gerade das 
Monopol als stärkster möglicher Eingriff in das Grundrecht in einer 
demokratischen Gesellschaft nicht als Sicherung dieser an sich legitimen 
Ziele notwendig und daher unverhältnismäßig sei .  Zur Verfolgung der 
genannten Ziele müsse mit gelinderen Eingriffen das Auslangen gefunden 
werden. Der EGMR verwies global auf die "Praxis gewisser anderer 
Staaten, die Rundfunkbewill igungen entweder an bestimmte Bedingungen 
unterschiedlichen Inhalts binden oder Vorkehrungen für die Teilnahme 
Privater am staatlichen Rundfunk getroffen haben." Mit dieser knappen 
Aussage eröffnet der EGMR Österreich einen relativ weiten Spielraum für 
die konkrete Umsetzung des Urteils .  

Hinsichtlich der menschenrechtlichen Aspekte der KSZE vgl.  Abschnitt 
A/VI.  

VII. Internationale Bemühungen u m  die effektive G leich
stellung von Mann und Frau 
Mit der von der Generalversammlung am 5 .  Mai angenommenen Restruk
turierung der Wiener VN-Einheiten wurde auch die Abteilung für die 
Förderung der Frau von Wien nach N ew York verlegt und dort in das 
Department for Policy Coordination and Sustainable Development inte-
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griert. Damit  wird auch d ie  VN-Kommission für den Status der Frau 
(Commi ss ion on the Status of 'Nomen/CSW) in Zukunft in N ew York 
tagen.  Österre ich wurde 1 992 für wei tere vier Jahre als  Mi tg l ied d ieser  
Kommiss ion wiedergewäh l t .  

Die  vom 1 7 . - 26 .  M ärz 1 993 i n  Wien abgehaltene 3 7 .  Tagung der CSW war 
weitgehend von der Vorbereitung der 4.  Weltfrauenkonferenz geprägt, d ie  
vom 4 .- 1 5 .  September 1 995  i n  Peking stattfinden wird .  Daneben stan den 
der Entwurf e iner  Deklarat ion über die  Beseit igung der Gewalt gegen 
Frauen und die Vorbere i tungen für die Wiener Weltkonferenz über 
Menschenrechte im Mi tte lpunkt der Beratungen .  Auch Fragen der Restruk
turierung des VN-Sekretari ats fanden gro ße Beachtung. D ie  Lei teri n der 
österre ich i schen Delegat ion ,  Bundesmin isteri n Johanna Dohnal ,  gi ng auf 
der Tagung in  e iner Erkl ärung auf die schreck l ichen Gewal tverbrech en 
gegen Frauen e in ,  d ie  in n icht  wei ter Entfernung von Wien a u f  Tei l en des 
Territori ums des  ehemal igen Jugoslawiens begangen werden . Das  Ausmaß 
der sexue l l en  Gewalt  a l s  e ine Kri egs strateg ie  se i  dabei  unvor�te l lb (j r. 

M it dem von der CSW angenommenen (von Österre i ch rnite ingebra chte n )  
Entwurf e iner Deklaration über d ie Beseitigung der Gewalt gegen Frauen 
\verden al l e  Staaten aufgefordert, e ine Pol i t i k der Besei t igung di eser  Form 
der Gewal t  zu verfolgen .  Sie so l l en  strafrechtl i che ,  z iv i l  recht l i che,  a rb e i t s 

recht l i che  und verwa ltu ngsmä ßige Sankt ionen z u r  Bestrafung der  Gewalt  
gegen Frauen und zur Wi edergutmachu ng i n  Kraft s etzen .  Ebenso so l l en  
besond ere H i l fsprogramme für d ie  G ew a l t o pfe r gesch a ffen werden . Die  
Generalverscl mmlung der VN nahm die  Dekl arati on (I m  I .  Dezember  
e inst i m mig  a n .  M i t  d iesem in  Wien  ausgearbe i tet e n  Dokument \v u rde n ach 
l angjährigen Bemühungen um e ine  Defin i t ion der Gewa lt gegen frauen 
auf weltweiter Ebene e in  bedeutender Schritt zur Verbesseru n g  de r  
Stellung de r  Frau gesetzt. 

M it e iner  ebenfal l s  von Österreich mite ingebrachten Re s o l  ut ion forderte  
d i e  VN-Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfiege a l le 
Regierungen auf, konkrete Maßnahmen zur B ese i t igung der Gewalt gegen 
Frauen zu ergrei fen .  Fragen der Gewalt gegen Frauen so l l en  n i cht n u r  be i  
der 3 .  Tagung  d i eser Kommiss ion erneut  behandel t  werden, sondern auch 
im  Internati onal en  Jahr der  Fami l i e  1 994 Berücksi chtigung finden .  Diese  
Fragen so l l en  überdies a l s  e igener Tagesordn ungspunkt  be im 9 .  VN- Kon
greß über Verbrechensverhütung und die  Behandlung von Straftätern 
behandelt  werden .  

I m  S inne von Empfeh lungen der VN fand am 29 .  S eptember i m  \Vi ener 
Rathaus unter Vors i tz von Bundesministerin Johanna Dohnal  die K onst i 
tu ierung des österreichischen Nationalkomitees zur Vorbereitung der Welt
frauenkonferenz 1 995 statt. Dieses  Nat ionalkomitee ste l l t  b i s  zur \Veltfrau-
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enkonferenz eine Reihe von Konferenzen in den Landeshauptstädten in 
Aussicht. 

Am 26. April beschloß die VN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) 
auf ihrer Jahrestagung in Genf, ein regionales europäisches Vorbereitungs
treffen für die Weltfrauenkonferenz auf hoher Ebene in Wien abzuhalten. 
Zu dem von 1 7 .- 2 1 .  Oktober 1 994 geplanten Treffen sind die 53 Mitglieds
staaten der ECE, darunter auch die USA und Kanada, eingeladen. 

Hinsichtlich der Aktivitäten des Europarats auf diesem Gebiet wird auf die 
Ausführungen in Abschnitt A/V IPunkt 3 .6.6 verwiesen. 

VIII. Weltweite Sozialpolitik 
Bereits Ende 1 992 reorganisierte Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali 
das VN-Sekretariat im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben, 
die seither in New York von folgenden neuen Einheiten wahrgenommen 
werden : 
- Department for Policy Coordination and Sustainable Development 
- Department for Economic and Socia} Information and Pol icy Analysis 
- Department for Development Support and Management Services 

Am 5. März 1 993 hat der VN-Generalsekretär die Verlegung der im 
Zentrum für soziale Entwicklung und humanitäre Angelegenheiten (Centre 
for Social Development and Humanitarian Affairs/CSDHA) am Amtssitz 
Wien zusammengefaßten Sozial einheiten nach N ew York vorgeschlagen. 
Lediglich die Unterabtei lung für Verbrechensverhütung und Strafrechts
pflege sol lte in Wien verbleiben. Die Annahme dieser Vorschläge durch die 
Generalversammlung mit Resolution AI 47/932 am 6. Mai beseitigte das 
Zentrum, da die Sozialeinheiten in New York nicht selbständig weiterge
führt, sondern in das Department for Policy Coordination and Sustainable 
Development eingegliedert wurden. Organisatorisch war diese Restruktu
rierung bis Oktober abgeschlossen. 

Neben der Unterabteilung für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfle
ge verblieb der Koordinator für das I nternationale Jahr der Familie,  das 
1 994 begangen wird, mit einem kleinen Sekretariat in Wien. 1 993 hielten 
somit die VN-Kommission für Soziale Entwicklung und die VN-Kommis
sion für den Status der Frau letztmals ihre jährl ichen Tagungen in Wien ab. 

Die 33 .  Tagung der Kommission für Soziale Entwicklung (Commission for 
Social DevelopmentlCSD), die vom 8 .- 1 7 . Februar im Vienna Internatio
nal Centre stattfand, war von der Vorbereitung des Weltgipfeltreffens für 
Soziale Entwicklung 1 995,  der Veröffentlichung des alle vier Jahre 
auszuarbeiteten Weltsozialberichts und dem Internationalen Jahr der 
Familie 1994 geprägt. Die Tagung war bereits von einer Debatte über die 
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z. T. bekannt gewordenen Restrukturierungsabs ichten des General sekre
tärs überschattet. 

Di e E inberufung e ines WeItgipfeltreffens für Soziale Entwicklung nach 
Kopenhagen für ] 995 war bei  der 47 .  Tagung der Generalversammlung mi t  
Resol ut ion 47/92  am 9 .  Dezember 1 992 besch lossen worden. N achdem die  
Generalversammlung bereits die Schwerpunktthemen Armut, Arbei ts los ig
keit  und sozia le  I ntegrat ion festgel egt hatte, sol lte d ie  C S D  über organisa
tor ische Fragen, insbesonders über die Notwendigkeit e iner au ßerordent l i 
chen Tagung noch vor  dem Gipfe l treffen beraten .  Der  Kommiss ion zufo lge 
so l lten ECOSOC und das für d ie  Weltkonferenz bereits eingesetzte 
Vorbereitungskomitee  festl egen, welche  weiteren Aufgaben d ie  C S D  i m  
Rahmen der Vorbereitung des Weltgipfe l treffens wahrnehmen so l l e .  

M it der  Annahme der  von  einer Expertengruppe in  Wien bei drei Tagungen 
ausgearbeiteten Standardregeln für die Gleichbehandlung von Behinderten 
l egte d ie  C S D  der Generalversamml ung Verhaltensgrundsätze für d ie  
M itgl i edsstaaten zur Verbesserung der  Lebensbedi ngungen und der Stel 
l ung behi nderter M enschen in der Gesel l s chaft vor. Es handelt s ich dabei 
um ein we itrei chendes Grundsatzdokument, mit  dem die Behandl ung einer 
verwundbaren Gruppe der menschl i chen Gesel l schaft eine neue Basis  
findet. 

I m  Zusammenhang mit der vorgesehenen Restrukturierung der VN-Sozia l 
e inhei ten wurde über Ersuchen der österreichischen Delegation e in  a l l en  
d ip lomatischen Vertretungen in Wien zur  K enntn i s  gebrachtes Aide 
M emoire auch a ls  Konferenzdokument in der C S D  zirkul i ert .  In  e iner 
Debatte am 1 5 . Februar sprachen s i ch neben Österreich i nsgesamt 1 8  Dele
gationen und neun nichtstaatl iche Organi sati onen fü r e inen Verble ib bzw. 
sogar für eine Stärkung der Wiener Sozia leinhei ten im Sinne vora ngegan
gener Empfeh lungen der VN-Generalversammlung aus .  Keine Wortme l 
dung befürwortete den Abzug der  Sozial e inheiten aus Wien.  

Von 28.  Juni - 2 .  Ju l i  wurde die Europäische Konferenz der für Sozial angele
genheiten zuständigen Minister in Preßburg abgehalten .  Die  Min i sterkonfe
renz war auch Beratungen über Fragen der Fami l i e  ( im H inb l ick auf das 
In ternationale Jahr der Fami l i e  1 994) gewidmet .  Die österreichi sche 
De legat ion stand u nter der Leitung von Bundesmini sterin Maria Rauch
Kal lat .  Das in  Wien etab l i erte Europäi sche Zentrum für \Vohlfahrtspo l i t ik  
und Sozia l forsch ung erarbeitete das  al lgemein beachtete Grundsatzdoku
m ent " Welfare in  a C iv i l  Society" für diese Konferenz. 

Das hochrangige S egment der meritorischen Tagung des Wirtschafts- und 
Sozial rats der Vere inten Nationen (ECOSOC) fand vom 28 .- 30 .  Jun i  i n  
Genf statt und war  der Vorberei tung de s  Weltsozia lg ipfe l s  1 995  gewidmet .  
In  Vertretung von B undesminister Alo i s  Mock n ahm der Ste l lvertreter des 
Genera lsekretä rs fü r auswärtige Angelegenheiten,  Botschafter Herbert 
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Grubmayr, tei l .  In  seiner Erklärung betonte er, daß Österreich angesichts 
der weltweiten sozialen Entwicklungen die Einberufung dieses Gipfels 
begrüße. Das Treffen könnte der Beginn einer neuen Form der Zusammen
arbeit der VN-Mitgliedsstaaten im Bereich der sozialen Entwicklung sein 
und der Verwirklichung von sozialem Frieden und Stabilität dienen. 

Das weiterhin von der österreichischen Bundesregierung finanzierte Ju
gendbeschäftigungsprogramm HOPE '87 (Hundreds of Original Projects 
for Employment) führte in Osteuropa mehrere Bildungsseminare für 
Jugendliche durch. Insgesamt hat das Programm bisher 7 1  Beschäftigungs
projekte in 25 Ländern verwirklicht. 4 1  Projekte wurden in Afrika, 1 2  in 
Asien, 1 0  in Lateinamerika und 8 in Europa gefördert. 

Die VN-Frauenstatuskommission (Commission on the Status of Womenl 
CSW) hat bei ihrer 37. Tagung in Wien ( 1 7.- 26. März) der Generalver
sammlung u. a. die von einer Arbeitsgruppe in Wien ausgearbeitete 
Erklärung zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen vorgeschlagen (siehe 
auch Abschnitt J/VI I) .  

Hinsichtlich der Internationalen Arbeitsorganisation ( ILO) und der Weltge
sundheitsorganisation (WHO) wird auf die Ausführungen zu den VN-Spe
zialorganisationen (siehe Abschnitt DIliPunkt 3 .4) verwiesen. 

IX. Internationale Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Mißbrauchs von Suchtgiften und psychotropen Substanzen 
Die in den letzten Jahren in Österreich registrierte Steigerung der drogen
bezogenen Kriminalität und die Zunahme von drogenbezogenen Todesfällen 
hält trotz umfangreicher Bemühungen aller zuständigen Behörden an. 

Diese Entwicklung bestätigt, daß nationale Bemühungen zur Bekämpfung 
des Suchtgiftmißbrauchs nicht ausreichen, daß vielmehr die internationale 
Zusammenarbeit zur Bekämpfung der meist organisierten und transnatio
nalen Verbrechen auf diesem Gebiet verstärkt werden muß . Weltweit sind 
eine Reihe internationaler Einrichtungen für sachliche oder regionale 
Aspekte der Bekämpfung des Suchtgiftmißbrauchs zuständig. Neben dem 
Internationalen Drogenkontrollprogramm der VN (United Nations Interna
tional Drug Control Programme/UNDCP) mit Sitz in Wien als größter und 
einziger in allen Drogenkontrollfragen weltweit tätiger Einheit, sind dies 
v. a. das VN-Programm für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 
(UN-Crime Prevention and Criminal Justice ProgrammeICPCJP), I NTER
POL, HONLEA (Heads of National Drug Law Enforcement Agencies), die 
Dublin-Gruppe im Rahmen der EU, der Zollkooperationsrat (Customs 
Cooperation Council/CCC), das CELAD (Comite Europeen pour la lutte 
anti-drogue), die FATF (Financial Action Task Force on Money Launder
ing) und verschiedene Regionalorganisationen. I n  Teilbereichen werden 
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auch andere E inri chtungen wie d ie  WHO, I LO,  U N E S CO, Europarat u .  a .  
tätig. D ie  i nternationa len Bemühungen wurden 1 993  angesichts der 
a l lgemein reg istr ierten negativen Entwicklungen verstärkt. 

Be i  der von 29. M ä rz -7.  April i n  Wien abgehaltenen 36. Tagung der 
Suchtgiftkommission der VN (Commiss ion on  N arcotic Drugs/ C N D) 
wurde deut l i ch ,  daß s ich der i n  den l etzten Jahren regi strierte Trend eines 
steigenden I nteresses der Staatengemeinschaft an e iner Zusammenarbeit  
b ei der Kontro l l e  des Drogenmißbrauchs fortsetzt. Dies zeigte s ich 
e inerseits im Umfang der  Delegationen,  aber auch i n  deren po l i t i schem 
Niveau . Eine Reihe von Delegationen stand unter der Leitung von 
Regierungsmitg l i edern.  Neben den Delegationen der 53 M itgl iedsstaaten 
waren 50  weitere Staaten mit  Beobachterde legationen anwesend .  Die  
Suchtgiftkommiss ion,  d i e  d ie  Pol i t ik  des  U N D C P  bestimmt, �iprach s ich 
in sbesonders für e ine Verringerung der N achfrage a ls  geeignete M a ßnah
me gegen den Suchtg iftmi ßbrauch und gegen jede Libera l i s ierung oder 
Lega l i s ierung des Genußes von Suchtgiften und psychotropen Substanzen 
aus . Damit fo l gte sie auch den Empfeh lungen des Internationalen Sucht
giftkontrol lrats ( I nternat iona l  Narcoti cs Control Board/ INCB) .  

Über  I n i t iat ive der  österreichischen Beobachterde legation wurde d ie  
Suchtgiftkommiss ion e i ngeladen,  Richt l in ien für d ie  Erfassung statist i 
scher Daten betreffend drogenbezogene Todesfä l l e  auszuarbeiten.  Dami t  
so l l  erre icht werden, daß  i n  den einzelnen Staaten verg le i chbare Stat ist iken 
als Basis  für M a ß nahmen gegen Drogenmißbrauch zur Verfügu ng stehen .  
Die  Resolut ion wurde vom ECOSOC an läß l ich  seiner meritorischen 
Tagung Ende Juni in Genf i ndors iert .  I m  November sprach s ich ein von der 
\Veltgesundheitsorgan i sation (\VH O)  einberufenes Expertenseminar  in  
Genf. an  dem auch der österre ichi sche Tox ikoJ oge Universitätsprofessor 
Gottfri ed f/l achata tei l nahm,  ebenfa l l s  für die Ausarbeitung so lcher 
Richtl in ien aus .  

E ine hochrangige Tagung über  internat iona le  Drogenkontro l l e  i m  Rahmen 
der 48.  Tagung der VN-Generalversammlung (26 ./27 .  Oktober)  bestätigte 
das gro ße I nteresse der i nternat ionalen Gemeinschaft .  Die vorgesehene 
Tagungszeit mußte sogar verl ängert werden.  Österre ich war durch Bundes
min ister M ichael  Ausserw ink ler  vertreten, der im Pl enum der Genera l ver
samml ung das Wort ergriff. Er ste l l te  d ie  umfassenden österrei chischen 
M aßnahmen zur Drogenbekämpfung vor und erwähnte die Absicht 
Österreichs ,  se inen Beitrag zum Budget des U N D C P  für 1 994 wesent l ich zu 
erhöhen .  Er dokumentierte damit das besondere I nteresse Österreichs an 
dem i n  \Vien  e ingeri chteten Drogenkontro l lprogramm der VN.  

D i e  Staatenvertreter bekräftigten in  der  Generalversammlung die  Über
zeugung, daß e ine  wirksame Bekämpfung des D rogenmißbrauchs und 
der damit verbundenen Kriminal i tä t  n ur durch eine koordin i erte i nterna-
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tionale Zusammenarbeit erreicht werden kann. Das UNDCP und die 
CND sollen als Hauptorgane der internationalen Bemühungen wirken 
und die Koordination aller Maßnahmen der Staatengemeinschaft über
nehmen. Auch innerhalb des VN-Systems, insbesondere zwischen dem 
UNDCP und dem CPCJP, soll die Zusammenarbeit intensiviert und 
koordiniert werden. Als konkrete Maßnahme sah man die universelle 
Mitgliedschaft bei den internationalen Drogenkontrollinstrumenten, be
sonders der VN-Konvention über den illegalen Handel mit Suchtgiften 
und psychotropen Substanzen 1 988 .  Eine deutliche Mehrheit der Redner 
sprach sich zugunsten von Maßnahmen zur Verringerung der Nachfrage 
nach Suchtgiften aus.  Angesichts der Erkenntnis, daß fast alle Mitglieds
staaten von den Problemen des Suchtgiftmißbrauchs in ähnlicher Weise 
betroffen sind, traten traditionelle Gegensätze bzw. Schuldzuweisungen 
zwischen Produzenten- und Konsumentenstaaten bei dieser Tagung in 
den Hintergrund. 

Die italienische Delegation sprach eine Einladung zur Abhaltung einer 
Weltdrogenkonferenz im 1 .  Halbjahr 1 996 in Italien aus .  Diese Konferenz 
soll v. a .  Fragen des Mißbrauchs von Heroin behandeln.  

x. Der internationale Kampf gegen Terrorismus und 
organisierte Kriminalität einschließlich Geldwäscherei 
Österreich nimmt seit langem an den internationalen Bemühungen zur 
Bekämpfung des Terrorismus und der organisierten Kriminalität aktiv teil 
und ist Vertragspartei zahlreicher multilateraler Abkommen, die zur 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus abgeschlossen wurden. Eine 
Liste dieser Abkommen wurde im Außenpolitischen Bericht 1 99 1 ,  S .  470 f. , 
wiedergegeben. 

Österreich hat neben Schweden, Norwegen, Schweiz, Marokko, USA und 
Kanada in der von den EG-Staaten begründeten TREVI-Gruppe (Terroris
me, Radicalisme, Extremisme, Violence Internationale) Beobachterstatus . 
Vertreter dieser Staaten können im Zuge der Sitzungen auf Ministerebene 
Informationen über die Beratungen in den Fachgruppen und das Ergebnis 
der Ministerberatungen erhalten sowie bilaterale Probleme erörtern. Die 
für Fragen der inneren Sicherheit zuständigen Minister beschlossen 
anläßlich ihrer halbjährlichen Tagung am 2. Juni in Kopenhagen die 
Einrichtung einer EUROPOL-Drogenstelle .  Außerdem vereinbarten sie, 
eine eingehende Studie über rassistische und fremdenfeindliche Gewaltta
ten erstellen zu lassen. Bei einer Sondertagung des EG-Rats Ende Oktober 
wurde Den Haag als Sitz von EUROPOL bestimmt. 

Die in Wien eingerichtete VN-Kommission für Verbrechensverhütung und 
Strafrechtspflege (UN -Commission on Crime Prevention and Criminal 
Justice/CCPCJ) hielt vom 1 3 .-23 .  April ihre zweite Tagung am Amtssitz 
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ab . Österre ich wurde am 29 .  Apri l vom Wirtscha fts- und Sozi a l rat der Y N  
( ECOSOC) für weitere vier Jahre a l s  M itgl ied in  d ie  Kommiss ion gewähl t .  
Die  Prioritäten d ieser Kom miss ion spiege ln  d ie  Entsch lossenhei t  der 
Staatengemeinschaft wider, den Kampf gegen das transnati ona le  und 
organis ierte  Verbrechen auf i nternat ionaler  Ebene verstärkt fortzusetzen 
und dabei den YN eine führende Rol le  zu übertragen. Das m i t  rund 
25 M itarbe i tern verhä l tn i smäßig k l eine  Programm für Verbrechensverhü
tung und Strafrechtspfl ege arbeitet eng mit  anderen VN - Einhei ten und 
i nternat iona len I nst i tut ionen, die ebenfa l l s  mit der Bekämpfung von 
Verbrechen befaß t  s ind ,  zusammen.  E ine  besonders enge Zusammenarbeit  
besteht mit dem Internationalen DrogenkontroHprogramm der VN 
( U N DC P) .  

Auf  ihrer zwei ten Tagung nahm d i e  CC PCJ e i ne  Reso l ut ion betreffend 
Gewal t  gegen Frauen in  a l l en i hren Formen an, mit  der den Regierungen 
e ine  Reihe  von M a ßnahmen zur Verhinderung so l cher  Ge\val t ,  aber auch 
zur Bestrafung von Verbrechen i n  diesem Berei ch vorgeschl agen werden . 
Diese  Ergänzu ng zu  den Priori tätsthemen v/urde a l lgemein begrü ßt u n d  
a uch vom E C O SOC bei se iner meritorischen Tagu ng indors iert .  D i e  
Kommiss ion  besch l o ß  überdies ,  Fragen der Ge\""a l t  gegen Frauen i n  die  
Tagesordnung des 9 .  YN- Kongresses über Verbrech ensverhütung und  die 
Behandlung von Straftätern aufzunehmen .  

Auf der 4 8 .  Tagu ng de r  V N - G en era l vers3 m m i u ng wu rde über Vorsch lag  
der  Deleg:at i on  d e r  U SA e ine  Resolut ion verabsch iedet .  welche  d i e  <.-
Kommiss ion  e i n l üdt ,  auf  i h rer 3 .  Tagung ( 2 5 .  A p ri l - 6 .  TVl ai ( 994)  Fragen 
des Sch lepperwesens und des Schmuggel s fremder  Arbe i ts k räfte z u  
beraten.  

i 995  wird der  9.  VN-Kongreß über Verbrechensverhütung und die Behand
lung von Straftätern stattfinden .  A l s  Gastgeber h a b e n  sich K ai ro u nd Tun i s  
beworben . I n  Vorberei tung d ieses  Kongresses hat  d ie  CCPCJ Verfahrens
regel n  ausgearbei te t .  Auf ihren Vorschlag werden in I ta l i en bere i ts  ] 994 a u f  
l\1 in i sterebene e ine  Weltkonferenz über organis i ertes transnat iona les Ver
brechen sowie  e ine internat i ona l e  Konferenz über  Ge l dwäscherei und  d i e  
Kontro l l e  von Yerbrechensgewinnen stattfinden . 

Österreich ist  M itg l ied der von der G 7 gegründeten Financial Action Task 
Force on Money Laundering ( FATF) . Diese Gruppe hat in den vergangenen 
Jahren 40 Empfeh lungen zur Bekämpfung der Ge ld 'wäscherei au sgearbei 
tet .  Se i t  Jänner 1 992 führt die FATF Länderprüfungen durch, hei denen d ie  
M itgl i edsstaaten a uf d ie  Verwirk l i chung der Em pfeh lungen der  FATF h in  
untersucht werden .  Die  " Prüfer" stammen aus anderen  M itgl i edsstaaten.  
Frankreich,  Schweden , Großbri tannien,  Austra l ien ,  Dänemark, U SA, 
Belg ien,  Kanada,  I ta l ien ,  Luxemburg, Schweiz und Ös terre ich wurden 
bereits geprüft .  
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Die Prüfung Österreichs begann Anfang 1 993 .  Der Bericht lag zusammen 
mit Berichten über die Schweiz und Luxemburg bei der Sitzung der FATF 
am 28 .  Juni vor. Experten aus den USA, Dänemark und Deutschland 
kamen hiebei zum Ergebnis, daß Österreich verschiedene Maßnahmen 
gegen die Geldwäscherei bereits ergriffen habe, bzw. daß solche Maßnah
men zumindest in Beratung sind. In Österreich trat bereits am 1 .  Oktober 
eine Strafgesetznovelle in Kraft, mit der zwei neue Tatbestände - Geldwä
scherei (§ 1 95)  und kriminelle Organisation (§278A) - geschaffen wurden. 
Österreich verfügt damit über eine moderne und wirkungsvolle Grundlage 
zur Bekämpfung der Geldwäscherei. 

Im BMJ ist eine Regierungsvorlage, die auf diesen Straftatbeständen 
aufbauende Bestimmungen über die Abschöpfung der Bereicherung aus 
strafbaren H andlungen und entsprechende Bestimmungen zur internatio
nalen Zusammenarbeit enthalten wird, nahezu abgeschlossen. Auch im 
Banken- und Versicherungsrecht wurden Bestimmungen zur Geldwäsche
reibekämpfu ng geschaffen. Das neue Bankwesengesetz, das am 1 .  Jänner 
1 994 in Kraft getreten ist, regelt die Sorgfalts-, Melde-,  Aufzeichnungs- und 
Identifizierungspflichten, die in Zukunft von Finanzinstitutionen einzuhal
ten sind. Auch in das Versicherungsaufsichtsgesetz wurden ähnliche, 
Versicherungsunternehmen betreffende Verpflichtungen eingefügt. 
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Allgemeine Rech ts- und Konsulmfragen 

K) Die rechtliche Dimension in der österreichischen 
Außenpolitik 

I. Allgemeine Rechts- und Konsularfragen 

Die  wichtigste Service l e istung des österre ichi schen Auswärtigen Dienstes 
besteht in der Betreuung der ständig im Ausland l ebenden österre ichi schen 
Staatsbürger (Aus l andsösterrei cher) sowi e jener M itbürger, d ie  s ich a l s  
Touri sten oder  aus  berufl i chen Gründen vorübergehend im  Au s land  
autlla l ten .  Rasche,  effi z i e nte  und unbürokrati sche unmitte lbare H i l festel 
l ung bzw. Aufzeigen von geeigneten Prob lemlösu ngsmögl i chkei ten s ind 
oberste M ax ime  bei  der  E rfü l l u n g  d i eser Au fgaben,  

I .  Bürgerservice 

Seit  rund s i e b e n  J a hren besteht im ß M a A  ein " Bürgerservice" " da� i n  
N otfä l l en a l s  Verb i n d u n g s s t el le  für Kontakte zwi schen Österre i c h e rn i m  
Aus land u n d  i h ren Angeh ö rigen i m  I n l and di e n: : .  U m  i m  Bedarfsfa l l  
schne l l e  und  effi z i ente H i l fe ge w ä hr l e i ste n z u  k ö n n en, arbe i let das 
Bürge rs er'l i ce eng mit Rei sebüros ,  Awo m o b i qd o bs ., Geld i lbtituten, Vers i 
cheru ngen und  Rettu ngs d i e n ste n  z u s a m m e n  D a s  Bü rgerservice konnt e  
1 993  i n  v i e l en N otlagen d u rch G eldd epOlerr; cl-:, tungen h e i m  B M a A  u n d  
Barauszah l lJ ngen i m  entsprech e n d e n  Gegem:ven be i  d e r  Venre tungsbehör
de  o de r  d u rch Darl eh ensge w ähru n gen rasch u n d  u n b ü ro k rat i :.;ch  he l fen .  I n  
zah l re i ch e n  i<.. ra n k he i t s - u n d  Tcdesrü l l en \ (1 1 :  Ös t e rre i l� h t'L! i n1 A i; s i a ii d  
\;, S< I" , { ;., <;. B u" l'g '-' I',,�_ t' 1-\,' l' c'" ,-n l' t (j C" 'l' ;\ i� \' i :  l� 1 .  ; . 1 ' "  i� ,-j 'i r' �K , ', ,-' ; · 1'1 1" '[ 'n' '" " 1 ' ( i� c:l (' L, ':,'j' ' S. ' l' e ,"-u U ... ,,- ...J '-- "" • 1 � \,. _ flo. ,�J v\' t , �",- l  l-r. l ] �, L.> �, _ �_ \.C t,., I\.. _ ) L 1 C. . .>. \..t '- t I \ _ 

rei ch e i n gcscha l t t:t .  

Um Aus l a n d s re i s en den nütz l iche  r nfC'J i"m a l i onen  \V l t'  \VJ r;' ldlgcll v o r  
G efa hre n , A n re g u n g e n  z u r  Vorso ,'ge �; l1 d  g:rü n d J i ch e n  Ldaubsp l anu ng  
noch v o r  Re i seantritt verm i t te ln  z u  kö n n e n ,  wird j �3 hrl i ch d i e  Bro s ch ü re 
" Tips für Auslandsreisende" h e ra u s geg e b e n . Di e s e r  kl e i n e  Rd tgeh er l i egt 
kosten los  b e i  Pa ß- und ZoWü ntern , hei den A utomobi l k l uhs  (>AMTe und  
ARBÖ,  i n  Re i s eh üros s o \\.  i e  i m  B �/I aA i n  da Ahtei l u n g  fü r Pres :�e  :J nd 
I nformation und im Bürgerservi ce auf. 

Darüber h i na u s  gibt das  ß M aA die  u m fangre i ch e re B rosch ü r e  " ,Bürger
service" heraus ,  d ie  I n fo rm ati o n e n  über  Pa ß ·· ,  �/i :;a - .  I m pf· u nd E i nfu h r
bestimmungen,  Sozia lvers i cherungs- ,  Staatsbürgersch a ft s - und andert '-" '--

Rechtsvorsch ri ften sowi e  d ie  Adressen d er ös terre i ch i sch er: Aus landsver-
tretungen enthä lt .  Diese Broschüre dient  a l s  nützl ich er B e h e l f  un d 
Ratgeber für Ei nrichtu ngen, d ie  im Aus landstourismus tätig und mit  
in ternati ona len  Kontakten befaßt s ind .  Anfang 1 993  w u r d e  e i n e  e rweiter
t e  vierte  Aufl age zur Aussendung gebracht.  Für 1 994 ist e ine fünfte 
Auflage in  Vorbereitung.  
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2. Hilfeleistung in Zivil- und Strafsachen 

Die Geltendmachung oder Verteidigung von Rechten im Ausland ist auf 
Grund unterschiedlicher Rechtsordnungen und wegen Kommunikations
problemen oft mit großen Schwierigkeiten verbunden. Hilfesuchende 
Staatsbürger werden in diesen Fällen durch informelle  Beratung, Einschal
tung der Vertretungsbehörden und gegebenenfalls Namhaftmachung von 
Vertrauensanwälten bei der Wahrnehmung ihrer Interessen in Zivil- und 
Strafsachen unterstützt. 

Bei Verhaftungen österreichischer Staatsbürger im Ausland sind die 
Vertretungs behörden um Klärung des Sachverhalts, Sicherung einer effi
zienten Verteidigung, Verständigung der Angehörigen im I nland und um 
ausreichende Haftbetreuung bemüht. Sie versuchen gegebenenfalls eine 
ÜbersteIlung der Angeklagten oder Verurtei lten zur Strafverfolgung oder 
zum Strafvollzug nach Österreich zu erwirken. 

3. Konsularische Zusammenarbeit 
Seit 1 979 besteht zwischen Österreich und der Schweiz ein Abkommen über 
konsularische Zusammenarbeit, auf Grund dessen bestimmte österreichi
sche Vertretungsbehörden in Gebieten, in denen es keine schweizerischen 
Vertretungsbehörden gibt, schweizerischen und liechtensteinischen Staats
bürgern und analog schweizerische Vertretungsbehörden österreichischen 
Staatsbürgern konsularischen Schutz und Beistand gewähren.  Ende 1 993 
waren die österreichischen Vertretungsbehörden in Gambia, in den franzö
si schen Niederlassungen Ozeaniens, auf Kreta und auf den Azoren sowie 
die schweizerischen Vertretungsbehörden in Angola, Gabun, Guinea, 
Niger, Sudan, Tschad und auf Bali in das Abkommen einbezogen. 

Anläßlich des 275jährigen Jubiläums der Errichtung der ersten russischen 
Konsularvertretung in Wien ( 1 7 1 8) und des l OOjährigen Bestehens des 
russischen Generalkonsulats in Wien ( 1 893) hielt sich im September eine 
Delegation des russischen Außenministeriums zu bilateralen Konsularge
sprächen in Wien auf. 

I m  November fanden in Wien bilaterale Konsulargespräche mit einer 
türkischen Delegation statt. 

4. Schubabkommen 
Die Bemühungen um vertragliche Regelungen der Rückübernahme uner
laubt nach Österreich eingereister ausländischer Staatsangehöriger durch 
deren Heimatstaat oder durch den jeweiligen Nachbarstaat Österreichs 
wurden fortgesetzt. Das im Dezember 1 992 mit Slowenien unterzeichnete 
Abkommen trat im September 1 993 in Kraft. Das im Oktober 1 992 mit 
Ungarn unterzeichnete Abkommen konnte noch nicht in Kraft treten, weil 
Ungarn die Ratifizierung dieses Abkommens von der Ratifizierung eines 
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anal ogen ungari sch-rumäni schen Abkommens durch Rumänien abhängig 
macht .  

11. Reise- und Grenzverkehrsfragen 

1. Sichtvermerksangelegenheiten 

Aufgrund von S ichtvermerksabkommen können Bürger a l l er S taaten 
Westeuropas sowie Pol ens ,  U ngarns und S loweniens ( I nkrafttreten des 
S i chtvermerksabkommens am I .  August) s ichtvermerksfrei nach Österreich 
einre i sen .  Dies  gi l t  auch für Bürger der Tschechischen Repub l ik  und  der 
S lowakei ,  da  Österreich ein im Jänner 1 990 mit der CSFR abgeschlo ssenes 
S ichtvermerksabkommen pragmatisch weiter anwendet.  

Pragm atisch weiter angewendet wird auch das österrei chisch-jugos lawi
sche Abkommen über die Aufhebung der S i chtvermerkspfl icht gegenüber 
Kroatien, Bosnien- Herzegowina und der Ehemal igen jugoslawischen Re
pub l i k  M azedonien .  Gegenüber der " Bundesrepubl i k  Jugos lawien" ( Ser
bien und M ontenegro) i st die pragmatische Weiteranwendung d ieses 
Abkommens gemäß den vom VN- Sicherheitsrat mit Reso l ution 757( 1 992 )  
verhängten Sanktionen seit Ju l i  1 992 ausgesetzt . Von der  S i chtvermerks
pfl i cht ausgenommen s ind  Personen,  die zum Zeitpunkt der E inre i se  nach 
Österreich  über e inen mehr als drei M onate gültigen aufenthaltsrecht l i chen 
Tite l  Deutsch lands,  der  Schweiz, Frankre ichs oder der Benelux staaten 
verfügen .  

Für Bürger der meisten Staaten Nord- und Südamerikas und e in iger 
weiterer Staaten (z .  B .  Japan, Neusee land) besteht ebenfa l l s  S ichtvermerks
fre ihei t .  

Die ös terre i chischen Vertretungsbehörden bearbeiteten 1 993  rund 
705 .000 S ichtvermerksanträge . 

Derzeit  (Stand 1 .  Jänner 1 994) benötigen I nhaber gewöhnl i cher österreichi 
scher Rei sepässe auch für kurzfri stige Aufenthalte (b is  zu 30  Tagen) in 
fo lgenden Staaten Sichhermerke : 
Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori
a lgu inea, Armenien,  Aserbaidschan, Äthiopien,  Australien,  Bahrain ,  Ban
gladesch,  Be larus, Be l ize, Benin ,  Bhutan, Botsuana (bei  e inem Aufenthalt  
b is  7 Tage s ichtvermerksfrei) ,  Brune i ,  Burkina Faso, Burundi ,  China,  Cote 
d' Ivo ire ,  Domin ica, Dschibuti ,  E st land,  Fidschi ,  Gabun, Gambia, Geor
gien,  Ghana, Grenada, Guinea, Gui nea-Bissau, Guyana, I ndien,  I rak, I ran, 
Jemen, Jordanien,  "Bundesrepubl i k  Jugoslawien" (Serbien und M ontene
gro), Kambodscha, K amerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, 
Kirgis i stan, Kiribati ,  Komoren, Kongo, Demokratische Volksrepubl ik  
Korea, Kuba,  Kuwait ,  Laos ,  Lesotho, Lett land, Libanon,  Liberia,  Libyen, 
Litauen,  M adagaskar, Ma lawi ,  M alediven, Mali ,  Marsha I I - Inse ln, M aure-
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tanien, Mexiko (kein Sichtvermerk, jedoch Touristenkarte), Moldau, 
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Nauru, Nepal, Niger, Nigeria, Nicara
gua, üman, Pakistan, Papua-Neuguinea, Philippinen (bei einem Aufent
halt bis 2 1  Tage sichtvermerksfrei), Ruanda, Rumänien, Rußland, Salomo
nen, Sambia, Samoa, Säo Tome und Principe, Saudi-Arabien, Senegal , 
Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrien, 
Tadschikistan, Taiwan (bei einem Aufenthalt bis 5 Tage sichtvermerksfrei), 
Tansania, Thailand (bei einem Aufenthalt bis 1 5  Tage sichtvermerksfrei), 
Togo, Tonga, Tschad, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, 
Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (kein Sichtvermerk, jedoch Touristenkar
te ), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam, Zaire, Zentralafrikanische 
Republik. 

2. Das neue österreichische Fremdenrecht (Fremdengesetz) 

Mit dem Inkrafttreten des Fremdengesetzes (FrG) am 1 .  Jänner 1 993 
wurden die Einreise, der vorübergehende Aufenthalt und die Wiederaus
reise von Fremden in einem einzigen Gesetz geregelt, das alle einschlägigen 
Bestimmungen einschließlich der am 1 .  Jänner 1 994 in Kraft getretenen 
Sonderbestimmungen für Einreise und Aufenthalt von EWR-Bürgern 
enthält. 

Mit dem Fremdengesetz wurde u. a .  der Touristensichtvermerk neu einge
führt. Er wird Touristen, Besuchern und Durchreisenden erteilt und kann 
im Inland nicht verlängert werden. Fremden, die mit einem Touristensicht
vermerk oder sichtvermerksfrei (z. B. auf Grund eines Sichtvermerksab
kommens) nach Österreich eingereist sind, darf in der Regel kein Sichtver
merk im Inland erteilt werden. Mit diesen Regelungen sollen i l legale 
Einreisen bzw. die Umgehung der Einwanderungsbestimmungen verhin
dert werden. Fremde, die nach dem beabsichtigten Zweck ihres Aufenthalts 
nicht Touristen oder Besucher sind, erhalten einen gewöhnlichen Sichtver
merk. Dies betrifft insbesondere Geschäftsreisende sowie Teilnehmer an 
internationalen Konferenzen und Seminaren. 

Das Fremdengesetz berücksichtigt das Inkrafttreten des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) durch die Aufnahme von Sonderbestimmungen 
für Einreise und Aufenthalt von EWR-Bürgern (§§ 28 - 3 1  FrG). Diese 
benötigen zur Einreise und zum Aufenthalt keinen Sichtvermerk nach dem 
Fremdengesetz (§28 Abs 2). Angehörige von EWR-Bürgern, die selbst nicht 
EWR-Bürger sind, unterliegen allerdings der Sichtvermerkspflicht. In 
solchen Fällen besteht aber grundsätzlich ein Rechtsanspruch auf Ausstel
lung eines S ichtvermerks .  

In der Praxis führte das Fremdengesetz durch Überprüfungen, Rückfragen 
in Österreich und vom Sichtvermerkswerber nun zusätzlich beizubringende 
Unterlagen (v. a .  Krankenversicherungsnachweis, bei dessen Fehlen be-
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glaubigte  "Verpfl ichtungserklärung" des Ein laders ) zu aufwendi geren 
S ichtvermerksverfahren, was für die Vertretungsbehörden bei weitgehend 
gleichgeb l iebenem Personalstand e ine erhebl iche Mehrbelastung bedeutet. 

3. Grenzverträge 

Der Grenzvertrag mit Italien über die I nstandhaltung der Grenzzeichen 
sowie d ie  Vermessung und Vermarkung der gemeinsamen Staatsgrenze 
wurde in einer dritten Verhandlungsrunde im Juni 1 993 fixiert, p araphiert 
und am 1 7 . Jänner 1 994 unterzeichnet. 

Im Verhältnis zur Schweiz und zu Liechtenstein wurden Verbesserungen der 
Grenzabfertigung durch Vereinb arungen über die Errichtung nebeneinan
derl iegender Grenzabfertigungsstell en  für den Güterverkehr am Straßen
gre nzübergang Tisis/Schaanwald (Österre ich, Liechtenstein und Schweiz) 
und beim B ahnhof St. Margrethen (Österreich - Schweiz), die beide am 
1 .  August i n  Kraft traten, erzielt . 

Im Verhältnis  zu Deutschland traten 1 993  zwei Durchfü hrungsvere inbarun
gen zum österreichisch-deutschen Abkommen von 1 955  über Erleichterun
gen der  Grenzabfertigung im Eisenbahn-,  Straßen- und Schiffsverkehr in  
Kraft .  D ie  erste Vereinbarung g i l t  se i t  1 .  N ovember und s ieht u .  a .  
vereinfachte Abfertigungs- und Kontrol lmaßnahmen be i  einander gegen
überl iegenden bzw. zusammengelegten Grenzübergängen vor ;  d ie  zweite, 
am 1 .  Dezember in  Kraft getretene Vereinbarung betrifft die E rrichtung 
vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen an den Grenzübergän
gen Kiefersfelden-Autobahn und Kiefersfelden-Staatsstraße. Mit  gleichem 
Tag trat weiters die Vereinbaru ng mit  D eutschland über die Errichtung 
einer vorgeschobenen Grenzpo lizeidienststelle am Grenzübergang Walser
schanz, die s ich ebenfal l s  auf dieses österreichisch-deutsche Abkommen 
gründet,  in Kraft. 

Am 2 1 .  D ezember wurde in Wien ein Abkommen mit der Bundesrepubl i k  
Deutschland über den Durchgangsverkehr von  Exekutivorganen und  d i e  
Durchbefö rderung von  H äftl ingen unterzeichnet. Für sein Inkrafttreten 
bedarf es  n och der parlamentari schen Genehmigung. 

4.  Grenzübergänge 

Gegenüber der Tschechischen Republik wurde am 1 5 .  April der Grenzüber
gang Guglwald (Oberösterreich) - Predni Vyton für Fußgänger und 
Radfahrer eröffnet. 

Am 28 ./29.  Juni  fand i n  Prag die e rste Tagung  der österreichisch-tsch echi 
schen Expertengruppe für Grenzübergänge statt. D abei wurde über 
Vorschläge zur Eröffnung neuer Grenzübergänge (Schrattenberg-Valtice, 
Schlag/Litschau - Chlum/Trebo ne, Gmünd B leylebenstraße - Ceske 
Velenice) und zur Erweiterung des Benützungsumfangs bereits bestehender 
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Grenzübergänge (Guglwald - Predni Vyton,  Mitterretzbach - Hnanice, 
Retz - Satov, Laa a. d.  Thaya - Hevlin und Reintal - Postorna) sowie über 
vier Vereinbarungen über die Errichtung von vorgeschobenen Grenzabfer
tigungsstellen an den Grenzübergängen Reintal - Postorna, Mitterretz
bach - Hnanice, Guglwald - Predni Vyton,  und Schöneben - Zadni 
Zvonkova beraten. Diese vier Vereinbarungen traten am 1 .  November in 
Kraft. Die an den stark frequentierten Grenzübergängen Reintal und 
Mitterretzbach errichteten Gemeinschaftszollämter wurden am gleichen 
Tag eröffnet. 

5. Grenzerleichterungen 

Im Verhältnis zu Ungarn gilt seit 1 .  Februar em Abkommen über die 
Grenzabfertigung im Straßen- und Schiffsverkehr. Eine erste Durchfüh
rungsvereinbarung betreffend Gemeinschaftszollämter an den Grenzüber
gängen Nickelsdorf - H egyeshalom, Eberau - Szentpeterfa, Rechnitz -
Bozsok und Pamhagen - Fertöd trat am 1 .  Dezember in Kraft. Die vier 
Gemeinschaftszollämter nahmen am gleichen Tag ihren Betrieb auf. 

Am 1 .  Juni trat eine Durchführungsvereinbarung zum österreichisch.-unga
rischen Abkommen von 1 99 1  über die Grenzabfertigung im Eisenbahnver
kehr in Kraft. Diese Verei nbarung sieht u .  a. vorgeschobene österreichische 
Grenzabfertigungsstellen in den Bahnhöfen Hegyeshalom, Sopron und 
Szentgotthard, eine vorgeschobene ungarische Grenzabfertigungsstelle im 
Bahnhof Pamhagen und eine Grenzabfertigung im fahrenden Zug vor. 

Der Entwurf eines Abkommens mit Ungarn über die Benützung des Weges 
zwischen Mörbisch und Siegendorf, das ein obsolet gewordenes Abkom
men aus dem Jahr 1 973  ersetzen und den Radtourismus in dieser Region 
fördern soll ,  wurde der u ngarischen Seite im Dezember 1 993 zugeleitet. 

111. Vermögens- und sozialpolitische Angelegenheiten 
Nach den politischen Veränderungen in den ehemaligen Ostblockstaaten 
hoffen manche nunmehr österreichische Staatsbürger, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg aus ihrer damaligen Heimat vertrieben worden waren, 
ihr enteignetes Vermögen zurückzuerhalten oder zumindest eine Entschä
digung zu erhalten . Die Forderungen der Heimatvertriebenen blieben 
jedoch bisher von der Restitutionsgesetzgebung in den meisten Reform
staaten ausgeschlossen. I m  Rahmen seiner bilateralen Kontakte zu diesen 
Reformstaaten weist Österreich regelmäßig auf die Notwendigkeit einer 
moralischen und materiel len Wiedergutmachung des damals zugefügten 
Unrechts hin. 

Eine Anzahl von Österreichern meldeten Vermögensschäden an, die im 
Verlauf des gewaltsamen Zerfalls der SFR Jugoslawien entstanden, bzw. 
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ersuchten um Schutz ihres E igentums in den noch umk ämpften Geb ieten .  
D ie  gemäß dem Anmeldegesetz I rak (BGB I  3 1 0/ 1 99 2 )  geltend gemachten 
Ansprüche österre ich ischer Staatsbürger aus unmitte lbaren Verlusten, 
Schäden und Beei nträchtigungen, die a ls  Folge der unberecht igten I nva
s i o n  und B esetzung Kuwaits durch den I rak entstanden s ind ,  wurden 
gegenüber der Kompensationskommiss ion der VN ( U N CC )  geltend ge
m acht .  

In zahlre i chen Nachlaßfä l l en wurde Amtshi l fe gele i stet .  In jenen Staaten, 
d i e  ke in amtswegiges Nachlaßverfahren k ennen,  wurden loka le  Vertrau
ensanwälte  zur Wahrung von Ansprüchen österre ich ischer Staatsbürger 
e ingeschaltet .  

Am 1 .  Oktober 1 993 trat das Abkommen über Sozi a le  S icherhei t  mit 
S lowen ien  in  Kraft .  Das am 1 1 . M ärz un terzei chnete Abkommen mit 
Kroat i en  wurde dem parlamentari schen Genehmigungsverfahren zuge le i 
te t .  Im H i nb l i ck auf den EWR wird der  Neuabsch luß  von Sozi alversiche
rungsabkommen mit  den E WR- Partnerstaaten erforderl ich .  Das erste 
d ieser  " EWR- Ergänzungsabkommen" wurde am 1 8 . N ovember mit I s land 
in Wien  unterzeichnet .  

Sozi al po l i t i sche Verbesserungen wie die  S I .  ASVG- N ovel l e  kamen auch 
zahl re ichen Aus landsösterre i chern und ehemal igen Österre icher  zugute, da 
der Kre i s  der Emigranten, d i e  in den Genuß einer sogenannten Begünstig
tenpens ion gelangen kann, erweitert wurde .  

IV.  D ie Auslandsösterreicher 

1 .  O rganisation der Auslandsösterreicher 

Paßösterreicher 1 993 ( in 1 .000) 

Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 96 
Schweiz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40 
Austra l ien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30 
B ras i l ien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 1  
Südafrika . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 
USA . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 8  
K an ada . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 0  
Argentin ien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 0  
I ta l i en . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 
G ro ßbritannien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 

B etreuung und Unterstützung der Auslandsösterre icher s i nd  wichtige 
Aufgaben der österreichi schen Vertretungsbehörden i m  Aus land .  Derzeit  
l eben run d  400 .000 österre ich ische Staatsbürger im Aus land .  Die  obenste
hende Tabe l l e  führt d ie  Länder an, in denen die mei sten Aus l andsösterrei 
cher l eben .  
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I m  weiteren Sinne zählen zu den Auslandsösterreichern auch Personen 
österreichischer Abstammung, die eine fremde Staatsbürgerschaft erwor
ben haben, sich aber noch immer ihrer Heimat verbunden fühlen (soge
nannte "Herzensösterreicher"). 

Viele Auslandsösterreicher und " Herzensösterreicher" haben sich in Öster
reicher-Vereinen zusammengeschlossen. Derzeit bestehen rund 250 Aus
landsösterreichervereine in über 40 Ländern der Welt. 1 1 5 Vereine sind 
Mitglieder der 1 952 gegründeten Dachorganisation aller Auslandsösterrei
chervereine, dem "WeItbund der Österreicher im Ausland" mit Sitz in Wien. 

Die Burgenländische Gemeinschaft ist der Dachverband aller Burgenländer 
im Ausland .  Durch regelmäßige Besuche und andere Kontakte mit den 
burgenländischen Auslandsgemeinden, insbesondere in den USA und 
Kanada, und durch Publikation der Zeitschrift " Die Burgenländische 
Gemeinschaft", die in Güssing herausgegeben wird, bemüht man sich um 
eine Festigung der Bande zwischen diesem Bundesland und den im 
Ausland lebenden Österreichern burgenländischer Abstammung. Präsident 
ist Professor Walter Dujmovits . 

Als zentrale Servicestelle der Auslandsösterreicher wurde 1 955  das Aus
landsösterreicherwerk mit Sitz in Wien gegründet. Sein Präsident ist seit 
1 976 Fritz Molden. Es vertritt die Anliegen der Auslandsösterreicher im 
Inland gegenüber den österreichischen Behörden und gibt das Magazin für 
Auslandsösterreicher "Rot-Weiß-Rot" heraus .  Das Auslandsösterreicher
werk wird vom BMaA und der Wirtschaftskammer Österreich subventio
niert. Im Rahmen einer Weihnachts aktion für die in den ehemaligen 
Oststaaten lebenden Österreicher erhielten 1 993 80 Personen Geldspenden. 
Zur Erleichterung der Zusammenarbeit und Koordination der Aktivitäten 
der Auslandsösterreichervereine in den USA wurden 1 983 in Form der 
"Austro-American Councils" sechs regionale Dachverbände errichtet. Aus 
Anlaß des 1 0jährigen Jubiläums fand vom 1 0.- 1 5 . Mai 1 993 die Jahreskon
ferenz in Wien statt. 

Der Weltbund der Österreicher im Ausland veranstaltet alljährlich ein 
Auslandsösterreichertreffen, das vom 2.- 5 .  September in Badgastein statt
fand.  Die Generalversammlung des Weltbundes wählte 1 993 einen neuen 
Vorstand, der neue Präsident ist C .  P. Wieland, Vorsitzender der Österrei
chisch-bayrischen Gesellschaft. Rund 400 Delegierte von Auslandsöster
reichervereinen aus aller Welt diskutierten Fragen von gemeinsamem 
Interesse wie Staatsbürgerschaft, Wahlrecht und die Auswirkungen der 
europäischen I ntegration auf die Auslandsösterreicher. 

Für die Betreuung in Not geratener Auslandsösterreicher sorgt der 1 967 
gegründete Fonds zur Unterstützung österreichischer Staatsbürger im Aus
land, der vom B MaA und den neun Bundesländern subventioniert wird. 
Der Fonds förderte 1 993 rund 1 .200 bedürftige Österreicher in 46 Ländern 
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m it 8 , 1 M i l l ionen Sch i l l ing .  Die  Bundesregierung beste l l te  e in  neues 
Kuratori um des Fonds für e ine fünf  jährige Amtsperiode und B otschafter 
a .  D. Ferdinand Stolberg zu dessen Vorsi tzenden .  

Aus  Eigenmittel n  spendete das B MaA auch einen Betrag für bedürftige 
Aus l andsästerre icher.  I m  Zuge der al ljährl i chen Weihnachtsaktion  wurden 
Ge ld- und Sachspenden an arme Auslandsästerreicher im  Wert von 
2 5 0.000 Sch i l l ing  verte i l t .  

2 .  Auslandsösterreicherwahlrecht 

Durch das Wahl rechtsänderungssgesetz 1 990 wurde den Aus landsästerrei 
ehern das Wahl recht be i  Nat iona lrats - ,  Bundespräsidentenwah len und 
Volksabst immungen eingeräumt.  Wichtige Fristen, d ie  für d ie  Durchfüh
rung der  Wah len im Aus land zu knapp waren, wurden durch die 
N at ionalratswahlordnung 1 992 und das Wahlrechtsanpassungsgesetz 1 993 
ausgedehnt .  Damit wurde einem wesent l i chen Wunsch der Aus landsäster
rei cher  Rechnung getragen . 

Dem B M aA und den Vertretungsbehörden obl i egen zahl reiche admin i stra
t ive Agenden bei der Durchfü hrung der Wahlen,  v. a. d ie  Übermi tt l ung des 
Antrags auf Eintragung i n  d ie  Wählerevidenz für Aus l andsösterre icher, in  
den meisten Fä l len  d ie  Weiterl eitung des  Antrags auf Ausste l l ung e iner 
Wahlkarte und die Überm ittlung der ausgefül lten Wah lkarten an die 
Wahlbehörden .  

463 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)478 von 734

www.parlament.gv.at



Medien und Information 

L) Medien und Information 

1 .  Operative Maßnahmen innerhalb des BMaA im Rahmen der 
EU-Information 

Die Bemühungen der österreichischen Bundesregierung um eine wirksame 
EU-Information waren ein Schwerpunkt der Pressearbeit des BMaA. 
Folgende Maßnahmen wurden gesetzt : 

- Artikeldienst 

Um den umfangreichen Bestand an Fachinformationen des Ressorts für 
die EU-Informationsarbeit zu nutzen, erfaßte die Presseabteilung des 
BMaA in Zusammenarbeit mit den Fachsektionen zunächst systematisch 
Sachunterlagen zu Themengruppen, die in der EU-Beitrittsfrage von 
besonderer Bedeutung sind (Neutralität, Sicherheitspol itik, österreichische 
Identität, Rolle mittlerer Staaten in der EU, Umweltstandards, Transit, 
Grundverkehr, Landwirtschaft), um sie nach einer journalistischen Überar
beitung zu professionell gestalteten Zeitungsartikeln aufzubereiten . Das 
Echo auf diesen Informationsdienst, mit dem ca. 20 Zeitungsartikel an 
rund 4.000 Adressaten (u. a. Landtagsabgeordnete, Bürgermeister) gelan
gen, ist sehr positiv. So gab z. B.  die Präsidentenkonferenz der Landwirt
schaftskammern spontan eine Liste von Publ ikationen bekannt, die 
ebenfalls mit dem Artikelpaket versandt wurde. 

- EU-Newsletter 

Der seit Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen am 1 .  Februar erscheinen
de E U-Newsletter des BMaA soll in geraffter und übersichtlicher Form den 
Entscheidungsträgern und Meinungsmultiplikatoren im staatlichen und 
politischen Bereich sowie im Bereich der Interessensvertretungen einen 
Überblick über jene Themen verschaffen, die in Brüssel verhandelt werden 
bzw. schon abgehandelt wurden. Bisher sind vier Nummern, jeweils mit 
einer Auflage von 2.000 Stück erschienen. Der EU-Newsletter richtet sich 
an einen großen öffentlichen Personenkreis .  Folgende Themen wurden 
behandelt : "EG-Politik ist Friedenspolitik !" , " Umweltschutz kennt keine 
Grenzen !",  "Die Chancen der ,kleinen Staaten"' . Daneben wurde auch 
über den Schutz weiblicher Arbeitnehmer in bezug auf Nachtarbeit, über 
den Schutz der Arbeitnehmer im Fall der Insolvenz des Arbeitgebers, über 
Fluglärmemission und über die Ausbildung zum Zahnarzt informiert. 

- Organisation von Journalistenreisen zur EU 

In Anbetracht des beschränkten Budgets für Öffentlichkeitsarbeit veran
staltete das BMaA an statt kostspieliger Inserate Gruppenreisen von 
Journalisten zur Europäischen Union. Diese Reisen wurden in Zusammen
arbeit mit verschiedenen Institutionen, wie z. B. dem Institut für Journali-
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stenausbi ldung in Salzburg, organisie rt und wandten s ich an genau 
defin ierte Zielgruppen (z .  B.  e ine Studienreise mit Redakteuren ö sterreichi
scher Bundesländerzeitungen zum E U-Gipfel in K openhagen und nach 
Straßburg von 20 .- 24. Juni) .  In Zusammenarbeit mit  dem Funder- I nstitut 
besuchten österreichische Journ al isten vom 6 .- 8.  Dezember auf einer 
E U -Studienrei se  Brüsse l .  

- EU-Symposien im Ausland 

Die österreichische Öffent l ichkeit  wurde auch über die Akzeptanz der 
B eitrittsbemühungen im Ausland informiert .  Diesem Zweck dienten zwei 
E U- Symposien am 5 .  November in Paris und am 1 4. Dezember in Bonn,  
d ie  mit  großem Erfolg abgeschlossen wurden. Unter  Betei l igung prominen
ter Persönl ichkeiten aus Pol it ik, Wirtschaft und M edien wurden e inersei ts 
d ie  positiven Auswirkungen eines raschen österreichischen E U-Bei tritts für 
Frankreich und Deutschland aufgezeigt, andererseits von tei lnehmenden 
hochrangigen österreichischen M edienvertretern die  posit ive Resonanz 
unserer B eitrittsbemühungen in Frankreich und Deutschl and  in unseren 
M edien transportie rt. Gleichartige Veranstaltungen sind 1 994 in Wien und 
den E U - H auptstädten London,  Rom und Madrid vorgesehen .  

- Schaffung eines Besucherservice bei der  EU-Delegation in Brüssel 

Ein  n icht zu unterschätzender M ult ipl ikationsfaktor s ind die  zah l re ichen 
Besucherrei sen versch iedenster I nstitutionen zur E U  nach B rüsse l .  E s  
besteht d i e  Chance, den unmittelbaren Eindruck, d e n  die B esucher 
gewinnen,  im I nteresse eines E U - Beitritts positiv zu nützen .  Um die 
profess ionel le  Organisation und D urchfü hrung dieser Aktionen zu si chern, 
wurde im September e in eigener Besucherbetreuungsdienst bei  der  öster
rei chischen E U -Delegation  in B rüssel eingerichtet. M itte Dezember  wurde 
der  eintausendste Besucher gezäh l t .  

2.  Österreich im Spiegel der  Auslandspresse 

Österreichs Beitrittsbemühungen zur Europäischen Union haben wie in den 
Vorjah ren breiten Raum in aus ländischen M edien eingenommen .  Den 
Themen Transit ,  Landwirtschaft ,  Zweitwohnsitze, Wirtschafts- und Wäh
rungsunion sowie der gemeinsamen Au ßen- und Sicherheitspo l itik wurde 
besonderes Augenmerk gewidmet .  Nach wie vor überwiegt die Ansicht,  
daß e in b aldiger Beitritt Österre ichs die E U  stärken wird. 

Österreichs aktive Rol le  im Zusammenhang mit dem Konflikt auf Tei len des 
Territoriu ms des ehemaligen Jugoslawiens wurde von der  aus ländi schen 
Presse gewürdigt. Oft wurde B undesminister Alois M ock als jener Staats
mann bezeichnet ,  der für die Region viel geleistet hat. 

Die Internationale Christlich-Islamische Konferenz "Friede für die 
Menschheit" (30. März - 2. Apri l ) ,  die VN-Weltkonferenz über Menschen-
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rechte ( 1 4. -25 .  Juni) sowie das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungs
chefs der Mitgliedsstaaten des Europarats (8 ./9. Oktober), die alle in Wien 
abgehalten wurden, fanden weltweit breiten pressemäßigen Niederschlag. 

Auf kulturellem Sektor war der Höhepunkt der medialen Berichterstattung 
im Ausland der Architekturwettbewerb für den Neubau des österreichi
schen Kulturinstituts in New York. Es war das größte je feststellbare Echo 
eines Kulturthemas in den renommiertesten amerikanischen M edien. 
Österreich wurde als "kulturelle Supermacht" bezeichnet. Die Salzburger 
Festspiele nahmen traditionsgemäß eine Sonderstel lung in der kulturellen 
Berichterstattung ein. Über Ausstellungen von österreichischen Künstlern 
(z. B .  Günter Brus im Pariser Centre Pompidou zum Thema " L' Ame au 
Corps") wurde vielfach berichtet. 

3. Multilaterale Kooperation auf dem Mediensektor 

Arbeitsgruppe "Medien" im Rahmen der Zentraleuropäischen Initiative (ZEI) 
Ziel der Arbeitsgruppe ist es, durch Maßnahmen auf multilateraler Ebene -
ergänzend zu laufenden bilateralen Aktivitäten - Medien und deren 
Mitarbeiter aus den ZEI-Mitgl iedsstaaten bei ihrer Aufgabe zu unterstüt
zen, einen effizienten und objektiven Informationsfluß zu gewährleisten. 
Die Arbeitsgruppe "Medien" tagte in Wien am 1 1 ./ 1 2. März sowie in Graz 
am 25.  November. Am 26. November fand eine Round-Table-Diskussion 
zum Thema "Minderheitenschutz" mit Fachjournalisten aus ZEI-Partner
ländern in der steiermärkischen Landeshauptstadt statt. Chefredakteur 
Fritz Csoklich von der " Kleinen Zeitung" referierte über " Intensivere 
Anstrengungen für das Existenzrecht von Minderheiten". Weitere Vorträge 
beschäftigten sich mit den Themen "Volksgruppenschutz in Österreich", 
"Aspekte des internationalen Minderheitenschutzes im Lichte des Europa
ratsgipfels im Oktober 1 993 in Wien" sowie "Lage und Perspektiven der 
ethnischen Minderheiten in Südosteuropa ". 

EUTELSAT 

Österreich nahm an den Tagungen des Unterzeichnerrats EUTELSAT, an 
verschiedenen Ad-hoc-Arbeitsgruppen (z. B. zur Anpassung an die wettbe
werbsorientierte Entwicklung im Telekommunkationsbereich) und den 
"Operations Representatives" tei l .  Der österreichische Anteil an Raumseg
mentbenützungsgebühren und anteiligen Investitionskosten betrug 
34,756. 1 00 Schil l ing. 

INTELSAT 

Österreich nahm an der globalen Tagung der "Operations Representatives" 
teil und vertrat bis Mai turnusgemäß die Ländergruppe Österreich, 
Griechenland, Liechtenstein und Schweiz im Gouverneursrat. Durch 
verbesserte Zugangsbedingungen zum Raumsegment soll den weltweiten 
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wirtschaftspol i t i schen Liberali s ierungstendenzen Rechnung getragen wer
den .  

Der  erste Sate l l i t  der  neuen I NTELSAT VI I -Generat ion wurde gestartet 
und d ient dem Betrieb i n  der Pazi fi k- Region .  Mit 20 in Betrieb befi nd l i chen 
und 1 4  beste l l ten Sate l li ten wird an einem raschen Ausbau der Übertra
gungskapazitäten gearbeitet .  

Der österre ichische  Antei l  an Raumsegmentbenützungsgebüh ren und 
ante i l igen Investit ionskosten b etrug 37 ,05 1 .000 Schil l i ng .  
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M) Das Parlament 

1 993 befaßten sich der N ationalrat und der Bundesrat mit folgenden 
Gesetzesanträgen, Berichten und I nitiativanträgen auf außenpolitischem 
Gebiet und mit folgenden internationalen Verträgen : 

- Bericht der Bundesregierung über den Stand der österreichischen 
Integrationspolitik (5 .  Bericht) ; mehrheitlich angenommen 
- Bericht der Bundesregierung über den Stand der österreichischen 
Integrationspolitik (6. Bericht) ; mehrheitlich angenommen 
- Bericht der Bundesregierung über den Stand der österreichischen 
Integrationspolitik (7 . Bericht) ; mehrheitlich angenommen 
- Regierungsvorlage : Abkommen über einen parlamentarischen Ausschuß 
der EFT A-Staaten ; Abschluß mehrheitlich genehmigt 
- Regierungsvorlage : Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum samt Anhang, Schlußakte, Erklärungen, 
Vereinbarter Niederschrift und Einvernehmen ; Abschluß mehrheitlich 
genehmigt 
- Antrag der Abgeordneten Jörg Haider und Gen. betreffend Hausaufga
ben der Österreichischen Bundesregierung zur Vorbereitung Österreichs 
auf einen raschen Vollbeitritt zu den Europäischen Gemeinschaften ; 
abgelehnt 
- Bericht der Bundesregierung über die Erstellung einer Friedensordnung 
im Nahen und Mittleren Osten aufgrund der Entschließung des National
rats vom 1 1 . März 1 992, E 44- NR/XVI I I .  GP;  einstimmige Kenntnisnahme 
- Regierungsvorlage : Notenwechsel zwischen der Republik Österreich 
und der Republik Slowenien betreffend die Weiteranwendung bestimmter 
österreichisch-slowenischer Staatsverträge ; Abschluß einstimmig geneh
migt 
- Antrag der Abgeordneten Andreas Khol ,  Peter Schieder, Herbert H aupt, 
Marijana Grandits, Hans H elmut Moser und Gen. betreffend das frühere 
Jugoslawien ; einstimmig angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Marijana Grandits und Gen. betreffend der 
Anerkennung der Republik Mazedonien als souveräne Republik ; mit 
Abänderungen einstimmig angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Marijana Grandits und Gen. betreffend die 
Lubicon-Cree-Indianer in Alberta, Kanada ; mit Abänderungen einstimmig 
angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Marijana Grandits und Gen. betreffend 
Beitritt Österreichs zur internationalen Walfangkommission ; einstimmig 
angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Marijana Grandits und Gen. betreffend das 
internationale Wirken Österreichs für einen sofortigen Stop des " wissen
schaftlichen Walfanges" ; mit Abänderungen mehrheitlich angenommen 
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- Antrag der Abgeordneten M arijana Grandits und Gen . betreffend  die 
Rati fi kation des internationa len Überein kommens  I LO Nr 1 69 über E inge
b orene und in  Stämm en l ebende Völ ker in unab h ängigen Ländern ; 
e instimmig angenommen 
- Antrag der  Abgeordneten Andreas Wabl und Gen.  betreffend sofortiger 
Abschaltung des Kernkraftwerkes Krsko sowie unverzüg licher S icherheits
m aßnahmen für das Brenne lementelager Krsko ; e instimmig angenommen 
- Bericht der Bundesregierung über den Stand der österreichischen 
I ntegrationspol it ik (8 .  B ericht), Zuweisung an den I ntegrationsunteraus
s chuß ; mehrheit l ich angenommen 
- Antrag der  Abgeordneten Andreas Khol ,  Peter Schieder und Gen .  
betreffend  ein Bundesgesetz über die  Durchführung i nternationaler Sank
t ionsmaßnahmen ; einst immig angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Friedhel m Frischenschlager und Gen . betref
fend  Umsetzung von S an kt ionsbeschlüssen internationaler Organisationen 
durch Österreich ; miterl edigt mi t  dem o .  a .  Antrag der Abgeordneten 
Andreas Kho l ,  Peter Schieder und Gen.  
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen.  betreffend  
Verhandlungs al l ianz mit  S chweden,  Finn land und Norwegen be i  den 
Beitrittsverhandlungen m it der E G ; abgelehnt 
- Antrag der  Abgeordneten Johannes Voggenhuber und  Gen.  betreffend  
Grundlagen für d ie  Beitri ttsverhand lungen mit  der  E G ; abgelehnt 
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen.  betreffend 
Diskuss ion über eine institutionel l e  Reform der EG u nter Einbeziehung 
der Bewerberstaaten ; abgelehnt 
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen. betreffend  
Reaktionen der  Bundesregierung auf  die  Forderung des  Europäischen 
Parlaments n ach Errichtung eines Systems " Konföderaler Zusammenar
b eit" in  Europa ; abgelehnt  
- Antrag der  Abgeordneten Johannes Voggenhuber und  Gen.  betreffend 
Tei lnahme von Experten der  parlamentarischen Klubs an den Beitrittsver
h andlungen - abgelehnt 
- Regieru ngsvorlage : Anpassungsprotoko l l  zum Abkommen zwischen den 
E FTA- Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines 
G erichtshofs samt vere inbarter N iederschri ft ; Abs ch luß  mehrheit l ich ge
nehmigt 
- Regierungsvorl age : Anpassungsprotokol l  zum Abkommen betreffend  
einen Ständigen Ausschu ß  der  E FTA-Staaten samt Vereinbarter Nieder
s chrift ;  Absch luß  mehrheitl i ch genehmigt 
- Regieru ngsvorlage : Anpassungsprotoko l l  zum Abkommen über einen 
Parlamentari schen Ausschuß der E FTA-Staaten ; Abschluß mehrheitli ch 
genehmigt 
- Regierungsvorl age : Bundesgesetz über die Rechtsstel lung von E inrich
tungen der K S Z E  in Österre ich ; e instimmig angenommen 
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- Außenpolitischer Bericht der Bundesregierung über das Jahr 1 992 ; 
mehrheitlich angenommen 
- Empfehlung des Gemischten Parlamentarischen Ausschusses Öster
reich - EG, beschlossen auf der 3 .  Tagung (26./27. April) ; einstimmig 
angenommen 
- Regierungsvorlage : Notenwechsel über die vertraglichen Beziehungen 
zwischen Österreich und der Russischen Föderation ; einstimmig angenom
men 
- Antrag der Abgeordneten Marijana Grandits und Gen. betreffend die 
Anerkennung der Republik Bosnien-Herzegowina als souveräne Republik ; 
abgelehnt 
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen. betreffend 
Zurückziehung des Antrages, Mitglied der Europäischen Atomgemein
schaft (EAG) zu werden ; mit Abänderungen mehrheitl ich angenommen 
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen. betreffend 
Versendung des Maastrichter Vertrages an alle Haushalte ; abgelehnt 
- Antrag der Abgeordneten Johannes Voggenhuber und Gen. betreffend 
Klarstel lungen im Zusammenhang mit Artikel D und Artikel F Abs. 3 des 
Maastrichter Vertrages über die Europäische Union ; abgelehnt 
- Bürgerinitiative Nr. 3 betreffend weitere Maßnahmen zur vollständigen 
Durchführung des UNO- Waffenembargos gegen Südafrika ; einstimmige 
Feststel lung, daß der Antrag gegenstandslos geworden ist 
- Antrag der Abgeordneten Jörg Haider und Gen. betreffend NATO-An
näherung ; abgelehnt 
- Regierungsvorlage : EWR-Abkommen ; Korrektur der Textfassungen in 
den verschiedenen Vertragssprachen einschl ießlich der Fassungen einzel
ner Anhänge sowie des Protokolls vier (Ursprungsregeln) ; Abschluß 
mehrheitlich genehmigt 
- Bericht der Bundesregierung über den Stand der österreichischen 
Integrationspolitik (9 . Bericht ; Zuweisung an den Integrationsunteraus
schuß 
- Regierungsvorlage : Übereinkommen zur Gründung des I nternationalen 
Entwicklungsrechtsinstituts ; Abschluß einstimmig genehmigt 
- Regierungsvorlage : Abkommen zwischen der Regierung der Republik 
Österreich und der Europäischen Organisation für die Nutzung von 
Meteorologischen Satelliten (EUMETSA T) über den Beitritt Österreichs 
zum Übereinkommen zur Gründung einer Europäischen Organisation für 
die Nutzung von Meteorologischen Satelliten (EUM ETSAT) und die damit 
verbundenen Bedingungen ; Übereinkommen zur Gründung einer Euro
päischen Organisation für die Nutzung von Meteorologischen Satelliten 
("EUMETSAT") samt Anlagen ; Änderungsprotokoll und Protokoll über 
die Vorrechte und Immunitäten der Europäischen Organisation für die 
Nutzung von Meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) ; Abschluß ein
stimmig genehmigt 
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Mitglieder außenpolitischer Gremien 
Stand : 18.  November 1 993 

Außenpolitischer Ausschuß des Nationalrats (34 Mitg l ieder) 
Obmann : Schieder Peter 

Obmannste l lvertreter : Cap losef, Dr. 
Kho l  Andreas, Dr. 
H ai der lörg, Dr. 

Schriftführer : Puntigam Alo i s ,  Dr .  

SPÖ : 
( 1 5) 

ÖVP : 
( I  I ) 

M rkvicka Franz 

Mitglieder : 

Cap losef, Dr. 
Dietri ch Günter 
Fuhrmann Wil l i ,  Dr. 
Graenitz I lona, Dkfm. 
Gusenbauer Alfred, Dr. 
Hawl icek H i lde, Dr. 
Heindl  K urt, Dr. 
M rkvicka Franz 
Posch Walter, M ag .  
Schieder Peter 
Schlögl KarI, M ag.  
Schmidtmeier H erbert 
Schütz Waltraud,  M ag.  
Steinbach Ernst 
Svihalek Friedrich 

Fl i cker Franz, D ipl - I ng .  
Gaigg Gerfrid, Dr. 
H öchtl  losef, M ag.  Dr. 
Khol Andreas, Dr. 
Kiss  Pau l  
König Friedrich, Dkfm. D Dr. 
Lanner S ixtus,  Dr. 
Puntigam Alois ,  Dr. 
Schwimmer Wal ter, Dr. 
Steinbauer H eribert 
Tichy-Schreder I ngrid 

FPÖ : B auer H olger, Dkfm.  
( 5 )  Gudenus lohn ,  M ag .  

H aider lörg, Dr. 

Ersatzmitglieder : 

Buder Hannelo re 
Eder Kurt 
Gart lehner Kurt, Ing .  
Gmoser Rupert ,  D Dr. 
Grabner Arno ld  
H lavac E l i sabeth, Dr. 
Hostasch E leo nore 
KarIsson I rmtraut, Dr. 
Kiermaier Günter 
Kuba Heinri ch  
Niederwieser E rwin ,  DDr. 
Nowotny Ewald,  Dr .  
Roppert Alois  
Schranz E dgar, Dr .  
Tycht l  Gerald ,  I ng .  

Artho ld  losef 
Bartenste in  M artin ,  Dr .  
Bauer Rosemarie 
Bruckmann Gerhart, Dr. 
Gatterer Ede ltraud 
Hafner Hans ,  Dr.  
Lukesch Dieter, Dipl .  Vw. Dr. 
Puttinger Günter, Dkfm.  Dr. 
Schwarzböck Rudolf  
Schwarzenberger Georg 
Vetter Gustav 

Haigermoser H e l mut 
Meischberger Walter lohann, Ing .  
Ofner H arald ,  Dr .  
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Probst Friedrich 
Schreiner Erich, M ag. 

Grüne : Grandits Marijana, Mag. 
(2) Voggenhuber Johannes 

LF ( 1 ) :  M oser Hans Helmut 

Partik-Pable  Helene, Dr. 
Trattner Gilbert, Mag. 

Renoldner Severin, Dr. 
Stoisits Terezija, Mag. 

Frischenschlager Friedhelm, Dr. 

Stand : 6. Dezember 1993 

Außenpolitischer Ausschuß des Bundesrats ( 1 6  Mitglieder) 

(zuständig für Angelegenheiten, die im Nationalrat durch den 
Außenpolitischen Ausschuß vorberaten wurden) 

Vorsitzender : Mautner M arkhof Manfred, Dr. h .  c. 
1 .  Stv. Vorsitzender : Konecny Albrecht 
2. Stv. Vorsitzender:  Gerstl Alfred 
1 .  Schriftführer:  Gstöttner Ferdinand (nom.) 
2. Schriftführer : Liechtenstein Vincenz, Dr. 

Mitglieder : Ersatzmitglieder : 

ÖVP : Gerstl Alfred Gantner Wilhelm 
Hiessl Rudolf J aud Gottfried 

Liechtenstein Vincenz, Dr. Hüttmayr Anton 
Linzer Milan, Dr. Lasnik Ernst Reinhold, Dr. 
Mautner Markhof Manfred, Dr. h. c. Putz Erich 
Schierhuber Agnes Schambeck Herbert, DDr. h. c. 

Tusek Gerhard, Mag. 

SPÖ : Crepaz I rene Bösch Herbert, Mag. 
H ager Karl Gstöttner Ferdinand 

H aselbach Anna Elisabeth 
Konecny Albrecht 
Meier Erhard 
Perl Gertrude 
Strutzenberger Walter 

FPÖ : Dillersberger Siegfried, Dr. 
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Koczur Anton 
Kraml Johann 
Payer J ohann 
Rohr Reinhart, I ng. 
Wöllert Karl 

Kapral Peter, Dr. 
Rieß Susanne, Dr. 
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Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten 

N) Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten 

Der " Rat für Auswärtige Angelegenheiten" wurde - nach dem Muster des 
mit § 5 des Wehrgesetzes 1 955 errichteten "Landesverteidigungsrates" -
durch das Bundesgesetz BGBI 330/ 1 976 geschaffen. Er steht unter dem 
Vorsitz des Bundeskanzlers und wird von diesem einberufen. Seine 
Mitglieder und Ersatzmitglieder sind in der untenstehenden Liste ange
führt. Bei Bedarf wird den Beratungen zusätzlich auch das jeweils 
zuständige Mitgl ied der Bundesregierung zugezogen (etwa bei Flüchtlings
fragen der Bundesminister für Inneres). Außerdem ist bei der Beratung von 
Fragen, die im besonderen Maße die Interessen eines Bundeslandes 
berühren, der betreffende Landeshauptmann beizuziehen. 

Der "Rat für Auswärtige Angelegenheiten" dient - wie dies ausdrücklich 
im Gesetz angeführt ist - der "Beratung der Bundesregierung und der 
einzelnen Bundesminister in Fragen der Außenpolitik".  Er ist somit kein 
Entscheidungsorgan. Gerade weil dem Rat auch politisch gewichtige 
Mandatare der im Hauptausschuß des Nationalrates vertretenen politi
schen Parteien angehören, hat der Rat überdies die Funktion, die 
Konsensbildung in außenpolitischen Fragen zu fördern . 

Der "Rat für Auswärtige Angelegenheiten" muß von Gesetzes wegen 
mindestens zwei Mal im Jahr zusammentreten. Bei den drei Sitzungen des 
Rates im Jahr 1 993 wurden die folgenden Fragen erörtert : 

- 53 .  Sitzung am 1 1 . Jänner : 
1 .  Lage im ehemaligen Jugoslawien. 
2.  Untersagung der Ausfuhr von Kriegsmaterial sowie von zivilen Waffen 

und ziviler Munition in  die Republik Liberia. 
3 .  Änderung der Verordnung über ein Waffenembargo für Somalia. 
4. Friedenserhaltende M aßnahmen der Vereinten Nationen. 

- 54. Sitzung am 6. Juli : 
1 .  Weltkonferenz über Menschenrechte. 
2. Gipfel der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten des 

Europarats. 
3 .  Situation im früheren Jugoslawien. 
4. Situation in den GUS-Staaten.  
5 .  Untersagung der Ausfuhr von Kriegsmaterial sowie von zivilen Waffen 

und ziviler Munition in die Republik Haiti. 

- 55 .  Sitzung am 1 6 . Dezember : 
1 .  Österreichischer Vorsitz im Ministerkomitee des Europarates. 
2.  KSZE-Aktivitäten. 
3. Bericht über die Arbeiten der laufenden Generalversammlung der 

Vereinten Nationen. 
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Dem Rat gehören die folgenden Mitglieder an (Stand : 1 5 . Dezember 1 993) : 

Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky, Vorsitzender 
Vizekanzler Dr. Erhard Busek, Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung 
Dr. Alois Mock, Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Wolfgang Schallenberg, Generalsekretär für auswärtige Angelegen
heiten 
Dr. Heinz Fischer, Präsident des Nationalrats (SPÖ) 
Dr. losef Cap, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Peter Schieder, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Dr. Will i  Fuhrmann, Klubobmann der SPÖ, Abgeordneter zum National
rat 
Dipl . Vw. Dr. Ludwig Steiner, Abgeordneter zum Nationalrat i. R. (ÖVP) 
I ngrid Tichy-Schreder, Abgeordnete zum Nationalrat (ÖVP) 
Univ. Prof. Dr. Andreas Khol, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Dr. lörg Haider, Klubobmann der FPÖ, Abgeordneter zum Nationalrat 
Mag. Marijana Grandits, Abgeordnete zum Nationalrat (GRÜNE) 

Folgende Personen sind Ersatzmitglieder : 

Friedrich Verzetnitsch, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Franz Mrkvicka, Abgeordneter zum Nationalrat (SPÖ) 
Albrecht K. Konecny, Mitglied des Bundesrates (SPÖ) 
Dr. Hilde Hawlicek, Abgeordnete zum Nationalrat (SPÖ) 
Dr. Walter Schwimmer, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
D Dr. Friedrich König, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
Dr. losef Höchtl, Abgeordneter zum Nationalrat (ÖVP) 
lohannes Voggenhuber, Abgeordneter zum Nationalrat (GRÜNE) 

Als Beobachter nimmt der Vertreter der Präsidentschaftskanzlei, 
Dkfm. Dr. Adolf Kuen, tei l .  
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Probleme und Herausforderungen 

0) Der österreichische Auswärtige Dienst 
I. Probleme und Herausforderungen 
Die Aufgaben des Auswärtigen Dienstes nahmen i m  Umfang und an 
Komplexität weiter zu ,  wobei s i ch der  Trend von den trad it ionel len 
Aufgaben der Dip lomatie zu bürgernahen Serviceleistungen fortsetzte. 

Im diplomatischen Bereich nahmen die Vorbereitungen der Weltkonfe
renz über Menschenrechte und des Europaratsgipfe l s  i n  Wien,  d ie  
Vorbereitungen für den  E WR, die EU-Bei trittsverhandlungen und d ie  
H erausfo rderungen im Zusammenhang mit  dem Konfl ikt auf Tei l en  des  
Territorium s  des  ehemaligen Jugos lawiens sowie mi t  den Veränderun 
gen i n  Zentral - und O steuropa breiten Raum e in .  Im  konsularischen 
Bereich st iegen d ie  Amtsh an dlungen i n  S ichtvermerksangelegenheiten 
sprunghaft an.  S ichtvermerksbearbe itungen sind angesi chts der  ver
schiedenart igsten Versuche,  mit  i ll ega len Mitte l n  ein Visum zu erlan 
gen ,  zeitraube nder und s chwieriger geworden .  D ie  Vol lz iehung des  
Aufenthalts- ,  Asyl - und Frem dengesetzes h at den Vertretungsbehörden 
zusätz l iche B e lastungen geb racht und den S chriftverkehr mit  I nl andsbe
hörden anschwe l l en l as sen .  Da  das B M aA über keine Planste l l enreserve 
verfügt,  konnten diese  E ntwicklungen persone l l  nur in begrenztem 
Ausm aß kompensiert werden . 

Der Auswärtige Dienst  a l s  Service-Organisation wurde in  zunehmendem 
M aß von österreich i schen Staatsbürgern, u .  a .  Touristen und Ausl ands 
österreichern, von  der  ö sterreichischen Wirtschaft, von staatlichen S te l len 
und von Interessensvertretungen in  Anspruch genommen.  Die mit  der  
Wirtschaftskammer Österreich vereinbarte E inbeziehung der Außenhan
delsstell en  in das System der österreichischen Vertretungsbehörden wurde 
1 993  abgeschlossen .  Die Außenhandelsstel len firmieren nun weltweit a l s  
H andelsabtei lung der  jeweil igen österreichischen Vertretungsbehörde, wo
durch ihnen die Bewältigung der  außenwirtschaft l ichen Aufgaben erleich
tert wird. 

An der i nzwischen auf m e hr a l s  80 B edien stete angewachsenen Öster
reichischen M iss ion  B rü sse l  ste l l t  d as B Ma A  das Gros der räu m li ch en 
und persone l l en  I n frastru ktur. M it e iner Ausnahme s ind a l le  Res sorts 
durch S achbearbeiter lnnen  und tei lweise durch Sekretariatspersona l ,  
das dem B Ma A  dienstzugeteil t  i s t ,  vertreten . Auch d ie  Verbindungsste l 
le  der österre ichischen  Bundes l ä nder, die Österre ich i sche  N ationa l 
bank ,  d ie  Wirtschaftskammer Ö sterreich,  die Bundesarbeiterkammer,  
d ie  Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern, der Ö sterrei 
chische Gewerkschaftsbund und d i e  Vere inigung Österreichischer I ndu
strie l ler  unterhalten e igene Büros im Rahmen der österre ich is chen  
M iss ion be i  der  EU .  
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Das BMaA unterstützte Internationale Organisationen (z. B .  KSZE, VN) 
durch die Entsendung von österreichischen Experten im Rahmen von 
Beobachtermissionen in Berg Karabach und im ehemaligen Jugoslawien.  

Angesichts zusätzlicher und komplexer werdender Aufgaben des Auswärti
gen Dienstes ohne entsprechende personelle und infrastrukturelle Kom
pensationen steigt der Anforderungsdruck auf die Bediensteten v. a. an 
Dienstorten im Ausland weiter an. Darüber hinaus sind die Bediensteten 
und deren Familienangehörige an einer zunehmenden Zahl von Dienstor
ten vermehrt Gefahren ausgesetzt (Verschlechterung der Sicherheitslage 
infolge von Bürgerkrieg, Putsch, Terror, Verfall staatlicher Strukturen, 
gemeine wie organisierte Kriminalität, wachsende Gesundheitsrisiken, 
Umweltbelastung) .  Einzelne Vertretungsbehörden bzw. deren Bedienstete 
sahen sich als Zielscheibe des öffentlichen Unmuts oder von erbitterten, 
abgewiesenen Visa- und Asylwerbern. Infolge der starken Zunahme des 
Konsularverkehrs und des damit verbundenen Andrangs vor den Amtsge
bäuden wurden Vertretungsbehörden oftmals über Nacht zu ungeliebten 
Anrainern und Nachbarn. 

Das BMaA sieht sich verstärkt damit konfrontiert, daß eine Tätigkeit im 
Ausland, v. a .  an Dienstorten in Krisenregionen und in Ländern der Dritten 
Welt, angesichts der erschwerten Arbeitsbedingungen und der außerge
wöhnlichen Belastungen für die Bediensteten aller Verwendungs- und 
Entlohnungsgruppen sowie der zunehmenden Risiken für Leben und 
Gesundheit und der zusätzlichen Probleme für die Familienangehörigen 
(keine Möglichkeit der Berufsausübung für Ehepartner, oftmals Wechsel 
des Schulsystems für die Kinder) immer weniger attraktiv wird. 

Die von Bundesminister Alois Mock im September 1 992 eingesetzte 
Kommission zur Auswertung der Studien "Außen von Innen" (Stefan 
Titscher/Gertrude Wil le) und "Das Österreichische Außenministerium 
vor neuen Herausforderungen" (Hanspeter Neuhold) legte Ende 1 992 
einen Bericht vor, in dem sie u .  a .  die Einsetzung einer als "Task force" 
bezeichneten Arbeitsgruppe anregte.  Diese sollte die im Bericht enthal
tenen Vorschläge zur Verbesserung der in den beiden Studien diagnosti
zierten Sachverhalte, die zu Unzufriedenheit und Kritik von Bedienste
ten Anlaß gegeben hatten, auf ihre Realisierbarkeit prüfen, sie allenfalls 
vertiefen und schließlich deren Durchführung begleitend verfolgen. 

Diese Task force unter Vorsitz des Generalsekretärs für auswärtige 
Angelegenheiten, Wolfgang Schallenberg, trat im März erstmals zusammen 
und schloß, nachdem sie einmal monatlich getagt hatte, ihre Arbeiten 
auftragsgemäß am Jahresende ab. Sie befaßte sich in dieser Zeit insbeson
dere mit jenen der mehr als 60 Vorschläge der Kommission, die auf 
Kriterien der größeren Transparenz und der Objektivierung von Entschei-
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dungen im Persona lbereich sowie auf die  Verbes serung der Chancengleich
heit  und die Förderung des Leistungsprinzips abzie l ten.  Ein gro ßer Tei l  
jener Anregungen, d i e  ressort intern umgesetzt werden können, s ind  
entweder bere i ts real i s i ert oder  e ine  Real i s i erung konnte e inge le i tet 
werden .  Bei wesentl i chen Vorsch lägen, d ie  des E invernehmens bzw. der 
Zustimmung anderer Ressorts  bedürfen, konnten gre ifbare Erfolge trotz 
fortl aufender Kontakte l edigl ich i n  N ebenbere ichen erzielt werden .  

Die  Arbeiten der  Kommiss ion und  der Task force s ind a l s  Ze ichen der 
ernsthaften Bereitschaft des Dienstgebers anzusehen,  in Bereichen Abh i l fe 
zu schaffen bzw. Verbesserungen herbeizuführen,  d ie  von den Bediensteten 
als b isher n i cht befriedigend geregelt empfunden werden. Auch wenn das 
M an dat der Task force beendet i st, s i eht d ie  Ressort l eitung den nunmehr 
e ingelei teten Prozeß ni cht als  abgesch lossen an, sondern erachtet es a l s  
zweckmäßig, d i esen i n  periodischen Abständen überprüfen zu l assen .  

Das General inspektorat setzte se ine Prüftätigkeit in der Zentra le  und be i  
den Vertretungen i m  Ausland fort . Besonderes Augenmerk wurde darauf 
geri chtet, E rkenntnisse für verwaltungsreformatorische M aßnahmen zu 
gewmnen. 

11. Besoldungsreform u nd Gesetz über den Auswärtigen Dienst 

Der im Dezember 1 992 als I ni t iativantrag in  den Nat ional rat eingebrachte 
Entwurf für ein Gesetz über den  Österre ichischen Auswärtigen Dienst 
( STATUT) wurde  1 993  vom Gesetzgeber nicht behandelt .  Da n icht zuletzt 
d ie  vorerwähnten Studien der Universitätsprofessoren Neuhold und Tit
scher die Notwendigkeit  der Schaffung adäquater d ienst- und besoldungs
rechtl icher Best immungen für den Auswärt igen D ienst unterstri chen,  
bemühte s ich das B M aA, wesent l i che legist i sche Anl iegen aus d iesem 
Entwurf in  die Vorarbeiten zur geplanten Beso ldungsreform für d i e  
Al l gemeine Verwaltung des  Bundes  e infl ießen zu  l assen.  

In Vorbereitung der Beso ldungsreform wurde d ie  erforderl iche Bewertung 
der Arbei tsp lätze des Auswärt igen Dienstes in Angri ff genommen.  Vom 
B KA beauftragte Unternehmensberater begutachteten zunächst maßgeb l i 
che  Leitungsfunktionen in  der  Zentral e  i n  Wien und erarbeiteten Kriterien  
für d i e  B ewertung anderer Arb ei tsplätze. Unter Verwertung d ieses Gutach
tens wurde die einvernehml iche  B ewertung der übrigen Arbeitsplätze des 
Ressorts e ingele itet .  Außerdem gab das B M aA eine umfangreiche Ressort 
ste l l ungnahme zum ersten Entwurf des B KA für d ie  l egist ische  Umsetzung 
der Beso ldungsreform ab und l ei s tete Vorarbeiten für d ie  mit  1 .  Ju l i  1 993 i n  
Kraft getretene Änderung von B estimmungen der An lage 1 zum Beamten
Dienstrechtsgesetz ( B OG) 1 979 sowie für e ine zugle ich w irksam gewordene 
Ergänzung des  § 30  a Gehaltsgesetz (GG) 1 956 .  Diese Änderungen so l len 
den Zugang zum H öheren Auswärtigen Dienst (durch Ausweitung der in  
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den Aufnahmebedingungen genannten Studienrichtungen) erleichtern ; 
weiters sollen sie mobilitätsbedingte pensionsmäßige Nachteile, die der 
Auswärtige Dienst auf Grund seines Rotationssystems hinsichtlich der für 
Leitungsfunktionen gebührenden Verwendungszulagen gegenüber ande
ren Dienstbereichen aufweist, mildern.  

Schließlich wurden zur Gewährleistung eines angemessenen Ersatzes von 
im Ausland erwachsenden Aufwendungen mit dem B M F  neue Richtlinien 
betreffend die Durchführung des § 2 1  GG vereinbart, die auch dem 
Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung auf dem Gebiet der Auslandsbe
soldung Rechnung tragen. 

111. Vertretungsbehörden - Honorarkonsulate 
Österreich unterhält im Ausland ein im internationalen Vergleich kleines 
Netz von 1 1 0 Berufsvertretungen : 77 Botschaften (davon zwei in Form 
eines Büros des Handelsrats), die in mehr als 1 70 Staaten akkreditiert sind, 
drei Ständige Vertretungen bei Internationalen Organisationen, die Mis
sion bei der Europäischen Union, 1 6  Generalkonsulate, 1 2  Kulturinstitute 
und einen Informationsdienst (Washington). Im Jänner 1 993 wurde das 
Österreichische Generalkonsulat Preßburg zur Botschaft erhoben. Im 
Oktober wurde die seit September 1 992 bestehende Expositur zur ÖB 
Tirana umgewandelt. Im September 1 993 wurde die ÖB Guatemala, die bis 
dahin nur als H andelsabteilung fungierte, eröffnet. Die Botschaft in 
Kinshasa wurde im Juni geschlossen, die Botschaften in Kabul, Bagdad 
und Beirut mußten bis auf weiteres geschlossen bleiben. 

Honorarkonsulate 

Österreich unterhält derzeit 2 1 1 honorarkonsularische Vertretungen im 
Ausland, die einen unverzichtbaren Teil der österreichischen Auslandsre
präsentanz darstellen. Durch weitere Neueröffnungen wird ein möglichst 
flächendeckendes Netz honorarkonsularischer Vertretungen angestrebt. 
Eine ausgewählte Anzahl von ihnen besitzt die Befugnis, Pässe bzw. 
Sichtvermerke auszustellen. Honorarkonsullnnen sind prominente Persön
l ichkeiten, die in der Regel in der Wirtschaft oder freiberuflich tätig sind. 
Ein guter Teil sind AuslandsösterreicherInnen, welche die I nfrastruktur 
eines Konsularbetriebs (Räumlichkeiten und deren Ausstattung) zur Verfü
gung stellen und ihre Arbeit für Österreich ehrenamtlich verrichten. 

IV. Aufnahme in den Auswärtigen Dienst 
Die Aufnahme in den Höheren, Gehobenen und Mittleren Dienst des 
B MaA erfolgt nach erfolgreicher Ablegung entsprechender Eignungsprü-
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fungen (Examen Prealable), die von unabhängigen Prüfungskommissionen 
abgenommen werden. Die rechtliche Grundlage bildet die Verordnung des 
BMaA in der Fassung vom 1 6. Februar 1 989, BGBI 1 20/ 1 989. 

Das BMaA ist an möglichst zahl reichen BewerberInnen zu diesen Prü
fungen interessiert. Um das Interesse für den Auswärtigen Dienst zu 
wecken und zu verstärken, wurden die Informationsveranstaltungen an 
Universitäten und die Teilnahme an Berufs- und Studieninfotmations
messen gezielt fortgesetzt. Mit etwa 1 80 InteressentInnen für den Höhe
ren Dienst fanden 1 993 ausführliche Informationsgespräche über die 
Zulassungsbedingungen zum Examen Prealable sowie über das Anforde
rungsprofi l  und das Berufsbild einer diplomatischen Laufbahn statt. Eine 
Informationsbroschüre " Herausforderung Diplomat" ergänzt die Öffent
lichkeitsarbeit auf diesem Gebiet. Um möglichst qualifizierte Nach
wuchskräfte zu gewinnen, wurde durch eine N ovell ierung der Anlage 1 
zum BDG idF BGBI 5 1 8/ 1 993 die Rekrutierungsbasis erweitert. Außer 
AbsolventInnen der Rechts-, Volks- und Handelswissenschaften sind 
nunmehr auch jene aller sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Stu
dien sowie der Politikwissenschaft zum Auswahlverfahren für den Höhe
ren Auswärtigen Dienst zugelassen. Für AkademikerInnen anderer Stu
dienrichtungen ist zusätzlich eine Post-Graduate-Ausbildung, die auf 
eine internationale Tätigkeit vorbereitet, erforderlich. Neben der Diplo
matischen Akademie in Wien wird in diesem Zusammenhang nunmehr 
auch der erfolgreiche Besuch einer vergleichbaren ausländischen post
universitären Lehranstalt anerkannt. 

1 993 traten 54 Kandidatinnen in drei Auswahlverfahren für den Höheren 
Dienst an, von denen sich 20 für eine Aufnahme qualifizierten.  

Das Ausbildungsprogramm umfaßt neben zahlreichen Vorträgen, Exkursio
nen und Studienfahrten auch eine gezielte Förderung des Fremdsprachen
studiums. 1 993 wurden für die jüngeren Bediensteten des Höheren 
Dienstes u. a. zwei simulierte multilaterale Konferenzen in französischer 
Sprache abgehalten. Daneben machen die Bediensteten des B MaA regel
mäßig vom Aus- und Weiterbildungsangebot der Verwaltungsakademie 
Gebrauch. Ziel der Ausbildung ist u. a. die Vorbereitung auf jene Tätigkeit, 
die sich aus einer österreichi,schen Mitgliedschaft bei der EU ergeben wird. 
Dazu wurden auch 1 993 jüngere Angehörige des Höheren Dienstes zu 
Ausbildungszwecken als Stagiaires zur Europäischen Kommission und an 
die Vertretung in Brüssel entsandt. In  der (ausschließlich zu Schulungs
zwecken beim B MaA eingerichteten) " Musterbotschaft Wien" werden 
Bedienstete aller Verwendungsgruppen insbesondere vor der ersten Aus
landsverwendung in die konsularischen und administrativen Aufgaben 
eingeführt. 
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v. Personal 

Das B MaA hatte im Dezember 1 993 einen Personalstand von 1 .5 1 6 
MitarbeiterInnen : 684 waren im Inland, 832 in Auslandsverwendung. 25 
waren anderen Bundesdi enststel len, 34 von anderen Bundesdienststellen 
dem BMaA zugeteilt ; zwei waren dienstfreigestellt (§  25 Abs 4 PVG), drei 
außer Dienst gestellt (§ 1 7  BDG), 57 karenziert und 1 7  durch Werk- und 
Sonderverträge beschäftigt. 

Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die Entwicklung des 
Stellenplans des BMaA seit 1 983 : 

Stellenplan des BMaA 1983 - 1993 

1 983 1 984 1 985 1 986 1 987 1 988  1 989 1 990 1 99 1  1 992 1 993 

1 .430 1 .39 1 1 .42 1 1 .423 1 .430 1 .43 1 1 .452 1 .495 1 .52 1 1 .5 1 6 1 .5 1 6  

Der Frauenanteil im Personalstand des BMaA lag 1 993 knapp unter 50%. 
Im Mittleren Dienst beträgt der Anteil  der Frauen 83%, im Fachdienst 68%, 
im Gehobenen Dienst 38% und im Höheren Dienst 2 1  %. 

Personalstand des BMaA 1993 nach Verwendungsgruppen/Geschlechtern 

Verwendungsgruppen Männer Frauen insgesamt 

A/a H öherer Dienst 3 5 1  9 1  442 
B/b Gehobener Dienst 1 69 1 05 274 
e/c Fachdienst 75 1 58 233 
D/d Mittlerer Dienst 78 369 447 
Eie Hilfsdienst 74 1 75 
P/p H ilfs dienst 2 1  24 45 

Insgesamt 768 748 1 .516 

Im Hinblick auf den von Österreich angestrebten EU-Beitritt s ind für den 
I ntegrationsbereich in verschiedenen Bundesministerien, darunter auch im 
BMaA, einige EU-Planstellen eingerichtet worden. Zur Besetzung dieser 
Posten werden von einer ressortinternen unabhängigen Kommission 
regelmäßig Aufnahmegespräche abgehalten. Dem B MaA stehen derzeit 1 8  
EU-Planstellen zur Verfügung. 
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I Zentrale Angelegenheiten 
Dr. Wolfgang SCHAllENBERG 

Stellvertreter:  
Dr. Herbert G R UBMA YR 

Dr. Wolfgang WOLTE 

1 . 1  Protokoll 
Dr. Gustav ORTNER 
1 . 1 .a Mag. Artur SCHUSCHNIGG 
1 . 1 .b DDr. Harald WIESN ER 
1 . 1 .c Mag . Maria MOSKART 

Gruppe I. A 
Völkerrechtsbüro - Abt. 1.2, 1 .7, 1 .8 

Dr.  Franz CEDE 

1 .2 Allgemeines Völkerrecht 
AO. Univ.-Prof. Dr. Gerhard 
HAFNER 
1 .2.a Heinz BRAND 
1 .2 . b  . . .  
1 .2.c Dr. Christoph 

THUN-HOHENSTEIN 

1 .3 Presse und Information 
Dr. Gerhard Z I EGLER 

1.5 Internationale Konferenzen 
Dr. Wolfgang KRIECHBAUM 

1 . 6  Spezifische multilaterale und 
humanitäre Angelegenheiten 
Dr.  Richard WOTAVA 
1.6.a . 

1 .7 Menschenrechte 
Dr.  Nikolaus SCHERK 
1 .7.a Dr. Klaus FABJAN 

1.8 Rechtsfragen der europäischen 
Integration, Internationales 
Wirtschafts- und Umweltrecht 
Dr. Christian ZEILEISSEN 
1.8.a Dr. Christine STIX-HACKL 
1.8.b Dr. Thomas BAIER 

1 .9 Sicherheit; Verwaltungsreform 
Dr. Georg RUDOFSKY 

Generallnspektorat 
Dr. Reglnald THOMAS 

11 Politische Sektion 
Dr. Peter HOHENFEllNER 

Stellvertreter: 
Dr. Albert ROHAN 

1 1 . 1  West- und Nordeuropa 
Grundsatzfragen 
Dr. Walter SIEGL 
1 1 . 1 .a Dr. Helmut 

FREUDENSCHUSS 
1 1 . 1 .b . . . .  

1 1 .2 Südtirol und Südeuropa 
Dipl.-Dolm. Dr. Günter 
BIRBAUM 

11.3 Zentral-, Ost- und Südosteuropa 
Transkaukasien, Zentralasien 
Dr. Albert ROHAN 
11 .3.a Dr. Josef L1TSCHAUER 

11.4 Arabische Staaten, Israel, Iran, 
Islamische Konferenz, Afrika, 
OAU 
Dr. Alexander CHRISTIANI 

11 .5 Internationale Organisationen 
Dr. Gerhard PFANZEL TER 

11.6 Europarat, Regionale 
Zusammenarbeit, 
Außenpolitischer Bericht, 
Interparlamentarische Union 
Dr. Hans G. KNITEL 

11.7 Europäische Sicherheit 
und Z usammenarbeit 
Dr. Martin VUKOVICH 
11 .7.a Dr. Helmut WESSEL Y 
1 1 .7.b . . . .  

1 1 .8 Rüstungskontrolle, Abrüstung, 
multilaterale 
Atomenergiefragen, IAEO 
Dr. Robert MARSCHIK 
1 I .8.a Dr. James PREUSCHEN 
11.8.b Dr. Wernfried KÖFFLER 

11.9 Amerika, Karibik, OAS 
Dr. Anton PROHASKA 
11.9.a Dr. Yuri STANDENAT 

1 1 . 1 0  Asien, Australien, 
Neuseeland, Ozeanien 
Dr. Josef MAGERL 
1 1 . 1 0.a . . . .  

1 1 . 1 1  Zentraleuropäische 
Initiative (ZEI) 
Dr. Paul ULLMANN 

Bundesminister 
Dr. Alois MOCK 

Generalsekretär Dr. Wolfgang SCHALLENBERG 
Stellvertreter Dr. Herbert GRUBMAYR 

Stellvertreter Dr. Wolfgang WOLTE 

111 Wirtschafts- und integrations-
polItische Sektion 

Dr. Wolfgang WOlTE 
Stellvertreter: 

Dr. Gregor WOSCHNAGG 

1 1 1 . 1  Bilaterale Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, internationale 
Wirtschaftsangelegenheiten 
Dr. Heimo KELLNER 
1 1 I . 1 .a Dr.  Josef MÜLLNER 

1 1 1 .2 EFTA und EFTA-Staaten , 
Europäische Forschung und 
Bildung, andere 
Integrationsräume 
Dr. Gregor WOSCHNAGG 
1 I 1 .2.a 

1 1 1 .3 EG und EG-Staaten, 
Europäisches Parlament; 
allgemeine Integrationsfragen 
Dr. Tassilo OGRINZ 
1 I 1 .3.a . 
1 I 1 .3 . b  Dr.  Clemens CORETH 
1 I 1 .3.c . .  

1 1 1 .4 Europäischer Binnenmarkt 
Dr. Hanns PORIAS 
1 I 1 .4.a Dr. Franz CERMAK 

Gruppe I I I . B  
Internationale Umwelt-, 
Wirtschafts- und Entwicklungs-
politik (Abt. 1 1 1 .5 ,  1 1 1 .6, 1 1 1 .8) 
Dr.  Harald KREID 

1 1 1 .5 Multi laterale 
Wirtschaftsangelegenheiten 
Dr. Viktor SEGALLA 

1 1 1 .6 Internationaler Umweltschutz 
Dr. Georg POTYKA 
1 I 1 .6.a Dr. Peter LANG 
1 I 1 .6.b Dr. Gerhard VELCOVSKY 

1 1 1 . 7  Verkehrsangelegenheiten 
Dr. Udo EHRLICH-ADAM 

1 1 1 .8  Entwicklungshilfe 
Dr. Wolfgang J I LL Y 

1 1 1 .9 Europäische Union, Fragen der 
Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik 
Dr. Stefan LEHNE 

IV Rechts- und Konsularsektion 
Dr, Herbert GRUBMAYR 

Stellvertreterin :  
Dr. Erika LIEBENWEIN 

IV. 1 Rechtsschutz; Rechts- und 
Amtshilfe 
Dr. Wolfgang STEININGER 

IV.2 Reise- und Grenzverkehr 
Dr. Helga 
WINKLER-CAMPAGNA 
IV.2.a Johann NEWALD 

IV.3 Sozialpolitische 
Angelegenheiten, 
Vermögensangelegenheiten 
Dr. Erika LIEBENWEIN 
Legalisierungsbüro 
Franz FUHRMANN 
IV.3.a Dr. Harald KOTSCHY 

IV.4 Auslandsösterreicher, 
Schutzmachtangelegenheiten 
Dr. Wendel in ETTMAYER 
IV.4.a . . . .  

IV.5 Bürgerservice, 
Staatsbürgerschaftsangele
genheiten 
Dr. Ulrich HACK 
IV.5.a Peter WUK ITSEVITS 

IV.6 H umanitäre und 
Flüchtlingsangelegenheiten 
Dr.  Karl VETTER VON DER 
LILIE 
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Kabinett 
Dr. Wolfgang lOIBl 
Stel lvert retender Leiter 

D r  Johan nes Paul K Y R L E  
D r  Thomas MAYR- H A R T I N G  

G e neralsekretariat 
Dr. Ralph SCH E I D E  

V Kulturpolitische Sektion 
Dr. Peter MARBOE 

Stel lvertrete r :  

Dr.  G erhard R A I N E R  

V . 1  A l l g e m e i n e  bilaterale 
Auslandskult u rangelegen h e i t e n  
D r  Hans SABADITSCH 
V 1 a  

V.2 M ulti laterale Angelegenheiten 
der Auslandskultur 
D r  Frieda GOLLNER 
V.2 a 

V 3 K u lt urel le 
F b r d erungsangelegen helte n 
u n d  I n ternationale 
S p o rtbezIehungen 
D r  Ernst M E N H O F E R  

V 4 Ausstel lungswesen 
F i lmangelegenheiten 
D r .  G eorg J A N K OVIC 
V 4 a D r  Maria Barbara 

L E E -STOR C K  
V 4 b W e r n e r  L E N DWAY 

V 5 Wissensc haft. Forschung 
Welt r a u m ,  E rzieh u n g  
D r  G e rhard R A I N E R  
V 5 a  
V 5 b Dr E l isabeth MACH 

1/ 6 Al lgemeine Progra m m p la n u n g .  
Veranstaltungen a u f  d e n  
G e bieten l i terat u r ,  Theater 
M USik u n d  Wissenschaft 
Dr Bruno K U NZ 
V 6 . a  J osef K E L L N E R  
V 6 b  
V 6 c D r  Wera Z E L E N K A  

Koordinationsstel le 

VI Administrative Sektion 
Dr. Peter MOSER 

Stel lvertreter :  

Alfred PREISSL 

VI 1 Personalangelegenheiten 
Dr H erb ert TRAXL 
VI 1 a Erika HANTSCHEL 
VI . 1  b Karl M A Y E R H O F E R  
V1 . 1 . c D r .  Walter H I ETSCH 
V1 . 1 . d Mag. Franz 

H Ö R L B E R G E R  
V1 1 .e D r  Manfred P O I G E R  
VI 1 f 

VI 2 Beso l d u n gs- u n d  
sozIalversIcherun gsrecht l iche 
Angelegenheiten 
D e  Wolfgang P A U L  
VI 2 a I ise M A Y E R  
V I . 2  b Ernst  STA U D I N G E R  

VI 3 B udgetangelegenheiten 
Mag B r u n o  WA L D E RT 
VI 3 a 
VI 3 b Johann B A H R E R  
VI 3 c G e rhard W I N D  

G r u p p e  V I . a  
U n terbri n g u n g  u n d  Ausstattung 
l A bt  VI 4 ,  VI .5 .  VI  9) 

Alfred P R E ISSL 

VI 4 Llege nschafts- G ebäude- u n d  
MobI l Iarverwaltung . 
U nterbr ingung . 
Auss tattu n gs ko nzepte 
Alfred P R E ISSL 
VI .4.a Dr .  Artur APEL TAU E R  
VI 4 b E m a n u e l  H E L I G E  
VI 4 c Mana-Luise G ROSS 

VI 5 Dr .  Manfred K I E PACH 
V1.5.a D i p l . - I n g .  Stanislav 

AC I M OVIC 
VI 5 b D l p l  - Ing Wait e r SO N 

G ru p p e  VI B 
ADV,  Dokumentat ion u n d  
Telekom m u n i kat ion 
(Abt  VI 6 V I . 7  V1 8 )  
D r  H el m u t  SLABY 

VI 6 Telekom m u n i kat ion 
D l p l  - I n g  E rwin LEITNER 
V1 6.a 
VI 6 b Ing.  Reinhold POLSLER 
V I . 6  c Ludwig K OWAR Z I K  
V I  6 d 
VI 6 e Ge rhard H E R K O  
VI 6 f  
VI 6 9 

VI 7 E l e ktronische 
Jatenvera r b e l t u n g  
B uroautomation u n d  
Rechenzentrum 
Mag 3 e rhard M I LLETICH 

VI 8 Dokumentat ion.  Archivwesen. 
A u ß en pol it ische B i b l i othek 
Dr Gottfr ied L O I B L  

VI 9 Beschalfungswesen 
Wollgang C H R I ST L  

DIPLOMATISCHE AKADEMIE 
Dr .  Paul LEIFER 
Stellvertreterin :  

Dr.  Gabriele MATZ NER-HOLZER 

Stand : 31 . Dezem be r  1 993 
Organisationsplan 

des Bundesmi n i steriums 
fü r auswärtige 

Angelegenheiten 
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Der österreichische Auswärtige Dienst 

Österreichische Berufsvertretungen 

484 

AFGHAN ISTAN 
ÄGYPTEN 

Sudan 
ALBA N I E N  
ALG E R I E N  
ARGENT I N I E N  

Paraguay, U ruguay 
ÄTH I O P I E N  

Madagaskar, Maurit ius,  
Dschibut i ,  Eritrea 

AUSTRALIEN 
Nauru,  Neuseeland, Fidschi ,  
Papua-Neuguinea, Samoa, 
Salomonen, Tuvalu,  Tonga, 
Kiribat i ,  Vanuatu,  Mars hall-I nseln,  
Mikronesien 

BELG I E N  
BRASILIEN 

BU LGAR I E N  
CHILE 
C H I NA 

DVR Korea, Mongolei 
CÖTE d ' lVO I R E  

Burkina Faso, Niger,  Togo, Benin 
DÄNEMARK 

Island,  Litauen 
DE UTSCHLA N D  

F I N N LA N D  
Estland 

FRAN K R E I C H  
Andorra, Monaco 

G R I E C H E N LA N D  
Zypern 

GR OSSBRIT A N N I E N  
u n d  N O R D I R LA N D  
GUATEMALA 
HEILIGER STU H L  

San Marino,  Souveräne r  Malteser 
R itterorden 

HONGKONG 
I N D I E N  

Sri Lanka, Nepal, B h utan , 
Maled iven 

I N DONESIEN 
Vietnam 

ÖB Kabu l  
ÖB Kairo 
KI Kairo 
ÖB Tirana 
ÖB Aigier 
ÖB Buenos Aires 

ÖB Addis Abeba 

ÖB Can berra 

ÖB Brüssel 
ÖB Brasil ia 
GK R io de Janeiro 
ÖB Sofia 
ÖB Santiago de Chi le 
ÖB Peking 

ÖB Abidjan 

ÖB Kopenhagen 

ÖB Bonn 
G K  Berl in 
G K  D üsseldorf 
GK Frankfurt 
GK Ham burg 
GK M ü nchen 
ÖB Helsinki  

ÖB Paris 
KI Paris 
GK Straßburg 
ÖB Athen 

ÖB London 
KI London 
ÖB Guatemala 
ÖB Hei l iger Stu hl  

G K  H ongkong 
ÖB New Delhi  

ÖB Jakarta 

Dienststel lenleiter 
vorübergehend geschlossen 
Dr. N orbert Peter PRAM B E R G E R  
D r .  Brigitte AGSTN E R -G E H R I N G  
D r .  Kurt SPALLINGER 
Dr.  C hristian BER LAKOVITS 
Dr. Gerhard HEI BLE 

Mag. Klaus D E R KOWITSCH 

Dr. Stephan TOTH 

Dr. E rich HOCHLEITNER 
Dr. Andreas SOM OGYI 
Heinz MAYER 
Dr. E rich KRISTEN 
Dr. Horst-Dieter R E N NAU 
Dr. Dietrich B U KOWSKI 

Dr. G eorg Z N I DARIC 

Dr. Franz SCH M I D  

D r .  F riedirch H O ESS 
Dr. E rwi n KUB ESCH 
Dr. Wolfgang DONAT 
Dr. Peter WI LFLI N G  
Aug ust ZODER 
Dr. Anton SEGUR -CABANAC 
Dr.  Manfred ORTN E R  

Dr.  Eva N OWOTNY 
Dr. Rudolf ALTM Ü llER 
Dr.  Alfred LÄN G LE 
Dr.  Georg CALICE 

Dr.  Walter MAG R UTSCH 
DDr. Peter MARG I NTER 

Dr.  G eorg H O H E N B ER G  

Dr.  Heinrich Q U E R N ER 
Dr.  Karl PETE R LI K  

D r .  Herbert KRÖLL 
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Der österreich ische A uswärtige Dienst 

I RA K  
I R A N  

I R LA N D  
I S R A E L  
ITA L I E N  

Malta 

J A P A N  
J O R D A N I E N  
" J U G OS LAWI E N "  

KANADA 
K E N I A  

Tansania,  Uganda, Seych e l l e n ,  
K o m o re n ,  Somal ia,  B u ru n d i ,  
R uanda,  Zaire 

K O LU M B I E N  
E c uador ,  Panama 

K O R EA 
K R OAT I E N  

B o s n i e n - H e rzegowi na 
K U BA 
KUWAIT 

Katar, Bahrein 
L I B A N O N  

L I B Y E N  
L l E C HTE NSTE I N  

LUXE M B U R G  
M A LAYSIA 

B r u n e i  
M A R O K K O  
M E X I KO 

C o sta R ica, Honduras,  N i caragua, 
E I  Salvador ,  Bel ize 

N I E D E R LA N D E  
N I G E R IA 

L i b e ria ,  G hana, Sie rra Leon e ,  
Äquatorialg u i n ea, K o n g o ,  
Kam e ru n ,  G ab u n ,  Tsch ad , 
Z e n tralafri k ,  R e p u b l i k ,  Säo Tome 
u n d  Pr incipe 

N O RW E G E N  
O M A N  
PAKISTAN 
P E R U  

B o l iv i e n  
P H I LI PPI N E N  
P O L E N  

Ö B  Bagdad vorü be rg e h e n d  g e schlossen 
Ö B  Teheran D r ,  Er ich BUTTE N  H A U S E R  
KI  T e h e ran Dr, Wolfgang A N G E R H O LZ E R  
Ö B  D u b l in D r ,  M ichael  B R E I S KY 
ÖB Tel  Aviv D r ,  Kurt H E N G L  
Ö B  R o m  D r .  E m i l  STA F F E L MAYR 
KI Rom D r ,  Franz B E R N E R  
G K  Mai land Dr,  Harald M I LT N E R  
KI Mai land Mar io E R S C H E N  
G K  Triest Dr ,  Ingo M U S S I  
Ö B  To k i o  D r ,  E r i c h  Max i m i l i an S C H M I D  
Ö B  A m man Dr, M i chael STI G E LB A U E R  
Ö B  B e l g rad D r ,  M i chael W E N I N G E R  

( Geschäftsträg er)  
Ö B  Ottawa D r ,  Walther L l C H E M  
Ö B  Nairo b i  Dr .  P a u l  HARTIG 

Ö B  Santa Fe de Bogota Dr, F ranz I R B I N G E R  

Ö B  S e o u l  
Ö B  Zag reb 
KI  Zag re b 
Ö B  H avan na 
ÖB Kuwait 

Ö B  B e i rut 

Ö B  Tr ipol is  
Ö B  Vad uz 

ÖB Luxe m b u rg 
ÖB Kuala L u m p u r  

Ö B  Rabat 
Ö B  M e x i ko 

Ö B  D e n  Haag 
ÖB Lag os 

Ö B  O s l o  
Ö B  Mas kat 
ÖB Is lamabad 
ÖB Lima 

Ö B  M a n i l a  
Ö B  Warschau 
KI  Warschau 
GK Krakau 

And reas B E R LAKOVICH 
Prof .  Leopold M E L I C H A R  
D r .  H e ide KE LLE R 
D r ,  Johann D E M E L  

D r  Anton P R O H AS KA 
(Agrement e rt e i lt )  
D r ,  Wilfr ied A LMOSLE C H N E R  
D r ,  Johannes Pau l  KYRLE 
(S itz i n  Wie n )  
D kfm , D r ,  J o h an n  LEGTMA N N  
D r ,  Fr iedr ich POSCH 

D r  Paul  L E I F E R  
D r ,  Klas D A U B LEBSKY 

D r ,  Otto MAS C H K E  
D r ,  Johannes Werne r  D R U M L  

D r .  F ranz PA L LA 
D kfm.  D r .  R ud o lf B O G N E R  
D r ,  Hans WA LS E R  

D r ,  Günther G ALLOWITS C H  
D r ,  Gerhard WAG N E R  
D i pl . -Dolm , H e l g a  S C H M I D  
D r ,  E m i l  B R I X  
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Der österreichische Auswärtige Dienst 

PO RTU GAL ÖB Lissabon Dr. Alfred M ISSO N G  
Kap Verde 

R U MÄ N I E N  ÖB Bukarest Dr. Christoph PARISINI  
Moldau 

R USSLA N D  ÖB Moskau Dr. Fri edrich BAU E R  
Armenien,  Aserbaidschan , 
Belarus, Georgien,  Kasachstan, 
Kirgisistan , Tadschiki stan , 
Tukmen istan , Usbekistan 

SAUDI-ARAB I E N  ÖB R iyadh Dr. M arius CALLI GARIS 
Jemen, Vere inigte Arabische 
Emirate 

SCHWE D E N  ÖB Stockholm Dr. Franz PARAK 
Lettland 

SCHWEIZ ÖB Bern Dr.  M arkus LUTIER OTII 
GK Zürich Dr. A u rel SAUPE 

S E N EGAL ÖB Dakar Dr. Peter LEITE N BA U E R  
Gambia, Gu inea, G u i n ea-Bissau , 
Mal i ,  Mauretan ien 

SIMBA BWE ÖB Harare Dr. Fe l ix M I K L  
Lesotho, Mosambik ,  
Swasi land, Angola, Malawi, 
Botsuana, Sam bia, N am ibia 

SI NGAPUR ÖB Singapur Dr. E rich B I N D E R  
( Büro d e s  Handelsrats) (Sitz in Bangkok) 

SLOWE N I E N  ÖB Laibach Dr. Jutta STEFAN-BASTL 
SLOWAKEI ÖB Preßburg Dr.  M aximi l ian PAM M E R  
S PA N I E N  ÖB Madrid Dr. M i chael F ITZ 
SÜ DAF R I KA ÖB Pretoria Dr. Arnold MÖBIUS 

GK Kapstadt 
SYR I E N  ÖB Damaskus Dr. R o bert KARAS 
THA ILA N D  ÖB Bangkok Dr. Er ich B I N D E R  

Myanmar, Laos, Singapur, 
Kambodscha 

TSCHECHISCHE R E PU B LIK ÖB Prag Dr. Peter N I ESN E R  
KI Prag Dr.  Valentin INZKO 

TU N ESIEN ÖB Tunis Dr.  Karl D I E M  
T Ü R K E I  ÖB An kara Dr. Johann P LATINER 

G K  Istan bul  Adolf KLEMENT 
KI Istan bul Dr.  E rwin LUCIUS 

UKRAI N E  Ö B  Kiew Dr. G eorg WE ISS 
U N GARN ÖB Budapest Dr.  Er ich KUSSBACH 

KI Budapest Mag . G e rtrude KOTHANEK 
VENEZUELA ÖB Caracas Dr.  Karl WEBER 

Dominikanische Repu bl ik,  
Jamaika, Tri nidad und Tobago, 
Barbados, G renada, S uriname, 
Dominica, St. Lucia, Antigua und 
Barbuda, St. Vincent und die 
G renadinen,  G uyana, 
St. Kitts und Nevis, H aiti 

VEREI N I GTE ARABISCH E E M I RATE ÖB Abu Dhabi Dr.  Marius CALLI GARIS 
( B ü ro des H andelsrats) (Sitz i n  R iyadh )  
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Der österreichische A uswärtige Dienst 

V E R E I N I GTE STAATE N  
VON A M E R I KA 
Bahamas 

Ö B  Was h i n gton 
I D  Was h i n gton 
G K  C h icago 

Dr .  H e l m u t  TÜ R K  
D r .  Martin E I CHTI N G E R  
D kfm . D r .  G e ra l d  K R I E C H B A U M  
Dr.  Christian P R O S L  G K  Lo s Ange les 

G K  N ew York Dr.  Walter G R E I N E RT 
KI N ew York 

ZAI R E  Ö B  Kinshasa 

Stä n d i g e  Ve rtretung bei den VN i n  N ew York 
Ständ i g e  Vertretung beim B ü ro d e r  VN und den 

Spezialorganisat ionen i n  G e nf 
Stän d i g e  Ve rtretung bei  den VN u n d  U N I DO in Wien 
Stän d i g e  Ve rtretung b e i  d e r  IAEO i n  Wien 
Stän d i g e  Ve rtretung b e i  d e r  U N ESCO in  Paris 
Stän d i g e  Vertretung bei  der FAO i n  Rom 

( u ntersteht d e m  B M L F )  
Ständ i g e  Vertretung b e i  U N E P  u n d  HABITAT in  N airobi  
Stän d i g e  Ve rtretung b e i  der  OECD i n  Paris 

( u ntersteht d e m  BKA) 
Stän d i g e  Vertretung beim Europarat i n  Straß b u rg 
M iss ion d e r  E u ropäischen G e m e i nschaften i n  Brüssel  
Stän d i g e  Vertretung bei  der  E FT A i n  Genf 
Stän d i g e  Vertretung beim GA TI in  G e nf 
Stän d i g e  Vertretung b e i  der WTO in Mad ri d  
Stän d i g e  Vertretung bei  der Donaukom mission 

Dr .  Wolfgang WA L D N E R  
vorü bergehend g eschlossen 

Dr .  E rnst S U C H A R I PA 
ao. U n iv .-Prof. Dr.  Wi nfrie d  LAN G  

D r. R i c h ard WOTAVA 
Dr .  Robert M A R S C H I K  

Dipl . - I n g .  Ernst Z I M M E R L  

D r .  Paul HARTIG 
D r .  Peter JAN KOWITSCH 

Dr. Hans W I N K L E R  
D r .  M anfre d SCH E I C H  
ao.  U n iv .-Prof. Dr .  Winfried LAN G  
ao.  U n iv.-Prof. Dr .  Winfr ied LAN G  
D r .  M i chael  F ITZ 
D r .  Er ich K U SSBACH 

Stand : 31 . Dezem be r  1 993 
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Der österreich ische Auswärtige Dienst 

VI. Budget 
Der Bundesvoranschlag 1 993 sah (inklusive Budgetüberschreitungsgesetz 
1 993) 2 .7 1 0,340.000 Schil ling (0,34% des Gesamtbudgets) für das BMaA 
vor. Nach Abzug der Beiträge Österreichs zu den I nternationalen Organisa
tionen (509,36 1 .000 Schill ing) und den Aufwendungen für I nternationale 
Konferenzen in Österreich (76,380.000 Schil l ing) verbl ieb dem BMaA ein 
operatives Budget von 2. 1 24,599.000 Schilling, das sind 0,27% des Gesamt
budgets . Aus der nachstehenden Tabelle ergibt sich nach vielen Jahren 
wieder ein steigender Anteil des Budgets des B MaA am Gesamtbudget : 

Jahr 

1 980 
1 984 
1 985  
1 986 
1 987 
1 988 
1 989 
1 990 
1 99 1  
1 992 
1 993 

Budget 
des 

BMaA 

1 .22 1 ,29 1 
1 .758,048 
2 .228,959 
2.448,460 
2 .340,236 
2 .226,465 
2 .355,0 1 0  
2 .702,777 
2 . 1 76,476 
2 .396,398 
2 .7 1 0,340 

Beiträge zu Int. Organ. 
und EZA ( 1 985- 1 990) 

Int. Konferenzen 

(in 1 .000 öS) 

245,557 
352,298 
783 ,867 
933,878 
832,586 
798,203 
9 1 6,784 

1 . 1 52,630 
458,443 
525,594 
585,74 1 

Operatives Anteil 
Budget am Gesamt-

des B MaA budget 
in % 

975,434 0,32 
1 .405,750 0,32 
1 .445,092 0,3 1 
1 .5 1 4,582 0,3 1 
1 .507,650 0,30 
1 .428,262 0,28 
1 .43 8,262 0,27 
1 .550, 1 47 0,25 
1 .7 1 8 ,033 0,25 
1 .870,804 0,25 
2 . 1 24,599 0,27 

VII. Entwicklungen im Bereich EDV und Telekommunikation 
Die wesentl ichsten Aufgaben im Datenverarbeitungsbereich waren die 
Vorarbeiten, die Planung und die Konfiguration für die EDV-Vollausstat
tung aller Vertretungs behörden. Im Rahmen dieses Projekts ist geplant, bis 
1 996 alle Vertretungsbehörden mit entsprechender H ard- und Software zu 
versorgen. Die dabei eingesetzten PC- Netzwerke werden in Abhängigkeit 
von der Größe der Vertretungsbehörden zwischen 3 und 25 PC-Arbeitsplät
ze erhalten,  die untereinander vernetzt sein werden. Von diesen Arbeits
plätzen aus wird es möglich sein, die Textverarbeitung, eine Tabellenkalku
lation und ein Graphikprogramm zu benutzen.  Nach erfolgter Vernetzung 
der Vertretungen mit der Zentrale bzw. untereinander ist die Möglichkeit 
von Electronic Mail gegeben. Dabei können Meldungen, Dokumente, 
Tabellen etc. direkt von den einzelnen Arbeitsplätzen mittels Datenfern
übertragung an alle Organisationseinheiten des B MaA gesandt werden. 
Weiters gibt es über ein FAX-Gateway eine Verbindung nach außen, sodaß 
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Personalvertretung im Bundesmin isterium für auswärtige A ngelegenheiten 

i m  Computer gespeicherte Informationen direkt vom EDV-Arb ei tsplatz 
auch via Telefax übermittelt werden können. 

E ine  wesentl iche Erl e ichterung der administrat iven Tätigkeiten an den 
Vertretungsbehörden wird das Verwaltungspaket bri ngen. Dieses  besteht 
aus e inem "automati s ierten Geschäftsbuch", einem " automati s i erten Kas
sabuch" und einer erweiterten Adreßverwaltung.  Zur weiteren Erle ichte
rung der Bearbeitung von Sichtvermerks anträgen werden die Fahndungs
bücher  an den Vertretungsbehörden in Form einer Datenbank aufl i egen, 
sodaß der Suchvorgang wesent li ch  beschleunigt werden wird .  

B i s l ang wurden d i e  Ö B  Budapest und d i e  Ö B  Prag mit den  oben 
beschri ebenen Systemen ausgestattet. Dazu gibt es in der Zentral e e in 
äqu iva lentes PC-Netzwerk, das d ie  Betreuung und die  Kommunikatio n  der 
Außenste l len mit der Zentrale  s ichert .  

Abgesehen von den Aktivitäten im Rahmen dieses Projekts wurden im 
I nland,  aber auch an den bereits mit EDV ausgestatteten Vertretungen im 
Aus lan d  Zurüstungen an den  EDV-Arbeitsp lätzen durchgeführt, sodaß  das 
B MaA im In - und Ausland über mehr als  300 E DV-Arbeitsplätze verfügt. 
Außerdem wurden neben der oben beschriebenen Appl ikation  " Verwal 
tungspaket" noch einige k le inere Programme erstel l t .  

Vier  weitere Vertretungsbehörden wurden mit  Sate l l i tenfunkgeräten ausge
rüstet, wobei an einer Vertretungsbehörde der Kurzwel lenfunk  durch 
Sate l l i tenfunk ersetzt wurde .  Somit  s ind 1 5  Vertretungsbehörden mit 
Satel l i tenfunk und 1 9  mit Kurzwe l l enfunk ausgestattet, um in  Krisens itua
t ionen den Kontakt aufrechterhalten zu können . 

VIII. Personalvertretung im BMaA 

Die Aufgaben der Personalvertretung im B M aA sind angesichts der 
s pezifi schen Gegebenheiten des auswärtigen Dienstes besonders v ie lfäl tig 
und umfangreich .  Die Zuständigkeit  des Dienstste l lenausschusses und des 
Zentralausschusses erstreckt s i ch n icht nur auf die Zentra le  des Ressorts 
und d ie  Dip lomatische Akademie ,  sondern auch auf d ie  über  1 00 
österrei ch ischen Vertretungsbehörden im Ausland, an denen die  Mehrzahl 
der  Bediensteten tätig ist .  

Die Personalvertretung s ieht i hre Hauptaufgabe darin ,  in zahlre ichen 
E inze lfä l l en  den betroffenen Bed iensteten rasch und unbürokrat isch zu 
he l fen ,  was nicht zuletzt auch durch die Gesprächsbereitschaft des 
Dienstgebers möglich gemacht wird .  

Ü ber d iese  wichtigen konkreten Anl iegen h inaus b eschäftigt s i ch  die 
Personalvertretung natürl i ch auch mit  einer Reihe  grundsätz l icher  Proble
me des auswärtigen Dienstes .  I m  Mitte lpunkt der Bemühungen stand 
e inmal  mehr das bereits erwähnte "Gesetz für den auswärtigen D ienst 
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(Statut)", das den besonderen Anforderungen im BMaA angemessen 
Rechnung tragen soll. Im Interesse des auswärtigen Dienstes drängt die 
Personalvertretung weiterhin auf eine baldige Verabschiedung dieses 
Gesetzes, welches zwar bereits durch einen Initiativantrag im Parlament 
Eingang gefunden hat, jedoch bisher keiner weiteren Behandlung zuge
führt wurde. 

Ein weiteres, wichtiges Anliegen stellt für die Personalvertretung das 
Thema der Auslandsbesoldung dar, wo in manchen Bereichen erhebliche 
Probleme auftreten.  

Die für den gesamten Bundesdienst geplante Besoldungsreform trägt den 
grundlegenden Interessen des BMaA, v. a. was die Gehaltssituation der 
Bediensteten der Verwendungsgruppen C/c bis Eie anlangt, n icht Rech
nung. Die Personalvertretung wird daher besonderes Augenmerk darauf 
legen, daß für diese Verwendungsgruppen ressortintern weiterhin deutlich 
sichtbare Verbesserungen herbeigeführt werden. 

Die Personalvertretung wirkt seit zwei Jahren bei den Entscheidungen über 
die Besetzung von Leitungsfunktionen im Ausland in einem aus Dienstneh
mer und Dienstgeber paritätisch zusammengesetzten Beratungsausschuß 
mit. Bei den im Berichtsjahr stattgefundenen zahlreichen Besetzungen von 
Missionschefs- und Amtsleiterposten ist der Bundesminister dem Bera
tungsergebnis des Ausschusses in der überwiegenden Anzahl von Fällen 
gefolgt. 

Konkrete Anliegen von besonderer Wichtigkeit b leiben Schul- und Woh
nungsfragen im In- und Ausland (Erziehungszuschuß und Wohnzuschuß, 
weitestmöglich freie Schulwahl,  Bereitstellung angemessener Wohnungen 
im Ausland), Verbesserungen der Karrierechancen für C/c- und D/d-Be
dienstete (was allerdings von der Zustimmung des B KA und des BMF 
abhängig ist), laufende Verbesserung der Aus- und Weiterbi ldung sowie 
Transparenz bei den Entscheidungen über Vergabe von Funktionen. 

Sowohl den grundsätzlichen als auch den konkreten Anliegen der Bedien
steten des BMaA werden auch im folgenden Jahre die 1 5  M andatare des 
Dienststellenausschusses und die 4 Mandatare des Zentralausschusses 
besonderes Augenmerk schenken und so in Zusammenarbeit mit dem 
Dienstgeber bemüht sein, die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Kolle
ginnen und Kollegen weiter zu verbessern und damit die Qualität des 
Auswärtigen Dienstes zu steigern.  

IX. Club der Angehörigen der Bediensteten des BMaA (CDA) 
Der CDA ist seit seiner Gründung im Jahre 1 988 bemüht, die Härten zu 
mildern, die für EhepartnerInnen und Kinder durch den ständigen 
Wechsel zwischen Inlands- und Auslandsverwendung entstehen. 

490 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 505 von 734

www.parlament.gv.at



Diplomatische Akademie 

Ein besonders wichtiges Anliegen ist die soziale Absicherung der Ehepart
nerInnen von Bediensteten aller Verwendungsgruppen. Da diese Personen
gruppe wegen der berufsbedingten Mobilität der Bediensteten kaum die 
Möglichkeit hat, die für die eigene Pension notwendigen Versicherungsjah
re zu erwerben, hat der CDA schon vor längerer Zeit die dringende Bitte an 
den Dienstgeber gerichtet, die Prämien für eine Pensionsversicherung für 
die Zeit zu übernehmen, die der Ehepartner mit dem/der Bediensteten im 
Ausland verbringt. Parallel dazu sollten Karenzierungen von Ehepart
ner I nnen, die im Bundesdienst stehen, als "im öffentlichen I nteresse 
gelegen" angesehen und die Pensionsbeiträge für diese Zeit übernommen 
werden.  Bundesminister Alois Mock hat sich für dieses Anliegen sehr 
eingesetzt. Fertig ausgearbeitete Modelle stehen zur Verfügung. Die 
pensionsrechtliche Absicherung ist bisher jedoch an der Zustimmung des 
B M F  gescheitert.  

Das zweite wesentliche Ziel des CDA ist die Vermeidung schulischer 
Nachteile für Kinder von Bediensteten des BMaA. In  den letzten Jahren 
konnten dabei für die Wiedereingliederung ins österreichische Schulsystem 
beträchtliche Erleichterungen bei den Einstufungsprüfungen erreicht wer
den. Um Defizite im Deutschunterricht zu verhindern, wird seit dem 
Schuljahr 1 992/93 ein Briefkurs für Deutsch ( 1 .- 4. Klasse AHS) angebo
ten, den seit Herbst 1 993 ein Lateinkurs ergänzt. Beide Kurse finden regen 
Zuspruch. Eine gesetzliche Regelung sichert seit 1 992 die Weiterzahlung 
fremdsprachiger Schulen im Inland in Form eines Folgekostenzuschusses. 
Voraussetzung dafür ist die vorherige Genehmigung der entsprechenden 
Schule im Ausland. Ein Kriterienkatalog soll sicherstellen, daß unter 
gewissen Bedingungen auch andere als deutschsprachige Schulen gewählt 
werden können. Die freie Schulwahl bleibt unter den Grundsätzen der 
Angemessenheit und Billigkeit ein Ziel des CDA, um die im Vergleich zu 
ständig in Österreich lebenden Kindern eingeschränkten Ausbi ldungsmög
lichkeiten der Kinder von Bediensteten des BMaA �u kompensieren. 

Ein drittes großes Anliegen des C DA ist die verstärkte Möglichkeit der 
Berufstätigkeit für Ehepartner im In- und Ausland. Der Club strebt daher 
einen besseren Zugang zu Programmen der Arbeitsmarktverwaltung und 
eine intensivere Zusammenarbeit mit öffentlichen und privaten Stellen, 
möglichst mit Unterstützung des Dienstgebers, an. 

x. Diplomatische Akademie 
Mit dem 28. Lehrgang, dessen 1 9  Hörer ihre Studien 1 993 mit Diplom 
abschlossen, haben seit Bestehen der Akademie insgesamt 580 in- und 
ausländische Akademiker eine Ausbildung in Vorbereitung auf Karrieren 
i n  der Diplomatie, in internationalen Organisationen und in der Wirtschaft 
erhalten. Der Anteil  der österreichischen Absolventen l iegt bei etwa der 
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Hälfte. Die ausländischen Akademiker stammten aus 77 Ländern, davon 
etwa ein Drittel aus EG-Staaten. 

Das zweijährige Studienprogramm der regulären Lehrgänge trägt in 
Vorlesungen, Seminaren, simulierten Konferenzen, Sondervorträgen und 
Studienreisen auch den aktuellen europapolitischen Erfordernissen Rech
nung. 

1 993 besuchten 27 jüngere Diplomaten die 1 990 eingeführten neunmonati
gen Spezialkurse für Jungdiplomaten aus den Reformländern, was die 
Gesamtzahl der Teilnehmer auf 62 aus 20 ehemals kommunistischen 
Staaten brachte. 76 Jungdiplomaten aus 1 5  Reformländern nahmen außer
dem an den seit 1 99 1  jeweils im Juli stattfindenden Intensivkursen teil, 
davon 30 allein 1 993.  

Sommerkurse für deutsche Sprache und österreichische Kultur absolvierten 
seit ihrer Einrichtung 1 99 1  insgesamt 1 07 Personen (hievon 44 in 1 993) aus 
29 Staaten in aller Welt. 

Das Lehrprogramm der Akademie wurde für alle Kurse durch Sonderver
anstaltungen, wie Vorträge prominenter Politiker, Journalisten und Wis
senschaftler ergänzt. Außerdem fanden Exkursionen, z. B .  nach Genf, 
Brüssel und Straßburg statt. 
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Afghani5tan,  Ägypten 

Anhang 

I .  Länderinformation : Afghanistan bis  Zypern 

A HSt. = A ußenhandel55telle, GK = Generalkonsulat. HGK = Honorargeneralkon5u
tat, HK = Honorarkon5ulat, KI = Kulturin5titut, ÖB = Österreichi5che Botschaft. 
ÖFVW = Ö5terreichische Fremden verkehrswerbung, ÖV = Österreichische Vertretung. 

Afghanistan 
(Islamischer Staat Afghanistan), Kabul 

Staatsoberhaupt 

Burhanuddin Rabbani 

Regierungschef 

Gulbuddin Hikmatyar 

ÖB Kabul : derzeit gesch lossen ; AHSt. : s iehe I ran 

Außenminister 

Hadayat Amin Arsa la 

Die  se i t  Februar 1 989 ei ngestel lte Amtstätigkeit der ÖB Kabul  konnte aus 
S i cherheitsgründen noch nicht wieder aufgenommen werden. 

Österreich lei stete 1 993 einen Bei trag von rund 1 0  Mi l l ionen Sch i l l ing zur Betreuung 
afghanischer Flüchtl inge in Pakistan. 

Die österreichischen I mporte betrugen 1 0, 1  Mi l l ionen Schi l l ing (- 7,6%), die Exporte 
waren gen ng. 

Ägypten 
(Arabische Republik Ägypten), Kairo 

Staatsoberh aupt Regierungschef 

Mohamed Hosni M ubarak Atef M ohamed Naguib 
Sedky 

Außenminister 

Amr Mahmoud Moussa 

ÖB Kairo : Dr. Peter Pramberger, Riyadh Tower, 5 Wissa Wassef Street, corner EI  
N i l  Street, Giza, Kairo, Tel : (02)5702975 ,  Telex : 92258,  Telefax : 5702979 ; KI Kairo : 
Dr. Brigitte Agstner-Gehring, 1 1 03 C orniche EI Ni l ,  Garden City, Kairo, 
Tel : (02)3547436, 3544063,  Tel ex : ÖB K ai ro, Telefax : 3 5 52470 ; HGK Alexandria : 
Vahan Dikran Alexanian, 8 ,  rue egl i se Debbane, Alexandria, Te l :  (03)808888 ,  
Tel ex : 54588 ,  Tel efax : 49 1 4275 , 4839 1 90 ;  AHSt. Kairo : Dr. H einrich Kaufmann, 6 a, 
I smai l  Mohamed Street, Apt. 25, Zamalek,  Kairo ,  Te l : (02)34 1 1 1 50, 3407607, 
3 4 1 5563 ,  Telex : 9226 1 ,  Tel efax : 34 1 2892 ; Österr. Archäologisches Institut : U niv. 
Prof. Dr. M anfred Bietak, 6 a ,  Ismai l  Mohamed Street, Apt .  25 ,  Zamalek,  Kairo, 
Tel : (02)34 1 2356 ,  Telex : Ö B K ai ro, Tel efax : 3405426 ; ÖFVW und AUA : Ni le  H i l ton 
H ote l ,  Tah ri r  Square, Kairo : Tel : (02)779490, 5740228 ,  5742755 ,  Telefax : 762884 

Besuche aus Österreich : Von 3 0. J änner - 6 .  Februar N ationalratspräsident He inz 
Fischer (Arbeitsgespräche mit  ParIamentspräsident Fathi Sorour, Vorsitzendem des 
Shura- Rats, Kamal He lmy, Generalsekretär der Arabischen Liga Abdel  Meguid) ; 
von 2 . - 8 .  Apri l Vizekanzler E rhard B usek (Arbeitsgespräche mit  Erziehungsmini 
sters H ussein Kamel Bahaa E I  Dine ,  Kulturmini ster Farouk Abdel-Aziz H usni ,  
Premierm in ister Atef Sedky,  Vizepremierminister und Landwirtschaftsmin ister 
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Youssef Amin Waly und Papst Shenouda I I I .) .  Von 1 2.- 1 8 . April Bundesminister 
Wolfgang Schüssel (Arbeitsgespräche u. a. mit Premierminister Atef Sedky, Außen
handelsminister Yusri Ali M ustafa, Elektrizitätsminister Maher Osman Abaza, 
Industrieminister Abdel Wahab, Verkehrs- und Kommunikationsminister Soliman 
Metwall i  Soliman, Kabinettsminister Atef Ebeid, dem Präsidenten der Arab 
Organization for Industrialization und leitenden Persönlichkeiten wirtschaftlicher 
Institutionen). Zwischen der Wirtschaftskammer Österreich und der Egyptian 
Businessmen Organization wurde ein Zusammenarbeitsabkommen abgeschlossen. 

Besuche in Österreich : Von 2.-4. Mai Außenminister Amr Moussa (Arbeitsgesprä
che mit Bundespräsident Thomas Klestil ,  Bundeskanzler Franz Vranitzky, National
ratspräsident Heinz Fischer und Bundesminister Alois Mock) ; von 20.- 27. Juni 
Industrieminister Abdel Wahab (auf Einladung des Präsidenten der Wirtschafts
kammer Österreich, Leopold Maderthaner ; Arbeitsgespräche mit Bundesminister 
Wolfgang Schüssel, Präsident Leopold Maderthaner, Bundesminister Viktor Klima, 
Generaldirektor von Steyr-Daimler-Puch, Rudolf Streicher und dem Generalsekre
tär der Vereinigung Österreichischer Industrieller, Franz Ceska). 

Ägypten blieb einer der wichtigsten Märkte für österreichische Produkte im 
arabischen und afrikanischen Raum. Ein Großtei l  der Exporte entfällt auf M aschi
nen und bearbeitete Waren (Papier und Pappe, Eisen und Stahl, chemische 
Erzeugnisse, Waren aus mineralischen Stoffen). 1 993 nahmen die österreichischen 
Ausfuhren um 0,2% auf 842,5 Mil lionen Schil ling zu. Österreich importierte aus 
Ägypten v. a. Aluminium, Garne, Eisenerz, Gemüse und Früchte, Rohstoffe für 
Düngemittel, Textilien und Taschnerwaren. Mangels langfristiger Erdöllieferverträ
ge schwanken die österreichischen Einfuhren aus Ägypten beträchtlich. 1 993 
nahmen sie um 9,4% zu und erreichten 1 7 1 ,7 Mil lionen Schilling. 

22 österreichische Firmen nahmen im April in der österreichischen Gruppenausstel
lung an der jährlich stattfindenden " Internationalen Messe Kairo" teil, zehn davon 
zum ersten Mal .  1 4  österreich ische Firmen waren im November an der Wirtschafts
mission " Investitionsgüter, Industriezulieferungen, Lizenz- und Know-how-Verga
be" vertreten. 

1 993 besuchten zahlreiche österreichische Touristen Ägypten. Es konnte eine 
vermehrte Inanspruchnahme der konsularischen Dienste der Botschaft im Zusam
menhang mit Kindesentführungen festgestellt werden. 

Die kulturellen Beziehungen mit Ägypten brachten eine weitere Verschiebung in 
Richtung wissenschaftlicher Veranstaltungen. In Zusammenarbeit mit dem Kairoer 
Symphonieorchester wurde ein Brahms-Zyklus organisiert und am 3 1 .  Dezember ein 
Neujahrskonzert veranstaltet. Bei der Graphiktriennale in Kairo Anfang Dezember 
gewann der österreichische Beitrag den 1 .  Preis. Ein Symposium über I ngeborg 
Bachmann diente als Forum für einen Meinungsaustausch mit ägyptischen Germa
nisten. Das Kulturinstitut Kairo setzte seine Schriftenreihe mit Band 4 "Österreich 
und Ägypten" und Band 5 "Das k. k. (k. u. k.) Konsulat für Zentralafrika in 
Khartoum 1 850 - 1 885" fort. ,,2 .  Tage deutschsprachiger Kultur" an der oberägypti
schen Universität Assiut wurden Anfang Dezember in Zusammenarbeit mit der 
deutschen Botschaft, dem Goethe-Institut, dem Deutschen Akademischen Aus
tSiuschdienst und der schweizerischen Botschaft abgehalten. Neun österreichische 
Ärzte weilten zu Gastvorträgen und Symposien in Ägypten. Eine österreichische 
Lektorin ist an der Pädagogischen Fakultät der Ain Shams Universität in Kairo und 
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eine österreichische Lehrerin an der Deutschen Evangel ischen Oberschule in Kairo 
tätig. Die von Österreich angebotenen Stipendien wurden voll ausgenützt. 

Die Ausgrabungen des Österreichischen Archäologischen Instituts Kairo und des 
Institutes für Ägyptologie Wien in Tell el-Dab'a brachten neue Ergebnisse. Die 
wissenschaftliche Tätigkeit schlug sich in einer Anzahl von Vorträgen und interna
tionalen Symposien in London, New York, Toronto, Los Angeles, Chicago und 
Berkeley (San Francisco) nieder. 

Albanien 
(Republik Albanien), Tirana 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Sali Berisha Aleksander Meksi Alfred Serreqi 
ÖB Tirana : Dr. Kurt Spallinger (Rruga Skenderbeu/Rruga Frederik Shiroka, dzt. im 
Umbau) : Erreichbarkeit über Expositur : Rruga Skenderbeu 1 0, Tirana, Tel .  und 
Telefax : (42)33 1 40 ;  Handelsdelegierter : Dr. Horst Machu (mit Sitz in Wien), Wirt
schaftskammer Österreich, Wiedner Hauptstraße 63, 1 040 Wien, Tel : 50 1 05-4326 

Der Besuchsaustausch wurde intensiviert :  am 3 .14. Juni statteten Vizekanzler 
Erhard Busek und von 22.- 25.  Oktober Bundesminister Werner Fasslabend Alba
nien offizielle Besuche ab. 

Besuche in Österreich : Präsident Sali Berisha war Mitte Juni aus Anlaß der 
Weltkonferenz über Menschenrechte in Begleitung von Außenminister Alfred 
Serreqi und im Oktober zum Europaratsgipfel in Wien, wo er auch Gespräche mit 
Bundespräsident Thomas Klesti l führte. Außenminister Alfred Serreqi ( 1 8 .1 
1 9 . März), Verteidigungsminister Safet Zhulali ( 1 4.1 1 5 . Mai), Verkehrsminister Fa
tos Bitincka (26.127. August) und Innenminister Agron Musaraj (29. September bis 
1 .  Oktober) statteten Österreich offiziel le Besuche ab. Am 1 6.1 1 7 . September war 
Tourismusminister Edmond Spaho auf Einladung der Wirtschaftskammer Öster
reich zu Besuch. Von 1 2.- 1 5 . Dezember kam eine Delegation des albanischen 
Parlaments unter Leitung von Parlamentspräsident Pjeter Arbnori nach Österreich. 

I m  März wurden ein Investitionsschutz- und ein Luftverkehrsabkommen, im 
Oktober eine Rahmenvereinbarung für die Zusammenarbeit zwischen dem österrei
chischen Bundesheer und der albanischen Armee unterzeichnet. Im Oktober verlegte 
der österreichische Botschafter seinen Sitz von Wien nach Tirana und wurde ein 
österreichischer Verteidigungsattache in Albanien (mit Sitz in Laibach) bestellt. 

Die albanische Wirtschaft hat 1 993 den Tiefpunkt der Jahre 1 99 1 /92 überwunden, 
b leibt aber finanziell auf ausländische H ilfe angewiesen, an der sich Österreich im 
Zeitraum von 1 .  Juli 1 992 bis 30. Juni 1 993 mit einem Soft-loan von 42 Millionen 
Schilling beteil igte. Die österreichischen Exporte nahmen um 33% auf 7 1 ,3 Mil lio
nen Schilling zu. Die österreichischen I mporte gingen um 38,9% auf 1 4,6 Millionen 
Schill ing zurück. Aufgrund der weiterhin unzureichenden wirtschaftlichen, rechtli
chen und administrativen Rahmenbedingungen erfolgen österreichische Direktinve
stitionen nur zögernd. Am 5. November wurde ein Hotelbauprojekt begonnen ; eine 
Reihe österreichischer Unternehmen l äßt bestimmte arbeitsintensive Fertigungs
schritte in Albanien ausführen. Im November nahmen Austrian Airlines den 
regelmäßigen Flugbetrieb nach Tirana auf. 
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Während sich die österreichische Osthilfe für Albanien 1 99 1 /92 noch auf reine 
Nothilfemaßnahmen konzentrierte, ist sie nun stärker strukturorientiert. Im August 
1 992 wurde ein Rahmenbetrag in Höhe von 50 Millionen Schil l ing bereitgestellt. 
Davon werden 42 Mil lionen für ein kurz vor der Umsetzu ng stehendes Exportpro
jekt für strategische Güter zur Ankurbelung der albanischen Wirtschaft verwendet. 
Der Aufbau landwirtschaftlicher Genossenschaften wurde mit 5,5 Mill ionen Schil
l ing unterstützt und für das albanische Bautenministerium wurden Beratungsleistun
gen erbracht. Aus Mitteln  des BMUK, des Vereins Kulturkontakt und CARE Austria 
wurden zwei Schulen in Shkoder, der zweitgrößten Stadt Albaniens, mit der 
traditionell besonders enge Beziehungen zu Österreich bestehen, saniert. 

Als Nahrungsmittelhilfe hat Österreich 1 .000 t Rübenzucker und 1 00 t Trockenhefe 
im Wert von 1 0  Mil l ionen Schilling geliefert. Vorarlberg leistete mit Hilfsgütern im 
Wert von 20 Mil l ionen Schil l ing einen hohen Beitrag zu einem Hilfsprogramm der 
Bundesländer für albanische Schulen und führt derzeit in der Stadt Burrel ein 
Spitalsprojekt durch. Zwischen Wien und Tirana besteht ein Zusammenarbeitspro
gramm. 

Albanien ist auch in Stipendienprogramme und Aus- und Fortbildungskurse 
verschiedener österreichischer Institutionen eingebunden. 

Neben den staatl ichen Programmen gibt es eine große Zahl an H ilfsaktionen von 
privaten Organisationen und Einzelinitiativen, allen voran von der Caritas - z. B. für 
Spitäler. SOS-Kinderdorf I nternational errichtet am Stadtrand von Tirana ein erstes 
Kinderdorf. 

Anfang April fand mit einem Workshop österreichischer Künstler in  Tirana die erste 
österreichische Kulturveranstaltung in Albanien seit dem 2. Weltkrieg statt. I m  Juni 
nahm eine Gruppe der Musikschule Jordan Misja in Tirana für eine Woche am 
Unterricht im Wiener Konservatorium teil, das Albanische Jugendorchester war in 
der Steiermark und in Kärnten auf Tournee. Ende September vere inbarte der ORF 
eine Zusammenarbeit mit dem albanischen Rundfunk und im Oktober nahm ein 
österreichischer Deutschlektor seine Lehrtätigkeit an der Universität Tirana auf. 

Österreich kümmert sich weiterhin besonders um die Betreuung albanischer 
Staatsbürger österreichischer Abstammung, die aufgrund ihrer Herkunft unter der 
kommunistischen Herrschaft schwer zu leiden hatten. I m  Rahmen von Oster- und 
Weihnachtsaktionen erhielten altösterreichische Familien in Albanien vom BMaA 
und dem Auslandsösterreicherwerk finanzielle Unterstützung und Weihnachtspake
te. 

Aigerien 
(Demokratische Volksrepublik Aigerien), Algier 

Staatso berhau pt 

Ali Kafi 

Regierungschef 

Redha Malek 

Außenminister 

Mohamed Salah Dembri 

ÖB Algier : Dr. Christian Berlakovits, Les Vergers, Rue 2, Villa 9, DZ- 1 6330 
Birkhadem-Alger, Tel : (2)562699, 562909, Telex : 62302 oebal dz, Telefax : 567352 ; 
ARSt. Algier : Dr. Karl Tschabrun, 1 0, chem. Hocine Slimane (ex Glycines), 
DZ- 1 6000 Alger-Gare, B . P. 734, Tel : (2)593460, 590 1 33, 593 1 47, Telex : 66 1 00 atrad 
dz, Telefax : 593826 
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A ndorra, A ngola 

Besuche i n  Österreich : Mi tte Oktober Transportminister Arezki I s l i  (Tei lnahme an 
e inem von der Weltbank organis ierten Runden Tisch der Transportminister der 
Maghrebstaaten, Gespräche mi t  den Bundesministern Viktor Klima und Ferdinand 
Lacina). 

Algerien war der zweitwichtigste Markt Österreichs in  Afrika .  Die österreichischen 
Exporte verzeichneten mit 1 ,2 1 7  Mi l l i arden Schi l l ing einen Rückgang von 1 0,0%. 
Einen wichtigen Antei l  hatten h iebei  die in die 3. Tranche des Rahmenkred itabkom
mens zur Finanzierung der österre ich i sch-algerischen Eisenbahnkooperation einbe
zogenen Projekte, wie die Lieferung von Eisenbahnmateria l ,  Bahnbaumaschinen 
sowie S icherheits- und Signale inrichtungen. Die  I mporte, fast ausschl ieß l ich Erdöl 
und Erdölderivate, fielen ebenfal l s  um 1 1 ,2% auf 2 ,386 Mi l l i arden Sch i l l ing .  

Bei einem an läßl ich des Welttages des Kindes veranstalteten Kinderfest ivals in  
Algier war Österrei ch mit  40  Zeichnungen von österei chi schen Schülern vertreten .  
Das Wiener K onzertante Ensemble gab im März Konzerte in  Batna und in  Algier, 
wo am 9 .  Mai  auch das Wiener Klaviertrio gastierte. 

Andorra 
(Fürstentum Andorra), A ndorra la Vel la 

Staatsoberha u pt 

Co- Fürsten : 
Fran<;:ois Mitterrand 
Joan Marti Alanis 
( Bischof von U rge l l )  

Regierungschef 

Oscar Ribas Reig 

ÖB und AHSt. : s iehe Frankreich 

Außenminister 

Armengoi Ale ix 

M it dem Inkrafttreten der neuen Verfassung am 5 .  Mai ,  deren Entwurf am 1 7 . März 
in ei nem Referendum mehrheit l ich gebi l l igt wurde, vol lzog Andorra den Übergang 
zum modernen Verfassungsstaat .  In der zweiten Dezemberhälfte fanden Parl aments
wahlen statt . 

Andorra wurde am 28 .  Ju l i  an läß l ich der 47 .  Generalversammlung als 1 84. Mitgl ied 
der VN aufgenommen und damit von Österreich anerkannt. 

Zwischen Österreich und dem Fürstentum Andorra bestehen noch keine d ip lomati
schen oder konsu larischen, wohl aber sonstige Beziehungen. 

Die Außenhandelsstatistik Ö sterreichs weist für Andorra keine separaten Zahlen 
aus .  

A ngola 
(Republik A ngola), Luanda 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Jose Eduardo dos Santos M arcol ino J. C. Moco 

ÖB und AHSt. : siehe Simbabwe 

Außenminister 

Venancio da S i lva Moura 
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Antigua und Barbuda -Argentinien 

Die 1 987  begonnene und aus österreichischen Entwicklungshilfemitteln finanzierte 
Ausbildung von Facharbeitern für die Eisen- und Stahl erzeugung im Ausbildungs
zentrum des Stahlwerkes S INA, nahe der Hauptstadt Luanda, läuft weiter. 

Die österreichischen Exporte betrugen 30,9 Mi l lionen Schil l ing (- 4 1 ,3%). Österreich 
lieferte in erster Linie Papier, Traktoren und Straßenfahrzeuge. Die Einfuhren, v. a. 
Perlen, Edelsteine, betrugen 1 83,8 Mil lionen Schil l ing ( +  7.806,4%). 

Antigua und Barbuda 
(Antigua und Barbuda), St. John's 

Staatsoberhaupt 

Königin Elizabeth I I .  
vertreten durch 
Generalgouverneur lames 
Beethoven Carlisle 

Regierungschef 

Vere Cornwall B ird 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Äquatorialguinea 
(Republik Äquatorialguinea), Malabo 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Teodoro Obiang Nguema Silvestre Siale Bil eka 
M'basogo 

ÖB : siehe Nigeri a ;  AHSt. : siehe Cöte d'lvoire 

Der bi laterale Handelsverkehr war gering. 

Argentinien 
(Argentinische Republik), Buenos Aires 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Carlos Saul Menem 

Außenminister 

Lester Bryant Bird 

Außenminister 

Benjamin M 'ba Ekua M iko 

Außenminister 

Guido Di Tel la 

ÖB Buenos Aires : Dr. Gerhard Heible, Cal le  French 367 1 ,  1 425 Buenos Aires, 
Casil la  C. C. 4889, 1 000 Buenos Aires, Tel :  ( 1 )802 1 400, 8027096, 8027 1 95,  Te
lex : 1 8853 ,  Telefax : 805 40 1 6 ;  HK Cordoba : Federico Scherzer, leronimo Cor
tez 636, 5000 Cordoba, Tel : (57)720450, 720455, Telefax : 243626 ; HK Posadas : Lia 
Elena D lugoszewski-Breitegger, San Luis 648, 3300 Posadas ; Tel : (752)2758 8 ; HK 
San Carlos de Bariloche : Dipl . - Ing. Franz Pirker, 24 de Septiembre 230,  8400 San 
Carlos de Bariloche, Tel : (944)24873, Telex : 80702, Telefax : 24873 ; AHSt. Buenos 
Aires : Dr. Walter Höfle, Cerrito 1 294, piso 1 5, 1 0 1 0  Buenos Aires, Tel : ( 1 )3943 1 85,  
3943 1 89, 8 1 43669, Telex : 22859 OHD AR, Telefax : 8 1 43670 

I m  April besuchte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang 
Schallenberg Argentinien. Unter seinen Gesprächspartnern sind der Präsident des 
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Armenien 

Senates Eduardo Menem und Vizeaußenminister Fernando Enrique Petrella hervor
zuheben. Der Vizepräsident der Wirtschaftskammer Österreich Josef Fröhlich hielt 
sich im Oktober in Argentinien auf. 

Waren im Wert von 652,3 Mi llionen Schil l ing (- 1 %) wurden nach Argentinien ex
portiert. Die I mporte nahmen um 27,6% ab und betrugen 1 5 1 ,3 Mil lionen Schilling. 

Die wissenschaftlichen Beziehungen werden sich aufgrund eines Kooperationsab
kommens, das im September zwischen dem Österreichischen Forschungsförderungs
fonds und der analogen argentinischen Institution, dem CON ICET, abgeschlossen 
wurde, erweitern . Unter den kulturellen Aktivitäten sind ein Seminar für argentini
sche Germanisten, eine österreichische Filmretrospektive sowie verschiedene Vor
tragsreisen österreichischer Wissenschaftler hervorzuheben. 

Armenien 
(Republik Armenien), Jerewan 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Lewon A. Ter-Petrosjan Hrant A. Bagratjan 

ÖB und AHSt. : siehe Rußland 

Außenminister 

Vagan A. Papasjan 

I m  Verlauf seines Österreichaufenthalts führte der stellvertretende Außenminister 
Arman Nawasardjan am 24. Februar ein Arbeitsgespräch im BMaA. Dabei wurde 
die Frage der vertraglichen und wirtschaftlichen Beziehungen sowie Fragen im 
Zusammenhang mit der Errichtung einer armenischen Vertretungsbehörde in Wien 
erörtert. Er überreichte als erster in Österreich akkreditierter armenischer Botschaf
ter am 7. Juni sein Beglaubigungsschreiben. 

Am Rande der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien führte Bundesminister 
Alois Mock am 1 6. Juni ein Gespräch mit Außenminister Vagan Papasjan, der auch 
den Wunsch nach Verstärkung der bilateralen Beziehungen erneuerte. Vom 6.-
1 0. Dezember hielt sich Papasjan - anläßlich der Eröffnung der armenischen 
Botschaft - erneut in Wien auf, wo er mit Bundespräsident Thomas Klestil und 
Außenminister Alois Mock zusammentraf, um Möglichkeiten eines verstärkten 
wirtschaftlichen Engagements in Armenien zu erörtern. 

Eine Delegation des B MwA weilte im September in Jerewan, wo am 1 4. September 
ein Abkommen über bilaterale Außenwirtschaftsbeziehungen paraphiert wurde. 
Auch über ein Investitionsschutzabkommen wurden Gespräche aufgenommen. 
Weiters fanden Fachgespräche mit zahlreichen Ministern, Ministerienvertretern und 
Direktoren von Unternehmen statt. Konkrete armenische Vorschläge für Joint-ven
tures bzw. Firmenkooperationen wurden im Wege der Wirtschaftskammer Öster
reich an die österreichische Wirtschaft weitergeleitet. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Den Spezialkurs 1 993/94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten aus 
den Reformländern besucht auch ein armenischer Teilnehmer. 
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Aserbaidschan, Xthiopien 

Aserbaidschan 
(Aserbaidschanische Republik), Baku 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Haydar A. Aliyev Suret D. Hüseinov 

ÖB und ARSt. : siehe Rußland 

Außenminister 

Hasan A. Hasanov 

Am Rande der KSZE-Ratstagung am 30. November in Rom führte Bundesminister 
Alois Mock ein Gespräch mit seinem Amtskollegen Hasan Hasanov. 

Der in Aserbaidschan mitakkreditierte österreichische Botschafter in Moskau, 
Friedrich Bauer, nahm am 1 0. Oktober an den Feierlichkeiten zur Amtseinführung 
des neugewählten Präsidenten Haydar Aliyev in Baku teil .  Der an1äßlich der 
Christl ich- Islamischen Dialogkonferenz in Wien wei lende Vize-Außenminister 
M. T. Yusufli wurde am 2. April zu einem Arbeitsgespräch im BMaA empfangen. 
Von 1 3 .-1 7. April besuchte eine Wirtschaftsdelegation unter dem stellvertretenden 
Außenwirtschaftsminister Kasumzade Österreich ; dabei wurde am 1 7. April ein 
bilaterales Abkommen über Außenwirtschaftsbeziehungen paraphiert. 

Die österreichischen Exporte betrugen 6 1 ,3 Mill ionen Schill ing (- 0,7%). Die Einfuh
ren aus Aserbaidschan beliefen sich auf 6,9 Mil l ionen Schil l ing ( +  1 37,0%). An einer 
Wirtschaftsrnission der Wirtschaftskammer Österreich in Aserbaidschan im M ai 
nahmen 20 österreichische Firmen teil .  

Äthiopien 
(Äthiopien), Addis Abeba 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Meles Zenawi Tamrat Layne Seyoum Mesfin 

ÖB Addis Abeba : Mag. Klaus Derkowitsch, Old Airport Area, P. O. Box 1 2 1 9, Addis 
Abeba, Tel : ( 1 )7 1 2 1 44, Telex : 2 1 060, Telefax : 7 1 2 1 40 ;  ARSt. : siehe Ägypten 

Das wirtschaftspolitische Reformprogramm hat die Unterstützung der Geber
gemeinschaft, welche die zur Verfügung gestel lten Mittel wesentlich ausgeweitet hat. 
Österreich deklariert Äthiopien im neuen Dreijahresprogramm der Entwicklungshil
fe als Schwerpunktland der Entwicklungszusammenarbeit. Derzeit arbeitet ein 
österreichischer Wasserkraftexperte für die äthiopische Elektrizitätsgesellschaft. Ein 
Projekt zur Rehabi litierung von Gesundheitseinrichtungen ist ins Stocken geraten. 
Für 1 994 ist die Erstel lung eines Länderprogrammes vorgesehen. Äthiopien ist 
Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" . 

Die Ausfuhren nach Äthiopien betrugen 82, 1 Mill ionen Schilling ( +  48,9%). Die 
Einfuhren beliefen sich auf 1 4,5 Mil l ionen Schil l ing ( +  1 ,3%). 

Der Verleih von österreichischen Kulturvideofilmen ist besonders zu erwähnen. 
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A ustralien 

Australien 
(Commonwealth Austral ien), Canberra 

Staatso berha u pt 

Königin E l isabeth 1 1 .  
vertreten durch 
Generalgouverneur Bi l l  
H ayden 

Regierungschef 

M i nisterpräsident Paul 
Keating 

Außenminister 

Gareth J. Evans 

ÖB Canberra : Dr. Stephan Toth, 1 2  Talbot Street, Forrest, ACT 2603, 
Tel : (06)295 1 533 ,  295 1 376,  Telex : 62726, Telefax : 239675 1 ;  HGK Melbourne : Alex
ander S imon,  897 H igh Street, Armadale, VIC 3 1 43 ,  Tel : (03 )5090360 ; HGK Sydney : 
Luis Hupfau,  2 Kingsl and Road, Bexley, NSW. 2207, Tel : (02)567 1 008, Tele
fax :  5672322 ; HK Adelaide : Dr. Peter Steid l ,  346 Carrington Street, Adelaide, S .A .  
5000, Tel : (08)2326899, Telefax : 2326760 ; HK Brisbane : David M .  H enderson, 
30  Argyle Street Breakfast C reek, Qld. 40 1 0, Tel : (07)2628955 ,  Telefax : 262808 2 ; HK 
Perth : Tim othy A. Holmes,  3 1  st floor, QVI , 250 St. Georges Terrace, Perth,  W.  A. 
6000, Tel : (09)48 1 3622, Telefax : 3 226806 ; AHSt. Sydney : Dr. Günther S chimmel ,  
1 9th tloor, I York Street, Sydney, NSW 2000, Tel : (02)2478 58 1 ,  Tele x :  2464 1 ,  
Telefax : 25 1 1 03 8 ; Ö FVW Sydney : I st tloor, 36 Carrington Street, Sydney NSW 
2000, Tel : (02)299362 1 ,  Telefax : 2993 808 ; Lauda Air Sydney : 1 43 Mc Quarie Street, 
Sydney 2000, Tel : (02)3673 8 1 5 , 3673 800, Telefax : 3 673895 ; Lauda Air Melbourne : 
454 - 456  Col l ins  Street, M elbourne VIC.  3004, Tel : (03)6025 1 44 

Staatssekretärin M aria Fekter traf im Zuge ihres offiziel len Besuchs im Ju l i  mit 
H andelsmi nister Peter Cook und führenden Wirtschafts- und Tourismusvertretern 
zusammen. Die Nationalratsabgeordneten Franz Mrkvicka und Josef H öchtl 
nahmen an der Tagung der Internationalen Interparlamentarischen Union im 
September in C anberra tei l .  I m  Dezember wurde in Canberra eine austra l i sch-öster
reichische parlamentarische Freundschaftsgruppe ins Leben gerufen.  

Im November besuchte e ine aus 30  Unternehmen bestehende Delegation  der 
Wirtschaftskammer Österreich  Austral ien .  Weitere Impulse s ind von der Tei lnahme 
Österreichs an den Industri efachmessen WAM EX,  AI E E, FOODPRO, I NTE R
B U I LD und E L E N EX zu erwarten. Die  österreichischen Exporte nach Austral ien 
betrugen 1 ,630 Mi l l i arden Schi l l ing (- 1 0,3%), die I mporte aus Austral i en be l iefen 
s ich auf 3 1 0,6 Mi l l ionen Schi l l i ng (- 1 5%) .  

D ie  Außen handelssteI le Sydney übernimmt ab 1 .  Jänner 1 994 wieder die Betreuung 
Neuseelands und der südpazifi schen Inseln und wird in Auckland ei nen Konsulen
ten einste l len .  

D ie  kulturel len und wissenschaft l ichen Beziehungen s ind vielfältig und ausbaufähig .  
M it österrei chischer Unterstützung wurden die Theaterstücke " Die  M acht der 
Gewohnheit" von Thomas B ernhard und " Die  kalten H ände" von Tho mas B aum 
aufgeführt. Der  Austausch von Wissenschaftlern und Lektoren wurde verstärkt 
fortgesetzt. 
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Bahamas - Bangladesch 

Bahamas 
(Commomwealth of The Bahamas), Nassau 

Staatsoberhaupt 

Königin Elizabeth 1 1 .  
vertreten durch 
Generalgouverneur Sir 
Clifford Darl ing 

Regierungschef 

H u bert A. Ingraham 

Außenminister 

Orvil le A. Turnquest 

ÖB : siehe Vereinigte Staaten von Amerika ; HK Nassau : Heinz R. Kloihofer, Sunrise 
Beach Club & Villas, P. O.  Box 65 1 9  S.  S. ,  Nassau, Tel : (809)3632929, Telex : 20392 
bahtas ; Telefax : 3632308 

Der für April in Aussicht genommene Besuch von Premierminister Hubert I ngraham 
in Österreich mußte wegen Terminschwierigkeiten verschoben werden. 

Neben nationalen Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation des 
Landes hat der Wirtschaftsaufschwung in den USA zu einer Verstärkung des 
Tourismus und damit zu einer spürbaren Verbesserung der konjunkturellen Situa
tion auf den Bahamas geführt. M it der Aufnahme der Destination Miami (LaudaAir) 
sind auch die Bahamas zunehmend zum Reiseziel für österreichische Touristen 
geworden. 

Österreichischen Exporten im Wert von 45,4 Mil lionen Schill ing (- 27,6%) standen 
I mporte im Wert von 4,4 M il lionen Schilling (- 46%) gegenüber. 

Bahrain 
(Staat Bahrain), Manama 

Staatsoberhaupt 

Emir Scheich Isa 
Bin-Sulman AI-Khalifa 

Regierungschef 

Scheich Khalifa 
Bin-Sulman AI-Khalifa 

ÖB und AHSt. : siehe Kuwait 

Außenminister 

Scheich Mohammed 
Bin-Mubarak AI-Khalifa 

Von 27.- 29. Jänner besuchte eine Wirtschaftsdelegation der Wirtschaftskammer 
Österreich Bahrain. Von 24.- 29 .  April fand eine Österreich-Woche statt. 

Österreichs Exporte fielen um 33 ,6% auf 53,2 Mil lionen Schilling, die I mporte waren 
genng. 

Bangladesch 
(Volksrepublik Bangladesch), Dhaka 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Abdur Rahman Biswas Begum Khaleda Zia Mostafizur Rahman 

ÖB und AHSt. : siehe Pakistan ; HK Dhaka : Mainul I slam, 1 07 Motijheel Commer
cial Area, Dhaka 2, Tel : (2)2576 1 6, Telex : 642425 pglbj, Telefax : 2863360 

Die österreichischen Exporte nahmen um 25,0% auf 63, 1 Mil l ionen Schill ing ab . Die 
I mporte stiegen um 3 1 ,4% auf 1 3 1 ,0 Mil lionen Schill ing. 

Ein Österreicher arbeitete im Rahmen des JPO-Programms der U N I DO in Dhaka. 
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Barbados 
(Barbados), Bridgetown 

Staatsoberhaupt 

Königin E l izabeth I I .  
vertreten durch 
Generalgouverneurin 
Dame Nita  Barrow 

Barbados - Belgien 

Regierungschef 

Erskine Sandiford 

Außenminister 

B ranford M. Taitt 

ÖB und AHSt. : s iehe Venezuela ; HK Bridgetown : Richard Cunningham, Euro
brokers International Inc . ,  Life of  Barbados Bui ld ing, Wi ldey St. M ichael ,  
Tel : ( 1 809 )4366960, Telex : 247 1 ,  Tel efax : 4366967 

Der b i laterale H andelsverkehr war gering. 

Belarus 
(Republik Belarus), Minsk 

Staatso berha u pt 

Stanis lau S. 
Schuschkewitsch 

Regierungschef Außenminister 

Wjatsches lau F.  Kebitsch Pjotr K.  Krawtschanka 

ÖB und AHSt. : siehe Ruß land 

Der in  Belarus m itakkredit ierte österreichische Botschafter in  Moskau, Friedrich 
Bauer, nahm im Auftrag von Bundespräsident Thomas Klestil als dessen persönl i 
cher Vertreter am 20./2 1 .  Oktober i n  M insk an den Trauerfeierl ichkeiten zur 
Eri nnerung an d ie  Opfer des jüdischen Ghettos tei l .  

1 993 brachte erhebl i che Zuwächse i m  b i lateralen Warenverkehr. D i e  österreichi
schen Exporte betrugen 1 90, 1 Mi l l ionen Schi l l ing ( +  200,4%). Die I mporte bel iefen 
s ich auf 27,2 Mi l l ionen Schi l l ing ( + 204,9%) . 

In  Minsk wurde eine Österreichbibl iothek eingerichtet. 

Den Spezialkurs 1 993 /94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten aus 
den Reformländern besuchen auch zwei belarussische Tei lnehmer. 

Belgien 
(Königreich Belgien), Brüssel 

Staatsoberhaupt 

König Albert I I .  

Regierungschef 

Jean- Luc Dehaene 

Außenmini ster 

Wi l ly  Claes 

ÖB Brüssel : D r. Erich Hochleitner, rue de l 'Abbaye 47 B- I 050 Brüssel,  
Tel : (2)6499 1 79, Telex : 22463, Telefax : 64894 1 7 ;  HK Antwerpen : Lucianus Boelens, 
Mechel sesteenweg 1 80,  B-2000 Antwerpen, Tel : (3)23 73948, Telex : 72369, Tele
fax :  247 1 73 5, HK Charleroi : Phi l ippe Delaunois ,  c/o Cockeri l l  S ambre S.A.,  rue de 
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Belgien 

l 'Usine 1 ,  B-6090 Couillet, Tel : (7 1 )444303, Telex : 5 1 226, Telefax : 439450 ; HK 
Gent : Henri Persin, Floraliapaleis, 5 .  Stock, B-9000 Gent, Tel : (9)2229669, Te
lex : 1 2666, Telefax : 220 1 08 1 ; HK Lüttich : dzt. nicht besetzt ; HK Ostende : Fernand 
Ghesquiere, Plantijnstraat 8,  B-8400 Oostende, Tel : (59)807060 ; AHSt. Brüssel : 
Avenue Louise 479, Bte 52, B- I 050 Brüssel, Tel : (2)6482 1 1 1 , Telefax : 640 1 269 ; 
ÖFVW : Avenue Louise 1 06, B- I 050 Brüssel, Tel : (2)64606 1 0, Telefax : 6404693 ; 
AUA : Avenue Louise 66, Bte 4, B- I 050 Brüssel, Tel : (2)5 1 37500, Telefax : 5 1 37 1 32 

In  den bilateralen Beziehungen kam es 1 993 zu einer erheblichen Verstärkung der 
Zusammenarbeit im Hinblick auf die österreichischen EU- Beitrittsverhandlungen. 
Entsprechend intensiv war der Besuchsaustausch zwischen bei den Ländern. 

Bundespräsident Thomas Klestil nahm im September an der Beisetzung von König 
Baudouin teil, besuchte den neuen belgischen König Albert 11 .  und eröffnete mit 
einer Grundsatzrede das akademische Jahr 1 993 im College d'Europe in Brügge. Im 
März führte Vizekanzler Erhard Busek Arbeitsgespräche mit Premierminister 
Jean-Luc Dehaene. Im April traf Bundesminister Alois Mock den belgischen 
Außenminister Willy Claes. Mitte Juli hatten Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
Staatssekretärin Brigitte Ederer Arbeitsgespräche mit Premierminister Jean-Luc 
Dehaene. Im Juli fuhr Bundesminister Wolfgang Schüssel zu Arbeitsgesprächen mit 
Außenhandelsminister Me1chior Wathelet nach Brüssel. Im September führte 
Vizekanzler Erhard Busek Arbeitsgespräche mit dem flämischen Minister für 
Wissenschaft und Forschung Luc van den Bossche. Mitte September stattete 
Bundesminister Franz Löschnak Innenminister Louis Tobback einen Besuch ab, 
Bundesminister Wolfgang Schüssel traf Außenminister Willy Claes. I m  Oktober 
besuchte Bundesminister Werner Fasslabend Verteidigungsminister Leo Delcroix 
und traf WEU-Generalsekretär van Eekelen wie den stellvertretenden Generalsekre
tär der NATO, Amedeo de Franchis ; Bundesminister Franz Fischler besuchte 
Landwirtschaftsminister Andre Bourgeois. Im November hielt sich Bundesministe
rin Maria Rauch- Kallat zu einem Arbeitsbesuch bei Ministerin M agda de Galan in 
Brüssel auf. Anfang Dezember nahmen Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
Vizekanzler Erhard Busek an Treffen der Regierungschefs bzw. Parteiführer der 
Europäischen Sozialdemokraten und der Europäischen Volkspartei tei l .  Zusätzlich 
gab es regen Kontakt auf parlamentarischer Ebene. 

Von belgischer Seite kam Außenminister Willy Claes mehrfach zu politischen 
Gesprächen nach Wien und Salzburg, weiters Landwirtschaftsminister Andre 
Bourgeois, der Vorsitzende der SP-Fraktion im Senat, Frederick Erdmann, sowie der 
M inister der Deutschsprachigen Gemeinschaft Bernd Gentges, der Bundesminster 
Rudolf Scholten einen offiziellen Besuch abstattete. 

Die Pol itischen Direktoren trafen sich im März in Wien und im Oktober in Brüssel. 
Auch auf Abteilungsleiterebene gab es Kontakte über Fragen der I ntegration, der 
europäischen Sicherheit, der Jugoslawienkrise etc. 

Die wirtschaftliche Rezession in Europa erfaßte auch Belgien und bewirkte einen 
Rückgang der österreichischen Exporte ; v. a. verarbeitete Waren und M aschinen 
waren betroffen. Die Nächtigungszahlen belgischer Touristen in Österreich sind 
leicht gesunken . Die österreichischen Exporte fielen um 7,6% auf 8,340 Mil liarden 
Schil ling, die österreichischen Importe um 1 0, 1 %  auf 1 5,2 1 9  Mil liarden Schil l ing. 
Das traditionelle österreichische Handelsbilanzdefizit sank dadurch auf 6,878 Mil l i
arden Schilling. 
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Belize - Bhutan 

Im Kulturbereich ist  d ie  Aufführu ng des Gesamtwerks von Anton von Webern beim 
Festival für zeitgenössische Musik und die Ausstel lung " Schreckl ich schöne Welt, 
Adalbert Sti fter" hervorzuheben, durch die dem belgischen Publ ikum noch n icht so 
bekannte österreichische M eister nahegebracht wurden. 

Belize 
(Belize), Belmopan 

Staatsoberhaupt 

Königin El izabeth 1 1 .  
vertreten durch 
Generalgouverneur 
Hon .  Dr.  Colv i l le  Joung 

Regieru ngschef Außenminister 

Rt. Hon.  M anuel Esquivel Hon .  Dean O. Barrow 

ÖB und AHSt. : s iehe Mexiko 

Die  österrei chi schen Exporte stiegen neuerli ch um 1 4,5% auf 1 1  Mi l l i onen Schi l l ing 
an, die I mporte waren geri ng.  

Benin 
(Republik Benin), Porto Novo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

N icephore Soglo 

ÖB : siehe Cote d ' Ivo ire 

Außenminister 

Robert Dossou 

Benin i st Fokus- Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" .  

I m  Zusammenhang mit den pol iti schen und wirtschaftl i chen Reformen des  Landes 
i st die Arbei tsl os igkeit stark angestiegen. Trotzdem war das österreichische Export
volumen m it 90,4 Mi l l ionen Schi l l ing ( + 1 7,6%) noch immer größer als d as in den 
meisten anderen Ländern der Region .  Die I mporte aus Benin betrugen 1 9,7 M i l l io
nen Schi l l i ng ( + 23, 1 %) .  

Bhutan 
(Königreich Bhutan), Thimphu 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

König Jigme Singye Wangchuk 

ÖB und AHSt. : siehe I ndien 

Außenmini ster 

Dawa Tsering 

B hutan i st ein Schwerpunktland der österrei chischen Entwicklungshilfe. Laufende 
Projekte in den Bereichen Wasserkraftwesen, Forstwi rtschaft und Tourismus 
wurden fortgesetzt und erweitert. Im April wurden die Planungsphase für das 
Wasserkraftwerk Basu Cho und die Baudurchführung für d as Kraftwerk Rangjung 
e ingeleitet. 

D ie  österreichischen Exporte betrugen 8,7 Mi l l ionen Schi l l ing ( +  88 ,8%), die 
I mporte waren gering. 

505 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)520 von 734

www.parlament.gv.at



Bolivien, Bosnien-Herzegowina 

Zwei Stipendien wurden in den Bereichen Tourismusmanagement und Forstwirt
schaft vergeben. 

Bolivien 
(Republik Bolivien), La Paz 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 

Sanchez de Lozada Antonio Aranibar Quiroga 

Ö B :  siehe Peru ; HGK La Paz : Dr. Dietrich Hausherr ; Av. 1 6  de Julio 1 6 1 6, piso 7 ,  
Ofic. 1 ,  Edificio Petrolero, La Paz, Tel : (2)32660 1 , 369863 ,  Telex : 2433 austrok.bv, 
Telefax : 39 1 073 

Die österreichischen Ausfuhren betrugen 20,7 Millionen Schil l ing (- 5,9%), die 
Einfuhren 3 7,9 Mil lionen Schill ing ( +  1 7,3%) . 

Bosnien-Herzegowina 
(Republik Bosnien und Herzegowina), Sarajewo 

Staatsoberhaupt 

Alija  Izetbegovic 

Regierungschef 

Haris Silajdzic 

Außenminister 

I rfan Ljubijankic 

ÖB : siehe Kroatien ; AHSt. : siehe Serbien und Montenegro 

Die Beziehungen zu Bosnien-Herzegowina waren durch den unvermindert andau
ernden Krieg stark beeinträchtigt. Mit zahlreichen Initiativen im Rahmen der ZEI,  
der KSZE und der VN war Österreich immer wieder um eine Beilegung des 
Konflikts bemüht. 

Am 29. April wurde Bundesminister Alois Mock in Wien das Ehrendoktorat der 
Universität Sarajewo verliehen. 

Im Rahmen einer Fact-finding-Mission der ZEI weilten am 1 3 ./ 1 4. Dezember zwei 
österreichische Regierungsvertreter in Sarajewo. 

Am Rande verschiedener Veranstaltungen, wie z. B .  der Weltkonferenz für Men
schenrechte, der VN-Generalversammlung, sowie von Treffen der KSZE und der 
ZEI kam es wiederholt zu Begegnungen zwischen Bundesminister Alois Mock und 
seinem bosnisch-herzegowinischen Amtskollegen Haris Silajdzic sowie dessen 
Nachfolger I rfan Ljubijankic. Präsident Alija Izetbegovic traf während der Weltkon
ferenz über Menschenrechte mit Bundeskanzler Franz Vranitzky zu einem Arbeits
gespräch zusammen. 

Als Folge des Krieges sanken die österreichischen Exporte auf 80,2 Mil lionen 
Schilling (- 25 ,9%) und die Importe auf 1 4, 1  Mil lionen Schil l ing (- 80,2%). 

Angesichts der Notlage der vom Krieg betroffenen Bevölkerung hat die Staatenge
meinschaft unter der Koordination des VN-Flüchtlingshochkommissariats ein 
umfassendes Hilfsprogramm in die Wege geleitet, das auch von Österreich finanziell 
unterstützt wurde. Die wiederholten Unterbrechungen der Luftbrücke nach Saraje
wo und die Unmöglichkeit, manche besonders betroffenen Städte und Gebiete auf 
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Botsuana, Brasilien 

dem Landweg zu erreichen, verminderten jedoch die Effizienz der Hilfe und 
machten Luftabwürfe erforderl ich, an denen sich auch Österreich mit humanitären 
Hilfsleistungen beteiligte. Die österre.ichische humanitäre Präsenz hielt dank des 
Engagements zahlreicher privater und öffentlicher Initiativen, darunter insbesonde
re der Aktion "Nachbar in Not", unvermindert an. Hervorzuheben ist weiters eine 
Brennholzspende der österreichischen Forstwirtschaft zugunsten von Flüchtlingen 
in Nordbosnien. 

Botsuana 
(Republik Botsuana), Gaborone 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Ketumile J. Masire 

ÖB und AHSt. : siehe Südafrika 

Außenminister 

Gaositwe K. T. Chiepe 

Botsuana ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" . 

Von 1 4.- 1 7 .  Juli besuchte eine offiziel le Parlamentarierdelegation unter der Leitung 
von Nationalratsabgeordneten Peter Jankowitsch das Land. 

Die österreichischen Exporte, hauptsächlich Arzneiwaren, Werkzeugmaschinen und 
Garne, betrugen 1 0,4 Mill ionen Schilling (- 1 8,4%). Die I mporte waren gering. 

Brasilien 
(Föderative Republik Brasilien), Brasilia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Itamar Franco 

Außenminister 

Celso Amorim 

ÖB Brasilia : Dr. Andreas Somogyi, SES - Av. das Na9öes, lote 40, 70426 -
900 Brasilia (DF), Tel : (6 1 )2433 1 1 1 , 2433373, Telex : 6 1 1 202, Telefax : 2435233 ; GK 
Rio de Janeiro : Heinz Mayer, Av. Atlantica, 3804, 22070 - 00 1  Rio de Janeiro (RJ), 
Tel : (2 1 )2270040, 2270046-49, Telex : 2 1 32576, Telefax : 227 1 734 ;  HGK Säo Paulo : 
Professor Otto Heller, Rua Augusta, 25 1 6, 1 0.andar, Edificio Pombo, 0 ] 4 1 2 - 1 00 Säo 
Paulo (SP), Tel : ( 1 1 )2826223, Telex : 227 1 1 ,  Telefax : 28058 1 1 ;  HK Belo Horizonte : 
Rüdiger-Maria Goblirsch-Urban, rua Jose Americo Can9ado Bahia, 1 99, 322 1 0 -
1 30 Contagem (MG), Tel : (3 1 )3333622, 3333942, Telex : 3 1 1 969, Telefax : 33 1 1 203 ; 
HK Curitiba : Walter Jiraschek, Rua Marechal Floriano Peixoto, 228, Edificio 
Banrisul, 1 7 . andar, 80020 - 9 1 6  Curitiba (PR), Tel : (4 1 )2249433,  2246795, Tele
fax : 2252032 ; HK Florianopölis : Ivo Frederico Schmithausen, Rua Luiz Delfino, 66, 
apto. 50 1 ,  880 1 5  - 360 Florianop6lis (SC), Tel : (482)225952 ; HK Porto Alegre : 
Dr. Matias Kronfeld, rua Gon9alo de Carvalho, 209, cj . 30 1 , 90035 - ] 70 Porto Alegre 
(RS), Tel : (5 1 )22833 1 1 , 2289699, Telex : 5 1 0525, Telefax : 2284677 ; HK Salvador : Eva 
Adler, Av. Almirante Marques Leäo, 46, aptos. 33/34, 40 1 40 -230 Salvador (BA), 
Tel : (7 1 )24760 1 3 , Telefax : 23 1 7927 ; HK Recife : Alois Homolka, Rua Conselheiro 
Silveira e Souza, 407, Cordeiro, 5072 1 - 1 70 Recife (PE), Tel : (8 1 )227 1 738, Te
lex : 8 1 2268, Telefax : 2223725 ; HVK Treze Tilias : Ricardo Pichler-Tennenberg, Rua 
Leoberto Leal, 60, 89650 - 000 Treze Til ias (SC), Tel : (495)370 1 0 1 ,  Telefax : 220 1 22 ;  
AHSt. Rio de Janeiro : Mag. Franz Dorn, Av. Rio Branco, 99, 1 0. andar, 20040 - 004 
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Brasilien 

Rio de Janeiro (RJ), Tel : (2 1 )2535599, Telex : 2 1 23207, Telefax : 2539336 ; AHSt. Rio 
de Janeiro - Säo Paulo : Mag. Franz Dorn, Rua Augusta, 25 1 6, Ed. Pombo, 1 0. andar, 
0 1 4 1 2 - 1 00 Säo Paulo (SP), Tel : ( 1 1 )85362 1 1 ,  Telex : 1 1 227 1 1 ,  Telefax : 642745 ; AUA 
Rio de Janeiro : Av. Rio Branco, 1 8 1 ,  sala 1 508, 20040 Rio de Janeiro (RJ), 
Tel : (2 1 )2203 1 57 ;  AUA Säo Paulo : Av. Ipiranga, 3 1 8, bloco A, 5 .  andar, 0 1 046 Säo 
Paulo, Tel : ( 1 1 )2573575 

Am 23 ./24. März besuchte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten 
Wolfgang Schallenberg Brasil ien. Er traf mit dem damaligen interimistischen 
Außenminister Luiz Felipe Lampreia sowie mit den Vorsitzenden der außenpoliti
schen Ausschüsse im brasil ianischen Senat und Repräsentantenhaus Alfredo 
Campos und Ibsen Pinheiro zu einem politischen Meinungsaustausch zusammen. 

Am 60jährigen Jubiläum der Tirolersiedlung Dreizehnlinden (Treze Tilias) im 
Bundesstaat Santa Catarina kamen über 260 Festgäste aus Österreich, an deren 
Spitze Landeshauptmann a. D. Alois Partl .  Botschafter Andreas Somogyi nahm 
ebenfalls an den Feierlichkeiten tei l .  Der Tiroler Bauernbund veröffentlichte aus 
Anlaß des Jahrestags einen Bildband über Dreizehnlinden. Im Anschluß an die 
Jubiläumsfeierlichkeiten . besuchte Landeshauptmann a. D. Alois Partl auch die 
altösterreichische Siedlung Dorf Tirol (Bundesstaat Espirito Santo) und die 
Donauschwaben-Siedlung Entre Rios (Bundesstaat Parana). 

An dem von der Wirtschaftskammer Österreich veranstalteten "Brasilientag" 
( 1 5 . September) nahmen von brasil ianischer Seite der Präsident der FIESP, der 
bedeutenden Industriellenvereinigung des Bundesstaats Säo Paulo, und Vertreter 
anderer brasil ianischer Unternehmerverbände teil. 

Am 1 6. Juli wurde in Wien ein österreichisch-brasilianisches Luftverkehrsabkom
men unterzeichnet. 

Die Exporte Österreichs nach Brasilien betrugen 86 1 ,8 Mill ionen Schilling 
( +  25,6%). Trotz der leichten Steigerung in absoluten Zahlen konnte Österreich 
seinen prozentuellen Marktanteil in Brasilien nicht halten. Die Importe betrugen 
1 ,645 Milliarden Schil ling (- 4,5%). 

Brasilien ist weder Schwerpunkt- noch Kooperationsland der österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit, zählt aber im Rahmen der Österreichischen Natio
nalinitiative zum Schutz und zur Erhaltung der Wälder der Dritten Welt als 
Schwerpunktland. 

Höhepunkt des breitgefächerten Kulturprogramms der Botschaft war eine zwölf 
Städte umfassende Tournee der Wiener Sängerknaben durch ganz Brasilien 
( 1 0 .-24. August). An Open-Air-Konzerten in Säo Paulo und Belo Horizonte nahmen 
50.000 bzw. 30.000 Besucher teil, eine Fernsehübertragung aus der Barockstadt Ouro 
Preto (Bundesstaat Minas Gerais) wurde von vier Millionen Menschen gesehen. 
Klimt-Schiele-Faksimileausstellungen im Museum für Moderne Kunst von Säo 
Paulo sowie im Nationaltheater Brasilia (Foyer) wurden von tausenden Brasil ianern 
gesehen und erzielten ein reges Medienecho.  Die finanzielle Förderung des 
Deutschunterrichts in den altösterreichischen Siedlungen Dorf Tirol und Dreizehn
l inden sowie in der Donauschwaben-Siedlung Entre Rios wurde beibehalten. 

Anfang 1 993 nahm das neu errichtete Honorarkonsulat in Recife seine Tätigkeit auf. 
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Brunei, Bulgarien 

Brunei 
(Negara Brunei Darussalam), Bandar Seri Begawan 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Sultan H aj i  H assanal Bolkiah Mu' izzaddin 
Waddaulah 

Außenmini ster 

Pri nce Muda Haji  
Mohamad Bolkiah 

ÖB und AHSt. : s iehe Mal aysia ; HGK Bandar Seri Begawan : No. 5 ,  Taman Jubl i  
S impang 7 5  J alan Subok Bandar Seri Begawan 2 1 80, Tel : (2)223083,  Telex : bu 2447 
sds, Telefax : 223083 

Die Exporte Österreichs nach B runei betrugen 33 ,8 Mi l l ionen Schi l l ing ( -- 1 6,0%), e in 
Großtei l  der Exporte nach Brunei wird al l erdings über Si ngapur abgewickelt  und 
scheint daher in  der Außenhandelsstatist ik n icht  für Brunei auf. Die I mporte waren 
genng. 

M it einer von der Ö B Kuala Lumpur organis ierten Tournee des Gitarristen He lmut 
Lenardt  gast ierte erstmals ein österre ichischer Künstler in Brunei. 

Bulgarien 
(Republik Bulgarien), Sofia 

Staatso berha u pt 

Schelju Sche lev 

Regierungschef 

Ljuben Berov 

Au 13enminister 

Stani slav Daskalov 

ÖB Sofia : Dr. Erich Kristen, Zar Osvoboditel 1 3 , Sofia ,  Tel : (2)803 573 ,  Te
lex : 22566, Tel efax : 872260 ; AHSt. Sofia : Mag. Hubert Astegher, ul . Chan Kru m  3 ,  
Tel : (2) 8 1 3 5 56 ,  Telex : 22450, Telefax : 802240 : AUA : Konstantin Balassopulos ,  
Blvd .  Maria- Louisa 68, Sofia ,  Tel : (2)32705 7 ,  Telex : 22599,  Te lefax : 334003 

Von 26. - 28 .  Apri l besuchte eine österrei chische Parl amentarierdel egation unter der 
Leitung des 2 .  Nationalratspräsidenten Robert Lichal Sofia .  

Bulgari sche Besuche in Österre ich : am 1 4 . April war Parl amentspräs ident Alexander 
Jordanov zu Besuch bei N at ionalratspräsident Heinz Fi scher, am 8 .  Oktober t raf 
Präsident Schelju  Schelev am Rande des Europaratsgipfe ls  m it Bundespräs ident 
Thomas Kl est i l  zusammen.  Vom 1 9 .- 23 .  Apri l  stattete Verte idigungsminister Val en
t in  Alexandrov Bundesminister Werner Fasslabend einen offiziel len Besuch ab .  Am 
7 .  September füh rte Außenminister Stanis lav Daskalov, der  aus  Anlaß  e ines 
Symposiums zur Thematik der S icherheitsnachbarschaft in Wien war, ein Gespräch 
mit  Bundesmin ister Alois  Mock. Weiters waren Handelsminister Valent in Karaba
schev ( März, E in ladung der Wirtschaftskammer Österrei ch ) ,  Vizeaußenmin ister 
Dimitar Ikonomov (Apri l )  und Generalstabschef Ljuben Petrov (Oktober) in Wien.  

Neben den Problemen, welche der Übergang zu m arktwirtschaft l ichen Strukturen 
und die Aus l andsverschuldung von 1 2,9 M il l iarden US- Dol lar mit  s ich bringen, 
belasten d ie  vom VN-Sicherheitsrat gegen die " Bundesrepubl ik Jugoslawien" 
(Serbien und M ontenegro) verhängten Sankt ionen die Wirtschaft des klass i schen 
Transit landes Bulgarien schwer. Diesbezügl iche Verluste werden von der b ulgari
schen Regierung mit etwa 200 Mil I ionen U S- Do l lar pro Monat beziffert . Der durch 
diese Sankt ionen stark beeinträchtigte Außenhandel ist nach den bisher verfügbaren  
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Burkina Faso 

Ziffern 1 993 (auf Dollar-Basis) um ca. 20% geschrumpft. Zugleich ist eine deutliche 
Verschiebung der Außenhandelsströme festzustel len : Während Bulgarien mit den 
Reformstaaten vormals 80% seines Außenhandels abwickelte, ist dieser Anteil 
nunmehr auf 33% gesunken. 44% entfallen auf die OECD-Länder. Der österreichi
sche Anteil am bulgarischen Außenhandel beträgt 2,2%. 

Im März schloß Bulgarien Freihandelsabkommen mit der EG und der EFT A ab. Das 
Abkommen mit Österreich trat am 1 .  September in Kraft. 

Die österreichischen Exporte nach Bulgarien erreichten einen Wert von 1 ,358  Mil li
arden Schil l ing (- 1 ,9%). Die Importe nahmen um 1 6,2% auf 578,3 Millionen 
Schilling ab . Zwischen Österreich und Bulgarien bestehen ca. 50 Joint-ventures. Der 
Umfang österreichischer Investitionen wird auf 1 00 - 1 50 Millionen Schill ing ge
schätzt. 

An der alljährlichen Internationalen Technischen Herbstmesse in Plovdiv (27. Sep
tember - 3 .  Oktober) beteil igten sich 36 österreich ische Firmen in Form einer 
offiziellen Gruppenausstel lung. Daneben waren noch ca. drei Dutzend österreichi
sche Einzelausstel ler vertreten. 

Auf kulturellem Gebiet übersteigt das Interesse bulgarischer Veranstalter und des 
Publikums die zur Verfügung stehenden Mittel und Möglichkeiten bei weitem. Die 
österreichische Präsenz konnte durch den Ausbau und die Verbesserung der 
Österreichbibliothek in Sofia (Umwandlung in eine Entlehnbibliothek und Aufstok
kung des Bücherbestands um 800 auf nunmehr 5 . 1 00 Bände), den Aufbau einer 
zweiten Österreichbibliothek an der Universität Veliko Tarnovo und die Eröffnung 
eines Grabungshauses in Karanovo (Ausstellung von Fundobjekten und Führungen) 
weiter ausgebaut werden. Aus dem breiten Spektrum österreichischer Kulturaktivi
täten sind die Veranstaltung einer Filmwoche in Sofia, Bücherspenden an diverse 
Universitätsbibliotheken, die Beteiligung an der "Grafik Biennale" in Varna und ein 
Fortbildungsseminar für 30 bulgarische Deutschlehrer in Österreich hervorzuheben. 

Burkina Faso 
(Burkina Faso), Ouagadougou 

Staatsoberhaupt 

Blaise Compaore 

ÖB : siehe Cöte d' Ivoire 

Regierungschef 

Y oussouf Ouedraogo 

Außenminister 

Thomas Sanon 

Die positive politische Entwicklung wirkte förderlich auf die österreichische 
Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen des Abkommens über wirtschaftliche, 
technische und finanzielle Zusammenarbeit mit dem Schwerpunktland Burkina 
Faso. 

1 993 führte das ursprünglich für die seit über 30 Jahren bestehende österreichisch
burkinische Berufsschule (ein Projekt der Österreichischen Jungarbeiterbewegung) 
und später auch für andere Schulen erstellte Programm zur Ausbildung von ein
heimischem Lehrpersonal 4 1  Lehramtskandidaten zur Ausbildung nach Mödling. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 
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Burundi, Chile 

Burundi 
(Republik Burundi), Bujumbura 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Cyprien N daryamira Si lv ie Kinigi  Sylvestre Ntibatunganya 

ÖB und AHSt. : siehe Kenia 

Burundi  i st Kooperationsland der ö sterreichischen Entwicklungszusammenarbeit .  
Die laufenden Projekte betreffen v .  a .  ein l andwirtschaftl i ches Entwicklungspro
gramm im Raum Rumonge, die Elektrifizierung von ländl ichen Gebieten, den 
Aufbau einer Wasserwirtschaftsplanung und den Straßenbau . Österrei ch u nterstütz
te weiters die Abhaltung der ersten M ehrparteienwahlen mit 3 Mi l l ionen Schi l l ing. 

Die österreichischen Exporte betrugen 3 3 ,7 Mi l l i onen Schi l l ing ( +  2.08 1 ,6%), die 
Importe 1 2  Mi l l ionen Schi l l ing ( +  2 1 5 ,0%). 

Chile 
(Republik Chile), Santiago 

Staatsoberh aupt und Regierungschef Außenminister 

Patric io Aylwin Azocar Enrique Silva Cimma 

ÖB Santiago : Dr.  Horst- Dieter Rennau, Barros Errazuriz 1 986, Casi l la 1 6 . 1 96,  
Santiago 9 ,  TeL (2)2234774, 223428 1 ,  274 1 590, Telex : 240528 oestg cl ,  Tele
fax : 2049382 ; HK Valparaiso : Pau l  Ku lka, Luciano Alfred Hönig, 7 Norte 1 1 07 ,  
Vina dei  M ar, Valparaiso, Tel : (32)97 1 200 ; AHSt. Santiago : Dkfm. H elmut Wagner, 
I smai l  Val des Vergara 368,  Depto. 5 1 ,  Tel : (2)639 1 1 5 1 ,  639 1 1 52 ,  Telex : 240866 austr 
cl ,  Telefax : 6396735  

Am J I .  Dezember fanden freie  und  demokratische Präsidentschafts- und Parla
mentswahlen statt .  D amit  wurde ein weiterer wichtiger Sch ritt in  Richtung Redemo
krati s i erung gesetzt. Die i nternationale Staatengemeinschaft und auch Österreich 
haben d ie  pol i t ischen, wirtschaftlichen und kulture l len Beziehungen entsprechend 
ausgebaut. Derartige Bemühungen wurden von chi lenischen Rückwanderern aus 
Österreich mitgetragen .  

Vom 30 .  M ärz - 2 .  April besuchte der  Generalsekretär für auswärtige Angelegenhei
ten Wolfgang Schal lenberg Chi le und füh rte Gespräche mit  Außenminister S i lva 
Cimma,  den Präsidenten beider Parlamentskammern und hohen Funktionären aus 
Pol it ik und Wirtschaft. 

Am 1 8 . /  1 9 . N ovember stattete Bundeskanzler Franz Vranitzky den ersten offiz ie l l en 
Besuch eines österreichischen Regierungschefs in  Chi le  in  Begleitung einer B an ken
und Wirtschaftsdelegation ab . Er führte Gespräche mit  Staatspräsident Aylwin 
Azocar, mi t  Außenminister S i lva C imma, Wirtschaftsmin ister Jorge Marsha l l  und 
Spitzenvertretern aus Polit ik und Wirtschaft. 

Als Folge der Modernis ierung der chi lenischen Betriebe stiegen die österre ich ischen 
Exporte u m  28,5% auf 405,7 M il l ionen Schi l l ing. Ausgeführt wurden v .  a. M aschinen 
und Ausrüstung sowie medizini sche, pharmazeutische und chemische Produkte. Die 
chi lenischen Ausfuhren verringerten s ich u m  9 ,2% auf 36 1 ,2 M il l ionen Sch i l li ng .  
N ach Österre ich e ingeführt wurden v.  a .  Obst, Zel lulose,  Kupfer und Fischmehl .  
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Volksrepublik China 

An der internationalen M esse von Santiago (FISA) beteiligten sich 30  Ausstel ler aus 
Österreich, die Eröffnung des österreichischen Pavillons wurde durch den Vizepräsi
denten der Wirtschaftskammer Österreich J osef Fröhlich vorgenommen. Erstmals 
beteiligten sich 1 4  österreichische Firmen an der internationalen Holzmesse von 
Conception (EXPRCORMA).  An der traditionellen österreichischen Wirtschafts
mission Anfang M ai nahmen 1 7  Firmenvertreter teil .  

Österreichische Entwicklungshilfeprojekte betreffen die Zusammenarbeit in der 
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Berufsausbildung, Förderung der Eingebore
nenbevölkerung und Regionalentwicklung sowie die Verbesserung der sozialen Lage 
von Frauen und Jugendl ichen. Die einzelnen Programme werden über die Kofinan
zierungsstelle für Entwicklungszusammenarbeit (KFS) abgewickelt und durch 
Stipendien ergänzt. Chile ist allerdings weder Schwerpunkt- noch Kooperationsland 
der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. 

Mehrere Ausstel lungen wurden präsentiert, darunter eine Wiederholung der Ge
dächtnisausstel lung "Wolfgang Amadeus Mozart" in der südlichsten Stadt des 
Landes, Punta Arenas, im Rahmen einer Aufführung österreichischer Komponisten 
in Zusammenarbeit mit einer chilenischen Musikschule. Die Botschaft unterstützte 
den Vortragszyklus von vier chilenischen Professoren zu historisch-kulturellen 
Österreichthemen. Der Wiener Professor Eberhard Gabriel und der österreichische 
Schriftsteller Heinrich Starhemberg hielten Vorlesungen ; das Theaterstück "Der 
spanische M antel" wurde uraufgeführt. Der Saxophonist und Universitätslehrer 
Karlheinz M iklin gab ein Jazz-Konzert. Hervorzuheben sind ferner die Auftritte der 
Wiener Sängerknaben und der Camerata Academica aus Salzburg. 

Volksrepublik China 
(Volksrepublik China), Peking 

Staatsoberhaupt 

Jiang Zemin 

Regierungschef 

Li Peng 

Außenminister 

Qian Qichen 

ÖB Peking : Dr. Dietrich Bukowski, Jian Guo Men Wai, Xiu Shui Nan Jie 5, 
1 00600 Peking, Tel : ( 1 )532206 1 ,  Telex : 22258 oebpk cn, Telefax : 532 1 505 ; AHSt. 
Peking : Dr. Ernst Laschan, Ta Yuan Office Building 2 - 6 - 2, Chaowai, 1 00600 Pe
king, Tel : ( 1 )532 1 677, Telex : 22270 ahst cn, Telefax : 532 1 1 49 ; AHSt. Hongkong mit 
Zuständigkeit für die vier südchinesischen Provinzen Guangdong, Fujian, Guangxi 
und Hainan : Dkfm .  Friedrich Kuen ; 1 4/ F  Diamond Exchange Building, 8 - 1 0  Dud
dell Street, Hongkong, Tel : (5)222388, Telex : 74004 asthk hx, Telefax : 8 1 06493 

Die Beziehungen zwischen Österreich und der VR China haben durch den offiziellen 
Besuch von Bundeskanzler Franz Vranitzky (erster Besuch auf Regierungschefebene 
seit der Aufnahme von diplomatischen Beziehungen zwischen beiden Ländern 1 97 1 )  
i n  Begleitung von Bundesminister Ferdinand Lacina und einer 1 00 Personen 
umfassenden Wirtschafts- und Journalistendelegation (2.-7. April) eine I ntensivie
rung besonders auf wirtschaftlichem Gebiet erfahren. 

Die Besuche von Bundesratspräsident Erich Holzinger im April und des 2 .  Präsiden
ten des Nationalrats Robert Lichal im Juni setzen den hochrangigen Besuchsaus
tausch auf parlamentarischer Ebene erfolgreich fort. Der Besuch von Nationalrats
präsident Robert Lichal gab außerdem Gelegenheit, M ißverständnisse im Zusam-

5 1 2  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 527 von 734

www.parlament.gv.at



Volksrepublik China 

menhang mit  der österre ich ischen G astgeberrol le  bei der Weltkonferenz über 
M enschenrechte und der Tei lnahme des Dalai Lama auszuräumen. 

Österreich wurde durch d ie  offiziel len Besuche der chinesi schen Min i sterin für 
Außenhandel  und Wirtschaftszusammenarbeit Wu Vi, des Gesundheitsministers 
Chen M i nzhang sowie des i m  Ministerrang stehenden Präsidenten der Gesel l schaft 
des chi nesischen Volkes für Freundschaft mi t  dem Ausland Han Xu und vier 
ch inesische Delegationen unter der Leitung eines Vizemi nisters (Öffentl iche S icher
heit ,  Staat l iche Kommission für Wirtschaft und Handel ,  Texti l industieministerium,  
Oberste Volksprokuratur) im H erbst in  die Europaoffensive der  chinesischen 
Regierung miteinbezogen . D arüber h inaus fanden zahlreiche gegenseitige Besuche 
chinesischer Fachdelegationen und Studienmissionen (Finanzministerium,  Abtei
lung Internationaler  Verbindungen des Zent ralkomitees der K PCh,  Sta at l iche 
Kommiss ion für die Restrukturierung des Wi rtschaftssystems usw.)  und österre ich i 
s cher Expertendelegationen statt, wobei die verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
den Patentämtern, den Generalprokuraturen und den Sicherheitsbehörden hervor
zuheben ist .  

E ine 3 5 köpfige Delegation des " Forchtensteiner Kreises" der ÖVP unter der Leitung 
von Nat ionalratsabgeordneten Friedrich König besuchte China Ende August/ An
fang September, eine Del egation der Vol ksanwaltschaft unter der Leitung von 
Volksanwalt Herbert Kohlmaier im Herbst. Auf Bundesländerebene waren Delega
tionen aus Wien ( Bürgermeister Helmut Zi lk  in Begleitung einer hochrangigen 
Wirtschaftsdelegation), N iederösterreich ( Landeshauptmannstellvertreterin Liese 
Prokop) und Kärnten (Landeshauptmann Chri stof Zernatto) sowie mehrere Wirt
s chafts- und Bankdelegationen in China .  Die B esuche dieser drei Bundesländerdele
gationen zeigen einen Durchbruch in den Beziehungen zwischen österre ich ischen 
Bundesländern und chinesischen Provinzen, da  bereits in den 80er Jahren Partner
s chaften zwi schen Kärnten und der südchinesi schen Provinz Guangxi einerseits und 
der Stei erm ark mit der südch inesischen Provinz Guizhou andererseits geschlossen 
worden waren , seit den Ereignissen im Juni  1 989  aber nicht mehr belebt wurden . 

I m  September wurde in der südchinesi schen Stadt N anchang/ Provinz J i angxi  das 
4 .  SOS-Kinde rd orf vom Präsidenten von SOS-Kinderdorf International  Helmut 
K utin eröffnet. 

Österreich konnte seine Marktpos it ion in  der VR China durch die Gewährung eines 
neuen zinsgestützten Regierungskredi ts in  Höhe von einer Mi l l iarde Schi l l ing 
anläßl ich des Chinabesuchs von Bundeskanzl er Franz Vranitzky im Apri l und durch 
zahlreiche gegenseitige Fi rmenbesuche behaupten. 

Die 1 2 . Tagung der Gemischten Österreichisch-Chinesischen Wirtschaftskommis
sion wurde am 27 ./28 .  September in  Wien im Rahmen des offiziel len Österre ichbe
suchs von Wirtschaftsmi nisteri n Wu Yi  auf Min i sterebene abgehalten . Die Durch
führung öste rre ichischer Wirtschaftsm issionen, vermehrte offizie l le M essebetei l i 
gungen und insbesondere d ie  Tei lnahme von Wirtschaftsvertretern an o ffiziel len 
Chinabesuchen österreichischer Pol it iker d ienten e iner weiteren Intensivierung der 
Wirtschafts beziehungen. 

Mit 4 1 ,4% war die Zuwachsrate österreichischer Exporte nach China unter den 
nennenswerten H andelspartnern eine der höchsten. Da die österre ichischen Importe 
g le ichzeitig um 3 0,4% anwuchsen, hat s ich das H andelsbi lanzdefizit vergrößert .  Die 
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Costa Rica 

Exporte beliefen sich auf insgesamt 3,668 Mill iarden Schil l ing, die Importe auf 
7,780 Mill iarden Schilling. 

1 993 war ein vermehrtes Interesse österreichischer Firmen an Kooperationen oder 
Joint-ventures mit der VR China festzustellen. In diesem Zusammenhang sind 
weitere I mpulse von der geplanten - und anläßlich einer Erkundungsreise der 
Finanzierungsgarantiegesellschaft weiter vorangetriebenen - Übernahme von Risi
kogarantien durch die FGG bei Joint-ventures zu erwarten. 

Die kulturel le Zusammenarbeit mit der VR China und die Kooperation im Bereich 
Wissenschaft und Bildung entwickelte sich gut, wobei neben den Schwerpunkten 
Wissenschaftsaustausch und Musik auch österreichische Literatur im Rahmen von 
Germanistikfortbi ldungsseminaren und Lesungen der österreichischen Schriftstelle
rin Renate Welsh an mehreren chinesischen Universitäten vermittelt wurde. 

Hinsichtlich des Medien- und Publikumsechos besonders erfolgreich war die 
Direktübertragung des Neujahrskonzerts der Wiener Philharmoniker, die Durchfüh
rung einer Österreich-Woche mit einem Wiener Ball und Walzer-Konzerten des 
Johann-Strauß-Festival Orchesters unter der Leitung von Peter Guth im März und 
die Tei lnahme der österreichischen Jazz-Gruppe Ohmnibus am Ersten Internationa
len Jazz-Festival in Peking im Oktober. Im Mai absolvierte das Mozarteum-Quartett 
unter der Leitung von Professor Karl-Heinz Franke eine Konzerttournee in China. 
Auf dem Fil msektor war Österreich beim Internationalen Kinderfestival in Shanghai 
im Oktober vertreten. 

Abgesehen vom Wissenschaftsaustausch im Rahmen des österreichisch-chinesi
schen Abkommens über wissenschaftlich- technische Zusammenarbeit und beste
hender anderer Kooperationsabkommen (z. B. zwischen den Akademien der Wissen
schaften oder den Forschungsförderungsfonds und zwischen einzelnen Universitä
ten) wie auch im Rahmen des offiziellen Stipendienaustauschprogramms konnten 
die wissenschaftl ichen Kontakte durch den Abschluß eines Partnerschaftsabkom
mens zwischen der Montanuniversität Leoben und der Bergbauuniversität in 
X uzhou/Jiangsu Provinz und durch Vorträge der Botschaft an der Akademie für 
Sozialwissenschaften und der University of International Business and Economics 
in Peking vertieft werden. 

Costa Rica 
(Republik Costa Rica), San Jose 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 
Rafael Angel Calderon Fournier 

Außenminister 

Bernd Niehaus Quesada 

ÖB und AHSt. : siehe Mexiko ; HGK San Jose : Ing. Tomas Nagel, De la Toyota en el 
Paseo Colon 200mts al sur y 50 al oeste, frente al Parque de Mata Redonda, casa 
No. 3650, San Jose, Tel : 553007, Telefax : 550767 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg stattete 
Costa Rica i m  Rahmen seiner Zentralamerikareise im Februar einen Besuch ab und 
traf mit Präsident Rafael Angel Calderon, Außenminister Bernd Niehaus und 
bedeutenden Persönlichkeiten aus Pol itik und Wirtschaft zusammen. 
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eDte d 'Ivoire, Dänemark 

Costa Rica hat i m  Rahmen der österrei chischen Entwicklungszusammenarbeit den 
Status eines Kooperationslandes .  Österreich fördert v .  a. das berufsbi ldende Schul
wesen,  im Gesundheitsbereich den Aufbau arbeitsmedizinischer Strukturen und i st 
an  dem gemeinsamen N aturschutzprojekt im Becken des Rio San Juan in  C osta Rica 
und N i caragua beteil igt. 

Die  österreichischen Exporte verringerten s ich um 7, I % auf 83 ,5  Mi l l ionen Schi l l ing, 
die I mporte stiegen dagegen um 25 ,7% auf 47 1 Mi l l ionen Schi l l ing an. 

eöte d ' lvoire 
(Republik eöte d'lvoire), Yamoussoukro 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenmini ster 

Hen ri Konan Bedie Daniel  Kablan Duncan Amara Essy 

ÖB Abidjan : Dr. Georg Znidari c, I mmeuble N'Zarama, Stg. A, 6 .  Stock .. Blvd.  
Lagunaire Charles de Gaul l e, Abidjan-Plateau ; P.  Adr. : 0 1  Abidjan B P. 1 83 7 ,  
Tel : 2 1 2500, 2 1 265 1 , 2 1 2295 ,  Telex : 22664, Telefax : 22 1 923 ; AHSt. Abidjan : I mmeu
ble Aniaman, rue Alphonse Daudet,  Plateau, Tel : 2 1 3498, 2 1 5 36 1 ,  Telex : 22 1 90 ;  
Telefax : 2 1 7867  

C6te d ' I vo ire i st Fokus-Staat i m  Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" . 

Zu den wi rtschaftl i chen Schwierigkeiten, unter denen das Land seit der anhaltenden 
Baisse auf dem Weltmarkt für Kakao und Kaffee leidet, s ind Probleme getreten, die 
s ich aus der pol i t ischen Im mobi l i tät nach dem Ableben des l angjährigen Staatsober
haupts Fel ix  H ouphouet- Boigny ergaben.  Erhoffte I nvestit ionen bl ieben wegen der 
wirtschaftl i chen wie pol it ischen Ungewi ßheit aus.  Dies schlägt s ich auch in den 
b i latera len Hande lsbeziehungen nieder. Die österreich ischen Exporte verringerten 
s ich neuerl ich (33 , 5  Mi l l ionen Schi l l ing ,  - 2 1 . 1  °lrl) .  Die I mporte bel i efen s ich auf 
263,4 Mi l l i onen Schi l l ing ( +  7 ,4%) . 

D änemark 
(Königreich Dänemark), Kopenhagen 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Königin Margrethe I I .  Pou l  Nyrup Rasmussen Nie l s  H elveg Petersen 

ÖB Kopenhagen : Dr. Franz Sch mid ,  Gronningen 5 ,  1 27 0  Kopenhagen K., 
Tel : 3 3 1 24623 ,  Telex : 27023 , Telefax : 3 332 1 542 ; HK Aarhus : Ej ler Munch Ander
sen, Frue Kirkepl ads 4, 8 1 00 Aarhus c . ,  Tel : 86 1 25 5 1 1 ,  Telex : 64793 ,  Telefax : 
8 6 1 82766 ; HK Odense : Anders C.  N ygaard, Flakhaven 1 ,  5 1 00 0dense C . ,  Tel : 
65440000, Telex : 59848,  Telefax : 66 1 2 1 977 : AHSt. Kopenhagen : Dr. Hans Kourim
s ky, Gronn ingen 5, 1 270 Kopenhagen K. ,  Tel : 33 1 1 1 4 1 2, Telex : 1 5 1 64, Tele
fax :  3 39 1 1 4 1 3 ;  ÖFVW : Nyropsgade 3 7 ,  1 602 Kopenhagen V. ,  Tel : 33 1 30432, Te
lex : 1 9805 ,  Telefax : 33 1 40432 ; AUA : Nyropsgade 5 1 ,  1 602 Kopenhagen V. ,  
Tel : 3 3 1 1 6970,  Telex : 1 9337 ,  Telefax : 3 3 1 46670 

Die pol it ischen Beziehungen zwischen Österreich und Dänemark standen im 
Zeichen der EG- Beitrittsverhandlungen und des dänischen EG-Vorsitzes im I .  H alb
jahr 1 993 .  
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Dänemark 

Bundeskanzler Franz Vranitzky stattete am 26. Februar dem neu bestellten Regie
rungschef Poul Nyrup Rasmussen einen Arbeitsbesuch ab, bei dem v. a. Fragen im 
Zusammenhang mit den EG-Beitrittsverhandlungen und allgemeine Wirtschaftsfra
gen behandelt wurden. Am 1 9 . März fanden in Kopenhagen zwischen Bundesmini
ster Alois Mock und Außenminister und EG-Ratsvorsitzenden Niels Helveg 
Petersen Konsultationen über die EPZ statt. Am 25 ./26. März folgte ein Arbeitsbe
such von Bundespräsident Thomas Klestil bei Königin Margrethe I I . ,  bei dem auch 
Gespräche mit Parlamentspräsident Henning Rasmussen, Ministerpräsident Paul 
Nyrup Rasmussen und Außenminister Niels Helveg Petersen stattfanden. Bei der 
am 1 3 ./ 1 4. April von der dänischen Regierung einberufenen Konferenz über die 
wirtschaftl iche Entwicklung in Zentral- und Osteuropa war Österreich durch 
Bundesminister Alois Mock vertreten. 

Vom 1 4.- 1 7 .  April führte eine Delegation des burgenländischen Landtags und der 
burgenländischen Handelskammer unter Leitung von Landesrat Eduard Ehrenhöf
ler Gespräche über regionale Entwicklungsfragen mit einschlägigen dänischen 
Regierungsstellen. Vom 29. April - 1 .  Mai war eine Delegation der Präsidentenkon
ferenz der Österreichischen Landwirtschaftskammern unter Leitung von Präsident 
Rudolf Schwarzböck Gast des dänischen Landwirtschaftsrats, wobei die EG-Bei
trittsverhandlungen im Vordergrund standen. 

Am 1 2./ 1 3 . Mai sowie am 1 6. Juni besuchte der Politische Direktor des BMaA, Ernst 
Sucharipa, seinen Amtskollegen im dänischen Außenministerium, Nie1s Egelund. 
Von 1 3 .- 1 5 . Mai nahm Bundesministerin Maria Rauch-Kallat an einer Umweltkon
ferenz in Aarhus teil und traf mit Umweltminister Svend Auken zusammen. 

Am 1 ./2. Juni fand eine Konferenz der Innenminister der EG und des Schengener 
Abkommens statt, bei der Österreich durch Bundesminister Franz Löschnak 
vertreten war. Am 3 .  Juni führte der Leiter des Völkerrechtsbüros, Franz Cede, im 
dänischen Außenministerium Vorbereitungsgespräche zur Weltkonferenz über Men
schenrechte. Am 1 0./ 1 1 . Juni nahm der Präsident der Österreichischen Industriel
lenvereinigung, Heinz Kessler, an einer Tagung der Industrieverbände Europas in 
Kopenhagen teil. 

Unmittelbar vor der Europäischen Ratstagung nahmen Bundeskanzler Franz 
Vranitzky, Nationalratspräsident Heinz Fischer und Staatssekretärin Brigitte Ederer 
an einer Tagung der Sozialdemokratischen Parteien Europas in Kopenhagen teil .  Im 
Zusammenhang mit der Tagung des  Europäischen Rats am 2 1 ./22. Juni hielt sich 
eine Delegation angehender österreichischer Journalisten im Rahmen einer Förde
rungsaktion des BMaA in Kopenhagen auf. 

Außenminister Niels Helveg Petersen traf anläßlich seines Aufenthalts in Salzburg 
(26.- 28.  Juli) mit Bundesminister Alois Mock zusammen. Am 25. August besuchte 
Bundesminister Michael Ausserwinkler das WHO-Regionalzentrum in Kopenha
gen. 

Am 29. Oktober führte eine Delegation der Vorarlberger Landesregierung unter 
Leitung von Landesrat Guntram Lins Gespräche über Grundverkehrsfragen in den 
dänischen Ministerien für Justiz und Umwelt. 

Über Einladung von Nationalratspräsident Heinz Fischer stattete Parlamentspräsi
dent Henning Rasmussen von 1 5 . - 1 7 .  November einen offiziel len Besuch in 
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Deutschland 

Österre ich ab.  Über Einladung von Bundesmini ster Franz Fischler fand am 
23 .  N ovember ein offizie l ler  Besuch von Landwirtschaftsminister Bjorn Westh in 
Wien statt . 

I m  Juni  besuchte eine Delegation des I nnenausschusses des Wiener Gemeinderats 
unter Leitung von Stadtrat Johann H atzl ,  im Jul i  eine Delegation des Finanzaus
schusses des Wi ener Gemeinderats unter Leitung von Vizebürgermeister H ans Mayr  
d ie  Stadt Kopenhagen, was  i m  Dezember zu e inem Gegenbesuch der  für öffentl iche 
Verkehrsfragen zuständigen Stadträte von Kopenhagen, Aarhus und Oden se füh rte. 

Am 3. Dezember wurde in  Kopenhagen ein Freihandelsabkommen mit den Färöer 
I nse ln unterzeichnet. 

Die Handelsbeziehungen verringerten sich wegen der rezessiven Wi rtschafts lage. 
Die österreichischen Exporte betrugen 4,099 Mi l l iarden Schi l l ing (- 6,7%) und die 
I mporte 4,543 M il l iarden Sch i l l ing (- 3 ,5%). Auch der Tourismus ist  le i cht rückläu
fig .  

I m  kulture l len Bereich s ind das im J u n i  gegebene Konzert des Concentus Musicus 
unter dem Di rigenten Nikolaus Harnoncourt und das im Jul i  stattge fundene 
Konzert des Gustav Mahler  Jugendorch esters zu erwähnen. Ferner die jewei ls  
ein wöchigen Besuche der österreichischen Museumsfreunde und des österreichi
schen Burgenvereins mit insgesamt mehr a ls  1 00 Tei lnehmern. 

Deutschland 
(Bundesrepublik Deutschland) ; Berlin (Hauptstadt), Bonn 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Richard von Weizsäcker H elmut Kohl 

Außenmini ster 

K laus Kinkel 

ÖB Bonn : Dr. Friedrich H oess, Johanniterstraße 2, 53 1 1 3 B onn, Tel : (228)53006-0, 
Telex : 886780, Telefax : 53006-45 ; ÖGK Berlin : Dr. E rwin Kubesch, Wi l helm
straße 64,  1 0 1 1 7  Berl in, Tel : (06030)6093865,  Telex : 307873,  Telefax : 6093 869 ; 
ÖGK Düsseldorf : Dr. Wol fgang Donat, Ceci l ienal lee 43 a, 40474 Düsseldorf, Tel :  
(2 1 1  )434 1 42, Telex : 8 584672, Telefax : 45365 1 ;  ÖGK Frankfurt a. M. : Dr. Peter 
Wi l fl ing, Am Weingarten 25 ,  60487 Frankfurt, Tel : (69)9799 1 3 -0, Telex : 4 1 2859,  
Telefax : 7770 1 3 ;  ÖGK Hamburg : August Zotter, Alsterufer 3 7, 203 54 H amburg, 
Tel : (40)446004, Telex : 2 1 3 22 1 ,  Telefax : 452907 : ÖGK München : Dr. Anton Segur
C abanac, I smaninger Straße 1 36, 8 1 67 5  M ünchen, Tel : (89)92 1 090-0, Telex : 5 29372, 
Telefax : 9 8 1 0225 ; HK Bielefeld : Rudolf  Miel e, Striegauer Str. 1 , 3 3 7 1 9  Bielefeld,  
Tel : ( 52 1 )207272.  Telefax : 2099209 ; H K  Bremen : Robert O .  Drewes, Friedrich
Ebert-Str. 26, 28 1 99 Bremen, Tel : (42 1 ) 558096, Telex : 246055 ,  Telefax : 5 5 8097 : HK 
Dortmund : Dipl . - I ng .  Senator h. c. Rolf Hasenclever, Joseph-Scherer-Str. 3 ,  44 1 39 
Dortmund, Tel : (23 1 ) 1 220 1 9, Tel ex : 826842, Telefax : 1 3 5463 8 :  HK Hannover : Her
mann Bahlsen, Podbielskistr. 7, ( 5 1 1 )3 0 1 63 H annover, Tel : 6083662, Telex : 922252, 
Telefax : 6083670 ; HK Kiel : Dr.  Fritz Süverkrüp, Lorentzendamm 22, 24 1 03 Kie l ,  
Tel : (43 1 ) 552505,  Telex : 299864, Telefax : 5 1 94234 ; HK Köln : Dr.  John-Werner 
M adaus,  Glockengasse, 50667 Köln,  Tel : (22 1 )2578850, Telefax : 8998307 : HK Lü
beck : Joachim B rüggen, Gertrudenstr. 1 5 , 23568 Lübeck, Tel : (45 1 )3 1 0050, Te
lex : 26749, Telefax : 3 1 0042 ; HK Saarbrücken : Alexander Rugge, I m  Rotfeld,  66 1 1 5 
S aarbrücken, Tel : (68 1 )4770 1 ,  Telefax : 49583 ; HGK Stuttgart : Dr. Alexander 
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Deutschland 

Grupp, Augustenstr. 4, 70 1 78 Stuttgart, Tel : (7 1 1 )626260, Telefax : 2434 1 ; HK Nürn
berg : Theo Schöller, Thoner Weg 7, 90425 Nürnberg, Tel : (9 1 1 )34 1 967, Tele
fax : 938 1 382 ;  AHSt. Frankfurt a. M. : Dr. Günther Graf, Bockenheimer Landstra
ße 2, 60323 Frankfurt/M ain,  Tel : (69)97 1 0 1 20, Telex : 4 1 1 595, Telefax : 97 1 0 1 229 ; 
AHSt. München : Dkfm. Alfred Holoubek, Promenadeplatz 1 2, 80687 München, 
Tel : (89)225288, Telex : 52 1 37 59, Telefax : 225887 ; AHSt. Düsseldorf : Dr. Anton 
Freissmuth, Bahnstraße 9, 402 1 2  Düsseldorf, Tel : (2 1 1 )324036, Telex : 858240 1 ,  Te
lefax : 32640 1 ; AHSt. Hamburg : Dipl. Vw. Wilhelm Brauner, Poststraße 23, 
20354 Hamburg, Tel : (40)340639, Telex : 2 1 6 1 883, Telefax : 354428 ; AHSt. Berlin : 
Dr. Alfons Wagenhofer, Wilhelmstraße 65, 1 0 1 1 7  Berlin, Tel : 2386200, Tele
fax :  39 1 360 1 ; Außenbüro Dresden : Ing. Werner Seidlein, Loschwitzerstraße 50, 
0 1 309 Dresden, Tel : (035 1 )337694 ; ÖFVW Berlin : Tauentzienstraße 1 6, 1 0789 Ber
lin, Tel : 248035, Telefax : 2 1 36673 ; ÖFVW Frankfurt a. M. : Rossmarkt 1 2, 
603 1 1 Frankfurt a. M. ,  Tel : (69)20698, Telex : 6997660, Telefax : 29 1 975 ; Rahlstedter 
Straße 6, 22 1 49 Harnburg, Tel : 673976-0, Telefax : 673976-3 2 ;  Alter Markt 28 - 32, 
50667 Köln, Tel : 257782 1 ,  Telefax : 2577823 ; Rotwandweg 4, 82024 Taufkirchen, 
Tel : 6667 1 0, Telefax : 6667 1 20 1 ; AUA Berlin : Tauentzienstraße 1 6, 1 0789 Berlin, 
Tel : 2 1 85024, Telefax : 2 1 3488 1 ; AUA Düsseldorf : Königsallee 1 3, 402 1 2  Düsseldorf, 
Tel : (2 1 1 )8442 1 ,  Telex : 8584875, Telefax : 1 347 1 1 ;  AUA Frankfurt a. M. : Gutleut
straße 32, 60329 Frankfurt a. M . ,  Tel : (69)256022 1 1 , Telefax : 25602255 ; Alstertor 1 8, 
20095 Hamburg, Tel : 327578/79, Telefax : 336536 ; AUA München : Promenade
platz 9, 80687 München, Tel : (89)226666, Telefax : 224002 ; AUA Stuttgart : Lauten
schlagerstraße 20, 70 1 73 Stuttgart, Tel : 22 1 1 1 1 , Telefax : (7 1 1 )2268393, Telex : 
7230 1 5  

Der sehr dichte Besuchsaustausch hat sich auch im Hinblick auf die laufenden 
EU- Beitrittsverhandlungen intensiviert, wobei nur die bilateralen Begegnungen 
angeführt werden. Den Höhepunkt bildete der erste österreichische Staatsbesuch in 
Deutschland nach der Vereinigung. Vorn 1 3 .- 1 5 . Dezember hielt sich Bundespräsi
dent Thomas Klestil in Begleitung von Bundesminister Alois Mock in Bonn und 
Berlin auf und traf zu Gesprächen mit Bundespräsident Richard von Weizsäcker, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, Außenminister Klaus Kinkel sowie anderen Regie
rungsmitgliedern und Spitzen der deutschen Politik und Wirtschaft zusammen. Im 
Rahmen des Staatsbesuchs organisierte der Deutsche Industrie- und Handelstag am 
1 4. Dezember in Bonn ein Symposium unter dem Titel "Wirtschaftspartner Öster
reich im gemeinsamen Europa". An dieser Veranstaltung nahmen Spitzenvertreter 
österreichischer Sozialpartner und Interessensvertretungen, der Österreichischen 
Nationalbank und von Wirtschaftsunternehmen tei l .  

Vom 27.- 29. September reiste das Präsidium des österreichischen Nationalrats auf 
Einladung von Bundestagspräsidentin Rita Süßmuth zu einem Erfahrungsaustausch 
mit der Spitze des deutschen Bundestags nach Bonn und Bremen. 

Bundeskanzler Franz Vranitzky hielt sich zu verschiedenen Anlässen in Deutschland 
auf: Am 29 . Jänner überreichte er in der Universität Münster ein Gemälde von 
Professor Hausner. Am 1 7. März hielt er einen Vortrag in München und traf mit dem 
bayerischen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber zusammen. Am 20. M ai hielt er in 
Aachen bei  der Verleihung des Karlspreises die Laudatio für den spanischen 
Ministerpräsidenten Felipe Gonzalez. Am 1 6. November reiste er zum SPD-Partei 
tag nach Wiesbaden. 
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Deutschland 

Vizekanzler Erhard Busek hielt sich u. a. vom 30. Oktober - 1 .  November in  Köln 
und Bonn auf. 

Bundesminister Alois Mock traf am 24. März zu Gesprächen mit seinem Amtskolle
gen Klaus Kinkel in Bonn zusammen. Von 22.- 24. Oktober nahm er an einer 
internationalen Tagung der Bertelsmann-Stiftung am Petersberg bei Bonn teil. 
Anläßlich des Staatsbesuchs in Deutschland führte er Arbeitsgespräche mit Außen
minister Klaus Kinkel und EG-Staatssekretär Jürgen Trumpf. 

Bundesminister Werner Fasslabend reiste von 2.-4. Juni zu einem offiziellen Besuch 
nach Deutschland. Bundesminister Franz Fischler traf am 1 6./ 1 7 . Juli zu Gesprä
chen mit dem deutschen Landwirtschaftsminister Jochen Bochert in Bonn zusam
men und besuchte am 1 1 . Oktober die ANUGA- Messe in Köln. Bundesminister 
Wolfgang Schüssel kam am 7./8.  M ärz zur Eröffnung der Internationalen Touris
mus-Börse nach Berlin. Bundesminister Rudolf Scholten war zur Eröffnung der 
Buchmesse in Frankfurt. Bundesministerin Maria Rauch-Kallat kam zusammen mit 
dem Salzburger Landtagspräsidenten Helmut Schreiner aus Anlaß einer Präsenta
tion des Nationalparks Hohe Tauern am 1 1 ./ 1 2. September nach Bonn. 

Im Zusammenhang mit den EU-Beitrittsverhandlungen führte Staatssekretärin 
Brigitte Ederer am 1 6./ 1 7 . September Gespräche mit Staatsminister Bernd Schmid
bauer und Staatsministerin Ursula Seiler-Albring sowie Spitzenbeamten. Am 
22. Oktober traf Nationalratsabgeordneter Fritz König ebenfalls zu Gesprächen 
über den EU-Beitritt mit diesen beiden Regierungsmitgliedern und deutschen 
Parlamentariern zusammen. 

Der steirische Landeshauptmann Josef Krainer besuchte vom 1 4.- 1 6.  September 
Berlin und die neuen Bundesländer und hielt sich am 26./27. Oktober zu Gesprä
chen mit Regierungsmitgliedern und Abgeordneten in Bonn auf. 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg kam 
auf Einladung von Staatssekretär Dieter Kastrup (Auswärtiges Amt) am 6./7 . Mai zu 
Konsultationen nach Bonn. 

Deutsche Regierungsmitglieder reisten ebenfalls häufiger nach Österreich. Bundes
kanzler Helmut Kohl war dreimal in Österreich : 1 8 . Mai (Verleihung des Schumpe
ter-Preises), 5. Oktober (Symposium über Wanderbewegungen in Europa), 8 ./9. Ok
tober (ER-Gipfel in Wien). Außenminister Klaus Kinkel nahm an der Weltkonferenz 
über Menschenrechte in Wien tei l .  Die Staatsministerin für Integrationsfragen 
Ursula Seiler-Albring hielt sich am 1 2. Oktober zu Gesprächen über den österreichi
schen EU-Beitritt in Wien auf und traf mit den Bundesministern Alois Mock und 
Wolfgang Schüssel sowie Staatssekretärin Brigitte Ederer zusammen. Die Minister
präsidenten von Brandenburg Manfred Stolpe und Baden-Württemberg Erwin 
Teufel kamen am 4. Oktober bzw. am 9 ./ 1 0. November zu Gesprächen nach Wien. 

Der bilaterale Handel erlebte 1 993 rezessions bedingt den stärksten Rückgang seit 
Kriegsende. Das Defizit der österreichischen Handelsbilanz verringerte sich auf 
5 1 ,942 Mil l iarden Schilling. 

Die österreichischen Exporte gingen um 6, 1 %  auf 1 82,25 1 Mill iarden Schilling, die 
I mporte um 8,0% auf 234, 1 93 Mill iarden Schil l ing zurück. Den höchsten Anteil am 
Export hatten Maschinen und Fahrzeuge, anschließend Bearbeitete Waren, Sonstige 
Fertigwaren, Nahrungsmittel und Getränke und chemische Erzeugnisse. Die wich-
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Dominikanische Republik 

tigsten Importwaren waren Maschinen und Fahrzeuge, chemische Erzeugnisse, 
Halb- und Fertigwaren sowie Nahrungsmittel und Getränke. 

Österreich l iegt nach der Schweiz und Großbritannien auf dem dritten Platz der 
ausländischen I nvestoren in den neuen Bundesländern. Von den derzeit rund 230 
österreichischen Niederlassungen sind ca. 1 00 Übernahmen von Treuhandfirmen. 
I nsgesamt hat Österreich dort mehr als 1 4  Milliarden Schill ing investiert, 35 .000 Ar
beitsplätze geschaffen und ca. 1 6.000 Arbeitsplätze gesichert. Branchenmäßig domi
niert die Bauwirtschaft und die ihr zugehörigen Bereiche in Produktion, Handel und 
Dienstleistung. 

Vorrangiges Anlieg�n der kulturpolitischen Tätigkeit Österreichs in Deutschland ist 
es, sowohl die Eigenständigkeit der österreichischen Kultur zu betonen, als auch zur 
Korrektur bestehender Imagedefizite - insbesondere durch Betonung des zeitgenös
sischen Kultursektors - beizutragen. In den neuen Bundesländern war die Kulturar
beit einerseits bestrebt, durch herausragende Kulturereignisse - v. a. in größeren 
Städten - Aufmerksamkeit für das zeitgenössische österreichische Kulturschaffen 
und Geistesleben zu wecken, andererseits wurde gerade in den kleineren Städten 
durch eine besondere Dichte an Veranstaltungen der Weg für Kooperations- und 
Austauschprojekte bereitet. Durch die Zusammenarbeit mit den Kulturabteilungen 
und -instituten anderer ausländischer Vertretungen in Berlin wurde ein neuer Weg 
beschritten (z. B. gemeinsame Kulturwoche mit der Tschechischen Republik, 
Inge-Morath-Ausstellung - gemeinsam mit dem Amerika-Haus), der durch einen auf 
Initiative des ÖGK Berl in zustandegekommenen internationalen Kultur-Jour-Fixe 
intensiviert wird. Wegen der besonders großen Anzahl der Veranstaltungen in den 
verschiedensten Bereichen wird auf die Veranstaltungstabell e  im Abschnitt I1VI I I  
verWIesen. 

Dominikanische Republik 
(Dominikanische Republik), Santo Domingo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Joaquin Balaguer 

Außenminister 

Juan Aristides Taveras 
Guzman 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela ;  HGK Santo Domingo : Pedro James Ostreicher, 
Calle Primera No. 3 ,  Ensanche Bella Vista, Santo Domingo, Tel : (53 1 )5324565-68, 
532259 1 -96, Telex : 3460093, 3264 1 32, Telefax : 5353939, 53 53953 

Die wirtschaftliche Lage entwickelte sich positiv. Österreichische Exporte (v. a.  
Papier, Pappe, medizinische, pharmazeutische und chemische Erzeugnisse, Kühlan
lagen) beliefen sich auf 34,8 Mil lionen Schilling ( +  22,7%). Die österreichischen 
I mporte (besonders Tabak, Gemüse, Früchte, Kaffee) betrugen 1 0,3 Mil l ionen 
Schil l ing ( +  6%). 
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Dschibuti - EI Salvador 

D schibuti 
(Republik Dschibuti), Dschibuti 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenmin ister 

H assan Gouled Aptidon B arkat Gourad Hamadou Abdou Bolock Abdou 

ÖB : siehe Athiopien ; HK Dschibuti : Jean -Ph i l ippe Delarue, P. O. Box 2 1 25 ,  Dschi
buti , Tel : 3 523 50, Telex : 5823 ,  Telefax : 35 1 1 03 ;  A HSt. : s iehe Agypten 

Der b i laterale Handelsverkehr war gering. 

Ecuador 
(Republik Ecuador), Quito 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 

S i xto Duran Bal len Diego Paredes Pena 

Ö B :  siehe Kolumbien ; HGK Quito : Dr. Gerhard Ruess, Cas i l la  1 7 - 0 1 - 1 67 Quito, 
Av. La Coruna 1 224 y San Ignacio,  Ed ific io  "Austria" ,  pisa 3 ,  Quito,  Te l :  (2)239660, 
503456, Telex : 2585 ,  Telefax : 563344 ; HK Guayaquil : Dr. Orlando Mol ina Austu
d i l lo ,  P. O. B. 742, Guayaqui l ,  N euve de Octubre 1 3 1 0 Y Quito, Tel : (4)282302, 
Telefax : 282303 

Der Vorarlberger Landtagspräsident Bertram J äger und Landesrät in  E l i sabeth 
Gehrer besuchten mit Bischof Klaus Kueng im Süden Ecuadors tätige österreichi
sche Geist l i che und Entwicklungshelfer. 

D ie  Ausfuhren Österreichs fie len um 64% auf 3 7,4 M i l l ionen Schi l l ing .  Auch bei den 
I mporten kam es zu ei nem Rückgang u m  7,3°IrJ auf 236,5 Mi l l i onen Schi l l ing, was das 
traditionel le  österreichische H andelsbi lanzdefizit  auf 1 99 ,  I M il l ionen Schi l l ing 
anwachsen l ieß. 

Das Mozarteum-Quartett Sal zburg gab ein Konzert in Quito.  Johann Krissei vom 
B M LF war H auptreferent an einem vom Institut für Wasserwirtschaft in Quito 
veranstalteten I nternationalen Seminar über Wildbachverbauung. Univers itätspro
fessor Friedrich Wall ner vom Wiener Institut für Wissenschaftstheori e und Wissen
schaftsforschung hie lt Vorlesungen an der Pontific ia  U nivers idad Cato J ica in Quito. 

EI  Salvador 
( Republik EI Salvador), San Salvador 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

A l fredo Fel i x  C ri st iani Burkart 

Außenmini ster 

Don Miguel Angel 
Salaverria 

ÖB und A HSt. : s iehe Mexiko ; HGK San Salvador : Dipl . - Ing. E hrentraut Katsta l ler, 
Alameda Deininger, Antiguo Cuscath'm, San Salvador, Tel : 23 8993,  Telefax : 983067 

In EI S alvador als einem Kooperat ionsland der österre ich ischen Entwicklungszu
sammenarbeit im zentralamerikanischen Raum unterstützt Österreich d ie  Rehabi l i 
t ierung von Kleinwasserkraftwerken und l änd l icher Stromversorgung, d ie  Selbsth i l -
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Eritrea, Estland 

fekapazität nichtstaatlicher Organisationen und den Demokratisierungsprozeß 
(Rechtsberatung und staatsbürgerliche Aufklärung). 

Die österreichischen Exporte nahmen um 43,5% auf 23, 1 Mil l ionen Schil l ing ab, die 
Importe stiegen auf 1 1 7,3 Mil l ionen Schill ing ( +  7 ,8%). 

Eritrea 
(Eritrea), Asmara 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Issaias Afeworki 

ÖB : siehe Äthiopien 

Außenminister 

Mahmoud Ahmend Sharifo 

Eritrea erlangte durch ein Referendum im April 1 993 am Ende eines langjährigen 
Sezessionskriegs seine Unabhängigkeit von Äthiopien. Nach der Trennung sind 
beide Staaten um intensive Zusammenarbeit bemüht (Besuchaustausch, Koopera
tionsabkommen), die gegenseitige wirtschaftliche Abhängigkeit wird hervorgeho
ben. 

Österreich erkannte Eritrea am 24. Mai, dem Tag der Unabhängigkeitsfeierlichkei
ten, an. In der Folge wurden diplomatische Beziehungen aufgenommen. 

Estland 
(Republik Estland), Tallinn 

Staatsoberhaupt 

Lennart M eri 

Regierungschef 

Mart Laar 

Außenminister 

Trivimi \fell iste 

ÖB und AHSt. : siehe Finnland ; HK Tallinn : Enn \fels, Pikk St. 58,  Tall inn EE 000 1 ,  
Tel : 442428, Telefax : 44082 1 

Mit der Notifizierung eines Geschäftsträgers ist Estland seit 23 .  August in Österreich 
durch eine Botschaft vertreten. 

Wirtschaftsminister Toomas Sildmäe, der Minister für Erziehung und Kultur Paul 
Eerik Rummo und Außenminister Trivimi Velliste weilten im April bzw. im M ai in 
Wien. Letzterer führte am 1 6. Mai auch ein Gespräch mit dem Generalsekretär für 
auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg (in \fertretung von Bundesmini
ster Alois Mock). Wirtschaftsminister Sildmäe unterzeichnete mit Bundesminister 
Wolfgang Schüssel ein Abkommen über die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehun
gen. Ein Investitionsschutzabkommen wurde im November paraphiert. 

Eine von der Wirtschaftskammer Österreich organisierte "Wirtschaftsmission Balti
kum" bemühte sich im Herbst in Tallinn und Tartu, den Handel zu beleben und 
Möglichkeiten für Gemeinschaftsunternehmen und Kooperationen zu identifizie
ren. Österreichs Exporte beliefen sich auf 34,0 Mill ionen Schil l ing ( +  0,8%), die 
Importe auf 33,2 Millionen Schilling ( +  24,3%). 

An der koordinierten Wirtschaftshilfe der westlichen I ndustriestaaten (G 24) für 
Estland ist Österreich mit einer Zahlungsbilanz-Finanzierungshilfe beteil igt. 
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Fidschi, Finnland 

Die KuItur- und Wissenschaftsbeziehungen mit Österreich haben für Estland aus 
h i storischen Gründen hohen Stel lenwert . Unter gebi ldeten Esten i st Deutsch neben 
Engl isch l ingua franca. Diesem U mstand kam ein Ausbau der Österrei chabtei lung 
an der Estnischen N at ionalbibl iothek ebenso entgegen wie d ie  über ihre eigentli che 
Lehr- und Fors ch ungstätigkeit weit h inausgehenden In i ti ativen der be iden österrei
chischen Lektoren an den Un iversitäten in  Tal l inn  und Tartu. So  konnten dank ihres 
E insatzes und des Einsatzes der Estnisch-Österreich ischen Gesel l schaft österre ichi
sche Fi lmwochen in Tartu und Tall inn  stattfinden und zahlreiche Germanist ikstu
denten Studienaufenthalte i n  Österreich absolvieren .  

Zwei Ausstel lungen und  e in  Konzert wurden organis iert. M ehrere österreich ische 
Wissenschaftler h ielten Vorträge zu künstlerischen und wissenschaft l ichen Themen. 

Fidschi 
(Republik Fidschi), Suva 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Ratu Sir  Kamisese Mara Sit iveni  L. Rabuka 

ÖB und AHSt. : s iehe Austral ien 

Außenmin ister 

Fi l ipe N. Bole 

Mit  Wirkung vom 24.  Dezember 1 992 wurden diplomatische Beziehungen mit dem 
seit 1 970 unabhängigen I nselstaat aufgenommen. Im S inne des Ausbaus der 
b i lateral en Beziehungen ist d ie  Errichtung eines österreichischen H onorarkonsulats 
in Suva in Aussicht genommen.  

Die wirtschaftl i chen Beziehungen s ind trotz des derzeit geringen Handelsvolumens 
insbesondere auf dem Energie- und Rohstoffsektor ausbaufäh ig.  

Finnland 
(Republik Finnland), Helsinki 

Staatsoberhaupt 

Mauno Koivisto 

Regierungschef 

Esko Aho 

Außenmini ster 

H ei kki H aavisto 

ÖB Helsinki : Dr. Manfred Ortner, Eteläesplanadi 1 8, 00 1 30 Helsinki ,  Tel : (0) 1 7 1 322, 
634 1 4 1 ,  Telex : 1 2 1 340, Telefax : 665084 ; HKG Helsinki : Klaus Cederberg, Anneli 
Cederberg, Erottajankatu 4 C, 00 1 20 Hels inki,  Tel : (90)6095 1 ,  Telefax : 60954 1 0 ;  HK 
Turku : Heikki S ippolainen, Untamonkatu 2,  20520 Turku , Tel : (2 1 )603 1 1 1 , Tele
fax :  603403 ; HK Tampere : S akari H aukka, Hämeenkatu 24, Postfach 1 76, 
3 3 1 0 1  Tampere, Tel : (3 1 ) 1 9203 3 ,  Telefax : 1 24870 ; HK Oulu : I lkka Lantto, Mal la
stie 7 ,  90520 Oulu,  Tel : (8 1 )95543 9 1 9, Telefax : 5 54365 5 ; A HSt. Helsinki : Man ner
he imintie 1 5  a, 00260 Hels inki ,  Tel : 408288 ,  Telex : 1 22033 ,  Telefax : 409620 ; AUA : 
M ikonkatu 7 ,  00 1 00 Hels inki ,  Tel : 1 7 1 3 1 1 , Telex : 1 22792, Telefax : 65007 1 

Finn land hat wie Österreich  am 1 .  Februar Verhandlungen über einen Beitri tt zur 
E U  aufgenommen. Die ähnl i chen Anl iegen führten zu engeren  b i lateralen Konsulta
t ionen,  wobei Fragen der europäischen I ntegration und der europäischen S icherheit 
im Vordergrund standen. 
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Frankreich 

Höhepunkt des Besuchsaustauschs war der offizielle Arbeitsbesuch von Bundesprä
sident Thomas Klestil im Mai, der auch Gespräche mit den wichtigsten Regierungs
mitgl iedern und Parlamentariern umfaßte. Bundeskanzler Franz Vranitzky kam im 
September als Gast von Ministerpräsident Esko Aho zu einem Arbeitsbesuch nach 
Helsinki.  Staatssekretärin Brigitte Ederer führte im April Gespräche zur europäi
schen Integration. Von finnischer Seite ist der Besuch von Staatspräsident M auno 
Koivisto (begleitet von Außenminister Heikki Haavisto) hervorzuheben, der aus 
Anlaß des Europaratsgipfels im Oktober 1 993 stattfand. Kulturministerin Tytti 
lsohookana-Asunmaa vertrat Finnland bei der Europäischen Jugendministerkonfe
renz im April und traf im Anschluß daran Bundesminister Rudolf Scholten. 

Als Folge der andauernden finnischen Wirtschaftsrezession, die sich u. a .  in einer 
Arbeitslosenrate von fast 20% und einem erheblichen Kaufkraftschwund äußert, 
sank das Volumen des Warenaustauschs nach vielen Jahren erstmals deutl ich unter 
7 Mil l iarden Schilling ab. Österreichischen Exporten in der Höhe von 2,438 Mill iar
den Schilling (- 1 3,9%) standen Importe aus Finnland in der Höhe von 3 ,629 Mil liar
den Schilling (- 1 2,8%) gegenüber. 

Das österreichisch-finnische Kulturabkommen mit seinem fünften, bis 1 996 gülti
gem Arbeitsprogramm und das Abkommen zwischen den beiden Akademien der 
Wissenschaften erwiesen sich als tragfähige Basis der bilateralen Kultur- und 
Wissenschaftsbeziehungen. Das österreichische Artis Quartett gab im Frühsommer 
zwei Konzerte in Finnland, im Herbst konnte die Ausstel lung "Die Künstler aus 
Gugging" in dem angesehenen Amos Anderson Museum präsentiert werden. 
Daneben besuchten zahlreiche andere Künstler und österreichische Wissenschaftler 
Finnland. 

Frankreich 
(Französische Republik), Paris 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Fran�ois Mitterrand Edouard Balladur Alain Juppe 

ÖB Paris : Dr. Eva Nowotny, 6, rue Fabert, 75007 Paris, Tel : 45559566, Telex : 
200708, Telefax : 45556365 ; Konsularabteilung : Gerda Meyer, 1 2, rue Edmond 
Valentin, 75007 Paris, Tel : 470527 1 7, 47059340, Telefax : 45559 1 50 ;  ÖGK Straßburg : 
Dr. Alfred Längle, 29, avenue de la  Paix, 67000 Straßburg, Tel : 883 5 1 394, 88366404, 
Telex : 870976, Telefax : 8825 1 988 ; HK Bordeaux : Emile Casteja, 86, Cours Balgue
rie-Stutttenberg, 33300 Bordeaux, Tel : 56000070, Telex : 550766, Telefax : 8875 5 1 23 ;  
HK Lyon : Dr. Charles Merieux, 2 1 ,  rue Bourgelat, 69002 Lyon, Tel : 72409789, 
Telefax : 72737993 ; HGK Marseille : Jean Leopold Renard, 27, cours Pierre Puget, 
1 3006 Marseille, Tel : 9 1 530208, 9 1 377430, Telex : 40 1 497, Telefax : 9 1 537 1 5 1 ; HK 
Nizza : Patrick Rizzo, 6, avenue de Verdun, 06000 Nice, Tel : 93870 1 3 1 ,  Telex : 
46 1 624, Telefax : 93875992 ; HK Toulouse : Jacques Metzler, 22, boulevard de la  Gare, 
3 1 500 Toulouse, Tel : 6 1 545004, 6 1 348425, Telefax : 6 1 54 1 309 ; HK Papeete : Paul 
Maetz, B. P. 4560, boulevard Pomare, Papeete, Tahiti-Polynesie Fran�aise, 
Tel : (689)439 1 1 4, Telefax : 432 1 22 ;  HK Ajaccio (geöffnet von 1 .  Mai - 1 5 . Oktober) : 
Jean-Jules Giacomoni, Gare M aritime, Quai I 'Herminer, 20000 Ajaccio, 
Tel :  952 1 3465, Telex : 460084, Telefax : 952 1 2389 ; KI Paris : Dr. Rudolf Altmüller, 
30, boulevard des Invalides, 75007 Paris, Tel : 470527 1 0, Telex : 2025 1 3 , Tele-
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Frankreich 

fax : 47052642 ; ARSt. Paris : Dr. Peter Schnitt, 22, rue de l 'Arcade, 75008 Paris ,  
Tel : 4265673 5, Telex : 290390, Telefax : 42657982 ; ARSt. Straßburg : D Dr. Georg 
S chramei,  4, quai  Kleber, 67056 Straßburg Cedex, Tel : 882267 1 5 , Tel ex : 870700, 
Telefax : 88324250 ; ÖFVW : 47, avenue de l 'Opera, 75002 Paris, Tel : 47427857,  
Telex : 680 1 00, Telefax : 42663096 ; AUA :  9, boulevard M alesherbes, 75008 Pari s ,  
Tel : 42663 543 , Telex : 283 548,  Telefax : 4924975 1  

Die  Beziehungen zu Fran kreich waren auch 1 993 überaus intensiv .  Be i  den 
zahlre ichen b i l ateralen B egegungen von Politikern und B eamten wurden angesichts 
der l aufenden EG-Beitrittsverhandlungen v. a .  europapolit ische Themen behandelt .  
Am 5 .  N ovember fand  in Paris e in Österreichisch-Französisches Forum statt, d as 
u nter Teil nahme von B u ndesminister Alois M ock und einer bedeutenden österrei
ch ischen Del egat ion in  Zusammenarbeit mit der Bank Austria die Auswirkungen 
e ines österreichischen EG-Bei tritts auf das b i laterale Verhältnis b eh an delte. An
schließend fand eine Konferenz des Österre ich isch- Französischen Zentrums für 
w i rtschaftliche Annäherung  i n  Europa (8 ./9.  November i n  Paris) statt, an der 
Staatssekretärin Brigitte E derer mit  zahlreichen anderen hochrangigen Persön l i ch
keiten aus  Österreich, Frankre ich sowie  aus  zentral- und osteuropäischen Staaten 
tei lnahm. D abei  bot sich die M ögl ichkeit, auch spezifische österreichische Sach
kenntnis in Zentral - und O steuropa in  den Dialog mit  Frankre ich e inzubringen. 

B esuche aus Österre ich : Bundeskanzler Franz Vranitzky stattete Frankreich vorn 
28 .- 3 0. Oktober einen offiz ie l len B esuch ab, wobei er Arbeitsgespräche mit Staats
p räsident Fran90is M itterrand, Premierminister Edouard Ba l ladur, Senatspräsi dent 
Rene M onory und dem Präsidenten der N at ionalversammlung Phi l ippe Seguin 
führte .  

Vizekanzler Erhard Busek : 27.  Apri l : Gespräch mit  Wissenschaftsminister Fran90is  
Fi l lon anläß l ich einer O E C D-Veranstaltung. 23 .- 24. Juni : Tei lnahme an der 
E UREKA-M inisterkonferenz in Paris .  1 7 .  Dezember :  B esuch der neueröffneten 
Teil e  des Louvre, Zusamm entreffen mi t  verschiedenen Persönl ichkeiten aus dem 
Kulturbereich. 

Bundesmini ster Alois Mock kam viermal nach Frankreich : vorn 1 3 .- 1 5 . J änner zur 
Unterzeichnung der Chemiewaffenverbots-Konvention (bi l aterale Gespräche mi t  
Außenminister Roland D u m as, RPR- Generalsekretär Ala in  Juppe und Abgeordne
tem Edouard Ba l ladur) .  Am 28. Juni zu e inern Arbeitsbesuch bei Außenminister 
Alain Juppe, wobei er auch Europaminister Alain Lamassoure traf. Am 4./5 .  No
vember nahm er am Österreichisch-Französischen Forum in Paris te il .  Zum selben 
Anlaß karnen zahlre iche  österre ich ische Persönl ichkeiten aus Polit ik, Wirtschaft und 
Massenmedien nach Paris, i n sb esondere die N ationalratsabgeordneten Josef C ap, 
I lona Gränitz, Edith H al ler  und  Andreas Khol, der Vorsitzende der Präsi dentenkon
ferenz der Landwi rtschaftskammern, Rudolf Schwarzböck, der Vizepräsident der 
Arbe iterkammer, He inz Vogler, sowie der Generalsekretär der Vereinigung Österrei
chischer I ndustri e l ler, Franz Ceska. (Zusammentreffen mit Außenminister Alain 
Juppe und versch iedenen französischen Parlamentariern). Am 9 .  Dezember war 
B u ndesmin ister Alois M o ck G ast i n  einer Fragestunde zum Thema "Österre ichische 
Europapolit ik" im außenpol i ti schen und Verteidigungsausschuß des französischen 
Senats und traf u .  a. mi t  Senatspräsident Rene M onory zusammen. 

B u ndesmini ster Franz Fisch ler :  27./28.  Februar : Besuch des I nternationalen Agrar
salons in Paris (Treffen mi t  Landwirtschaftsminister Jean-Pierre Soisson) .  
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Frankreich 

Bundesminister Wolfgang Schüssel : 2.- 4. Juni : Arbeitsgespräche mit Wirtschaftsmi
nister Edmond Alphandery und Minister für I ndustrie, Post und Fernmeldewesen 
und Außenhandel, Gerard Longuet, am Rande des OECD-Ministerrats. 

Bundesminister Rudolf Scholten : 27. April : Arbeitsgespräch mit Kulturminister 
Jacques Toubon am Rande des OECD- Bildungskomitees. 28 .-30. Oktober : in der 
Delegation von Bundeskanzler Franz Vranitzky in Paris ; Zusammentreffen mit 
Minister Jacques Toubon. 

Staatssekretärin Brigitte Ederer : 8 ./9. November : Teilnahme an der Jahreskonferenz 
des Österreichisch-Französischen Zentrums für die wirtschaftliche Annäherung in 
Europa. (Zusammentreffen mit Europaminister Alain Lamassoure und verschiede
nen Regierungsmitgliedern zentral- und osteuropäischer Staaten). 

Folgende österreichische Parlamentarier nahmen an der 39.  Parlamentarischen 
Versammlung der WEU in Paris teil : an der 1 .  Session ( 1 3 .- 17 .  Juni) Nationalratsab
geordneter Peter Jankowitsch und Bundesrat Michael Spindelegger ; an der 2 .  Ses
sion (29. November - 2.  Dezember) Nationalratsabgeordnete Hilde Hawlicek und 
Bundesrat Herbert Bösch. 

In der Zeit vom 1 6.- 1 8 . September nahmen Nationalratsabgeordneter Walter 
Strutzenberger und Bundesrat Kurt Kaufmann an einer interparlamentarischen 
Konferenz im französischen Senat teil .  Am 2. Dezember führte Nationalratsabge
ordneter Friedrich König Gespräche im französischen Außenministerium zu euro
papolitischen Themen. 

Am 4./5. November weilte die Präsidentin der Österreichischen Nationalbank 
Maria Schaumayer zur Teilnahme am Österreichisch-Französischen Forum in Paris 
und führte Gespräche mit dem Gouverneur der französischen Zentralbank, Claude 
Trichet. 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg führte 
am 8. Juli Gespräche mit seinem neuen Amtskollegen Serge Boidevaix und nahm am 
1 9. Oktober an der Eröffnung der Ausstellung " L'ame au corps" im Grand Palais 
teil, bei der Stadträtin Ulrike Pasterk, Minister Jacques Toubon sowie M inister 
Franyois Fil lon anwesend waren. 

Der Wiener Gemeinderatsausschuß für Gesundheits- und Spitalsfragen unter der 
Leitung von Stadrat Sepp Rieder traf von 20.- 22. September französische Fachleute 
auf dem Gebiet der Drogenbekämpfung und der Spitalsverwaltung. Der Sonderbe
auftragte für Flüchtlings- und Migrationsfragen Willibald Pahr führte am 2 1 .  No
vember Gespräche im französischen Außenministerium und am 5. November 
Konsultationen über das Schengener Abkommen mit Beamten des französischen 
Außen- und I nnenministeriums. 

Besuche in Österreich : Staatspräsident Franyois Mitterrand weilte am 7./8. O ktober 
über Einladung von Bundespräsident Thomas Klestil zu einem offiziellen Besuch in 
Wien. Er traf dabei auch zu einem Gespräch mit Bundeskanzler Franz Vranitzky 
zusammen und nahm anschließend am Gipfel des Europarats teil .  

Die Staatssekretärin fü r  Frauenrechte und Konsumfragen, Veronique Neiertz traf 
am 28. Jänner Bundesministerin Johanna Dohnal . Finanz- und Wirtschaftsminister 
Michel Sapin kam von 27 .- 29. Jänner zu Arbeitsgesprächen mit den Bundesmini
stern Ferdinand Lacina und Wolfgang Schüssel .  Die Delegierte Ministerin für 
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Frankreich 

Europäische Angelegenheiten, El i sabeth Guigou traf am 4. Februar Bundespräsi
dent Thomas Klesti l ,  Bundeskanzler Franz Vranitzky und Bundesminister Alois  
Mock.  Verteidigungsmin ister Pierre loxe führte am 6.  Februar in  Wien Gespräche 
mit Bundesmini ster Werner Fasslabend . 

Der Chef des Generalstabs der französ ischen Gesamtstreitkräfte, Admiral  lacques 
Lanxade besuchte vom 27. Februar - 2 .  M ärz Generaltruppeninspektor Karl M aj cen 
in Wien. 

Der Bürgermeister von Paris ,  lacques Chirac, nahm am 28 ./29. M ai an einem 
Treffen der EDU und der Liberalen Internationale in  Wien tei l ; anschl ießend traf er 
Bundesminister Alois Mock und andere österreichische Pol it iker. 

Von 22 .-24.  September wei lte eine französische Parlamentarierdelegat ion zum 
Studium von Verkehrsfragen in Österreich (Treffen mit Bundesmin i ster Viktor 
Kl ima) .  

D i e  Wirtschaftsdaten für 1 993  spiegeln die al lgemeine Rezession wi der. Die  
österreichischen Exporte gingen um 3 , 1 %  auf 20,704 Mi l l i arden Schi l l ing zurück. 
Fran kreich b l ieb damit das viertwichtigste Abnehmerland österreichischer Waren. 
Die  österre ichi schen Importe aus Frankreich verri ngerten s ich um 5 ,9% auf 
24,806 Mi l l i arden Schi l l ing, womit Frankreich das viertwichtigste Lieferland war. 
Das österreichische H andelsbi lanzdefizit sank auf 4, 1 02 Mi l l i arden Sch i l l ing.  Der 
Ankauf von französischen Luftabwehrlenkwaffen für das österreichische Bundes
heer und die damit im  Zusammenhang vereinbarten umfangreichen Gegengeschäfte 
werden den bi lateralen Wirtschaftsbeziehungen einen neuen Impuls  geben. Das 
b i sherige N iveau der gegenseitigen I nvestitionstätigkeit konnte 1 993 gehalten 
werden. 

Die kulturel len und wissenschaftlichen Beziehungen beruhen ei nerseits auf dem 
Protokol l  der 1 4. Tagung des Gemischten Österreichi sch- Französischen Kulturko
mitees, die von 1 . - 3. Februar stattfand hat, gehen in  der Hauptsache aber weit 
darüber hinaus.  Der Großte i l  der Veranstaltungen wurde mit französischen Part
nern, insbesondere auch i n  den Departements durchgeführt .  

Zahlre iche zeitgenössische Künstler konnten ihr  Schaffen präsentieren, darunter 
Siegfried Anzinger, Herbert Brandl ,  Günter Brus, Gunter Damisch, Georg Eis ler, 
Hans Fronius,  Franz Grabmayr, Rudolf H aas, M aria H ahnenkamp, Herwig 
Kempinger, M i chael Kienzer, Brigitte und Karl Kowanz, Helmut Mark, Alois 
M osbacher, Walter Obholzer, Gottfried S alzmann, Franz Pichler, Helmut Rainer. 
Gerwald Rockenschaub, Eva Schlegel ,  Rudi Stanzl, H erwig Steiner, Manfred 
Wakolbinger, Martin Walde,  Erwin Wurm, Lois Weinberger und Otto Zitko. Egon 
Schie le  war eine vielbeachtete Ausste l lung von Zeichnungen und Aquarel len in 
Aix-en- Provence gewi dmet, die im Anschluß daran in  Albi gezeigt wurde, wo sie i m  
M itte lpunkt einer umfassenden Österreich-Präsentation m i t  einem Symposium 
sowie touristischen und wirtschaftl ichen Begleitveranstaltungen stand. Aix war auch 
Ausstel lungsort für d ie  Kunstsammlung Schömer ( Fondation Vasarely) und die 
Fotodokumentationen über Thomas Bernhard und " H auptdarstel I er-Selbstdarstel
l er" von Sepp Dreissinger sowie über O tto Wagner, Adolf Loos und die " Moderne 
österre ich ische Architektur" von WaIter Zednicek. 

D as Kulturinstitut veranstaltete zu Ehren der 1 99 1  in  Pari s verstorbenen B i ldhauerin 
D ay Schnabel eine Gedenkausste l lung ; die Wiener Radierwerkstätte Kurt Zein und 
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die Schule für künstlerische Photographie in Wien (Friedl Kubelka) wurden 
vorgestellt. Im Pariser Grand Palais wurde die seinerzeitige Ausstellung "Wunder
block" in stark veränderter Form unter dem Titel " L'ame au corps" gezeigt. 

Autorenlesungen waren Milo Dor, Antonio Fian, Franz Innerhofer, Gert lonke, 
Peter Stephan lungk, Walter Kappacher, Marie-Therese Kerschbaumer, Elisabeth 
Reichart, Robert Schindel, Ferdinand Schmatz, Werner Schwab, Peter Turrini,  losef 
Winkler und Franz Zobl gewidmet ; Texte von Thomas Bernhard, Peter Handke, 
Marlen Haushofer, Hugo von Hofmannsthai, lohann Nestroy und Rainer-Maria 
Rilke kamen zum Vortrag. 

Das österreichische Theater war wieder auf zahlreichen französischen Bühnen 
vertreten. Mit Abstand nahmen Stücke Ödön von Horvaths den ersten Platz ein, 
auch Thomas Bernhard fand weiterhin Interesse. Außerdem standen Ferdinand 
Bruckner, lohann Nestroy, Peter Sichrovsky, George Tabori, Hermann Ungar und 
Heinz Rudolf Unger auf den Programmen. In noch größerem Ausmaß als früher 
fanden Theateradaptionen von Texten Altenbergs, Kafkas, Schnitzlers sowie von 
Joseph Roth und Stefan Zweig ein interessiertes Publikum. Im Rahmen einer bereits 
zum siebten Mal durchgeführten österreichischen Theaterwoche wurden in szeni
schen Lesungen mit französischen Schauspielern Stücke von Thomas Bernhard, 
Peter Handke, Gert Jonke, George Tabori, Peter Turrini und Werner Schwab 
vorgestellt. Mehrere Tanzgruppen brachten anerkannt gute Leistungen. Eine 
Tournee führte das Salzburger Marionettentheater durch 1 2  französische Städte. 

Den Höhepunkt der Musikveranstaltungen bildete ein Konzert der Wiener Philhar
moniker im Pariser Theatre des Champs Elysees, bei dem in Anwesenheit von 
Bundeskanzler Franz Vranitzky auch die französische Ausgabe der Geschichte des 
Orchesters von Clemens Hellsberg präsentiert wurde. Große Begeisterung fanden 
die Konzerte der Wiener Symphoniker, des Mozarteum Orchesters, der Camerata 
Academica des Mozarteums Salzburg, des Concilium Musicum, der Solisten des 
Wiener Kammerorchesters, der Salzburger Solisten, des Arcus Ensembles, des 
Sereno Bläserquintetts, des Alban Berg Quartetts, des Hagen Quartetts und des 
Mozarteum-Quartetts. Mehr und mehr können sich auch österreichische lazzgrup
pen und sonstige moderne Musikerformationen durchsetzen. Das Kulturi nstitut 
konnte mit dem Lied-Interpretationskurs von Professor Paul Schilhawsky, dem 
PerfektioJ1skurs für Klavier von Professor Aline Fidler und einem Klavier und 
Violin-Wettbewerb für Stipendien am Mozarteum in Salzburg reges I nteresse 
erwecken. 

Mit zahlreichen Vorträgen, Seminaren und Symposien (Modernität Hofmannsthais, 
Gustav Mahler, Die religiösen Kräfte in der Habsburger Monarchie 1 8 1 5  - 1 9 1 8, 
Egon Schiele, Österreich und Europa) konnte eine beachtliche wissenschaftliche 
Präsenz Österreichs erreicht werden. Zwischenuniversitäre Vereinbarungen nahmen 
weiterhin zu ; die wissenschaftliche Zusammenarbeit wurde besonders in den 
Schwerpunktbereichen Physik und Chemie der Werkstoffe und Legierungen, 
Biotechnologie, Medizin, Mathematik, Informatik, Robotik sowie Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften intensiviert. Enge Kontakte bestehen mit dem Centre 
d'Etudes et de Recherches Autrichiennes (CERA) an der Universität Rouen, das 
vom B MaA finanziell gefördert wurde, sowie mit den Germanistik- Instituten an den 
Universitäten Paris I I I  und I V, Nizza und Straßburg. 
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Gabun - Georgien 

I m  Studienjahr 1 993 /94 waren in Frankreich 24 Lektoren an Universitäten, 72 Assi
stenten an M ittelschulen und drei Austauschlehrer tätig. Für Deutschkurse standen 
ein Kursleiter und sechs Deutschlehrer zur Verfügung, die auch Unterricht in 
österrei chischer Literatur und Landeskunde erteilten. 

Gabun 
(Gabunisehe Republik),  Libreville 

Staatso berha u pt 

EI  H adj Omar Bongo 

Regierungschef 

C as imir  Oye Mba 

ÖB : siehe N igeri a ; AHSt. : siehe C6te d ' Ivoire 

Der bi laterale Handelsverkehr war geri ng. 

Gambia 
(Republik Gambia), Banjul  

Staatsoberhaupt und Regi erungschef 

Außenminister 

Pascal ine Bongo 

Außenmi ni ster 

Alhadj i  S i r  Dawda K ai raba J awara Alh aj i  Omar B. Sey 

ÖB : siehe Senegal ; HK Banjul : Toni S .  Maid, 3A Russel Street, P. O. B .  1 84, Banjul ,  
Tel : 28303,  27436, 26666, Telex : 2237, Tel efax 27099 ; AHSt. : siehe Marokko 

Österreich i st an der Finanzierung des Wasserversorgungs projekts der Weltbank 
beteil igt. Das I nstitut für Völ kerrecht und I nternationale Beziehungen der Univers i 
tät  Graz u nterstützt mit  H i l fe des B KA den Aufbau der Bibl iothek der Afrikanischen 
Menschenrechtskomiss ion in  Banjul .  Hope'8 7  gründete ein Regionalbüro und 
startete dre i  M ikroprojekte. Zwei gambischen Studenten wurden Stipendien ge
währt. 

Die Exporte nach Gambia ( Papier und Texti l ien) betrugen 1 3 ,9 Mi l l ionen Schi l l ing 
(- 52,7%), d ie  I mporte waren gering. 

Georgien 
(Republik Georgien), Tbilissi 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Eduard A. Schewardnadse Otar A .  Patsats ia 

ÖB und AHSt. : s iehe Ru ßland 

Außenminister 

Al exander D. Tsch ikwaidse 

Der österreichische Botschafter in Moskau, Friedrich Bauer. überreichte am 
1 6 . April  Staatspräs ident Eduard Schewardnadse se in Beglaubigungsschreiben als  
außerordentl icher und bevol l mächtigter Botschafter in  Georgien.  Anläß l ich dieses 
Aufenthalts i n  Tbi l i ss i  führte er Gespräche mit Min i sterpräsident Tengis Sigua, 
Außenminister Alexander Tschikwaidse und Fin anzmin ister G.  Dschi ndschichadse. 

I nnenmin ister Teim uras Chatsch i aschwil i  hielt s ich von 2 . - 6 .  März in  Österreich auf 
und führte Gespräche im B M ! .  
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Ghana 

An der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien nahm der Stel lvertretende 
Ministerpräsident Roman Gotsiridse teil und führte am 25.  Juni ein Gespräch mit 
Bundesminister Alois Mock. Ebenfalls im Juni war der stellvertretende Vorsitzende 
des Staatskomitees für Außenwirtschaftsbeziehungen Merat Kliniaswil i  zu Arbeits
gesprächen im B MaA. 

Von 8 .- 1 0. September fand ein offizieller Arbeitsbesuch Außenminister Tschikwaid
ses in Österreich statt. Nach einem ausführlichen Meinungsaustausch mit Bundes
minister Alois Mock wurde Tschikwaidse auch von Bundespräsident Thomas Klestil 
empfangen. Es war dies der erste offizielle Besuch eines georgischen Außenministers 
in Wien. Ein Abkommen über bilaterale Außenwirtschaftsbeziehungen wurde am 
8. September paraphiert. 

Mit der Notifizierung eines Geschäftsträgers ist Georgien seit 1 3 .  Oktober in 
Österreich durch eine Botschaft vertreten. 

Die österreichischen Exporte betrugen 1 3,8 Mil lionen Schil l ing ( +  0,6%) und die 
I mporte 6,8 Mi l lionen Schil l ing (- 57,5%). 

Im Oktober beschloß die Bundesregierung die Lieferung von Lebensmitteln an 
Flüchtlinge in Georgien im Wert von 1 ,5 Mill ionen Schil l ing. 

Den Spezialkurs 1 993/94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten aus 
den Reformländern besucht auch ein georgischer Teilnehmer. 

Ghana 
(Republik Ghana), Accra 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 

lerry J. Rawlings Obed Asamoah 

ÖB : siehe Cöte d'Ivoire ; HK Accra : I ngeborg Nicol, 32 Independence Ave., 
P. O. Box 564, Accra, Tel : 2257 1 6, 2257 1 9, 226 8 1 ,  Telex : 2 1 1 5  consil gh ; AHSt. : 
siehe Nigeria 

Im Juli besuchte eine österreichische Parlamentarierdelegation unter der Leitung 
von Nationalratsabgeordnetem Peter lankowitsch Ghana. 

Ghana ist Fokus-Staat gemäß dem Konzept "Afrika 2000". Im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit wurde die Abwicklung des mit Ghana 1 989 vereinbar
ten Programms zur Stärkung seiner Exportkapazität fortgeführt. Dies gilt auch für 
die Wiederinstandsetzung von 20 Wasserverteilungsnetzen im Süden des Landes in 
Kofinanzierung mit der Weltbank. 

Die österreichischen Exporte betrugen 38,3 Mil lionen Schil l ing (- 5,8%), die I mporte 
1 62,3 Mil lionen Schilling ( +  1 8,8%). 
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Grenada, Griechenland 

Grenada 
(Grenada), Saint George's 

Staatsoberhaupt 

Königin El izabeth T I .  
vertreten durch : 
Generalgouverneur S i r  
Reginald Oswald Palmer 

Regierungschef und Außenmini ster 

Nicholas Alexander Brathwaite 

ÖB und AHSt. : s iehe Venezuela 

Der b i laterale H andelsverkehr war gering. 

Griechenland 
(Hellenische Republik), Athen 

Staatso berhau pt 

Constantin Karamanl is  

Regierungschef Außenminister 

Andreas G.  Papandreou Karolos Papoul i as 

ÖB Athen : Dr. Georg Cal ice,  26, Leoforos Alexandras, 1 06 83  Athen , 
Tel : ( I  ) 82 1 1 036, Telex : 2 1 5938 ,  Telefax : 82 1 9823 ; HGK Thessaloniki : Dr. Ioannis 
Koufas, Egnatia 5 8 1 ,  546 3 5  Thessaloniki ,  Tel : ( 3 1 )236500 ; HK Athen : Ioannis  
Lainopoulos ,  Adresse s .  ÖB Athen ; HK Heraklion : Roswitha Baduva-Walch,  Platia 
Eleftherias u. Dedalou 2/3 ,  7 1 2  0 1  Herakl ion, Tel : (8 1 )223379,  Telex : 262385 ,  Tele
fax :  244678 ;  HK Rhodos : Stefanos Zanettos, 25,  M artinou 27-33 ,  8 5 1 00 Rhodos, 
Postadresse : P. O .  B. 69 , 8 5 1 00 Rhodos,  Tel : (24 1 )20833 , 247 57 ,  Telex : 292 1 1 4, Tele
fax :  2083 1 ; AHSt. Athen : Mag. Bruno Freytag, Triti Septemvriou 43 A, 1 04 33  
Athen, Tel : ( 1 ) 88437 1 1 , Telex : 2 1 6 1 23 ,  Telefax : 8 8279 1 3 ;  ÖFVW und AUA Athen : 
Othonos 8 ,  1 05 5 7  Athen ,  Tel : 325080 1 (AUA), 324505 1 (Ö FVW), Telex : 2 1 5534, 
Tel efax : 3 2363 1 9 ;  AUA Thessaloniki : Nikis Straße 1 ,  542 40 Thessaloniki ,  Tel : 
(3 1 )28 1 950, 23942 1 , 239422 ; AUA Rhodos : s .  H K  Rhodos 

Griechenland u nterstützte die österrei chi schen E U -Beitrittsbemühungen von An
fang an und bemühte sich schon vor der Übernahme der EU-Präsidentschaft im 
I .  Halbjahr 1 994, d ie  Verhandlungen bis  März 1 994 abzuschl ießen.  

Bundesminister Al ois  Mock h ielt s ich am 8 ./9 .  Ju l i  zu e inem offiziel len Besuch i n  
Gri echenland a u f  und füh rte Gespräche mit Min isterpräsident Konstantinos 
M itsotakis ,  Außenminister M i chal is  Papakonstantinou  und Verteidigungsminister 
Ioannis  Varvits i ot is .  Dabei wurden u. a .  der österreichi sche EU-Bei tritt und die 
S ituation auf dem Bal kan erörtert. Bundeskanzler  Franz Vran i tzky nahm am 
24./25 .  April an der "Conference of the Hels inki Forum" in Vou l iagmeni/ Athen teil 
und traf mit Mini sterpräsident Konstantinos Mitsotakis zusammen. 

Bundesmin ister Franz Fi schler traf im Rahmen e ines Arbeitsbesuchs in Athen am 
23.  Ju l i  Landwirtschaftsmin ister Chri stos Koskinas .  Bundesminister M ichael Aus
serwinkler nahm an der 43. Tagung des Regionalkom itees der WHO teil, die vom 
6.- 1 0. September  in  Voul iagmenil Athen  stattfand.  Bundesminister Franz Löschnak 
nahm am 1 8 ./  1 9 . N ovember an der 5 .  Konferenz der E uropäischen M igrationsmini 
ster in  Athen tei l  und füh rte mit  Innenmin ister Akis Tsochatzopoulos Gespräche. 
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Großbritannien 

Der Präsident der Wirtschaftskammer Österreich, Leopold Maderthaner, besuchte 
die I nternationale Messe in Thessasloniki ( 1 1 .- 20. September), an der 1 8  österreichi
sche Firmen in einer Gruppenausstellung tei lnahmen. I m  Anschluß daran traf er am 
1 4. September in Athen mit dem Minister für Industrie, Energie und Technologie, 
Vassilis Kontoyiannopoulos, und den Präsidenten der griechischen Handelskam
mern und der Industriellenvereinigung zusammen. 

Der Nationalratsabgeordnete Friedrich König hielt sich vom 1 8.- 2 1 .  November in 
Athen auf, wo er mit dem stellvertretenden Außenminister Theodoros Pangalos und 
Mitgliedern der Oppositionspartei sprach. 

Am 1 2. März trafen sich die Pol itischen Direktoren der beiden Außenministerien zu 
einem M einungsaustausch in Athen. 

Der griechische Verteidigungsminister Ioannis Varvitsiotis stattete von 6.- 8 .  Juni 
auf Einladung von Bundesminister Werner Fasslabend Österreich einen offiziellen 
Besuch ab. Der stellvertretende Außenminister Theodoros Pangalos kam am 
28 .  Dezember zu einem Arbeitsbesuch nach Wien. 

Am 25 ./26. Mai fanden in Athen bilaterale Verhandlungen über den grenzüber
schreitenden Straßenverkehr statt. Im Mittelpunkt der Gespräche standen die 
Anpassungen des Kontingentsystems an das Transitabkommen mit der EG. 

Die österreichischen Exporte nach Griechenland sanken um 24, 1 %  auf 2,355  Mil l iar
den Schill ing und die Importe um 6,4% auf 2,2 Mil liarden Schil ling. 

Die Konzerte von Nikolaus Harnoncourt mit dem Europäischen Kammerorchester 
und von Martin Haselböck, der die Orgel im neuen Konzerthaus Athens einweihte, 
waren sehr erfolgreich. Auch ein Konzert der Wiener Sängerknaben wurde mit 
Begeisterung aufgenommen. Von der Vereinigung griechischer Absolventen von 
österreichischen Hochschulen wurden ein Strauß-Konzert ( 1 . Wiener Damenorche
ster) und der alljährliche Wiener Ball veranstaltet. Burgschauspiel er Bruno Thost 
und Dagny Schüler veranstalteten Dichterlesungen in Athen und Kreta. 

Großbritannien 
(Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland), London 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Königin Elisabeth I I . The Rt. Hon. John Major The Rt. Hon. Douglas Hurd 

ÖB London : Dr. Georg Hennig, 1 8  Belgrave Mews West, London SW I X  8HU, 
Tel : (07 1 )235373 1 ,  Telex : 28327, Telefax : 2358025 ; KI London : D Dr. Peter Margin
ter, 28  Rutland Gate, London SW7 I PQ, Tel : (07 1 )5848653-4, Telex : 9 1 3273, Tele
fax : 2250470 ; HK Edinburgh : James Mil ler, Miller House, 1 8  South Greathill Ave, 
Edinburgh EH4 2LW, Tel : (03 1 )3322585,  Telefax : 2222020 ; HK Birmingham : Alfred 
Neumeister, 5 Barlows Road, Edgbaston, Birmingham B 1 5  2PN, Tel : (02 1 )454 1 1 97, 
Telex : 337475,  Telefax : 5447623 ; AHSt. London : Dr. Gerhard Kernthaler, 45 Prin
ce's Gate, Exhibition Road, London SW7 2QA, Tel : (07 1 )58444 1 1 ,  Telex : 25668, 
Telefax : 5842565 ; ÖFVW : 30 St. George Street, London WI R OAL, Tel : 
(07 1 )629046 1 ,  Telex : 24709, Telefax : 4996038 ;  AUA : 50 Conduit Street, London 
W l  R ONP, Tel : (07 1 )439074 1 ,  Telex : 2 1 757, Telefax : 4370343 

532 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 547 von 734

www.parlament.gv.at



Großbritannien 

Vor dem H intergrund der Verhandlungen zum EU-Beitri tt haben sich die b i l ateralen 
Beziehungen weiter i ntensiv iert .  

Bundesminister Ferdinand Lacina kam am 20.  Jänner zur Ehrung als " Finanzmini
ster des J ahres" durch d ie  Zeitschrift " International Financing Review" und vom 
25 .- 27 .  Apri l  zur Jahrestagung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung nach London.  Bundesminister Franz Fischler war von 7 . - 9 .  Juni  zu 
Arbeitsgesprächen in London. 

Am 1 9 . November traf Sektionschef Gerhard Waas, B MwA, mit  Deputy Secretary 
Christopher Roberts vom Department of Trade and Industry zu handel spol it ischen 
Gesprächen zusammen ; E WR- und EU-Fragen standen im M itte lpunkt .  Eine 
Delegation des B MJ U F  füh rte am 8. Jänner Gespräche im britischen Umweltmini 
sterium.  I m  s icherheitspolit ischen Bereich fanden am 7 ./8 .  September i n  London 
Gespräche auf Generalstabsebene statt. 

Am 22./23 . September absolvi erte der britische Verteidigungsminister M alcolm 
Rifkind einen offiziel len Besuch bei  Bundesminister Werner Fasslabend, wobei  er  
auch mit Bundeskanzler Franz Vranitzky, Vizekanzler Erhard Busek und Bundesmi
nister Alois M ock zusammentraf. Landwirtschaftsmini ster John Gummer kam am 
24./25 .  Jänner zu einem Arbeitsbesuch nach Österreich .  Der  für Europafragen 
zuständige Staats minister David Heathcoat-Amory führte am 2 1 ./22.  September 
Arbeitsgespräche mit den Bundesministern Alois Mock und Wolfgang S chüssel  in 
Wien.  Am 1 6 . N ovember stattete der stel lvertretende politische Direktor im Foreign 
Office Jeremy G reenstock einen Arbeitsbesuch ab. 

Die österreichischen Ausfu hren nach Großbritannien gingen um 1 2,3% auf 1 5 ,2  Mi l 
l iarden Schi l l ing zurück. Erwartungsgemäß waren Erzeugnisse der  Chemie- und 
Papierindustrie stark vom Preisdruck aus den verschiedenen Abwertungsländern 
betroffen .  Weitere empfindl iche Exporteinbrü che, die u. a .  auf die zurückhaltende 
I nvestitit ionsbereitschaft der brit ischen Industrie zurückzufü hren sind, gab es bei 
Kraftmaschinen, Büro- und E DV- Maschinen sowie Text i l ien und Bekle idung. 

Die b rit ischen Ausfuhren nach Österreich fielen ebenfalls um 4,5% auf 1 5 ,4 Mi l l i ar
den Schi l l ing. Die  Konjunkturschwäche in Österreich l ieß es n icht zu, daß die 
b ri ti s che Exportwirtschaft d ie  Pfundabwe rtung in  e inen erkennbaren Exporterfolg 
u mwandel n konnte. Einbrüche waren insbesondere bei Stra ßenfahrzeugen, N ach
r ichtengeräten und Arbeitsmaschinen festzustel len .  

Im Fremdenverkehr führte das schwache Pfund zu einem Rückgang der N ächti
gungszahlen b rit ischer Url auber in  Österre ich um etwa 9%, die Briten b l ieben aber 
unter den ausländischen Touristen auf dem 3. Platz. 

Kulture l l  gab es drei  besondere H öhepunkte : eine Tournee der Sängerknaben durch 
das Vereinigte Königreich vom 24. N ovember - 8. Dezember, ein Gastspiel der 
Wiener Phi lharmoniker in London Anfang N ovember sowie im gleichen Monat 
Aufführungen der  Spanischen Hofreitschule i n  London und erstmals auch in  
B i rmingham. M oderne österre ichische Mus ik  konnte i m  Rahmen e iner  Auffüh
rungsserie im  Apri l/Mai  unter dem Titel " Alternative Vienna" in  den Konzertsälen 
des Londoner Kulturzentrums  an der South Bank präsentiert werden. Eine 
Großveranstaltung auf dem Gebiet der B i ldenden Kunst war d ie  erste Einzeiausstel
lung von Werken Fritz Wotrubas in  G roßbritannien im Yorksh ire Sculpture Park. 
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Hongkong 

Das Kulturinstitut unterstützte eine Reihe von Aufführungen österreichischer 
Bühnenwerke mit Konzentration auf Autoren des 20. Jahrhunderts (Bruckner, 
Horvath, Canetti, Kreisler, Roth, Mitterer) . U nter den wissenschaftlichen Veranstal
tungen sind v. a. Symposien über I ngeborg Bachmann und Friedrich von Hayek 
hervorzuheben. Die Lektorenstellen in Großbritannien und Irland verringerten sich 
aufgrund von Budgetkürzungen von 32 auf 30. Österreichische Sprachassistenten 
waren weiterhin an britischen Mittelschulen tätig. Das Jugendaustauschprojekt der 
Anglo-Austrian Society wurde vom BMaA finanziell unterstützt. 

Hongkong 

ÖGK Honkong : Dr. Heinrich Querner, 220 1 Wang Kee Building, 34 - 37 Connaught 
Road Central, Tel : 5228086-89, Telex : 86006, Telefax : 52 1 8773 ; AHSt. Hongkong : 
Dkfm .  Friedrich Kuen, 1 3/ F  Diamond Exchange Building, 8 -1 0  Duddell Street, 
Hongkong, Tel : 5222388,  Telefax : 8 1 06493 ; Lauda Air : M I ,  New Henry House, 
No. 1 0  lee House Street, Central, Hongkong, Tel : 525522 1 ,  Telefax : 8685488 

Die Auseinandersetzungen um die vom britischen Gouverneur Christopher Patten 
vorgeschlagenen politischen Reformen hatten keinen Einfluß auf die weiterhin 
ausgezeichnete Wirtschaftsentwicklung von Hongkong, seine zunehmende Verflech
tung mit China und seine Rolle als interessanter Wirtschaftspartner, die zu einem 
regen Besuchsaustausch führte. 

Aus Österreich kamen Bundeskanzler Franz Vranitzky, begleitet von Bundesminister 
Ferdinand Lacina und dem Vizepräsidenten der Wirtschaftskammer Österreich, 
Nationalratsabgeordnetem Herbert Schmidtmeier, sowie einer umfangreichen Wirt
schafts- und Journalistendelegation (3 1 .  M ärz - 2. April ,  Arbeitsgespräche mit 
Acting Governor Sir David Ford und Financial Secretary Hamish Macleod), Zweiter 
Nationalratspräsident Robert Lichal (28. Juni - 1 .  Juli, Arbeitsgespräch mit Präsi
dent des Legislativrats J. Swaine), ÖVP-Klubobmann Heinrich Neisser mit einer 
Parlamentarierdelegation (8 .- 1 2. September, Arbeitsgespräche mit Mitgliedern des 
Legislativrats), Bürgermeister der Stadt Wien Helmut Zilk mit dem Präsidenten der 
Wirtschaftskammer Wien, Walter Nettig, und einer Wiener Wirtschaftsdelegation 
(25 ./26. Oktober und 25.- 28 .  November), Landeshauptmann von Kärnten Christof 
Zernatto und Landeshauptmannstellvertreter Peter Ambrozy mit Wirtschaftsdelega
tion (2.-4. Dezember), Staatssekretärin M aria Fekter (27./28. August), Landes
hauptmannstellvertreterin von Niederösterreich Liese Prokop und Delegation 
(28.- 30. Oktober), Wiener Stadtrat Swoboda und Delegation (27 .- 30. September), 
Volks anwälte Herbert Kohlmaier und Horst Sehender (9 .-1 2 .  Oktober), General
sekretär-Stellvertreter der Wirtschaftskam mer Österreich Johann Farnleitner 
( 1 3 .-1 5 .  Oktober, Europe/East Asia Economic Forum). 

Die Verhandlungen über ein bilaterales Luftverkehrsabkommen mit Hongkong 
führten am 1 9. November zur Paraphierung des Vertrags. Über den Entwurf eines 
I nvestitionsschutzabkommens wurde am 24. März großteils Einigung erzielt, sodaß 
die Paraphierung in absehbarer Zeit erfolgen kann. 

Die österreichische Wirtschaft hat starkes Interesse an Hongkong und den umliegen
den in starkem Wachstum befindlichen Märkten gezeigt (Handelsmissionen der 
Wirtschaftskammer Österreich, Fachverband der Eisen- und Metallindustrie, Grup
penausstel lungen der Wirtschaftskammer an HOFEX'93, Leather Fair, Interstoff). 
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Guatemala, Guinea 

Die Importe be l iefen s ich 1 993 auf 2,7 3 2  Mi l l iarden Sch i l l ing (- 4, 1 %), d ie  Exporte 
auf 2,592 Mi l l i arden Schi l l ing ( +  1 1 ,2%) .  Die  für Österreich traditionel l  negative 
H andelsbi lanz i st n ach starken Zuwächsen der Exporte praktisch ausgegl ichen.  Der 
Fremdenverkehr nimmt weiter zu.  

Österreich war durch eine Anzahl von Ausste l lungen und Konzertveranstaltungen 
auch kulturel l  präsent. 

Guatemala 
(Republik Guatemala), Guatemala-Stadt 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Ramiro de Lean Carpio 

Außenminister 

Arturo Fajardo Maldonado 

ÖB Guatemala :  M issionschef: s iehe M ex iko ; Geschäftsträgerin a .  i . : M ag.  Chri st ine 
M oosbrugger, 6 a Ave.  20 - 25 ,  Zona 1 0, Edific io Plaza Maritima, Guatemala-Stadt, 
Tel : (2)682324, 370204, Telex : 5224ACAGU ; HGK Guatemala-Stadt : Ernst Gla
wischnig, 2 a Ave.  1 2 - 60, Zona 1 4, Guatem ala-Stadt, Tel : (2)326079, Telefax : 
3 3633 1 ;  AHSt. : s iehe M exi ko 

Im Februar besuchte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wol fgang 
Schal lenberg im Anschluß an seinen B esuch in Mexiko auch Guatemala.  Er war in  
Mexiko mit  der  guatemaltekischen Fri edensnobelpreisträgerin Rigoberta Menchu 
zusammengetroffen und führte in  Guatemala Gespräche mit  dem damaligen 
Präs identen Jorge Serrano, Fachministern und dem Generalprokurator für Men
schenrechte Ramiro de Lean Carpio, der seit Juni Präsident ist .  

Guatemala ist ein Kooperationsland der österreichischen Entwicklungszusammenar
beit. Programme zur Förderung ländl icher Entwicklung im westlichen Hochland und 
im nördlichen Ti efland (Peten) wurden als Schwerpunkte der österreichischen EZA 
weiter ausgebaut, die Förderung eines Kreditsystems für Kleinunternehmen fortgesetzt 
und Konsumentenschutzbüros für die Region Zentralamerikas eingerichtet. 

D ie  österrei chischen Exporte fielen u m  28,3% auf 42,3 Mi l l ionen Schi l l ing, die 
I mporte um 23,M;() auf 70,2 Mi l l ionen Sch i l l ing .  

Die österreichische Schule  in Guatemala gi l t  vie lfach als die beste Schule des 
Landes. 1 993  wurden 1 .059 Schüler von 44 einheimischen Professoren und 25 
österreich ischen Subventions lehrern unterrichtet. Schüler aus den ärmeren Bevö lke
rungsschi chten erhalten nach Maßgabe der finanzie l l en Mögl ichkeiten der Schule 
St ipendien.  Im pädagogischen Bereich wurde weiterh in  der Fort- und Weiterb i ldung 
der guatemaltekischen und österreichi schen Lehrer große Bedeutung beigemessen. 

Guinea 
(Republik Guinea), Conakry 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Genera l  Lansana Conte 

ÖB : siehe Senega l ; AHSt. : s iehe Marokko 

Au ßenminister 

Ibrah ima Syl la 
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Guinea-Bissau - Haiti 

Österreich beteiligt s ich an einer Umschuldungsaktion des Pariser Klubs. Sechs 
guineische Studenten erhielten Stipendien oder Verlängerungen. 

Die österreichischen Ausfuhren nach Guinea, hauptsächl ich Tabak und Papier, 
betrugen 1 0,7 Millionen Schilling (-48,5%), die Einfuhren (Erze und Kaffee) 
26,7 Millionen Schil l ing (- 1 6,4%). 

Guinea-Bissau 
(Republik Guinea-Bissau), Bissau 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

General Joao Bernardo Vieira 

ÖB : siehe Senegal ; AHSt. : siehe Marokko 

Außenminister 

Bernadino Cardoso 

Im Rahmen eines staatlichen Programms zur Förderung privater und genossen
schaftlicher Kleinbetriebe finanziert Österreich gemeinsam mit SWISSAID ein 
Pi lotprojekt zum Aufbau einer ländlichen Kleinindustrie und ist an einem Projekt 
eines Verbindungsbüros, das eine landesweite Koordinations- und Servicestruktur 
schaffen soll, maßgeblich beteiligt. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Guyana 
(Kooperative Republik Guyana), Georgetown 

Staatsoberhaupt 

Cheddi B. Jagan 

Regierungschef 

Sam Hinds 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela 

Außenminister 

Clement Rohee Anthony 
Hinds 

Die österreichischen Exporte (hauptsächlich Tabak) stiegen auf 74,5 Millionen 
Schil ling ( +  1 54,2%). Die Importe waren gering. 

Haiti 
(Republik Haiti), Port-au-Prince 

Staatsoberhaupt 

Jean-Bertrand Aristide 

Regierungschef 

Robert Malval 

Außenminister 

Claudette Werleigh 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela ; HGK Port-au-Prince : Hans-Peter Hackenbruch, 
1 2, Rue de Quai, Port-au-Prince, Tel : (509)222042, 224993,  Telex : 2030372, Tele
fax : 23 1 886 

Die Lage der Menschenrechte und die wirtschaftliche Situation haben sich in diesem 
Land, das zu den am wenigsten entwickelten Staaten der Welt zählt, weiter 
verschlechtert. I nternationalen Bemühungen unter der Ägide der VN, die Rückkehr 
von Präsident Jean-Bertrand Aristide nach Haiti bis 30. Oktober zu ermöglichen, 
waren erfolglos. Die österreichische Bereitschaft, ein Kontingent für die in Aussicht 
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Heiliger Stuhl, Honduras 

genommenen internationalen Polizei kräfte zur Verfügung zu stel len, ist daher noch 
n icht zum Tragen gekommen.  

Der b i laterale H andelsverkehr  war gering. 

Heiliger Stuhl 
(Staat der Vatikanstadt), Vatikan 

Staatsoberhaupt 

Papst Johannes Paul 1 1 .  
Regierungschef 

Kardinal-Staatssekretär 
Angelo Sodano 

Sekretär für die 

Bezi ehungen mit den 
Staaten Erzbischof Jean 
Louis Tauran 

ÖB beim Heiligen Stuhl : Dr. Georg Hohenberg, Via Reno, 1 -00 1 98 Rom, 
Tel : (6)84 1 6262, Telex : 620589, Telefax : 8543058 

N ach der Weihe des neuen Diözesanbischofs Paul Iby in  Eisenstadt veranstaltete 
diese Diözese Anfang Februar eine Wall fahrt nach Rom mit mehr als 300 
burgenländischen Pilgern unter der Leitung des neuen und des alten Bi schofs .  

Im Februar wurde Papst Johannes Pau l 1 1 .  das vom Wiener Nuntius, Erzbischof 
Donato Squicciarini herausgegebene Buch " Die Weltfriedens botschaften Papst 
J ohannes Paul 1 1 ." im Rahmen einer Privataudienz vorgestel l t. Dazu kamen 
Altbundespräsident Kurt Waldheim und der Vizepräsident des Bundesrats Universi
tätsprofessor H erbert Schambeck nach Rom. 

Zum einjährigen Bestehen der Aktion " Nachbar in  Not" sandte Papst Johannes Paul 
1 1 .  eine Grußbotschaft, in der er den Österrei chern für ihre großzügige Hi l fe dankte. 
Der Generalsekretär des O R F, Kurt Bergmann, der Präsident des österre ich ischen 
Roten K reuzes, Heinrich Treichl ,  sowie der Koordinator der Caritas, Peter 
Quendler, wu rden vom Papst empfangen. 

Am 25. Jun i  wurden FPÖ-Obmann Jörg H aider, seine Fami l ie  und engste Mitarbei 
ter von Papst Johannes Paul  I I .  in  Privataudienz empfangen. 

Am Europaratsgi pfel im  Oktober in Wien nahm der " Regierungschef" des H ei l igen 
Stuhls ,  Kardinalstaatssekretär Angelo Sodano tei l .  Am 1 8 . Dezember übergaben der 
B ischof von Graz Johann Weber und Landesh auptmann losef K rainer in  Begleitung 
e iner Reihe  steirischer Spitzen polit iker und rund 1 . 300 ste i ri scher Pi lger dem 
H ei l igen Vater einen steirischen Chri stbaum aus den Wäldern des Stifts St. Lamh
recht für den Petersplatz. 

Honduras 
(Republik Honduras), Tegucigalpa 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Rafael Leonardo Cal lejas Romero 

Außenminister 

Mario Carias Zapata 

ÖB und AHSt. : s iehe Mexiko ; HGK Tegucigalpa : derzeit unbesetzt ; HK San Pedro 
Sula : Dip! .  Vw. He lmuth Köh l ,  B I .  30, No.  1 3  + 1 4, Co! .  Satel ite I, Tel : ( 504)5263 87,  
Telefax : 5 7 6308 
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Indien 

Die österreichischen Exporte erhöhten sich um 48, 1 %  auf 1 6,3 Mil l ionen Schilling, 
die Importe stiegen um 8% auf 1 48 Millionen Schil l ing. 

Indien 
(Republik Indien), New Delhi 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Shankar Dayal Sharma P. V. Narasimha Rao Dinesh Singh 

ÖB New Delhi : Dr. Karl Peterlik, EP- 1 3 , Chandergupta Marg, Chanakyapuri, New 
Delhi 1 1 0 02 1 ,  Tel : ( 1 1 )60 1 1 1 2, 60 1 607, 6886834, 60 1 23 8, 60 1 555, 6886033,  Telex : 
3 1 820 1 4  aust in Telefax : 6886929 ; HGK Bombay : Jasu Shah, 2 1 0  Taj Building, 3rd 
Floor, Dr. Dadabhai Naoroji Road, Bombay 400 00 1 ,  Tel : (22)2042044-7, Te
lex : 1 1 82775, Telefax : 2870502 ; HK Kalkutta : Anna Mukherji, 96/ 1 Sarat Bose 
Road, Ca1cutta 700 026, Tel : (33)752795 ; HK Madras : B. H. Kothari, clo Kothari 
Building, Nungambakkam High Road 20, Madras 600 034, Tel : (44)472 1 3 1 , 474369, 
474376, 476036, 474385,  Telex : 4 1 6674, Telefax : 8272263 ; AHSt. New Delhi : 
Dr. Heinz Rampitsch, 1 2  Amrita Shergill  Marg, New Delhi 1 1 0 003, Tel : 
( 1 1 )46 1 8395, 46 1 8397, 4690867, Telex : 3 1 62259 ahnd in, Telefax : 46 1 8742 

Im April fand in New Delhi eine Tagung der Interparlamemtarischen Union statt, 
bei der Österreich durch eine hochrangige Delegation des Nationalrats vertreten 
war. 

Anfang September besuchte der Minister für Umwelt und Forstwirtschaft, Kamal 
Nath, Österreich und führte Gespräche mit Bundesministerin Maria Rauch-Kallat 
und den Bundesministern Wolfgang Schüssel und Franz Fischler, insbesondere über 
die Möglichkeit der Beteiligung österreichischer Firmen an Umweltschutzprojekten 
in Indien. 

Im Februar besuchte der Generalsekretär der Wirtschaftskammer Österreich, 
Johann Farnleitner, Indien. Das Interesse der österreichischen Wirtschaft am 
indischen Markt fand auch in einer Wirtschaftsmission im Oktober seien Ausdruck. 
Ein neu es Textilabkommen wurde im November abgeschlossen. 

Die österreichischen Exporte, v. a. Maschinen und Fahrzeuge, Eisen und Stahl, 
chemische Produkte, Papier, Metallwaren und Waren aus mineralischen Stoffen, 
sanken um 23,8% auf 865,8 Millionen Schilling. Die Importe, v. a. Kleidung, 
Textil ien, Schuhe und Leder, stiegen um 1 6,9% auf 1 69,8 Mi ll iarden Schill ing. Von 
Jänner bis November wurden in Indien drei Joint-ventures und sieben Lizenzab
kommen mit österreichischen Firmen abgeschlossen. 35 weitere Vereinbarungen 
befinden sich im Verhandlungsstadium. 

Im April wurde auf der Schallaburg die Indienausstellung "Magische Hände" 
eröffnet. 

Die österreichische Botschaft organisierte eine Reihe von Vorträgen, Lesungen und 
Konzerten in Indien : u.  a. Vienna Flautists/Teilnahme bei den Internationalen 
M usikfestspielen, Mozarteum Quartett Salzburg, Wolfgang Sengstschmid/Solokon
zert Viol ine, Artisquartett, Konzert des Delhi Symphony Orchestra mit dem 
österreichischen Dirigenten Kamilarov und dem österreichischen Pianisten Ossber
ger. Daneben spielte der Verleih von Filmen eine wichtige Rolle.  
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Indonesien 

1 993 wurden 1 7  St ipendien in  den Bere ichen Naturwissenschaften, Tou ri smusma
nagement ,  Hydrologie und für den Zol lbeamtenlehrgang vergeben .  

Indonesien 
(Republik Indonesien), Jakarta 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

General Tni Soeharto 

Außenminister 

Ali Alatas 

ÖB Jakarta : Dr. H erbert Krö 1 1 ,  J l .  Diponegoro 44, P. O.  Box 2746, Jakarta Pusat 
1 0027,  Tel : (2 1 ) 3 3 8090, 3 38 1 0 1 ,  3 1 0745 1 ,  390723 5 ,  Telex : 46387 oebjkt, Te le
fax : 3 904927 ; AHSt. Jakarta : Dr. Oskar Andesner, JI .  Jambu 1 7 , P. O.  Box 2247, 
Jakarta Pusat 1 0027, Tel : (2 1 )3 1 05242, 3 1 00893 , 325958 ,  3906948, Telex : 6 1 1 08 
auscom ia ,  Telefax : 327342 

Präsident Tni Soeharto kam in  Begleitung von Staatsmini ster Moerdiono und 
Außenmin i ster Al i  Al atas am 22 ./23 .  N ovember zu einem informel len Besuch nach 
Wien . Er  t raf mit  Bundespräsident Thomas Klest i l  zusammen und Bundesmin ister 
Alois M ock mit Außenminis ter Al i Alatas, der bereits zur Weltkonferenz über 
Menschenrechte im Juni i n  Österreich war. 

Am 4./5 .  Feburar besuchte der Präs ident  der Wirtschaftskammer Österreich, 
Leopol d  Maderthaner, im Bemühen um eine Lösung des Tropenholzprobl ems 
I ndones ien .  Zu diesem Zwecke unternahm auch eine Parl amentarierde legat ion 
unter  der Leitung von Nationalratsabgeordnetem Peter Jankowitsch von 1 1 .- 1 7 . Fe
bruar 1 993 e ine Fact- finding- Miss ion .  Der General sekretär für auswärtige Angele
genheiten Wol fgang Schal lenberg hielt s ich von 1 6 .- 1 9 . September in  Jakarta auf, wo 
er  mit dem Koordinat ionsminister für pol i t ische Angelegenheiten, Soesi l o  Soedar
man, und mit dem Vors itzenden der staat l ichen Planungsgsbehörde, Ginandajar 
Kartasasmita, zusammentraf sowie vor dem " Forum I ndones ia" e inen Vortrag hiel t .  

Für d ie  Opfer des Erdbebens in Flores stel l te  d ie  Bundesregie rung 250 .000 Schi l l ing 
für mul ti latera le  H i l fsaktionen zur  Verfügung. 

Die österre ich i schen Ausfuhren,  v.  a. Maschinen, E l ektronik  und Chemikal ien.  
s t iegen auf 2,454 M i l l i arden Schi l l ing ( +  24,0%) und die I mporte (Text i l ien ,  Schuhe,  
Kautschuk)  auf 800,8 Mi l l ionen Sch i l l i ng ( + 23,5%) .  

I n  der Entwicklungszusammenarbeit  s ind die Bereiche I n frastruktur und Ausbi l 
dung prioritär .  Die unvers i täre Zusammenarbeit wurde fortgesetzt, 1 993 studie rten 
45 indones i sche Sti pendiaten in Österreich .  

Erstmals  wurde mi t  Unterstützung der Stadt  Wien im Mai in  Jakarta ein Wi ener Bal l  
veranstaltet .  Weitere Höhepunkte waren die Konzerte der Jazz- Rock Gruppen 
"Vienna Southern Train" und "Vienna B lue Brass Sextett" ,  d i e  ebenfa l l s  in  Bal i  und 
in Ir ian Jaya auftraten .  Am Jazz- Fest ival  in  Jakarta und Bal i  nahm auch der Gi tarrist 
H elmut Jasbar te i l .  Das Mozarteum Quartett gasti erte im Februar in Jakarta und Bali 
und im Oktober das Wiener Brahms Quartett in  Jakarta .  Der Geigenvi rtuose 
\Vo lfgang Sengstschmid gab im Rahmen einer ausgedehnten Südostas ien-Tournee 
Konzerte in  Jakarta, Semarang, Bali und Ambon. I n  Zusammenarbeit  mit dem 
staat l i chen Rundfunk veranstaltete die  Botschaft im September e in Radrennen.  
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Irak 
(Republik Irak), Bagdad 

Staatsoberhaupt 

Saddam Hussein 

Irak, Iran 

Regierungschef 

Mohammed Hamza 
AI-Zubaidi 

Außenminister 

Mohammed Said Al-Sahhaf 

ÖB Bagdad : vorübergehend geschlossen ; AHSt. und AUA : derzeit geschlossen 

Die österreichische Botschaft blieb geschlossen, diplomatische Beziehungen beste
hen jedoch weiter. 

Iran 
(Islamische Republik Iran), Teheran 

Religiöser Führer 

Ayatollah Seyed Ali 
Khamenei 

Staatschef und 
Regierungschef 

Hojjatoleslam Akbar 
Hashemi Rafsanjani 

Außenminister 

Ali Akbar Velayati 

ÖB Teheran : Dr. Erich M. Buttenhauser, B. P. Box 1 5 1 1 5  -455, Argentine Square 
Nr. 78 ,  Teheran, Tel : (2 1 )620753, 620 1 80, Telex : 2 1 2872, Telefax : 620778 ; KI Tehe
ran : Dr. Wolfgang Angerholzer, Apadana Ave. ,  Nowbakht Str., 6th All ey No. 23, 
Teheran, Tel : (2 1 )864823 , Telex : ÖB Teheran, AHSt. Teheran : M ag. Georg Krau
chenberg, P. O. Box 1 1 365 - 4648, Ave. Afrika, Golgasht Alley No. 2 1 ,  Teheran, 
Tel : (2 1 )29779 1 , 2007835, 2007559, Telex : 2 1 2 1 75 acoi ir, Telefax : 2007834 ; AUA : 
Ave. Motahari, Daryaye Noor, No. 32, Teheran, Tel : (2 1 )624967, 622488 

Besuche aus Österreich : 26.- 28.  April : Gegenbesuch des Präsidenten der Wirt
schaftskammer Österreich Leopold Maderthaner, 26.- 3 1  Juli : Bundesminister Franz 
Fischler (offizieller Besuch), 5.- 8 .  Oktober : Vizepräsident der Wirtschaftskammer 
Österreich, Josef Fröhlich (Teheraner Messe), 1 8 .-25 .  Oktober : Vertreter des 
österreichischen Tourismusgewerbes unter der Leitung des BMwA (Prüfung der 
Möglichkeiten zum Ausbau des Österreichtourismus). 

Besuche in Österreich : 24.- 26. Juni : Arbeitsminister Hossein Kamali, 20.- 25.  Sep
tember : Gegenbesuch einer Parlamentarierdelegation unter der Leitung des Ersten 
stv. Parlamentspräsidenten Hassan Rohani ; am 25 ./26. November Vizeaußenmini
ster für Europa und Amerika, Mahmood Vaezi, zu einem Gedankenaustausch mit 
dem Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg. Zur 
Christlich-Islamischen Dialogkonferenz " Friede für die Menschheit" (Wien, 
30. März - 2. April) entsandte der Iran prominente Vertreter. 

Von 8 .- 1 2. November fand in Teheran die dritte Zwischensession im Rahmen der 
österreichisch-iranischen Gemischten Wirtschaftskommission statt. Von 22.- 27. No
vember besuchte eine Zuckerexperten-Delegation über Einladung des Bundesmini
sters für Land- und Forstwirtschaft einschlägige I nstitutionen und Betriebe. 

Der I ran blieb 1 993 einer der wichtigsten außereuropäischen Handelspartner 
Österreichs. Österreich tätigte Ausfuhren von 3 ,367 Mill iarden Schilling (- 20, 1 %) 
und Einfuhren von 946,7 Mil lionen Schill ing (- 29,9%). Österreich exportierte 
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Irland 

Anlagen und M aschinen, Pharmazeutika, Papier, Waren aus mineral ischen Stoffen 
und Metal lwaren, die Einfuhren umfaßten die t raditi onel len Produkte Erdöl ,  
Teppiche und  Trockenfrüchte. Trotz des  Rückgangs im H andelsverkehr gab es im 
Oktober m i t  49  österreichischen Firmen wieder eine ansehn l i che Bete i l igung an  der 
I nternat ionalen M esse Teheran. 

I ranische Studenten stel len an österreichischen H ochschulen und Universitäten das 
grö ßte Kont ingent al ler Entwicklungsländer ( 1 992 : 1 .545 Personen). 

Das österre ichische Kulturinstitut Teheran veranstaltete als einzige derartige 
I nstitution Sprachkurse für mehr a l s 700 Tei lnehmer. Weiters werden z. T. in 
Zusammenarbeit  mit i ranischen I nstitutionen Konzerte, M eisterkurse und Ausstel
lungen durchgeführt .  Das Kulturinstitut b ietet auch den Rahmen für eine universi
täre Zusammenarbeit. 

Irland 
(Irische Republik), Dublin 

Staatsoberhaupt 

Mary Robinson 

Regierungschef 

Albert Reynolds 

Außenminister 

Dick Spring 

ÖB Dubl in : Dr. M i chael Breisky, 1 5  Ailesbury Court, 93 Ailesbury Road, Dubl in 4, 
Tel : 2694577 ,  269 1 45 1 ,  Telex : 30366, Telefax : 2830860 ; AHSt. Dublin die auch d ie  
Agenden der  ÖFVW wahrnimmt : Dr.  Hara ld K lug, Merrion Hal l ,  Strand Road, 
Sandymou nt, P. O. Box 2506, Tel : 2830488, Telex : 93334, Telefax : 2833053 1 

I m  H inb l i ck auf die Beitrittsverhandl ungen Österreichs zur EU standen Fragen der 
Europäischen I ntegration und S icherheitspol i t ik  im Vordergrund der b i l atera len 
Kontakte. 

Premiermini ster Albert Reynolds s tattete am 1 3 . Mai Österre ich einen offizie l l en 
Besuch ab,  Tourismus- und Handelsminister Charles M cCreevy wei lte am 22 ./  
23 . September  in  Wien. 

Bundesmin i ster Alois Mock führte  am Rande der 48 . Generalversammlung der VN 
in New York und während der M enschenrechtskonferenz am 1 4. Juni  i n  Wien 
bil aterale Gespräche mit se inem Ressortkol l egen Dick Spring. Die i rische Delega
tion zum E uroparatsgi pfel in  Wien le i tete Premierminister Albert Reynolds .  Die 
Politischen Direktoren Österreichs und I rlands trafen sich am 23 .  März in Dubl in .  

Die österreichischen Exporte wiesen mit  934,8  M i l l ionen Schi l l ing e ine Steigerung 
um 3 ,  I % auf, während die I mporte um 1 , 1  % auf 2,877 Mi l l i arden Sch i l l ing st iegen.  
Den ca.  1 4 .000 i rischen Touri sten, die 1 993 Österreich ( in  erster Lin ie  Tiro l )  
besuchten, standen ca. 28 . 500 österreichische Besucher i n  I rl and gegenüber. 

Österre ich war mi t  I nformationsständen an der Tourismusmesse H O LI DA Y 
WORLD i n  Dubl in  (20. - 24.  Jänner) und an I RC H E M  (Chemi cal and Process 
Engineering Exhibit ion) in B larney, Co. Cork, 2 1 . -23 .  September, vertreten . Eine 
aus zwölf österreichischen U nternehmen bestehende Wirtschaftsmiss ion b esuchte 
am 24./25 .  Februar Dubl in .  

Die in  I r land durchgeführten kulture l len Veranstaltungen umfaßten Lesungen der 
österreichischen Autoren Ju l ian Schutting, Gustav Ernst und Anna Waltraud 
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/sland, Israel 

Mitgutsch im Rahmen des Symposiums "Deutschsprachige Erzähler der Gegen
wart", Aufführungen des Nestroytheaters, Konzerte des Grazer Streichtrios und des 
Wiener Thalia Quartetts sowie eine Ausstellung junger Tiroler Künstler. 

Im wissenschaftlichen Bereich ist das Symposium "What is Life - The Next 
50 Years" im Gedenken an den österreichischen Nobelpreisträger Erwin Schrödin
ger hervorzuheben. Darüber hinaus wurden Direktkontakte zwischen österreichi
schen und irischen Universitäten angebahnt. Vorträge und Symposien boten 
Gelegenheit zu einem wissenschaftlichen Gedankenaustausch. 

Seit Jahren besteht ein Austausch von vier Lektoren und zwei Sprachassistenten. 
Vier österreichische Stipendiaten studieren an irischen Universitäten. 

Island 
(Republik Island), Reykjavik 

Staatsoberhaupt 

Vigdis Finnbogadottir 

Regierungschef 

David Oddsson 

Außenminister 

Jon Baldvin Hannibalsson 

ÖB : siehe Dänemark ; AHSt. : siehe Norwegen ; HGK Reykjavik : Ludwig H. Siem
sen, Austurstraeti 1 7, 1 0 1  Reykjavik, Tel : 1 -240 1 6, Telefax : 1 -6250 1 6  

I m  Juni besichtigte eine Delegation des Wiener Gemeinderats unter Leitung von 
Stadtrat Johann Hatzl kommunale Einrichtungen in Reykjavik, insbesondere 
Energi.e- und Fernwämr�projekte. Ende August besuchte eine Wirtschaftsrnission 
der WIrtschaftskammer Osterreich, an der 1 2  österreichische Firmen tei lnahmen, 
Reykjavik. 

Österreich exportierte Waren im Wert von 1 32,9 Mill ionen Schilling ( + 23 ,6%) und 
importierte im Wert von 32,6 Mill ionen Schilling (- 1 8,6%). Im Reiseverkehr ist ein 
Anstieg österreichischer Touristen nach Island zu verzeichnen. 

Im Rahmen des Ausbildungsprogramms für isländische Deutschlehrer wurde von 
29. Mai - 7. Juni in Payerbach/NÖ ein Seminar für 30 isländische Deutschlehrer 
abgehalten. 

Im Mai fand ein Konzert des Männerchors von Reykjavik zu Ehren des seit 1 949 in 
Island lebenden Österreichers Professor Pal l  Pampichler Palson statt. Im Juli 
unternahm der Chor der Wirtschafts universität Wien eine achttägige Konzertreise 
nach Island. 

Israel 
(Staat Israel), Jerusalem (Sitz der Obersten Organe), Tel Aviv 

Staatsoberhaupt 

Ezer Weizman 

Regierungschef 

Jitzhak Rabin 

Außenminister 

Shimon Peres 

ÖB Tel Aviv : Dr. Kurt Hengl, 1 1 , H erman-Cohen-Street, P. O. Box 1 1 095, 6 1 1 1 0 
Tel Aviv, Tel : (3)5246 1 86, Telex : 33435,  Telefax : 5244039 ;  AHSt. Tel Aviv : Dipl. Kfm. 
Hans Kaufmann, 1 98 Hayarkon Street, Tel Aviv, Tel : (3)5246443, 522664 1 ,  5240639, 
Telefax : 5240047 ; HK Jerusalem : Itzchak Molho, 8,  Hovevei Zion St., 
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Israel 

P. O . Box  1 376, Jerusalem 9 1 0 1 3 , Tel : (2)666 1 6 1 ,  Telefax : 636407 ; HK Haifa : Zwi 
H e inrich Löwenthai, 1 2, Allenby Street, P. O. Box 226, Ha i fa 3 1 00 1 ,  Tel : (4)522498 ,  
Tel efax : 5 1 7404 ; AUA und ÖFVW : El i  Messer, 1 7 , Ben Yehuda Street, Tel Aviv ,  
Tel : (3)5 1 73535 ,  Telefax : 5 1 03 892 

Besuche aus Österreich : Bundeskanzler Franz Vranitzky (in Begleitung von Bundes
min i ster Rudolf  Scholten) im Juni, als erster österre ichischer Regierungschef: 
Begegnungen mit Präsident Ezer Weizmann, Premiermin ister J itzhak Rab in  und 
Außenmini ster Sh imon Peres .  In seinem Vortrag an der Hebräischen U n iversität 
Jerusalem behandelte er u .  a .  die M itschuld mancher Österreicher an den Verbrechen 
des N aziregimes sowie daraus folgend eine kol lektive M itverantwortung Österreichs 
und kündigte an, ehemaligen M itbürgern, d ie  Österreich vor 1 945 aus rel igiösen, 
pol i t i schen oder rassischen Gründen verlassen mußten, die Wiedererlangung der 
Staatsbürgerschaft zu erleichtern. In Vorbereitung dieses Besuchs waren 1 2  israel i 
sche Journal i sten nach Wien eingeladen worden, d ie  u .  a .  formlos mit  PLO-Chef 
Yass i r  Arafat anläß l i ch seines zufä l l ig  gle ichzeitigen Wienbesuchs zusammentrafen ; 
Bundesmin ister Rudolf Scholten i m  Apri l  ( im Rahmen der Eröffnung des Israel
Festivals : Österreich war durch Staats- und Volksoper, das Burgtheater, den Wiener 
S ingvere in ,  das Serapionstheater, das Vienna Art Orchestra, das Clemencic Consort 
und das Hagen Quartett vertreten) ; Anfang November Bundesm ini sterin Maria 
Rauch - Kal lat (Gespräch über Zusammenarbeit auf dem U mweltsektor, Intensivie
rung des b i l ateralen Jugendaustausches, Zusammentreffen mit Premiermin ister 
J i tzhak Rabin und anderen Regierungsmitgliedern) ; im Dezember der Generalsekre
tär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schal lenberg (Arbeitsbesuch in 
Erwiderung e ines Besuchs des damal igen Generaldi rektors des i srael i schen Außen
amts, Joseph H adass, im März in Wien, Zusammentreffen mit Au ßenminister 
Sh i mon Peres und Generaldirektor U ri Sav ir) .  

I m Mai  wurde das 1 30jährige Bestehen des Österreichischen Pi lgerhospizes in der 
Altstadt von Jerusalem in Anwesenheit  von Kardinal H erm ann Groer und Bürger
meister Teddy Kollek fest l i ch begangen.  Am 26. Oktober wu rde der österreichische 
Kindergarten in  Ramat Gan bei  Tel Aviv, errichtet aus H i l fsmitteln der österrei chi
schen Bundesregierung für den Wiederaufbau nach dem Golfkri eg, in  Anwesenheit 
des Vorsitzenden der Österrei chi sch-I srael i schen Freundschaftsgesel l schaft, Natio
nalratsabgeordneten Walter Schwimm er, seiner Best immung übergeben.  Die  Präs i 
dent in der Österreichischen N ationalbank, Maria Schaumayer, nahm an einem 
Symposium an der Hebräischen U nivers ität Jerusalem tei l ,  in dessen Rahmen sie mit 
i s rael i s chen Regierungsvert retern und dem Präsidenten der i srael i schen National
bank, Jacob Frenkel ,  zusammentraf. 

I n  Wien hielt  d ie  Vorsitzende der  Freundschaftsgesel lschaften für i srae l i sche 
Univers itäten, Leah Rabin ,  gemeinsam mit Bundesmin i sterin Mari a Rauch- Kallat 
e inen Vortrag über Sozial - und Frauenfragen . Der i srae l i sche Minister für Wirt
schaftsp lanung, Shimon Shitrit ,  h ielt s i ch zwecks Förderung der w irtschaftl i chen 
und universitären Zusammenarbeit zu  e inem Arbeitsbesuch in  Österre ich auf. Im 
November wurden in  Wien im Rahmen der jüdi schen Kulturwochen die 30-Jahrfeier  
der Österrei chisch-israel i schen Freundschaftsgesel lschaft und die Neueröffung des 
Jüdischen Museums begangen ; dem aus Wien stam menden langjährigem Jerusale
mer Bürgermeister Teddy Kol lek wurde bei  diesem Anlaß das Ehrendoktorat der 
Un iversität Wien verl iehen .  
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Israel 

Das mit 1 .  Jänner in  Kraft getretene EFTA-Israel- Freihandelsabkommen erbrachte 
eine kontinuierliche Ausweitung des bilateralen Warenaustauschs. Die 1 .  Sitzung 
des Gemeinsamen E FTA-Israel-Ausschusses Mitte November in Jerusalem unter 
Vorsitz von Staatssekretärin Maria Fekter bot auch die Möglichkeit zur Erörterung 
bilateraler Fragen mit dem israelischen Handels- und Industrieminister Micha 
H arish. 

Anfang Dezember besuchte eine Wirtschaftsmission von 30 österreichischen Firmen 
aus dem Umwelt- und Hochtechnologiebereich Israel und die Besetzten Gebiete, 
wobei diverse Seminare für interessierte Firmen und Stadtverwaltungen organisiert 
wurden. 

Die österreichischen Exporte stiegen um 2 1 ,8% auf 1 , 1 84 Mil liarden Schil ling, die 
Importe um 5,4% auf 924,7 Millionen Schilling. Die Lieferungen nach I srael 
umfaßten v. a. chemische Erzeugnisse, bearbeitete Waren, Fertigwaren, Papier, 
Arbeitsmaschinen, elektrische Maschinen und Geräte, fotografische Apparate und 
Uhren. Österreich importierte v. a. Gemüse und Früchte, Chemikalien, Schmuckwa
ren, Textilien, Fleischwaren, Recycling-Materialien, mineralische Rohstoffe, Kunst
stoffprodukte, Papier und Pappe, Werkzeuge, Druck- und Buchbindermaschinen, 
Büro- und EDV-M aschinen sowie elektronische Diagnosegeräte. 

Die Austellungen zum Schicksal jüdisch-österreichischer Kultur "Sag' beim Ab
schied leise Servus"  und "Die Zeit gibt die Bilder" sowie ein Symposium zu den 
Beziehungen Österreich-Israel auf den Gebieten Kultur/Politik/Psychologie waren 
Teil einer umfassenden Österreich präsentation im Rahmen des Israel Festivals. Im 
Jerusalem-Theater wurde ein permanentes Wiener Kaffeehaus eröffnet. Weitere 
Schwerpunkte der kulturellen Präsenz stellten die erstmalige Ausstellung der Werke 
eines Österreichers, des Malers Professor Degasperi, im Holocaust-Memorial Yad 
Vashem ("Jägerstetterzyklus"), die Teilnahme an der Jerusalemer Buchmesse mit 
Lesungen von Robert Schindel, die Ausstellung des Malers Professor Herwig Zens 
im österreichischen Hospiz, die Vorführung des historischen Films "Stadt ohne 
Juden" (Autor Hugo Bettauer, 1 924) an der Cinematheque Tel Aviv, die Teilnahme 
österreichischer Filme am Jerusalemer Filmfestival und das Auftreten des Austrian 
Art Ensembles sowie des Trio di Vienna am Tel Aviver Sukkot-Festival dar. 

In Zusammenarbeit mit dem Museum of Israeli Art in Ramat Gan wurde 1m 
Museum des 20. Jahrhunderts in Wien eine Ausstellung moderner israelischer 
Künstler präsentiert. 

Die wissenschaftl iche Zusammenarbeit entwickelte sich im Rahmen eines Memo
randums über bilaterale Kooperation auf direktem Weg zwischen den einzelnen 
Universitäten und Forschungsstätten. Stipendiaten beider Länder studierten im 
jeweiligen Gastland. Arlläßlich des Besuchs von Bundeskanzler Franz Vranitzky 
unterzeichneten die Universität Wien und die Hebräische Universität Jerusalem ein 
Abkommen. I m  Dezember unterzeichnete der Präsident der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften, Professor Werner Welzig, in Jerusalem ein Abkom
men mit der israelischen Akademie der Wissenschaften. 

Im Februar erfolgte die Vorstellung einer Sondernummer der österreichischen 
"Zeitschrift für Geschichtswissenschaften" über Antisemitismus im Rahmen eines 
Seminars an der Universität Tel Aviv. Im November wurde an der Bar I lan 
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Besetzte Gebiete ( Westjordanland, GazastreiJen). Italien 

Universität ( Ramat Gan) e ine vom B M aA geförderte i nternationale Stud ientagung 
über die Geschichte des burgenl ändischen Judentums abgehalten. Der Leiter des 
Judaist ischen Instituts der Universität Wien, Professor Kurt Schubert ,  h ie l t  anläß
l i ch des 5 5jährigen Gedenkens an das Novemberprogrom 1 93 8  e inen Vortrag im 
Jerusalemer Van- Leer- I nstitut. Im H olocaust-Gedenkzentrum Yad Vashem nahmen 
österre ich ische Zivi ldiener sowie e ine freiw i l l ige Mitarbeiterin im Rah men der 
Aktion "Gedenkdienst" i hre Tätigkeit auf. 

Rund 20 Jugendgruppen bete i l igten s i ch i m  Rahmen des für 1 993 neugefaßten 
Abkommens an Austauschprogrammen. 

Besetzte Gebiete (Westjordanland, Gazastreifen) 

Der multi l aterale Friedensprozeß sowie die  gegenseitige Anerkennung und der 
Abschluß eines Pri nzip ienabkom mens zwischen I s rael und der PLO i m  September 
füh rten zu einer Intensivierung der Beziehungen Österreichs zu den Besetzten 
Geb ieten. Der Leiter der palästinens ischen Delegation zu den b i lateralen Friedens
gesprächen in Washington, H aidar  Abdel Shafi ,  und Koordinator Feisal Husseini  
h ielten s i ch zu Gesprächen und Vorträgen in Österreich auf. Im Oktober fanden eine 
Seminarveranstaltung der I LO in  Zusammenarbeit m it der Wirtschaftskammer 
Österreich  über Managementfragen b etreffend palästinensische H andelskammern 
und im Dezember ein Umwelttechnologieseminar zu statt. 

I m  Rahmen der Washi ngtoner Geberkonferenz für d ie  Besetzten Gebi ete sagte 
Österre ich 205 Mi l l ionen Schi l l ing über fünf J ahre zu. Diese Mittel so l len tei ls  im 
Rahmen mulitlateraler H i l fs le istungen, te i l s  a l s  b i laterale Projektfi nanzierungen zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung vergeben werden .  

D ie  österreichische Entwicklungshi l fe für d ie  B esetzten Gebiete umfaßt e in ige von 
der  Gesel l schaft für Österreichisch-Arabische Bezi ehungen betreute Sozia l - ,  Medi
z in- und H auswirtschaftsprojekte, d ie  Erstel lung ei ner Landwirtschaftsstudie ,  die 
berufl iche Fachausbi ldung paläst inensi scher Jugendlicher in Österrei ch sowie die  
Erste l lung einer U mweltdatenbank. Unter den sozialen Projekten österre ich ischer 
privater Institutionen ist die größte Privatschule in Gaza für über 1 .000 K inder und 
Jugend l i che,  von österre ichischen k i rch l ichen Kreisen finanzie l l  betreut, zu erwäh
nen. Für die Bevölkerung der Altstadt von Jerusalem w i rd gegenwärtig an ei ner 
Verbesserung der medizinischen Betreuung durch Errichtung einer Tageskl in ik  
gearbeitet ; auch die  Rehabi l iti e rung eines Kulturzentrums und e iner  M ädchen
schule in Ostjerusalem ist in Vorbereitung. 

Italien 
(Italienische Republik), Rom 

Staatsoberh aupt 

Oscar Luigi Scalfaro 

Regierungschef 

Carl o  Azegl io  Ciampi 

Außenminister 

B en iam ino Andreatta 

ÖB Rom : Dr. Emi l  Staffe lmayr, Via Pergol es i 3 ,  00 1 98 Rom, Tel : (6) 855824 1 -44, 
Telex : 6 1 0 1 39,  Telefax : 8543286 ; KI Rom : Dr. Franz Berner, Viale B runo Buoz
z i  1 1 3 , 00 1 97 Rom, Tel : 3 224702/05/58 ,  Telex : 624090, Telefax : 32 1 6787 ; GK Mai-
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Italien 

land : Dr. Harald Miltner, Via Tranquillo Cremona 27, 1 .  Stock, 20 1 45 Mailand, 
Tel : (2)48 1 2066, 48 1 2937, Telex : 340053, Telefax : 48009630 ;  KI Mailand : Mario 
Ersehen, Piazza deI Liberty 8/4, 1 0 1 45 Mailand, Tel : (2)78374 1 -4243, Tele
fax : 783625 ; GK Triest : Dr. Ingo Mussi, Via Fabio Filzi I ,  34 1 37 Triest, 
Tel : (40)63 1 797, 63 1 688,  Telex : 46 1 034, Telefax : 7797427 ; HK Bari : Bonifacio 
Pansini, Via Dalmazia 1 79, 70 1 2 1  Bari, Tel : (80)33 1 995 ,  Telex : 8 1 0 1 88, Tele
fax : 33 1 995 ; HK Bologna : Dr. Maria Letizia Costantini in Coccheri, Via Ugo 
Bassi 1 3 , 40 1 24 Bologna, Tel : (5 1 )237506, Telefax : 237506 ; HK Florenz : Dr. Enrico 
Ciantelli ,  Via dei Servi 9, 50 1 22 Florenz, Tel : (5 5)2382008 ,  Telex : 572084, Tele
fax : 295 1 67 ;  HK Genua : Dr. Egon Ploederl, Via Assarotti 5, 1 6 1 22 Genua, 
Tel : ( 1 0)8393983 ; HK Neapel : Dr. Paolo Ruoppolo, Corso Umberto I Nr. 275, 
80 1 3 8 Neapel ,  Tel : (8 1 )287724 ; HK Palermo : Dr. I rene Cil lari-Salcher, Via Leonar
do da Vinci 1 45,  90 1 45 Palermo, Tel : (9 1 )6825696, Telefax : 6823956 ; HK Turin : 
Dr. Riccardo Totta, c/o Simu, Corso Giacomo Matteotti Nr. 28,  1 0 1 2 1  Turin, 
Tel : ( 1 1 )532222, 543676, Telex : 2 1 2097, Telefax : 56 1 1 893 ; AHSt. Rom : Dkfm. Peter 
Weiss, Via Flaminia 1 58, 00 1 96 Roma, Tel : (6)320 1 659, 3 20 1 692, Telex : 623058, 
Telefax : 36 1 3579 ; AHSt. Mailand : Dr. Winfrid Mayr, Piazza Duomo 20, 20 1 22 Mai
land, Tel : (2)866 1 68, 866 1 23 ,  Telex : 320570, Telefax : 8773 1 9 ;  AHSt. Triest : 
Dkfm .  Stefan Wratschko, Via Dante Alighieri 5, 43 1 22 Triest, Tel : (40)364226, 
Telex : 460556, Telefax : 734369 ; ÖFVW Rom : Radbot Habsburg- Lothringen, Via 
Barberini 29, 00 1 87 Rom, Tel : (6)48 1 4658, 4873973, Telex : 625653, Telefax : 
488 1 535 ; ÖFVW Mailand : Michael Oberegger, Via Larga 23, 20 1 22 Mailand, 
Tel : (2)58303632, 58307220, Telefax : 58307378 

Der Staatsbesuch von Präsident Oscar Luigi Scalfaro in Wien (27.- 29. Jänner) war 
der erste offizielle Besuch eines ital ienischen Staatsoberhaupts in Österreich in 
diesem Jahrhundert und ist damit sichtbares Zeichen des Wandels in den Beziehun
gen, die historisch gesehen zeitweise belastet waren. Die Begegnung der Präsidenten 
Oscar Luigi Scalfaro und Thomas Klestil verlieh der Partnerschaft zwischen den 
beiden Nachbarstaaten eine neue Perspektive. Anläßlich dieses Staatsbesuchs, bei 
dem auch Außenminister Emilio Colombo und Bundesminister Alois Mock zu 
Gesprächen zusammentrafen, wurde ein "umfassender politischer Dialog" verein
bart, der regelmäßige Treffen der Regierungschefs, der Außenminister und der 
übrigen Ressortminister vorsieht. Weiters wurde das " Rahmenabkommen zwischen 
der Italienischen Republik und der Republik Österreich über die grenzüberschrei
tende Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften" unterzeichnet. 

Internationale Großkonferenzen wurden als Gelegenheit für politische Gespräche 
genützt : Am 1 6. Juli trafen Bundeskanzler Franz Vranitzky und Ministerpräsident 
Carlo Ciampi sowie Bundesminister Alois Mock und Außenminister Beniamino 
Andreatta am Rande des ZEI-Gipfeltreffens in Budapest zusammen. Weitere 
Begegnungen der beiden Außenminister gab es am 1 9./20. November beim ZEI -Au
ßenministertreffen in Debrecen und vom 29. November - 1 .  Dezember beim 
Ratstreffen der KSZE in Rom.  Die italienische Delegation beim Wiener Europarats
gipfel (8./9. Oktober), der u. a. Außenminister Nino Andreatta angehörte, wurde von 
Regierungschef Carlo Azeglio Ciampi geleitet. 

Am 20. August trafen Außenminister Beniamino Andreatta und Bundesminister 
Alois Mock in Castel Toblino im Trentino zu einem M einungsaustausch über 
bilaterale Fragen und die politische Entwicklung auf dem Balkan zusammen. 
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Italien 

Am 1 0 . Februar reiste I nnenminister N icola Mancino nach Wien, um mi t  Bundesmi
n i ster Franz Löschnak über S icherheitsfragen wie etwa d ie  Bekämpfung des 
o rganis ierten Verbrechens zu sprechen . 

Bundesmin ister Franz Fischler besuchte am 8 .19 .  März d ie  I nternat ionale Landwirt 
schaftsmesse i n  Verona, d i e  wieder mi t  s tarker österreichischer Betei l igung stattfand, 
und  traf mit Landwirtschaftsmin ister  Gianni Fontana zusammen. Dabei kamen 
l atente Probleme der wichtigen Vieh- und Fleischexporte n ach Ital ien zur Sprache. 
Auch über die schwi erige Si tuat ion  der Bergbauern in  beiden Staaten wurde beraten .  

Verte id igungsminister Salvo Anda stattete von 29. - 3 1 .  März auf Ein ladung von 
Bundesminister Werner Fasslabend e inen offizie l len Besuch ab, wobei die beiden 
M i nister e ine Vereinbarung über d ie  künftige Zusammenarbeit unterzeichneten.  

Am 1 3 . Apri l  reiste Justizminister Giovanni Conso nach Wien, um mit Bundesmini
ster N ikolaus Michalek Gespräche zu führen. Bundesminister  Franz Löschnak nahm 
a m  27 .  M ai an der 1 1 .  I nternati onalen Konferenz über die europäischen Routen des 
D rogenhandels tei l .  Justizminister Conso lei tete die i ta l ieni sche Delegation bei der 
Weltkonferenz über M enschenrechte am 1 6 . Juni in  Wien .  Bundesrat  Universitäts
professor Herbert Schambeck h ie l t  am 7. Dezember einen Vortrag über Rechtsver
g le ichung im Kulturinstitut in Rom .  

D i e  1 1 . Tagung der österreichisch- i ta l ien ischen Komm iss ion wurde a m  22 ./23 .  No
vember in Rom unter der Lei tung des Genera lsekretä rs fü r auswärtige Angelege n hei
ten Wolfgang Scha l l enberg und des Staatssekretä rs im i ta l ieni schen Außenmi nisteri
um C armelo Azza ra abgehalten. Dabei wurden auch pol i t ische Themen sowie der 
Stand der Beitri t tsverhandlungen zur E U  besprochen.  Diese Frage vvurde schon 
zuvor ausfü hrl ich von Botschafter \Vol fgang Wolte und seinem Amtsko l l egen 
Generaldirektor Roberto Nigido am 2. November erörtert . Der Sonderbeauftragte 
für Flücht l ings- und Wanderungsfragen Wi l l iba ld Pahr  füh rte  am 2 5 .  Oktober 3 n  der 
Spi tze einer Del egation aus Österrei ch in Rom Gespräche über die dri tte Säu le  des 
M aastricht-Vertrags.  

Der Warenaustausch mit  Österreichs zwei twichtigstem H andelspartner - 7.9°/() d e r  
österreichischen Exporte gingen nach I ta l ien,  9,0% der  österreichischen I m porte 
entfielen auf i ta l ienische Produkte - erl i tt neuerl ich Einbußen.  

Die österreichischen Exporte sanken um 1 4,OIYl, auf 3 6,89 1 Mil l i ärden Sch i l l ing.  
Besonders betroffen waren die Ausfuhren von Schnittho lz, Papier  und Pappe, 
Text i l ien ,  Nachrichtengeräten sowie Baumateria l ien mit wertmäßigen Rückgängen 
b i s  zu 30%. Die Hauptgrü nde für diese rück läufige Entwicklung s ind in der 
ausgeprägten Rezession in I ta l ien und im durch die Li ra-Abwertung entstandenen 
Wettbewerbsnachtei l österreich ischer Waren zu suchen. 

Die I m porte  aus I ta l ien fielen um 0,6% auf 50,949 Mi l l iarden Schi l l ing .  Das in den 
l etzten J ahren stark gewachsene österreichische H andelsbi lanzdefizi t  s ti eg auf 
1 4,05 8 Mi l li arden Schi l l i ng. 

Die Warenpalette der österreichischen Ausfuhren nach I ta l ien ist  mannigfal tig : ca. 
ein Drittel bearbei tete Waren, etwa ein Fünftel Maschinen und Verkeh rsmitte l ,  rund 
ein Sechstel  Holz .  Wei tere wichtige Bereiche sind sonstige Fertigwaren, Chemiepro
dukte und Ernährung.  Einfuhrseit ig domin ieren Maschinen. Bekl eidung, Straßen-
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Jamaika, Japan 

fahrzeuge/Kfz-Teile, Schuhe, Texti lien, Eisen und Stahl,  Gemüse und Früchte, 
Möbel .  

Das Österreichische Kulturinstitut Rom veranstaltete von 2 1 .  Oktober -22. Novem
ber anläßlich des 20. Todestags von Ingeborg Bachmann ein Internationales 
Kolloquium mit Ausstel lungen, Lesungen, Theater- und Videovorführungen in 
Rom ; ein Internationales Kol loquium über die Rezeption von Carlo Goldoni in den 
Ländern Mitteleuropas, mit Theateraufführung am 1 ./2. Dezember in Rom ; ein 
Internationales Kolloquium anläßlich des 90. Todestags von Otto Weininger mit 
Videovorführung am 1 3 ./ 1 4. Dezember in Rom. Weiters war das Kulturinstitut mit 
der Abwicklung des Programms des Kulturübereinkommens befaßt, mit Stipendien, 
Sprachassistenten, Lektoren und Universitätsprofessorenaustausch. Die Deutsch
kurse wurden in den vom Institut getrennt untergebrachten Schulräumen fortgesetzt. 
Im Studienjahr 1 993 waren 632 Schüler inskribiert. 

In Norditalien stand die Kulturarbeit ganz im Zeichen der Errichtung und 
Eröffnung des Österreichischen Kulturinstituts Mailand. Die bisherige Kulturabtei
lung des Generalkonsulats wurde in ein eigenes Kulturinstitut zu Jahresbeginn 
umgewandelt. Nach Lösung der Frage der Unterbringung wurde das neue Institut 
am 29. November von Bundesminister Alois Mock offiziell eröffnet. Jedes der 
beiden Länder ist nunmehr im anderen Land mit jeweils zwei Kulturinstituten 
vertreten.  

Jamaika 
(Jamaika), Kingston 

Staatso berha u pt 

Königin Elizabeth I I .  
vertreten durch 
Generalgouverneur Sir 
Howard Felix Hanlan 
Cooke 

Regierungschef Außenminister 

Percival James Patterson Paul Douglas Robertson 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela ;  HGK Kingston : Heinz E. W. Simonitsch, Half
moon Hotel, Montego Bay, Tel : ( 1 809)9532490, 95322 1 1 ,  Telex : 5326, Telefax : 
9532558 

Die österreichischen Ausfuhren (Molkereierzeugnisse, Carbonsäuren, Papier und 
Pappe, Eisen/Stahl) stiegen um 1 73,5% auf 37 Mill ionen Schil l ing an. Die Importe 
(Rum, Bekleidung) sanken um 34,9% auf 6,2 Mil l ionen Schilling. 

Japan 
(Japan), Tokio 

Staatsoberhaupt 

Kaiser Akihito 

Regierungschef 

Morihiro Hosokawa 

Außenminister 

Tsutomo Hata 

ÖB Tokio : Dr. Erich Maximilian Schmid, 1 - 1 -20 Moto Azabu, Minato-Ku, To
kio 1 06, Tel : (3)345 1 -828 1 ,  Telex : 2636 1 ,  Telefax : 345 1 -8283 ; ÖGK Osaka : Teruo 
Hotta, c/o ITOCHU Corporation 1 - 3, Kyutaro-machi, 4-chome, Chuo-ku, Osaka 
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Japan 

54 1 -77 ,  Tel : ( 1 6)24 1 -30 1 1 ,  Telex : 63260 (J 63260 ITOC H U), Telefax : 24 1 -3253 ; ÖK 
Sapporo : Takuj i  Okabe, Senshuan Seika Kabushiki  Kaisha, 1 7 - Banchi ,  Nish i  
3 - chome, Minami-jo,  Chuo-ku ,  Sapporo City, H okkaido 060, Tel : ( 1 1 )26 1 -7964, 
Telex : 934525 (J S ENS H U),  Telefax : 222-7635 ; HK Hiroschima : K oj i ro Sh inohara 
c/o H iroshima Sogo Bank, 1 -24 Ebisu-cho, Naka-ku, Hiroshima 730, Tel : ( 82)248-
8788 ,  Tele fax : 246-7 1 52 ;  AHSt. Tokio : 3- 1 3 -3 Moto Azabu ,  M inato-ku,  Tokyo 1 06, 
Tel : (3)3403 - 1 777-79, Telex : 2 8203 (J AUSTROCOMM),  Telefax : 3403 -3407 ; A HSt. 
Osaka : Nich ijuk in Honmach i  Bdlg . ,  9 Fl . 3 - 2-6, Honmachi Chuo-ku, Osaka 54 1 ,  
Tel : (6)24 1 -84 1 1 ,  Telefax : 24 1 -84 1 5 ;  ÖFVW : Kokusai Shin-Akasaka B ldg . ,  West 
Tower 2 F, 6- 1 -20 Akasaka, M inato-ku,  Tokyo 1 07 ,  Tel : (3 )35 82-223 3 ,  Sekretariat, 
Tel : 3 582-093 1 ,  I nformation : Tel : 3468-4964 ; Wien-Büro : I mperial Tower 6 F, 
I - I  I chisaiwaicho I -chome, Chiyoda-ku,  Tokyo 1 00, Tel : (3)350 1 - 5552, Tele
fax :  3 50 1 -80 1 6 ;  AUA : Kokusai ,  Sh in -Akasaka Bldg. West Tower 2 F, 6- 1 -20 Akasa
ka, M inato-ku, Tokyo 1 07 ,  Tel : (3)3 5 82-223 1 ,  Telefax : 3 5 89- 1 704 

I m  November weilte Bundesmin ister Wolfgang Schüssel zu e inem offiz ie l len Besuch 
in  Japan. In  dessen Verlauf führte er Gespräche mit  dem M ITI-Minister H iroshi 
Kumagai, dem parlamentarischen Staatssekretär im Außenministerium ,  mit wirt
schaftl i chen Interessensverbänden wie Keidanren, der japanischen H andelskammer 
und dem Verband der japani schen Elektronik industrie sowie mit  e in igen für den 
österreichi schen Export bedeutenden Großfi rmen.  Er besuchte auch die Stadt 
N agano, wo 1 998  die Olympischen Winterspiele stattfinden werden, und  führte 
Vorgespräche über die österreichische Betei l igung, z. B. Lieferinteressen österreichi 
scher Firmen . Bürgermeister H el mut Zi lk  h ielt s ich mit einer umfangreichen 
Delegation,  der u. a .  Handel skammerpräsi dent Walter Nettig angehö rte, im N ovem
ber in  Japan auf. Neben der  Werbu ng für den Fremdenverkehr ( Wien ist  das 
H auptziel  der japanischen Touristen in Österreich) gab es Gespräche mit der Firma 
Nomura über Stadterwei terung, K ontakte m it M edienkonzernen, die als Sponsoren 
für kulture l le  Veranstaltu ngen in Wi en in Frage kommen, und ein Treffen mi t  der 
Konzernspitze der ANA-Gruppe ( di e  Luftfahrtgesel lschaft A N A  ist nicht nur 
Partner der Austrian Airl i nes ,  sondern auch Eigentümer des im Bau befindl ichen 
neuen Grandhotels in  Wien) .  

Das Interesse an Städtepartnerschaften i st weiterh in groß .  Die Unterzei chnung des 
Partnerschaftsvert rags zwi schen der Stadt Shido und Eisenstadt fand in besonders 
feierl ichem Rahm en gleichzeit ig m it e inem H aydn- Festival statt. H iezu waren der 
Bürgermeister von Eisenstadt Alois  Schwarz, Landesrätin Christa Krammer und  der 
Präsident des Burgenländischen Landtags Wolfgang Dax angereist. 

Bedingt durch die japanische Konjunkturlage, die sich weiter verschl echterte, 
s chrumpfte der beiderseitige Warenverkeh r :  Während d ie  österreichischen Exporte 
nur um 4,3% auf 7 , 1 7 1  M i l l i arden Schi l l ing zurückgingen, m u ßte Japan bei seinen 
Exporten nach Österreich einen Rückschlag von 1 1 ,7%, auf 24,792 M il l i arden 
Schi l l ing hinnehmen (v. a .  Rüc kgang der Autoexporte). Durch diese Entwicklung i st 
das hohe österreichische Defiz i t  im  b i l ateralen H andel geringfügig auf 1 7 ,62 1 Mi l l i 
a rden Sch i l l ing gesunken. N ach wie  vor  nahm Japan die d ri tte Stel l e  u nter den 
Lieferländern Österreichs e in ,  während Japan für die österre ichi sche Wirtschaft der 
zweitwichtigste Überseemarkt und d as zwölftgrößte Export land bl ieb.  

Die Wirtschaftskrise hat vie le Japaner dazu bewogen, i hre Urlaubsaufenthalte in 
näher gelegenen Regionen,  wie  Asien oder Hawai i ,  zu buchen . Unter d iesen 
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Jemen 

Umständen konnte sich Österreich als Zielland gut behaupten .  Die Zahl der 
japanischen Gäste ging nur geringfügig zurück. 

Auch heuer lag der Schwerpunkt der kulturellen Präsenz im Musikbereich. Fast 
70 Ensembles/Solisten, daru nter die Wiener Phi lharmoniker, die Wiener Volksoper, 
Friedrich Gulda, Jörg Demus und Paul Badura-Skoda, fanden beim Publikum 
begeisterte Aufnahme. Besonders erfolgreich verlief auch das Wien-Fest in Osaka, 
an dem zahlreiche österreichische Musiker teilnahmen. Die Konjunkturschwäche 
der japanischen Wirtschaft hinterl ieß jedoch auch im Musikbereich ihre Spuren : 
während die Zahl der Auftritte (ca. 500) fast konstant blieb, sank die Besucherzahl 
gegenüber dem Vorjahr auf rund 425.000 (- 1 5%). 

Im Ausstellungsbereich sind neben zahlreichen Präsentationen zeitgenössischer 
österreichischer Künstler die Ausstellungen der "Wiener Phantasten" und von 
Friedensreich Hundertwasser besonders erwähnenswert. Anfang 1 993  wurde in der 
Nähe Tokios das erste österreichische Künstleratelier in Asien eröffnet, das 
österreichischen Künstlern die Gelegenheit gibt, neue Erfahrungen zu sammeln und 
mit japanischen Künstlern Kontakt aufzunehmen. Im Literaturbereich fanden eine 
Lesungsreise und Vorträge statt. 

Mehr als 50 österreichische Studenten studierten an japanischen Universitäten und 
Sprachschulen ; die meisten von ihnen mit einem österreichischen oder japanischen 
Stipendium oder auf Basis eines Austauschprogramms (z. B .  Wirtschaftsuniversität 
Wien und Keio Universität). Fast 30 österreichische Assistenten und Professoren 
sind permanent an Universitäten in ganz Japan tätig. 

Durch die Eröffnung eines dritten Honorarkonsulats (in Hiroshima) wurde die 
konsularische Betreuung Südjapans intensiviert. 

Jemen 
(Republik Jemen), Sana'a 

Staatsoberhaupt 

General Ali Abdullah 
Saleh 

Regierungschef Außenminister 

Haidar Abu Bakr Al-Attas Muhammad Salim 
Basindwa 

ÖB : siehe Saudi-Arabien ; HK Sana'a : Abdul Galil Radman Ahmed, Bagdad Str. 
No. 56, P. O. Box 1 465, Sana'a, Tel : (900967 1 )2 1 6939, 266724, Telex : 2825, Tele
fax : 263 1 72 ;  AHSt. : siehe Saudi-Arabien 

Besuche aus Österreich : Von 1 3 . - 1 5 .  November der Generalsekretär für auswärtige 
Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg (offizieller Besuch, Gespräche mit Außen
minister Muhammad Salim Basindwa, Vize-Außenminister Abdul  Ghani Abdul 
Khader und Präsident Abdullah Saleh). Dies war der erste österreichische Besuch 
auf politischer Ebene seit der Vereinigung des Jemen 1 990. Im Dezember führten 
Nationalratsabgeordnete Hilde Hawlicek und Bundesrat Albrecht Konecny Gesprä
che mit Vertretern des Nationalen Volkskongresses und der Jemenitischen Sozial isti
schen Partei . 

Die österreichischen Ausfuhren beliefen sich auf 93,3 Mill ionen Schi l l ing ( + 8 ,3%) 
und umfaßten neben größeren Lieferungen von Arzneiwaren und einer Zunahme bei 
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Jordanien. Jugoslawien 

Maschinenl ieferungen, M o lkereierzeugnissen, Papier und Schnittholz .  Die  E i n fuh
ren (aussch l ießl ich Erdöl)  gingen auf 5 1 ,9 Mi l l ionen Schi l ling  (- 94,0%) zurück .  

E in im O ktober 1 99 1  begonnenes Stipendiensonderprogramm für zehn jemen itische 
Mediz i nstudenten wurde fortgesetzt. 

Jordanien 
(Haschemitisches Königreich Jordanien), Amman 

Staatsoberhaupt 

König  H ussei n Bin Talal 

Regierungschef und Außenminister 

Abdul  Salam Al Maja l i  

ÖB Amman : Dr.  Michael Stigelbauer, M ithqal Al- Fayez Street 36, Jabal Amman, 
Amman,  Tel : (6)64463 5 ,  Telex : 2 2484, Telefax : 6 1 2725 ; AHSt. Amman : Dr. Michael 
Angerer, Burga Street 3 ,  Jabal  Am man, Amman, Tel : (6)674750, Telex : 22409, 
Telefax : 66035 1 ;  AUA : Abdelhamid Sharaf Street, Shmeisani ,  Amman, Tel : 
(6)693 845 , Telefax : 694604 

Besuche aus Österrei ch : Am 4./5 .  September Bundespräs ident Thomas Klesti l  
(offiz ie l ler  Arbeitsbesuch, Gespräche mit König H ussein.  Kronprinz H assan, 
M i ni sterpräsident Abdul M aja l i  und weiteren Regierungsmitgl i edern ) .  

Besuche in  Österreich : K ronprinz Hassan nahm a u f  persönl iche Ein ladung von 
Generalsekretär Boutros Boutros-Ghal i  an der Weltkonferenz über Menschenrechte 
i m  Juni  in Wien teil ( Empfang bei Bundespräs ident Thomas K l esti l ,  Bundeskanzler 
Franz Vran itzky und Bundesminister  Alois Mock) .  Zur C hrist l ich - I s lami schen 
Dia logkonferenz entsandte Kronprinz  H assan einen persönl ichen Vertreter. Im 
Rahmen eines vertraglich vere inbarten Jugendaustauschprogramms besuchte eine 
jordanische Jugenddel egation von 20. Juni  - 3.  Jul i  Österreich .  

Die  Best immungen des abgeänderten bzw . ergänzten b il ateral en Luftverkehrsab
kommens  sind seit I .  September in  Kraft.  Im Rahmen der H i l fe an die \ 'om 
Golfkon fl ikt betro ffenen Staaten le i stete Österreich Warenhi lfs l i eferungen im 
Gesamtwert von 1 00 Mi l l i onen Schi l l ing .  Dieses Programm wurde 1 993 weitgehend 
abgesch lossen.  

Die österreichi schen Ausfu hren verlagerten s ich zunehmend auf die Lieferung von 
Industrieausrüstung. I n sgesamt bel i efen sich die Exporte nach Jordanien auf 
3 03 Mi l l i onen Schi l li ng ( - 1 2 ,4%), die Importe stiegen auf 1 0 1 ,2 M i l lionen Sch i l l ing 
( + 68 ,4(Yo) .  Zur Unterstützung der j ordanischen Exportbemühungen wurde am 
8 . /9 .  Mai erstmalig ein von der Wirtschaftskammer Österreich finanzi ertes Export
seminar in Amman abgehalten .  An der Wirtschaftsmiss ion am 4./5 .  Dezember 
betei l i gten sich 25  österreichische Exporteure. 

Am 4 ./5 .  Dezember hielt Gerhard Zoppoth in  Amman zwei Vorträge zum Thema 
,,40 Jahre österrei chische H errschaft in  Bosnien- H erzegowina" .  

Jugoslawien 
("Bundesrepublik Jugoslawien"/Serbien und Montenegro) 

S iehe u nter " Serbien und Montenegro" .  
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Kambodscha - Kanada 

Kambodscha 
(Königreich Kambodscha), Phnom Penh 

Staatsoberhaupt Regierungschefs 

König Norodom Sihanouk 1 .  Norodom Ranariddh 
2. Hun Sen 

ÖB und AHSt. : siehe Thailand 

Außenminister 

Norodom Sirivuddh 

Kurz nach Durchführung der UNTAC-organisierten Wahlen und der Bestellung 
einer neuen Regierung besuchte eine österreichische Wirtschaftsdelegation mit 
Vertretern von elf österreichischen Unternehmen unter Leitung von Botschafter 
Herbert Kröll  Kambodscha (7.- 1 0. Juli). Die Delegation wurde von Prinz Sihanouk 
und den beiden Premierministern empfangen, wobei konkrete Möglichkeiten der 
Mitwirkung beim Wiederaufbau der kriegszerstörten Infrastruktur, des Transport
wesens und der Landwirtschaft besprochen wurden. 

Die österreichischen Exporte betrugen 9, 1 Mil l ionen Schil l ing ( +  70,6%), die 
Importe 1 0,2 Millionen Schil ling (- 0, 1 %). 

Kamerun 
(Republik Kamerun), Yaunde 

Staatsoberhaupt 

Paul Biya 

Regierungschef 

Simon Achidi Achu 

Außenminister 

Leopold-Ferdinand Oyono 

ÖB : siehe Nigeria ; HK Yaunde : Honorarkonsul Hans-Rudolf Brönnimann, c/o 
Trapp Cameroun s.a.r. l . , B. P. 5803, Yaunde, Tel : (00237)203826, 20 1 486, Telex : 
8642 trappcam, Telefax : 2000 94 ; AHSt. : siehe Cöte d' Ivoire 

Die österreichischen Exporte betrugen 45,0 Mil lionen Schil l ing ( +  26, 1 %), die 
Importe 30,5 Mill ionen Schil l ing (- 8,2%). 

Kanada 
(Kanada), Ottawa 

Staatsoberhaupt 

Königin Elisabeth I I .  
vertreten durch 
Generalgouverneur 
Ramon Hnatyshyn 

Regierungschef Außenminister 

Jean Chretien Andre Ouellet 

ÖB Ottawa : Dr. Walther Lichem, 445 Wildbrod Street, Ottawa, Ontario K I N  6M7, 
Tel : (6 1 3)789- 1 444, Tel ex : 533290, Telefax : (6 1 3)789-343 1 ;  AHSt. und ÖFVW To
ronto : Dr. Georg Canisius, 2 Bloor Street East, Suite 3330, Toronto, Ontario M4W 
l A8, Tel : (4 1 6)967-3348, Telefax : (4 1 6)967-4 1 0 1 ; AHSt. und ÖFVW Montreal : 
Dkfm .  Wolfgang Mayerhofer, 1 0 1 0  rue Sherbrooke ouest, Suite 1 4 1 0, Montreal, 
Quebec H3A 2R7, Tel : (5 1 4)849-3708, Telex : 0526739 1 ,  Telefax : (5 1 4)849-9577 ; 
AHSt. und ÖFVW Vancouver : Dr. Wolfgang Harwalik, 200 Granville Street, Suite 
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Kanada 

2380, Vancouver, British Clumbia, V6C 1 S 4, Tel : (604)683-5808, Telex : 045 1 255 ,  
Telefax : (604)662-8528 ; HGK Montreal : Ulrike Billard-Florian, 1 350 rue Sherbroo
ke ouest, Suite 1 030, Montreal, Quebec H3G 1 1 1 ,  Tel : (5 1 4)845-866 1 ,  Tele
fax : (5 1 4)284-3503 ; HGK Toronto : Dr. Hans G. Abromeit, 360 Bay Street, Suite 
1 0 1 0, Toronto, Ontario M 5 H  2V6, Tel : (4 1 6)863-0649, Telefax : (4 1 6)869-785 1 ;  HK 
Vancouver : Graham P. Clarke, 1 8 1 0  Alberns Street, Suite 202, Vancouver, British 
Columbia, V6G I B3, Tel : (604)687-3338,  Telefax : (604)68 1 -3578 ; HK Calgary : Hans 
Ockermüller, 1 1 3 1  Kensington Road, N. W., Calgary, Alberta, T2N 3P4, 
Tel : (403)283-6526, Telefax : (503)283-4909 ; HK Halifax : Michael M. Novac, 1 7 1 8  
Argyle Street, Suite 7 1 0, Halifax, Nova Scotia, B3J 3 N 6, Tel : (902)429-8200, 
Telefax : (902)425-058 1 ;  H K  Regina : E. F. Anthony Merchant, 240 1 Saskatechewan 
Drive Plaza, Suite 1 00, Regina, Saskatechewan S 4P 4H9, Tel : (306)359-7777, 
Telefax : (306)522-3299 ; HK Winnipeg : Johan Klassen, 889 Erin Street, Winnipeg, 
Manitoba R3C 3E4, Tel : (204)489-3858-232, Telefax : (204)489-7673 ; AUA : 2 Bloor 
Street East, Suite 28 1 0, Toronto, Ontario M4W l A8, Tel : (4 1 6)964-3 558,  Tele
fax : (4 1 6)964- 1 253 

Ende April hielt sich Ernst Bobek, Leiter der Sektion I I I  des BMGSK zu einem 
Informationsbesuch in Kanada auf, um mit Vertretern der kanadischen Bundesbe
hörden (Wissenschafts- und Forschungspolitik) und in der Provinz Quebec Gesprä
che zu Fragen der gesetzlichen Regelung von Biotechnologie und Gentechnik zu 
führen. 

Im Mai besuchten drei Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs, Karl Piska (zugleich 
Vizepräsident des Obersten Gerichtshofs), Dietrich Rössler und Universitätsprofes
sor Siegbert Morscher, den kanadischen Obersten Gerichtshof. In Ottawa und 
Montreal diskutierten sie allgemeine Fragen des kanadischen Justizsystems und 
Verfassungsfragen mit Höchstrichtern und Rechtsexperten. 

Im August hielt sich der Vizepräsident des Bundesrats Universitätsprofessor Herbert 
Schambeck zu einem privaten I nformationsbesuch in Kanada auf und zwar in 
Toronto, Ottawa, Quebec, Montreal und Vancouver. Er traf mit hochrangigen 
Repräsentanten aus Politik und öffentlichem Leben zusammen. 

Ebenfalls zu einem privaten I nformationsbesuch reisten im September Mitglieder 
des SPÖ-Parlamentsklubs nach Kanada. I hre Reise führte nach Toronto, Ottawa, 
Montreal, Quebec, Calgary, Vancouver und Victoria. Die Gruppe wurde in Ottawa 
vom stellvertretenden Parlaments präsidenten Steve Paproski empfangen und sprach 
mit Mitgliedern des Senats ; auf Provinzebene gab es Treffen mit Regierungsmitglie
dern und Vertretern der Provinzparlamente. Auch zu Kontakten mit Auslandsöster
reichern gab es Gelegenheit. 

Trotz anhaltend niedrigem Kurs des kanadischen Dollars und nur zaghafter 
Belebung der kanadischen Wirtschaft konnten die österreichischen Exporte 1 993 
gesteigert werden. Österreich exportierte Waren im Wert von 2,98 1 Milliarden 
Schil l ing ( +  7,5%). Die Einfuhren verringerten sich auf 2, 1 62 Mill iarden Schil l ing 
(- 28,6%). Die Handelsbilanz weist daher nach zwei Jahren wieder einen Überschuß 
zugunsten Österreichs aus. 

Österreich unterzeichnete am 9. Dezember in Wien eine Sozialversicherungsverein
barung mit der kanadischen Provinz Quebec (siehe BG über die Regelung der 
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Kap Verde 

Beziehungen im Bereich der sozialen Sicherheit im Verhältnis zur Provinz Quebec, 
BGBl 5 5 1 / 1 993).  

Die kulturelle Präsenz Österreichs fand ihren Niederschlag in  folgenden Aktivitäten : 
vier Photo-Dokumentationsausstel lungen zu den Themen M usik, Kulturgeschichte 
und Architektur ;  zwei Kunstausstellungen mit Werken der zeitgenössischen M aler 
Wolfgang Hohenwallner und Oliver Dorfer ; 20 literarische Veranstaltungen mit dem 
Schriftstel ler Gerald Szyszkowitz und der Schauspielerin Brigitte Antonius ;  1 0  
musikalische I nterpreten und Ensembles (Wiener Philharmoniker, Thomas Zehet
mayer, Philharmonia Schrammeln, Judith Lechter, Barbara Moser, Alfred Brendel, 
Jazz-Ensemble/ Wien : Red Hot Pots, Concilium Musicum, Erika Frieser, Chor 
Seltenheim/Kl agenfurt) gaben insgesamt 38  Konzerte. Auf drei Filmfestivals wur
den 1 2  österreichische Spielfilme vorgeführt, sieben Vortragende sprachen an 
1 5  I nstituten zu den Themen Musik, Geschichte, Politik und Pädagogik, teilweise im 
Rahmen von Symposien. 205 Bücher wurden an kanadische Bildungseinrichtungen 
vergeben. 

I n  Kanada leben rund 60.000 aus Österreich stammende Personen, von denen 
weniger als 1 0 .000 noch österreichische Staatsbürger sind. 1 9  Österreichervereine 
bzw. österreichisch-kanadische Gesellschaften tragen durch ihre Veranstaltungen in 
allen Provinzen wesentlich zur Gestaltung des Österreich bi ldes in Kanada bei. 

Kap Verde 
(Republik Kap Verde), Praia 

Staatsoberhaupt 

Ant6nio M ascarenhas 
Monteiro 

Regierungschef 

Carlos Alberto Veiga 

Außenminister 

Manuel Chantre 

ÖB : siehe Portugal ; Repräsentant der österreich ischen Entwicklungshilfe : Dipl.
I ng. Franz H artl, Representacao da Cooperacao Austriaca, C .  P. 288, Kap Verde, 
Tel : (00238)6 1 3 1 1 8, Telefax : 6 1 4540 

Kap Verde ist ein Schwerpunktland der österreichischen Entwicklungshilfe, und 
Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" . 

Besuche aus Österreich : Vom 4.-6 .  Februar Staatssekretärin Brigitte Ederer (offi
zieller Besuch) ; Unterzeichnung eines Ressortabkommens betreffend die wirtschaft
liche Zusammenarbeit von 1 993 - 1 995, die Finanzierung der Elektrifizierung der 
Stadt Pedra Badejo und die Entwicklung des Telekommunikationswesens. Diese 
Ressortabkommen bedeuten eine Steigerung der österreichischen Entwicklungshilfe 
von ca. 3 5  Mi ll ionen Schill ing jährlich auf ca. 62 Mil lionen Schill ing im Zeitraum 
1 993 - 1 995 .  

Österreich l iefert jährlich 5 .000 t Weizen bzw. Weizenäquivalent an Kap Verde. Das 
im November 1 992 unterzeichnete Abkommen über Nahrungsmittelhilfe im selben 
Umfang für den Zeitraum 1 992 - 1 995 trat am 1 .  Februar 1 993 in Kraft trat. 

Der bilaterale Handel war gering. 

Im Rahmen der Städtefreundschaft Deutsch Wagram-Calheta wird eine Doppelstra
tegie des Infrastrukturaufbaus verfolgt (Wasserversorgung, Elektrifizierung, Errich-
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Kasachstan 

tung eines Kindergartens, Schul - und Gesundheitswesen gekoppelt mit  Gewerbeför
derungsmaßnahmen, Aufbau eines Baubetriebs und M etal larbeiterausb i ldu ng) .  

1 993 befanden s ich 1 5  kapverdi sche S tipendiaten in Österreich .  

Kasachstan 
(Republik Kasachstan), Almaty (Alma-Ata) 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Nursultan A.  Nasarbajew Sergej A.  Tereschtschenko Tuleutaj S. Sulejmenow 

ÖB und AHSt. : s iehe Rußland 

Präsident Nursultan Nasarbajew weilte am 2 ./3 .  Februar i n  Österreich.  Er  wurde 
u.  a .  von Außenwirtschaftsmin ister Sysdyk begleitet. Im Rahmen des Besuchs fanden 
Gespräche mit Bundespräsident Thomas Klestil und Bundes kanzler Franz Vranitzky 
statt. Verschiedene österreichische Projekte in Kasachstan wurden erörtert und eine 
österreich ische Kreditgarantiel in ie  eröffnet. 

Der österreichische Botschafter in Moskau, Friedrich Bauer, überreichte am 
23 .  April in Almaty sein Begl aubigungsschreiben als außerordentl i cher und bevol l 
mächtigter Botschafter in Kasachstan. Sein Aufenthalt d iente u .  a .  der Vorbereitung 
des Gegenbesuchs von Bundeskanzler Franz Vranitzky. Dieser traf am 26. April in 
Begleitung von Bundesminister Viktor Klima und einer Wi rtschafts- und Beamten
delegation in Kasachstan ein. I m  Rahmen des Besuchs wurde ein (i m M ärz 
paraphiertes) bi laterales Luftverkehrsabkommen unterzeichnet und ein Durchfü h
rungsmemorandum betreffend  d ie  Errichtung einer Stranggußanlage in Karaganda 
(Auftragsvolumen 5 ,6 Mi l l iarden Schi l l ing) sowie ein Ausbi ldungsvertrag mit einem 
österreichi schen Tour ismus- und Managementinstitut fi nal i s iert .  

Im Ju l i  h ielt s ich der kasachische I ndustrieminister zu K ontaktgesprächen in 
Österreich auf. 

Die  österreich i schen Exporte nach Kasachstan entwickelten s ich infolge der 
G arantiepol iti k gut, d ie  Importe waren dagegen rück läufig .  Die österre ichi schen 
Lieferungen stiegen auf 320,9 Mi ll ionen Schi l l ing ( +  93 1 ,9%). Die E infuhren fielen 
auf  29,0 Mi l l i onen Sch i l l ing (- 32 ,4%). 

Die Wirtschaftskammer Österreich organi s ierte ein Management-Schulungspro
gramm in Almaty, wo sie ein K ontaktbüro eröffnet hat, und lud eine kasachische 
Wi rtschaftsdelegati on nach Wien ein, die im April Fachgespräche im BMwA und im 
B MöWV führte .  

Den Spezial lehrgang 1 993/94 der Diplomatischen Akademi e  für Jungdiplomaten 
aus den Reformländern besucht auch e in  kasachischer Tei lneh mer. Im Rahmen des 
erwähnten Ausbi ldungvertrags werden mehrere Touri smusexperten in Österreich 
a usgebi ldet. 
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Katar- Kirgisistan 

Katar 
(Staat Katar), Doha 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Emir Scheich Khalifa Bin Hamad Al-Thani 

ÖB und AHSt. : siehe Kuwait 

Außenminister 

Scheich Hamad bin Jassim 
Bin Jabor AI-Thani 

Am 24. Oktober besuchte eine Wirtschaftsdelegation der Wirtschaftskammer Öster
reich Katar. Vorn 27. November - 2. Dezember fand eine Österreich-Woche statt. 

Österreichs Exporte stiegen um 4 1 ,8% auf 56,9 M illionen Schil l ing, die I mporte 
waren gering. 

Kenia 
(Republik Kenia), Nairobi 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Daniel T. arap Moi 

Außenminister 

Stephen K. Musyoka 

ÖB Nairobi : Dr. Paul Hartig, City House, Corner Wabera StreetiStandard Street, 
P. O . Box 30560, Nairobi, Tel : (2)22828 1 ,  228282, 333272, Telex : 22076, Telefax : 
33 1 792, HK Mombasa : Dipl . Arch. Tibor Gaal, Ralli  House, Nyerere Ave. ,  
Tel : 3 1 3386, 3 1 2687 ; AHSt. Nairobi : Dkfm. W. Freymüller, Anniversary Towers, 
University Way, Nairobi, Tel : (2)2206 1 6, 2206 1 8 , Telex : 22503, Telefax : 336665 ; 
AUA : Grindlay's Bank Building, Kenyatta Ave. ,  Nairobi, Tel : (2)2 1 4465/6 

Kenia ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts " Afrika 2000" und gehört zu den 
Kooperationsländern der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. Schwer
punkte sind die Bereiche Wasserversorgung, Gesundheit, technische und landwirt
schaftliche Ausbildung sowie die Flüchtl ingshilfe .  

Kenia unterhält seit 1 993 eine Botschaft in Wien. 

Die österreichischen Importe betrugen 44,3 Mil l ionen Schilling (- 1 7, 1 %), die 
Exporte 86,6 Mil lionen Schilling (- 29,6%). 

Das Mozarteum Quartett gab im Jänner sieben Konzerte in Nairobi .  

Kirgisistan 
(Kirgisische Republik), Bischkek 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Askar A. Akajew Apas Dschumagulow 

ÖB und AHSt. : siehe Rußland 

Außenminister 

Am Rande der KSZE-Ratstagung am 1 .  Dezember in Rom führte Bundesminister 
Alois Mock ein Gespräch mit seinem damaligen Amtskollegen Ednan Karabajew. 
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Kolumbien 

Der österreichische B otschafter in Moskau, Friedrich Bauer, überreichte am 23 .  Jul i  
Präsident Askar Akajew se in Beglaubigungsschreiben als außerordentl icher und 
bevol lmächtigter Botschafter und führte im Rahmen se ines Aufenthalts i n  B i schkek 
Gespräche mit Mini sterpräs ident Tursunbek Tschingi sow, Parlamentspräs ident 
Schej ringulow, Außenmin i ster Karabajew und anderen führenden Polit i kern des 
Landes. 

Mit  der N oti fizierung eines Geschäftsträgers ist Kirgisistan seit  1 3 . Mai in Ö sterreich 
durch eine Botschaft vertreten - die erste des Landes in Europa außerhalb der 
ehemaligen UdSSR. 

Der bi laterale H andelsverkehr war gering.  

Kolumbien 
(Republik Kolumbien), Santa Fe de Bogota 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Cesar Gaviria  Truj i l lo  

Außenminister 

N oemi Samin de Rubio 

ÖB Santa Fe de Bogota : Dr. Franz lrbinger, Ca rrera 1 1  No. 75 - 29 Santa Fe de 
BogoUt, Tel :  ( 1  )23 5628 , 2494399, Telex : 4 1 489, Telefax : 2 1 7 2404 ; HGK Santa Fe de 
Bogota : K oloman Brunner- Lehenstein, Cal le  70 No .  5 - 60 Aportado 703,  Santa Fe 
de Bogota, Tel : ( 1  ) 2493 1 39,  2 1 02449 ; HK Barranquilla : Oswald Loewy, Cal le  65 B 
No.  4 1 - 68,  Barranqui l la, Tel : ( 58 )3 1 1 77 1 , 320953,  Telefax : 5 1 1 03 7 ; HK Cali : Ha
rold Zangen, Ca l le  1 2  No.  1 - 1 2 , of. 408,  Cali ,  Tel : (23 )644646, Telefax : 64465 7 ;  HK 
Cartagena : H ermann Schwyn, Ed ific io Concasa, pisa 1 0, Cartagena, 
Tel : (53 )647450, 647480, Telex : 3 779 1 ,  Telefax : 60 1 244 ; HK Medell in : Dipl . - I ng .  Ju
an Fernando Ri co Garci a, C ra .  43 A No. 1 4  - I  09, pisa 6,  Medel l in ,  Tel : (4)2665757 ,  
Telefax : 2682858 ; AHSt. Santa Fe de Bogota : Dr. Wolfgang Entmayr, Ca l l e  1 00 
No . 8A- 55 ,  pis0 7 ,  S anta Fe de Bogota, Tel : ( 1 )2 1 9 1 740, 2 1 9 1 5 1 2 , Telex : 4 1 373 ,  
Telefax : 6 1 60964 

Im Mai  veranstalteten die Außenhandelsstelle und die Wi rtschaftskammer Öster
reich ein technisch-wissenschaftl i ches S ym posium in Bogota, bei dem 1 4  österreichi
sche Firmen vor rund 2 .700 Tei lnehmern Ergebnisse i hrer Forschungs- und Entwick
lungstätigkeit präsentierten .  Anfang Dezember besuchte eine acht Firmenvertreter 
umfassende österreichische Wirtschaftsrniss ion Kolumbien.  

Die erste Phase eines 1 40 Mi l l i onen S chi l l ing umfassenden Kooperationsabkom
mens zwischen einer österreichischen Firma und dem kolumbianischen Berufsaus
b i ldungsinstitut S E N A  ist angelaufen ; in d iesem Zusammenhang kamen kolumbia
n i sche Fachlehrer zur Weiterb i ldung n ach Österreich . 

Österreichs Ausfuhren konnten vom kolumbianischen lmportboom nicht ausrei
chend p rofi ti eren und stiegen u m  2,5% auf 463,3 Mi l l ionen Schi l l ing, während sich 
die kolumbiani schen Exporte um 1 ,8% auf 269, I Mi ll ionen Schi l l ing reduzi erten.  

Ein mit  M itteln der österre ichischen EZA unterstütztes Projekt der GAlA-Stiftung 
zum Aufbau der indigenen Se lbstverwaltung im kolumbianischen Regenwaldtief
l and  umfaßt vor a l lem Gesundheits- und  Ausbi ldungsprogramme. 
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Kongo, Korea 

Das Mozarteum-Quartett Salzburg und die Pianisten Paul Badura-Skoda und Peter 
Efler gaben Konzerte in Bogota, Medellin und Cali. Mitglieder der Gesellschaft für 
elektroakustische Musik Wien beteil igten sich mit Werken moderner österreichi
scher Komponisten, einer Multimedia-Eigenproduktion und Workshops am Festival 
zeitgenössischer Musik in Bogota und an den Festspielen geistlicher Musik in 
Popayan. Zwei österreichische Wissenschaftler sind in Cali im Rahmen eines 
Forschungsprogramms der Universität Wien und der Akademie der Wissenschaften 
mit dem Internationalen Zentrum für tropische Agrarwirtschaft CIAT tätig. 

Kongo 
(Republik Kongo), Brazzaville 

Staatsoberhaupt 

Pascal Lissouba 

Regierungschef 

General J. J. Yhombi 
Opango 

ÖB : siehe Nigeria ; AHSt. : siehe Cöte d' Ivoire 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Korea 
(Republik Korea), Seoul 

Staatsoberhaupt 

Kim Young-sam 

Regierungschef 

Lee Hoi-chang 

Außenminister 

Benjamin Bounkoulou 

Außenminister 

Han Sung-joo 

ÖB Seoul : Dr. Felix Mikl ; Kyobo Bldg., Rm. 1 9 1 3, 1 - 1 Chong-ro, l -ka, Chongro-ku, 
Seoul 1 1  0 -7 1 4, Tel : (2)732907 1 /2, Telex : 32447, Telefax : 7329486 ; HK Seoul : Shoul 
N.  Eisenberg, 1 5th Fl . Ssangyong Bldg., 24 - 1 ,  Ju-dong, 2-ka, Chung-ku, 
Tel : (2)2666550, Telfax : 2772 1 90 ;  AHSt. Seoul : Mag. Gerhard Meschke, Kyobo 
Bldg., Rm. 1 9 1 4, I - I Chong-ro, l -ka, Chongro-ku, Seoul l l O -7 1 4, Tel : (2)7326649, 
7327330, 7327786, Telex : 28425, Telefax : 7324337 

Staatssekretärin Maria Fekter traf während ihres Besuchs im August Handelsmini
ster Kom Chul-su sowie führende Vertreter des Außenministeriums und verschiede
ner Wirtschaftsinstitutionen. Eine Parlamentarierdelegation unter Leitung von 
ÖVP-Klubobmann Heinrich Neisser wurde im Oktober u.  a. von Außenminister Han 
Sung-joo empfangen. 

Der Aufschwung der koreanischen Wirtschaft spiegelt sich in einer Steigerung der 
österreichischen Exporte um 49,8% auf 2,244 Milliarden Schilling wider. Die 
Einfuhren aus Korea blieben gleich (3,36 1 Mill iarden Schill ing). Im Februar trat ein 
mit dem Stahlkonzern POSCO abgeschlossener Vertrag über die Errichtung einer 
Corex-Roheisenerzeugungsanlage mit einer Kapazität von 600.000 -700.000tlJahr in 
Kraft. Im März wurde eine Wirtschaftsrnission der Wirtschaftskammer Österreich 
im Bereich Maschinen und I nvestitionsgüter mit 28 tei lnehmeden Firmen und ein 
"Workshop" der Österreich-Werbung durchgeführt. Auf der Weltausstellung "Tae
jon-Expo" vom 7. August - 7. November war Österreich mit einem Pavillon 
vertreten. 
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Korea. Kroatien 

Zu den Eröffnungsfe ierl i chke iten fand s ich neben dem österrei chischen Regierungs
kommissär Peter M itterbauer auch eine Regierungsdelegation unter Leitung von 
Staatssekretärin M aria Fekter sowie e in Fernsehteam des ORF ein. An den 
Feierl i chkeiten zum Österreich-Tag auf der Ausste l lung nahm als Ehrengast der 
Vizepräs ident der Bundeskammer der gewerb li chen Wirtschaft Herbert Schmidt
meier und Reg ierungskommissär Peter Mitterbauer tei l .  

Zwei Konzerte de r  Wiener Philharmoniker (erstmals seit  1 3  Jahren) waren das 
außerordentl iche Ereign i s  auf kulturel l em Gebiet .  

Demokratische Volksrepublik Korea 
(Demokratische Volksrepublik Korea), Pjöngjang 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Kim 1 1  Sung Kang Song San 

ÖB und AHSt. : s iehe VR China 

Außenminister 

Kim Yong Nam 

Der in  der Demokrati schen Vo l ksrepubl ik K orea mitakkrediti erte österreichische 
Miss ionschef in Peking Dietrich Bukowski führte vom 27.  September - 2 . Oktober 
anläßl ich seines jährl ichen Routinebesuchs ausführl iche Gespräche mit Vizeaußen
m inister Kang Sok Zu und dem Leiter der Westeuropaabtei lung des Außenmin i ste
r iums K im Hung Rim. Auch der Leiter der Außenhandel ssteI le Peking Ernst 
Laschan besuchte d ie  DVR Korea Ende November. 

Die von der DVR Korea gewünschte E ntwicklung und Vertiefung der b i l ateralen 
Beziehungen wird weiterh in  durch die offenen Schu ldenfrage behin dert .  

Die österreichischen Exporte betrugen 1 04,0 Mi l li onen Sch i l l ing (- 48,9%) ,  die 
I mporte 38,7 Mi l l i onen Sch i l l i ng ( +  39,5%) .  Als Folge der schlechten Wirtschafts
lage und feh lender Devisenbestände i st die DVR K orea trotz eines neuerl i chen 
Umschu ldungsabkommens mit den überfä l l igen monatl ichen Rückzah lungen wie
der in Rückstand geraten.  

Kroatien 
(Republik Kroatien), Zagreb 

Staatsoberhaupt 

Franjo Tudjman 

Regieru ngschef 

Niki ca Valentic 

Außenminister 

Mate Granic 

ÖB Zagreb : Andreas Berlakovich, labukovac 39, H R-4 1 00 Zagreb, Tel : (4 1 )273392,  
275485,  278983 ,  Telex : 2 1 1 44, Telefa x :  424065 ; KI Zagreb : Prof. Dipl . -Dolm.  Leo
pold Mel ichar, Gundul iceva 3, H R-4 1 000 Zagreb, Tel : (4 1 )424034, Telefax : 426 1 95 ;  
AHSt. Zagreb : Dr. Günther Mühlberger, I l i ca 1 2 , H R-4 1 000 Zagreb, Tel : 
(4 1 )275044, Telex : 22323 ,  Telefax : 278 1 99 :  AUA : Zrinjevac 6, H R-4 1 000 Zagreb, 
Tel : (4 1 )423 255 , 420255 ,  Telefax : 420665 

Die  Beziehungen zu Kroatien standen i m  Zeichen der Bemühungen des noch jungen 
Staates, seinen Platz in der i nternationalen Staatengemeinschaft zu finden.  Die 
anhaltende serbische Besetzung von knap p  einem Drittel des Landes, der Krieg i n  
Bosnien- H erzegowina, d ie  über 650.000 Flüchtl inge u n d  Vertriebenen sowie d ie  
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Kroatien 

schwierige wirtschaftl iche Lage haben die Bewegungsfreiheit Kroatiens stark 
eingeschränkt. 

Am 30./3 1 .  März traf der kroatische Parlaments präsident Stjepan Mesic anläßlich 
seines offiziel len Besuchs in Wien und Burgenland mit Nationalratspräsident Heinz 
Fischer, Bundeskanzler Franz Vranitzky, Vizekanzler Erhard Busek, den Bundesmi
nistern Alois Mock und Wolfgang Schüssel, Bürgermeister Helmut Zilk sowie mit 
Landeshauptmann Karl Stix und Landtagspräsident Wolfgang Dax zusammen. 

Im Rahmen des Europaratsgipfels in Wien am 8./9 .  Oktober kam es zu einem 
Treffen zwischen den Präsidenten Thomas Klestil und Franjo Tudjman. 

Am 1 7 . 9. wurde Bundesminister Alois Mock das Ehrendoktorat der Universität 
Zagreb verliehen. Im Rahmen der Feierl ichkeiten fanden Gespräche mit Präsident 
Franjo Tudj man und Außenminister Mate Granic statt. 

Zu den Regionalwahlen am 7 .  Februar weilte eine Wahlbeobachtermission mit den 
Wiener Landtagsabgeordneten Godwin Schuster, Mathias Tschirf, Rüdiger Stix und 
Christoph Chorherr auf Einladung von Parlaments präsident Stjepan Mesic m 
Zagreb. 

Am 1 1 . März hat Bundesminister Josef Hesoun in Zagreb im Rahmen seines 
offiziellen Besuchs ein Sozialversicherungsabkommen mit seinem Amtskollegen 
Josip Juras unterzeichnet. 

Daneben kam es zu einer Reihe weiterer bilateraler Besuche : Bundesministerin 
Johanna Dohnal ; Nationalratsabgeordnete Andreas Khol, Friedrich König, Ga
brielle Traxler und Paul Burgstaller ; Landtagsabgeordneter Niki Berlakovich ; der 
Präsident des Österreichischen Roten Kreuzes Heinrich Treichl in Zagreb. Der 
kroatische Justizminister Ivica Crnic, Wissenschaftsminister Branko Jeren und 
Vizeminister Ivo Sanader in Wien. 

Im Rahmen der VN-Generalversammlung, der Weltkonferenz für Menschenrechte 
in Wien, der KSZE und der ZEI kam es zu zahlreichen Begegnungen zwischen 
Bundesminister Alois Mock und seinem kroatischen Amtskollegen Zdenko Skrabalo 
sowie dessen Nachfolger Mate Granic. 

Trotz schwieriger Rahmenbedingungen haben sich die Wirtschaftsbeziehungen in 
beiden Richtungen überdurchschnittlich ausgeweitet. Die österreichischen Exporte 
beliefen sich auf 2,834 Mill iarden Schilling ( +  47,9%) die Importe aus Kroatien auf 
1 ,3 80 Mill iarden Schil l ing ( +  47,3%). 

Die kulturelle Präsenz Österreichs war beachtlich . Von der Vielzahl kultureller 
Veranstaltungen sind die Österreich-Wochen in Zagreb und Pozega/Westslawonien 
sowie die Woche der burgenländischen Kroaten in Zagreb, mit dem Grundgedan
ken, kulturelle Gemeinsamkeiten Österreichs und Kroatiens aufzuzeigen, besonders 
herauszustreichen. Erwähnt seien der PEN-Kongreß auf der Insel Hvar und als 
Glanzpunkt des Musiklebens die Aufführung " Die Reihe" unter Friedrich Cerha bei 
der Zagreber Musikbiennale sowie Aufführungen von Karlheinz M iklin und Harald 
Neuwirth. Felix Mitterers "Besuchszeit" erlebte die kroatische Uraufführung in 
Dubrovnik. Eine Reihe von Symposien und das österreichisch-kroatische Germani
stentreffen vermittelten Einblick in die regen Wissenschaftsbeziehungen, dazu 
kamen Aufführungen und Bücheraktionen. 
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Kuba 

Im Rahmen des Stipendienaustauschprogramms wurden rund 200 Stipendienmona
te für kroatische Studenten zur Verfügung gestellt. Mit der Entsendung eines 
österreichischen Sprachberaters durch das BMUK wird den kroatischen Bemühun
gen um eine Intensivierung des Deutschunterrichts Rechnung getragen.  

Von besonderer kulturpolitischer Bedeutung ist  die finanzielle Förderung der 
Wiederinstandsetzung des durch den Krieg beschädigten Gebäudes der Städtischen 
und Universitätsbibliothek in Osijek, in der auch eine Österreichbibliothek unterge
bracht werden wird, durch das BMaA mit 2 Mil lionen Schil ling. 

Im humanitären Bereich unterstrichen zahlreiche staatliche und private Initiativen 
sowie Projekte österreichischer humanitärer Organisationen das besondere Engage
ment Österreichs für die Linderung der Not der Bevölkerung. Die Aktion "Nachbar 
in Not" sei dafür stel lvertretend erwähnt. Am 27. Februar wurde in Slano das mit 
einer Spende der Bundesregierung von rund 7 Mil l ionen Schil l ing renovierte Hotel 
Osmine dem Kroatischen Flüchtlingsamt für die Unterbringung von ca. 450 Flücht
linge übergeben. 

Kuba 
(Republik Kuba), Havanna 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Fidel Castro Ruz 

Außenminister 

Roberto Robaina Gonzalez 

ÖB Havanna : Dr. Heide Kel ler, Calle 4 No. 1 0 1 ,  entre l ra y 3ra Avenida, Miramar, 
Havanna, Kuba, Tel : (7)332394, Telex ; 5 1  1 6 1 8, Telefax : 333 1 235  

Wegen der wirtschaftlichen Probleme Kubas verringerten sich die österreichischen 
Ausfuhren auf 1 2,9 Millionen Schilling (- 2 1 ,5%), die Einfuhren stiegen auf 23,6 Mil
lionen Schil ling ( +  1 8,5%). Kuba ist v. a. am Import von Konsumgütern interessiert. 
Das touristische Interesse am Reiseland Kuba ist ungebrochen ; auch heuer 
besuchten ca. 1 5 .000 Österreicher das Land. Die italienische Tochtergesellschaft der 
Lauda Luftfahrt AG betreibt seit November eine Charterkette nach Kuba. 

Der Schriftstel ler und Abgeordnete zur Nationalversammlung Miguel Barnet hielt 
im Oktober Vorträge in Wien. Der Abgeordnete zur Nationalversammlung und 
Stadthistoriker von Havanna Eusebio Leal Spengler besuchte Wien im November/ 
Dezember und sprach im Museum für Angewandte Kunst über die Altstadtsanie
rung in Havanna. 

Der Rektor der Akademie der bildenden Künste Kar! Pruscha und der Direktor des 
Museums für Angewandte Kunst Peter Noever arbeiteten Pläne für die Revitalisie
rung eines Altstadtpalais in Havanna und für einen Zubau, der als Internationales 
Künstlerzentrum genutzt werden soll, aus. Die Vorarbeiten sind kubanischerseits 
beinahe abgeschlossen. 

Das Tabakmuseum in Wien soll als Vorbild für ein in Havanna zu errichtendes 
Museum über Tabakkultur dienen. 

Abgesehen von Konzerten des Concil ium Musicum Wien im Oktober und Novem
ber in Havanna bzw. Mittelkuba war das Jahr der Vertiefung der wissenschaftlichen 
Beziehungen gewidmet. Im Rahmen einer Zusammenarbeit der Universität Wien 
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Kuwait 

und der kubanischen Akademie der Wissenschaften wurden die Außenaufnahmen 
zum Forschungsprojekt "Sarabanda" über afro-kubanische Kulturen unter der 
Leitung von Prorektor Karl Wernhart fertiggestellt. Der kubanische Völkerkunde
spezialist Rafael Lopez Valdes hielt beginnend mit Sommersemester 1 993 Gastvorle
sungen an der Universität Wien. Eine wissenschaftliche Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Botanik, der Frühgeschichte und der Karstforschung ist vorgesehen. 

In Zusammenarbeit mit kubanischen Einrichtungen wurde eine Reihe von Vorträgen 
organisiert. So hielt etwa Universitätsprofessor Peter Fischer einen vergleichenden 
Vortrag zu NAFTA und EWR, der Leiter des Geschäftsbereichs des Volksanwalts 
Wien Michael M auerer sprach über die Institution des Volksanwalts. Vor dem 
kubanischen Verteidigungskolleg referierte im August der Militärhistoriker Erwin 
Schmidl über die österreichischen Erfahrungen bei der Tei lnahme an friedenserhal
tenden Operationen der VN. 

Kuwait 
(Staat Kuwait), Kuwait 

Staatsoberhaupt 

Emir Scheich Jaber 
Al-Ahmad Al-Jaber 
AI-Sabah 

Regierungschef 

Kronprinz Scheich 
Al-Abdullah Al-Salem 
AI-Sabah 

Außenminister 

Scheich Sabah AI-Ahmad 
AI-Jaber Al-Sabah 

ÖB Kuwait : Dr. Hans Demei, Daiyah, Aera No. 3, Shawki Street, House Nr. 1 0, 
P. O.  Box 33259 Rawdah, 73452 Kuwait, Tel : 2552532, 253276 1 ,  2572935, Tele
fax :  2563052, Satell iten-Fernschreiber :  800 58 1 49 232 20 1 7 ;  HK Kuwait : Marzouk 
Khaled AI-Ghunaim, Kuwait City, AI-Sharq, Abdul- Razzaq Street, AI-Awadi 
Building, Appartment No. 24, Kuwait, Tel : 2433667 ; AHSt. Kuwait : Dr. Stefan 
Pistauer, Rawdah, Area No. 4, Street No. 48, House No. 6, Kuwait, Tel : 2563065, 
2563067, 2563068, 2563069, Telefax : 2563064 

Besuche aus Österreich : 3 1 .  Oktober - 2. November Präsident der Wirtschaftskam
mer Österreich, Leopold Maderthaner, (offizieller Besuch) ; 7 .-9 .  November :  Gene
ralsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg (offizieller 
Besuch, Besuch von UNIKOM an der irakisch-kuwaitischen Grenze). 

Besuche in Österreich : Verkehrsminister Habib Johar Hayat (offizieller Besuch vom 
1 9.-22.  April und als Sonderbotschafter des Emirs am 24. Mai). 

Am 30./3 1 .  Jänner hielt sich eine Wirtschaftsdelegation der Wirtschaftskammer 
Österreich in Kuwait auf, vom 1 0.- 1 5 . Februar nahmen Österre ichische Firmen an 
der Kuwait-I nternational Trade Fair und von 29. März - 4. April an der Kuwait 
Tourism and Leisure Exhibition teil .  Am 9.- 1 0. Mai fanden ein Workshop der 
österreichischen Fremdenverkehrswerbung und vom 4.- 9. Dezember Österreich
Wochen statt. 

Österreichs Exporte fielen um 2,3% auf 29 1 ,2 Millionen Schilling, die Importe waren 
genng. 
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Laos - Lettland 

Laos 
(Demokratische Volksrepublik Laos), Vientiane 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Nouhack Phoumsavanh Khamtay S iphandone 

ÖB und AHSt. : si ehe Thai land 

Der b i l aterale H andelsverkehr war  gering. 

Lesotho 
(Königreich Lesotho), Maseru 

Staatso berhau pt 

König Lets ie I I I . 

Regierungschef 

Ntsu Makhehle 

ÖB : s iehe S imbabwe ; AHSt. : siehe Südafrika 

Der b i l aterale H andel war gering. 

Lettland 
(Republik Lettland), Riga 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Guntis U lmanis Valdis Birkavs 

ÖB und AHSt. : s iehe Schweden 

Außenmini ster 

Phoune Sipaseuth 

Außenminister 

Mo lapo Qhobe la  

Au ßenminister 

Georgs Andrejevs 

Die Botschaft in Wien wurde am 1 9 .  November offiz ie l l  eröffnet. 

Besuche in Österreich : Am 8. Oktober Präsident Guntis Ulmanis  und Außenminister 
Georgs Andrejevs (Europaratsgipfe l )  ; von 1 9 .- 22. Februar Außenminister Georgs 
Andrejevs ( Eröffnung des letti sch en H onorarkonsu lats in Wien, Gespräch mit 
Generalsekretär Wol fgang Schal lenberg) ; vom 1 5 . - 1 8 .  Juni Außenmin ister Georgs 
Andrejevs (Wel tkonferenz über Menschenrechte) ; vorn 1 3 . - 1 5 .  April Erz iehungsmi
nister Andris Piebalgs (ER-Jugendministe rtreffen) ; am 25 . /26 .  Jänner Staatssekretär 
M aris Gai l i s  (Gespräch mit Generalsekretär Wolfgang Schal lenberg) ; am 1 9 . No
vember Staatssekretär M artins  Virsi s  und Staatsekretär M aris Riekstins (Botschafts
eröffnung, Gespräch mit Genera lsekretär Wol fgang Scha l lenberg). 

Am 1 6 . /  1 7 . September besuchte eine österre ich ische Wirtschaftsrniss ion Lettland .  

Der H andelsaustausch zwischen Österre ich und Lettl and stieg (von sehr n iedrigem 
N iveau aus) stark an. Die österreichischen Exporte erh öhten sich um 83 ,2% auf 
64,6 Mi l l ionen Schi l l i ng.  Die I m porte aus Lett land stiegen u m  3 7,4% auf 50,7 Mi l l io 
nen Schi l l ing .  Österrei ch exportierte v .  a .  Maschinen und Fahrzeuge und import ierte 
v. a. N ichteisenmeta l l e  und Texti l ien .  Es bestehen 3 8  österreichisch-Iettische Jo int
ventures .  I m  Rahmen der G 24 wurden von Österrei ch bis lahresmitte 1 993 
1 , 1 9  M il l ionen Ecu zur Verfügung gestel lt .  

I m  September wurde ein Lektor für österreichische Literatur  an die Universität Riga 
entsandt. I n  der Nationalbibl iothek in Riga fand  eine Ausstel lung über österreichi
sche Kinder- und Jugendliteratur statt. 
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Libanon - Libyen 

Eine Vertreterin des lettischen Außenministeriums nahm am Diplomatenlehrgang 
der Diplomatischen Akademie in Wien teil . 

Libanon 
(Republik Libanon), Beirut 

Staatsoberhaupt 

Elias H raoui 

Regierungschef 

Rafiq Hariri 

Außenminister 

Farres Boueiz 

ÖB Beirut : Rue Sadat, Ras Beirut, Sadat Tower, Block Nr. 2342, Beirut, 
Tel : ( 1  )80 1 574, 805453, Telex : 220446 ; AHSt. Beirut : Dr. Sepp Dabringer, Imm. 
Sammakieh, Rue Mme. Curie, pres Hotel Bristol, P. O.  Box 1 1 - 240, West Beirut, 
Tel : ( 1 )354238, 3542 1 4, Telex : autrad 23255 le, Telefax : 602220 ; HK Saida : Khalil 
Fattal ,  Rue Riad EI Solh, Imm. EI Tamniah (2 e etage), Saida, Tel : 7253 1 2, 
Telex : 20747 ; AUA : Centre Sabaggh, Rue Hamra, 8th Floor, West Beirut, 
Tel : 34927 1 -3 ,  343620, 4 1 8028 - Flughafenbüro Tel : 288498 

Die österreichische Botschaft in Beirut blieb auch 1 993 de facto geschlossen. Ihre 
konsularischen und administrativen Agenden wurden weiterhin von der Österreichi
schen Botschaft Damaskus wahrgenommen. 

Die österreichischen Exporte, v. a. Maschinen, Kunststoffe und Arzneiwaren, 
betrugen 260,2 Millionen Schill ing (- 0,9%). Die Importe waren gering. 

Eine 30köpfige Wirtschaftsrnission besuchte vom 1 0.- 1 2. Dezember den Libanon. 

Liberia 
(Republik Liberia), Monrovia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Amos Sawyer (interimistisch) 

ÖB : siehe Cöte d'Ivoire ; AHSt. : siehe Nigeria 

Außenminister 

Gabriel Baccus Matthews 

Österreich ist mit elf Offizieren an der Beobachtergruppe der VN (UNOM I L) 
beteiligt, die auf Basis des Friedenabkommens von Cotonou vom 25. Juli eine 
Beendigung des Bürgerkriegs ermöglichen soll, was Voraussetzung für den Aufbau 
engerer bilateraler Beziehungen ist. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Libyen 
(Sozialistische Libysch-Arabische Volks-Jamahiriya), Tripolis 

Staatsoberhaupt 

Oberst Muammar Al 
Khadafi 

Regierungschef 

Abu Zid Omar Dourda 

Außenminister 

Omar Mustafa M untasser 

ÖB Tripolis : Dr. Wilfried Almoslechner, Shara Khalid Ben Walid/Shara Arismondi 
Dhara Area, Garden City, P. O.  Box 3207, Tel : (2 1 )43393,  43379,  Telex : 20245, 
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Liechtenstein 

Telefax : 4083 8 ;  AHSt. Tripolis : Dr. Josef Skorcic, 1 1 / 1 3  Shara E I  Amir Abdu lkader 
EI  Jazairi ,  Garden City, P. O .  Box 3 5 1 77, Tel : (2 1 )3 5 1 76,  3 5 1 77 ,  Telex : 20]  23 ; AUA : 
Is lamic Cal l  Council  Towers, Tripol is ,  Tel : (2 1 )38048, 3 7407 

Von 25 .  November - 1 .  D ezember fan d  in Wien die 7. Tagung der österre ichisch
l ibyschen gemischten Wirtschaftskommission statt. 

D ie  österrei ch i schen Exporte betrugen 742,2 Mi l lionen Sch il l ing ( +  1 1 ,8%), d ie  
I mporte nahmen u m  22,0% auf 1 , 1 85 Mi l l iarden Schi l l ing ab . 

Zu J ah resbeginn wurde eine Libyen- Dokumentation von Engelbert Kohl i m  
Rahmen der b ekannten O RF-Reihe " Land der Berge" gedreht und i m  O R F  u n d  
S AT3 ausgestrahlt. D i e  Felsgravur-Forschungen des Ehepaars Gabriele und Rüdiger 
Lutz aus I nnsbru ck wurden fortgesetzt. 

Liechtenstein 
(Fürstentum Liechtenstein), Vaduz 

Staatsoberhaupt 

Fürst H ans-Adam H. 
Regierungschef 

M ario Frick 

Außenminister 

Andrea Wil l i  

ÖB Vaduz : Dr. Johannes Kyrie, mi t  S i tz i n  1 0 1 4  Wien, Bal lhausplatz 2 ,  
Tel : (0222)5 3 1 1 5 -0, Telex : 1 37 1 ; HK Schaan : GK Dr. Werner Tab arel l i ,  Land
straße 1 52 ,  FL-9494 Schaan, Tel : ( 5 )9752327477, Telefax : 0752332357 

D as zentrale b i l aterale Thema war d ie  Frage der europäischen I ntegration.  Die 
l iechtenste in ischen Bemühungen vol l  am Europäischen Wirtschaftsraum tei lzuha
ben und zugleich die bestehende Zol l - und Währungsun ion mit  der Schweiz 
aufrechtzuerhalten, werden von Österreich, soweit mögl ich,  aktiv unterstützt. 

Es kam daher 1 993 zu besonders i ntensiven Besuchskontakten. Der w ichtigste w ar 
e in offizie l ler  Arbeitsbesuch von Bundespräs ident Thomas Klestil (2 1 .  M ai )  mi t  
e inem umfangreichen polit ischen Meinungsaustausch mi t  Fürst H ans-Adam 1 1 .  
sowie Kontakten m i t  M itgliedern der Regierung u n d  des Landtags. Bundespräsident 
Klestil vertrat Österreich b ei der Hochzeit des E rbprinzen Alois mit Herzogin Sophie 
von Bayern (Vaduz, 3 .  Jul i ) .  

M arkus Büchel ,  der von Ende Mai b is  M itte D ezember Regierungschef war, h ie l t  
s ich mehrfach in Wien auf, so auch zur Weltkonferenz über M enschenrechte und 
zum Gipfeltreffen des Europarats. Im Zuge dieser Besuch e  kam es zu Begegnungen 
mit Bundespräsident Thomas Klestil ,  B undeskanzler Franz Vran itzky und Bundes
m inister Alo is  M ock. Über E in ladung von Justizminister Nikolaus M ichalek kam 
Regierungschef- Stellvertreter H e rbert Wil le  von 2 1 . - 23 .  Februar n ach Wien .  Der 
frü here l angjährige Regierungchef H ans Brunhart führte am 1 9 . Apri l i n  Wien 
G espräche mi t  Bundeskanzler Franz Vrani tzky, Vizekanzler Erh ard Busek und 
Wirtsch aftsm i nister Wolfgang Schüssel .  

Bereits einen Tag nach i hrer Bestellung nahmen die neugewählten l iechtenstein i 
s ehen Regi erungs räte M ichael Ritter (Wirtschaft) und Andrea Wil l i  (Äu ßeres) an  der  
Wiener E FTA-M i ni stertagung  ( 1 6 ./ 1 7 . D ezember) tei l .  
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Litauen 

Litauen 
(Republik Litauen), Vilnius 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Algirdas Brazauskas Adolfas Slezevicius 

ÖB :  siehe Dänemark ; AHSt. : siehe Schweden 

Außenminister 

Povilas Gylys 

Mit der Notifizierung eines Geschäftsträgers ist Litauen seit 8. November in 
Österreich durch eine Botschaft vertreten. Ein Honorarkonsulat in Salzburg besteht 
seit August. 

Litausche Delegationen führten im März Fachgespräche im BMAS und im Oktober 
im BMUJ F. 

Die seit über 20 Jahren zwischen dem Land Salzburg und Litauen bestehende 
Partnerschaft hat sich auch 1 993 in konkreten Projekten fortgesetzt. In der 
Mickeviciaus Bibliotheka in Vilnius, in unmittelbarer Nähe zur Universität, wurde 
vom BMaA in Zusammenarbeit mit dem Land Salzburg eine Österreichbibliothek 
eingerichtet. Aufgrund einer auf Gegenseitigkeit beruhenden Vereinbarung wurden 
litauische Studenten von den Studiengebühren in Österreich befreit. Der l itauische 
Minister für Kultur und Unterricht, Dainius Trinkunas, stattete im Oktober einen 
Besuch in Österreich ab. 

Litauen ist seit 1 992 in den Kreis der nach dem österreichischen Präferenzzollgesetz 
begünstigten Länder einbezogen. An der koordinierten Wirtschaftshilfe der westli
chen Industriestaaten (G 24) für Litauen ist Österreich mit einer Zahlungsbilanz
Finanzierungshilfe beteiligt. 

Im Rahmen internationaler Programme, an denen auch Österreich mitwirkt, konnte 
eine verhältnismäßig große Zahl von Vertretern litauischer Banken, einschließlich 
der litauischen Nationalbank, an Schulungskursen über Finanz- und Kreditwesen 
teilnehmen. 

Mitte September hielt sich eine Wirtschaftsrnission der Wirtschaftskammer Öster
reich, an der 30 österreichische Firmen teilnahmen, in Vilnius auf. Wegen des guten 
Ergebnisses ist für 1 994 die Entsendung einer weiteren Wirtschaftsrnission vorgese
hen. Die zwei wöchentlichen Direktflüge der AUA nach Vilnius tragen ebenfalls zur 
Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen bei.  

Hinsichtlich der Investitionstätigkeit l iegt Österreich im Mittelfeld der westeuropäi
schen Industriestaaten. Ein Investitionsschutzabkommen befindet sich im Verhand
lungsstadium. 

Die österreichischen Ausfuhren betrugen 6,4 Mil lionen Schill ing (- 2,3%), die 
I mporte 5,3 Mil l ionen Schil l ing ( +  48,3%). Die Exporte umfaßten vorwiegend 
Maschinen und Fahrzeuge, chemische Erzeugnisse und bearbeitete Waren, während 
bei den Importen Rohstoffe überwogen. 

Einige Konzerte und eine Ausstellung wurden durchgeführt. 
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Luxemburg 

Luxemburg 
(Großherzogtum Luxemburg), Luxemburg 

Staatsoberhaupt 

Großherzog Jean von 
Luxemburg 

Regierungschef 

Jacques Santer 

Außenminister 

Jacques Poos 

ÖB Luxemburg : Dkfm .  Dr. Johann Legtmann, 3 ,  rue des Ba ins ,  L- 1 2 1 2  Luxemburg, 
Tel : 47 1 1 8 8 ,  226957,  Telex : 2530, Telefax : 463974 ; AHSt. Luxemburg : Dr. Rupert 
Roth, 479, avenue Louise ,  B- I 050 Brüssel ,  Tel : 6482 1 1 1 , 6482074, Telex : 22 1 3 8 ,  
Telefax : 640 1 269 ; ÖFVW : 1 06, Avenue Louise, B - I 050 B rüssel ,  Tel : 64606 1 0, Tele
fax :  6404693 ; A U A : 66, Avenue Louise,  B- I 050 Brüssel ,  Tel : 5 1 3 7500, Telefax : 
5 1 37 1 32 

Die  po l i ti schen Beziehungen zwischen Österre ich und Luxemburg gestalten s i ch 
probleml os .  I n  vielen B ereichen gibt es gleichgelagerte I nteressen. Luxemburg 
unterstützt den österreichischen Be itritt zur EU .  

Bundespräs ident Thomas Klesti l  fan d  s i ch am 1 8 ./  1 9 . Jänner zu  e inem offiz ie l len 
Arbeitsbesuch in  Luxemburg e in .  Gespräche mit Großherzog Jean von Luxemburg, 
Premiermin i ster Jacques Santer, Außenminister Jacques Poos, der Abgeordneten
kammerpräs identi n Erna Hennicot-Schoepges und Bürgermeisterin Lydi e  Wurth
Polfer  standen auf  dem Besuch sprogramm.  Bundesmini ster Alois  Mock war dreimal 
in Luxemb urg : 5 ./6. Apri l (EPZ), 9 .  Juni  und 5 .  Oktober zwischen der 2 .  und 
3 .  M i ni sterrunde  der Be itrittsverhandlungen zu r EG ; an der Tagung am 5 .  O ktober 
nahmen auch Bundesminister Wolfgang Schüssel ,  Staatssekretärin Brigitte E derer 
und Landeshauptmann H ans  Katschthaler tei l .  Bundesmin i ster Ferdinand Lacina  
war  am 1 9 . Apri l zur  Behandlung der Europäi sche Wachstumsi nit iative und zur  
Tei lnahme an der  gemeinsamen S itzung EG- E FTA mit Staatssekretärin Br igitte 
Ederer und Staatssekretär Johannes Ditz sowie am 28 ./29.  März zu Gesprächen mi t  
Finanzmi n i ster Jean-Claude Juncker und Schatzmini ster Jacques Santer in  Luxem
burg .  Eine Delegation des burgenländi schen Landtags unter Leitung von Landtags
präs ident Wol fgang Dax besuchte i m  September EG- I nstitutionen und die luxem
burgische Abgeordnetenkammer. 

Besuche in Österre ich : Premiermin i ster Jacques Santer im  Oktober (Tei lnahme am 
Europaratsgi pfel ; Gespräche mi t  Vizekanzler Erhard Busek, Bundesmin i ster Alo i s  
Mock und dem stv. Vorsitzenden des Außenpol it i schen Ausschusses des  N at ional 
rats, Andreas Khol) ; Außenminister Jacques Poos im Oktober (Tei lnahme am Euro
paratsgipfel ; G espräch mit  Bundesmini ster Alois  Mock) ; Staatssekretär Georges 
Wohlfa rt im Juni (Tei lnahme an der Weltkonferenz über Menschenrechte ; Gespräche 
mit Bundesm ini ster Alois  Mock und Staatssekretäri n Brigitte Ederer) ; e ine Delega
tion der luxemburgi schen Abgeordnetenkammer unter Leitung von Präsident in Erna 
H ennicot-Schoepges im Mai (Besuch über  Einladung des Nationalrats). 

Sowohl bei den Exporten als auch bei den I mporten war die Entwicklung rückläufig .  
Die  Ausfu hren nach Luxemburg be l iefen s i ch auf 526,5 M i l l ionen Schil l ing (- 9,7%), 
die E infu hren aus Luxemburg auf 9 1 5 ,7 Mi l lionen Schi l l ing (- 5 ,3%). Ein i m  H erbst 
e rtei lter Gro ßauftrag des luxemburgischen Stahl -Konzerns ARBED (ca. 900 M il l io 
nen Sch i l l ing) w i rd s ich auf  d ie  österre ichisch-Iuxemburgische Außenhandels stat i s t ik  
n icht auswirken,  da die Anlagen für e in  ARBED-Werk i n  Thür ingen bestim mt s ind. 
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Madagaskar-Malaysia 

Das große Interesse, das österreichischer Kultur entgegengebracht wird, zeigte sich 
in verschiedenen Veranstaltungen sowohl im musikalischen (Pro Arte Quartett 
Salzburg, Hagen Quartett, RTL-Symphonieorchester unter Leopold Hager u. a.) als 
auch im literarischen (Elisabeth- Bühne Salzburg u. a.) und darstellenden Bereich 
(Jürgen Messensee, Johannes Zechner, Friedensreich Hundertwasser, Gunter Da
misch u.  a.). 

Das Arbeitsprogramm des österreichisch-luxemburgischen Kulturabkommens er
möglicht u. a. einen wirkungsvollen Austausch von Wissenschaftlern, Lektoren und 
Studenten. Ende 1 993 studierten 320 Luxemburger an österreichischen Universitä
ten. Ein Stand des B MWF präsentierte österreichische Universitäten auf der 
luxemburgischen Informationsmesse über Studien im Ausland. 

Madagaskar 
(Demokratische Republik Madagaskar), Antananarivo 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Albert Zafy Francisque Ravony Jacques Sylla 
ÖB : siehe Äthiopien ; HK Antananarivo : John de Jager, P. O. Box 28, Tel : (2)2272 1 ,  
Telex 222 1 8, Telefax : 29 1 23 , 28420 ; AHSt. : siehe Südafrika 

Die österreichischen Ausfuhren betrugen 9,7 Millionen Schilling ( +  76,9%), die 
Einfuhren 84,5 Millionen Schilling (- 1 6, 1  %). 

Malawi 
(Republik Malawi), Lilongwe 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Kamuzu H. Banda 
ÖB und AHSt. : siehe Simbabwe 

Außenminister 

Hetherwick Ntaba 

Österreich finanziert im Rahmen eines Kofinanzierungsabkommens mit der Welt
bank die Errichtung des Wasserkraftwerks Tedzani 1 1 .  
Die österreichischen Exporte, v. a. Papier, Arzneimittel und Maschinen, betrugen 
26,6 Mill ionen Schil l ing ( + 33,3%), die I mporte, v. a. Tabak, 1 5,0 Mil lionen Schilling 
(- 67, 1 %). 

Malaysia 
(Malaysia), Kuala Lumpur 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

König Yang di Pertuan Datuk Seri Mohamad Datuk Abdullah Ahmad 
Agong Sultan Azlan Shah M ahathir Badawi 
ÖB Kuala Lumpur : Dr. Friedrich Posch, 7th Fl . ,  MUI Plaza, Jalan P. Ramlee, 
50250 Kuala Lumpur, Tel : (3)2484277, Telex : 3 1 263 oeboku, Telefax : 24998 1 3 ;  
AHSt. Kuala Lumpur : 1 0th Fl . ,  Kompleks Kewangan, J al an Raja Chulan, 50200 
Kuala Lumpur, Tel : (3)26 1 4724, Telex : 3 1 203 ahst kl ma, Telefax : 26 1 3 1 30 
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Malediven, Mali 

Die als  Folge der von Österreich verfügten Tropenholzkennzeichnungspfl icht 
e ingetretene Trübung der B eziehungen wurde mit der Novel l i erung des d iesbezügl i 
chen Bundesgesetzes berein igt. 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wol fgang Schallenberg füh rte 
am 1 5 . 1 1 6 . September i n  Kuala Lumpur Gespräche mit seinem Amtskol legen 
Ahmad Kami l  Jaafar und wurde von Außenmini ster Abdullah Badawi und 
H andelsmin ister Rafidah Aziz empfa ngen . 

I m  O ktober h ielt der Verband der österreichischen Reisebüros seine Jahrestagung in 
Kuala Lumpur ab.  

Die  österre ich ischen Exporte sanken um 5,0% auf 930,9 Mi l l ionen Schi l l ing, 
während die I mporte u m  22,6% auf 1 ,480 Mi l l iarden Schi l l ing anstiegen .  

Der  Dire ktor der  Diplomatischen Akademie, Alfred M issong, hielt am " Institute of 
Diplomacy and Foreign Relations" Vorträge und Seminare ab .  

Im k ulture l l en  Bereich s ind Konzerte des S ingkreises Klagenfu rt-Wörthersee sowie 
des M ozarteum-Quartetts i n  mehreren Städten Mal aysias hervorzuheben. Daneben 
traten eine Reihe von jüngeren Musikern auf und verbanden i hre Aufenthalte mit 
einer Lehrtätigkeit an malaysischen Mus ik instituti onen . 

Malediven 
(Republik der Malediven), Male 

Staatsoberhaupt und Regieru ngschef 

Maumoon Abdul Gayoo m  

Ö B  u n d  AHSt. : s iehe I nd ien 

Außenminister 

Fathu l l a  Jameel 

Außenminister Fathul la Jameel füh rte am Rande der Weltkonferenz über Men
schenrechte in Wien auch ein Gespräch mit  Bundesminister Alois Mock. Der 
österreich ische B otschafter in  New Del h i ,  KarI PeterIi k, nahm an der I naugurati ons
zeremonie für den für eine 4. Amtsperiode w iedergewählten Präsidenten, Maumoon 
Gayoom, i m  November in M ale  tei l .  

Österre ichische  Touristen stel lten 1 992  3 ,5% der auf die M al ediven rei senden 
Touristen .  Der  b i l aterale H an delsverkehr  war gering. 

Ein Stipendium für Touri smusmanagement wurde vergeben.  

Mali 
(Republik Mali), Bamako 

Staatsoberhaupt Regieru ngschef Außenminister 

Alpha O um ar Konare M aitre Abdoulaye Sekou Ib rehim Boubacar Keita 
Sow 

ÖB :  s iehe Senegal ; AHSt. : s iehe M arokko 

Österrei ch fin anziert Tiefbrunnen und Pum peninstall ationen zur Trink- und Nutz
wasserversorgung von E l em entarschu len  i m  Rahmen des Bewässerungsproje kts 
Aqua-Viva. E in  Projekt zur  Bereitste l lung von S aatgut i st angelaufen. 

569 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)584 von 734

www.parlament.gv.at



Malta -Marokko 

Die österreichischen Ausfuhren nach Mali, hauptsächlich Textil ien und Straßen
fahrzeuge, betrugen 3 1 ,6 Mill ionen Schil l ing ( +  1 26,6%), die Einfu hren (Erze und 
Kaffee) 1 6,2 Mill ionen Schil ling ( +  2.502, 1 %) .  

Vier Studenten erhielten Stipendien oder Verlängerungen. 

Malta 
(Republik Malta), Valletta 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Vincent Tabone Eddi Fenech Adami Guido de M arco 

ÖB : siehe Italien ; HGK Valletta (gleichzeitig auch AUA-Büro) : loseph R. Darma
nin, 1 9/5 Tigne Seafront, Sl iema, Tel : (003 56)343444, 343445, Telex : 1 294, Tele
fax : 230654 

Die österreichischen Exporte fielen um 2,9% auf 85,6 Mill ionen Schill ing, die 
I mporte um 1 8,2% auf 80,0 Millionen Schil ling. 

Souveräner Malteser Ritter Orden 

Staatsoberhaupt 

Seine Hoheit und Eminenz 
Fra' Andrew Bertie 

ÖB : siehe Heil iger Stuhl 

Regierungschef 

Botschafter Baron Felice 
Catalano di Melil l i  

Außenminister 

Botschafter Luciano Koch 

Ende November traf der Großmeister des Souveränen Malteser Ritter Ordens, Fra' 
Andrew Bertie,  mit Bundespräsident Thomas Klestil zusammen. Während seines 
inoffiziellen Aufenthalts besuchte er auch die Steiermark, wo er u. a. von Landes
hauptmann losef Krainer empfangen wurde. 

Der Orden unterhält in Österreich einen Hospitaldienst, darüber h inaus Rettungs
dienste und betreibt ein Altenhospiz in Wien. Rund 1 .500 ausschließlich freiwillige 
Helfer sind im Einsatz. Gemeinsam mit dem Österreichischen Hilfswerk wurden 
Hilfseinsätze in Albanien und Bosnien-Herzegowina organisiert. 

Marokko 
(Königreich Marokko), Rabat 

Staatsoberhaupt 

König Hassan 1 1  
Regierungschef 

Mohammed 
Karim Lamrani 

Außenminister 

Abdellatif Filali 

ÖB Rabat : Dr. Paul Leifer, 2, rue Tiddas, B .  P. 1 35,  Rabat, Tel : (07)764003, 76 1 698, 
Telex : 3 1 623 , Telefax : 765425 ; HGK, AHSt. und ÖFVW Casablanca : Dr. lörg 
Schneider, 45, Av. H assan 11 ,  B. P. 1 3822, Casablanca, Tel : (2)223282, 266904, Telex : 
220 1 0, Telefax : 22 1 083 

Für das Inkrafttreten des neuen bilateralen Handelsabkommens und des I nvesti
tionsschutzabkommens hat Österreich die innerstaatlichen Voraussetzungen erfüllt. 
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Marshall-Inseln, Mauretanien 

Die österreichi schen Exporte stiegen um 66,7% auf 254,4 M i l lionen Sch i l l i ng, die 
Importe um 9,9% auf 427,0 Mi l l ionen Schi l l ing.  M arokko erzielt seit 1 99 1  einen 
wachsenden H andelsbi lanzüberschuß .  Die Zahl der österreichischen Touristen 
nahm weiter zu .  

U niversitätsprofessor H anspeter Neuhold und Georg Winckler h ielten G astvorträge 
über "Österreich und die EG" im marokkanischen "Centre d' Etudes Strategiques" .  
Österreich war auch in e inem Symposiu m  über die Beziehungen Maghreb- Eu ropa in 
Rabat vertreten. Brigardier Gerhard Zoppoth hielt  e inen Vortrag über ,,40 J ahre 
ö sterreichische Herrschaft in Bosnien- Herzegowina" .  

Das Wiener Mozartorchester und das Duo Florian KittiRita Medj imorec gaben 
Konzerte in Rabat und Casablanca, ebenso die Gruppen B lues Breakers und Andy 
Lee Lang, die auch in Meknes, Fes und M arrakech gastierten. 

Marshall-Inseln 
(Republik Marshall-Inseln), Dalap-Uliga-Darrit 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Amata Kabua 

ÖB und A HSt. : siehe Austra l ien 

Außenminister 

Tom Kijiner 

Mit Wirkung vom I .  März 1 993 wurden mit dem seit 1 990 unabhängigen Inselstaat 
(Auf11ebung der Treuhandschaft der USA durch die VN) diplomatische Beziehun
gen aufgenommen. 

Der bi l aterale H andelsverkehr war gering. 

Mauretanien 
(Islamische Republik Mauretanien), Nouakchott 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Colonel  M aaouya Ould Sid'Ahmed Taya 

ÖB :  s iehe Senegal ; AHSt. : siehe M arokko 

Außenminister 

Mohamed Salem Ould 
LekhaI 

Österreich beteil igte s ich an der U mschuldungsaktion des Pariser Klubs .  

Die ö sterrei chischen Exporte, v .  a .  Eisen,  Stahlwaren und Papier, betrugen 1 0,8  Mil 
l i onen Schi l l ing ( +  67,0%). Die Importe waren gering .  

E in  mauretanischer Student erhielt  e in Stipendium.  
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Mauritius, Mazedonien 

Mauritius 
(Republik Mauritius), Port Louis 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Cassam Uteem Sir Anerood Jugnauth Ahmud Swaley Kasenally 

ÖB : siehe Äthiopien ; HK Port Louis : Captain Rene Sanson, P. O. Box 60, Port Luis, 
Tel : (20)8680 1 ,  Telefax : 43 1 2, Telefax : 2 1 242 1 0 ;  AHSt. : siehe Südafrika 

Die österreichischen Exporte betrugen 1 9,3 Mil l ionen Schilling (- 29,7%), die 
Importe 36,8 Mil lionen Schill ing (- 23, 1 %). 

Mazedonien 
("Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien"), Skopje 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Kiro Gligorov Branko Crvenkovski 

ÖB und AHSt. : siehe Serbien und Montenegro 

Außenminister 

Stevo Crvenkovski 

Die Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien wurde mit Unterstützung 
Österreichs am 8. Apri l in die VN aufgenommen. I n  der Folge wurden mit 
Wirksamkeit vom 1 1 . Oktober konsularische Beziehungen aufgenommen. 

Parlamentspräsident Stojan Andov traf im Juni am Rande der 93. Tagung des 
Ministerkomitees des Europarats mit Bundesminister Alois Mock zusammen. 
Präsident Kiro Gligorov nahm an der Spitze einer hochrangigen Delegation an der 
Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien teil und traf Bundespräsident Thomas 
Klestil, Bundeskanzler Franz Vranitzky und Bundesminister Alois Mock. 

Auch 1 993 war eine KSZE-Langzeitmission in Mazedonien tätig, der u. a. österrei
chische M itglieder angehörten. 

Die österreichischen Exporte betrugen 499,2 Millionen Schil l ing ( +  84,8%), die 
Importe 1 49,0 Millionen Schil ling ( +  56,7%). Entsprechend dieser dynamischen 
Entwicklung bediente die AUA zweimal wöchentlich von Wien aus Skopje.  Ende 
Juli wurde Mazedonien mit österreichischer Zustimmung in die Strukturhilfe der 
G 24 einbezogen. 

Österreich war neuerlich beim "Ohrider Sommer", dem größten Kulturfestival 
Mazedoniens, vertreten. Am 1 3 . August gastierte das Ensemble für alte Musik " I l  
Parnaso M usicale" in  der Ohrider Sophienkathedrale .  Der  österreichische Dichter 
Christian Loidl nahm von 25.- 29. August am Lyrikfestival in Struga tei l .  

Neben verschiedenen Stipendien wurde einem Jungdiplomaten die  Teilnahme am 
Speziallehrgang der Diplomatenakademie ermöglicht. 
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Mexiko 

Mexiko 
(Vereinigte Mexikanische Staaten), Mexiko-Stadt 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Carlos Salinas de Gortari 

Außenminister 

Manuel Camacho Solls 

ÖB Mexiko : Dr. Klas Daublebsky, Campos Eliseos 305,  Col. Polanco, 1 1 560 
Mexiko, D. F. ,  Tel : (5)28069 1 9, 280 1 7 1 0, Telex : 1 774448, Telefax : 2802227 ; HK 
Acapulco : Luis Walton Aburto, J. R. Escudero 1 ,  desp. 3 y 4, 39300 Acapulco, 
Guerrero, Tel : (748)822 1 66, 832979 ; HK Guadalajara : Dipl . - Ing.  Erich Coufal, Mar 
Negro 1 22 1 ,  Lomas deI Country, 446 1 0  Guadalajara, Jal isco, Tel : (36)62305 1 1 , 
Telefax : 64 1 0026, Eric Coufal, Montevideo 2695, Col.  Providencia, 44630 Guadala
jara, Jalisco, Tel : (36)64 1 1 834, Telefax : 64 1 0026 ; HK Monterrey : Ing. Juan Celada 
Salmon, Rio Orinoco 1 05 Pte., Col .  deI Valle, 66220 San Pedro Garcia, Nuevo Leon, 
Tel : (83)5690 1 5 ;  HK Tijuana : Alberto Lim6n Padilla, Blvd. Agua Caliente 340 1 - 803, 
Edificio Gallego, 22400 Tijuana, Baja California, Tel : (66)863625, Telefax : 862396 ; 
AHSt. Mexiko : Dkfm .  Hellfried Böhm, Av. Presidente Mazaryk 1 0 1 ,  1 1 . Stock, Col. 
Polanco, 1 1 570 Mexiko, D. F., Tel : (5)25444 1 8/28/38, Telex : (23) 1 92479007, Tele
fax : 255 1 665 

Im Jänner besuchte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang 
Schallenberg Mexiko, führte Gespräche mit Außenminister Fernando Solana sowie 
hochrangigen Vertretern des Außen- und von Fachressorts und traf mit der 
guatemaltekischen Friedensnobelpreisträgerin Rigoberta Menchu zusammen. 

Im März erfolgte der Besuch des Präsidenten der Wirtschaftskammer Österreich 
Leopold Maderthaner, der von Präsident Carlos Salinas empfangen wurde und 
Gespräche mit Fachministern und hochrangigen Wirtschaftsvertretern führte. 

Im November stattete Bundeskanzler Franz Vranitzky den ersten offiziel len Besuch 
eines österreichischen Regierungschefs in Mexiko an der Spitze einer mehr als 
dreißigköpfigen Delegation ab . Er führte Gespräche mit Präsident Carlos Salinas, 
Außenminister Fernando Solana, Fachministern und Spitzenvertretern aus Politik 
und Wirtschaft. 

Die Exporte Österreichs gingen aufgrund der allgemeinen Wirtschaftsrezession in 
Mexiko leicht um 982,2 Mil lionen Schilling (- 8,6%) zurück. Mexiko war auch 1 993 
der wichtigste österreichische Absatzmarkt in Lateinamerika. Auch die Importe 
(543,2 Millionen Schil l ing) nahmen wegen geringerer Erdölimporte stark (- 44, 1 %) 
ab. Die Zahl der österreichischen Unternehmen und Joint-ventures nahm weiterhin 
deutlich zu. Dieser Trend dürfte durch das Inkrafttreten des Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommens (NAFT A) anhalten. 

Auf der Grundlage des 5. Protokolls zum österreichisch-mexikanischen Kulturab
kommen wurden 1 993 Teilergebnisse des gemeinsam mit dem mexikanischen 
I nstitut für diplomatische Studien " Matias Romero" begonnenen Projekts "Die 
internationalen Beziehungen Mexiko-Österreich" von Universitätsprofessor Ger
hard Drekonja vorgestellt. 

Im musikalischen Bereich war Österreich durch zahlreiche Ensembles präsent. So 
nahmen das Concilium M usicum am Festival des Historischen Zentrums in 
Mexiko-Stadt und die Wiener Sinfonietta sowohl am Festival Internacional 
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Mikronesien, M oldau 

Cervantino in  Guanajuato als auch am Festival Internacional von Tepozotlan teil .  
Darüber hinaus bestritt das  Salzburger Mozarteum-Quartett eine umfangreiche 
Konzerttournee. Durch das Steinschaden-Trio war Österreich am Ersten I nternatio
nalen Festival der Barockmusik in Yucatan vertreten. 

1 993 fanden vier Ausstel lungen statt. Die Wanderausstel lung von Richard Bösch 
wurde abgeschlossen, jene von Gerhard Gutruf eröffnet. Im Rahmen des im 
November abgehaltenen Symposiums über " Deutschsprachige Immigranten und 
Exilierte in der Kunst und Kultur Mexikos und anderer lateinamerikanischer 
Staaten im 20. Jahrhundert", an dem auch österreichische Vertreter teilnahmen, 
wurde die Ausstellung der Fotografin Alisa Douer " Die Zeit gibt die Bilder" gezeigt. 
Im Dezember fand im Anthropologischen Museum in Mexiko-Stadt die Eröffnung 
der Ausstel lung der Ägypten-Sammlung des Kunsthistorischen M useums Wien 
unter dem Titel " Menschen, Götter, Pharaonen" statt. 

I m  literarischen Bereich ist die Aufführung des ins Spanische übersetzten Werks 
" Der Theatermacher" von Thomas Bernhard hervorzuheben. 

Mikronesien 
(Föderierte Staaten von Mikronesien), Pali kir 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Bailey Olter 

ÖB und AHSt. : siehe Australien 

Außenminister 

Resio Moses 

Mit dem seit 1 990 unabhängigen Inselstaat (Aufhebung der Treuhandschaft der 
USA durch die VN) wurden 1 992 diplomatische Beziehungen aufgenommen. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Moldau 
(Republik Moldau), Chisinau 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Mircea Snegur Andrei Sangheli 

ÖB und AHSt. : siehe Rumänien 

Außenminister 

Ion Botnaru 

Der österreichische Botschafter in Rumänien, Christoph Parisini, wurde in Moldau 
mitakkreditiert und überreichte am 1 4. Juli sein Beglaubigungsschreiben. 

Außenhandelsminister Andrei Keptine weilte vom 1 7. - 1 9 .  März offiziel l  in Öster
reich und unterzeichnete mit Wirtschaftsminister Wolfgang Schüssel ein Abkommen 
über bilaterale Außenwirtschaftsbeziehungen. Vom 1 0.- 1 4. Februar wurde in Chisi
nau über den Abschluß eines österreichisch-moldauischen Luftverkehrsabkommens 
verhandelt. Dieses wurde am 20. Juli in Wien unterzeichnet und trat am 1 .  Oktober 
in Kraft. 

Nach wie vor bewegt sich das Außenhandelsvolumen auf niedrigem Niveau. Die 
österreichischen Exporte fielen um 57,3% auf 1 7,2 Mil l ionen Schil l ing. Die Importe 
aus Moldau beliefen sich auf 1 2,4 Millionen Schilling ( +  2,5%). Zur Erweiterung des 
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Monaco, Mongolei 

H andels und i m  H i nbl ick auf mögl iche österreichische I nvestit ionen h ie lt s ich eine 
umfangreiche österreichi sche Wirtschaftsdelegation von 1 9 . - 22 .  September in Chis i 
nau auf. 

Österreich hat am 1 .  Apri l Moldau i n  den Kreis  der nach dem Präferenzzo l lgesetz 
begünstigten Länder e inbezogen. 

Den Spezia l lehrgang 1 993/94 der Dip lomatischen Akademie für Jungdip lomaten 
aus den Reformländern besucht auch ein moldauischer Tei lnehmer. 

Monaco 
(Fürstentum Monaco), Monte-Carlo 

Staatsoberhaupt Regierungschef und Außenminister 

Fürst Rain ier I I I .  Grimaldi  Jacques Dupont 

HGK Monte-Carlo : Jacques de Beer de Laer, " Monte-Carlo Palace", 7 et 9, bd .  des 
Mou l ins ,  MC-98000 Monte-Carlo, Tel : 93302300, Telex : 460788 ,  Telefax : 92 1 60454 

Zwischen Österreich und dem Fürstentum Monaco bestehen konsu l arische Bezie
hungen. Die  österre ich i sche Außenhandelsstatistik weist  für Monaco keine separa
ten Zahlen aus. Kulture l 1  war Österreich durch Musiktheater und Ausste l lungen 
präsent. 

Mongolei 
(Republik Mongolei), Ulan Bator 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Punsa lmaagi in  Otschirbat Puntsagi i n  Jasrai 

Ö B :  s iehe VR China 

Außenminister 

Tserenpi l i in  Gombosuren 

Der österreichische Missionschef i n  Peking, D ietrich Bukowski,  überrei chte am 
1 3 . M ai Präsi dent Punsalmaagi in  Otschirb at se in  Beglaubigungsschreiben,  m i t  dem 
er in  der Mongole i  mitakkredit iert i st .  Aus Anlaß des 30 .  Jahrestags der Aufnahme 
d ipl omat i scher Bezi ehungen zwischen  Österrei ch und der Mongolei  (30.  Jun i  1 963) 
wurden zwischen Bundesmin i ster Alois  Mock und Außenminister Tserenpi l i i n  
Gombosuren Gru ßbotschaften ausgetauscht. 

Die österreichi sche Bundesregierung u nterstützte die Opfer der Schneesturmkata
strophe in  der Westmongolei im Frühjahr 1 993 mit  250.000 Schi l l ing. 

D ie  von mongol ischer Seite gewünschte Entwicklung und Vertiefung der b i lateralen 
w i rtschaft l ichen Beziehungen ist b isher an der Tatsache gescheitert, daß die 
Mongole i  kein Schwerpunktland der österre ich ischen E ntwicklungshi lfe ist. Öster
rei ch i sche Firmen zeigen wegen der fortbestehenden Wirtschaftskrise und des 
Devisenmangels der Mongolei  sowie m angels e ines b i l atera len Invest it ionsschutzab
kommens kein I nteresse an der M o ngolei .  Das im Dezember 1 992 in Wien 
unterzeichnete b i laterale Wirtschafts- und H andelsabkommen wurde mongo l i scher
seits b ereits rati fiz iert .  

D ie  österreichischen Exporte betrugen 1 2, 1  Mi l l i onen Sch i l l i ng (- 85 ,0%), d ie  
I mporte waren gering. 
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Mosambik- Namibia 

Mosambik 
(Republik Mosambik), Maputo 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Joaquim Alberto Chissano Mario F. de Graca 
Machungo 

Außenminister 

Pascoal M. Mocumbi 

ÖB und AHSt. : siehe Simbabwe ; HK Maputo : Klaus Gustav Dieckmann, Av. 24 de 
Julho - 4., P. O. Box 487, M aputo, Tel : ( 1 )423244, 425387, Telex : 63 1 9, Telefax : 
425387 

Mosambik ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" und Schwer
punktland der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. Österreich finanzier
te Bahnbaumaschinen, sorgte durch die Entsendung von zwei Fachleuten für deren 
Instandhaltung sowie für die technische Ausbildung der Angestellten der Beira 
Corridor Authority und leistete rasche und effiziente Hilfe bei der Reparatur der im 
April eingestürzten Messica-Brücke. 

Im Rahmen des Junior Professional Officer-Programms des UNDP wird ein 
österreichischer Experte finanziert. 

Die österreichischen Exporte, v. a. Eisen, Stahl und Maschinen, stiegen um 1 09,7% 
auf 1 6,5 Millionen Schil l ing. Die I mporte (7,5 Millionen Schilling, + 20,0%) bestan
den aus Früchten, Bekleidung und Wolle.  

Myanmar 
(Union of Myanmar), Yangon 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Saw Maung 

ÖB und AHSt. : siehe Thailand 

Außenminister 

Ohn Gyaw 

Die österreichischen Exporte, v. a. Ersatzteile für Kleinwasserkraftwerke, betrugen 
6 1 , 1  Mil l ionen Schil l ing ( +  56,3%), die Importe, v. a. Krebs- und Weichtiere, 
6,9 Millionen Schil l ing (- 35,6%). 

Namibia 
(Republik Namibia), Windhoek 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Sam Nujoma H age Geingob Theo-Ben Gurirab 

ÖB : siehe Simbabwe ; HK Windhoek : Friedrich Paffenthaler, 60A Jan Jonker 
Road, P. O. Box 3 1 63 ,  Windhoek, Tel : (6 1 )37920, 37923, Telefax : 3 879 5 ; AHSt. : 
siehe Südafrika 

In Namibia, einem Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Mrika 2000" und 
Schwerpunktland der österreichischen EZA, unterstützt Österreich die Sektoren 
Soziales (Reintegration von Strafgefangenen, Erwachsenenbildung) und Kleinge
werbe. 
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Nepal, Neuseeland 

Österreich export ierte Waren i m  Wert von 9,0 M il lionen Schil l ing (-68 ,8%), v. a .  
mineralische Stoffe, Papier, J agdwaffen und M unition, und i mporti erte v .  a .  Kupfer 
und  Blei  u m  95,5 Mill ionen Schi l l ing (- 1 9 ,7%). 

Nepal 
( Königreich Nepal), Kathmandu 

Staatsoberhaupt 

B irendra Bir B ikram Shah 
Dev 

Regierungschef und Außenminister 

Girija Prasad Koirala 

ÖB und AHSt. : siehe Indien ; HK Kathmandu : C. S.  Thapa, POB 1 46 ,  H attisar, 
Naxal ,  Ward no.  1 ,  G H A  2 - 200, Kathmandu, Tel : ( 1 )4 1 089 1 ,  Telex : 2322 blustr  np, 
Telefax : 226820 

Die österreichischen Exporte  nach Nepal sanken um 38 ,9% auf 32,9 Mil l ionen 
Schi l l ing. Die I m porte, v .  a .  Teppiche, stiegen um 1 5 ,0% auf 84,6 Mill ionen Schi l l i ng .  

Nepal ist ein Kooperationsland der österreichischen Entwicklungshi lfe .  Österreich 
errichtet und finanziert ein Kleinwasserkraftwerk und restaurierte ein hi storisches 
Palais, das als Museum dienen sol l .  

D as M ozarteumquartett Salzburg trat im März 1 993 i n  Patan/Kathmandu auf. 1 993 
wurden 1 8  Stipendien in  den B ereichen Tou rismus- und H otelmanagement, Energie
technologie, U mweltwissenschaften, Limnologie, Archäologie und für die Zollbe
amtenausbi ldung vergeben.  

Neuseeland 
(Neuseeland), Well ington 

Staatsoberhaupt 

Königin E lizabeth I I .  
vertreten durch 
Generalgouverneurin 
Dame Catherine Tizard 

Regierungschef 

J i m  Bo lger 

Außenminister 

Don C. McKinnon 

ÖB :  siehe Austral ien ; HGK Wellington : Otto Tiefenbacher, Security Express House, 
2nd Floor, 22 - 24 Garret S treet, Te Aro, Wel l ington, Tel :  (04)80 1 9709, Tele
fax :  3 854642 ; HK Auckland : Gerhard Simanke, 98 Kitchener Rd., Milford, Auck
land, Tel : (09)4898249 ; AHSt. Auckland : Wilhelm Galathovics, 7th floor, 76 Sy
monds Street, Auckland, Tel :  (09)3734078, 3734079, Telefa x : 3734076 

D as In teresse Österreichs am neuseeländischen Markt hat sich wiederum durch die 
hohe Teilnehmerzahl an der Wirtschaftsmiss ion im November ausgedrückt, wobei 
1 9  Firmen Termine in  Neuseeland wahrnahmen. 

Die österreichischen Exporte sanken um 1 9,3% auf 227,9 Mil li onen Schi l l ing, was 
auf verstärkte Konkurrenz und auf das Auslaufen eines großen Projekts zurückzu
führen ist .  Die Importe stiegen auf 323 ,0 Mil li onen Schil l ing  ( +  1 0,3%), sodaß s ich 
e in  Positiv-Saldo zugunsten Neuseelands ergab. 
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Nicaragua, Niederlande 

Die Außenhandels stelle Sydney übernimmt am I .  Jänner 1 994 wieder die Betreuung 
Neuseelands sowie der südpazifischen Inseln und wird in Auckland einen Konsu
lenten einstellen. 

Nicaragua 
(Republik Nicaragua), Managua 

Staatsoberhaupt und Regierungschefin 

Violeta Barrios de Chamorro 

Außenminister 

Ernesto Leal Sanchez 

ÖB und AHSt. : siehe Mexiko ; Büro des Rats für Technische Zusammenarbeit der ÖB 
Mexiko : Dipl . - Ing. Josef Pernerstorfer, De la Plaza Espana 3 cuadras abajo, I 
cuadra al lago, 1 1 /2 cuadras arriba, Managua, Tel : (2)6633 1 6, Telex : 1 093 O ERAT, 
Telefax : 663424 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg be
suchte im Rahmen seiner Zentralamerikareise im Februar Nicaragua und traf mit 
Präsidentin Violeta Barrios de Chamorro, Außenminister Ernesto Leal und anderen 
Persönlichkeiten aus Regierung und Politik zusammen. Staatssekretärin Brigitte 
Ederer stattete Nicaragua im Sommer einen Arbeitsbesuch zu Fragen der Entwick
lungszusammenarbeit ab. Präsidentin Violeta Barrios de Chamorro besuchte im 
November Österreich und führte u.  a. Gespräche mit Bundespräsident Thomas 
Klestil, Nationalratspräsident Heinz Fischer, Bundeskanzler Franz Vranitzky, 
Bundesminister Alois M ock und hochrangigen Vertretern der in Wien ansässigen 
Internationalen Organisationen. 

Nicaragua gilt seit Jahren als Schwerpunktland der österreichischen Entwicklungs
zusammenarbeit. Beim Besuch von Präsidentin Violeta Barrios de Chamorro in 
Österreich wurde u. a. ein Konsultationsmechanismus der Technischen Hilfe 
vereinbart. Die vielfältige Zusammenarbeit Österreichs mit Nicaragua umfaßt die 
Bereiche integrale Gesundheitsversorgung, Wasser- und Energiewirtschaft (Bioener
gie), Umwelterhaltung im Gebiet des tropischen Regenwaldes, ländliche Entwick
lung und Landwirtschaft sowie Förderung von Kleinunternehmen. 

Die österreichischen Exporte betrugen 1 6,4 Millionen Schil l ing (- 36,0%), auch die 
Importe waren mit 44,2 Millionen Schilling (- 29,7%) rückläufig. 

Niederlande 
(Königreich der Niederlande), Den Haag 

Staatsoberhaupt 

Königin Beatrix 
Wilhelmina Armgard 

Regierungschef 

Ruud F. M. Lubbers 

Außenminister 

Pieter H. Kooijmans 

ÖB Den Haag : Dr. Otto M. M aschke, Van Alkemadelaan 342, 2597 AS Den Haag, 
Tel : (70)3245470, Telex : 3 2236 oedhg nl, Telefax : 3282066 ; AHSt. Den Haag : 
Dipl. Vw. C.  Weigelsperg, Lange Voorhout 58A, 25 1 4  EG Den Haag, Tel : 
(70)36549 1 6, Telex : 32346 ahaag hl, Telefax : 365732 1 ;  HGK Amsterdam : Willem 
Schoemaker, Weteringsschans 1 06, 1 0 1 7  XS Amsterdam, Tel : (20)6268033 ,  Tele
fax : 420 1 83 1 ; HK Rotterdam : Joannes L. F. van Moorsei, Trenite van Doorne, c/o 
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Niederlande 

" Pl aza", Weena 672, 3 0 1 2  C N  Rotterdam, Tel : ( 1 0)4042 1 1 1 , Telefax : 4042485 ;  
ÖFVW : Stadhouderskade 2 ,  1 054 ES Amsterdam, Tel : (20)6 1 29682,  Telex : 1 5265 
oeams nl ,  Telefax : 6 1 202 1 9 ;  AUA:  World Trade Centre, Strawinskylaan 723,  1 077  
X X  Amsterdam, Tel : (20)6646746, Telefax : 6627 1 48 

Die b i l aterale Zusammenarbeit  wurde durch Österreichs Beitrittsantrag zur EG 
verstärkt. H iezu kam die steigende B edeutung Den H aags als S i tz der Organisation 
für das Verbot Chemischer Waffen und des Kriegsverbrechertribunals  betreffend 
das ehemalige Jugoslawien. 

Der b i latera le  Besuchsaustausch war i ntensiv. Von österreichischer Seite : Verkehrs
minister Viktor Kl ima (25 . - 2 7 .  Jänner) zu Arbeitsgesprächen mit Verkehrsministerin 
H anja M aij-Weggen. Nationalratspräsident Hei nz Fischer (29 .130 .  M ärz) zu Ar
beitsgesprächen mit Premiermin i ster Ruud Lubbers und Parl amentspräs ident Wim 
Deetman.  Staatsekretärin M aria Fekter (24.125 .  M ai)  zu Arbeitsgesprächen mit 
Wirtschaftsmini ster H ans Andriessen. Präsident der Wirtschaftskammer Österreich, 
Leopold M aderthaner, (28 .129 .  September) zu Arbeitsgesprächen mit Premiermini
ster Ruud Lubbers, Wirtschaftsminister Hans Andriessen, Sozia lminister Bert de 
Vries, Staatssekretär Piet Dankert und Parlamentariern. 

Nach Österreich kamen : Innenmi ni steri n Catharine Isabe l la  Dales ( 1 3 . - 1 5 .  Apri l )  zu 
Arbeitsgesprächen mit Bundeskanzler Franz Vranitzky und den Bundesministern 
Franz Löschnak und N ikolaus M ichalek. Unterri chtsminister Jo Ritzen (25 .-
27 .  Apri l )  zur  Tei lnahme am Symposion "Österrei ch- N iederl ande" und zu Arbeits
gesprächen mit Bundesminister Rudolf  Scho lten und Vizekanzler Erhard Busek.  
Vizepremier und Finanzminister Vim Kok (8 . 19 .  November) zu Gesprächen mit 
Bundesmini ster Ferdinand Lacina und ÖGB-Präsident Franz Verzetnitsch . 

Die Exporte Österreichs in  die  Niederlande betrugen 1 3 ,84 1 Mi l l i arden Schi l l ing 
(- 2,7%), die I mporte Österreichs 1 6,346 Mi l l i arden Schi l l i ng ( +  1 ,9%) . Die  Nieder
lande l iegen als österreichischer Exportmarkt an 8 .  Ste l le  und importseitig an 
7. Ste l l e .  Österreich export ierte v .  a .  chemische Erzeugnisse,  bearbeitete Waren, 
sonstige Fertigwaren, M aschinen und Fahrzeuge. Bei den I mporten überwiegen 
Agrarprodukte, pfl anzliche Rohstoffe und Chemieerzeugnisse .  

Die Vertiefung der Beziehungen zeigte sich neben der Eröffnung eines Honorarkon
su lats in Rotterdam in folgenden Veranstaltungen : Österre ichtag in Rotterdam am 
26. Jänner mit  Seminaren über Verkehrs- ,  Umwelt- und Institutionsfragen, dem 
Symposium "Österreich- N iederlande, e in halbes Jahrtausend Vernetzung in Pol i tik, 
Wirtschaft und Kultur", das am 26 .127 .  April in  Wien auf Mini sterebene stattfand, 
und dem Seminar der Institute in Laxenburg und C lingendael über europapolit ische 
Fragen, das am 29 . November in Den H aag Vertreter von Wissenschaft, Verwaltung 
und Medien zusammenbrachte .  

D ie  b i l ateralen kulturel len und  wissenschaftl ichen Beziehungen nahmen zu : zwei 
Ausste l lungen von Christian  Ludwig Attersee i n  Den H aag, eine Ausste l lung über 
M aria von Ungarn in Utrecht und s 'Hertogenbosch sowie e ine ex- l ibris-Ausstel lung 
von Viktor Schapiel im  Reichsmuseum Meermanno-Westrenianum in  Den Haag.  

Die intensive Zusammenarbeit mit  n iederländischen Germanistikinstituten läßt ein 
w achsendes Interesse an österre ichischer Literatur erkennen .  1 993 erschienen elf 
n iederl ändische Erstübersetzungen österreichischer Autoren .  Große  B edeutung 
kommt der Zusammenarbeit mit dem Lehrstuh l  für " Mitteleuropäische Studien mit  
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Niger, Nigeria 

Schwerpunkt Österreich" an der Reichsuniversität Leiden zu, an der Universitäts
professor Friedrich C. Hel ler Gastvorlesungen hielt. Universitätsprofessor Helmut 
Birkhahn war ein Semester lang als Gastprofessor an der Universität Amsterdam 
tätig. Gastvortragende waren weiters Rotraud Bauer vom Kunsthistorischen Muse
um Wien, Professor Gernot Kocher, Hannelore Radlauer, Professor Franz Wachtler 
und Professor Eduard A. von Trotsenburg. 

Die Wiener Symphoniker, das Residenz-Orchester unter Leitung von Franz Welser
Möst und die Wiener Sängerknaben konzertierten in den Niederlanden. Das Wiener 
Saxophon-Quartett nahm am Internationalen Kammermusikwettbewerb in Rotter
dam und das Wolfgang Muthspiel-Sextett am "North-Sea-lazz-Festival" teil .  Das 
Karlheinz Miklin-Quartett gab ein Konzert in Rotterdam. 

Niger 
(Republik Niger), Niamey 

Staatsoberhaupt 

Mahamane Ousmane 

ÖB : siehe Cöte d' Ivoire 

Regierungschef 

Mahamadou Issoufou 

Außenminister 

Abdourahmane Hama 

Die österreichischen Exporte betrugen 5,4 Mill ionen Schilling (- 42,0%), die I mporte 
waren genng. 

Nigeria 
(Bundesrepublik Nigeria), Abuja 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

General Sani Abacha 

Außenminister 

Babagana Kingibe 

ÖB Lagos : Dr. 1 .  Werner Druml, Fabac Centre, 3 B  Ligali Ayorinde Ave.,  
P. O. Box 1 9 1 4, Vicotria Island, Lagos, Tel : ( 1 )6 1 608 1 , 6 1 6286, Telex : 2 1 463 oenig, 
Telefax : 6 1 7639 ; AHSt. Lagos : Dr. Peter Schwarz, 8 -1 0  Broad Street, Western 
House, 7th floor, P. O. Box I 2 1 7, Lagos, Tel : ( 1 )2636827, 2636828, Telex : 2 1 285 
oelag ng, Telefax : 263 1 1 24 

Nigeria ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" . 

Die österreichischen Exporte, v. a. Textilien, Straßenfahrzeuge/LKWs, M aschinen, 
Kfz-Teile und Pharmaprodukte, stiegen um 3,2% auf 747,4 Millionen Schil l ing an, 
die I mporte, v .  a. Erdöl, um 26,4% auf 3 ,894 Milliarden Schil l ing. 

Österreich beteil igte sich an einem internationalen Filmfestival in Enugu sowie an 
einem Seminar über Gemeindeautonomie an der Universität Lagos .  Mehrere 
nigerianische Studenten erhielten Stipendien für österreichische Universitäten. 
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Norwegen 

Norwegen 
(Königreich Norwegen), Oslo 

Staatsoberhaupt Regierungschefin Außenminister 

König H ara1d V. Gro Harlem Brundtland Bj0rn Tore Godal 

ÖB Oslo : Dr. Franz Palla,  Sophus Liesgt. 2, 0244 Oslo ; Tel : 2255 -2348, 2255 -2349,  
Telex : 76850 oebos/n, Telefax : 225 5-436 1 ;  HGK Oslo : Thorbjörn Conradi,  Ul lern 
a l le  20, 03 1 1  Oslo,  Tel : 2252-330 1 ,  Telefax : 2252-3796 ; HK Bergen : Gerhard Runs
haug Jr. ,  Kong Oscarsgt. 56,  5000 Bergen, Tel : 553 1 -2 1 60, Telex : 40488 ,  Telefax : 
5532-6639 ; HK Stavanger : O l av G.  Hestness, Stavanger Roerhandel A/S- Mygla
bergveien, 4033 Forus, Tel : 5 1 5 7-5733 ,  5 1 57  - 1 720, Telex : 3 3004, Telefax : 5 1 57 -563 5 ; 
AHSt. Oslo : Dr. Peter Fest in,  Oscarsgt. 8 1 , 0256 Oslo, Tel :  225 5-5730, Telex :  78-968 
hdosl/n, Telefax : 2255-6622 ; AUA : H aakon VI I 'sgt. SB, 0 1 6 1  Oslo,  Tel : 2283 -6050, 
Telex :  77393,  Telefax : 2283 -09 1 1  

B i laterale Berührungspunkte ergaben sich i nsbesondere i n  den Verhandlungen 
be i  der Ländern über einen EU- Beitritt sowie aus dem gemeinsamen In teresse am 
Inkrafttreten des EWR. 

Der Besuchsaustausch wurde weiter intensiviert : Bundesmini ster M ichael Ausser
winkler traf seinen norwegischen Amtskollegen und nahm von 29. Juni - I .  Ju l i  an  
e inem Kardio logenkongreß in  Oslo teil .  Der  Generalsekretär für auswärtige 
Angelegenheiten Wolfgang Schal lenberg traf am 1 1 . /  1 2 . Jänner in  Oslo seinen 
norwegischen Amtskollegen, Kjel l  Colding, und den Koord inator der EG- Beitritts
verhandlungen, Ketil B0rde .  

Von norwegischer Seite nahm Ministerpräsi dentin Gro H arlem Brundtland und d ie  
Staatssekretärin i m  Außenmin i sterium, Siri Bjerke, am Gipfeltreffen des  Europarats 
i n  Wien (8 ./9 .  Oktober) tei l .  Der polit i sche Direktor des Außenmin isteriums,  Jakob 
Bi0rn Lian, traf seinen österreichischen Amtskollegen Peter H ohenfel lner am 
6 .  Dezember in Wien zu Arbeitsgesprächen. 

Bedingt durch die Konjunkturentwicklung fielen die österre ichi schen Exporte u m  
1 3 ,4% auf 2,634 Mi l l i arden Schi l l ing, die I mporte u m  2 ,5% auf 1 ,785  Mi l l i arden 
Sch i l l ing .  

I m  kulturel len Bereich wurden die  Kontakte intensivi ert .  Der österre ichische 
B ariton Benno Scholl u m, beglei tet von Russel Ryan am Klavier, gab anläßl ich einer 
i nternat ionalen Konzertre ihe  zum 1 50. Grieg-Geburtsjahr e ine M atinee in  Oslo und 
im Grieg- H au s  in Bergen .  Be im Nordl icht-Festival i n  Trondheim erfolgte die 
norwegische Erstaufführung von Werken der anwesenden österre ich ischen Kompo
n isten Kurt Anton H ueber, H orst Ebenhöh und Werner Schulze .  Der im österrei 
chisch-norwegi schen Kulturabkommen vorgesehene Austausch von Wissenschaft
l ern, Künstlern und Stipendiaten wurde fortgesetzt. 
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Oman, Pakistan 

Oman 
(Sultanat Oman), Maskat 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Sul tan Qaboos bin Said Al Said 

Außenminister 

Yousuf bin Alawi bin 
Abdulla 

ÖB Maskat : Dr. Rudolf Bogner, Moosa Abdul Rahman Building, 2 .  Stock, 
P. O. Box 2070 Ruwi, P. C. 1 1 2, Maskat, Tel :  793 1 35, 793 1 45 ,  Telex : 3042 oemusc on, 
Telefax : 793669 ; AHSt. : siehe Vereinigte Arabische Emirate 

Besuche aus Österreich : 9 .- 1 2. November:  Generalsekretär für auswärtige Angele
genheiten Wolfgang Schallenberg ; 1 4.- 1 6.  Apri l : Bürgermeister Helmut Zilk ; 29.-
3 1 .  Oktober : Wirtschaftsmission der Wirtschaftskammer Österreich ; 6.- 1 0. Apri l : 
Studienreise der Gesellschaft für Österreichisch-Arabische Beziehungen. 

Besuche in Österreich : Generaldirektor der Handels- und Industriekammer, Sayyid 
Jaber bin Nasser Albusaidi im Oktober, zahl reiche Privatreisen hochrangiger 
omanischer Persönlichkeiten. 

Die österreichischen Exporte stiegen um 76,6% auf 2 1 3,2 Mil lionen Schil ling. Die 
österreichischen I mporte waren gering. 

Von 1 4.- 22. April veranstaltete die ÖB Maskat die 1 .  Österreichwoche mit einem 
Symphoniekonzert des Kammerorchsters "Wiener Sinfonietta", drei Kunstausstel
lungen, einem militärhistorischen Vortrag, zwei kommerziellen Präsentationen und 
dem 1 .  "Wiener Ball" in Maskat im Beisein des Wiener Bürgermeisters H elmut Zilk. 
Im Februar fand ein Workshop österreichischer und omanischer bildender Künstler 
mit einer GemeinschaftsausteIlung statt. Im April und Oktober hielten zwei 
österreichische Universitätsprofessoren medizinische Vorträge. 

Pakistan 
(Islamische Republik Pakistan), Islamabad 

Staatsoberhaupt Regierungschefin Außenminister 

Sardar Farooq Ahmad Benazir Bhutto Sardar Aseff Ahmad Ali 
Khan Leghari 

ÖB Islamabad : Dr. Hans Walser, No. 1 3 . Street 1 ,  F-6/3, Is lamabad, 
Tel : (5 1 )2 1 0237, 2 1 04 1 3 , Telex : 553 1 OEBOI PK, Telefax : 2 ] 6754 ; HK Labore : 
Mohammed Amin, No. 4, Lawrence Road, Lahore, Tel : (42)6362625 ,  305090, 
Telex : 44589 I NTER PK, Telefax : 6368809 ; AHSt. Karacbi : Dkfm. Franz Schmir
maul, 43/ I IN, B lock 6, Razi Road, P. E. C.  H .  S . ,  Karachi - 75400, Tel : 4549 1 1 1 , 
4549 1 1 2, 439638,  Telefax : 4547382 

Pakistan ist im neuen Dreijahresprogramm der österreichischen Entwicklungszu
sammenarbeit als Kooperationsland eingestuft .  Österreichischen Exporten in der 
Höhe von 3 87,8 Mil lionen Schill ing (- 3 1 ,6%) standen Importe aus Pakistan von 
502,0 Millionen Schilling ( +  0,0%) gegenüber. Österreichische Firmen sind in 
Pakistan vornehmlich mit Großprojekten im Wasserbau sowie in der Stahl- und 
Erdölförderung vertreten. Die ÖMV machte im Oktober einen interessanten 
Gasfund bei Sukkur (Zentralpakistan). 
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Panama, Papua-Neuguinea 

Das "österreichische  H i l fskomitee für Afghanistan" mit  Sitz in Peschawar le istete 
auch 1 993 einen wichtigen Beitrag zur Betreuung afghanischer Flüchtl inge in  
Pakistan.  

Wiederu m  hie l ten sich einige österrei chische Bergsteigerexpeditionen in Pakistan 
auf. Die Zahl der österre ich i scher Touri sten, die v .  a .  den N orden bereisten, nahm zu .  

Panama 
(Republik Panama), Panama 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Gui l l ermo Endara Gal imany 

Außenminister 

Jose Raul M ul ino 

ÖB : siehe Kolumbien ; HGK Panama : Ing .  Robert Zauner, Avenida Simön Bol ivar, 
Edifi cio  Concreto S . A. Panama, Apartado Aereo 1 77 ,  Panama 9A, Tel : 292700, 
Telex : 266 1 ,  Telefax : 292925 

Österreichs Ausfuhren stiegen um 37 ,2% auf 25,4 Mi l l ionen Schi l l ing, die Einfuhren 
u m  4, I % auf 1 3 8 ,6 Mi l l ionen Sch i l l ing und das österreichische Handelsbi l anzdefizit 
auf 1 1 3 ,3 M il l ionen Sch i l l ing .  

Die Wiener Sängerknaben gaben ein Konzert in Pa nama C ity ; der  Reingewinn eines 
Wiener Bal ls  kam einem SOS- Kinderdorf in Panama zugute. 

Papua-Neuguinea 
(Papua-Neuguinea), Port Moresby 

Staatsoberhaupt 

Königin E l izabeth 1 1 . 
vertreten durch 
Generalgouverneur S ir  
Wiwa Korowi 

Regierungschef 

Pai as Wi ngti 

Außenminister 

John Kaputin 

ÖB und AHSt. : siehe Austra l ien ; HK Port Moresby : Beresford Love, ANG- H ouse, 
1 0th fl oar, H unter Street, Port Moresby, Tel : (0675)2 1 1 942, Tel ex : 22223 ; Tele
fax :  2 1 1 5 86 

Die seit 1 963 in Papua-Neuguinea tätigen österreichi schen Entwicklungshelfer 
haben durch ihren Einsatz, i nsbesondere auf den Gebieten der Berufsausbi ldung 
und der Sozia lh i l fe,  sehr großen "good wi l l "  für Österreich geschaffen .  Zum 
Jahresende befanden s ich neun österreichische Entwicklungshelfer in Papua- Neu
guinea i m  Einsatz. 

Die I mporte nach Österreich betrugen 1 3 ,5  Mi l l ionen Schi l l ing (- 26,2%), d ie  
Exporte waren gering .  
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Paraguay, Peru 

Paraguay 
(Republik Paraguay), Asunciön 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Juan Carlos Wasmosy 

Außenminister 

Diogenes M artinez 

ÖB : siehe Argentinien ; HGK Asunciön : Jörg Brunotte, Edificio " Internacional 
Faro", General Diaz 525, C.  c. : 582, Asunci6n, Tel : (2 1 )4439 1 0, Telex : 5323 py 
austroko, Telefax : 4448 1 5  

Im Mai besuchte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang 
Schallenberg im Rahmen einer Reise durch mehrere südamerikanische Staaten 
Paraguay und führte Gespräche mit Außenminister Diogenes Martinez und hohen 
Funktionären. 

Die Unterzeichnung eines Investitionsschutzabkommens durch Vizeaußenminister 
Cabello Sarubbi und den österreichischen Botschafter Gerhard Heible im August 
soll zur Belebung der wirtschaftlichen Beziehungen beitragen ; das Abkommen muß 
noch ratifiziert werden. 

Der bilaterale Handel war stark rückläufig. Österreich exportierte Waren im Wert 
von 2 1 ,6 Millionen Schil l ing (- 35,8%). Die Importe (v. a. Soya und Baumwolle) 
betrugen 6,5 Mil lionen Schil l ing (- 6 1 , 1  %). 

Peru 
(Republik Peru), Lima 

Staatsoberhau pt Regierungschef Außenminister 

Alberto Fujimori Alfonso Bustamente Efrain Goldenberg 

ÖB Lima : Mag. Artur Schuschnigg, Avenida Central 643 , piso 5, San I sidro, 
Lima 27, Tel : ( 1 4)420503 , 42 1 807, Telex : 2 1 1 28, Telefax : 42885 1 ; HGK Lima : Elfrie
de Buchner, Emilio Cavenecia 1 75 ,  Of. 4, Miraflores, Lima 1 8, Tel : ( 1 4)403073 ; HK 
Arequipa : Thomas Laub, dzt. vorübergehend geschlossen ; HK Cuzco : Dr. Raul 
Delgado de la Flor Caparo, Hotel San Agustin, Maruri 390, Cuzco, Tel : (84)233023, 
23 1 00 1 ,  Telex : 52224, Telefax : 22 1 1 74 

Die wirtschaftlichen Beziehungen mit Peru blieben aufgrund der schwierigen 
Verhältnisse in diesem Staat auf relativ bescheidenem Niveau. Aufgrund der 
Ressourcen des Landes wird von Wirtschaftsexperten allerdings ein baldiger 
wirtschaftlicher Aufschwung vorausgesagt. Die österreichischen Ausfuhren betru
gen 1 0 1 ,9 Millionen Schilling ( +  1 5,3%). Die Einfuhren beliefen sich auf 1 55,0 Mil
l ionen Schill ing (- 6,6%).  Für die Einfuhr handwerklich gefertigter Waren peruani
schen Ursprungs gewährt Österreich weiterhin Zollpräferenzen. 

Die Wanderausstellung "Wolfgang Amadeus Mozart" wurde in fünf Städten gezeigt. 
Der Trend zur wissenschaftl ichen Zusammenarbeit mit peruanischen Universitäten 
wurde durch Vorträge und Kontakte von vier österreichischen Universitätsprofesso
ren und Wissenschaftlern verstärkt und die wissenschaftliche geophysikalische 
Zusammenarbeit im Rahmen von Gsett 3 (siehe Abschnitt G/2) fortgesetzt. Zwei 
Peruanerinnen erhielten Entwicklungshilfestipendien für den Fremdenverkehrslehr
gang in Kleßheim. 
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Philippinen, Polen 

Die Unterstützung und Förderung der Altösterreichersiedlung Pozuzo, u .  a .  durch 
Deutschkurse, w urde fortgesetzt. 

Philippinen 
(Republik der Philippinen), Manila 

Staatsoberhaupt und Regie rungschef 

Fidel V. Ramos 

Außenminister 

Roberto L. Romulo 

ÖB Manila : Dr.  Günther Gal lowitsch, 4/ F Prince Bui lding, 1 1 7 Rada Street, 
Legaspi Vil lage, M akati, M etro M anila,  Tel : (2)8 1 79 1 9 1 ,  Telex : 23452,  Tele
fax :  8 1 3423 8 ;  HGK Manila : Washington Sycip, SGV Bui lding, 6760 Ayala Avenue, 
M akati, M etro M anila,  Tel : (2)8 1 930 1 1 ,  Telex :  45632, 63743 ; Telefax : 8 1 90872,  
8 1 8 1 377 ; HGK Cebu : Arcadio Alegrado, CRM Bui lding, Escario corner Mo lave 
Streets, Cebu City, Cebu, Tel :  (32)83863, Telex : (722)248 8 1 , 48040, Telefax : 46063 1 ,  
3 1 0437 ; AHSt. Manila : Dr. H ans Brändle, 1 4/ F  Pacific  Star Building, Sen Gil  
J .  Puyat Avenue corner M akati Avenue, M akati, Metro M ani la, Tel : (2)8 1 8 1 58 1 ,  
Telex : 1 4849, Telefax : 8 1 03 7 1 3  

Trotz der schweren und langanhaltenden Stromversorgungskrise der Phi l ippinen 
stiegen die österrei ch ischen E xporte erstmals i nnerhalb von drei  Jahren u m  32,0% 
auf 34 1 , 1  Mi l lionen Schi l J ing .  Die österreichischen Einfu hren zeigten mit 463 ,6 Mi l 
l ionen Schil l ing ( + 22,6%) ebenfal ls e inen Aufwärtstrend. 

Die kulturelle Präsenz Österreichs auf den Phil ippinen l i tt trotz verstärktem Einsatz 
von audiovisuel len Mitteln im Fernsehen und Intensivierung der Vortragstätigkeit 
unter der phi l ippinischen Fin anznot. U m  dem dadurch bedi ngten Mangel an 
Konzerten bzw. Ausstel lu ngen auf kommerziel ler Basis zu begegnen, veranstaltete 
die Botschaft verschiedene Kleinkonzerte (in der Residenz) in Eigenregie .  Die 
österreichische Beteil igung an e inem mit  Förderung der phi l ippini schen Regierung 
für 1 993 vorgesehenen " The  Global Vil lage of  Children" - M useum wurde init i iert .  

Polen 
(Republik Polen), Warschau 

Staatsoberhaupt 

Lech Walesa 

Regierungschef 

Waldemar Pawlak 

Außenminister 

Andrzej Olechowski 

ÖB Warschau : Dr. Gerhard Wagner, u1. Gagarin a  34, 00 -748 Warschau, 
Tel : (22)4 1 008 1 84, Sekr. 4 1 4047, Telex : 8 1 3629, Telefa x : 4 1 0085 ; KI Warschau :  
Dipl .  Dolm.  M ag.  H elga Schmid,  u 1 .  Prozna 8 ,  00- 1 07 Warschau, Tel : (22)2096202 1 ,  
Telex : 8 1 7450, Telefax : 20 1 05 1 ; GK Krakau : Dr. Emil  Brix ,  u 1 .  Sw. Jana l 2, 
3 1 -0 1 8  Krakau, Tel : ( 1 2)2 1 7 829, 2 1 6737 ,  2 1 6773 ,  Telex : 3 26597,  Telefax : 2 1 6774 ; 
HK Breslau : M aciej Formanowicz, Rynek 9/ 1 1 , 50- 1 06 Breslau, Tel : 44 1 055 ,  Tele
fax :  443 1 3 8 ; AHSt. Warschau : Dr. Rudolf Oris ich ,  Al .  Ujazdowskie 22, 00-478 War
schau, Tel : (22)2959 1 3 , 296474, Telex : 8 1 3609, Telefax : 293247 ; AUA : u 1 .  Zlota 44/ 
46, 4. Stock, Warschau, Tel : 26 1 1 1 9 , 6252295,  Telefax : 6257233 

Auf Einladung des Volksbi ldungsministers Zdobyslaw Flisowski h ie l t  s ich Vizekanz
ler Erhard Busek am 1 5 ./  1 6 . April in Warschau auf und traf auch mit Präsident Lech 
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Polen 

Walesa, Premierministerin H anna Suchocka sowie den Vizepremierministern Hen
ryk Goryszewski und Pawel  Laczkowski zusammen. Weiters führte er Gespräche mit 
Volksbildungsminister Zdobyslaw Flisowski, dem Leiter des Komitees für wissen
schaftliche Forschung Wito ld  Karczewski sowie Vizekulturminister Piotr Lukasie
wicz. Am 29. Mai eröffnete er eine Österreichbibliothek in Opole. In Krakau wurde 
ihm das Ehrendoktorat der Krakauer Montanuniversität verliehen. 

Am 1 9./20. August weilte Bundesminister Viktor Klima auf Einladung seines 
Amtskollegen Zbigniew Jaworski in Warschau und Krakau. Anläßlich dieses 
Besuches wurde ein neu es Transportabkommen zwischen beiden Staaten unterzeich
net. 

Nationalratspräsident Heinz Fischer besuchte am 25./26. November Warschau und 
hielt einen Vortrag über " Das Politische System in Österreich - Theorie und Praxis". 
Er wurde von Premierminister Waldemar Pawlak empfangen und traf ferner mit 
Sejmmarschall Oleksy, dem Vorsitzenden des außenpolitischen Ausschusses im 
Sejm, Bronislaw Geremek, dem Vorsitzenden des Verfassungsausschusses der 
Nationalversammlung, Aleksander Kwasniewski, und Vertreter politischer Parteien 
zusammen. 

Universitätsprofessor Fel ix Ermacora sprach am 20. Jänner in Warschau über " Der 
Stand des Minderheitenschutzes in Europa" und 3. Nationalratspräsidentin Heide 
Schmidt am 5 .  März in Warschau zum Thema "Warum braucht Österreich eine 
liberale Partei ?" . 

Am Rande einer Tagung des Europaausschusses der EDU in Warschau traf 
Nationalratsabgeordneter Andreas Khol am 1 4./ 1 5 .  März zu Gesprächen mit 
Außenminister Krzysztof Skubiszewski, dem Minister für Zusammenarbeit mit der 
EG, Jan Krzysztof Bielecki, und dem Vorsitzenden der Zentrums allianz, Jaroslaw 
Kaczynski, zusammen. 

Zur Eröffnung der von der Stadt Wien organisierten Großausstellung "Vienna 
Creativa" hielt sich Bürgermeister Helmut Zilk am 1 8. August in Krakau auf. 

Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg führte 
auf Einladung von Vizeauß enminister Iwo Byczewski vom 29. November - 1 .  De
zember Arbeitsgespräche in Warschau. Er traf mit dem Vorsitzenden des außenpoli
tischen Ausschusses im Sejm, Bronislaw Geremek, dem Vorsitzenden des Ausschus
ses für nationale Verteidigung, Jerzy Szmajdzinski, und Vizeaußenhandelsminister 
Andrzej Byrt zusammen. H ochrangige Ministerialbeamte, Vertreter von NGOs und 
der Wirtschaft waren u. a. beim KSZE-Implementierungstreffens der Menschlichen 
Dimension im September und Oktober, bei verschiedenen vom Warschauer 
KSZE-Büro für Demokratische I nstitutionen und Menschenrechte organisierten 
Seminaren und bei einem in Kattowitz abgehaltenen ECE-Workshop über Techno
logieaustausch im Oktober in Polen. Eine hochrangige Wirtschaftsdelegation unter 
Leitung des B MwA führte in Warschau Arbeitsgespräche mit Vizeaußenhandelsmi
nister Andrzej Byrt ( 1 2 .-1 4. Oktober). 

Anfang September besuchte eine Delegation der Parlamentsdirektion auf Einladung 
der Sejmkanzlei Warschau . 

Besuche in Österreich : 23 ./24. Februar : Premierministerin Hanna Suchocka (offi
zieller Besuch) ; 1 7 .- 1 9. M ai : Delegation des Sejm unter Leitung von Sejmmarschall 
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Polen 

Wies law Chrzanowski (auf Einladung von N at ional ratspräsident Heinz Fischer) ; 
1 7 . - 2 1 .  Februar : Vizevorsitzender des Komitees für wissenschaftl iche Forschung 
Ambrozik (Tei lnahme an dem von Vizekanzler Erhard Busek organisierten " Runden 
Tisch") ; Unterstaatssekretärin im Arbeitsministerium Irena Woycicka (2 . - 4. M ärz) ; 
Unterstaatssekretär i m  Innenministerium Zimowski gemeinsam mit dem Ste l lvertre
tenden H auptkommandanten der Pol izei Centkowski ( 1 . - 1 5 .  M ai) ; Vizevorsitzender 
der höchsten Kontro l linstanz Polens, Kownacki, auf Ein ladung von Rechnungshof
präsident Franz Fi edler (26.- 28 .  M ai) .  

Die gestiegene Zahl  von Besuchen polnischer Ministeria lbeamter betraf v .  a .  die 
Bereiche Umweltschutz,  Erziehung, Ku ltur und Transport .  M ehrere Parlamentarier 
waren zu Arbeitsgesprächen mit den verschiedenen polit i schen Parteien in Öster
reich. 

Eine polnische Delegation unter Leitung von Unterstaatssekretär Piotr Stachanczyk 
nahmen an der Europäischen Jugendministerkonferenz ( 1 3 .- 1 5 . April) in  Wien te i l .  
Vizeaußenminister Andrzej Ananicz und Vizeaußenminister Przemyslaw Grudzinski 
kamen vom 6.- 8. September zum Seminar über Sicherheit in Zentral - und Osteuro
pa, Finanzminister Jerzy Osiatynski zur Konferenz über den Kapital markt (9. Sep
tember) ,  der Min ister für Zusammenarbeit mit der EG, Jan Krzysztof Biel ecki, zu 
einem Vortrag vor dem Europäischen Verwaltungsinstitut ( 1 ./2 .  Oktober) .  Premier
mini sterin Suchocka l eitete die polnische Delegation zum Europaratsgipfel . 

Zur Tei lnahme an der Tagung des Vienna Council  h ie l t  s ich Vizeaußenhandelsmini
ster Andrzej Byrt am 1 1 . N ovember in  Wien auf und anläßl ich eines Seminars über 
Industriepolit ik in Zentra l - und Osteuropa Vizeaußenhandelsminister Laganowski 
(6 ./7 .  Dezember). 

Auf Einladung verschiedener österreichi scher I nstitute und Institutionen hielten 
sich eine Reihe polnischer Persönl ichkeiten wiederholt in Österreich auf, so v .  a .  am 
1 7 . Juni  Tadeusz M azowiecki, Sonderb erichterstatter der VN über die Situation im 
ehemal igen Jugoslawien, und der Vizemarschal l  des Senats Jacek Kurczewski 
(7 ./ 1 8 . Jänner) . 

Die Reformprozesse i n  Polen wurden von Österreich auf a l len Ebenen unterstützt. 
Als Beispiele seien hervorgehoben : Österreich ische Lektoren an poln ischen Univer
sitäten, Deutschlehrerfortbi ldungsko l l egs ; Stipendien ; Ost-West-Programm der 
österreichi schen Akademie der Wissenschaften ; in der Sonderstipendienaktion 
"Sch werpunktzone" wurden 3 70 Stipendienmonate zur Verfügung geste l l t ; s ieben
tei l iger Managementlehrgang mit  Praktikum in Österre ich für polnische Führungs
kräfte sowie Tourismusschulung mit Pra ktikum in Österreich (insgesamt 849 Tei l 
nehmer) ; Lehrerfortbi ldungskurse i n  Fachbereichen ; Ausbi ldung einer polnischen 
Jungdiplomatin im Rahmen des 4. Spezia l lehrganges für Diplomaten aus Reform
I ändern an der  Dip lomatischen Akademie ; drei Ausbi ldungsplätze für Jungjou rnal i 
sten im Rahmen der Stipendienaktion der ZEI-Arbeitsgruppe " Information".  

Im Rahmen der österreichischen Nahrungsmitte lh i l fe für Polen wurden bisher mehr 
a l s  8 Mi l l iarden Zloty für landwirtschaftl iche Produkte zur Verfügung geste l l t .  

Die österreichischen Exporte gingen um 8 ,8% auf 6,434 Mi l l i arden Schi l l ing, die 
Importe um 6,6% auf 4,679 Mi l l iarden Schi l l ing zurück. Das provisorische Inkraft
treten des Freihandelsabkommens zwischen den E FTA-Staaten und Polen am 
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Portugal 

1 5 .  November sol l  Wettbewerbsnachteile eliminieren und den bilateralen Wirt
schaftsbeziehungen neue Impulse geben. 

Die Schwerpunkte der österreichischen Investitionen in Polen l iegen bei Hotel- und 
Bürobauten, im Handel und im Dienstleistungssektor ; präsent ist die österreichische 
Wirtschaft ebenfalls bei Baumaterial ien, Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte 
und Verpackung. 

Österreichische Firmen nahmen an internationalen Fachmessen und -ausstellungen 
in Polen als Einzelaussteller oder im Rahmen von Gruppenausstel lungen der 
Wirtschaftskammer Österreich tei l .  Ferner hielt sich eine von der Wirtschaftskam
mer organisierte Wirtschaftsmission im April in Warschau und Breslau auf. 

Die kulturellen und wissenschaftlichen Aktivitäten Österreichs in Polen haben sich 
intensiviert. Zusätzlich zu Aktivitäten in den traditionellen Bereichen Literatur, 
Musik, Philosophie und bildende Kunst konnten vermehrt spezialisierte wissen
schaftliche Veranstaltungen durchgeführt werden, die zeitgeschichtliche, politische, 
sozialhistorische, wirtschaftswissenschaftliche und ökologische Themen behandel 
ten . 

Das Kulturinstitut Warschau organisierte 29 1 Veranstaltungen an 1 94 Veranstal
tungsorten. Im gesamten südpolnischen Bereich hat das I nteresse an kulturellen 
Veranstaltungen beträchtlich zugenommen, der Schwerpunkt der Aktivitäten des 
GK Krakau lag inhaltlich auf musikalischen Veranstaltungen, Ausstellungen und 
Projekten zur Aufarbeitung der gemeinsamen Geschichte. Seitens des GK Krakau 
wurden 209 Veranstaltungen organisiert. In Südpolen bestehen nunmehr vier 
Österreichbibliotheken (Krakau, Przemysl, Breslau, Opole) .  Das Angebot an 
Sprachkursen wurde erweitert. So wurden Lehrerumschulungsseminare für polni
sche Russischlehrer und ein Intensivseminar in Unternehmensführung durchge
führt. 

Im Oktober fanden in Warschau Kulturverhandlungen zwischen Österreich und 
Polen statt. Das 7. Übereinkommen betreffend die Durchführung des Abkommens 
( 1 972) über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur und Wissenschaft 
wurde paraphiert und gilt bis 1 996. 

Im konsularischen Bereich läßt sich eine Zunahme an Konsularfällen, Vorsprachen 
und Sichtvermerkserteilungen feststellen (bis 1 5 . Dezember 1 993 insgesamt 2.230). 
Ein ho her Anteil der Visawerber kommt aus Litauen (50%), Lettland, Belarus, 
Rußland und der Ukraine. Eine zusätzliche Aufgabe erwuchs der Botschaft durch 
das Inkrafttreten des Aufenthaltsgesetzes ; in der 2 . 1ahreshälfte 1 993 wurden 
400 Anträge eingebracht. 

Portugal 
(Portugiesische Republik), Lissabon 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Mario Alberto Nobre Anibal Ant6nio Cavaco lose Manuel Duräo 
Lopes Soares Silva Barroso 

ÖB Lissabon : Dr. Alfred Missong, Rua das Amoreiras, 70 - 3 .andar, P- 1 200 Lissa
bon, Tel : ( 1 )3 874 1 6 1 /62/63, Telex : 1 6768 oeboli p, Telefax : 656763, HK Portimao : 
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Portugal 

H ugo Stumpf, Edificio Scorpios, Rua B artolomeu Dias, Pra ia  da Rocha, 8 5 0 1  Port i 
mao Codex, Tel :  (82)4 1 6202 (Amt), Telex : 573 5 1 HARTUR P, 57337 H A RTU S P, 
56 1 62 M RTU R P, Telefax : 4 1 62 1 8 ;  HK Porto : Eng. Fernando Pinto O liveira, Pra<;:a 
General H u mberto Delgada 267 (S/L- E), 4000 Porto, Tel : (2)2084757,  242 1 4, 
Telex : 22 1 74 PO R P, Telefax : 2002899 ; HK A�ores : Carlos Roberto Botelho, Rua 
Carvalho  Araujo,  1 2  - 2° , 9500 Ponta Delgada, A<;:ores, Tel : (096)27687 (Amt), 
Telex : 82348 V I AZ O R  P; HK Madeira : Karl J .  Pojer, M adeira Carlton H otel ,  Largo 
Ant6nio Nobre, 9000 Funchal ,  Madeira, Tel : (09 1 )230444 (d irekt), 239545 ( Hotel),  
Telex : 72522 CARL TO P, Telefax : 227284 ; AHSt. Lissabon : Dr. Gott l ieb Diezinger, 
Rua Rodrigues Sampaio, 1 8 - 5 , 1 1 00 Lissabon, Tel : ( 1 ) 547609, 5470 1 4, 547053,  
Telex : 1 2459 AUTRAD, Telefax : 3522489 

Im Rahmen eines Arbeitsbesuchs am 1 1 .1 1 2 .  Oktober in Lissabon füh rte Bundesprä
sident Thomas Klesti l  Gespräche mit Präsident Mario Alberto Nobre Lopes Soares, 
M inisterpräs ident Anibal Ant6nio Cavaco Silva und Außenminister Jose M anuel  
D urao B arroso .  Anläßl ich des Besuchs des Bundespräsidenten fand eine feierl i che 
S i tzung des Parlaments statt. 

Von 3 1 .  Jänner - 5 .  Februar hielt  s ich eine Delegation des B M LF in Portugal auf. 
Diesem Besuch fol gte die Reise von Bundesmini ster Franz Fi schler nach Portugal 
(20.- 24. M ärz) . Der Vizepräs ident des Bundesrats, Universitätsprofessor Herbert 
Schambeck, h ie l t  a m  25 . 126. M ärz Vorträge an den Universitäten von Li ssabon und 
Coimbra .  Am 30 .  M ärz fanden österreichisch-portugiesische Wirtschaftsgespräche 
statt. Bundesmin ister Wol fgang Schüssel füh rte am 5. Mai Gespräche mit den 
Staatssekretären für Außenhandel ,  Antonio de Sousa, und für europäische Angele
genheiten, Vitor M artins .  Staatssekretärin Brigitte Ederer traf am 1 2 . M ai den 
Bürgermeister von Lissabon, Jorge Sampaio, sowie die Staatssekretäre für Außen
handel und für auswärtige Angelegenheiten. Von 28.  M ai - 4. Juni h ielten s ich 
Mitgl ieder der Salzburger Landesregierung und Abgeordnete zum Sa lzburger 
Landtag in Portugal auf. Von 1 0 . - 1 3 .  Juni erfolgte eine Studienreise des Wiener 
Gemeinderatsausschusses nach Lissabon. 

Auf Einladung von Landeshauptmann H ans Katschthaler  kam Ministerpräsident 
Anibal Cavaco S i lva anl äß l ich der Festspiele nach Salzburg ( 1 3 . - 1 8 .  August). Der 
Alpbacher Dia logkongreß war der Zusammenarbeit mit den iberischen Staaten 
gewidmet, e iner der Tei lnehmer war der Minister für Hande l  und Tou rismus 
Fernando Faria de  Oliveira. Die Gattin des Staatspräsi denten, M aria Barroso, kam 
anläßl ich der Specia l  Olympics am 1 8 . M ärz nach Österreich.  Außenminister Jose 
Durao B arroso war am 1 5 . Juni anläßl ich der Weltkonferenz über Menschenrechte 
in Wien .  Mini sterpräsident Anibal Cavaco Si lva l eitete die portugiesische Delega
t ion beim Europaratsgipfel  in Wien. Auf Ein ladung von Wirtschaftskammerpräsi
dent Leopold M aderthaner besuchte der portugiesische Minister für H andel und 
Tourismus,  Faria de Ol iveira ,  i m  November Österreich. 

Die österreichischen Ausfuhren verringerten sich um 9,3% auf 2,260 Mi l l i arden 
Schi l l ing, die Einfu hren um 6,6% auf 3 ,320  Mi l l i arden Schi l l ing.  

Am 1 5 . März fand  ein Konzert der Wiener Symphoniker in  Lissabon statt. Stefan 
Vladar konzert ierte, Erich H ackl gab eine Lesung. Werke zeitgenössischer Maler 
(Arnu lf  Rainer, Rainer Wölzl) wurden gezeigt. Zwei österreichische Lektoren 
arbeiteten an den Un iversitäten Coimbra und Aveiro, 1 3  österreichische Studenten 
studierten in Portuga l .  

589 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)604 von 734

www.parlament.gv.at



Macao - Rumänien 

Macao 

ÖGK und AHSt. : siehe Hongkong 

Ein Luftverkehrsabkommen mit Macao wurde am 1 0. September paraphiert. Es wird 
nach I nkrafttreten auch nach dem Übergang der Souveränität über M acao an die VR 
China 1 999 in Kraft bleiben. 

Die österreichischen Importe betrugen 1 32,9 Mil lionen Schil l ing (- 4,7%), die 
Exporte waren gering. 

Ruanda 
(Ruandische Republik), Kigali 

Staatsoberhaupt Regierungschefin Außenminister 

Juvenal Habyarimana Agathe Uwiringiyimana Anastas Gasana 

ÖB : siehe Kenia ; HK Kigali : Michael Zeletzki, 6, rue de la Paix, B. P. 2288, Kigali ,  
Tel : 730 1 2, 730 1 3, 730 1 4, 75220, Telex : 22526, Telefax : 730 1 8 ;  AHSt. : siehe Kenia 

Der Sicherheitsrat der VN beschloß im Oktober die Entsendung einer multinationa
len Friedenserhaltungstruppe von 2.500 Mann (UNAM I R). Österreich nimmt daran 
mit 1 5  Militärbeobachtern und 20 Polizisten teil . 

Ruanda ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" und Schwerpunkt
land der österreichischen EZA. Österreich unterstützt schwerpunktmäßig Projekte 
der Erosionsbekämpfung, der Verbesserung der Bodenqualität und der Viehzucht in 
der Provinz Ruhengeri, Projekte zur Verbesserung der Trinkwasserversorgung 
(Kigali und Gisenyi) in Zusammenarbeit mit der Weltbank und gewährt Flüchtlings
hilfe. 1 993 vergab Österreich 54 Stipendien. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Rumänien 
(Rumänien), Bukarest 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Ion I l iescu Nicolae Vacaroiu Teodor Viorel Mele�canu 

ÖB Bukarest : Dr. Christoph Parisini, Str. Dumbrava Rosie 7, 70254 Bukarest, 
Tel : ( 1 )6 1 1 4354, 6 1 1 9377, Telex : 1 1 333,  Telefax : 2 1 00885 ; Konsularabteilung : Str. 
Salcimilor 1 2, Bukarest, Tel : ( 1 )2 1 0 1 477, 2 1 0 1 60 1 ,2 1 03933, Telefax : 2 1 0 1 682 ; AHSt. 
Bukarest : Dr. Harald Fiegl, Str. Clopotarii Vechi 4, Bukarest, Tel : ( 1 )6594590, 
6594560, 3 1 20335,  Telex : 1 1 29 1 ,  Telefax : 3 1 206 1 4 ;  AUA : B-dul Nicolae Balcescu 7, 
Bukarest, Tel : ( 1 )6 1 4 1 22 1 , 6 1 4 1 83 1 ,  Telex : 1 1 3 1 5 , Telefax : 3 1 2839 1 

Bundesminister Werner Fasslabend stattete Rumänien vom 6 .-8 .  Juli  einen offiziel
l en Besuch ab. Weiters hielten sich Nationalratsabgeordneter Fritz König im 
Rahmen einer Fact-finding-Mission für die Parlamentarische Versammlung des 
Europarats ( März), der oberösterreichische Landeshauptmann Josef Ratzenböck 
(Mai ,  Besuch von Landlergemeinden) und der Vorarlberger Landtagspräsident 
Bertram Jäger (Juli) in Rumänien auf. 
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R ußland 

Der rumänische Präsident I on I l iescu war in Begleitung von Außenmin ister Teodor 
Mele�canu zweima l  in Wien. I m  Juni kam er zur Weltkonferenz über M enschenrech
te und füh rte Gespräche mit  Bundespräsident Thomas Klesti l  und B undeskanzler 
Franz Vranitzky, während er im Oktober am Europaratsgipfel  tei lnahm.  Verteidi
gungsmini ster Nicolae Spiroiu nahm i m  September an einem Symposium zur 
Thematik der Sicherheitsnachbarschaft tei l  und Arbeitsmini ster Dan M i rcea Popes
cu war im September als Sonderbotschafter in Wien, um mit Bundesminister Alois  
Mock die Aufnahme Rumäniens in den Europarat zu besprechen. 

Der Fortschritt der Reformen bringt verbesserte Voraussetzungen für österreichische 
Investitionen.  Mit über 600 Joint-ventures und einem investierten Kapital von mehr 
a l s  1 6  M i l l ionen US- Dol lar gehört Österreich zu den 1 1  größten Auslandsinvestoren 
in  Rumänien.  

Die österreichi schen Importe fielen um 1 3 ,2% auf 855 ,5  Mi l l ionen Sch i l l ing,  d ie  
Exporte n ach Rum änien erreichten 1 ,294 Mi l l i arden Schi l l ing ( + 8,2%). Das E FTA
Freihandelsabkommen mit Rumänien, das im Verhältnis zu Österreich am 1 .  August 
in Kraft trat, stel l t  e ine gute Basis für die  weitere Entwicklung der H andel sbeziehun
gen dar. Im Dezember trat weiters das österreichisch-rumänische Abkommen über 
b i l aterale Außenwirtschaftsbeziehungen in Kraft .  An der Bukarester M esse TI B im 
Oktober nah men 57 österreichische Unternehmen tei l .  

Vom 2 1 . - 24. Juni wurde die 5 .  Tagung der österreichisch-rumänischen Gemischten 
Fremdenverkehrskommission in Bukarest abgehalten, vom 22 .- 24. September fand 
die 1 4 . Tagung des bi lateralen Kammerkontaktkomitees in Bukarest statt . Vom 
29 .  November - 3 .  Dezember tagte die Gemischte Kommission für b i latera le  Außen
wirtschaftsbeziehungen zum zweiten M al in Wien. 

Zur Verbesserung der Lebensmittelversorgung der rumänischen Bevölkerung unter
stützte Österreich in diesem Bereich tätige private Klein- und Mittelbetriebe durch 
Lieferung von Geräten und Vormateria l ien sowie durch Ausbi ldungsprogramme.  
Am 9 .  Apri l eröffnete der  Präsident von SOS-Kinderdorf I nternational He lmut 
Kutin ein Kinderdorf in Bukarest. Österreich finanzierte wei ters ein Projekt zur 
Rückführung rumänischer Staatsbürger, d ie  um Asyl angesucht hatten . 

Der Kulturaustausch, der seitens der Botschaft durch zahlreiche Aktivitäten, v .  a .  im 
m usika l i schen Bereich, gefördert wird, umfa ßte 1 993 wissenschaft l iche Veranstal
tungen, Lesungen, Konzerte, Bücheraktionen und Ausste l lungen österreichischer 
Künstler .  Über Einl adung von Bundesminister Alois Mock besuchte ein Chor der 
Bruckenthal -Schule  in Hermannstadt Österreich . 

Rußland 
(Russische Föderation), Moskau 

Staatsoberhaupt 

Boris N .  Jelzin 

Regierungschef Außenminister 

Viktor S. Tschernomyrdin Andrej W. Kosyrew 

ÖB Moskau : Dr. Friedrich Bauer, Starokonjuschennyj per. I ,  1 1 9 034 M oskau,  
Tel : 20 1 7303 ,  Telex : 43 1 398,  Telefax : 2302365 ; HK St. Petersburg ( in Errichtung) : 
M ag.  Tom Wästfelt ; AHSt. Moskau : D kfm. Günter Richter, Starokonjuschennyj 
per. 1 , 1 1 9 034 Moskau, Tel : 20 1 7308,  Telex : 4 1 30 1 4, Telefax : 2302687 ; AVA Mos-
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Rußland 

kau : Sowincentr 3 / 1 8/5, Krasnopresnenskaja Nabereschnaja 1 2, 1 23 6 1 0  Moskau, 
Tel : 253 1 670, Telex : 4 1 3 1 27, Telefax : 253 1 669 ; AUA St. Petersburg : VI. Gogolja 1 9, 
1 90 00 St. Petersburg, Tel : 3 1 24348, Telex : 1 2 1 533 

Die I ntensität der bilateralen Kontakte kam in einer dichten Folge politisch und 
wirtschaftlich orientierter Besuche zum Ausdruck, von denen hier nur die wichtig
sten chronologisch aufgezählt werden. 

Besuche in Rußland : Anläßlich des 50.  Jahrestags der Schlacht von Stalingrad 
Anfang Februar nahmen Bundesminister Werner Fasslabend und der Wiener 
Bürgermeister Helmut Zilk an den Gedenkfeierlichkeiten in Wolgograd tei l .  Am 
26./27. März besuchte Bundesminister Alois Mock Moskau und St. Petersburg, wo 
er Österreich bibliotheken eröffnete. In Moskau traf er mit Außenminister Andrej 
Kosyrew zusammen, in St. Petersburg u .  a .  mit dem Bürgermeister und Reformpoliti
ker Anatol ij Sobtschak. Auf Einladung Innenministers Viktor Jerin hielt sich 
Bundesminister Franz Löschnak in Begleitung einer Expertendelegation am 27./ 
28.  Juni in Moskau auf, wobei Fragen der Migration, der gegenseitigen Rechtshilfe 
in Strafsachen, der Verbesserung des Datenaustauschs im Bereich der Wirtschafts
kriminalität usw. erörtert wurden. Bundesminister Nikolaus Michalek besuchte am 
22./23 . September Rußland und nahm in Vertretung von Bundesminister Franz 
Löschnak in Wolgograd an einem Treffen der GVS-Innenminister teil .  Mehrere 
österreichische Parlamentsabgeordnete kamen anläßlich der Parlamentswahlen vom 
1 2. Dezember als Wahlbeobachter nach Rußland und führten Gespräche mit 
russischen Politikern. Am 1 9./20. Dezember hielt sich Bundesminister Alois Mock 
erneut in Moskau auf, wobei es zu einer weiteren Begegnung mit seinem russischen 
Amtskollegen kam. 

Besuche aus Rußland : Wirtschaftsminister Andrej Netschajew hielt sich von 
1 4.-1 7 .  Jänner mit einer Delegation in Österreich auf, um Gespräche zur Vorberei
tung eines bilateralen Wirtschaftsabkommens zu führen. Am 1 0. M ärz fand in Wien 
ein politischer Meinungsaustausch auf hoher Beamtenebene statt. Der Leiter der 
auch für Österreich zuständigen Hauptabteilung im russischen Außenministerium, 
Botschafter Jurij Fokin, führte Gespräche mit dem Generalsekretär und dem 
Politischen Direktor im B MaA. Von 30. Mai - 3. Juni weilte Michael Nikolajew, 
Präsident der (autonomen) Republik Sacha (früher Jakutien), mit einer Delegation 
auf Einladung der Wirtschaftskammer Österreich in Wien, wo auch Gespräche im 
BMöWV, im BMwA und im Bundesrat stattfanden. Die Teilnahme von Außenmini
ster Andrej Kosyrew an der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien wurde 
vom 1 4.- 16. Juni mit einem offiziel len Arbeitsbesuch in Österreich verbunden. 
Dabei kam es zu einem Notenwechsel über die vertraglichen Beziehungen, der 
festlegt, welche österreichisch-sowjetischen Abkommen im Verhältnis zwischen 
Österreich und der Russischen Föderation weiter angewendet werden. Am 28. Juni 
führte ein Tei l  der russischen Delegation zur Menschenrechtskonferenz, geleitet vom 
Vorsitzenden des Petitionsausschusses im russischen Parlament, Kowaljow, Gesprä
che im Parlament. Auf österreichischer Seite nahmen u .  a. der Vizepräsident des 
Bundesrats, Walter Strutzenberger, und Volks anwalt Herbert Kohlmaier teil. 
Vizeministerpräsident Anatol ij Tschubajs,  der sich am 1 3 ./ 1 4. September in Wien 
aufhielt, wurde vom Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang 
Schallenberg (in Vertretung von Bundesminister Mock) zu einem Arbeitsgespräch 
empfangen, bei dem u. a.  die Frage der bilateralen Umschuldungsverhandlungen 
erörtert wurde. Von 6 .-9 .  November stattete der Vorsitzende des Ministerrats, Viktor 
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Rußland 

Tschernomyrdin, Österreich einen offiziellen Besuch ab. Er wurde vom Minister für 
Außenwirtschaftsbeziehungen, Oleg Dawydow, von Verkehrsminister Witalij Jefi
mow, vom Ersten stellvertretenden Außenminister Anatolij Adamischin, vom Ersten 
stellvertretenden Finanzminister Anatolij Wawilow und einer großen Wirtschafts
und Beamtendelegation begleitet. Im Rahmen des Besuchs führte er Gespräche mit 
Bundespräsident Thomas Klestil ,  Bundeskanzler Franz Vranitzky und Bundesmini
ster Alois Mock. Während des Besuchs wurden ein bilaterales Handels- und 
Wirtschaftsabkommen, ein Luftverkehrsabkommen und - im Rahmen der Vereinba
rungen des Pariser Klubs - ein bilaterales Umschuldungsabkommen unterzeichnet. 
Im Gefolge des Besuchs fand im Dezember die Unterzeichnung eines Abkommens 
über die Zusammenarbeit der Akademien der Wissenschaften und eines Arbeits
plans nach dem Gesundheitsabkommen statt. 

Die österreichischen Exporte betrugen 6,209 Milliarden Schilling (- 9,6%). Die 
Einfuhren aus Rußland beliefen sich auf 7,665 Milliarden Schilling ( +  2,3%). 

Auch 1 993 waren österreichische Baufirmen in Rußland sehr aktiv, die Schwerpunk
te der Bautätigkeit lagen im Raum Moskau und in St. Petersburg, wo eine große 
Anzahl von Hotel- und Bürobauvorhaben abgewickelt werden. 

Die Wirtschaftskammer Österreich organisierte mehrere Wirtschaftsrnissionen, die 
größten davon nach Jakutsk - Nowosibirsk von 22.-28 .  September, an der 47 
österreichische Firmen, und nach Ufa-I schewsk-Tscheljabinsk vom 1 4.- 1 9 .  Juni, an 
der 1 8  österreichische Firmen teilnahmen. Messebeteiligungen in Form von 
Gruppenausstel lungen erfolgten erneut auf der " Konsumexpo 1 993" von 1 8 .-
24. Jänner in Moskau, auf der "Sdravoochranie" von 23 .- 30.  September ebenfalls in 
Moskau, auf der "Pap-FOR-93 " von 5 .- 8 .  Oktober in St. Petersburg und auf einer 
Messe mit Schwerpunkt Kabel/Draht/Blech von 25 .-29 .  Oktober in Moskau. 

Seit 1 990 führt die Wirtschaftskammer Österreich in verstärktem Maße Manage
mentkurse für russische Führungskräfte durch : 1 993 in Moskau, St. Petersburg, 
Jekaterinburg, Nowosibirsk, Ufa und Jakutsk. 

Den Spezialkurs 1 993/94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten aus 
den Reformländern besucht auch ein russischer Tei lnehmer. 

Der Intensivierung der bilateralen Beziehungen im Konsularbereich trug die 
Errichtung eines österreichischen Honorarkonsulats in St. Petersburg Rechnung. 

Schwerpunkte der von der österreichischen Botschaft Moskau durchgeführten 
Kulturtätigkeit entwickelten sich insbesondere dort, wo Österreichbibliotheken 
eingerichtet wurden (Moskau, St. Petersburg, Nischnij Nowgorod), österreichische 
Lehrer eingesetzt sind oder waren (Jekaterinburg, Wolgograd, Woronesch u.  a.), 
besondere Österreich-Studien meist auf literaturwissenschaftlichem Gebiet betrie
ben werden ( lschewsk, Wladikawkas u. a.) oder Österreich-Gesellschaften gegründet 
wurden (Jakutsk). Die Eröffnung der Österreichbibliotheken in Moskau und 
St. Petersburg durch Bundesminister Alois Mock sowie jene der Ernst-Fuchs-Aus
stellung in St. Petersburg in Anwesenheit von Bundesminister Mock und russischer 
Spitzenvertreter aus Kultur und Pol itik gaben der österreichischen Kulturpräsenz in 
Rußland wichtige Impulse. 

Große Breitenwirkung durch Direktübertragungen im Fernsehen erreichten das 
Neujahskonzert der Wiener Philharmoniker, das Konzert des Gustav-Mahler-
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Sambia -San Marino 

Jugendorchesters unter Claudio Abbado in St. Petersburg und die 1 4teilige, in 
Gemeinschaftsproduktion mit dem russischen Fernsehen geschaffene Lehrfolge 
über Marktwirtschaft. 

Die Aktion " Europas Jugend lernt Wien kennen" ( 1 04 russische Teilnehmer) des 
BMUK und die auf Schulpartnerschaft beruhenden Schüleraustauschreisen wurden 
sehr geschätzt. 

Neben diesen Veranstaltungen konnte sich Österreich durch Symposien, wissen
schaftliche Vorträge, Autorenlesungen, Ausstellungen, Konzerte und die Tei lnahme 
an Filmwochen kulturell manifestieren. Der Austausch von Wissenschaftlern und 
Studenten, Stipendienaktionen und wissenschaftliche Kooperationsprojekte wurden 
fortgesetzt. 

Sambia 
(Republik Sambia), Lusaka 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Frederick J .  T. Chiluba 

ÖB und AHSt. : siehe Simbabwe 

Außenminister 

Vernon Mwaanga 

Sambia ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000". Das erfolgreiche 
ländliche Entwicklungsprojekt des I nstituts für Internationale Zusammenarbeit in 
Chipata wurde unter Einsatz von 16 österreichischen Fachkräften weitergeführt. 

Österreichs Exporte (34,8 Mi l lionen Schill ing, - 58,0%) umfaßten hauptsächlich 
Feuerfestziegel und Maschinen. Die Importe waren gering. 

Samoa 
(Unabhängiger Staat Westsamoa), Apia 

Staatsoberhaupt 

Malitetoa Tanumafili 1 1  
Regierungschef 

Tofilau Eti Alesana 

ÖB und AHSt. : siehe Australien 

Außenministerin 

Gabriele Gatti 

Mit Wirkung vom 1 8. Dezember 1 992 wurden diplomatische Beziehungen aufge
nommen. Samoa beabsichtigt, in Kürze ein Honorarkonsulat in Wien zu errichten. 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

San Marino 
(Republik San Marino), San Marino 

Staatsoberhäupter und Regierungschefs 

Gian Luigi Berti I .  
Paride Andreoli I .  (Kapitänregenten) 

ÖB : siehe Heil iger Stuhl 

Außenminister 

Gabriele Gatti 

Die bei den Kapitänregenten in Begleitung von Außenminister Gabriele Gatti 
nahmen am Europaratsgipfel in Wien teil .  
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St. Vincent und die Grenadinen - Saudi-A rabien 

St. Vincent und die Grenadinen 
(St. Vincent und die Grenadinen), Kingstown 

Außenminister Staatsoberhaupt 

Königin El izabeth 1 1 .  
vertreten durch 
Generalgouverneur S ir  

Regierungschef 

lames Fitz-Al len H erbert Young Mitchel l  

David E .  lack 

ÖB und AHSt. : s iehe Venezuela  

Der b i latera le  Handelsverkehr war gering.  

Silo Tome und Principe 
(Demokratische Republik  Silo Tome und Principe), Silo Tome 

Staatsoberhaupt 

Miguel  Trovoada 

Regierungschef 

Norberto Costa Alegre 

ÖB : s iehe Nigeria ; AHSt. : siehe Cote d ' Ivoire 

Außenmini ster 

Albertino Braganya 

Am 3. M ai 1 993 wurden diplomatische B eziehungen aufgenommen. Der b i l aterale 
H andel sverkehr war gering. 

Saudi-Arabien 
(Königreich Saudi-Arabien), Riyadh 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

König Fahd Bin Abdul Aziz AI-Saud 

Außenminister 

Prinz Saud AI Fai sal 

ÖB Riyadh : Dr. Marius Cal l igaris, Ma laz District, 2 bl ocks North and 2 blocks West 
from intersecti on Sixteen Street, Univers ity Street, P. O. Box 94373 ,  Riyadh 1 1 693 , 
Tel : 4777445, Telex : 406333,  Telefax : 476679 1 4 ;  AHSt. Riyadh : Dkfm . Oskar 
Smrzka, Dhabab Street, Chamber of  Commerce Bui lding, P .  O .  Box 94362, Riyadh, 
Tel : 404 1 0 1 0, Telex : 406555 ,  Telefax : 4042975 ; AHSt. (Konsularabteilung) Jeddah : 
Dr. C arl  de Co l l e, P . O . B ox 1 706, l ed d ah 2 1 44 1 ,  Tel : (2)65 1 1 8 1 6, Telex : 60 1 1 2 1 ,  
Telefax : 6533764 ;  AUA Riyadh : Bern hard B aeck, P. O .  Box 87355 ,  AI Khozama 
Centre, O laya Street, Riyadh, Tel : 4656499, 4648536, Telefax : 4645 1 84 ;  AUA 
Dhahran : M arkus Ehrensberger, Airl i n es Center, 1 st Floor, King Abdul Aziz Blvd. ,  
P. O.  Box 1 22 ,  Dhahran, Tel : (3)8949025,  8953077,  Telefax : 894065 1 

Von 5 .-7 .  November besuchte der Präsident der Wirtschaftskammer Österreich 
Leopold M aderthaner Saudi-Arabien.  Die Wirtschaftskammer entsandte im Februar 
eine Wirtschaftsrnission, an der 32 Firmen tei lnahmen.  Weiters gab es österreichi
sche Gruppenauste l lungen an drei Fachmessen in  Riyadh . 

Der Generalsekretär der Dachorganisat ion der saudisehen H andel skammern sowie 
eine Delegation der Generalsekretäre der Dachorganisation der GCC-Handelskam
mern absolvierten Besuche in  Österreich .  
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Schweden 

Die österreichischen Ausfuhren, v. a. Fahrzeuge, Maschinen, Bauholz, Papier, 
Textilien und Arzneiwaren, fielen auf 2,543 Milliarden Schilling (- 25%). Die 
Einfuhren, v. a. Erdöl,  stiegen auf 2, 1 1 8  Milliarden Schill ing ( +  34,9%). In Zusam
menarbeit mit der Österreichischen Fremdenverkehrswerbung und der AUA fanden 
in Riyadh, Jeddah und Dahran mehrere Österreich- Präsentationen für lokale 
Reisebüros statt. 

Über 8 .000 saudische Staatsangehörige und eine darüber hinausgehende Zahl von 
im Land ansässigen Angehörigen von Drittstaaten besuchten Österreich. 

Schweden 
(Königreich Schweden), Stockholm 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

König earl XVI . Gustaf earl Bildt M argaretha af U gglas 

ÖB Stockholm : Dr. Franz Parak, Kommendörsgatan 3 5/V, 1 1 4 58 Stockholm, 
Tel : (08)233490, Telex : 1 0 1 30, Telefax : 6626928 ; HGK Stockholm : Georg Akerberg, 
Birger Jarlsgatan 39/V, 1 1 1  45 Stockholm, Tel : (08)2 1 4 1 85 ;  HGK Göteborg : Martin 
Thomas, Södra Vägen 28, 4 1 2 54 Göteborg, Tel : (03 1 ) 1 6 1 078 ; HK Malmö : William 
Marschall , Engelbrektsgatan 1 5 , Box 4084, 203 1 1  Malmö, Tel : (040)79945, Tele
fax : 236572 ; AHSt. Stockholm : Dr. Heinz Wimpissinger, Karlaplan 1 2, 1 1 5 20 
Stockholm, Tel : (08)6670 1 30, Telex : 1 1 459, Telefax : 6608378 ; ÖFVW : Grev Turega
tan 29, Box 52 1 7, 1 02 45 Stockholm, Tel : (08)2388 1 0, Telefax : 6620 1 29 ;  AUA Stock
holm : Strandvägen 1 ,  1 04 4 1 Stockholm, Tel : (08) 1 42850, Telex : 1 0480, Tele
fax : 663878 1 ;  AUA Göteborg : Torggatan 1 0, 4 1 1 05 Göteborg, Tel : (03 1 ) 1 73050, 
Telefax : 1 73054 ; AUA Malmö : Box 9, 26 1 08 Glumslöv, Tel : (0 1 0)937904, Tele
fax : (04 1 8)873062 

Im Hinblick auf die parallelen Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union 
standen Europafragen im Vordergrund des bilateralen Besuchsaustauschs .  

Am 24./25 .  August stattete Bundespräsident Thomas Klestil e inen offiziellen 
Arbeitsbesuch ab, wobei er mit führenden Vertretern der Regierung und des 
Parlaments zusammentraf. Bundeskanzler Franz Vranitzky nahm am 1 6. September 
am Kongreß der schwedischen Sozialdemokraten tei l .  Bundesminister Franz 
Fischler machte vom 3 1 .  März - 2. April einen offiziellen Besuch. Am 1 4. Oktober 
fanden Koordinationsgespräche über die Zusammenarbeit mit der EU in den 
Bereichen Justiz und Inneres unter Teilnahme der Bundesminister Franz Löschnak 
und Nikolaus Michalek statt. Bundesminister Michael Ausserwinkler nahm am 
1 7 . Mai in Laholm an einem Seminar über Gesundheitswesen teil. Staatssekretärin 
Brigitte Ederer führte am 1 4./ 1 5 . April Gespräche mit Staatssekretär Frank Belfrage 
und dem Generalsekretär des Außenministeriums Lars-Ake Nilsson. Generaltrup
peninspektor Karl M ajcen besuchte vom 24.- 27. M ai Verteidigungsminister Anders 
Björck und traf Oberbefehlshaber Bengt Gustafsson. 

Ministerpräsident earl Bildt kam in Begleitung des Ministers für Entwicklungszu
sammenarbeit und Menschenrechte Alf Svensson am 8. Oktober zum Europaratsgip
fel .  Außenministerin Margaretha af Ugglas und Minister Alf Svensson nahmen vom 
1 4. - 25 .  Juni an der Weltkonferenz über Menschenrechte teil . Der Minister für 
öffentliche Verwaltung Inger Davidsson kam vom 1 3 .- 1 5 . April zur Jugendminister-
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Schweiz 

konferenz des Europarates. Der Generalsekretär des Außenministeriums  Lars-Ake 
Ni l sson  und der Pol itische Direktor Björn Skala  kamen am 6. Dezember bzw. am 
1 7 ./  1 8 . D ezember zu einem Arbeitsgespräch mit  ihren Amtskol legen. Am 28 .  April  
hielt  der Staatssekretär im Wirtschaftsministerium Hans Karlander e inen Vortrag 
vor der Wirtschaftskammer Österreich und h atte ein Gespräch mit Bundesminister 
Wol fgang Schüssel .  Vom schwedischen Reichstag besprach eine Delegation des 
Wirtschaftsaussch usses (5 .- 8 .  September) im N ationalrat und mit Sozia lpartnern die 
EG-Beitrittsverhandlungen, vom 22. September - 1 .  Oktober trafen Mitg l ieder des 
Finanzausschusses Staatssekretär Johannes Dietz, Vertreter der ÖN B  und des ÖG B .  

D i e  weiter anhal tende Rezession in Schweden, der starke Wertverlust d e r  schwedi
schen Kron e  und der Konjunkturrückgang in  Österreich führten zu einer deutl ichen 
Verringerung  des b i latera len Warenaustausches.  Die österreichischen Exporte 
gingen um 1 0,0% auf 6,507 Mil l iarden Schi l ling zurück. Die Importe Österreichs 
fie len um 1 2 , 1 %  auf 9,4 1 1 Mi l l iarden Sch il l i ng .  Das österreichische H andelsbi lanz
defizit lag m it 2,903 Mil l iarden Sch i l l ing in der Größenordnung von 1 992 .  

Kultursch werpunkt war die Literatur. In  Stockholm wurden Stücke von Peter 
H andke, M arlen H aushofer und M arlene Streeru witz in schwedischer Sprache 
aufgefü hrt. Thomas Bernhards "Aus löschung. Ein Zerfa l l"  und Robert Schneiders 
" Schlafes B ru der" wurden ins Schwedische übersetzt . Fel ix  Mitterer hielt  eine 
Vorlesungsreihe .  In Stockho lm wurden Zeichnungen und Entwürfe österreichischer 
Architekten ( H olzbauer, Kurrent, Peichl ,  Schweighofer, Spa lt) ausgestel l t .  Das 
G astleh rerprogramm und die Fortbi ldungsseminare für schwedische Deutschl ehrer 
in Zusammen arbeit mit der Universität Uppsala und dem Österreichzentrum an der 
H ochschul e  S kövde wurden fortgesetzt. 

Schweiz 
(Schweizerische Eidgenossenschaft), Bern 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Der B undesrat (s iebenköpfiges Kol legia lorgan), 
vertreten nach außen durch seinen jährlich neu 
gewählten Vorsitzenden mit dem Tite l  
" Bundespräsident" ; 1 993 : Adolf Ogi 

Außenminister 

Flavio Cotti 

ÖB Bero : D r. M arkus Lutterott i ,  Kirchenfe ldstrasse 28, 3000 Bern 6, Tel : (35 1 )0 1 1 1 , 
Telex : 9 1 1 754, Telefax : 5664 ; GK Zürich : Dr. Aurel Saupe,  Minervastrasse 1 1 6, 
8032 Zürich, Tel : (383)7200, Telex : 8 1 6380, Telefax : 0422 ; HGK Basel : Dr. Bern
h ard M. Menzinger, Leimenstrasse I ,  4002 Basel ,  Tel : (26 1 )7733 ,  Tel ex : 9644 1 8 , 
Telefax : 4373 ; HGK Genf : D r. Franz Zimmermann, 20, rue Senebier, 1 2 1 1 Genf 1 2, 
Tel : (3 1 2)0600, Telefax : 978 0 ;  HK Chu r :  M ag.  Wol fgang Wunderlich, Quaderstras
se 8,  7002 Chur, Tel : (22)9456, Telefax : 66 1 2 ;  HK Lausanne : C arlo de M ercurio, 
avenue d 'Ouchy 66, 1 000 Lausanne 6, Tel : (6 1 7)2894, Telefax : 3585 ; HK Lugano : 
Niccol o  Lucchini ,  Via Pretorio 7, 6900 Lugano, Tel : (23)568 1 ,  Telex : 844068,  Tele
fax :  7 1 77 ;  HK Luzern : M argareth Turnauer, H i rschengraben 1 3 ,  6003 Luzern, 
Tel : (23)4 1 82 ,  Telefax : 6226 ; HK St. Gallen : Dr. Fredmund M alik,  St .  Leonhard
Str. 20, 9000 St. Gal len, Tel : (22)3366, Telefax : 23608 8 ; AHSt. Zürich : Talstrasse 65, 
800 1 Zürich,  Tel : (2 1 2)4800, Telex : 8 1 562 1 ,  Telefax : 283 8 ; ÖFVW : Zweierstras-
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Schweiz 

se 1 46, 8036 Zürich, Tel : (45 1 ) 1 55 1 ,  Telex : 823005, Telefax : 1 1 80 ; AUA : Talstras
se 66, 800 1 Zürich, Tel : (2 1 1 )0797, Telefax : 2 1 2 1 883 

Den ersten offiziellen Arbeitsbesuch eines schweizerischen Bundespräsidenten im 
Ausland stattete Adolf Ogi am 1 8./ 1 9. September Bundespräsident Thomas Klestil 
anläßlich der Paracelsus-Feiern in Salzburg ab. Weitere Treffen der beiden 
Bundespräsidenten ergaben sich am Rande internationaler Veranstaltungen, etwa 
beim Europaratsgipfel in Wien. 

Der langen Tradition entsprechend kam der neue schweizerische Außenminister, 
Bundesrat Flavio Cotti, am 28 .  April zu seinem ersten offiziellen Auslandsbesuch 
nach Wien. Weitere Gelegenheiten zu bilateralen Kontakten mit Bundesminister 
Alois Mock boten verschiedene internationale Konferenzen. Bundesrat Cotti wurde 
am 25. November von Bundespräsident Thomas Klestil anläßlich seiner Tei lnahme 
am Symposium "Schweiz und Österreich - Eine Nachbarschaft in Mitteleuropa" 
empfangen. 

Bundesminister Nikolaus Michalek stattete Justizminister Bundesrat Arnold Koller 
am 3 ./4. Februar einen offiziellen Besuch ab. Bundesrat Otto Stich nahm am 
jährlichen Dreiertreffen der Finanzminister Österreichs, der Schweiz und Deutsch
lands teil ,  das am 30./3 1 .  Jul i  in Salzburg abgehalten wurde. In Graz fand am 
2 1 ./22. August das Dreiertreffen der Umweltminister Österreichs, der Schweiz und 
Deutschlands statt, bei dem die Schweiz durch Bundesrätin Ruth Dreifuss vertreten 
war. 

Der seit vielen Jahren etablierte Meinungsaustausch im Bereich Landesverteidigung 
wurde fortgesetzt : Bundesrat Kaspar Vil l iger war von 7 .-9 .  November zu einem 
offiziellen Besuch in Wien. Bereits am 1 2. März war er mit Bundesminister Werner 
Fasslabend in Genf zusammengetroffen, der dort einen Vortrag bei S I POLEX hielt. 

Staatssekretär Peter Kostelka führte am 30. Juni/ I .  Juli den periodischen Meinungs
austausch über umfassende Landesverteidigung in Bern durch. 

Bundesminister Franz Fischler erörterte im Rahmen eines Arbeitsbesuchs bei 
Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz am 1 6. September aktuelle Fragen der Landwirt
schaftspolitik, insbesondere den Verlauf der Uruguay-Runde des GATT. Ein 
bilaterales Treffen zwischen Bundesminister Wolfgang Schüssel und Bundesrat 
Delamuraz ergab sich am Rande des traditionellen Dreiertreffens der Wirtschaftsmi
nister Österreichs, der Schweiz und Deutschlands am 25 ./26. Juni in Berl in.  

Die Finanzdelegationen beider Kammern des schweizerischen Parlaments unter der 
Leitung von Bundesrat Otto Stich waren am 1 8 ./ 1 9 .  Februar in Wien und trafen mit 
Vertretern des Nationalrats und des Bundesrats zusammen. 

Auch auf Beamtenebene war ein reger Besuchsaustausch zu verzeichnen. Der 
Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg führte am 
4. Juni in Bern Arbeitsgespräche mit Staatssekretär Jakob Kellenberger, der am 
2 1 .  Dezember zu einem Gegenbesuch nach Wien kam. Weitere Kontakte erfolgten 
im Bereich Kultur und wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Die österreichischen Ausfuhren betrugen 28,794 Mill iarden Schil l ing (- 0,4%), die 
I mporte 23,075 Milliarden Schilling (- 3,0%). Zur Verstärkung der österreichischen 
Präsenz auf dem schweizerischen Markt organisierte die Wirtschaftskammer Öster
reich am 1 5 ./ 1 6. Juni eine Sonderausstellung "Schweiz und Österreich - Europäi-
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scher Alpentransit" in Zürich. Mehr als 30 Aussteller zeigten ihre Problemlösungs
kapazitäten speziell im Tunnelbau für große Eisenbahntransitstrecken wie etwa die 
geplante Neue Eisenbahn Alpen Transversale (NEAT). Bundesminister Wolfgang 
Schüssel hielt in diesem Rahmen einen Vortrag. Großes Interesse fand auch eine 
Präsentation des Wirtschaftsstandorts Vorarlberg durch Landeshauptmann Martin 
Purtscher in Zürich. 

Ein Protokoll zur Änderung des Doppelbesteuerungsabkommens vom 30. Jänner 
1 974 wurde verhandelt und am 1 8 . Jänner 1 994 in Bern unterzeichnet. 

Am 1 .  August traten die Vereinbarung zwischen dem schweizerischen Bundesrat, der 
Regierung des Fürstentums Liechtenstein und der österreichischen Bundesregierung 
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen für den 
Güterverkehr am Straßenübergang Tisis/Schaanwald sowie die Vereinbarung 
zwischen dem schweizerischen Bundesrat und der österreichischen Bundesregierung 
über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen beim Bahn
hof St. Margrethen in Kraft. 

Besonders hervorzuheben sind die Groß ausstel lung "Vienna Creativa" im Rahmen 
des Salon International du Livre et de la Presse in Genf, die Ausstellungen " Küche 
und Tafel am kaiserlichen Hofe zu Wien" im Alimentarium in Vevey, "Architektur
photographie Margherita Krischanitz" im Museum für Gestaltung in Zürich, 
"Gustav Peichl" in der ETH Zürich-Hönggerberg, die Ausstel lung " Rudolf Schwarz
kogler" in der Kunsthalle Basel, die literarische Ausstellung "Marlen Haushofer" in 
der Stadt- und Universitätsbibliothek Bern sowie "Die keltischen Salzherren von 
Dürrenberg bei Hallein" im Rätischen Museum Chur. Zahlreiche junge österreichi
sche Künstler konnten sich in der Schweiz präsentieren. 

Der österreichische Beitrag zum Musikleben der Schweiz war nicht nur durch 
Konzerte der Wiener Philharmoniker, der Wiener Symphoniker und weltbekannter 
Interpreten gekennzeichnet, sondern auch durch jüngere und noch weniger bekann
te Musiker. Das Theater in der Josefstadt und das Theater für Vorarlberg boten 
Gastspiele. Besonderen Erfolg hatte eine Ernst Jandl-Woche in Zürich. 

Vizekanzler Erhard Busek und der schweizerische Botschafter Frans:ois Pictet 
unterzeichneten am 1 0. November in Wien ein Abkommen über Gleichwertigkeiten 
im universitären Bereich. Es ist das erste Abkommen dieser Art, das die Schweiz 
abgeschlossen hat. 

Senegal 
(Republik Senegal), Dakar 

Staatsoberhaupt 

Abdou Diouf 

Regierungschef 

Habib Thiam 

Außenminister 

Mustapha Niasse 

ÖB Dakar : Dr. Peter Leitenbauer, 24, Boulvard EI Hadj Djily Mbaye, B. P.3247, 
Dakar, Tel : 223 886, Telex : 5 1 6 1 1 ,  Telefax : 2 1 0309 ; AHSt. : siehe Marokko 

Besuche aus Österreich : Eine Parlamentarierdelegation unter der Leitung von 
Nationalratsabgeordetem Peter Jankowitsch ; im Februar Staatssekretärin Brigitte 
Ederer (Arbeitsgespräche mit der Ministerin für Frauen-, Kinder- und Familienan-
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Serbien und Montenegro 

gelegenheiten, Ndioro Ndiaye, und Partnern der österreichischen Entwicklungszu
sammenarbeit). 

Eine senegalesische Delegation unter der Leitung von Außenminister Mustapha 
Niasse nahm an der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien teil .  

Senegal ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Mrika 2000" und im Dreijahres
programm der österreichischen EZA als Kooperationsland eingestuft.  Das Rahmen
abkommen über EZA wurde ratifiziert und tritt mit 1 .  Februar 1 994 in Kraft. Die 
Schwerpunkte der EZA mit dem in der Schlüsselregion Sah el raum gelegenen 
Kooperationsland betreffen Gesundheit, Landwirtschaft, Wasserversorgung, Aus
bildung und wissenschaftliche Kooperation. Das Sahel-Werkstättenprogramm zur 
Entwicklung technischer Infrastrukturen für die Herstellung und Reparatur land
wirtschaftlicher Geräte sowie manueller und maschineller Wasserpumpen konnte 
u. a. durch die Eröffnung einer weiteren Werkstatt und die Einbeziehung eines 
Ressourcenmanagementprogramms ergänzt werden. 

Die österreichischen Ausfuhren, v.  a. Textil ien, betrugen 1 68,4 Millionen Schil l ing 
( +  32,5%), die Einfuhren 6, 1 Millionen Schill ing (- 50,5%). 

Seit 1 2  Jahren besteht eine Zusammenarbeit der Universitäten Graz und Dakar 
(germanistische Institute). Die wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen Wien, 
Graz und Dakar zur Erforschung der Wirkung von Heilpflanzen wurde fortgesetzt. 
Das Grazer Streichtrio gab ein Kammerkonzert. 

Fünf senegalesische Studenten erhielten Stipendien bzw. Stipendienverlängerungen. 

Serbien und Montenegro 
("Bundesrepublik Jugoslawien" / Serbien und Montenegro), Belgrad 

Staatsoberhaupt 

Zoran Lilie 

Regierungschef 

Radoje Kontie 

Außenminister 

Vladislav Jovanovie 

ÖB Belgrad : Geschäftsträger Dr. Michael Weninger, Kneza Sime Markovica 2, 
1 1 000 Belgrad, Tel : 635955, Telex : 1 1 456, Telefax : 63 85 1 2 ;  AHSt. Belgrad : 
Dkfm. Karl Syrovatka, Terazije 45, 1 1 000 Belgrad, Tel : 330587, Telefax : 33 1 962 ; 
AUA : DDr. Svetoslav Stoimenov, Terazije 3 ,  1 1 000 Belgrad, Tel : 3 248077 

Österreich hat die "Bundesrepublik Jugoslawien"/Serbien und Montenegro ("BRJ") 
in Übereinstimmung mit der internationalen Staatengemeinschaft nicht anerkannt. 
Dieses Faktum und die am 30. Mai 1 992 vom VN-Sicherheitsrat mit Resolu
tion 757( 1 992) verhängten Sanktionen bestimmten das Verhältnis Österreichs zu 
Serbien und Montenegro. 

Am 26. April hielt sich Bundesministerin Johanna Dohnal an der Spitze einer 
Delegation, der auch die Nationalratsabgeordnete Marijana Grandits angehörte, in 
Belgrad auf, um die Möglichkeiten humanitärer Hilfe für die vom Kriegsgeschehen 
betroffenen Frauen und Kinder zu sondieren. Vom 1 2.- 1 5 .  Juli erkundete eine 
Delegation der Europäischen Demokratischen Union unter Leitung des EDU-Exe
kutivsekretärs, Nationalratsabgeordneten Andreas Khol, die humanitäre Lage in der 
Vojvodina und in Serbien. Eine Gruppe von Funktionären und Aktivisten aus der 
"Friedensstadt Linz" bereiste vom 25. September - 1 .  Oktober Belgrad und den 
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Serbien und Montenegro 

Kosovo, um ein Zeichen der Verbundenheit mit der leidgeprüften Zivilbevölkerung 
zu setzen. 

Der Vorsitzende der Partei der Demokratischen Aktion des Sandjak, Suleiman 
Ugljanin, wurde am 1 5 . September, der Präsident der Demokratischen Liga des 
Kosovo, Ibrahim Rugova, am 2 .  Dezember von Bundesminister Alois Mock in Wien 
zu einer Unterredung empfangen. Der Patriarch der serbisch-orthodoxen Kirche, 
Pavle, besuchte Wien mit einer hochrangigen Delegation anläßlich des 1 00jährigen 
Jubiläums der serbisch/orthodoxen Kirche in Österreich. Bei diesem Anlaß wurde 
er von Bundespräsident Thomas Klestil, Vizekanzler Erhard Busek, Bundesminister 
Rudolf Scholten und den Kardinälen Franz König und Hans-Hermann Groer 
(Unterzeichnung einer "Friedensdeklaration") empfangen. Bundesminister Alois 
Mock führte mit dem ehemaligen Regierungschef der "BRJ",  Milan Panic, am 
2. Juni eine Unterredung in Wien. 

Das Mandat der im August 1 992 von der KSZE beschlossenen Langzeitmissionen im 
Kosovo, im Sandjak und der Vojvodina wurde von der Regierung der " B RJ" nicht 
mehr verlängert, worauf die Missionen mit 23 .  Juli ihre Tätigkeit einstellen und die 
"BRJ "  verlassen mußten. In den Langzeitmissionen waren jeweils auch österreichi
sche Mitglieder tätig. 

Die von Nationalratsabgeordneter Gabrielle Traxler ins Leben gerufene Organisa
tion "Wir Helfen" führte einen Hilfskonvoi für die Zivilopfer aller Religionen und 
Nationalitäten in das Kriegsgebiet. 

Die wirtschaftliche Lage ist infolge von Wirtschaftssanktionen, Kriegswirtschaft, 
hoher Arbeitslosigkeit und Hyperinflation katastrophal und ohne Perspektive. 
Dementsprechend reduzierten sich die österreichischen Exporte um 87% auf 
1 7,9 M ill ionen Schilling und die Importe um 98,5% auf 1 5, 1  Mil lionen Schilling. 
Auch der durch die mit S R-Resolution 820( 1 993) verfügten Restriktionen stark 
beeinträchtigte Transitverkehr auf der Donau wurde durch Donaublockaden 
serbischer Vereinigungen weiter erschwert. 

Die kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit ebenso wie eine aktive 
Informations- und Pressepolitik wurden 1 993 nicht weitergeführt. 1 993 kam es zu 
einer graduellen Verbesserung des von den M assenmedien gezeichneten Österreich
bilds und vereinzelt auch zu positiv gehaltenen Meldungen. 

Der österreichische Generalmusikdirektor in Zürich, Ralf Weikert, dirigierte ein 
vielbeachtetes Konzert in Belgrad und stel lte sein Honorar der Stadt für humanitäre 
Zwecke zur Verfügung. 

Der Umfang der konsularischen Tätigkeiten der Vertretungsbehörde hat sich in 
außerordentlichem Umfang ausgeweitet. 
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Seychellen - Simbabwe 

Seychellen 
(Republik der Seychellen), Victoria 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

France Albert Rene 

ÖB und AHSt. : siehe Kenia 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Sierra Leone 
(Republik Sierra Leone), Freetown 

Außenminister 

Daniel le de St. Jorre 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Valentine E. M. Strasser Julius M. Bio Abbas Bundu 

ÖB :  siehe Cöte d' Ivoire ; HK Freetown : Klaus Bieber, c/o U. C. 1 .  Ltd. ,  2 Pilgrim's 
Way, P. O.  Box 497, Kissy Dockyard, Freetown, Tel : (22)250520, Telex : 32 1 0  (for 
Bieber), Telefax : 25 1 265 ; AHSt. : siehe Nigeria 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Simbabwe 
(Republik Simbabwe), Harare 

Staatsoberhaupt und Regierungschef Außenminister 

Robert Gabriel Mugabe Nathan Shamuyarira 

ÖB Harare : Dr. Felix Mikl,  30 Samora Machel Ave. ,  New Shell House, Room 2 1 6, 
Harare, P. O. Box 41 20, Tel : (4)70292 1 /2, Telex 22546, Telefax : 705877 ; AHSt. 
Harare : Dr. Nikolaus Seiwald, 6th floor, Globe House, 5 1  Jason Moyo Ave. ,  Harare, 
P. O. Box 1 850, Tel : (4)75241 4, 750283,  Zelex : 26480, Telefax : 75 1 43 8  

Vom 1 2.- 14. Juli besuchte eine österreichische Parlamentarierdelegation unter der 
Leitung von Nationalratsabgeordnetem Peter Jankowitsch Simbabwe. 

Im Oktober gaben erstmalig österreichische Musiker, das Duo Attwenger, Konzerte 
in Simbabwe, und zwar in Harare, Kwekwe, Bulawayo, Hwange und Victoria Falls. 

Simbabwe ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" und Koopera
tionsland der österreichischen EZA. Der Einsatz des österreichischen Entwicklungs
diensts in Simbabwe wurde weitergeführt. 20 Entwicklungshelfer und Experten 
waren im Schulwesen und bei der gesundheitlichen Versorgung der ländlichen 
Bevölkerung tätig. Die Vorbereitungsarbeiten für den Fonds zur Förderung des 
Chromitbergbaus in Simbawe schreiten fort. Förderungen von Gewerbe, Kleinindu
strie und Kooperativenwesen gewinnt zunehmend an Gewicht. 

Die österreichischen Exporte, v. a .  Maschinen, chemische Erzeugnisse und Feuer
festziegeln, sanken um 3 5,5% auf 1 1 7 ,3 Mil lionen Schilling, die Importe, v. a .  Tabak, 
Baumwolle, Nickel und Bekleidung, um 44,4% auf 65,4 Mil lionen Schilling. 
Österreichische Unternehmen beteiligten sich neuerlich an der internationalen 
Handelmesse in Bulawayo. 
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Singapur, Slowakei 

Singapur 
(Republik Singapur), Singapur 

Staatsoberhaupt 

Ong Teng Cheong 

Regierungschef 

Goh Chok Tong 

Außenminister 

Wong Kan Seng 

ÖB Singapur (dis loziertes Büro des H andelsrats ; untersteht Ö B B angkok) : Dipl . 
Ing .  Fritz Helmreich, 1 Scotts Road  Nr. 24  - 05 g/06 Shaw Centre, S ingapur 0922, 
Tel : 23 54088-89, Telex : 2 1 1 33 ,  Telefax : 737 1 200 

Am 3 ./4.  August war Staatssekretärin M aria Fekter zu einem offizie l len Besuch in 
Singapur. Im September hie l t  s ich e ine Delegation österreichischer Parlamentarier 
zu einem Meinungsaustausch mit Angehörigen des Parlaments in S ingapur auf. Be i  
d iesen Besuchen wurde d ie  B edeutung Singapurs a ls  Stützpunkt für österreichische 
Firmen zur Bearbeitung der u m liegenden Märkte im südostasiatischen Raum 
u nterstrichen. Österreichische Firmen betei l igten sich an folgenden Wirtschaftsaus
stel l ungen und Messen : Kol lektionsvor lage "Austria Style ,94",  Gruppenausstel lung  
bei  " Woodmac As ia  ,93 ",  "Austrian Export Fair'93 " .  

Die  österreichischen Ausfu hren, v .  a .  B autei l e  für Nachrichtentechnik, E DV- und 
e lektronische Geräte, Büromaschinen, betrugen 1 ,292 Mi l l i arden Schi l l ing ( + 6,5%), 
die Einfuhren 1 ,848 Mi l l iarden Sch i l l ing  (- 8 , 1 %) .  

Slowakei 
(Slowakische Republik), Preßburg 

Staatsoberhaupt 

M ichal  Kovac 

Regierungschef 

Vlad imir  M eciar 

Außenminister 

Jozef M oravcik 

ÖB Preßburg : Dr. Maximi l ian Pam mer, H olubyho 1 1 , 8 1 1 03 Brati s lava, Tel : 
(7 )3 1 1 1 03 ,  3 1 1 720, Telex :  93272,  Telefax : 3 1 3 J 45 ; AHSt. Preßburg : Dr. Phil ipp 
M arboe, Zelena ul ica J ,  8 1 1 00 Brati s lava, Tel : (7)330443 , 330593, Telex : 92322, 
Telefax : 3 32394 ; AUA: H otel Danube, Rybne namestie I ,  8 1 1 00 Bratis l ava, 
Tel : (7)3 1 1 6 1 0, 3 I 1 626 

Österreich hat die S lowakische Repub l ik, die am 1 .  Jänner mit der Auflösung der 
C S FR ein selbständiger Staat wurde, u nverzüglich anerkannt und mit ihr  dip lomati
sche Beziehungen aufgenommen.  Das Generalkonsulat in  Preßburg wurde in eine 
B otschaft umgewandelt .  In der ersten Jahreshälfte wurde d ie  S lowakei in d ie  VN 
und in  zahlreiche weitere zwischenstaat l iche Organisationen aufgenommen, Ende 
Juni ,  während des  österreichischen Vorsitzes im Ministerkomitee, in  den Europarat .  

Bundespräsident Thomas Klest i l  nahm i m  März an der Inauguration von Staatsprä
s ident Michal Kovac tei l  und stattete am 1 3 ./ 1 4. Ju l i  der S lowakei als erstes 
aus ländisches Staatsoberhaupt einen o ffizie l len Besuch ab. N ationalratspräsident 
He inz Fischer war neben einem offiz ie l len Besuch am 1 6. Februar noch mehrere 
Ma l e  in der S lowakei . Bundesminister Alois  Mock absolvierte am 1 2 . M ai einen 
o ffizie l len Besuch und Vizepräsident des Bundesrats Universi tätsprofessor Herbert 
S chambeck in Preßburg am 7 .  Oktober einen inoffizie l len Besuch. Weitere Besuche 
aus Österreich : Vizekanzler  Erhard B usek ( Dezember), die Bundesminister Josef 
H esoun ( Februar) ,  Franz Fisch ler  ( März), Nikolaus Michalek (Apri l ) ,  Franz 
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Slowakei 

Löschnak (Juni) und Werner Fasslabend (August) sowie Bundesministerin  Maria 
Rauch-Kallat (November) .  Die Landeshauptleute Josef Ratzenböck, Erwin Pröll 
und Karl Stix nahmen im Oktober an einer Konferenz der Regierungschefs der 
Arbeitsgemeinschaft Donauländer in Preßburg teil . Wiens Bürgermeister Helmut 
Zilk besuchte die slowakische Hauptstadt im Mai. 

Präsident Michal Kovac kam anläßlich der "Special Olympics" und der Weltkonfe
renz über Menschenrechte nach Österreich. Ministerpräsident Vladimir Meciar 
stattete Österreich am 3 ./4. Mai, begleitet von Finanzminister Julius T6th ,  Wirt
schaftsminister Jaroslav Kubecka, Landwirtschaftsminister Peter Baco und Privati
sierungsminister L'ubomir Dolgos einen offiziellen Besuch ab . Weiters waren 
Außenminister Jozef Moravcik, Wirtschaftsminister L'udovit Cernak (Jänner), 
Verteidigungsminister Imrich Andrejcak (April), Kulturminister Dusan Slobodnik 
(Jänner), Justizministerin Katarina T6thova, Arbeitsministerin Ol 'ga Keltosova 
(März), Umweltminister Jozef Zlocha, Landwirtschaftsminister Peter Baco und 
Verkehrsminister Roman Hofbauer in Österreich. Parlamentarier beider Länder 
führten einen regen Besuchsaustausch durch . 

Auf dem Wirtschaftssektor ist Österreich einer der wichtigsten Partner der Slowakei .  
Dies gilt v. a. für ausländische Investitionen, bei  denen Österreich mit  ca .  25% den 
Spitzenplatz vor Deutschland und den USA einnimmt. Die österreichischen Exporte 
in die Slowakei erreichten 4,093 Mill iarden Schilling, die Importe 3 , 1 43 Mil l iarden 
Schilling (Vergleichsdaten mit 1 992 liegen nicht vor). Damit lag Österreich nach der 
Tschechischen Republik, Deutschland und den GUS-Staaten an vierter Stel le .  Von 
großer Bedeutung ist die Zusammenarbeit beim Ausbau der Infrastruktur in der 
nach internationalen Entwicklungsprognosen besonders chancenreichen Region 
Wien - Bratislava. 

Einen wichtigen Punkt in den österreichisch-slowakischen Beziehungen bildete die 
Frage der Kernkraftwerke (Bohunice, Mochovce). Es wurde vereinbart, eine direkte 
Verbindung zwischen den Zentralen der Frühwarnsysteme beider Staaten herzustel
len. Darüber hinaus setzte Österreich seine Bemühungen fort, die Slowakei für einen 
Umstieg von der Kernenergie auf konventionelle Energiequellen zu gewinnen. Die 
slowakische Seite war bemüht, durch Zusammenarbeit mit der IAEO und durch eine 
kooperative Informationspolitik - insbesondere durch Öffnung ihrer Anlagen auch 
für österreichische Experten - die Ernsthaftigkeit ihrer Sicherheitsrnaßnahmen zu 
dokumentieren.  

Im Rahmen der multilateralen und bilateralen Osthilfe trug Österreich auf vielfältige 
Weise zur wirtschaftlichen Umgestaltung und zum Aufbau moderner Strukturen in 
der Slowakei bei. Die wichtigsten Projekte umfassen den Umweltschutz, den 
Fremdenverkehr und den Aufbau von Verwaltungs- und Sozialstrukturen. Für 
österreichische Direktinvestitionen werden Kredite gewährt und Garantien über
nommen. 

Die Durchführung der Notenwechsel zur Nachfolge der Slowakei in die mit der 
CSSR bzw. CSFR abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge stand zum Jahres
wechsel unmittelbar bevor. 

Die kulturell-wissenschaftliche Zusammenarbeit hat durch die slowakische Unab
hängigkeit zusätzlich an Bedeutung gewonnen. Mit der neu angelaufenen "Aktion 
Österreich - Slowakei" werden wissenschaftliche Projekte, Bi ldungsprogramme und 
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Slowenien 

der Austausch von Professoren und Studenten gefördert. Etwa 20 österreichische 
Lektoren unterrichten an slowakischen Universitäten, zwölf österreichische Lehrer 
an zwei höheren Schulen in Preßburg, slowakische Lehrkräfte sind an österreichi
schen Schulen und Universitäten tätig. Partnerschaftsbeziehungen zwischen Univer
sitäten wurden zum Tei l  unter Mitwirkung des Österreichischen Ost- und Südosteu
ropainstituts (Außenstelle Preßburg) weiter ausgebaut. 

Die Botschaft entfaltete gemeinsam mit slowakischen Stellen umfangreiche kulturel
le Aktivitäten. An Konzerten sind jene des Gustav Mahler-Jugendorchesters, der 
Militärmusik Eisenstadt und des N.  Ö. Tonkünstler-Kammerorchesters besonders 
hervorzuheben, unter den Bühnenproduktionen "Herr Kari" (Ateliertheater am 
Naschmarkt), Hilde Langthalers "Nur keine Tochter" (Vorarlberger "Theater der 
Figur"), das Musical "Oh my God" (Alexander Goebel) und eine Aufführung des 
Klagenfurter Tanztheaters " Ikarus", unter den Ausstellungen eine Max Weiler
Retrospektive sowie Präsentationen von Adolf Frohner, Gerhard Gutruf und 
Sieglinde Layr. 

Slowenien 
(Republik Slowenien), Laibach 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Milan Kucan J anez Drnovsek Lojze Peterle 

ÖB Laibach : Dr. Jutta Stefan-Bastl , Strekljeva 5, 6 1 000 Ljubljana, Tel : (6 1 )2 1 3436, 
2 1 34 1 2, Telex : 3 1 346, Telefax : 22 1 7 1 7 ;  AHSt. Laibach : M ag. Raymund Gradt, 
Nazorjeva 6, 6 1 000 Ljubljana, Tel : (6 1 ) 1 252244, 1 252254, Telefax : 1 25326 1 ; AUA : 
Janez Kozi, Dunajska 1 07 ,  p. p .  27, 6 1 1 1 1 3 Ljubljana, Tel : (6 1 ) 1 684099, 1 684373,  
Telefax : 1 685449 

Die Beziehungen zwischen Österreich und Slowenien waren auch 1 993 besonders 
intensiv. 

Bundesminister Werner Fasslabend stattete am 24./25. März einen offiziellen 
Besuch in Slowenien ab, bei dem ein Abkommen über die Zusammenarbeit der 
beiden Verteidigungsministerien unterzeichnet wurde. Am 4. Dezember hielt sich 
Bundesminister Viktor Klima zu Arbeitsgesprächen bei seinem slowenischen 
Kollegen Igor Umek in Laibach auf; die beiden Minister unterzeichneten ein 
Abkommen über den Güterverkehr. Am 1 2./ 1 3 . Juli weilte der Generalsekretär 
für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg zu Arbeitsgesprächen in 
Laibach. Die Präsidenten der jeweiligen Verfassungsgerichtshöfe trafen einander, 
Präsident Ludwig Adamovich war am 26. Jänner in Laibach, Präsident Peter 
Jambrek im November in Wien. Die Präsidentin der Österreichischen Nationalbank 
Maria Schaumayr besuchte Slowenien am 2 1 .  Juni, der Präsident des Rechnungs
hofs Franz Fiedler hielt sich vom 1 3 .- 1 5 . Dezember auch in seiner Eigenschaft als 
Generalsekretär der Internationalen Organisation der Rechnungshöfe (I NTOSAI) 
in Laibach auf. 

I n  Österreich erfolgte ein offiziel ler Besuch von Außenminister Lojze Peterle am 
1 2. März, Arbeitsbesuche von I nnenminister Ivan Bizjak im März und Finanzmini
ster Mit ja Gaspari im Juni . Präsident Milan Kucan traf Bundespräsident Thomas 
Klestil zu Arbeitsgesprächen in Ossiach am 5 ./6. Juli .  Wissenschaftsminister Rado 
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Somalia 

Bohinc traf am 1 2. Mai zu Gesprächen mit Vizekanzler Erhard Busek, Wirtschafts
minister Davorin Kracun am 1 .  Dezember mit Bundesminister Wolfgang Schüssel 
zusammen. Am 1 5 . Dezember hielt sich Ministerpräsident Janez Drnovsek zu einem 
offiziellen Besuch in Wien auf und führte Gespräche mit Bundeskanzler Franz 
Vranitzky, Bundespräsident Thomas Klestil und Nationalratspräsident Heinz 
Fischer. 

1 993 gab es neuerlich einen bedeutenden Zuwachs im bilateralen Handel : Österreich 
exportierte Waren im Wert von 6,809 Mill iarden Schill ing, was einer Steigerung von 
20,7% gleichkommt. Die österreichischen I mporte aus Slowenien stiegen ebenfalls 
um 1 2,7% und betrugen 3,375 Mill iarden Schil l ing. Da sich die Privatisierung der in 
Gesellschaftseigentum stehenden Unternehmen erst in der Anfangsphase befand, 
steigerten sich die österreichischen Investitionen nur in geringem Umfang. Mit 
einem Gesamtvolumen von rund 2,4 Mil liarden Schi l ling l iegt Österreich an zweiter 
Stelle nach Deutschland. 

Im Bereich der Osthilfe des B KA nimmt Slowenien eine prioritäre Stellung ein. 
Anläßlich von Besuchen des slowenischen Koordinators M arian Manfredo in Wien 
und von Sektionsleiter Georg Lennkh in Laibach wurden eine Reihe von Projekten 
identifiziert, die in den nächsten Monaten/Jahren umzusetzen sein werden. 

Im kulturel len Bereich sind ein Konzert des Gustav-Mahler-Orchesters am 20. April 
sowie Ausstellungen von Arnulf Rainer und von Bildern aus der Sammlung 
Schömer - "Jahrzehnt der M alerei, ein Überblick über die österreichische Kunst der 
Achtzigerjahre" - hervorzuheben. Die Historische Kommission der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften hielt zusammen mit dem Institut für Zeitgeschichte in 
Laibach vom 9 .- 1 2. November in Bled eine gemeinsame Tagung zum Thema " Der 
Nachbar im Spiegelbild des Nachbarn - 1 848 bis heute" ab . 

Mit Slowenien besteht eine beachtliche Stipendienaktion. Sechs Gruppen von 
Schülern und Jugendlichen aus Slowenien nahmen an der Aktion "Europas Jugend 
lernt Wien kennen" teil .  Das Institut für Ost- und Südeuropa unterhält eine 
Außenstelle in Laibach. Zwei österreichische Lektoren und eine pädagogische 
Fachberaterin sind an den Universitäten Laibach bzw. Marburg tätig .  

Somalia 
(Demokratische Republik Somalia), Mogadischo 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

ÖB und AHSt. : siehe Kenia ; HK Mogadischo : Jirdeh Hussein, J .  Jussein Building, 
Mogadischo, P. Adr. P. O. Box 557, Mogadischo, Tel : 20879, 20868, Tel .Adr. : Aus
troko, Telex : 3 723 

Österreich beteiligte sich bis März mit fünf Offizieren an der im Rahmen der 
UNOSOM entsandten militärischen Beobachtergruppe der VN. 

Die österreichischen Exporte betrugen 6,3 Mi l lionen Schil ling ( +  86,3%), die 
I mporte waren gering. 
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Spanien 

Spanien 
(Königreich Spanien), M adrid 

Regierungschef Außenmi nister Staatsoberhaupt 

König Juan C arlos 1 .  Felipe Gonzalez Marquez Javier Solana M adariaga 

ÖB Madrid : Dr. Michael Fitz, Paseo de la Caste l lana 9 1 /9, 28046 M adrid, 
Tel : C l  )55653 1 5 , 5 565403, Telex : 22694, Telefax : 5973579 ; HGK Barcelona : Dr. Pe
ter Rejtö, C/ Balmes,  200, atico 7 a, Edificio  Apolo X,  08006 B arcelona,  
Tel :  (3)2 1 76058 ,  Telex : 5 1 597,  Telefax : 2 1 75265 ; HK Bilbao : I ng .  Hermann Diez dei  
Se i  Korsatko, C/Club 8 -bajo ,  48930 Las Arenas, Tel : (4)4640763,  Telex : 33043, 
Telefax : 4637432 ;  HK M alaga : Walter Esten ,  Casa I NTI ,  C/Occidente 1 ,  29639 
Benalmadena - Costa, Tel : ( 52)443952, Telex : 792 1 1 ,  Telefax : 234 1 790 ; HK Las 
Palmas de Gran Canaria : Alfred Suchomel, H otel Eugenia Victoria, A vda .  de Gran 
Canaria 26, Playa dei Ingles ,  Tel : (28)26 1 1 00, Telex : 96036, Telefax : 762260 ; HK 
Palma de Mallorca : Jaime Ramon Pons, C/San Miguel ,  36 - 6, 07002 Palma de 
M al lorca, Tel : (7 1 )723733 ,  Telefax : 7 1 9277 ; HK Santa Cruz de Tenerife : Evaristo 
Cardell  Cristel lys,  C/San Franci sco 1 7, 3 8002 Santa Cruz de Tenerife, 
Tel : (22)243799, Telex : 92027 ; HK Sevilla : Jose Rivas M ulero, C/Marques Para
da 26, 4 1 00 1  Sevil la,  Tel : (5)4222 1 62, Tel ex : 72322 ; HK Valencia : Günther Richetti ; 
C/ Francisco Cubells 43, 460 1 1 Valencia, Tel : (6)367 1 658 ,  Telefax : 3670 1 85 ;  AHSt. 
Madrid : Dr. Karl Schmiedbauer, C/Orense, 1 1 - 6° , 28020 Madrid,  Tel : ( 1  ) 55643 58 ,  
Telex : 27506, Telefax : 5 56999 1 ;  AHSt. Barcelona : Dr.  Peter Rejtö, C/Balmes 200 -
2° , 08006 B arcelona, Tel : (3)2 1 877 1 0, Telex : 5 1 597, Telefax : 2382574 ; ÖFVW Ma
drid : Torre de Madrid 1 1 /8 ,  Plaza de Espäna, 28008 M adrid, Tel : ( 1 )5478923, 
Telefax : 5424476, Tel ex : 4263 5 ; ÖFVW Barcelona : C/Caspe 1 9/3 ° ,  2 a,  080 1 0  B ar
celona, Tel : (3)4 1 2 1 877 ,  Telefax : 4 1 20907 ; AUA Madrid : C/Marques de Cubas 
25 ,6 ° , 280 1 4  M adrid,  Tel : ( 1 )420 1 1 80, Telefax : 4295300 ; AUA Barcelona : Paseo de 
Gracia,  54, 08007 B arcelona,  Tel : (3 )2 1 52 1 73 ,  Telefax : 4870784 ; Österreichisches 
Historisches Institu t :  Paseo de la Castellana 1 80. entresuelo, 28046 Madrid, 
Tel : ( I  )34567 1 8, Telefax : 34567 1 8  

Mi t  der Aufnahme der Verhandlungen über einen Beitritt zur E U  intensivierten sich 
auch die b i lateralen Beziehungen mit  Spanien . 

Die Infantin Dona Crist ina nahm i m  Apri l an einer Konferenz der nationalen 
U N ESCO-Kommissionen in  Wien tei l .  

Ministerpräsident Fel ipe Gonzalez M arquez absolvierte am 22 .  April einen offiziel
len Besuch in Österreich . Er wurde von Außenminister Javier So lana M adariaga und 
vorn Minister für I ndustrie, H andel u nd Tourismus Claud io  Aranzadi M arti nez 
begle itet. Der spanische Regierungschef sprach sich klar  für e ine rasche Vornahme 
der EG- Erweiterung und e in b aldiges Inkrafttreten des E WR-Vertrags aus .  Anläß
l ich der Überreichung des Karlspreises der Stadt Aachen an den spanischen 
M i nisterpräsi denten am 20.  M ai hielt B undeskanzler Franz Vranitzky die Laudatio. 
Im Zusammenhang mit Parteikonferenzen karn es zu weiteren B egegnungen der 
beiden Regierungschefs .  

Min isterpräsident Gonzalez und Außenminister Solana n ah men im Oktober am 
Gipfeltreffen des Europarats in  Wien teil .  Außenminister Solana l eitete die 
spanische Delegation zur VN- Weltkonferenz über Menschenrechte. Sozialministerin 
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Spanien 

M atilde Fernandez Sainz war Teilnehmerin an der IV. Jugendministerkonferenz des 
Europarats im April in Wien. 

Der Präsident der Regierung von Katalonien Jordi Pujol i Soley nahm im November 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Versammlung Europäischer Regionen an 
einer von der Wirtschaftskammer Österreich organisierten Veranstaltung der 
europäischen Handelskammern tei l .  Er wurde von Bundeskanzler Franz Vranitzky, 
Vizekanzler Erhard Busek und von den Bundesministern Alois Mock und Wolfgang 
Schüssel zu Arbeitsgesprächen empfangen. Er war auch Gast bei der Landeshaupt
leutekonferenz in Fuschl .  

Vizekanzler Erhard Busek eröffnete am 6. Oktober die Groß ausstellung "Wien 
1 900", die im Madrider Centro de Arte Reina Sofia gezeigt wird. Während seines 
Aufenthalts führte er mit dem stellvertretenden Ministerpräsidenten Narcis Serra i 
Serra und Senatspräsident Juan Jose Laborda Martin Gespräche. Bundesminister 
Franz Fischler absolvierte am 29. November einen offiziellen Besuch in Spanien, in 
dessen Mittelpunkt die Agrarverhandlungen mit der EU standen. 

Landeshauptmann Martin Purtscher nahm im Dezember an der in Barcelona 
abgehaltenen Jahrestagung der Versammlung Europäischer Regionen tei l .  

Auf Beamtenebene kam es  zu  folgenden Besuchen : Der Generalsekretär im 
Handelsministerium Francisco Javier Landa Aznarez führte im Jänner Arbeitsge
spräche im BMaA. Im Februar fand ein Besuch des Politischen Direktors des 
Außenministeriums, Francisco Vil lar y Ortiz, in Wien statt. Im März führte eine 
Beamtendelegation unter der Leitung des Generalsekretärs im spanischen EG
Staatssekretariat Javier Elorza Gespräche in Wien, deren Thema die Beitrittsver
handlungen und das Schengener Abkommen über den freien Personenverkehr 
waren. In Wien fand im März eine erste Verhandlungsrunde über eine Revision des 
österreichisch-spanischen Doppelbesteuerungsabkommens statt. Ebenfalls im März 
folgten Fachbeamte des BMLF einer Einladung, im spanischen Agrarressort 
Informationen über die Teilnahme Spaniens an der Gemeinsamen Agrarpol itik 
einzuholen. Die EPZ und das zukünftige Management der GASP der EU wurden im 
M ai bei einem Besuch von Fachbeamten des BMaA in Madrid erörtert. Eine 
Delegation des BMLV besuchte vom 2 1 .-25 .  Juni Spanien, um Luftabwehreinrich
tungen zu studieren. 

Auch als Folge der mehrmaligen Peseta-Abwertung stiegen die spanischen Exporte 
nach Österreich um 3 , 1 %  auf 7,688 Mil l iarden Schilling, während die österreichi
schen Ausfuhren um 1 5,8% auf 9,730 Mil l iarden Schilling fielen. Spanien b lieb auf 
dem zehnten Rang der österreichischen Exportmärkte. 

Hervorzuheben sind die Großausstellung "Wien 1 900" im Madrider Centro de Arte 
Reina Sofia, die am 6. Oktober von Vizekanzler Erhard Busek gemeinsam mit der 
spanischen Kulturministerin Carmen Alborch Bataller in Anwesenheit der Infantin 
Dona Elena eröffnet wurde, sowie die Ausstellungen " Museumspositionen" (Okto
ber in Sevil la, November und Dezember in Madrid), "Delicte i Somni, Viena 
1 900 - 1 930" im April/Mai in Barcelona und " Objekt versus Raum" im Oktober IN 0-
vember in Hospitalet, Katalonien. 

Im Bereich der Musik sind zahlreiche Gastspiele österreichischer Orchester, 
Ensembles und Solisten aller künstlerischer Richtungen zu nennen. Österreichische 
Filme und Videos kamen bei spanischen Festivals und Wettbewerben zum Einsatz. 
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Sri Lanka, Südafrika 

Der Professoren-, Wissenschaftler- ,  Lektoren- und Stipendi atenaustausch wurde i m  
Rahmen der bestehenden Abkommen und Aktionen fortgeführt .  

Das i m  Zuge des beabsichtigten EU-Beitritts erhöhte I nteresse Österreichs an  
Spanien h at s ich in  zwei w ichtigen spanienbezogenen Veranstaltungen n iederge
sch lagen : Die im März gemeinsam mit spani schen Persönl ichkeiten in Graz 
veranstalteten Tendenzgespräche " Mitteleuropa - Spanien" ; Spanien war u. a. durch 
EG-Staatssekretär C arl os Westendarp y Cabeza vertreten .  Das Europäische Forum 
Alpbach (Österre ichisches Col lege) organis ierte Anfang September einen Dialog
kongreß " Europa im Werden - Dialog mit den Iberischen Staaten " ,  an dem auch 
eine Reihe prominenter spanischer Persönl ichkeiten aus Pol it ik, Wirtschaft und 
Kultur tei lnahmen, daru nter der Präsident der Regi erung von Extremadura Juan 
Carlos Rodriguez Ibarra und der Präsi dent des Club of Rome Ricardo Diez 
Hochleitner. 

Sri Lanka 
(Demokratische Sozialistische Republik Sri Lanka), Colombo 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Dingiri Banda Wijetunga Rani l  Wickremasi nghe A .  C .  S. Hameed 

ÖB und AHSt. : s iehe Indien : HK Colombo : Senake Amerasi nghe, 424, Union Place, 
Colombo 2 (POB 903), Tel :  ( 1 )9 1 6 1 3 , 6963 1 1 -5 ,  Tel ex : 2 1 330, Telefax : 698382  

Die  österre ich ischen Exporte n ach Sri Lanka, v .  a .  M aschi nen, Papi er, Mo lkereier
zeugnisse und  Arzneiwaren, sti egen um 23 ,8% auf 67 , 1  M i l lionen Sch i l l ing .  Die 
Einfuhren Österreichs, v .  a .  B ekleidung, Tee und Tabak, sanken um 4,0% auf 
202,5 Mi l l i onen Sch i l l ing. 

Drei Stipendien in den Berei chen Medizin, Informatik und fü r den Zol lbeamtenkurs 
wurden vergeben. 

Südafrika 
(Republik Südafrika), Pretoria 

Staatsoberhaupt und Regieru ngschef 

Frederik Wil lem de Klerk 

Außenminister 

Roelof Frederik Botha 

ÖB Pretoria/Kapstadt : Dr. Arnold M öbius ,  Duncan Street 1 1 09,  Brooklyn Pretoria 
0002, Tel : ( l 2 )462483 ,  46336 1 ,  463364, 4625 88 ,  Tel ex : 3 2054 1 ,  Telefax : 46 1 1 5 1 : 
Standard Bank Centre, M ain  Tower 1 00 I ,  Hertzog Boulvard, Cape Town 800 I ,  
Tel : (2 1 )2 1 1 440, Telex : 5262 1 2, Telefax : 253489 ; GK Kapstadt : Eva Moss-Mottl, 
Standard Bank Centre, M a i n  Tower 1 00 1 ,  Hertzog Boulvard, Cape Town 800 1 ,  
Tel : (2 1 )2 1 1 440, Telex : 5262 1 2, Telefax : 253489 ; HGK Johannesburg : I ng.  H erbert 
Krottenberger, 9th Floor Samro House, 73 Juta Street, Braamfontein,  Johannesbu rg 
200 1 ,  Tel : ( 1 1 )403 1 8 50, Tel efa x : 3 397802 ; HK D urban : Egon Wegrostek, 33  Be l levue 
Road, Berea, Durban 400 1 ,  Tel : (3 1 )2 1 5408,  Telefax : 309 1 340 ; AHSt. Johannesburg : 
Dr. Leopo ld  B i rstinger, C radock Heights 2nd Floar, 2 1 ,  Cradock Ave, Rosebank, 
Johannesburg 2 1 96,  Tel : ( 1 1 )442 7 1 00, Telefax : 4428304 ; AUA Johannesburg : Tho
mas Zi lk, The Atrium 3rd Fl oar, 4 1  Stanley Ave, Auckland Park, Johannesburg 2006, 
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Sudan 

Tel : ( 1 1 )4823670, Telex : 4 1 47 8  osjnb, Telefax : 726587 1 ;  AUA Kapstadt :  Herta 
Daniel, 22 Fullham Road, Camps Bay, Cape Town 800 1 ,  Tel : (2 1 )43 83223, Tele
fax : 4383224 ; AUA Durban : Faye Rolanbo, 8 Penny Lane, Sommet Drive, Westri
ding, Durban 409 1 ,  Tel : (3 1 )29 1 663, Telefax : 283523 

1 993 beschleunigte sich die Reintegration Südafrikas in die Internationale Gemein
schaft durch Fortschritte im Reformprozeß. Auch Österreich zeigte starkes I nteresse 
an der Entwicklung in Südafrika. Die gegenseitigen Beziehungen gipfelten im 
offiziellen Arbeitsbesuch von  Präsident Frederik de  Klerk in Österreich am 
28./29. Juni. 

Besuche in Südafrika : Delegation von Jungpolitikern von 1 6 .- 26. M ärz ; "Austrian 
Focus" beim Cape Town Film Festival im April ; Besuch von FPÖ-Obmann Jörg 
Haider Ende Juni ; Kurzbesuch einer Parlamentarierdelegation am 1 7 . Juli im 
Rahmen einer Mrikareise ; Besuch der 3 .  Parlamentspräsidentin Heide Schmidt von 
29. August - 8. September ; Besuch einer Delegation des Österreichischen Nord-Süd
Instituts zur Unterstützung von Wähleraufklärung im Rahmen des Matla-Trusts von 
23. Oktober - 7. November. Besuch einer Handelsdelegation unter der Leitung von 
Heinz Paumgarten vom 7 .- 1 6. November. 

Südafrika ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000". I m  Rahmen der 
österreichischen EZA wurden weiterhin sozial benachteil igte Bevölkerungsgruppen 
und der demokratische Prozeß unterstützt (u. a. Rückführung und Eingliederung der 
Exilanten, Universitätsstipendien, Aufbau von Kleingewerbe, ländliche Entwick
lung, Wählerausbildung - österreichischer Zivildiener als Wahlvorbereiter). 

Die österreichischen Sanktionen wurden am 1 6. November weitgehend aufgehoben, 
aufrecht bleiben weiterhin Sanktionen im Nuklearbereich, für Computerausrüstung 
der Polizei und Armee sowie das Waffenembargo. 

Österreichs Exporte wuchsen um 1 5 ,4% auf 1 ,250 Milliarden Schilling, womit 
Südafrika erstmals wieder wichtigstes Exportland Österreichs in Afrika war. Die 
Importe fielen auf 1 ,736 Mill iarden Schilling (- 4,3%). Seit November fliegt die AUA 
dreimal pro Woche nach Johannesburg. 

Österreichische Musiker gaben Konzerte, am Cape Town Festival wurden österrei
chische Filme präsentiert. 

Sudan 
(Republik Sudan), Khartoum 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

General Omer Hassan Ahmed EI Bashir 

Außenminister 

Hussein Suleiman Abu 
Salih 

ÖB und AHSt. : siehe Ägypten ; HGK Khartoum :  John A. Bodourian, Aboulela 
Building, Block 6 e. w., Baladia Avenue P. O.  B .  2 1 ,  Khartourn, Tel : ( 1 1 )76750, 73743 , 
80034, 74224, 78 1 1 2, Telex : 984/224 1 7, Telefax : 77 1 70 

Im Mai wurde John Alexander Bodourian zum Honorarkonsul in Khartoum bestellt, 
womit Österreich nach 1 08 Jahren wieder konsularisch in Khartoum vertreten ist. 
Das Honorarkonsulat nahm im November seinen Dienstbetrieb auf. 
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Suriname- Syrien 

Die österreichischen Exporte, v .  a. M aschinen, e lektri sche Geräte und Ho lz, fielen 
auf 50,3 Mi l l ionen Schil l i ng (- 34,0%), die Importe auf 6,6 Mi l l ionen Sch i l l ing 
(- 1 0,60;/0 ) .  

Infolge der innenpol it ischen Lage im Sudan beschränkten sich die kulturel len 
Beziehungen auf die Betreuung sudanesischer Stipendienwerber. 

Suriname 
(Republik Suriname), Paramaribo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

R.  Ronald Venetiaan 

ÖB und AHSt. : s iehe Venezuela 

Der bi l aterale Handelsverkehr war gering. 

Swasiland 
(Königreich Swasiland), Mbabane 

Staatsoberhaupt 

K önig Mswati I I I .  Obed DIamini  

Außenminister 

Subhas C. Mungra 

Regierungschef 

Salomon DJamini 

ÖB : s iehe S imbabwe ; AHSt. : siehe Südafrika ; HK : Ing .  Guntram Albrecht, 
Hhelehle ,  P .  O.  Box 3304, M anzini ,  Tel : (00268)54368, 5 5276 

Die österreichischen Exporte, v .  a .  M aschinen, betrugen 9,6 Mi l l ionen Schi l l ing 
( + 7 1 6,3%), d ie  Importe waren geri ng. 

Syrien 
(Syrisch Arabische Republik), Damaskus 

Staatsoberhaupt 

Hafez AI Assad 

Regierungschef 

M ahmoud Al  Zoubi 

Außenminister 

Farouk AI Shara 

ÖB Damaskus : Dr. Robert Karas, Rawda,  Rue Chafik,  Mou 'ayad, I mmeuble Sabri 
M alki ,  P. O .  Box 5634, Damaskus, Tel : ( 1 1 )3337528 ,  332769 1 ,  Telex : oebdam 4 1 1 3 89 
sy, Telefax : 3329232 ;  AHSt. Damaskus : Dr. Sepp Dabringer, Mezzeh, Eastern 
Vi l las,  Rue Farabi 1 1 6A, P.  O. Box 7659,  Damaskus, Tel :  ( 1 1 )22446 1 6, 224477 1 ,  
Telex : 4 1 1 705 autrad sy, Telefax : 2248536 ; HGK Damaskus : (sämtl iche Agenden 
werden von der Botschaft wahrgenommen) Georges Abdin i ,  Place de l ' Eto i l e, 
Rue Chawkat AI-Aid i ,  Coin Rue M ayssaloun No.  7, P. O .  Box 3 1 89, Damaskus, 
Tel : ( 1 1 )2247680, 224775 1 ,  Telex : 4 1 1 949 aie dam sy ; HK Aleppo : Umberto Draghi ,  
Rue Baron en face B anque Central e, I m m .  Peres lesuites, P. O .  Box 52 1 ,  Aleppo, 
Tel :  (2 1 )2 1 4070, 226 1 44, Telex : 3 3 1 005 righi sy ; AU A :  Al  Moohandesseen B1dg. ,  
8th Floar, Suite 8 1 ,  Yousef A I  Azmar  Square, P. O.  Box 3050, Damaskus, Te l :  
( 1 1 )2220498 ,  22 1 0707 ; Flughafenbüro : Tel : 433996 

B esuche aus Österre ich : Von 2 .- 4. November Bundeskanzler Franz Vranitzky in 
Begleitung einer Wirtschaftsdelegation (offiziel ler Besuch, Gespräche mit Staats prä-
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Tadschikistan 

sident Hafez Al Assad, Ministerpräsidenten Mahmoud Al Zoubi ,  Vizepräsidenten 
Abdul Malim Khaddam sowie mit dem Vorsitzenden des syrischen Generalverban
des der Gewerkschaften Ezzeldin Nasser, Besuch des österreichischen UNDOF
Kontingents auf dem Golan) ; von 2 .-4. Mai Volksanwalt Horst Sehender (Besuch 
der österreichischen VN-Soldaten in Syrien), von 6.- 9 .  Dezember eine 30köpfige 
Wirtschafts mission. 

Besuche in Österreich : Außenminister Farouk Al Shara nahm an der Eröffnung der 
Weltkonferenz über Menschenreche in Wien teil ; 9 .- 1 1 .  November : Wirtschafts
und Außenhandelsminister Al Imadi (Vortrag vor der österreichisch-arabischen 
Handelskammer in Wien, Gespräche mit Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
Bundesminister Wolfgang Schüssel) ; 22. Dezember :  Vizepremierminister Salim 
Yassine (Gespräch mit Bundeskanzler Franz Vranitzky). 

Die österreichischen Ausfuhren, v. a. Maschinenanlagen, Armaturen, Arzneiwaren, 
Kunststoffe, verringerten sich um 1 2,5% auf 4 1 1 ,0 Mil lionen Schil l ing. Syrien 
exportierte v. a. Erdöl und Phosphate im Gesamtwert von 548,6 Millionen Schil l ing 
( + 0, 1 %) .  

Am 2. Dezember wurde im Linzer Stadtmuseum eine in Zusammenarbeit mit  der 
syrischen Antikenverwaltung organisierte Ausstellung "Syrien - Von den Aposteln 
zu den Kalifen" eröffnet. Ein vom Linzer Archäologen Professor Erwin Ruprechts
berger geleitetes österreichisches Expertenteam setzte Mitte September mit Unter
stützung des BMaA die 1 992 begonnene archäologische Bestandsaufnahme der 
antiken Denkmäler am Berg Herrnon fort. Der Pianist Klaus Leutgeb gab 
Klavierabende in Damaskus und Aleppo und hielt an der Damaszener Musikhoch
schule einen Meisterkurs ab. Die Maler Anton Watzl und Omar Hamdi ("Malva") 
stellten ihre Werke in Damaszener Galerien aus. 

Tadschikistan 
(Republik Tadschikistan), Duschanbe 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Emomali S.  Rachmonow Abdudschalil Samadow 

ÖB und AHSt. : siehe Rußland 

Außen minister 

Raschid Alimow 

Mit der Notifizierung eines Geschäftsträgers ist Tadschikistan seit 1 3 .  September in 
Österrreich mit einer Botschaft vertreten. 

Am Rande der Weltkonferenz über Menschenrechte in Wien führte Bundeskanzler 
Franz Vranitzky am 23 . Juni ein v. a. wirtschaftlichen Fragen gewidmetes Gespräch 
mit Außenminister Raschid Alimow, der am Rande der KSZE-Ratstagung am 
30. November in Rom auch Bundesminister Alois Mock traf. Im März führte der 
Außenwirtschaftsberater des tadschikischen Ministerpräsidenten Fachgespräche im 
BMaA. 

Die österreichischen Warenexporte nach Tadschikistan betrugen 57,4 Mill ionen 
Schil ling, was einer Steigerung um 92,4% gleichkommt. Die Importe waren gering. 

Den Spezialkurs 1 993/94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten aus 
den Reformländern besucht erstmals auch ein tadschikischer Teilnehmer. 
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Tansania. Thailand 

Die Bundesregierung stel lte im August dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz 1 Mi l l ion  Schi l l ing zur Linderung der Not der tadschiki schen Bevölkerung 
zur Verfügung. 

Zwei österreichische M i litärangehörige n ahmen an der VN-Beobachtermission in 
Tadschikistan tei l .  

D i e  seit vielen Jahren bestehende Partnerschaft zwischen Kärnten und Tadschiki
stan bzw. den bei den H auptstädten Klagenfu rt und Duschanbe wurde fortgesetzt. 

Tansania 
(Vereinigte Republik Tansania), Dar-es-Salaam 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Ali H assan Mwinyi John Samuel M alecela J oseph Rv,iegasira 

ÖB und AHSt. : s iehe Kenia ,  HGK Dar-es-Salaam : Dr. I rmgard Gebauer, I ndepen
dence Ave. 20 J, Dar-es-Sa laam,  Tel : ( 5 1 )204 1 7  

Tansania ist Fokus-Staat i m  Rahmen des Konzepts " Afri ka 2000" und Koopera
tionsland der österreichischen Entwickl ungszusamm enarbeit . Zu den längerfristigen 
Engagements Österre ichs zäh len insbesondere die Rehabi l i t ierung der Tazara- Eisen
bahnstrecke, der Aufbau eines Ersatztei lmanagem ents für B ahnbaumaschinen der 
Tanzania Rail ways, ein l andwirtschaftliches Förderungsprogramm in der Region 
Mara, Verstä rkung des Tiergesundheitsprogramms ADRI  um Dar-es-Salaam, Basis
gesundheitsversorgung, Ernährungssicherung und Verbesserung der Veterinärdien
ste im Ngorongoro -District und Ngorongoro Conservat ion Area, die Unterstützung 
des Managements eines Schlachthofs in Arusha, die Betreuung der Spitäler, Endulen 
und Wasso sowie ein von H O PE'87 initi iertes Dorfentwicklungsprogramm.  

Die  österreichischen Exporte betrugen 44,8 Mi l l ionen Schi l l ing ( - 47,  7(1 �1 ) ,  die 
Importe 1 2 ,2 Mi l l ionen Sch i l l ing (- 32,0%) . 

Österreich vergab 1 9  Stipendien an Studenten . 

Thailand 
(Königreich Thailand), Bangkok 

Staatso berha u pt 

König Bhumibol  
Adulyadej 

Regierungschef 

Chuan Leekpai 

Außenminister 

Prasong Soonsiri 

ÖB Bangkok : Dr. Erich B inder, 1 4, Soi  Nandha,  off Att akarnprasit Sathorn Tai 
Road, P. O .  Box 1 1 55  Suan Plu ,  Bangkok 1 0 1 2 1 ,  Tel : (2)2873970, Telex : 82386, 
Telefax : 287392 5 ; AHSt. Bangkok : Dr. Karl Schmidt, Kian  Gwan House, 9th Floor, 
1 40 Wireless Road, Bangkok 1 0330, Tel : (2)25 1 4 1 73 ,  Telex : 82864, Telefax : 2533 567 

Am 22./23 . November stattete Bundesminister Wol fgang Schüssel Thai l and einen 
o ffizie l len Besuch ab . 

Die österreichischen Exporte, v .  a .  M aschinen und Fahrzeuge, stiegen auf 1 ,870 Mi l 
l iarden Schi l l ing ( +  39,2%), d ie  I mporte,  v .  a .  Bekleidung,  Fische, Krebstiere, 
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Togo - Tschad 

Früchte, Schuhe, elektrische Maschinen und Computerteile, auf 1 ,65 1 Mi ll iarden 
Schilling ( +  1 1 ,9%). Die Handelsbilanz kehrte sich damit wieder zugunsten Öster
reichs um. 

Der rege Wissenschaftsaustausch wurde fortgesetzt : Professor Bernd Michael Rode 
(Innsbruck) und Norbert Texler an die Chulalongkorn Universität Bangkok ; 
Zahnarztpraktikum eines österreichischen Zahnarztes an der Mahidol Universität ; 
Manuela Luksch - Forschungsarbeit über thailändische Hi lltribes. 

Eine Reihe österreichischer M usiker (u. a. Artis Quartett, Professor Lukas David) 
gaben Konzerte, im Juli fand in Bangkok eine österreichische Filmwoche statt. 

Togo 
(Togolesische Republik), Lome 

Staatsoberhau pt 

Gnassingbe Eyadema 

ÖB : siehe Cöte d' Ivoire 

Regierungschef Außenminister 

Joseph Kokou Koffigoh Ouattara F. Natchaba 

Die österreichischen Exporte betrugen 9,5 Mill ionen Schil l ing (- 58,8%), die Importe 
waren genng. 

Trinidad und Tobago 
(Republik Trinidad und Tobago), Port-of-Spain 

Staatsoberhaupt 

Noor Mohammed 
Hassanali 

Regierungschef 

Patrick Manning 

Außenminister 

Ralph Maraj 

ÖB und AHSt. : siehe Venezuela ; HK Port-of-Spain : Hans Bernd Stecher, 27, 
Frederick Steet, Port-of-Spain, Tel : (530)62359 1 2, 6232589, Telex : 3000 ( = öffentli
ches Telex), Telefax : 6270856, 6278444, 6256980 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Tschad 
(Republik Tschad), Njamena 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Jebiss Deby D. Kassire Koumakoye 

ÖB : siehe Nigeria ; AHSt. : siehe Cöte d' Ivoire 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 
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Tschechische Republik 

Tschechische Republik 
(Tschechische Republik), Prag 

Staatsoberhaupt 

Vac1av H avel 

Regierungschef 

Vac1av Klaus 

Außenminister 

Josef Zieleniec 

ÖB Prag : Dr. Peter Niesner ; Viktora Huga 1 0, 1 5 1 1 5  Prag 5, Tel : (02)245 1 1 677-79,  
Tel ex : 1 2 1 849, Telefax : 549626 ; HK Brünn : Generaldirektor Richard Kuba ; H l in
ky 1 1 0, 65666 Brünn 2,  Tel : (05)432 I 1 950, Telefax : 3 3 1 046, AHSt. Prag : Dkfm .  
Ing .  Josef Altenburger ; Vac1avske nam. 1 2/ IV, 1 1 000 Prag I ,  Tel : (02)242278 1 6, 
24227594, Telex : 1 2 1 099, Telefax 2422 1 068 ; ÖFVW : Opletalova 39,  1 1 000 Prag I ,  
Tel : (02)242 1 1 232 ,  Telefax : 242 1 1 633 ; ALA : Revolucni 1 5 , 1 1 303 Prag 1 ,  Tel : 
(02)23 1 3378 , 23 1 1 872 ,  Telex : 1 2 1 787,  Telefax : 23 1 7227 

Österreich hat d ie  Tschechische Republ ik, die am 1 .  Jänner 1 993 durch die Tei lung 
der CSFR selbständig wurde, unverzügl ich anerkannt und dipl omatische Beziehun
gen aufgenommen.  Der bisherige österreichische Botschafter in der CSFR bl ieb a ls  
Botschafter in  der Tschechischen Republ ik akkreditiert .  Österrei ch h at s ich für die  
schnel le  Eingl iederung des Landes in  die internationalen Organisationen eingesetzt 
und a l s  eines der ersten Länder die Kandidatur der Tschechischen Republ ik u m  
einen nichtpermanenten Sitz im Sicherheitsrat der VN für d i e  Periode 1 994/95 
unterstützt . Die Aufnahme der Tschechischen Republ ik in den Europarat erfolgte 
am 30.  Juni während des ö sterreich ischen Vorsitzes im Mini sterkomitee. 

Bundespräsident Thomas Klestil war am 2 .  Februar zur I nauguration von Vacl av 
H avel a ls  Präsident der Tschechi schen Republ ik in  Prag und stattete am 6./7.  De
zember einen offiz ie l len Besuch ab.  Am 2./3 . Jul i  fand ein offizie l ler Besuch von 
Bundesminister Alois Mock in Prag statt. Weitere offizie l le  Besuche : d ie  Bundesmi
nister N ikol aus  Michalek ( Februar) und Werner Fasslabend ( M ärz) .  Sonstige 
Besuche : die Bundesminister Rudolf Scholten (Februar, Eröffnung einer Ausstel
l ung von Herm ann Nitsch ) und Franz Löschnak ( März, Tei lnahme an einer 
regionalen Innenmini sterkonferenz), Vizekanzler Erhard Busek ( M ärz, Verle ihung 
des J i fi Podiebrad- Prei ses) sowie Bundesm inister Wol fgang Schüssel  (Ju l i ,  Arbeits
gespräch mit I ndustrieminister Vladim i r  DlouhY). Bundeskanzler Franz Vranitzky 
traf im September am Rande einer Gedenkfeier für den tschechischen Sozia ldemo
kraten Ludwig Czech mit Präsident Väc1av Havel  zusammen.  

Besuche aus der Tschechischen Repub l ik : Präsident Väc1av Havel  (Staatsbesuch am 
1 5 . /  1 6 . März und Tei lnahme am Europaratsgipfel , 8 . /9 .  Oktober), Minister für 
Handel und I n dustrie Vladimir  Dlouhy (Jänner), Innenminister J an Rum l  ( Februar), 
Präsident des Abgeordnetenhauses des Tschechischen Nationalrats M il an Uhde 
(M ärz), Umweltmini ster Frantisek Benda ( März, Treffen der Umweltminister), 
Außenminister Josef Zieleniec (Juni ,  Weltkonferenz über M enschenrechte), Wirt
schaftsmini ster Karel Dyba (Juli und November), Kulturmin ister J indfich Kabat 
(September, Ausste l lungseröffnung " Vergangene Zukunft" ) .  Am 24. N ovember 
füh rte der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schal lenberg 
Arbeitsgespräche mit dem 1 .  Vizeaußenminister Alexandr Vondra, am 25 ./26. No
vember fand über Anregung der beiden Präsidenten e in  b i l aterales Symposium über 
Fragen der Sicherheitspolit ik in  Wien statt. 
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Tschechische Republik 

Die regionale Zusammenarbeit zwischen Oberösterreich und Südböhmen sowie 
Niederösterreich und Südmähren ist weiterhin aufrecht. Im Sommer wurde weiters 
die " Euroregion Böhmerwald" im Grenzgebiet von Südböhmen, Oberösterreich und 
Bayern gegründet. 

Angesichts der Besorgnis der österreichischen Bevölkerung über grenznahe Atom
kraftwerke und der Politik der Bundesregierung, die auf die Schaffung einer 
kernenergiefreien Zone in Zentraleuropa abzielt, wurde die Entscheidung der 
tschechischen Regierung vom Frühjahr, das Kernkraftwerk Temelin fertigzustellen, 
mit Enttäuschung aufgenommen. Österreich überreichte den für die Finanzierung 
zuständigen Ausschüssen des amerikanischen Kongresses ein " Fact-sheet" zum 
Thema, um nochmals auf die österreichischen Bedenken aufmerksam zu machen. 

Bei bi lateralen Kontakten auf politischer Ebene wurde auch die Frage der nach dem 
2. Weltkrieg aus ihrer tschechischen Heimat Vertriebenen angesprochen, in der 
unterschiedliche Rechtsauffassungen bestehen. 

Die Dynamik des bilateralen Handels mit der nunmehrigen Tschechischen Republik 
hat sich 1 993 fortgesetzt. Die österreichischen Exporte betrugen in dieser Periode 
1 1 ,344 Mill iarden Schil ling und die I mporte 9, 1 3 1  Mill iarden Schil l ing. Bei einem 
Handelsvolumen von über 20 Mill iarden Schil l ing zählt der nördliche Nachbar 
damit weltweit zu den zehn bedeutendsten Handelspartnern Österreichs. Österreich 
ist für die Tschechische Republik der neuntwichtigste Handelspartner. 

Der Zahl der Niederlassungen und Kapitalbeteilungen österrreichischer Firmen am 
tschechischen Markt hat weiter zugenommen. In der Tschechischen Republik gibt es 
bereits über 2300 registrierte österreichische Unternehmen, das ist nach Deutschland 
der zweite Rang unter den ausländischen Beteiligungen. Kapitalmäßig ist Österreich 
an den gesamten ausländischen Investitionen von 2,3 Mill iarden US-Dollar mit ca. 
5% (etwa 1 ,4 Milliarden Schilling) beteiligt und nimmt damit nach Deutschland, 
USA, Frankreich und Belgien den fünften Rang ein.  

Aus den Mitteln der Hilfe für die Reformstaaten wurden 1 5  Millionen Schil l ing für 
neue Projekte im Sozialbereich und in der Regionalförderung sowie 85  Mil lionen 
Schil l ing für Umweltschutzprojekte bereitgestellt. 

Die starke Zunahme von Billigimporten aus den ehemaligen Oststaaten führt in 
einzelnen Branchen zu empfindlichen Marktstörungen, weshalb Österreich gezwun
gen war, Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Gegenüber der Tschechischen Republik 
waren die Bereiche Zement, Düngemittel und Landwirtschaftsmaschinen besonders 
betroffen, was zu einer zeitwei ligen Abkühlung der handelspolitischen Beziehungen 
führte. Auf Basis des am 9. Juli im Krumau von Bundesminister Wolfgang Schüssel 
und I ndustrie- und Handelsminister Vladimir Dlouhy unterzeichneten Abkommens 
über die wirtschaftl iche, industrielle, technische und technologische Zusammenar
beit konnte inzwischen aber für die meisten Probleme eine befriedigende Lösung 
gefunden werden. 

Zwischen den Justizministerien wurden Zusatzverträge zum Europäischen Ausliefe
rungsübereinkommen und zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in  Strafsachen ausverhandelt. Zur Frage der Nachfolge der Tschechischen Republik 
in die mit der CSSR bzw. CSFR abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge fanden 
Expertengespräche in Prag und Wien statt. 
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Tunesien 

Die kulturel le  Präsenz Österreichs wurde mit der Eröffnung des Kulturi nstituts in  
Prag durch Bundesminister Alois Mock am 2.  Ju l i  und  von  zwei weiteren Österreich
b ibl iotheken ( Budweis und Troppau), dem Ausbau des österreichischen Gymna
siums in Prag und der Eröffnung des Egon-Schiele- Kulturzentrums in Kru mau 
ausgebaut. 

Zu den herausragenden kulturpol i tischen Ereignissen gehörten : Ausstell ungen von 
H ermann Nitsch und Inge Morath ( Fotos ; besucht durch Präsident H avel)  in Prag ; 
Symposien über " Peter Handke" und "Europäische Integration : Reminiszenz und 
Perspektiven" in Prag, über "Thomas Bernhard" in Brünn sowie "Zur österreichi
schen Literatur nach 1 945" i n  Olmütz. 

Dem Titulär des neuen H onorarkonsulats in  Brünn wurde im Dezember das 
Exequatur e rtei l t .  

Tunesien 
(Tunesische Republik), Tunis 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Zine EI Abi dine Ben Ali Hamed Karoui 

Außenminister 

Habib Ben Yahia 

ÖB Tunis : Dr. Karl Diem, 1 6, rue Ibn  H amdis, EI M enzah I ,  1 004 Tunis,  
Tel : 75 1 09 1 , 74 1 094, 767385 ,  Telex : 1 4586, Telefax : 767824 ; AHSt. Tunis : Dipl . 
I ng.  Manfred Banholzer, 2 1 .  Avenue Charles Nicolle, Belvedere, 1 002 Tunis ,  
Tel : 799930,  Telex : 1 5246, Telefax : 788368 

Am 20.  Oktober in Wien unterzeichneten Transportminister H aj Al i und Bundesmi
nister Viktor Klima das österreichisch-tunesische Eisenbahnkooperationsabkom
men.  

B esuche aus  Österreich : Von 3 . -- 5 . Februar eine Delegation des B M F  und der 
Österreich ischen Kontrol lbank (Vorbereitung des österreichisch-tunesischen Kredit
vertrags auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens) ; von 22 .- 24. N ovember e ine 
Delegation des B MöWV (Gespräche über die U msetzung des Eisenbahnkoopera
tionsabko mmens) ; von 1 0 .- 1 2 . Oktober Bundesminister Mich ael Ausserwinkler 
(offiziel ler Besuch, Abschluß von zwei Ressortabkommen auf den Gebieten 
Gesundheit und Sport) .  

Am 1 3 . April 1 993 wurde in  Tunis das Übereinkommen zur Fortsetzung des 
P I ETA- Projekts ( B raunviehzuchtprojekt zur Unterstützung bäuerl icher Klein- und 
M ittelbetriebe), ein seit 1 986 laufendes Entwicklungshi lfeprojekt mit Laufzeit b i s  
Ende 1 994, unterzeichnet. Zugleich wurde das  österrei chisch-tunesische Investi
t ionsschutzabkommen p araphiert .  Die österre ichischen Exporte sanken um 4 1 ,6% 
auf 1 88 ,9 Mil l ionen Schil l i ng, die I mporte stiegen um 69,7% auf 339,0 Mill ionen 
Schi l l ing. 

Die österreichischen Jazz- Musiker Christoph Czech, Franz H ackl und Christian 
Mühlbacher gaben Anfang Februar zwei Konzerte in Tunis und hielten Jazz-Work
shops für Mus ikstudenten ab. Von 27 .- 29.  April fand die zweite Tagung der 
Gemischten Kommission nach dem österreichisch-tunesischen Kultu rabkommen 
statt, bei der ein b is  Ende 1 996 gültiges b i laterales Arbeitsprogramm unterzeichnet 
wurde. Der Kulturredakteu r  der Tageszeitung " Le Temps",  H atem Bouria l ,  hielt  s ich 
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Türkei 

über Einladung des österreichischen Bundespressediensts in  Österreich auf. Im Mai 
gastierte das Wiener Klavie rtrio in Tunis.  I m  Rahmen des österreichisch-tunesischen 
Kulturabkommens weilte der Amtsführende Präsident des Landesschulrats für 
Salzburg, Professor Gerhard Schäffer, vom 1 4.- 2 1 .  November zu Gesprächen über 
das allgemeinbildende und das berufbildende Schulwesen in Tunis.  Im Dezember 
hielt Brigadier i. R. Gerhard Zoppoth einen Vortrag über die österreichische 
Herrschaft in Bosnien-Herzegowina von 1 878 bis 1 9 1 8 . Der Vertreter der Volksan
waltschaft Eugen Muhr nahm an einem internationalen Seminar über Menschen
rechte tei l .  

Auf Grund des  steigenden österreichischen Tourismus nach Tunesien (ca. 40.000 Ur
lauber pro Jahr) nahm der Umfang der konsularischen Arbeit der Botschaft 
erheblich zu. 

Türkei 
(Republik Türkei), Ankara 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Süleyman Demirel Tansu <;iller Hikmet <;etin 

ÖB Ankara : Dr. Johann Plattner, Atatürk Bulvari 1 89, P. K. 1 3 1 , 0666 1 Kücükesat
Ankara, Tel : (4)3 1 24342 1 72-74, Telex : 42429 oean tr, Telefax : 4 1 89454 ; ÖGK istan
bul : Adolf Klement, Köybasi Cad. 46, 80870 Yeniköy-istanbul, Tel : ( 1 )2 1 226293 1 5, 
Telex 28026 auko tr, Fax : 2622622 ; KI istanbul : Tesvikiye Cad. 1 0 1 /2 Belveder Apt., 
Tesvikiye- istanbuI 802 1 2, Tel : ( 1 )2 1 2236 1 58 1 -82/89, Telex : 28026 auko tr (via GKI), 
Telefax : 2580222 ; HK Antalya : Ali Riza Balci, N amik Kemal bulvari 64, PK 5, 
07040 Antalya, Tel : (3 1 )345 1 800, 345 1 020-2 1 ,  Telex : 56 1 05 meba tr, Telefax : 
345 1 800 ; HK Izmir : Dipl . - Ing. Muammer Erboy, Gazi Bulv., Sehit Fethi Bey 
Cad. 4 1 ,  Etage 7, P. K. 1 60, 352 1 2  Izmit, Tel : (5 1 )44 1 8200, 4254564, Telex : 52257 
tant tr, Telefax : 4848 1 27 ;  HK Adana : Ömer Sabanci, Tarsus Üzeri Yolu, P. K. 37 1 ,  
0 1 322 Adana, Tel : (7 1 )322428 1 464, 42809 1 4, Telex : 63880 adsa tr, 638 8 1  adsb tr, 
Telefax : 428 1 076, 42843 1 5 ;  AHSt. Ankara : Dr. Peter Singer, Kircicegi sokak 8/2, 
Gaziosmanpasa, P. K. 46, Kavaklidere-Ankara, Tel : (4)3 1 2436 1 272-73, Telex : 423 1 2  
oehr tr Telefax : 4367449 ; AHSt. istanbul :  Dkfm. Herbert Holzer, Halaskargazi Cad. 
399 - 40 I lA-4, P. K. 2 1 9, 80223 Sisli - istanbul, Tel : ( 1 )2 1 22484742-43, 24 1 7986, 
Telex : 39624 oeha tr, Telefax : 248 1 607 ; Österreichische Kommission zur Anwerbung 
von Arbeitskräften in der Türkei : (wurde mit 1 .  Jänner 1 994 geschlossen), Dr. Sieg
fried Pflegerl, Vefa Bayiri Dok. As Sitesi C-D Blok No. 8,  Gayrettepe- istanbul, 
Tel : ( 1 )2 1 22660708, 26653 1 0, Telex : 26234, Telefax : 2665446 ; AUA : Sheraton Hotel, 
Taksim-istanbul, Tel : ( 1 )2 1 22322200-02, Telefax : 2343728 

Bundesminister Viktor Klima hielt sich von 1 1 .- 1 3 . März zu einem Besuch in Ankara 
auf und traf mit seinem Amtskollegen Yasar Topcu und Bautenminister Onur 
Kumbaraciba�i zusammen (Ausbau von Export- und Investitionsmöglichkeiten im 
Bereich des Eisenbahnwesens, Errichtung von Kraftwerken). Anläßlich eines 
Kurzbesuchs am 27./28. August in Ankara nahm Bundesminister Alois Mock am 
Parteikongreß der ANAP (Mitglied der E DU) und führte Gespräche mit Außenmini
ster Hikmet <;etin, wobei der Krieg auf Teilen des Territioriums des ehemaligen 
Jugoslawiens und in Bosnien-Herzegowina im Mittelpunkt stand. Darüber hinaus 
traf Bundesminister Alois Mock am Rande internationaler Konferenzen und Foren 
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Türkei 

mehrfach mi t  Außenmin ister <:;eti n zusammen. Im Februar war eine hochrangige 
Beamtendelegation des B MöWV in  Istanbul,  wobei das Straßenverkehrskontingent 
verhandelt wurde. Mi tte Oktober nahm Altbundespräsident Kurt Waldheim an der 
v ierten Anta lya-Konferenz " Neue Europäi sche S icherheits architektur" tei l .  Vom 
1 4.- 1 6 . September fanden in Ankara Gespräche über ein Zusatzabkommen zum 
bestehenden Abkommen über Soziale S icherheit auf hochrangiger Beamtenebene 
statt. 

Der türki sche Kulturm i nister Fikri Saglar war von 1 6 . - 1 8 . Februar auf E in ladung 
von Bundesmin ister Rudolf Scholten zu einem offiz ie l len Besuch in  Wien .  Fikri 
Saglar traf auch mi t  Vizekanzler Erhard Busek und Bürgermeister H elmut  Zi lk 
zusammen und besuchte den Wiener Kaffeesiederba l l ,  der unter dem Motto " Türkei 
in Wien" stand und dessen Ehrenschutz er übernommen hatte.  In Wien unterzeich
neten am 1 3 .  M ärz Bundesmin ister Franz Löschnak und der damal ige Innenmin ister 
Ismet Sezgin ein Übereinkommen über die  Zusammenarbeit  bei der Bekämpfung 
des internat ionalen i l l egalen Suchtg ifthandels, des internationalen Terrorismus und 
der internationalen organis ierten Krim inal ität. Das Übereinkommen trat am 1 5 . Ju l i  
i n  Kraft .  Von 20 .- 24. Ju l i  befand  s i ch  e ine  Delegation der  türkischen Staatsbahnen 
TC OD unter Leitung von Genera ld irektor Talat Günsoy in Wien. Außenmin i ster 
Hikmet <:;etin und Menschenrechtsmin i ster M ehmet Kahraman nahmen an der 
Weltkonferenz über Menschenrechte in  Wien tei l .  Premierministerin Tansu  ( i l ler 
und Außenmin ister (etin waren auch anläß l ich des Europaratsgipfels  in  Wien.  E ine 
türki sche Delegation, an der  auch drei Gouverneure tei lnahmen ,  führte Umweltge
spräche in Österreich .  Am 30.  November fand in Wien eine österreich isch-türkische 
Konsu lartagung auf hochrangiger Beamtenebene statt. 

Die österre ich i schen I mporte st iegen um 1 0 ,8% auf 2,895 M il l i arden Sch i l l i ng ,  d ie  
Exporte nahmen um 3 ,8% auf 3 ,022 Mi l l i arden Schi l l ing ab.  Zur Förderung der 
Wirtschaftsbezi ehungen befand s ich im Novemher eine Wi rtschaftsmiss ion m it 39 
österreichischen Fi rmen in  Ankara und Istanbu l .  

I m  mus ika l i schen Bereich i st d ie  Erstaufführung von Gustav M ahlers 3 .  Symphonie 
in Ankara hervorzuheben, ebenso d ie  Konzerte des Ensembles Kontrapunkte, des 
Wiener Strauß-Orchesters, des Trio d i  Vienna und der Jazzgruppen Criss -Cross 
Muttentha ler und Ch. Rois .  Im Kul turinstitut I stanbul wurde jungen türk ischen 
Musikern die  Gelegenheit geboten, vor internationalem Publ ikum aufzutreten .  

Am Germanist iki nstitut der Universität Istanbul wurde ein Lehrstuh l  für österrei chi 
sche Literatur gegründet. Österre ich i sche Sprach kurse für " Fachsprache Deutsch" 
(Wi rtschaft, H andel , Fremdenverkehr) fanden erstmals  an den Univers itäten Istan
bul und Marmara statt. Erstübersetzungen erschienen von Thomas Bernhard, Rohert 
Mus i l  und Peter Turrin i .  

In  Eskisehir  fanden Symposien über Verkehrss icherheit statt. Erfo lgreich verl i efen 
auch die  Kooperationen über Forstwirtschaft und Organi sationspsychologie ; neu 
begonnen wurde mit  Phi losophie .  Das M edienverbundprogramm "Zeit für Deutsch" 
der Universitäten Klagenfu rt und Eskisehir  wurde abgesch lossen. Das Programm 
wird aber weiterh in  i m  öffentl i chen TV- und Rundfunknetz ausgestrahlt .  

In  Eskisehir  wurde eine Österrei ch-Woche veranstaltet. Im November fand 111 
Istanbul der zweite Wiener Opernba l l  statt. 
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Turkmenistan, Uganda 

Von großer Bedeutung ist die vom BMaA finanziell  unterstützte Tätigkeit österrei
chischer Archäologen und Restauratoren, u. a. in Ephesos, Limyra und bei der 
Konservierung byzantinischer Palastmosaiken in I stanbul. 

Im Rahmen des Stipendienaustauschprogramms wurden von Österreich über 
60 Stipendien verschiedener öffentlicher und privater Institutionen an türkische 
Studenten vergeben. 1 993 studierten 1 .349 türkische Studentinnen an österreichi
schen Hochschulen. 302 Personen erhielten ein Stipendium. 47 vom B MUK 
finanzierte österreichische Lehrer unterrichten jährl ich etwa 1 .000 (fast ausschließ
l ich) türkische Schüler am St. Georgs-Kolleg in Istanbul .  Die Unterrichtssprache ist 
Deutsch. Das Kolleg wurde vom BMaA durch eine Projektsubvention unterstützt. 

In der Öffentlichkeitsarbeit stellt das vom Kulturinstitut I stanbul herausgegebene 
"Österreich-Bulletin" (Kultur, Kunst, Wissenschaft, Aktualität) ein wesentliches 
meinungsbildendes Instrument dar. 

Turkmenistan 
(Turkmenistan), Aschgabat (Aschchabad) 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Saparmurat A. Nijasow 

ÖB und AHSt. : siehe Rußland 

Außenminister 

Chalykberdy A. Atajew 

Der österreichische Botschafter in Moskau, Friedrich Bauer, überreichte am 
1 2. März sein Beglaubigungsschreiben als außerordentlicher und bevol lmächtigter 
Botschafter und führte Gespräche mit Außenminister Chalykberdy Atajew und 
zahlreichen hohen Regierungsvertretern . 

Der Warenverkehr mit Turkmenistan hat erheblich zugenommen. Die Importe aus 
Turkmenistan betrugen 1 8,6 Mil lionen Schilling ( +  932,6%). Die österreichischen 
Ausfuhren beliefen sich auf 22,5 Mil lionen Schil l ing ( +  627,7%). An einer Wirt
schaftsmission der Wirtschaftskammer Österreich im M ai nach Turkmenistan 
nahmen 20 österreichische Firmen teil .  Ein Abkommen über bilaterale Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen wurde paraphiert. 

Uganda 
(Republik Uganda), Kampala 

Staatsoberhaupt 

Y oweri M useveni 

Regierungschef 

Cosmas Adyebo 

Außenminister 

Paul Kawande Ssemogerere 

ÖB und AHSt. : siehe Kenia ; Regionalbüro für Entwicklungszusammenarbeit : 
Dr. Markus Cornaro, Blacklines House, 2 Colvil le Street, Tel : 235 1 03, 235 1 79, 
Telex : 62078, Telefax : 23 5 1 60 ;  HK Kampala : K. Wipfler, Entebbe  Road (Bank 
Lane), Plot 6, Tel : 24 1 558 , 234597, 24 1 548, Telex : 62 1 63 ,  Telefax : 233002 

Uganda ist Fokus-Staat im Rahmen des Konzepts "Afrika 2000" und Schwerpunkt
land der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. Das Kooperationspro
gramm, das 1 992 in Grundzügen auf drei Jahre festgelegt worden war, wurde um 
zwei Bereiche erweitert : eine Budgethilfe zur Finanzierung der Verwaltungsreform 
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Ukraine 

als wesentl i cher B eitrag Österreichs zur Wirtschafts- und Strukturreform und eine 
Kofinanzierung im Wege des U N D P  zur U nterstützung der Abhaltung der Wahlen 
zur Verfassungsgebenden Versammlung, die  1 994 den Weg zu al lgemeinen Präsiden
ten- und N ationalratswahlen ebnen sol l .  

Die österreichi schen Exporte betrugen 8 8,7 Mil l ionen Schi l l ing ( +  944,4(Yo), die 
I mporte 1 4,2  Mi l l ionen Schi l l ing (- 44,6%). 

Das M ozarteum-Quartett Salzburg gab zwei Konzerte, eines davon wurde für das 
Fernsehen aufgezeichnet. Universitätsprofessor K onrad Gi nther sprach an der 
M akerere Universität in Kampala über Völkerrecht und afrikanisches Gewohnheits
recht. 

Ukraine 
(Ukraine), Kiew 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Leonid Krawtschuk 

Außenmin ister 

Anatol ij Slenko 

ÖB Kiew : Dr. Georg Wei ß ,  Wulitsa Lipska 5 ,  25202 1 Kiew, Tel : (044)29 1 8 848, 
29 1 8840, 29 1 897 1 ,  Telex : 1 3 1 479, Telefax : 29 1 8966 ; AHSt. Kiew : Dr. Rudolf Thaler, 
U l .  Kujbyschewa 8/ 1 0, Tel : (044)2206 1 1 8 ,  Telex : 1 3 1 1 99 atorg, Telefax : 2207 1 48 ;  
AUA : Ul .  Tscherwonoarmijska 9/2, Tel : (044)2443540-44, Telefax : 2443 545 

Besuche aus Österreich : 27 .- 3 1 .  Mai : Bundesmin isterin M aria Rauch- Kallat (Tei l 
n ahme an Konferenz " Frauen beim Aufbau des  Staates" in Kiew, K ontakte mit 
Regierungsmitgl iedern) ; 27 .- 29 .  M ai : Landeshauptmann Josef Ratzenböck ( Besuch 
in der oberösterreichischen Landlergemeinde Ust Tschorna/Königsfe ld in den 
u krainischen Waldkarpaten) ; 7 ./8 .  Juni : Nat ionalratsabgeordneter Peter Janko
witsch (Tei lnahme an der Gründungstagung des Internationalen Komitees für 
wirtschaft l iche Reform und Zusammenarbeit in Kiew) ; 27 ./28 .  Jul i : Arbeitsbesuch 
des General sekretärs für auswärtige Angelegenheiten Wol fgang Schal l enberg in 
Kiew. 

Besuche in Österreich : 1 9 .- 28. Jänner : vierköpfi ge Delegation von Wirtschaftswis
senschaftlern unter Leitung von Prof. Geyets zum Studium der Sozialpartnerschaft ; 
1 8 . Febru ar :  ste l lvertretender Bi ldungsminister Wasi l  Kosoris (Tei lnahme an 
Round-Table-Gespräch in  Laxenburg an läßl i ch der OECD-Konferenz über " E ast
West M ob i l ity of  Scientists and Engineers" ) ; 2 . - 4. M ai : Wien : Vizepremierminister 
Viktor Pynsenyk (Erörterung von Wirtschafts- und Kreditfragen) ; 1 5 . Mai : Außen
minister Anato l ij S lenko (Tei lnahme an der Weltkonferenz über Menschenrechte in 
Wien, Gespräch mit Bundesminister Alois  M ock) ; 6. Juni : stel lvertretender Kultur
m inister Mykola J akowina (Teilnahme an Eröffnung der Ausstel l ung "Gold aus 
Kiew" im Kunsthistorischen M useum) ; 7 .- 1 2 . Juni : Delegation aus Czernowitz zu 
B esuch in Kärnten ; 29. August - I .  September : ste l lvertretender Außenhandelsmini 
ster Mykol a  M nych (Unterzeichnung des österreichisch-u krainischen Abkommens 
über den H andelsverkehr) ; 1 3 .  September : ste l lvertretender Kulturminister Mykola 
J akowina (Tei lnahme an Eröffnung der Ausste l lung "Thora und K rone" im 
Kunsthistorischen Museum) ; 1 8 .- 22.  O ktober : Erster stel lvertretender Minister für 
Umweltschutz Yurij Ruban (Tei lnahme a m  " Symposium on the Future" in Wien) ; 
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Ungarn 

26.- 3 1 .  Oktober : Kulturminister Iwan Dsjuba (Enthüllung der Iwan-Franko-Ge
denktafel in der U niversität Wien). 

Anläßlich des offiziellen Besuchs von Außenminister Anatolij Slenko (7 .- 9 . Novem
ber) wurde ein M emorandum betreffend die Weiteranwendung von österreichisch
sowjetischen Verträgen in den Beziehungen zwischen Österreich und der Ukraine 
unterzeichnet. 

Die österreichischen Exporte beliefen sich auf 64 1 , 1  Mi ll ionen Schilling (- 2 1 ,9%), 
die I mporte auf 878,0 Mil lionen Schilling (- 9,5%). Österreich importierte v. a .  
Eisenerz, Eisen und Stahl, Buntmetalle  und Molkereierzeugnisse und l ieferte 
Maschinen, Rohre, Eisen und Stahl, Erdölerzeugnisse, Lebensmittel und sonstige 
Konsumwaren. 

Vom BMWF wurden wieder über 300 Stipendienmonate an junge ukrainische 
Wissenschaftler vergeben. Die wichtigsten kulturel len Veranstaltungen waren ein in 
Kiew vom 28.- 30 .  Oktober abgehaltenes Symposium " Ukrainische Literatur in 
Österreich/Österreichische Literatur in der Ukraine", die Ausstellungen "Gold aus 
Kiew" und "Thora und Krone" im Kunsthistorischen Museum sowie eine Reihe von 
Konzerten österreichischer Musiker in Kiew, Charkow, Odessa und Lemberg. 

Den Speziallehrgang 1 993/94 der Diplomatischen Akademie für Jungdiplomaten 
aus den Reforml ändern besucht auch ein ukrainischer Teilnehmer. 

Ungarn 
(Republik Ungarn), Budapest 

Staatsoberhaupt Regierungschef Außenminister 

Arpad Göncz Peter Boross Geza Jeszenszky 

ÖB Budapest : Dr. Erich Kussbach, Bend:ur utca 1 6, 1 068 Budapest, Tel : ( 1  )2696700, 
Telex : 224447, Telefax : 2696702 ; KI Budapest : Mag. Gertrude Kothanek, Bend:ur 
utca 1 6, 1 068 Budapest, Tel : ( 1 )268 1 770, Telex : über ÖB Budapest, Tele
fax : 268 1 772 ; AHSt. Budapest : Dr. Josef Schwarz, Delibab utca 2 1 , 1 068 Budapest, 
Tel : ( 1  )2680402, 2680403, Telex : 225565, Telefax : 2680408 ; HK Pecs : I mre Somogy
vari, Szechenyi ter 9, 762 1 Pecs, Tel : (672)3 1 1 400 ; ÖFVW : Rippl Ronai utca 4, 
1 068 Budapest, Tel : ( 1  )2680 1 04, 2680 1 06, Telefax : 2680 1 08 ;  Informationsbüro der 
Vereinigung Österreichischer Industrieller : Bend:ur utca 1 6, 1 068 Budapest, 
Tel : ( 1  )267873 1 ,  2678732, Telefax : 2678733 ;  AU A :  Regiposta utca 5, 1 052 Budapest, 
Tel : 1 1 7 1 550, 1 1 7 1 676, Telex : 22406 1 ,  Telefax : 1 1 78752 

Ungarn wurde in den letzten Jahren zu einem der wichtigsten wirtschaftlichen und 
politischen Partner Österreichs. Das bereits zuvor außerordentlich hohe Engage
ment österreichischer Firmen in Ungarn in Form von Joint-ventures oder anderen 
Direktinvestitionen hat sich 1 993 auf über 4.000 erhöht. Österreich ist somit nach 
Deutschland der wichtigste Wirtschaftspartner Ungarns und Ungarn unter allen 
ehemaligen COM ECON-Staaten der bedeutendste Wirtschaftspartner Österreichs. 

B undespräsident Thomas Klestil absolvierte im März einen offiziellen Arbeitsbe
such. Weiters gab es Kontakte zwischen Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
Ministerpräsident Jozsef Antall am Rande des ZEI-Gipfels im Juli  in Budapest. 
Vizekanzler Erhard Busek und die Bundesminister Alois Mock, Wolfgang Schüssel, 
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Josef Hesoun, Michael Ausserwinkler, Franz Löschnak, Werner Fasslabend und 
Viktor KJima sowie Bundesministerin Johanna Dohnal und Bürgermeister Helmut 
Zilk besuchten Ungarn zum Teil mehrmals. Darüber hinaus kam es wiederum zu 
einer Reihe von Besuchen auf parlamentarischer Ebene, darunter N ationalratspräsi
dent Heinz Fischer und Vizepräsident des Bundesrats Universitätsprofessor Herbert 
Schambeck, von Spitzen der I nteressensvertretungen wie Präsident Leopold Mader
thaner und Präsident Josef Schwarzböck, von Präsident Franz Fiedler als Ausdruck 
einer vertieften Zusammenarbeit beider Rechnungshöfe sowie von Spitzenbeamten 
des Bundes und der Länder. 

Österreich wurde u. a. von Staatspräsident Arpad Göncz als Hauptredner bei den 
Salzburger Festspielen besucht, der auch privat nach Österreich kam. Auch die 
Minister Geza Jeszenszky, Bela Kadar, Ivan Szabo, Janos Mikl6s Latorcai und Lajos 
Für besuchten Österreich z. T. mehrmals. 

Die regionale Zusammenarbeit, insbesondere in den Arbeitsgemeinschaften ein
schließlich des bilateralen " Regionalen Forums", das die westlichen ungarischen 
Komitate sowie Burgenland, Niederösterreich, Steiermark und Wien umfaßt, wurde 
fortgesetzt. 

Von den beiden Außenministerien wurde in Zusammenarbeit mit dem Institut für 
I nternationale Politik in Laxenburg und prominenten Wissenschaftlern bei der 
Länder ein "Österreichisch-Ungarisches Dialogforum" ins Leben gerufen. Die erste 
Tagung am 8./9.  November in Wien konzentrierte sich auf die Themenkreise 
europäische Sicherheit und Integration sowie die Erarbeitung neuer Perspektiven 
für die Wahrnehmung der in vielen Punkten ähnlich gelagerten Interessen beider 
Länder. 

Der bi laterale Grenzverkehr, der bereits 1 992 in beiden Richtungen etwa 5 - 6 Mil lio
nen Übertritte zählte, gestaltete sich auch 1 993 überaus intensiv. Da der Nord-Süd
Verkehr wegen des Konflikts auf Teilen des Territoriums des ehemaligen Jugosla
wiens verstärkt über Ungarn führt, wurden die Grenzübertrittsstellen über ihre 
Kapazität hinaus belastet. Mit dem I nkrafttreten der Durchführungsvereinbarungen 
zu den Abkommen über die Grenzabfertigung im Eisenbahnverkehr einerseits und 
im Straßen- und Schiffsverkehr andererseits wurden die rechtlichen Voraussetzun
gen für eine Erleichterung und Beschleunigung der Grenzabfertigung geschaffen. 
Seit 1 .  Dezember wurde u .  a. am wichtigsten Grenzübergang, NickelsdorflHegyes
halom, im I nteresse einer Beschleunigung auf eine einphasige Grenzabfertigung 
übergegangen. 

Die österreichischen Ausfuhren betrugen 1 6,550 Mill iarden Schilling ( +  6,4%). 
Damit ist Ungarn das fünftwichtigste Exportland. Die österreichischen Importe 
fielen um 9,5% auf 1 0,826 Mil liarden Schil ling. 

Aus den Mitteln der österreichischen Hilfe für die Reformstaaten wurden verschie
dene Projekte im sozialen und Ausbildungsbereich sowie in der Regionalförderung 
in Angriff genommen. 

Durch die erhöhten Zahlen i l legaler Auswanderer und das Wachsen der internatio
nalen Kriminalität ergaben sich neue Herausforderungen an die österreichisch-un
garische Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich. Diesbezügliche Kontakte zwischen 
den I nnenministerien und den Polizeibehörden wurden erheblich verstärkt und 
verbessert. 
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Uruguay 

Das für die wirtschaftlich-kulturelle Präsenz Österreichs wichtige Projekt der 
Errichtung eines "Österreich-Hauses" wurde in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Budapest weiter betrieben, konnte jedoch nicht erfolgreich abgeschlossen worden. 

Im Bildungsbereich festigte das österreichische Oberstufenrealgymnasium in Buda
pest seine Position als herausragende Bildungseinrichtung in Ungarn. Die Bemü
hungen um die Wiedereröffnung einer Schule der Wiener christlichen Schulbrüder 
in Budapest traten durch die im Sommer 1 993 erfolgte Rückgabe des nach dem Krieg 
enteigneten Schulareals in das Realisierungsstadium. 

Weitere Österreichbibliotheken wurden eröffnet, von denen nun im ganzen Land 
drei an Universitäten und eine an einer Hochschule existieren. In Verbindung mit 
diesen Bibliotheken wurde auch die wissenschaftliche Veranstaltungstätigkeit an 
diesen I nstitutionen intensiviert. In zahlreichen Fällen führen dabei die österreichi
schen Lektoren, von denen 43 an Universitäten und Hochschulen im Land arbeiten, 
die Organisation an Ort und Stelle durch. Neben den Österreichbibliotheken 
unterstützte Österreich weitere Hochschulen und Universitäten mit Bücherspenden. 

Höhepunkte der Veranstaltungstätigkeit in Budapest bildeten der Meisterkurs mit 
Kammersänger Walter Berry und ein im Rundfunk übertragenes Künstlergespräch, 
eine Ausstellung österreichischer Kinderbücher in der Szechenyi-Bibliothek sowie 
die Ausstellung österreichischer Naturfotografen " Diesseits der Theiss, jenseits der 
Leitha" im Nationalmuseum. 

Das Kulturinstitut konzentrierte sich in seiner Veranstaltungstätigkeit auf fachlich 
homogene Publikumskreise : regelmäßige Vorträge für Kunsthistoriker und Archäo
logen in Budapest ; Symposien zur Sozialwissenschaft, zur österreichgischen Philo
sophie der Brentano-Schule und zum Thema "Jüdische Phi lanthropen und Mäzene 
in Wien, Budapest und Prag" .  Das internationale Colloquium zur Situation des 
Gegenwartstheaters führte österreichische und ungarische Wissenschafter mit 
Experten aus anderen Ländern zusammen. 

Weiterhin sieht das Kulturinstitut den Kontakt mit den zweisprachigen Gymnasien, 
an denen zumindest ein österreichischer Lehrer unterrichtet, als eine besonders 
vordringliche Aufgabe ;  speziell für diese Schulen wurden Theater- und Lesetourne
en durchgeführt. 

Auf wissenschaftlichem Gebiet sind die Vortragsreihe "Zwei Länder - eine Kultur" 
sowie die Vorträge von Professor Marian Heitger über die Probleme und Erfahrun
gen der zeitgenössischen Pädagogik besonders zu erwähnen. 

Uruguay 
(Republik Uruguay), Montevideo 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Luis Alberto Lacalle Herrera 

Außenminister 

Sergio Abreu 

ÖB und AHSt. : siehe Argentinien ; HGK Montevideo : Pedro C. C. Slowak, Calle 
Maldonado 1 1 93, piso 2, C.  c. : 1 458 ,  1 1 .000 Montevideo, Tel : (02)9 1 4000, Telex : 
2390 1 ,  Telefax : 254357 
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Usbekistan .  Vanuafu 

Im Oktober besuchte der Vizepräsi dent der Wirtschaftskammer Österrei ch losef 
Fröh l ich Uruguay.  Er traf u .  a .  mit  drei  Mini stern zusammen, um über die 
Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zu sprechen . Uruguay weist gegenüber 
Österreich eine positive H andelsbi lanz auf; österreichischen Exporten in  der Höhe 
von 76,6 Mi l l ionen Schi l l i ng ( + 26,6C!/o) stehen I mporte von 1 02,9 Mi l l ionen Schi l l ing 
(- 36,8%) gegenüber, in  erster Lin ie  Wol le  und Bekleidung. 

U nter den kulturel len Aktivitäten ist  ei ne österreichische Fi lmwoche im August 
besonders zu erwähnen. 

Usbekistan 
(Republik Usbekistan), Taschkent 

Staatsoberha u pt 

I s lam A. Karimow 

Regierungschef 

Abdulchaschim M .  
Mutalow 

ÖB und AHSt. : siehe Rußland 

Außenminister 

Saidmuchtar S .  
Saidkosymow 

Am 20.  M ärz füh rte der Erste Vizeaußenmini ster Faddah Teschabajew Gespräche 
im B Ma A, die Fragen der Eröffnung einer usbekischen Botschaft in Österre ich 
gewidmet waren. 

Am 1 4. Oktober wurde in Wien - im Rahmen eines Besuchs des Außenhandelsmini 
sters - e in  Abkommen über b i latera le  Außenwirtschaftsbeziehungen unterzeichnet.  
Am 1 7 . Juni wurde in  Taschkent ein b i laterales Luftverkehrsabkommen paraphiert .  

Im b i latera len Warenverkehr waren 1 993  erhebl iche Zuwächse zu verzeichnen.  Die 
österreichischen Exporte betrugen 1 05 ,9  Mi l l ionen Schi l l ing ( + 298,3%), die Einfuh
ren 87 ,3  M i l l ionen Schi l l i ng ( +  424,4%).  

Die  Wirtschaftskammer Österreich organis ierte Management- Schulungsprogramme 
i n  Taschkent .  

Vanuatu 
(Republik Vanuatu), Port Vila 

Staatsoberhaupt 

Frederick Karlomoana 
Tim akata 

ÖB und AHSt. : siehe Austral ien 

Regi erungschef und Außenminister 

M ax i me Carlot Korman 

Seit  Ende 1 986 bestehen d iplomati sche Beziehungen und Kontakte namentl ich i m  
Rahmen d e r  V N  sowie i m  konsulari schen Bereich. Wechselseitige d ip lomatische 
Akkredit ierungen wurden noch nicht vorgenommen. 

Der b i laterale H andelsverkehr war gering .  
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Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate 

Venezuela 
(Republik Venezuela), Caracas 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Rafael Caldera 

Außenminister 

Fernando Ochoa Antich 

ÖB Caracas : Dr. Kar! Weber, Avenida La Estancia, Edificio Torre Las Mercedes, 
piso 4, Oficina 408, Urbanizacion Chuao, Caracas, Tel : (2)9 1 3863, 923979, Te
lex : 23435, Telefax : 929508 ; HK Maracaibo : Vlastimil Ivicic Morton, Calle 84 
No. 3E-09, Edif. Comunica, Maracaibo, Tel : (6 1 )9 1 702 1 ,  9 1 9377,  9 1 7077, Tele
fax : 9 1 36 1 2 ;  AHSt. Caracas : Mag. Peter Rattinger, Calle La Guairita con Avenida 
Principa1 de Chuao, Caracas, Tel : (2)9 1 99 1 1 ,  Telex : 27564, Telefax : 9 1 5430 ; AUA : 
Avenida Luis Roche, Torre Central, piso 3 ,  Altamira, Caracas, Tel : (2)2848667, 
2849790, 2952633, Telex : 24677, Telefax : 2843550 

Ende November hielt sich eine von der Wirtschaftskammer Österreich organisierte 
Wirtschaftsmission in Caracas auf. Die österreichischen Einfuhren (Aluminium, 
Früchte, Garne) fielen um 29,2% auf 46,5 Mil lionen Schilling. Die Exporte 
Österreichs (insbesonders mineralische Rohstoffe, Pharmazeutika, Waren aus 
mineralischen Rohstoffen und Maschinen) stiegen um 1 7 , 1  % auf 532,5 Mi llionen 
Schilling. Ende November gab die venezolanische Regierung erstmals eine Anleihe 
(in Höhe von 1 Mil l iarde Schil ling) auf den österreichischen Markt. 

Höhepunkte in den Kulturbeziehungen waren die Konzerte der Camerata Academi
ca Salzburg am 9.1 1 0 . Juli in Caracas, des Carinthia Chor Millstatt im Juli in Caracas 
und drei weiteren Städten sowie der Wiener Sängerknaben am 2.13 .  Oktober in 
Caracas. 

Vereinigte Arabische Emirate 
(Vereinigte Arabische Emirate), Abu D habi 

Staatsoberhaupt 

Sheikh Zayed Bin 
Abdullah Sultan Al 
Nahayyan 

Regierungschef 

Sheikh Maktoum Bin 
Rashid Al Maktoum 

Außenminister 

Rashid Al Noaimi 

ÖB Abu Dhabi : Dr. Marius  Calligaris, (residiert in Riyadh), Sheikh Khailfa Street, 
ADNIC Building, 6th floor, Tel : (02)324 1 03 ,  Telex : 22675, Telefax : 343 1 33 ; AHSt. 
Abu Dhabi : Dr. Wolfgang Lanz (Adresse wie ÖB) 

Besuche aus Österreich : M ai :  eine Delegation der Gemeinde Wien unter Führung 
von Bürgermeister Helmut Zilk (Gespräche über engere Zusammenarbeit mit den 
Gemeindeverwaltungen der V AE) ; als Folge dieser Kontakte besuchte im Oktober 
eine Gruppe von Umweltexperten der Gemeinde Wien die VAE ; 1 3 .  November : 
Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten Wolfgang Schallenberg (Gespräch 
mit Unterstaatssekretär des Außenministers, Saeed Saeed) ; 2.- 5 .  November : Präsi
dent der Wirtschaftskammer Österreich Leopold Maderthaner. Die Wirtschaftskam
mer organisierte von 25.- 30.  Oktober eine Wirtschaftsmission nach Abu Dhabi und 
Dubai sowie österreichische Gruppenausstellungen auf fünf internationalen Mes
sen. An weiteren sieben M essen nahmen österreichische Unternehmen als Einzel-
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Vereinigte Staaten von A merika 

ausstel ler tei l .  Insgesamt beteiligten s i ch 1 40 Unternehmen an von der Wirtschafts
kammer organis ierten bzw. unterstützen Veranstaltungen. 

Österreichs Ausfuhren, v. a .  Papier, Texti l ien,  Glaswaren, Maschinen und Schnitt
holz ,  erhöhten sich u m  1 7,6% auf  690, 1 M i l l ionen Schi l l ing .  Die I mporte (Alumini 
um,  Bekle idung und Erdöl) betrugen 1 75,6 M il l i onen Schi l l i ng (- 45,5%) .  

Ca.  6 .000 V AE-Staatsbürger oder im Land lebende Angehörige von D rittstaaten 
besuchten Österrei ch als Touristen. 

Tradit ion haben bereits die von der Gemeinde Wien und der Außenhandel sste l le  
organis ierten " Wiener Bäl le" i n  Abu D habi und Dubai .  

Vereinigte Staaten von Amerika 
(Vereinigte Staaten von Amerika), Washington, D. C. 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Wil l i am Jefferson Cl inton 

Außenminister 

Warren Christopher 

ÖB Washington : Dr. Helm ut Türk, 3 524 International Court, N .  W. , Washington, 
D. C. 20008 - 3 03 5 ,  Tel : (202)895-6700, Telex : 4400 1 0, Telefax : (202)895-6750 ; ÖGK 
Chicago : Dr. Gerald Kriechbaum, 400 North Michigan Avenue, Wrigley Bu i lding, 
Suite 707,  Chicago, I L  606 1 1 ,  Tel : (3 1 2)222- 1 5 1 5 , Telex : 254070, Telefax : (3 1 2)222-
4 1 1 3 ;  ÖGK Los Angeles : Dr. C hristian  ProsI ,  1 1 859 Wilsh ire Boulevard, Su ite 50 1 ,  
Los Angel es, CA 90025,  Tel : ( 3 1 0)444-93 1 0, (3 1 0)473 -472 1 ,  Telex : 2 1 5 1 80, Tele
fax :  (3 1 0)477-9897 : ÖGK New York : Dr. Walter Greinert, 950 Third Avenue,  20th 
Floor, New York, N .  Y. 1 0022, Tel .  (2 1 2)737-6400, Telex : 1 47285 ,  Telefax : (2 1 2)772-
8926 ; ÖKI New York : Dr. Wol fgang Waldner, 1 1  East 52nd Street, New York, N. Y. 
1 0022, Tel : (2 1 2)759-5 1 65 ,  Telefax : (2 1 2)3 1 99-9636 ; ÖID Washington : Dr. M artin  
Eichtinger, 3524 I nternational Court, N .  W.  Washington,  D.  C .  20008 - 3035 ,  
Tel : (202)895-6775 ,  Telex : 4400 1 0, Telefax : (202)895-6772 : HK Atlanta : Dkfm .  Fer
dinand Seefried,  1 0  North Parkway Square, 4200 Northside Parkway, N. W., 
Atlanta, GA 30327,  Tel :  (404)264-9858 ,  Telefax : (404)266-3 864 :  HK Boston : Dr. I ra 
Korfr, 2 1 1 Congress Street, Suite 400, Boston, MA 02 1 1 0, Tel : (6 1 7)426-9300, 
Telefax : (6 1 7)542-3879 : HK Buffalo : D r. Thomas M. Dean, 1 07 Del aware Avenue, 
Statler Bu i lding, Suite 500, Buffalo ,  N. Y .  1 4202, Tel : (7 1 6)852-7000 : HGK Denver : 
Dr. Arnold Wegher, First Interstate Tower South, Suite 2450, 62 1 1 7th Street, 
Denver, CO 80293,  Tel : (303)292-9 000, Telefax : (303)292-5445 ; HK Detroit : 
Dr. Aloys Schwarz, 300 East Long Lake Road, Suite 3 75 ,  Bloomfie ld  H i l l s ,  M I  
48304, Tel : (3 1 3 )645 - 1 444, Telefax : (3 1 3 )645-23 1 1 ;  HGK Honolulu : Johann Strasser, 
1 3 1 4 South King Street, Suite 1 260, Honolulu, H I  968 1 4, Tel .  (808)923 -8585 ,  
3 73 - 1 234,  Telefax : (808)528-2800 ; HK Houston : Dr.  Otmar Kolber, 7887  Katy 
Freeway, Suite 200, H ouston, TX 7 7024, Tel : (7 1 3)688- 1 1 26,  Telefax : (7 1 3)956-8667 ; 
HK Kansas City : Dennis Owens, 1 1 00 Main  Street, C ity Center Square Bui ld ing, 
Suite 1 900, Kansas City, MO 64 1 05 ,  Tel : ( 8 1 6)472-0800, Telefax : ( 8 1 6)42 1 - 1 1 83 ;  
HGK Miami : Dr. Arthur Karl ick,  1 454  1 7th Avenue, N .  W. Repub l i c  Bu i ld ing,  
Suite 200,  Miami ,  F L  33 1 25 ,  Tel : (305)325 - 1 56 1 ; HK New Orleans : Phi l ip  D .  Lorio, 
I I I , 7 5 5  M agazine Street, New Orleans,  LA 70 1 30, Tel : (504)58 1 -5 1 4 1 ,  Te
lex : 5843 5 8 ,  Tel efax : (504)566- 1 20 1 ; HGK Philadelphia : H arry Schaub, 3 Parkway, 
20th Floor, Phi ladelphia,  PA 1 9 1 02 ,  Tel : (2 1 5)665-7348, Telefa x : (2 1 5)636-9373 ; HK 
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Saint Louis : dzt. geschlossen, 200 South Bemiston, Barton Building, Suite 1 03, 
Clayton, MO 63 1 05, Tel : (3 1 4)966-7687 ; HGK Saint Paul : Ronald Bosrock, 45 South 
7th Street, Minneapolis, M N  5 5402 -1 6 1 1 ,  Tel : (6 1 2)334-4593, Fax : (6 1 2)334-4828 ; 
HK San Francisco : Dr. Donald C .  Bums, 4 1  Sutter Street, Suite 207, San Francisco, 
CA 941 04, Tel : (4 1 5)95 1 -89 1 1 ,  Telefax : (9 1 6)444-7835, (4 1 5)95 1 -8809 ; HK San Juan : 
Marie Helene Morrow, 1 452 Ashford Avenue, San Juan, P. R. 00907, bzw. 
P. O. Box 1 45 1 ,  San Juan, P. R. 00902, Tel : (809)72 1 -6076, Telefax : (809)72 1 -6076 ; 
HGK Seattle : Walter Weber, 4 1 3 1  1 1 th Avenue, N.  E., Penthouse Suite 1 ,  Seattle, 
WA 98 1 05, Tel : (206)633-3606, Telefax : (206)632-7786 ; AHSt. Chicago : Dkfm. 
Klaus Janschek, 500 North Michigan Avenue, Suite 1 950, Chicago, IL 606 1 1 ,  Tel : 
(3 1 2)644-5556, Telex : (230)2 1 1 79 1 ,  Telefax : (3 1 2) 644-6526 ; AHSt. Houston : Dr. 
Gustav Gressel, 1 300 Post Oak Boulevard, Suite 1 700, Houston, TX 77056, Tel : 
(7 1 3)850-8888, Telex : (230) 765544, Telefax : (7 1 3)850-7857 ; AHSt. Los Angeles : 
Mag. Hans Kausi, 1 1 60 1 Wilshire Boulevard, Suite 2420, Los Angeles, CA 90025, 
Tel : (3 1 0)477-9988, Telex : (202)4720394, Telefax : (3 1 0)477- 1 643 ; ÖFVW : Peter 
Katz, 1 1 60 1 Wilshire Boulevard, Suite 2480, Los Angeles, CA 90025, Tel : (3 1 0)477-
3332, Telefax : (3 1 0)477-5 1 4 1 ; AUA Los Angeles : William Ouwehand, 4000 McArt
hur Boulevard, Suite 740, Newport Beach, CA 92660, Tel : (7 1 4)833-2433,  Tele
fax : (7 1 4)833-2660 ; AHSt. New York : Benno Koch, 1 50 East 52nd Street, 32nd 
Floor, New York, N.  Y. 1 0022, Tel : (2 1 2)42 1 -5250, Telex : (230)422967, Tele
fax :  (2 1 2)75 1 -4675 ; AHSt. Washington : losef Schwald, 1 3 50 Connecticut Avenue, 
N. W. Suite 50 1 ,  Washington, D. C. 20036, Tel : (202) 835-8962, Telex : (230)44026 1 ,  
Telefax : (202)835-8960 ; AUA North American Head Office : 1 7- 20 Whitestone 
Expressway, Whitestone, N. Y. 1 1 357, Tel : (7 1 8)670-8600, Telefax : (7 1 8)670-86 1 9 ;  
AUA District Office Eastern USA : 608 Fifth Avenue, New York, N .  Y. 1 0020, 
Tel : (2 1 2)265-63 50, Telefax : (2 1 2)58 1 -0695 ; AUA Washington : 320 West Main Stre
et, Berryville, VA 226 1 1 ,  Tel : (703)955-3395, Telefax : (703)955-3443 ; AUA Ticket 
Office : 608 Fifth Avenue, New York, N. Y. 1 0020, Tel : (2 1 2)307-6226 ; AUA 
National Tourist Office : 500 Fifth Avenue, New York, N. Y. 1 0 1 1 0, Tel : (2 1 2)944-
6880, Telefax : (2 1 2)730-4568 ;  International Cooperation and Development Organiza
tion (ICD) : 747 Third Avenue, 25th Floor, New York, N. Y. 1 00 1 7, Tel : (2 1 2)980-
7970, Telefax : (2 1 2)980-7975 ; ICn in California : 90 Middlefield Road, Suite 205, 
Menlo Park, CA 94025, Tel : (4 1 5)32 1 -7333, Telefax : (4 1 5)32 1 -7388  

Am 20. Jänner trat Wil liam Jefferson Clinton sein Amt als 42 .  Präsident der 
Vereinigten Staaten an. Anläßlich der Überreichung des Beglaubigungsschreibens 
durch den neuen österreichischen Botschafter Helmut Türk am 1 4. April betonte 
Präsident Clinton die engen und freundschaftl ichen Beziehungen zwischen Öster
reich und den Vereinigten Staaten .  

Das Interesse der U S A  a n  Österreich ergibt sich aus der geopolitischen Lage, aus 
Österreichs Bedeutung als wirtschaftlicher Standort in Richtung ost- und zentral eu
ropäischer Raum ("Gateway to the East"), aus dem besonderen österreichischen 
Einsatz für Menschenrechte und Demokratie, aus der Bereitschaft Österreichs zur 
Übung von Solidarität in internationalen Krisen und aus Österreichs Rolle als 
voraussichtliches künftiges Mitglied der Europäischen Union. Die österreichischen 
Bestrebungen eines baldigen E U-Beitritts werden von der US-Administration als 
Beitrag zur Stabilisierung der Region voll unterstützt. 

Die neue amerikanische Botschafterin in Österreich, Swanee Hunt, überreichte am 
1 6. Dezember Bundespräsident Thomas Klestil ihr Beglaubigungsschreiben. 
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Die österreichischen Dienststel len in  den USA sind bemüht, ein breitgefächertes 
Netz von Kontakten zu den E ntscheidungsträgern in Administration und Kongreß 
sowie zu den rel evanten Me inu ngsbi ldnern wie Medien, Think Tanks und Universi 
täten zu unterhalten.  

Der b i lateral e  Besuchsaustausch wurde i m  Berichtsjahr weiter intensiviert, wobei 
internationale Konferenzen in Wien (Weltkonferenz über Menschenrechte, Tagun
gen der IAEO, Europaratsgipfel)  auch für b i laterale Kontakte genutzt wurden. 

Landeshauptmann losef Krainer und Staatssekretärin M aria Fekter hielten sich 
an läß l ich der Eröffnung der Grazer Zeughausausstel lung vom 9 . - 1 1 .  März in 
H ouston auf. 

Der 2. Präsident des Nationalrats Robert Lichal stattete gemeinsam mit  dem 
Klubobmann der ÖVP H einrich Neisser Washington und Virginia vom 28 .  M ärz -
3 .  April einen Besuch ab . S ie  trafen u .  a .  mi t  dem Sprecher des Repräsentantenhau
ses Tom Foley zusammen und l uden ihn zu e inem Besuch in Österreich ein. 

Bundesminister Ferdinand Lacina nahm an den lahrestagungen der Weltbank 
(29 . Apri l - I .  M ai)  und des IWF (25 . - 29.  September) in Washington teil .  Er traf u. a .  
mi t  dem Vorsitzenden des Federal Reserve System Alan Greenspan und dem 
Präs identen der Weltbank Lewis Preston zusammen. Bundesministerin M aria 
Rauch-Kal lat hie lt  s ich vom 4.-7 . April zu Arbeitsgesprächen in Washington auf. I m  
M ittelpunkt i hres Besuchs standen Treffen mit der Leiterin der Environmental 
Protection Agency Carol B rowner sowie der Umweltberaterin von Präsident 
C l inton, Kathleen McGinty. 

Landeshauptmann Alois Partl le i tete eine Tiroler Delegation vom 3 .- 1 1 .  Apri l  durch 
d ie  USA. Landeshauptmann H ans K atschthaler stattete im April Georgia, Washing
ton, D .  c., New York und Vermont B esuche ab.  In  Washi ngton traf er mit den 
Vorsitzenden der außenpol it ischen Ausschüsse von Senat und Repräsentantenhaus 
und m it Supreme Court lusti ce Anthony Kennedy zusammen. 

Bundesminister Nikolaus Micha lek vertrat Österreich bei der Eröffnung des 
US-Holocaust M emorial M useums in  Washington (20 .-22.  Apri l ) .  Er sprach dar
über hinaus mit l ustizmini sterin l anet Reno und lud diese zu einem Besuch in 
Österreich ein .  Ebenso kam es zu e inem Gespräch m it dem Direktor des FB I .  

Der Vizepräsident des Bundesrats U niversitätsprofessor Herbert Schambeck be
s uchte Washington und New York in  der Zeit vom 1 7 .- 24.  Apri l .  In der amerikani
schen H auptstadt traf er u.  a .  m it dem M ehrheitsführer im Senat Senator George 
M itchel I ,  dem Chief lustice des Supreme Court Wil l iam Rehnquist und lustizmini
ster in Janet Reno zusammen.  Der Vizepräsident des Bundesrats nahm auch an der 
Eröffnung des US-Holocaust M emoria l  M useums tei l .  

B u ndesminister Werner Fassl abend war be i  einer Konferenz des Atlantic I nstitutes 
( 1 7 . - 1 8 .  M ai)  in Washington. Er traf Vertei digungsminister Les Aspin, Generalstabs
chef Colin Powel l  und Senator lohn Warner. Im Mittelpunkt des Interesses der 
amerikanischen Gesprächspartner stand die österreichische  Einschätzung des 
Konflikts auf Tei len des Territori um s  des ehemal igen lugoslawiens.  

Vizekanzler Erhard Busek stattete Washington in der Zeit vom 1 9 .- 2 l .  Mai einen 
Arbeitsbesuch ab .  Das Gespräch mit Vizepräsident Al  Gore war vornehmlich den 
E ntwicklungen im früheren Jugoslawien und ökologischen Fragen gewidmet. Er traf 
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ferner mit Vertretern der außenpolitischen Ausschüsse von Senat und Repräsentan
tenhaus, dem Vorsitzenden des Wissenschaftsausschusses George E. Brown und mit 
einflußreichen M edienvertretern zusammen. Zur Konferenz des World Economic 
Forum ( 1 0.- 1 2 .  September) in Boston hielt sich Vizekanzler Erhard Busek neuerlich 
in den USA auf. 

Der Generaldirektor für öffentliche Sicherheit Michael Sika führte vom 20.- 24. Juni 
in Washington Gespräche mit dem Direktor des FBI Wi ll iam Sessions und dem 
stellvertretenden Direktor des C IA William Studeman. Beide Gesprächspartner 
würdigten die ausgezeichnete Zusammenarbeit mit den österreichischen Sicherheits
behören. 

Eine umfangreiche Delegation des Wiener Landtags und Gemeinderats hielt sich 
vom 28.  August - 3 .  September zu Gesprächen mit Vertretern des Stadtrats von 
Washington, D. C. ,  in der Hauptstadt auf. Landeshauptmann Josef Ratzenböck 
führte vom 30.  August - 1 1 . September eine oberösterreichische Delegation durch 
die USA und besuchte Kalifornien und Washington, D. C.  

Bundesminister Alois Mock nahm als EFTA-Vorsitzender am 1 3 .  September auf 
offizielle Einladung der USA an den Feierlichkeiten zur Unterzeichnung des 
Abkommens zwischen Israel und der PLO im Weißen Haus teil und hatte bei dieser 
Gelegenheit eine kurze Begegnung mit Präsident Bill C linton und führenden 
Mitgliedern der US-Administration. Er traf weiters mit dem Vorsitzenden des 
außenpolitischen Ausschusses des Repräsentantenhauses Lee Hamilton zu einem 
Meinungsaustausch über die Entwicklungen im ehemaligen Jugoslawien zusammen. 
Von 28.  September - I .  Oktober nahm Bundesminister Alois Mock an der General
versammlung der VN in New York teil .  Im Zuge dieses Besuchs eröffnete er im 
Museum für Moderne Kunst eine Ausstellung der Beiträge zum Architekturwettbe
werb für das neue Kulturinstitut in New York und hielt einen vielbeachteten Vortrag 
vor der Columbia University im Rahmen eines Internationalen Symposiums über die 
Entwicklungen in Zentral- und Osteuropa. 

Am 30. September und 25.  Oktober war Nationalratsabgeordnete Monika Langtha
ler zu Gesprächen mit Vertretern der EXI M-Bank und der Administration in 
Washington. Schwerpunkt dieser Gespräche war die Fertigstellung des Kernkraft
werks Temelin und die in diesem Zusammenhang in Aussicht genommenen Kredit
und Exportgarantien der EXI M-Bank an die Firma Westinghouse. 

Bundesminister Michael Ausserwinkler führte bei seinem Besuch in den USA 
(24.- 26. Oktober) Gespräche mit Surgeon General Joycelyn Elders,  Experten der 
National Institutes of Health und Mitgliedern der für die Erstellung des Gesund
heitsreformplans eingesetzten "Health Care Task Force" .  Im Rahmen ihrer Teilnah
me an der Generalversammlung der VN besuchte Bundesministerin Johanna 
Dohnal am 1 4. November auch Washington .  Bundesminister Rudolf Scholten 
stattete Washington und New York in der Zeit vom 1 9.-23 .  November einen Besuch 
ab. Während seines Aufenthalts in der Hauptstadt traf er Vertreter des Unterrichts
ministeriums. 

Die 3 .  Präsidentin des Nationalrats Heide Schmidt traf - anläßlich ihres Aufenthal
tes in den USA im Rahmen der Generalversammlung der VN - am 24./25 . Novem
ber u. a. mit außenpolitischen Experten von Think Tanks sowie des außenpolitischen 
Ausschusses des Repräsentantenhauses zusammen. 
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Der Besuchsaustausch wurde durch eine zunehmende Anzahl von Reisen österrei
chischer Abgeordneter ergänzt. So besuchten die Nationalratsabgeordneten Josef 
Höchtl, Walter Schwimmer, Fritz König, Helmut Seel, Arnold Grabner, Harald 
Hofmann, Otto Keimel und Sixtus Lanner die USA. Aus den Bundesländern kamen 
Delegationen aus Tirol ,  Salzburg, Wien, Nieder- und Oberösterreich. 

Vom 22.- 24. April waren hochrangige Mitarbeiter des außenpolitischen Ausschus
ses des US-Senats zu Gesprächen über die österreichische Haltung im Bereich von 
friedenserhaltenden Operationen der VN in Wien. 

Außenminister Warren Christopher nahm an der Eröffnung der Weltkonferenz über 
Menschenrechte am 1 4. Juni in Wien teil und traf mit Bundesminister Alois Mock zu 
einem ausführlichen Meinungsaustausch zusammen. 

Der Vorsitzende des Nationalkomitees der Demokratischen Partei David Wilhelm 
hielt sich im August zu einem Privatbesuch in Österreich auf. 

Die für Energiefragen zuständige Ministerin Hazel O' Leary nahm an der Jahresta
gung der I AEO ( 1 9.- 22. September) in Wien teil und führte bilaterale Gespräche mit 
Bundesminister Wolfgang Schüssel und Bundesministerin Maria Rauch-Kallat. 

Der Staatssekretär für politische Angelegenheiten im Verteidigungsministerium 
Frank Wisner wurde auf seiner Europareise am 1 3 .  Oktober zu einem eintägigen 
Aufenthalt nach Salzburg eingeladen und sprach dort mit Generaltruppeninspektor 
Karl Majcen über Sicherheitspolitik. 

Die amerikanische Stahlindustrie strebte im Juli 1 992 Zollausgleichs- und Antidum
pingverfahren gegen eine große Anzahl von Stahlimporteuren, darunter auch 
Österreich, an. Die Endentscheidungen ("final determination") der US-I nternatio
nal Trade Commission (ITC) fielen am 27. Juli 1 993 .  Diese befand, daß der 
US-Stahlindustrie durch den Import kaltgewalzten Stahls aus Österreich kein 
Schaden entstanden ist, da nur eine geringe Menge aus Österreich eingeführt wurde. 

Der bilaterale Außenhandel nahm 1 993 wieder zu. Die österreichischen Exporte 
stiegen um 20,0% auf 1 5,423 Mill iarden Schilling, die I mporte um 6,2% auf 
24,835 Mill iarden Schilling. 

Die Aufgabe, einerseits die österreichischen Entscheidungsträger über wissen
schafts- und technologiepolitische Trends in den USA zu informieren, andererseits 
die Kooperation österreichischer Forschungseinrichtungen mit amerikanischen 
Partnern zu unterstützen und die Präsentation österreichischer Technologie in den 
USA zu fördern, wird vom Wissenschaftsattache der Botschaft wahrgenommen. 
Einer der Präsentationsschwerpunkte 1 993 war die Medizintechnik (Medical 
Design, N ew Y ork). 

In kulturellen Belangen kommt Österreich in den USA größtes Gewicht zu. Diese 
Wertschätzung findet ihren Ausdruck in der steigenden Zahl und der öffentlichen 
Resonanz österreichischer Kulturveranstaltungen in den USA. 1 993 wurden vom 
Kulturinstitut New York in Zusammenarbeit mit den anderen Vertretungsbehörden 
mehr als 1 .200 Projekte und Veranstaltungen mit wachsender Besucherzahl und 
zunehmender Medienbeachtung betreut. 

Als das "bedeutendste Bauvorhaben in New York seit 30 Jahren" bezeichnete die 
New York Times den von einer internationalen Jury ausgewählten Vorschlag des 
Architekten Raimund Abraham für den Neubau des Österreichischen Kulturinsti-
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tuts in New York. Der aus Lienz stammende Abraham ging als Sieger eines von 
226 Architekten bestrittenen Wettbewerbs hervor. Als Baubeginn für das "ein 
anderes und moderneres Österreich" darstellende neue Kulturinstitut ist Sommer 
1 994 vorgesehen, mit seiner Fertigstel lung wird im Milleniumsjahr 1 996 gerechnet. 

Die Ausstellung "Imperial Austria" wurde auch 1 993 mit großem Erfolg in 
Washington und Houston gezeigt, die Ausstellung "I talian Drawings from the 
Albertina" fand mit Präsentationen im Los Angeles County Museum of Art und im 
Kimbell Art Museum in- Forth Worth, Texas, beim Publikum breiten Anklang. 
Weitere Höhepunkte des Kulturgeschehens waren die Auftritte der Wiener Philhar
moniker, des Wiener Kammerorchesters und des Pianisten Alfred Brende!. 

Der nunmehr zweijährige Kulturbetrieb im neuen Botschaftsgebäude, das über 
großzügige Räumlichkeiten verfügt, findet bei den bisher über 25 .000 Besuchern 
regen Anklang. Erfreulich ist v. a., daß die Kulturveranstaltungen der Botschaft in 
der amerikanischen Öffentlichkeit zunehmend beachtet werden. 

Die Beziehungen zu amerikanischen jüdischen Organisationen, die schon bisher 
einen wichtigen Tei l  der bilateralen Kontakte darstel lten, nahmen unter der neuen 
Administration an Bedeutung zu. Die amerikanischen Juden sind ein wichtiges 
Bindeglied zu Europa in einer stets multikultureller werdenden amerikanischen 
Gesellschaft, die sich immer mehr von ihren europäischen Wurzeln entfernt. Die 
jüdischen Organisationen stellen einen wichtigen Ansprechpartner für die Vertre
tung österreichischer Anliegen in den USA dar. Sie zeigen an der Zusammenarbeit 
mit Österreich ein echtes Interesse, das einerseits auf einer Sensibilität für die 
österreichische Rolle im Dritten Reich beruht, aber v. a. die Rol le  Österreichs im 
neuen Europa im Auge hat. Die Botschaft war bemüht, dieses Interesse an 
Österreich und die in den letzten Jahren durch Anstrengungen al ler österreichischen 
Dienststellen in den USA geschaffene Vertrauensbasis mit amerikanischen jüdi
schen Organisationen für eine verstärkte und zunehmend institutionalisierte Zusam
menarbeit zu nutzen. 

Von den gemeinsamen Projekten sind folgende besonders hervorzuheben : das 
Ausstellungsprojekt mit B'nai B'rith "Juden in der k. u. k. Armee", die Entsendung 
eines österreichischen Gedenkdienstleistenden an das neu eröffnete Holocaust 
Memorial Museum in Washington sowie eine österreichische Unterstützungszusage 
des Auschwitz-Birkenau-Erhaltungsprojekts, das von der Ronald Lauder-Stiftung in 
den USA getragen wird. 

Das seit 1 .  Juli geltende Aufenthaltsgesetz findet auch auf Staatsbürger der USA 
Anwendung, was besonders bei amerikanischen Studenten, die in Österreich 
studieren oder zu studieren beabsichtigten, und bei Angehörigen amerikanischer 
Firmen mit Büros in Österreich zu Schwierigkeiten führte. Die Anwendung der 
Durchführungsbestimmungen wurde daraufhin im Verordnungswege vereinfacht. 
Die sichtvermerksfreie Einreise von österreichischen Touristen und Geschäftsreisen
den in die USA mit einer Aufenthaltsberechtigung bis zu 90 Tagen wurde von 
amerikanischer Seite beibehalten. Eine Verlängerung der Aufenthaltsdauer in den 
USA ist nicht möglich. 

Die mit der Staatsbürgerschaftsnovelle  1 993 für ehemalige Österreicher geschaffene 
Möglichkeit, die österreichische Staatsbürgerschaft erleichtert wiederzuerlangen, 
wurde sehr begrüßt. 
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Der Presse- und Informationsdienst in Washington setzte gemeinsam mit  den 
Pressemitarbeitern der Genera lkonsulate New York und Los Angeles eine Vielzahl 
von Aktivitäten im Medienbereich, um die amerikanischen M edien, die  Meinungs
träger und die Bevölkerung über die Leistungen und Errungenschaften des 
m odernen Österreich zu informieren. Schwerpunkte der Pressearbeit  waren die 
österreichischen Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union,  Österreichs 
Rol l e  als "Gateway to E astern Europe", Österreichs Engagement bei der Aufnahme 
von Flüchtl ingen aus dem Ba lkan sowie die Weltkonferenz über M enschenrechte 
und der Europaratsgipfe l  in Wien. 

Im Zusammenhang mit  dem Balkankonflikt war der Inform ationsdienst in die 
amerikaweite Präsentat ion der Aktion " Nachbar in Not" eingeschaltet und betonte 
in Zusammenarbeit mit C N N  und mehreren humanitären Organisationen wie auch 
auf einer Reihe von Fundraising-Veranstaltungen das österre ich ische Engagement in 
diesem Bereich.  National Publ ic Radio machte in einem l andesweiten Bericht auf 
die Bedeutung der Akt ion aufmerksam. Höhepunkt der Bemühungen war ein 
persönl iches Schreiben Präsident B i l l  C lintons an Bundespräsident Thomas Kl estil ,  
i n  d e m  der amerikanische Präsident die Rol l e  Österreichs a l s  Zufl uchtsstätte für 
Flüchtl inge vom Balkan würdigte und " Nachbar in Not" namentl ich erwähnte.  

Die Publ i kationen des Informationsd ienstes "Austrian Info rmation" (monatlich) 
und " Economic News from Austria" (vierteljährlich) wurden attraktiver gestaltet, 
mit einem aus einem Wettbewerb hervorgegangenen Logo versehen und in ihrer 
Auflage gesteigert .  Daneben erschienen regelmäßige Presseaussendungen zu aktuel
l en Themen. Österreich-Meldungen wurden über ein Syndikat in den M edien 
p laziert. 

Der Informationsdienst produzierte auch 1 993 ein wöchentl i ches deutschsprachiges 
Nachrichtenprogramm im Sender der American University in  Washington (W A
M U). Die Zahl der Radiostationen,  die dieses Programm übernehmen, konnte um 
zwei weitere auf acht erh ö ht werden.  Neben der tradit ionel len Übertragung des 
Neujahrskonzerts auf PB S wurden österreichische Dokum entarfi lme auf den 
Kabelkanälen " Di scovery" und  "Arts and Entertainment" ausgestrahlt .  

Vietnam 
(Sozialistische Republik Vietnam), Hanoi 

Staatsoberhaupt 

Le Duc Anh 

Regierungschef 

Vo Van Kiet 

ÖD und AHSt. : siehe Indonesien 

Außenminister 

Nguyen Manh Cam 

Vizeaußenminister Le Mai l eitete die vietnamesische Delegat ion zur Wel tkonferenz 
über Menschenrechte im Jun i .  

Die  vietnamesische Regierung signal is ierte ihre Bereitschaft, d ie  Frage der  gegen
über Österreich bestehenden Al tschul den einvernehmlich zu regeln .  

Zehn österreichische Firmen betei l igten sich im November an der  Engineering-Pro
duction-Machinery-Messe in Ho Chi Minh Stadt. Die österreichischen Ausfu hren 
( M aschinen und Chemikal ien) erhöhten sich um 462,4% auf 1 97 ,7  Mil l ionen 
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Schilling, die vietnamesischen Exporte (v. a. Kaffe und Textil ien) auf 407,9 Mil l io
nen Schil l ing um 1 3 ,6%. 

Zaire 
(Republik Zaire), Kinshasa 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Marshall Mobutu Sese Etienne Tshisekedi 
Seko Kuku Ngbendu Wa 
Za Banga 

ÖB : siehe Kenia ; AHSt. : siehe Cöte d' Ivoire 

Außenminister 

Pascal Lumbi 

1 993 wurden die österreichische Botschaft in Kinshasa und die Botschaft der 
Republik Zaire in Wien geschlossen. 

Die österreichischen Exporte betrugen 6,3 Mill ionen Schil ling (- 24,8%), die Importe 
24 1 ,8 Mill ionen Schill ing (- 52,2%). 

Zentralafrikanische Republik 
(Zentralafrikanische Republik), Bangui 

Staatsoberhaupt Regierungschef 

Ange-Felix Patasse Jean-Kuc Mandaba 

ÖB : siehe Nigeri a ;  AHSt. : s iehe Cöte d'Ivoire 

Der bilaterale Handelsverkehr war gering. 

Zypern 
(Republik Zypern), Nikosia 

Staatsoberhaupt und Regierungschef 

Glafkos Kleridis 

Außenminister 

Simon Bedaya-Ngaro 

Außenminister 

Alekos Michaelides 

ÖB und AHSt. : siehe Griechenland ; HGK Nikosia : Praxippou 3, Laiki Yitonia, 
Nikosia P. O. Box 396 1 ,  Tel : (2 1 )45 1 964, Telex : 2844, Telefax : 464528 ; AUA und 
ÖFVW : Chitron Straße 30, Torfarco House, Nikosia, Tel : (2 1 )45554 1 ,  455356, 
Telefax : 477567 

Die Beziehungen zwischen Österreich und Zypern werden v. a. durch das Engage
ment Österreichs im Rahmen der friedenserhaltenden Operationen der VN für 
Zypern bestimmt, an denen sich Österreich seit deren Beginn ( 1 964) beteiligt. 

Präsident Glafkos Kleridis und Außenminiser Alekos Michaelides nahmen am 
8 ./9. Oktober am Europaratsgipfel in Wien tei l .  Außenminister Michaelides traf bei 
dieser Gelegenheit mit Bundesminister Alois Mock zusammen. 

Die Wirtschaftskammer Österreich nahm gemeinsam mit der AUA von 27. Mai -
6. Juni mit einem Informationsstand an der " 1 8th Cyprus International State Fair" in 
Nikosia teil. Von 7 .- 1 0. März führte sie eine Mission österreichischer Firmen nach 
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Zypern . Von 27 .- 29. O ktober fand in Wien die 2 .  Tagung der " Permanenten 
österreichisch-zyprischen zwischenstaat l ichen Kommission für wirtschaftl i che,  tech
nische und industrie l le  Zusammenarbeit" statt . Themen waren eine weitere I ntensi
vierung der H andelsbeziehungen, Joint-ventures sowie eine engere Zusammenarbeit  
in den Bereichen Tou rismus,  Landwirtschaft, Seetransporte und auf dem Bausektor. 
Ein Investitionsschutzabkommen steht in Verhandlung. 

Die österreichischen Exporte  fielen um 4 1 ,3% auf 254,6 Mil l ionen Schi l l ing, 
während die I mporte u m  1 2,4% auf 80,8 Mi l l ionen Sch i l l ing stiegen. 
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Anhang 

11. Österreich und die Staatenwelt 
Stand: 3 1 .  1 2. 1 993 

Österreich unterhält zu 1 76 Staaten diplomatische Beziehungen (D). Mit 2 Staat 
bestehen keine diplomatischen, aber konsularische Beziehungen (K), mit 1 1  Staaten 
auch keine konsularischen, aber sonstige zwischenstaatliche Beziehungen (S). 

UNO-Staaten Beitritt 

Mghanistan 1 9. 1 1 . 1 946 
Ägypten 24. 1 0 . 1 945 
Albanien 1 4. 1 2 . 1 95 5  
Algerien 8. 1 0. 1 962 
Andorra 28 .  7 .  1 993 
Angola 1 .  1 2 . 1 976 
Antigua und Barbuda 1 1 . 1 1 . 1 98 1  
Äquatorialguinea 1 2 . 1 1 . 1 968 
Argentinien 24. 1 0. 1 945 
Armenien 2 .  3 .  1 992 
Aserbaidschan 2. 3. 1 992 
Äthiopien 1 3 . 1 1 . 1 945 
Australien 1 .  1 1 . 1 945 

Bahamas 1 8 . 9 .  1 973 
Bahrain 2 1 .  9. 1 97 1  
Bangladesch 1 7 . 9 .  1 974 
Barbados 9 .  1 2 .  1 966 
Belarus 24. 1 0. 1 945 
Belgien 27. 1 2 . 1 945 
Belize 25 .  9 .  1 9 8 1  
Benin 20. 9. 1 960 
Bhutan 2 1 .  9. 1 97 1  
Bolivien 1 4. 1 1 . 1 945 
Bosnien-Herzegowina 22. 5 .  1 992 
Botsuana 1 7 . 1 0. 1 966 
Brasilien 24. 1 0. 1 945 
Brunei 2 1 .  9 .  1 984 
Bulgarien 1 4. 1 2 . 1 955  
Burkina Faso 20. 9 .  1 960 
Burundi 1 8 . 9 .  1 962 

Chile 24. 1 0. 1 945 
China 24. 1 0. 1 945 
Costa Rica 2. 1 1 . 1 945 

1 )  vorübergehend geschlossen 
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Beziehun-
gen zu 

Osterreich 

D 
D 
D 
D 
S 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 

D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 

D 
D 
D 

. .  Außen-Osterr. Botschaft h d I B h f 
. 

W· an e s-otsc a t m len t 11 s e en 

. 1) • 
• • 0 
• • 
• • 0 

• • 0 
• 

• • 
• • 0 

• 
• • 0 

• 
• 

• • 0 

• • 0 

• • 0 
• • 0 
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UNO-Staaten Beitritt 

C6te d' Ivoire 20. 9 .  1 960 

Dänemark 24. 1 0. 1 945 
Deutschland 1 8 . 9. 1 973 
Dominica 1 8 . 1 2 . 1 978  
Dominikanische Rep. 24. 1 0. 1 945 
Dschibuti 20. 9 .  1 977 

Ecuador 2 1 .  1 2 . 1 945 
EI Salvador 24. 1 0 . 1 945 
Eritrea 28 .  5 .  1 993 
Estland 1 7 .  9 .  1 99 1  

Fidschi 1 3 . 1 0. 1 970 
Finnland 1 4. 1 2. 1 955  
Frankreich 24. 1 0. 1 945 

Gabun 20. 9 .  1 960 
Gambia 2 1 .  9 .  1 965 
Georgien 3 1 .  7 .  1 992 
Ghana 8 .  3 .  1 957 
Grenada 1 7 . 9 .  1 974 
Griechenland 25 .  1 0. 1 945 
Großbritannien 

und Nordirland, 
Vereinigtes Königreich 24. 1 0. 1 945 

Guatemala 2 1 .  1 1 . 1 945 
Guinea 1 2. 1 2 . 1 958 
Guinea- Bissau 1 7 . 9 .  1 974 
Guyana 20. 9 .  1 966 

Haiti 24. 1 0. 1 945 
Heil iger Stuhl 
Honduras 1 7 . 1 2 . 1 945 

Indien 30. 1 0. 1 945 
Indonesien 28 .  9 .  1 950 
Irak 2 1 .  1 2. 1 945 
Iran 24. 1 0. 1 945 
Irland 1 4. 1 2 . 1 95 5  
Island 1 9. 1 1 . 1 946 
I srael 1 1 . 5 .  1 949 

2) untersteht der Botschaft Mexiko 
3) vorübergehend geschlossen 

Beziehun-
gen zu 

Osterreich 

D 

D 
D 
S 
D 
D 

D 
D 
D 
D 

D 
D 
D 

D 
D 
D 
D 
D 
D 

D 
D 
D 
D 
D 

D 
D 
D 

D 
D 
D 
D 
D 
D 
D 

. .  Außen-Osterr. Botschaft h d I B h f 
. 

W· an e s-otsc a t In len t 1 1  s e en 

• 0 

• • 0 
• • 0 

• 

• 

• • 0 
• • 0 

• 

• • 0 

• • 0 
. 2) • 0 

• • 

• • 0 
• • 0 
. 3) • 
• • 0 
• • 0 

• • 0 
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Staaten 

Italien 

Jamaika 
Japan 
Jemen 
Jordanien 

Kambodscha 
Kamerun 
Kanada 
Kap Verde 
Kasachstan 
Katar 
Kenia 
Kirgisistan 
Kiribati 
Kolumbien 
Komoren 
Kongo 
Korea, Republik 
Korean. Dem. Volksrep. 
Kroatien 
Kuba 
Kuwait 

Laos 
Lesotho 
Lettland 
Libanon 
Liberia 
Libysch-Arabische 

Dschamahirija 
Liechtenstein 
Litauen 
Luxemburg 

Madagaskar 
Malawi 
Malaysia 
Malediven 
Mali 
Malta 

4) mit Sitz in Wien 
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Anhang 

UNO- Beziehun-
gen zu Beitritt Österreich 

1 4. 1 2. 1 955 D 

1 8 . 9 .  1 962 D 
1 8. 1 2. 1 956 D 
30. 9 .  1 947 D 
1 4. 1 2. 1 955 D 

1 4. 1 2 . 1 955 D 
20. 9. 1 960 D 

9 .  1 1 . 1 945 D 
1 6. 9. 1 975 D 
2 .  3 .  1 992 D 

2 1 .  9 .  1 97 1  D 
1 6. 1 2 . 1 963 D 
2 .  3 .  1 992 D 

S 
5 .  1 1 . 1 945 D 

1 2. 1 1 . 1 975 S 
20. 9 .  1 960 D 
1 7 . 9 .  1 99 1  D 
1 7. 9. 1 99 1  D 
22. 5. 1 992 D 
24. 1 0. 1 945 D 
1 4. 5 .  1 963 D 

1 4. 1 2 . 1 955 D 
1 7. 1 0. 1 966 D 
1 7. 9. 1 99 1  D 
24. 1 0. 1 945 D 

2. 1 1 . 1 945 D 

1 4. 1 2 . 1 955  D 
1 8 . 9 .  1 990 D 
1 7. 9. 1 99 1  D 
24. 1 0. 1 945 D 

20. 9 .  1 960 D 
1 .  1 2. 1 964 D 

1 7 . 9. 1 957 D 
2 1 .  9. 1 965 D 
28 .  9 .  1 960 D 

1 .  1 2 . 1 964 D 

. .  Außen-Osterr. Botschaft h d 1 Botschaft in Wien a; 
11 

e s-
s e en 

• • 0 

• • 0 
• 

• • 0 

• • 0 

• 
• • 0 

• 

• • 0 

• • 0 
• 

• • 0 
• • 
• • 0 

• 
• • 

• • 0 
. 4) 

• • 

• • 0 
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Österreich und die Staatenwelt 

U NO-
Beziehun-

Staaten 
Be itritt 

gen zu 
Osterreich 

Malteser Ritterorden 
(Souveräner) D 

Marokko 1 2 . 1 1 . 1 956 D 
Marshal l - Inse ln 1 7 . 9 .  1 99 1  D 
Mauretanien 27. 1 0 . 1 96 1  D 
Maurit ius  24. 4. 1 968 D 
Mazedonien,  

Ehem. jug. Rep.  8 .  4. 1 993 K 
Mexiko 7 .  1 l . 1 945 D 
Mikronesien 1 7 . 9 .  1 99 1  D 
Moldau 2 .  3 .  1 992  D 
Monaco 28 .  5 .  1 993  K 
Mongolei  27 . 1 0. 1 96 1  D 
Mosambik 1 6 . 9 .  1 97 5  D 
Myanmar 1 9. 4. 1 948 D 

Namibia 23 .  4. 1 990 D 
Nauru S 
Nepal 1 4 . 1 2 . 1 95 5  D 
Neuseeland 24.  1 0 . 1 945 D 
N icaragua 24. 1 0 . 1 945 D 
Niederlande 1 0. 1 2 . 1 945 D 
N iger 20 .  9 .  1 960 D 
Nigeria 7 .  1 0 . 1 960 D 
Norwegen 27 . 1 1 . 1 945 D 

Oman 7 . 1 0 . 1 97 1  D 

Pakistan 3 0. 9 .  1 947 D 
Panama 1 3 . 1 l . 1 945 D 
Papua-Neuguinea 1 0 . 1 0 . 1 97 5  D 
Paraguay 24. 1 0 . 1 945 D 
Peru 3 1 .  1 0. 1 945 D 
Phi l ippinen 24. 1 0. 1 945 D 
Polen 24. 1 0 . 1 945 D 
Portugal 1 4. 1 2 . 1 95 5  D 

Ruanda 1 8 . 9 .  1 962  D 
Rumänien 1 4. 1 2 . 1 95 5  D 
Russische Föderat ion 24.  1 0 . 1 9455)  D 

Salomonen 1 9 . 9 .  1 97 8  S 
Sambia l .  1 2 . 1 964 D 

5) Fo rtfü hrung der Y N - M itgliedschaft der früheren UdSSR 

" Außen-Osterr. Botschaft 
h d 1 

B h f 
. 

W· an e s-
otsc a t In ten 

t 1 1  s e en 

• • 
• • 0 

• • 0 

• 

0 
• 

• • 0 

• • 0 
• • 0 

• • 

• • 0 
• 

• 
• • 0 
• • 0 
• • 0 
• • 0 

• • 0 
• • 0 
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Anhang 

UNO- Beziehun-
Staaten Beitritt . .  gen zu 

Osterreich 

Samoa 1 5 . 1 2. 1 976 D 
San Marino 2. 3 .  1 992 D 
St. Kitts und Nevis 23.  9 .  1 983 S 
St. Lucia 1 8 . 9 .  1 979 S 
St. Vincent und die 

Grenadinen 1 6. 9. 1 980 D 
Säo Tome und Principe 1 6. 9 .  1 975 D 
Saudi-Arabien 24. 1 0. 1 945 D 
Schweden 1 9. 1 l . 1 946 D 
Schweiz D 
Senegal 28 .  9. 1 960 D 
Seychellen 2 l .  9 .  1 976 D 
Sierra Leone 27. 9. 1 96 1  D 
Simbabwe 25.  8. 1 980 D 
Singapur 2 l .  9. 1 965 D 
Slowakei 1 9 . l .  1 993 D 
Slowenien 22. 5 .  1 992 D 
Somalia 20. 9 .  1 960 D 
Spanien 1 4. 1 2 . 1 955 D 
Sri Lanka 1 4. 1 2. 1 955 D 
Südafrika 7. 1 l . 1 945 D 
Sudan 1 2 . 1 l .  1 956 D 
Suriname 4. 1 2 . 1 975 D 
Swasiland 24. 9. 1 968 D 
Syrien 24. 1 0. 1 945 D 

Tadschikistan 2. 3 .  1 992 D 
Tansania 1 4. 1 2 . 1 96 1  D 
Thailand 1 6. 1 2 . 1 946 D 
Togo 20. 9 .  1 960 D 
Tonga S 
Trinidad und Tobago 1 8. 9. 1 962 D 
Tschad 20. 9. 1 960 D 
Tschechische Republik 1 9. l .  1 993 D 
Tunesien 1 2. 1 l . 1 956 D 
Türkei 24. 1 0 . 1 945 D 
Turkmenistan 2. 3. 1 992 D 
Tuvalu S 

Uganda 25. 1 0. 1 962 D 
Ukraine 1 4. 1 0. 1 945 D 
Ungarn 1 4. 1 2 . 1 955  D 

6) untersteht der Botschaft Bangkok 

640 

. .  Außen-Osterr. Botschaft h d I B h f 
. w· an e s-otsc a t In len t 11 s e en 

• 

• • 0 
• • 0 
• • 0 
• 

• 0 
.6) 0 
• • 0 
• • 0 

• • 0 

• • 0 
• 

• 0 

• 

• • 0 

• • 0 
• • 0 
• • 0 

• • 0 
• • 0 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 655 von 734

www.parlament.gv.at



Österreich und die Staatemvelt 

U NO-
Beziehun- Österr. 

Staaten 
Beitritt 

gen zu 
Botschaft 

Osterreich 

Uruguay 1 8 . 1 2 . 1 945 D 
Usbekistan 2. 3 .  1 992 D 

Vanuatu 1 5 . 9 . 1 98 1  D 
Venezuela 1 5 . 1 1 . 1 945 D • 
Vereinigte Arabische 

Emirate 9. 1 2 . 1 97 1  D . 7) 
Verei nigte Staaten 

von Amerika  24 .  1 0. 1 945 D • 
Vi etnam 20. 9 . 1 977  D 

Zaire 20.  9 .  1 960 0 . g) 
Zentralafrikanische Rep. 20. 9 .  1 960 D 
Zypern 20. 9 .  1 960 D 

PLO S 

7) u ntersteht der B otsch aft Riyadh 
8) vorübergehend geschlossen 

Außen-Botschaft 
h d 1 . 

W· an e s-
In  len t 1 1  s e en 

• 
• 

• 0 

• 0 

• 0 
• 
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Anhang 

111. Diplomatisches und konsularisches Korps in Österreich 
Das Protokoll des B MaA hat mit Stand Dezember 1 993 insgesamt 
1 7 .633 Mitglieder der ausländischen Vertretungsbehörden, der I nternatio
nalen Organisationen, der Ständigen Vertretungen bei den Internationalen 
Organisationen bzw. der Delegationen bei der KSZE in Wien, die 
ausländische Staatsbürger sind und deren Wohnsitz in Österreich l iegt, 
erfaßt und administrativ betreut. Betreuung erhalten auch 2 1 7  Mitglieder 
des diplomatischen Personals der im Ausland gelegenen und in Österreich 
mitakkreditierten Vertretungsbehörden sowie im weiteren Sinn die öster
reichischen Angestellten bei den Internationalen Organisationen . 

1 .  In Österreich akkreditierte ausländische Vertretungsbehörden 

Personalstand und Anzahl ausländischer Missionen 

Sitz in Österreich 
Di pI .  Personal 
F amil i enmi tgli ed er 

d. DipI. Personals 
Verw. u.  techno Pers. 

(ausI .  Staats
angehörige) 

F amili enmi tgli eder 
d. Verw. U. techno 
Personals 

Sur-place-Personal 
(österr. Staats
angehörige) 

Sitz im Ausland 
DipI . Personal 

Diplo-
matische 

Missionen 

981) 
879 

1 .568 

76 1 

907 

6 1 6  
58 

2 1 7  

Konsula-
rische Ver-
tretungen 

142) 
383) 

70 

44 

6 1  

1 8  

Ständige 
Vertretungen, 

Beobachter- und 
Verbindungs büros 

bei Intern. 
Organisationen 

93 
7 1 84) 

1 .027 

3 8 1  

476 

1 46 
46 

1) einschließlich EU-Delegation ( 1 )  und andere Vertretungen (6) 
2) Berufskonsulate, daneben bestehen noch 1 62 Honorarämter 
3) konsularisches Personal 
4) leitende Beamte, Z. T. auch als Diplomaten gezählt 
5) ohne Österreich 

Ständige 
Vertretungen 

bzw. 
Delegationen 
bei der KSZE 

in Wien 

445) 
287 

264 

78  

49 

24 
8 

1 6  

I n  Österreich waren mit Stand Dezember 1 993 1 50 Staaten sowie die EU 
vertreten. Davon haben 93 ihren Sitz in Wien, 36 in Bonn und Umgebung, 2 
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Diplomatisches und konsularisches Korps in Österreich 

i n  Bern, 6 i n  Genf, 6 i n  Brüssel ,  2 i n  Paris ,  2 in  Budapest, 2 i n  London ,  1 i n  
Kopenhagen und  1 i n  Liechtenstein .  

Wien beherbergt 93  Ständi ge Vertretungen sowie  Beobachter- und Ver
b indu ngsbüros be i  den  I nternationa len Organ i sat ionen,  46 Ständige 
Vertretungen haben ih ren  S i tz i m  Aus land .  I n  den mei sten Fä l l en  s ind  
d iese  Vertretungen mi t  der  Botschaft des  jewei l igen Landes i de nt ,  
1 6  Vertretungen werden von  e inem Ständigen Vertreter im Botschafter
rang ge lei tet . 

Be im KSZE-Foru m  für S i cherheitskooperation und beim Ständigen Aus
schuß der K S Z E  s ind 52  Länder (ohne Österreich) durch Ständige Vertreter 
bei der K S Z E  bzw. durch Delegationen vertreten.  Davon haben 44 ihren 
ständigen Si tz i n  Wien . D arüber h inaus haben zwei Länder, d ie  Beobachter 
bzw. Nichtmitg l ied s ind,  Delegationen bei der KSZE.  

Von den 93  i n  Wien res identen diplomatischen Vertretungsbehörden 
repräsentieren 38 europäische, 26 asiatische, 1 6  l ateinameri kanische, 9 
afrikanische und 2 nordamerikanische Länder sowie je e ine Austra l ien  und 
die  E U. 

1 993 überreichten 26 neuernannte Botschafter ihr  Beglaubigungs
s chre iben .  

14  Berufskonsulate und 1 62 honorarkonsu lari sche Vertretungen nehmen 
zusätzlich zu den Konsu larabte i lungen der Botschaften konsularische 
Aufgaben in  Österreich wahr. 

B undesland 

B urgenland 
Kärnten 
Niederästerreich 
Oberästerreich 
Salzburg 
Steiermark 
Tirol 
Vorarlberg 
Wien 

Gesamt 

Konsularische Vertretungen in Österreich 

Berufskonsulate 

2 

5 
2 
2 
2 
1 

1 4  

Honorarämter 
( ehrenamtliche 

konsular. Vertretungen) 

5 
1 0  
2 

1 6  
3 1  
1 3  
1 9  
1 1  
55  

1 62 
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Anhang 

2. Übersicht über die Ständigen Vertretungen bei den in Österreich 
ansässigen Internationalen Organisationen und Einrichtungen 

Ständige Vertretungen bei IAEO UNIDO VN-Büro KSZE-
Sekretariat 

(ohne Österreich) 1 04 1 29 1 2 1  52 
davon : 
Europa 33 34 35  
Asien 27 32 3 1  
Nord- und Südamerika 1 9  25 23 
Afrika 23 36 30 
Australien und Neuseeland 2 2 2 

Von den Ständigen Vertretungen 
haben ihren Sitz in Wien : 82 86 88 44 
Davon ident mit dipl. Missionen : 67 83 79 1 1  
Durch einen eigenen Ständigen 
Vertreter geleitet : 37 46 42 4 1  
Sitz i m  Ausland : 22 43 33 8 

Venezuela hat einen Ständigen Vetreter bei der OPEC in Wien. 
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Chronik der in Wien akkreditierten ausländischen BotschafterInnen 

IV. Chronik der in Wien akkreditierten ausländischen 
Botschafter Innen 

Stand 3 1 .  1 2. 1 993 

Landeskurzform Botschafter Überreichung 

Heiliger Stuhl S.  E. Erzbischof Msgr. DDr. Donato 
Squicciarini 1 8 . 9 . 1 989 

Malteser Ritterorden S. E .  Baron Gioacchino Malfatti di Montetretto 1 6. 5 . 1 983 
Lesotho S. E. Herr Reginald Mokheseng Tekateka 9 .  6 . 1 983 
Kap Verde S. E. Herr Antonio Rodrigues Pires 2 1 . 1 2 . 1 983 
Kamerun S.  E. Herr Jean Melaga 1 8 . 6 . 1 985 
Ver. Arab. Emirate S. E. Herr Abdul Aziz Al Owais 2. 9 . 1 985 
Liberia S. E. Herr Nathaniel Eastman 26. 1 1 . 1 986 
Saudi-Arabien S .  E. Herr Essa A. AI-Nowaiser 3. 9 . 1 987 
Katar S. E. Herr Jasim Yousof Jamal 8 . 1 1 . 1 988 
Mauretanien S. E. Herr Dr. Youssouf Diagana 1 1 . 1 .  1 989 
Uruguay S. E. Herr Dr. Jose D. Lissidini 1 2 . 5 . 1 989 
Luxemburg S. E. Herr Jacques Reuter 20. 6. 1 989 
Tunesien S. E. Herr Habib Ammar 20. 6. 1 989 
Ghana S. E. Herr Kojo Amoo-Gottfried 1 1 . 7 . 1 989 
Uganda 1. E. Frau Freda Lule Blick 1 1 . 7 .  1 989 
I rak S. E. Herr Dr. Rahim Abid Alkital 8. 9 . 1 989 
Belgien S. E. le  Vicomte Georges Vilain X l i I I  1 8 . 9 . 1 989 
San Marino S .  E. Herr Giovanni Vito Marcucci 1 8 . 9 . 1 989 
Island S. E. Herr Hjalmar W. Hannesson 1 2. 1 0. 1 989 
China S.  E. Herr Hu Benyao 1 6. 1 1 . 1 989 
Tansania S.  E. Herr James L. Kateka 1 6. 1 1 . 1 989 
Sierra Leone S. E. Herr Dauda S.  Kamara 1 6. 1 1 . 1 989 
Togo S. E. Herr Fousseni Mamah 28 . 1 1 . 1 989 
Kenia S.  E. Herr Vincent John Ogutu-Obare 28. 1 1 . 1 989 
Mosambik 1 .  E. Frau Frances Victoria Velho Rodrigues 27. 2 . 1 990 
Chile S.  E. Herr Heman Gutierrez Leyton 1 .  6. 1 990 
Somalia S .  E. Herr Dr. Hassan Abshir Farah 20. 6. 1 990 
Trinidad und Tobago S. E. Herr Rabindranath J. Permanand 20. 6. 1 990 
Myanmar S. E. Herr Win Aung 1 8 . 7 . 1 990 
Mali S.  E.  Herr Modibo Keita 1 8 . 7 . 1 990 
Oman S. E. Herr Mohammed bin Y ousuf bin Qassim 

Al-Zarafy 1 1 . 9 . 1 990 
Rußland S.  E. Herr Valerij N.  Popow 20. 9 . 1 990 
Polen S. E. Herr Prof. Dr. Wladyslaw Bartoszewski 20. 9 . 1 990 
Libanon S. E .  Herr Fawzi Salloukh 20. 9 . 1 990 
Norwegen S. E. Herr Kaare Daehlen 27. 9 . 1 990 
Ungarn S. E. Herr Prof. Dr. Denes Hunkar 27. 9 . 1 990 
Niederlande S. E. Herr Enrik C. H.  A. Plug 2 1 . 1 1 . 1 990 
Jemen S. E. Herr Dr. Saeed Sharaf Badr Muqbil 1 1 . 1 2 . 1 990 
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Landeskurzform 

Mongolei 
Thailand 
Schweiz 
Deutschland 
Benin 
EI Salvador 
Malta 
Barbados 
Nigeria 
Finnland 
Gri ech enlan d 
Malaysia 
Swasiland 
Indien 
Bhutan 
Brasilien 
Frankreich 
Liechtenstein 
Spanien 
Irland 
Marokko 
Iran 
Venezuela  
Ägypten 
Neuseeland 
Burkina Faso 
Paraguay 
Pakistan 
Cöte d' Ivoire 
Gabun 
Sudan 
Kroatien 
Slowenien 
Bahrain 
Korea, Republik 
Großbritannien 
Guatemala 
Ukraine 
Italien 
Nicaragua 
Albanien 
Mexiko 
Vietnam 
Kuwait 
Peru 
Nepal 

646 

Anhang 

Botschafter Überreichung 

S.  E. H err Delgerdalain Shambashanzan 
S.  E. Herr Samboon Sangiambut 
S. E. Herr Franyois Pictet 
S. E. Herr Dr. Phi lipp Jenninger 
S.  E. Herr Saturnin K. Soglo 
S.  E. Herr Jose Saguer Saprissa 
S.  E. Herr Richard G. Lapira 
S. E. Herr Rashid Orlando Marville 
S.  E .  Herr Simeon Adewale Adekanye 
S.  E. Herrn Alec Aalto 
S. E. Herr Panayotis Tsounis 
S.  E. Herr Dato'Tan Koon San 
S.  E. Herr Mpumelelo Joseph Ndumiso Hlophe 
S. E. Herr Kamal Nain Bakshi 
S.  E. Herr Dasho Paljor J .  Dorji 
I .  E. Frau Thereza Maria Machado Quintella 
S.  E .  Herr Andre Lewin 
S. E .  Graf Mario von Ledebur-Wichein 
S .  E .  Herr Dr. Miguel Angel Ochoa Brun 
S.  E .  Herr William Dec1an Connolly 
S.  E .  Herr Mohamed EI Habib Fassi Fihri 
S.  E.  Herr Dipl . - Ing. Mehdi Safari 
S .  E .  Herr Univ.-Prof. Santiago Ochoa 
s.  E.  Herr Abdel Hamid A. Onsy 
S.  E. Herr Dr. Richard S.  Grant 
I. E. Frau Sophie Sow 
S. E. Herr Arch. Carlos Peyrat 
S. E. Herr Samuel Thomas Joshua 
S. E. Herr Simeon Ake 
S. E. Herr Sylvestre Oyouomi 
S.  E. Herr Dr. Ali Khalid EI Hussein 
S .  E .  Herr Dr. Ivan Brnelic 
I .  E .  Frau Prof. Dr. Kat ja Boh 
S .  E .  Herr Ahmed A.-Haddad 
S. E. Herr See-Y oung Lee 
S. E. Herr Terence C. Wood 
S. E. Herr Lic. Mario Juarez Toledo 
S .  E .  Herr Yuri W. Kostenko 
S. E. Herr Dr. Alessandro Grafini 
S. E. Herr Xavier Argüello Hurtado 
S.  E. Herr Albert Alickaj 
S. E .  Herr Claude Heller Roussant 
S. E. Frau Nguyen Thi Hoi 
S.  E .  H err Faisal Rashid Jassem Al-Ghais 
S.  E. H err Igor Velazquez Rodriguez 
S. E. H err Gopal Prasad Sharma 

1 1 . 1 2 . 1 990 
1 9 . 1 2. 1 990 
1 9 . 1 2 . 1 990 
24. 1 . 1 99 1  
2 1 .  2 . 1 99 1  
2 1 .  2. 1 99 1  
2 1 .  3 . 1 99 1  
1 8 . 4. 1 99 1  
20. 6 . 1 99 1  
20. 6. 1 99 1  
1 1 . 7 . 1 99 1  
1 1 . 7 .  1 99 1  
1 1 . 7 . 1 99 1  
1 8 . 7 . 1 99 1  
1 8 . 7 . 1 99 1  
5 .  9 . 1 99 1  
5 .  9 . 1 99 1  
5 .  9 . 1 99 1  

25 .  9 . 1 99 1  
25 .  9 . 1 99 1  
25 .  9 . 1 99 1  
1 9 .  1 1 . 1 99 1  
1 9 . 1 1 . 1 99 1  
25 . 1 1 . 1 99 1  
25 . 1 1 . 1 99 1  
25 . 1 1 . 1 99 1  
1 8 . 1 2 . 1 99 1  
1 8 . 1 2 . 1 99 1  
1 8 . 1 2 . 1 99 1  
1 3 .  1 . 1 992 
30. 1 . 1 992 
30. 1 .  1 992 
26. 2. 1 992 
26. 2 . 1 992 
1 4. 4. 1 992 
8. 5 . 1 992 

1 0. 6. 1 992 
1 0. 6 . 1 992 
1 6. 7 . 1 992 
1 0. 9 . 1 992 
1 0. 9 . 1 992 
1 7 . 9 . 1 992 
1 7 . 9 . 1 992 
28 . 1 0 . 1 992 
28. 1 0 . 1 992 

5 . 1 1 . 1 992 
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Chronik der in Wien akkreditierten ausländischen BOfschajterlnnen 

Landeskurzform 

Zypern 
Aserbaidschan 
Costa Rica 
Schweden 
Südafrika 
Ruanda 
Gambia 
Malawi 
Phi l ippinen 
Portugal 
Korea DVR 
Sri Lanka 
Kanada 

Botschafter 

S. E .  Herr Andros A. Nico laides 
S .  E .  Herr Husein-aga Ssadigow 
S .  E .  H err Alfonso Guardia Mora 
I .  E. Frau Anita Gradin 
S .  E. Herr Dr. J ohannes P. Roux 
S .  E. Herr Augustin Karamage 
S. E. Herr Alhaji  M u hammadou Njack Bobb 
S. E. Herr Ronald Norman Levi Nkomba 
S .  E .  Herr Reynaldo O .  Arci l l a  
S .  E .  Herr Octavio Neto Valerio 
S .  E .  Herr Kim Gwang Sop 
S .  E .  Herr Karunaratne J ayasuriya 
S .  E. H err Peter Francis Walker 

Türkei I .  E.  Frau Fil iz Dincmen 
Ecuador S .  E .  Herr Lic .  Oswaldo Ramirez Landazuri 
Austral ien S .  E .  Herr Ronald Alfred Walker 
Afghanistan S .  E. Herr Sayed Ibrahim Gailani 
I ndonesien S .  E .  Herr Agus Tarmizdi 
Armenien S .  E.  H err Arman N avassardian 
Tschechische Republik S .  E. Herr Dip l . - Ing .  Pavel Jajtner 
Senegal S. E .  Herr Moussa Toure 
Jamaika S .  E .  H err Richard Antonio Pierece 
I srael S .  E.  Herr Dr. Jozef Govrin 
Guinea 
Tschad 
Dänemark 
Algerien 
Vereinigte Staaten 
Jordanien 
Japan 
Kuba 

Delegation der 
EG- Kommission 

S .  E .  Herr Lamine Bol ivogui 
S .  E .  Herr Lossimian Mbai laou Naimbaye 
S .  E. H err Jorgen Rud H ansen Böjer 
S .  E .  H err Ha l im Benattal lah 
I .  E .  Frau Swanee Grace H unt 
S .  E .  Herr Husam Kazim Abu Ghazalah 
S .  E .  Herr Tsuyoshi Kurokawa 
S .  E. Herr Alberto Velazco San Jose 

S .  E .  Herr Dr. Corrado Pirizio- Birol i  

Überreichung 

5 . 1 1 . 1 992 
23 . 1 1 . 1 992 
23 . 1 1 . 1 992 
1 4. 1 2 . 1 992 
1 4. 1 2 . 1 992 
1 4 . 1 2 . 1 992 
1 4 . 1 . 1 993 
1 4. 1 .  1 993 
1 7 . 2 . 1 993 
1 7 . 2 . 1 993 
1 8 . 3 . 1 993 
1 8 . 3 . 1 993 
1 3 . 4. 1 993 
1 3 . 4 . 1 993 
26. 5 . 1 993 
26. 5 . 1 993 

7. 6 . 1 993 
7 .  6 . 1 993 
7 .  6 . 1 993 

1 7 . 6. 1 993 
1 7 . 6 . 1 993 
1 7 . 6 . 1 993 
3 1 .  8 . 1 993 
3 1 .  8 . 1 993 
3 1 .  8 .  1 993 
1 4. 1 0 . 1 993 
1 4 . 1 0 . 1 993 
1 6 . 1 2 . 1 993 
1 6 . 1 2 . 1 993 
1 7 . 1 2 . 1 993 
1 7 . 1 2 . 1 993 

5 . 1 1 . 1 992 
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Anhang 

V. Österreich in Internationalen Organisationen 
Diese Tabelle enthält Informationen über Österreichs Mitgliedschaft in wichtigen 
Internationalen Organisationen, Fonds und Programmen im VN- und europäischen 
Bereich. Stand 1 .  Jänner 1 994. 

Beitrag 1 993 Ressort 
Organisation, Sitz im in öS 
Sitz, Leiterl) Rat Anteil am Gesamtbudget 

der Organisation in % 

UNO (Organisation der Vereinten 1 973 - 1 9742) 88,832.000,- BMaA 
Nationen/VN), N ew York, Genf, 0,75% 
Wien 1 99 1 - 1 9922) 24,600.000,- BKA 
Boutros-Ghali (Ägypten) 1 992 - 1 996 freiwilliger Beitrag 

ECE (Wirtschaftskommission der VN Teil des regulären BMaA 
für Europa), Genf VN-Budgets 
Hinteregger (Österreich) bis 30. 9. 1 993 
Berthelot (Frankreich) seit 1 .  1 0. 1 993 

FAO (Ernährungs- und 1 983 - 1 986 32,699. 4 1 6,- BMLF 
Landwirtschaftsorganisation der VN), 0,99% 
Rom 
Saouma (Libanon) seit 1 976 

GATI (Allgemeines Zoll- und 9,33 5.6 1 5,- BMwA 
Handelsabkommen), Genf 1 ,397% 
Dunkel (Schweiz) bis Juni 1 993 
Sutherland ( Irland) seit Juni 1 993 

G EF (Sonderkonto der Weltbank für 1 99 1 - 1 993 400,000.000,- B M F  
Umwelt), Washington 3 ,6% 
J onson (Niederlande) seit 1 99 1  

IAEO (Internationale 1 977 - 1 979 2 1 ,708 .902,- BMaA 
Atomenergie-Organisation), Wien 1 983 - 1 985 0,769%3) 
Blix (Schweden) seit 1 98 1  1 990 - 1 992 

ICAO (Internationale 2,980.000,- B MöWV 
Zivilluftfahrt-Organisation), 0,59% 
Montreal 
Rochar (Schweiz) seit 1 99 1  

IIASA (Internationales Institut für 7,350.000,- B MWF 
Angewandte Systemanalyse), 
Laxenburg 
Direktor de J anosi (USA) und 
Vorsitzender M ikhalevich (Rußland) 
1 990 - 1 993 

IKRK (Internationales Komitee vom 4,000.000,- B KA 
Roten Kreuz), Genf 5,000.000,- BMGSK 
Sommaruga (Schweiz) seit 1 987 
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Österreich in Internationalen Organisationen 

Beitrag 1 993 Ressort 
Organisation, Sitz im in öS 
Sitz, Leiter!) Rat Anteil am Gesamtbudget 

der Organisation in % 

ILO (Internationale 1 984 - 1 987 1 6,333 .250,- BMAS 
Arbeitsorganisation), Genf 0,74% 
Hansenne (Belgien) seit 1 989 

IMO (Internationale 3 1 9 .000,- BMöWV 
Seeschiffahrtsorganisation), London 0, 1 2% 
O' Neil (Kanada) 1 990 - 1 993 

INSTRA W (Internationales 79.355,- BMaA 
Forschungs- und Trainingsinstitut für freiwill iger Beitrag 
die Weiterbildung von Frauen), Santo 
Domingo 
Shields (Neuseeland) seit 1 99 1  

10M (Internationale Organisation 3 ,900.000,- B M I  
für Wanderung), Genf 1 ,3% 
Purcell  (USA) 1 988  - 1 993 

ITU (Internationale 2,476.4 1 4,- BMöWV/ 
Fernmeldeunion), Genf 0,266% GDPT 
Tarjanne ( Finnland) 1 989 - 1 994 

UNCTAD4) (Handels- und Teil  des regulären BMaA 
Entwicklungskonferenz der VN), VN-Budgets 
Genf 
Dadzie (Ghana) seit 1 986 

UNDCP (Internationales 1 ,700.000,- B MaA 
Drogenkontrollprogramm der VN), freiwill iger Beitrag 
Wien 
Giacomelli (Italien) seit 1 99 1  

UND P (Entwicklungsprogramm der 1 968 - 1 970 1 69,2 1 6.000,- B MaA 
VN), New York 1 972 - 1 996 0,97% 
Draper (USA) bis Juli 1 993 
Speth (USA) seit Juli 1 993 

UNEP (Umweltprogramm der VN), 1 973 - 1 974 5,000.000,- BMUJF 
Nairobi 1 978 - 1 980 0,75% 
Dowdeswell ( Kanada) 1 993 - 1 996 1 984 - 1 986 6,880.000,-5) 

1 990 - 1 993 

UNESCO (Organisation der VN für 1 972 - 1 976 26, 1 78 .000,- BMaA 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur), 0,73% 
Paris 
Mayor Zaragoza (Spanien) 
1 987 - 1 999 
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Anhang 

Beitrag 1 993 Ressort 
Organisation, Sitz im in öS 
Sitz, Leiterl) Rat Anteil am Gesamtbudget 

der Organisation in % 

UNHCR6) (Hochkommissar der VN 1 959 22,500.000,- B KA 
für Flüchtlinge), Genf 1 ,300.000,- B MaA 
Ogata (Japan) seit 1 99 1  4,640.000,- B M I  

0,2% 

UNICEF (Kinderhilfswerk der VN), 1 98 1 - 1 984 20,300.000,- BMaA 
New York 0,27% 
Grant (USA) 1 980 - 1 994 

UNIDO (Organisation der VN für 1 99 1 - 1 993 8,45 1 .000,- BMaA 
industrielle Entwicklung), Wien 0,74% 
Siazon (Philippinen) bis April 1 993 
De Maria y Campos (Mexiko) 
seit April 1 993 

UNIFEM (Entwicklungsfonds der 630.000,- B MaA 
VN für Frauen), N ew York freiwil liger Beitrag 
Capeling-Alakija (Kanada) seit 1 989 

UNRW A (Hilfswerk der VN für 5,697.7 1 8,- BMaA 
Palästinaflüchtlinge im Nahen freiwill iger Beitrag 
Osten), Wien 
Türkmen (Türkei) seit 1 99 1  

UNU (Universität der VN), Tokio 1 ,498 .525,- B MWF 
Gurgulino de Souza (Brasilien) freiwilliger Beitrag 
seit 1 987 

UPU (Weltpostverein), Bern 1 964 - 1 974 1 ,335 .624,- BMöWV/ 
Boto de Barros (Brasilien) 0,54% GDPT 
1 985 - 1 994 

WHO (Weltgesundheits- 1 978 - 1 98 1 29,565 .938,- BMGSK 
organisation), Genf 1 988  - 1 99 1 0,74% 
Nakajima (Japan) seit 1 988  

WIPO (Weltorganisation für 1 987 369 .764,- BMaA 
geistiges Eigentum), Genf 2,836.025,- BMwA 
Bogsch (USA) seit 1 973 1 ,78% 

WMO (Weltorganisation für 3 , 1 50.000,- BMWF 
Meteorologie), Genf 0,7 1 %  
Obasi (Nigeria) seit 1 984 

WTO (Weltorganisation für 2, 1 55 .375,- BMwA 
Tourismus), M adrid 2,29% 
Enriquez Savignac (Mexiko) 
1 990 - 1 997 

Europarat, Straßburg 35 ,7 1 6.272,- BMaA 
Lalurniere (Frankreich) 1 989 - 1 994 2, 1 3% 
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Österreich in Internationalen Organisationen 

Organisation, 
Sitz, Leiter!) 

CERN (Europäisches Zentrum für 
Kernforschung), Genf 
Rubbia ( Ital ien) 1 989 - 1 993 

Donaukommission, Budapest 
Strasser (Österreich) 1 990 - 1 996 

EFf A (Europäische 
Freihandelsassoziation), Genf 
Reisch (Österreich) seit 1 988  

ERO (Europäisches Büro für 
Funkangelegenheiten ), Kopenhagen 
Kourt (Großbritannien) seit 1 99 1  

ESA 4) (Europäische 
Weltraumorganisation), Paris 
Luton ( Frankreich) seit 1 989 

OECD (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung), Paris 
Paye (Frankreich) 1 984 - 1 994 

Sitz im 
Rat 

Beitrag 1 993 
in öS 

Anteil am Gesamtbudget 
der Organisation in % 

1 68,944.8 1 5 ,-
2,36% 

1 ,295 .260,-
1 2,5% 

64,728.440,-7) 
1 9,62%8) 

496.334,-
4% 

402,800.000,-
2,3 1 % 

3 1 ,200.000,-
1 %  

Ressort 

B MWF 

BMaA 

B MwA 

B MöWV/ 
GDPT 

B MWF 

BKA 
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Anhang 

Österreichs Beteiligungen an friedenserhaItenden Operationen der VN 

Finanzielle Beitragsleistungen 

Operation : 

UNFICYP (Friedensicherungstruppe der VN auf 
Zypern) 
freiwilliger Beitrag bis zur Umstel lung auf 
Pfl ichtbeiträge im Juni 1 993 

UNDOF (Beobachtertruppe der VN für die 
Truppenentflechtung im Nahen Osten) 

UNIFIL (Interimstruppe der VN im Libanon) 

UNA VEM (Verifikationsmission der VN in Angola) 

UNI KOM (Beobachtungsmission der VN im Irak 
und Kuwait) 

ONUSAL (Beobachtungsmission der VN in EI 
Salvador) 

UNPROFOR (Schutztruppe der VN im ehemaligen 
Jugoslawien) 

UNT AC (Übergangsautorität der VN in 
Kambodscha) 

UNOSOM (Friedenserhaltende Operation der VN 
in Somalia) 

ONUMOZ (Friedenserhaltende Operation der VN 
in Mosambik) 

652 

Beitrag 1 993 Ressort 
in öS 

Anteil am Gesamtbudget 
der Organisation in % 

75 1 . 1 05 ,-9) BMaA 
0,75% 

1 ,475 .000.-9) BMaA 

3,092.924,- BMaA 
0,75% 

1 2,660. 1 82,- BMaA 
0,75% 

3,462.959,- BMaA 
0,75% 

4, 1 02.224,- B MaA 
0,75% 

2,255.396,- B MaA 
0,75% 

87,208.280,- BMaA 
0,75% 

55,262. 1 3 8,- BMaA 
0,75% 

43 ,030.349,- BMaA 
0,75% 

1 6,228.397,- BMaA 
0,75% 
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Österreich in Internationalen Organisationen 

Aktive Beteiligung 

Seit  1 960 war Österreich an insgesamt 23 friedenserhaltenden Operationen der VN 
mit über 33 .000 Personen bete i ligt. Mit Stand I .  Januar 1 994 hat sich Österreich an 
fo lgenden Operationen der VN betei l i gt :  

UNTSO - Waffensti l l standsüberwachung i m  Nahen Osten : 
seit 1 948, ästerr. Bete i l i gung seit 1 967,  dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 3  Offiziere 

UNFICYP - Fri edensicherungstruppe auf Zypern : 
seit 1 964, Österreich ste l l t  dzt. I B atai l lon (AUSCO N) . . . . . . . . . .  353  M ann 
und Beobachter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 O ffiziere 

UNDOF - Truppentrennungsüberwachung auf den Golanhähen : 
seit 1 974, Österreich ste l l t  dzt. 1 B atai l lon  (AUSBATT) . . . . . . . . . 452 M ann 

UNIKOM - Beobachtungsmiss ion Irak - Kuwait : 
seit  April  1 99 1 ,  Österreich stel lt dzt. 1 Sanitätszug . . . . . . . . . . . . .  . 
und Beobachter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

UNSCOM - Sonderkommiss ion des S ichheitsrates i m  I rak : 
seit Apri l 1 99 1 ,  ästerr. Betei l igung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

UNGCI - Wachkontingent des Generalsekretärs im I rak : 
seit M ai 1 99 1 ,  ästerr. Bete i l igung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

ONUSAL - Beobachterm i ss ion in E I  Salvador :  
seit Jun i  1 99 1 ,  ästerr. Bete i l igung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

MIN URSO - Übergangsadministrat ion für d ie  Westsahara : 
seit  September 1 99 1 ,  ästerr. Betei l igung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
(Vorkom mando) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

UNOT - Büro des Genera lsekretärs i n  Tadschikistan : 
seit Jänner 1 993,  ästerr. Bete i ligung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

UNOMIL - Beobachtermiss ion in Liberi a :  
seit September 1 993 ,  ästerr. Betei l i gung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

UN AMIR - Übergangsadmini stration in  Ruanda : 
seit O ktober 1 993 ,  ästerr. Bete i l igung dzt. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

und Commiss i oner der internat ionalen Pol izeitruppe . . . . . . . . . .  . 

UNMLTIC - Verb indungsteam in Kambodscha : 
se it  November 1 993,  ästerr. Bete i l igung dzt . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 

1 2  Offiz iere 
6 Offiziere 

3 Offiz iere 

20 Exekutiv
beamte 

3 Exekutiv
beamte 

6 Exekutiv
beamte 

1 Offizier 

I Offizier 

1 1  Offizi ere 

5 Offiz iere 
1 Exekutiv

beamter 

I Offiz ier 

653  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)668 von 734

www.parlament.gv.at



Anhang 

Beteiligung an internationalen Finanzinstitutionen1O) 
Organisation, Sitz im 

Kapitalanteil l2) Ressort Sitz, Leiter Rat l l )  

ADB (Asiatische Entwicklungsbank), 939,827 .350,-1 3) BMF 
Manila 0,3 58% 
Sato (Japan) 1 993- 1 998 

AfDB (Afrikanische 949, 1 69 .097,-14) B M F  
Entwicklungsbank), Abidjan 0,392% 
N'Diaye (Senegal) 1 990- 1 995 

AfDF (Afrikanischer 1 .546,486.525,-1 4) B M F  
Entwicklungsfonds), Abidjan 1 ,3% 
N'Diaye (Senegal) 1 990- 1 995 

EBRD (Europäische Bank für 3 . 1 25,880.000,- BMF 
Wiederaufbau und Entwicklung), 2,3% 
London 
de la Rosiere (Frankreich) 
1 993- 1 997 

Gemeinsamer Rohstoffonds 20, 1 1 3 .002,- B M F  
i m  Rahmen der UNCTAD, 0,96% 
Amsterdam 
Hartantyo ( Indonesien) 1 989-

lAD B (Interamerikanische 488,290. 1 24,-1 5) B M F  
Entwicklungsbank), Washington 0,079% 
Iglesias (Uruguay) 1 988- 1 993 

IBRD (Internationale Bank für 1 5 .945,028 .459,-16) BMF 
Wiederaufbau und Entwicklung - 0,8 1 %  
Weltbank), Washington 
Preston (USA) 1 99 1 - 1 996 

ID A (Internationale 6.788,048.000,-1 6) B M F  
Entwicklungsgesellschaft), 0,78% 
Washington 
Preston (USA) 1 99 1 - 1 996 

IF AD (Internationaler Fonds für 1 983-1 985 240,583 .448,- B M F  
landwirtschaftliche Entwicklung), 0,7 1 2% 
Rom 
Fawzi Hamad Al-Sultan (Kuwait) 
1 992- 1 996 

IFC (Internationale Finanz- 1 73 ,868.549,-17) BMF 
Corporation), Washington 0,87% 
Preston (USA) 1 99 1 - 1 996 

11 C (Interamerikanische 1 1 ,3 54.000,-1 5) B M F  
Investitionsges.), Washington 0,5% 
Iglesias (Uruguay) 1 98 8- 1 993 

654 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 669 von 734

www.parlament.gv.at



Österreich in Internationalen Organisationen 

Organisation, 
Sitz, Leiter 

IMF (Internationaler Währungs
fonds), Washington 
Camdessus (Frankreich) 1 99 1 - 1 995 

Sitz im 
RatI I )  Kapitalanteil1 2) 

1 8 .552,690.240,-18) 
0,88% 

Ressort 

ÖN B  

1) Angegeben werden das Jahr der erstmaligen Übernahme dieser Funktion und das Ende der laufenden 
Amtsperiode. 

2) Nichtständiges Mitglied im Sicherheitsrat. 
3) Anteil am Technical Assistance bzw. Working Capital Fund 0,74%. 
4) Der U NCTAD - Rat bzw. ESA-Rat steht allen Mitgliedern offen. 
5) B eitrag Montreal-Protokoll .  
6) Ständiges Mitglied des Exekutivkomitees. 
7) Auszahlung in S FR (Umrechnungskurs S FR : öS I :  8). 
8) Österreichischer Beitragsschlüssel für das I. Halbjahr 1 7,9 1 %. 
9) Pfl ichtbeitrag und freiwilliger Beitrag werden mit den Kostenrefundierungen der VN, die sich aus der 

österreichischen Teilnahme an U N FICYP ergeben, kompensiert ; diese Refundierung erfolgt derzeit durch 
die VN mit rund zehn Jahren Verzug. 

1 0) Weitere Hinweise zu internationalen Finanzinstitutionen finden sich im Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 
1 993 ; Teil I, Kapitel 54, Voranschlagsansatz ,, Internationale Finanzinstitutionen". 

1 1 ) Außer beim I FAD sind bei den internationalen Finanzinstitutionen alle Mitglieder im Gouverneursrat 
vertreten. 

1 2) Siehe auch Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 1 993 ; I I .  Teil (Beilage N :  Kapitaleinzahlungen an 
internationale Finanzinstitutionen), Stand : 3 1 .  1 2 . 1 992.  

1 3) Jahresbericht der ADB, Stand : 3 1 .  1 2 . 1 992. 
14) Jahresbericht AfDB und AfDF, Stand : 3 1 .  1 2 . 1 992.  
1 5) Jahresbericht der IADB, Stand : 3 1 . 1 2. 1 992. 
1 6) Jahresbericht der I B RD, Stand : 30.  6. 1 993.  
1 7) Jahresbericht der I FC, Stand : 30. 6.  1 993.  
1 8) Wochenausweis der Österreichischen Nationalbank vom 3 1 .  1 2 . 1 993 . 
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Anhang 

VI. Vertragsübersicht 
Diese Vertragsübersicht wurde aufgrund der Vertragskartei des BMaA erstellt und soll 
einen Überblick über die Entwicklung der vertraglichen Beziehungen Österreichs im Jahr 
1 993 geben. Sie enthält Verträge, Übereinkommen, Notenwechsel, Abkommen und 
Vereinbarungen, die 1 993 in Kraft getreten sind bzw. gekündigt wurden. 

L eg e n de:  
Ort, (Datum) = Tag der Unterzeichnung durch Österreich 
Inkraft (Datum) = Tag des Beginns der völkerrechtlichen Wirksamkeit 
ADR = Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße 

1 .  Bilateral 

Bahrain 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des 
Staates Bahrain über den Fluglinienverkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten und 
darüber hinaus 
Wien, 1 2 . 1 1 . 1 992 
I nkraft l 3 . 5. 1 993 , BGBl.  Nr. 328/ 1 993 

Belgien 

Widerruf von sieben Vereinbarungen zwischen dem Verkehrsminister des Königrei
ches Belgien und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich 
1 .  nach Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Zulassung zur Beförderung von Dicu
mylperoxid mit einem Peroxidgehalt von mehr als 95% 
2. nach Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Zulassung zur Beförderung von Bis-(2-
tert.butylperoxy-isopropyl) 1 ,4 - benzol und Bis-(2-tert.butylperoxy-isopropyl) 1 ,3 -
benzol 
3. nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in unterschiedli
chen Zusammensetzungen 
4. gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
5 .  gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
1 0% bzw. 1 6% Peressigsäure 
6. nach Rn .  20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Freistellung von Aluminiumstaub 
und Aluminiumpulver von den Beförderungsvorschriften des ADR 
7 .  nach Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Freistellung von Zinkstaub und 
Zinkpulver von den Beförderungsvorschriften des ADR 
I nkraft 1 .  1 .  1 993, BGBl.  Nr. 749/ 1 993 

Brasilien 

Abkommen zwischen dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 
dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits, und der 
Regierung der Föderativen Republik Brasilien andererseits, über die Anerkennung 
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Vertragsü hersich t 

von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkl iche Herste l lung von Waren 
für Zwecke der zol l freien oder zol lermäßigten Einfuhr nach Österreich 
Wien, 1 5 . 3 .  1 993 
Inkraft 26. 4 .  1 993 ,  BGBI .  Nr. 3 1 9/ 1 993 

Bulgarien 

B i lateral es Abkom men in  Form eines Briefwechsels zwischen der Repub l ik  Bulga
rien und der Republ ik Österreich betreffend landwirtschaftl iche Produkte 
Genf, 29 . 3 .  1 993 
In kraft I .  9 .  1 993 ,  8G Bl .  Nr. 64 1 / 1 993  

Kündigung der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Außenhandel der 
Volksrepubl ik  Bulgarien über die Anerkennung von Bescheinigungen der H andels
kammer Bulgariens in Ursprungszeugnissen, die für die Anwendung der Vorzugszö l 
l e  nach dem österreichischen Präferenzzollgesetz erforderl ich s ind 
I nkraft 3 . 1 2 . 1 993,  BGBI .  Nr. 847/ 1 993 

Burkina Faso 

Rahmenabkommen über die Zusammenarbeit auf wirtschaft l ichem, technischem 
und sozi a lem Gebiet zwischen der Österreichi schen Bundesregierung und der 
Regierung von Burkina Faso 
Wi en, 1 7 . 1 .  1 99 1  
I nkraft 1 . 3 . 1 993 ,  BGBI . Nr. 1 82/ 1 993 

China 

Memorandum of Understanding über den H andel mit  besti mmten Text i lprodukten 
zwischen der Regierung der Republ ik Österreich und der Volksrepubl ik China 
Wien, 1 6 . 1 1 . 1 993 
In kraft 1 6 . 1 1 . 1 993 ,  BGBI .  N r. 3 8/ 1 994 

Dänemark 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentl iche Wi rtschaft 
und Verkehr der Republ ik  Österreich und dem lustizmin ister des Königreiches 
Dänemark nach Rn. 20 1 0  des A D R  über die Beförderung von Peressigsäure mit 
höchstens 1 0% bzw. 1 6% Peressigsäure 
I nkraft l .  1 .  1 993 ,  BGBI .  Nr. 432/ 1 993  

Deutschland 

Vereinbarung zwischen dem Bundesmin ister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutsch land und dem Bundesmin i ster für öffentl iche Wi rtschaft und Verkehr der 
Repub l ik  Österreich gemäß Rn.  20 I 0 und 1 0602 des ADR über die Beförderung 
verschiedener Gasgemische der Klasse  2 
Bonn, 1 2 . l .  1 993 1 Wien, I .  3 .  1 993 
I nkraft 1 .  3 .  1 993 ,  BGB I .  Nr. 2 3 5 / 1 993 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundes
republ ik  Deutschland und dem Bundesminister für Verkehr der Republ i k  Österreich 
nach Rn . 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Cyanurchlorid ( Krista l l in)  i n  
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Transportgefäßen aus Kunststoff mit emem Fassungsraum von höchstens 1 250 
Litern 
Inkraft 5 . 4. 1 993 , BOBl.  Nr. 367/ 1 993 

Vereinbarung in Form eines Briefwechsels zwischen dem Bundesminister für 
auswärtige Angelegenheiten der Republik Österreich und dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit der Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne des Art. 1 1  des Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüber
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 
Wien, 1 2 . 1 .  1 993 / Bonn, 1 6. 2 .  1 993 
Inkraft 1 .  5. 1 993, BOB!. Nr. 37 1 / 1 993 

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich nach Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Beförderung von 
3,3,3-Trifluorpropen-l (TFP) und Heptafluorpropan (R 227) 
Bonn, 1 9. 4. 1 993 / Wien, 1 0. 5 .  1 993 
Inkraft 1 0. 5 .  1 993, BOB!.  Nr. 374/ 1 993 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich nach Rn . 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Thermosta
ten mit einer Kalium-Natrium-Legierung 
I nkraft 1 .  1 .  1 993, BGBl . Nr. 434/ 1 993 

Vereinbarung über Vereinfachungsmaßnahmen im gemeinsamen Versandverfahren 
zwischen Salzburg und Kufstein 
Wien, 23 . 6. 1 993 
Inkraft 5 . 7. 1 993, BOB!. Nr. 455/ 1 993 

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über Verpackungen für Stoffe der 
Klasse 4.2 Ziffern 3 1  a) und 32 a) 
Bonn, 5 . 5 .  1 993 / Wien, 2 1 .  6 .  1 993 
Inkraft 2 1 .  6. 1 993, BOB!. Nr. 476/ 1 993 

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich nach Rn. 1 0602 des ADR über die Beförderung von Kohle, 
pulverförmig, körnig oder in Stücken (UN-Nr. 1 36 1 )  in Tankfahrzeugen (Silofahr
zeugen) und Tankcontainern 
Bonn, 4. 6. 1 993 / Wien, 1 4. 7. 1 993 
I nkraft 1 4. 7 .  1 993, BOBl.  Nr. 542/ 1 993 

Abkom men zur Änderung des Abkommens vom 1 4. September 1 95 5  zwischen der 
Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der 
Orenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsverkehr i .  d. F. der Abkom
men vom 2 1 .  Jänner 1 975 und 1 6 . September 1 977 
Bonn, 30. 7 .  1 990 
Inkraft 1 .  1 1 . 1 993, BOB! . Nr.  602/ 1 993 
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Vertrag zwischen der Republ ik  Österreich und der Bundesrepubl ik  Deutschland 
über den Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze in der Sektion I I I  des Grenzab
schnittes "Scheibelberg- Bodensee" sowie in einem Tei l  des Grenzabschnittes 
" D reieckmark- Dandlbachmündung" und des Grenzabschni ttes "Saalbach-Schei
be lberg" 
Wien, 3 .  4. 1 989 
I nkraft 1 .  1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr.  633 / 1 993 

Vere inbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepubl ik  
Deutschland und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republ ik  Österreich nach Rn.  20 1 0  des ADR über die Beförderung von Geräten mit 
inerten Gasen, wie Schwefe lhexafluorid (Kl asse 2 ,  Ziffer 5 a)) 
Bonn,  1 6 . 7 .  1 993 / Wien, 1 6 . 9 .  1 993 
Inkraft 1 6 . 9 . 1 993 ,  BGBI .  Nr. 727/ 1 993 

Widerruf von drei Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für Verkehr der 
B undesrepubl ik  Deutschl and und dem Bundesminister für Verkehr der Republ ik 
Österreich 
1 .  n ach Rn. 1 0602 des ADR über die Erhöhung der Mengen an Peroxiden je 
Beförderungseinheit 
2 .  n ach Rn .  20 1 0  des ADR über die B eförderung bestimmter organischer Peroxide 
3 .  nach Rn . 20 1 0  des ADR über die Beförderung bestimmter Stoffe der RN.  255 1 in 
Roll s i ckenfässern 
I nkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGBI .  N r. 750/ 1 993  

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der  Bundesrepubl ik  
Deutsch land und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republ ik  Österreich nach Rn.  20 1 0  des ADR betreffend die Beförderung von 
Sauerstoffen der Kl asse 2 Ziffer 1 a) und Distickstoff der Klasse 2 Ziffer 5 a) in 
Fl aschen, deren Prüffrist abgelaufen ist  
Bonn,  24. 9 .  1 993  / Wien, 1 1 . 1 0 . 1 993  
Inkraft 1 1 . 1 0 . 1 993 ,  BGBL N r. 752/ 1 993 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundes
repub l ik  Deutschland und dem B undesminister für öffentl iche Wirtschaft und 
Verkehr der Republ ik  Österreich nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von 
Dim yristylperoxydicarbonat, technisch rein,  a ls  Stoff der Klasse 5 .2 ,  Gruppe E 
I nkraft I .  1 .  1 993 ,  BGBL N r. 788/ 1 993  

Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepubl ik  
Deutschland und dem Bundesminister für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr der 
Republ ik  Österreich nach Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Beförderung von 
Gasgemischen von Chl ordifluormethan ( R  22) und l -Chlor-l , l -d ifl uorethan (R 1 42 b) 
als Stoff der Klasse 2 Ziffer 4 a) 
Bonn,  1 8 . 1 0 . 1 993  / Wien, 29 .  1 0 . 1 99 3  
Inkraft 29 . 1 0. 1 993 ,  B G B L  N r. 827/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung 
der Bundesrepubl ik Deutschland über die Änderung der Vereinbarung vom 5. Jul i  
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1 972 über die Errichtung einer vorgeschobenen deutschen Grenzpolizeidienststelle 
am Grenzübergang Walserschanz 
Bonn, 1 9 .8 .129. 1 0. 1 993 
Inkraft 1 .  1 2 . 1 993, BGBL Nr. 833/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland zur Änderung der Vereinbarung vom 6.18.  Juli 
1 970 über die Errichtung vorgeschobener ästerreichischer Grenzdienststel len an den 
Grenzübergängen Kiefersfelden-Autobahn und Kiefersfelden-Staatsstraße 
Bonn, 1 9 .129. 1 0. 1 993 
Inkraft 1 .  1 2 . 1 993, BGBL Nr. 834/ 1 993 

EFfA 

Abkommen zwischen den E Ff A-Staaten und Israel 
Genf, 1 7 . 9 .  1 992 
Inkraft 1 .  1 .  1 993, BGBL Nr. 1 65/ 1 993 

Abkommen zwischen den E Ff A-Staaten und Rumänien 
Genf, 1 0. 1 2 . 1 992 
I nkraft 1 .  8. 1 993, BGBL Nr. 478/ 1 993 

Abkommen zwischen den E FT A-Staaten und Bulgarien 
Genf, 29. 3 .  1 993 
I nkraft 1 .  9 .  1 993, BGBL Nr. 640/ 1 993 

Abkommen zwischen den E FfA-Staaten und Ungarn 
Genf, 29. 3. 1 993 
I nkraft 1 .  1 0. 1 993, BGBL Nr. 673 / 1 993 

Abkommen zwischen den EFf A-Staaten und der Republik Polen 
Genf, 1 0. 1 2. 1 992 
provo Anwendung 1 5 . 1 1 . 1 993, BGBL Nr. 753/ 1 993 i. d. F. BGBL Nr. 755/ 1 993 

Europäische Patentorganisation 

Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der 
Europäischen Patentorganisation über den Sitz der Dienststelle Wien des Europäi
schen Patentamts 
Wien, 1 8 . 2. 1 993 / München, 22. 3 .  1 993 
Inkraft 22. 3. 1 993, BGBL Nr. 294/ 1 993 

EWG 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge
meinschaft über den Güterverkehr im Transit auf der Schiene und der Straße 
Porto, 2. 5. 1 992 
Inkraft 1 .  1 .  1 993, BGBL Nr. 823/ 1 992 

Verwaltungsvereinbarung zur Festlegung des Zeitpunktes und der Modalitäten der 
Einführung des im Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
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Republ ik  Österreich über den Güterverkehr i m  Transit auf der Schiene und der 
Straße vorgesehenen Ökopunktesystems 
Wien, 23. 1 2 . 1 992 
Inkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGBL Nr .  879/ 1 992 

Abkommen in Form eines Br iefwechsels zwischen der Republ ik  Österreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgerneinschaft über bestimmte die Landwirtschaft betref
fende Vereinbarungen 
Porto, 2. 5. 1 992 
Inkraft 1 5 . 4. 1 993 ,  BGBL Nr .  390/ 1 993 

Abkommen in Form eines B ri efwechsels  zwischen der Republ ik  Österre ich und der 
E uropäischen Wirtschaftsgemeinschaft über d ie  vorl äufige Anwendung d es Abkom
mens über besti mmte Vere inbarungen für den Sektor Landwirtschaft 
B rüsse l ,  1 7 . 3 .  1 993 
I nkraft 1 5 . 4 .  1 993,  BGBL Nr.  3 9 1 / 1 993 

Finnland 

Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde für das ADR von Finnland und 
dem Bundesminister für öffent l i che Wirtschaft und Verkehr der Republ ik Österre ich 
gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des  ADR betreffend die B eförderung von entzündbaren 
festen Stoffen der Klasse 4. 1 
H el sink i ,  4. 8 .  1 993 / Wien,  22 .  1 0 . 1 993 
Inkraft 22. 1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr .  826/ 1 993 

Frankreich 

Vereinbaru ng zwischen der für d as ADR zuständigen Behörde Frankreichs und dem 
Bundesmin ister für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr der Republ ik Österreich 
gemäß Rn . 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffen d  Gasgemische unter Ziffern 4 und 6 
der Klasse 2 
Paris ,  1 .  2 .  1 993 / Wien, 6. 4. 1 993 
Inkraft 6. 4. 1 993 ,  BGBI .  Nr.  3 7 5 / 1 993 

Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentl iche 
Wirtschaft und Verkehr der Republ i k  Österreich und der für das ADR zuständigen 
Behörde Frankreichs 
1 .  gemäß Rn . 20 1 0  und 1 0602 des A D R  betreffend die Beförderung von 1 , 1 , 1 ,2-Tetra
fl uoräthan und 
2. gemäß Rn.  20 1 0  des A D R  betreffend die Beförderung von Benzoylperox id  mit 
mindestens 30% Phlegmat is ierungsmitteln der Klasse 5 .2 Ziff. 8 b 
Inkraft 1 .  1 .  1 993,  BGBI .  Nr.  433 / 1 993 

Hongkong 

Vereinbarung zwischen der Regierung von H ongkong und der Reg ierung der 
Republ ik  Österreich über den Export bestimmter Texti lerzeugnisse aus H ongkong 
nach Österre ich 
Wien, 1 0 . 1 2 . 1 992 / Hongkong, 1 4. 1 .  1 993 
I nkraft 1 4. 1 .  1 993,  BGBL Nr.  2 7 5 / 1 993 

66 1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)676 von 734

www.parlament.gv.at



Anhang 

Israel 

Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Republik Österreich und dem 
Staat I srael über bestimmte Vereinbarungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte 
Genf, 1 6 . 9. 1 992 
I nkraft 1 .  1 .  1 993, BGBl.  Nr. 1 66/ 1 993 

Italien 

Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr der Republik Italien und dem 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich 
gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Beförderung von Gemischen von 
Chlordifluormethan (R 22) und l -Chlor- l , l -difluorethan (R 1 42 b) 
Rom, 23. 1 .  1 993 / Wien, 1 .  3. 1 993 
I nkraft 1 .  3 .  1 993, BGBl. Nr. 202/ 1 993 

Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr der Republik Italien und dem 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich 
gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Beförderung von Gemischen von 
1 , 1 , 1 ,2-Tetrafluorethan (R 1 34 a) und 1 -Chlor- l , l -difluorethan (R 1 42 b) 
Rom, 3 . 2. 1 993 / Wien, 7 . 4. 1 993 
I nkraft 7 . 4. 1 993, BGBl.  Nr.  28 1 / 1 993 

Widerruf von vier Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und dem Minister für Verkehr der 
Republik Italien 
1 .  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
1 0% bzw. 1 6% Peressigsäure 
2 .  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in bestimmter 
Konzentration als Stoff der Kl . 5 .2, Ziff. 35 
3 .  nach Rn.  20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit  höchstens 
40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
4. gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Freistellung von Aluminiumstaub 
und Aluminiumpulver von den Beförderungsvorschriften des ADR 
I nkraft 1 .  1 .  1 993, BGBl.  Nr. 789/ 1 993 

Japan 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und Japan zur Abände
rung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und Japan über den 
Luftverkehr 
Wien, 1 6 . 6. 1 993 
Inkraft 1 6 . 6. 1 993, BGBl .  Nr. 452/ 1 993 

Jordanien 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des 
Haschemitischen Königreichs Jordanien zur Abänderung des Luftverkehrsabkom
mens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des 
Haschemitischen Königreichs Jordanien 
Amman, 23.5/8. 7 .  1 993 
Inkraft 1 .  9. 1 993, BGBl .  Nr. 568/ 1 993 
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Kanada 

Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreich ischen B undesregierung und der 
Regierung von Kanada 
Wien,  22 .  6 .  1 993 , 
I nkraft 1 .  9 .  1 993 ,  BGBL Nr. 598/ 1 993 

Kap Verde 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der 
Republ ik Kap Verde über N ahrungsmittelh i lfe in den Jahren  1 99 1  bis 1 995 
Praia ,  1 9 . 1 1 . 1 992 
I nkraft 1 .  2 .  1 993 , BGBL Nr. 52/ 1 993 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republ ik  Kap Verde über die 
Förderu ng und den Schutz von Investitionen 
Wien, 3 . 9 .  1 99 1  
Inkraft 1 . 4. 1 993 ,  BGBL N r. 83/ 1 993 

Kenia 

Notenwechsel zur Änderung des Abkommens zwischen dem Bundesminister für 
H andel ,  Gewerbe und I ndustrie und dem Bundesminister für Finanzen der Republik 
Österreich einerseits und dem Minister für H andel und I ndustrie der Republ ik 
Kenia andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und 
die handwerkl iche Herste l lung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder 
zol lermäßigten Einfuhr nach Österreich 
N airobi,  20.130 . 4 .  1 993  
I nkraft 30 .  4. 1 993,  BGBL N r .  440/ 1 993  

Kroatien 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republ ik Kroatien über die 
bi la teral en Au ßenwirtscha ftsbezi eh ungen 
\Vien, 1 5 . 7 .  1 992 
I nkraft I .  3 .  1 993 ,  8GBL Nr. 5 1 /  1 993 

Liechtenstein 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung, der Regierung des 
Fürstentums Liechtenstein und dem Schweizerischen Bundesrat über die Errichtung 
nebeneinanderl iegender G renzabfertigungsstel len für den Güterverkehr am Stra
ß engrenzübergang Tisi s/Schaanwald 
Wien, 3 0. 3 .  1 993 1 Bem, 7 . 4. 1 993 1 Vaduz, 23 . 6 .  1 993 
I nkraft I .  8. 1 993 ,  BGBI .  Nr. 567/ 1 993 

Luxemburg 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wi rtschaft 
und  Verkehr der Republ ik Österreich und dem Verkehrsminister des Großherzog
turns Luxemburg nach Rn . 20 1 0  des A D R  über die Beförderung von Peressigsäure in  
u nterschiedl ichen Zusammensetzungen 
I nkraft 1 . 1 .  1 993 ,  B G BL Nr. 540/ 1 993  
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Moldau 

Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Republik Moldau 
Wien, 20. 7 .  1 993 
Inkraft 1 .  1 0 . 1 993, BGBl. Nr. 687/ 1 993 

Niederlande 

Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande 
über die Binnenschiffahrt sowie Unterzeichnungsprotokoll 
Den Haag, 26. 9.  1 99 1  
Inkraft 1 .  1 .  1 993,  BGBl .  Nr. 7 1 4/ 1 992 

Widerruf von sieben Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und dem Minister für Verkehr und 
Wasserwirtschaft des Königreiches der Niederlande 
1 .  gemäß Rn. 20 1 0  des ADR 
2. nach Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Beförderung von tertiärem Amylperoxy-2-
Ethylhexanoat 
3 .  nach Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförderung bestimmter 
organischer Peroxide 
4. nach Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Beförderung von Nitrozellulosepulver 
5. nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in unterschiedli
chen Zusammensetzungen 
6.  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
7 .  gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförderung von 1 , 1 , 1 ,2-Te
trafluorethan 
Inkraft 1 .  1 .  1 993,  BGBl .  Nr. 1 3 / 1 994 

Norwegen 

Widerruf der Vereinbarung zwischen der für das ADR zuständigen Behörde des 
Königreiches Norwegen und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung 
bestimmter Stoffe mit pyrotechnischen Eigenschaften als Stoffe der Klasse 1 
Inkraft 1 .  1 .  1 993,  BGBl .  Nr. 2 1 6/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der für das ADR zuständigen Behörde des Königreiches 
Norwegen und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Beförderung von 
Ferrosilicium 
Os10, 2 . 6 .  1 993 / Wien, 1 4. 7 .  1 993 
Inkraft 1 4. 7 .  1 993,  BGBl.  Nr. 54 1 / 1 993 

Polen 

Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und dem Verkehrsminister der 
Volksrepublik Polen nach Rn. 20 1 0  des ADR 
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1 .  über die  Beförderung von Peressigsäure i n  u ntersch iedl i chen Zusammensetzun
gen 
2. über die Beförderung von Peressigsäure m it höchstens 400;() Peress igsäure in 
Kombinationsverpackungen ( Kunststoff) 
Inkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGBL Nr.  475/ 1 993 

B i l aterales Abkommen in Form eines Bri efwechsels zwischen der Republ ik  Öster
reich und der Republ ik  Polen betreffend den Handel mi t  l andwi rtschaft l ichen 
Erzeugnissen 
Genf, 1 0 . 1 2 . 1 992 
provo Anwendung 1 5 . 1 1 . 1 993 ,  BGBI .  Nr. 754/ 1 993 i .  d .  F. BG BI .  Nr .  75 5 / 1 993 

Änderung des Abschnittes D des Anhanges 1 zum Abkommen zwischen der 
Österreich i schen Bundesregierung und der Regierung der Vol ksrepub l ik  Polen über 
den Luftverkehr 
Wien, 1 0 . 4. 1 992 1 9 . 1 2 . 1 993  
Inkraft 9 .  1 2 . 1 993,  BGBI .  Nr .  39/ 1 994 

Rumänien 

Bi latera les Abkommen in  Form eines Briefwechsels zwischen Rumänien und der 
Republ ik  Österreich betreffend l andwirtschaft l i che Produkte 
Genf, 1 0 . 1 2 . 1 992 
I nkraft 1 . 8 . 1 993,  BGBI .  N r. 479/ 1 993 

Schweden 

Protokoll zur Abänderung des am 1 4. M ai 1 959 in Stockholm unterzeichneten 
Abkommens zwischen der Republ ik  Österreich und dem Königreich Schweden zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen und des am 6. Apri l  1 970 in Stockholm unterzeichneten 
Protokol l s  
Stockholm,  5 .  1 1 . 1 99 1  
I nkraft I .  5 .  1 993,  BGBL Nr. 1 32/ 1 993  

Widerruf von v ier  Vereinbarungen zwischen dem Industriemini ster bzw. der  für das 
ADR zuständigen Behörde des Königreiches Schweden und dem Bundesmini ster 
für Verkehr bzw. Bundesmini ster für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr der 
Repub l ik  Österreich 
1 .  nach Rn . 20 1 0  des ADR betreffend die Zulassung von D icetylperoxydicarbonat 
in wässriger Dispers ion mit 20% Dicetyl peroxydicarbon at zur Beförderung auf der 
Straße in festverbundenen Tanks oder Aufsetztanks 
2.  nach Rn.  20 I 0 ADR betreffend die B eförderung bestimmter organischer Peroxide 
3 .  nach Rn . 2 5 50 und 255 1 über d ie  Beförderung von Dicetyl peroxydicarbonat i n  
e iner stab i l en Suspension mi t  höchstens 42% Peroxyd ( U N  2895)  in  Wasser a ls  Stoff 
der Klasse 5 .2 ,  Gruppe E und 
4 .  gern.  ADR Rn .  20 1 0  betreffend d ie  Beförderung von n- Docosyl-(t- Butylperoxy)
oxalat auf der Straße 
I nkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGBL Nr. 1 99/ 1 993 

Widerruf der Vereinbarung zwischen der für das A D R  zuständigen Behörde des 
Königreichs Schweden und dem Bundesmin ister für öffentl iche Wirtschaft und 
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Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Beförde
rung von Dicetylperoxydicarbonat 
I nkraft 1 .  2. 1 993, BGBL Nr. 263/ 1 993 

Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und der für das ADR zuständigen 
Behörde von Schweden bzw. für das Königreich Schweden 
1 .  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in unterschiedli
chen Zusammensetzungen 
2. nach Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR über die Freistellung von Aluminiumstaub 
und Aluminiumpulver von den Beförderungsvorschriften des ADR 
I nkraft 1 .  1 .  1 993 , BGBL Nr. 368/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der für das ADR zuständigen Behörde des Königreiches 
Schweden und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von festen 
Stoffen der Klasse 5 . 1 ,  Ziff. 1 1  b) in Papiersäcken 
Karlstad, 1 5 . 6 .  1 993 / Wien, 2 . 8 .  1 993 
Inkraft 2 .  8 .  1 993, BGBL Nr. 588/ 1 993 

Schweiz 

Widerruf von fünf Vereinbarungen zwischen der Schweizerischen Eidgenossen
schaft und der Republik Österreich bzw. zwischen dem Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und der für das ADR 
zuständigen Behörde der Schweiz 
1 .  gemäß Rn. 1 0602 ADR betreffend die Inkraftsetzung einer Übergangsregelung 
für die Kennzeichnung der Straßenfahrzeuge 
2. nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure in unterschiedli-
chen Zusammensetzungen • 
3 .  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
1 0% und 1 6% Peressigsäure 
4. nach Rn. 20 1 0  des AD R über die Beförderung von Peressigsäure mit höchstens 
40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
5.  nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Lithiumbatterien 
Inkraft 1 .  1 .  1 993 , BGBL Nr. 1 98/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde für das ADR der Schweiz und dem 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich 
gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförderung von organischen 
Peroxiden, Klasse 5.2 
Wabern, 25. 1 .  1 993 / Wien, 26. 4. 1 993 
I nkraft 26. 4. 1 993, BGBL Nr. 332/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und dem Schweizeri
schen Bundesrat über die Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungs
stel len beim Bahnhof St. Margrethen 
Wien, 23 . 6.  1 993 
Inkraft 1 .  8 . 1 993, BGBI. Nr. 543/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung, der Regierung des 
Fürstentums Liechtenstein und dem Schweizerischen Bundesrat über die Errichtung 
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nebeneinanderl iegender Grenzabfertigungsste l len für den Güterverkehr am Stra
ßengrenzübergang Tisis/Schaanwald 
Wien, 30 . 3 .  1 993 1 Bem, 7 . 4. 1 993 1 Vaduz, 23 . 6 . 1 993 
Inkraft 1 .  8 .  1 993,  BGBL Nr .  567/ 1 993 

Vereinbarung vom 2 8 .  September 1 993  zwischen dem Eidgenössischen Verkehrs
und Energiewirtschaftsdepartement und dem Bundesministerium für öffentl iche 
Wirtschaft und Verkehr der Republ ik  Österreich zur Änderung der Vereinbarung 
vom 1 9 . März 1 992 zwischen dem Eidgenössischen Verkehrs- und Energiewirt
schaftsdepartement und dem Bundesminister für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr 
der Republ ik  Österreich zur Durchfüh rung des Vertrags zwischen der Schweizeri
schen Eidgenossenschaft und der Republ ik Österreich über die Auswirkungen des 
B etriebs bestehender grenznaher Flugplätze 
Inkraft 4. 1 2 . 1 993, BGBL Nr. 832/ 1 993  

Slowakei 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regi erung der 
S lowakischen Republik über die wirtschaftl iche, industriel le,  technische und 
technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit 
Wi en, 1 3 . I .  1 993 
Inkraft 1 .  4. [ 993 ,  BGBL Nr.  1 23/ 1 993  

Vereinbarung zwischen der  zuständigen Behörde für das  ADR der  Slowakischen 
Republ ik  und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republ ik  Österreich gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des AD R betreffend die Beförde
rung von organischen Peroxiden, Klasse 5 .2 
Preßburg, 2 . 6 .  1 993 1 Wien, 1 9 . 8 .  1 993  
I nkraft 1 9 . 8 .  1 993 ,  BGBI .  N r. 63 [ / 1 993 

Slowenien 

Abkommen zwischen der Republ ik  Österreich und der Republ ik  Slowenien über die 
b i l atera len Au ßenwi rtschaftsbeziehungen 
Wien, 1 4. 7 .  [ 992 
I nkraft 1 .  2 .  1 993 ,  BGBI .  Nr.  40/ 1 993 

Luftverkehrsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Republ ik  S lowenien 
Laibach, 6. 1 1 . 1 992 
I nkraft 1 .  5 .  1 993 ,  BG BI. Nr. 273 / 1 993 

Abkommen zwischen der Österreich ischen Bundesregierung und der Regierung der 
Republ ik  S l owenien über die Aufhebung der Sichtvermerkspfl icht 
Laibach, 1 9 . 3. 1 993 
I nkraft 1 . 8 . 1 993 ,  B G BL Nr. 544/ 1 993 

Abkommen zwischen der Republ ik Österreich und der Republik Slowenien über 
Soziale Sicherheit 
Wien, 3 0. 1 1 . 1 992 
I nkraft 1 . 1 0 . 1 993 ,  BGBI .  N r. 589/ 1 99 3  
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Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich 
und der Republik Slowenien über Soziale Sicherheit 
Wien, 30. 1 1 .  1 992 
I nkraft 1 . 1 0. 1 993,  BGBl.  Nr. 590/ 1 993 

Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 
Republik Slowenien über die Übernahme von Personen an der gemeinsamen Grenze 
Wien, 3. 1 2. 1 992 
Inkraft 1 .  9. 1 993, BGBl. Nr. 623/ 1 993 

Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Republik Slowenien 
betreffend die Weiteranwendung bestimmter österreichisch-jugoslawischer Staats
verträge 
Wien, 1 6 . 1 0. 1 992 
Inkraft 1 .  1 1 . 1 993, BGBl.  Nr. 7 1 4/ 1 993 

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung 
der Republik Slowenien betreffend die Weiteranwendung bestimmter österrei
chisch-jugoslawischer Staatsverträge 
Wien, 1 6 . 1 0. 1 992 
Inkraft 1 .  1 1 . 1 993, BGBl.  Nr. 7 1 5/ 1 993 

Spanien 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr der Republik Österreich und der für das ADR zuständigen Behörde von 
Spanien nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit 
höchstens 40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
Inkraft 1 .  1 .  1 993 , BGBl. Nr. 43 1 / 1 993 

Thailand 

Vereinbarung zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung 
des Königreichs Thailand über den Export bestimmter Texti lerzeugnisse aus 
Thailand nach Österreich 
Bangkok, 2. 3 .  1 993 
Inkraft 2. 3 .  1 993, BGBl. Nr. 358/ 1 993 

Notenwechsel zur Änderung des Memorandum of Understanding zwischen der 
Regierung der Republik Österreich und der Regierung des Königreiches Thailand 
über den Export bestimmter Textilerzeugnisse aus Thailand nach Österreich 
Bangkok, 24. 6. 1 993 / Wien, 29. 6. 1 993 
Inkraft 29. 6. 1 993, BGBl. Nr. 603/ 1 993 

Tschechische Republik 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der 
Tschechischen Republik über die wirtschaftliche, industrielle, technische und 
technologische Zusammenarbeit 
Cesky Krumlov, 9 . 7 .  1 993 
Inkraft 1 .  1 0. 1 993, BGBl.  Nr. 545/ 1 993 
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Vereinbarung gemäß Art. 2 Abs. 4 des Abkommens vom l 7 . Juni 1 99 1  zwischen der 
Republ i k  Österre ich und der Tschechischen und S lowakischen Föderativen Repu
b l i k  über Erleichterungen der Grenzabfertigung im E isenbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr zur Errichtung einer vorgeschobenen österreichischen Grenzabfert i 
gungsstel l e  beim Grenzübergang Reintal -Postorna 
Wien, 20. 9 .  1 993 
lnkraft 1 . 1 1 . 1 993 ,  BGBI .  Nr.  7 1 0/ 1 993 

Vereinbarung gemäß Art. 2 Abs.  4 des Abkommens vom 1 7 . Juni 1 99 1  zwischen der 
Republ ik  Österreich und der Tschechischen und S lowakischen Föderat iven Repu
b l ik  über Erleichterungen der Grenzabfert igung im E i senbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr zur Errichtung einer vorgeschobenen österre ichischen Grenzabfert i 
gungsstel l e  be im Grenzübergang M itterretzbach-Hnanice 
Wien, 20. 9 .  1 993 
I nkraft I .  1 1 . 1 993 ,  BGBI . N r. 7 1 1 / 1 993 

Vereinbarung gemäß Art. 2 Abs .  4 des Abkommens vom 1 7 . Juni 1 99 1  zwischen der 
Republ ik  Österreich und der Tschech ischen und Slowakischen Föderativen Repu
blik über Erlei chterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-,  Straßen- und 
Schiffsverkehr zur Errichtung einer vorgeschobenen tschechischen Grenzabfert i 
gungsste l l e  beim Grenzübergang Guglwald-Predni  Vyton 
Wien, 20. 9 .  1 993 
I nkraft 1 .  1 1 . 1 993 ,  BGBI .  Nr. 7 1 2/ 1 993 

Vereinbarung gemäß Art .  2 Abs.  4 des Abkommens vom 1 7 . Juni  1 99 1  zwischen der 
Repub l i k  Österreich und der Tschech ischen und Sl owakischen Föderativen Repu
b l i k  über Erlei chterungen der Grenzabfertigung im Ei senbahn-, Straßen- und 
Schiffsverkehr zur Errichtung einer vorgeschobenen tschechischen Grenzabfert i 
gungsstel le beim Grenzübergang Schöneben-Zadni Zvonkova 
Wien, 20. 9 .  1 993  
I n kraft l .  1 1 . 1 99 3 ,  BGBI .  Nr. 7 1 3 / 1 993 

Türkei 

Kü ndigung des Abkommens  zwischen dem Bundesmin ister für wirtschaftl iche 
Angelegenheiten und dem Bundesminister für Finanzen der  Republ i k  Österrei ch 
ei nerseits und der Regierung der Republ ik  Türkei andererseits über d ie  Anerken
nung von Zeugnissen über den U rsprung und die handwerkl iche Herste l l ung von 
Waren zum Zwecke der zo l l freien oder zol l ermäßigten E infuhr nach Österreich 
I nkraft 30 . 6. 1 993 ,  BGBI .  N r. 474/ 1 993 

Ungarn 

Abkommen zwischen der Republi k  Österreich und der Repub l ik  Ungarn über d i e  
Grenzabfert igung im Straßen- und Schiffsverkehr 
Budapest, 1 5 . 5 . 1 992 
I nkraft 1 .  2 .  1 993 ,  BGBI .  N r. 794/ 1 992 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der  Regierung 
der Repub l ik  U ngarn zur Durchführung des Abkommens über die Grenzabfert igung 
im E isenbahnverkehr 
Budapest, 1 4 . 4 .  1 993 
Inkraft 1 .  6. 1 993 ,  BGBI. Nr. 327/ 1 993 
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Bilaterales Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Republik Ungarn 
und der Republik Österreich betreffend landwirtschaftliche Produkte 
Wien, 26. 3. 1 993 
Inkraft 1 .  1 0. 1 993, BGBL Nr. 674/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung 
der Republik Ungarn zur Durchführung des Abkommens über die Grenzabfertigung 
im Straßen- und Schiffsverkehr 
Budapest, 1 1 . 1 0. 1 993 
Inkraft 1 .  1 2 . 1 993, BGBL Nr. 766/ 1 993 

Vereinigtes Königreich 

Widerruf von drei Vereinbarungen zwischen dem Minister für Verkehr des 
Vereinigten Königreiches und dem Bundesminister für Verkehr bzw. Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich 
1 .  gemäß Rn. 20 1 0  des ADR betreffend die Beförderung von Azodi isobutyronitril 
als Stoff der Klasse 4. 1 
2 .  gemäß Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Mischungen von Wasser
stoffperoxid und Peressigsäure 
3 .  gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförderung von 1 , 1 , 1 ,2-Te
trafluoräthan 
Inkraft 1 .  1 .  1 993, BGBL Nr. 200/ 1 993 

Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde für das ADR des Vereinigten 
Königreiches und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförde
rung von organischen Peroxiden, Klasse 5.2 
London, 1 2 . 1 1 . 1 992 / Wien, 1 .  3 .  1 993 
Inkraft 1 .  3. 1 993,  BGBL Nr. 20 1 1 1 993 

Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr der Republik Österreich und dem Minister für Verkehr des Vereinigten 
Königreiches nach Rn. 20 1 0  des ADR über die Beförderung von Peressigsäure mit 
höchstens 40% Peressigsäure in Kombinationsverpackungen (Kunststoff) 
I nkraft 1 .  1 .  1 993 , BGBL Nr. 262/ 1 993 

• 

Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde für das ADR des Vereinigten 
Königreiches und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der 
Republik Österreich gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförde
rung von entzündbaren festen Stoffen der Klasse 4. 1 
London, 26. 7 .  1 993 / Wien, 1 1 . 8 .  1 993 
I nkraft 1 1 . 8 .  1 993, BGBL Nr. 653 / 1 993 

Vereinte Nationen 

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und den Vereinten 
Nationen betreffend die Maßnahmen für die Weltkonferenz über Menschenrechte 
Wien, 1 8 . 5 .  1 993 
Inkraft 1 8 . 5 .  1 993, BGBL Nr. 40 1 1 1 993 
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Abkommen zwischen den Vereinten N ationen und der Österreichischen Bundesre
gierung betreffend  die  Bereitste l lung von Einri chtungen für das Symposium über 
regionale Schritte zu Vertrauens- und S ichterheitsb i ldenden Maßnahmen 
New York, 29 .4 .  / 9 . 7 .  1 993 
I nkraft 9 . 7 .  1 993 ,  BGB I .  Nr.  628/ 1 993 

Zypern 

Abkommen zwischen der Republ ik Österreich und der Republ ik  Zypern über 
Soziale Sicherheit 
Wien, 5.  J 1 .  1 99 1  
I nkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGB I .  Nr.  670/ 1 992 

Vereinbarung zur D urchführung des  Abkommens zwischen der  Republ i k  Österreich 
und der Repub l i k  Zypern über Sozia le  S icherheit 
Wien, 25 . 9 .  1 992 
I nk raft 1 .  1 .  1 993 , BGBI . Nr. 67 1 / 1 992  

2. Multilateral 

Beschluß Nr. 1 /9 1  des Gemi schten Ausschusses E WG- E FTA "Gemeinsames Ver
sandverfahren" vom 1 9 . 9 .  1 99 1  zur Änderung der Anlage I des Übereinkommens 
vom 20.  5. 1 987 über ein Gemeinsames Versandverfahren 
Hels inki ,  1 9 . 9 .  1 99 1  
I nkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGB I .  Nr. 688/ 1 992  

Übere inkommen zum Schutz des Kultur- und N aturerbes der Welt 
Paris ,  1 6 . 1 1 . 1 972 
Inkraft 1 8 . 3 .  1 993 ,  BGBI .  Nr. 60/ 1 993 

Besch luß Nr. 2/92 des Gemischten Ausschusses E WG- E FTA "Gemeinsames Ver
sandverfahren " vom 24. September I 992 zur Änderung der Anlage I I  des Überein
kommens vom 20.  Mai  1 987 über ein gemeinsames Versandverfahren 
Brüssel ,  24. 9 .  1 992 
Inkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGB I .  Nr .  9/ 1 993 

Änderung der Ordnung für die internationale E i senbahnbeförderung gefährl icher 
Güter ( R I D), Anlage I zu den Einheit l i chen Rechtsvorschriften C I M  des Überein
kommens über den i nternationalen E i senbahnverkehr (COTI F) 
Bern, 2 . - 1 2 .  4. 1 99 I 
I nkraft 1 .  1 .  1 993 ,  BGB I .  Nr. 54/ 1 993 

Europäisches Übereinkommen zum Schutz von Tieren 111 landwirtschaftl ichen 
Tierhaltungen 
Straßburg, 1 0 . 3. 1 976 
I nkraft 23 . 6. 1 993 ,  B G B I .  Nr . 82/ 1 993 

Änderungen des Abkommens über d ie  I nternationale Finanz-Corporation, ange
nommen am 28. Dezember 1 992 
Inkraft 28 .  4. 1 993 ,  BG B I .  N r. 1 53 / 1 993 
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Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 
Basel, 22. 3 .  1 989 
Inkraft 1 2. 4. 1 993,  BGBL Nr. 229/ 1 993 

Änderungen der Anlagen A und B zum Europäischen Übereinkommen über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) 
Inkraft 1 .  1 .  1 993, BGBL Nr. 1 64/ 1 993 

Änderung des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der 
Ozonschicht führen 
London, 29. 6. 1 990 
Inkraft 1 1 . 3 .  1 993 , BGBL Nr. 206/ 1 993 

Änderung des Art. 26 der Satzung des Europarats 
Inkraft 5 . 2 .  1 993,  BGBL Nr. 1 8 1 / 1 993 

Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden für das ADR der Bundesrepublik 
Deutschland, Polens, Schwedens, Norwegens und Finnlands sowie dem Bundesmi
nister für öffentl iche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich gemäß 
Rn. 20 1 0  und 1 0602 des ADR betreffend die Beförderung von organischen 
Peroxiden, Klasse 5 .2 
Inkraft 1 .  1 .  1 993,  BGBL Nr. 264/ 1 993 

Internationales Übereinkommen über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
"EUROCONTROL", Zeichnungsprotokoll und Protokoll für die Übergangszeit bis 
zum Inkrafttreten des Übereinkommens "EUROCONTROL" ; Zusatzprotokoll zum 
Internationalen Übereinkommen über Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
"EUROCONTROL" samt Zeichnungsprotokoll ; Protokoll zur Änderung des Zu
satzprotokolls vom 6. Juli 1 970 zum Internationalen Übereinkommen über Zusam
menarbeit zur Sicherung der Luftfahrt " EUROCONTROL" ; Protokoll zur Ände
rung des Internationalen Übereinkommens über Zusammenarbeit zur Sicherung der 
Luftfahrt "EUROCONTROL" vom 1 3 .  Dezember 1 960 
Brüssel, 1 3 . 1 2 . 1 960 
Inkraft 1 .  5. 1 993, BGBL Nr. 282/ 1 993 

Änderungen der Anhänge I und 1 1  des Übereinkommens über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen 
Inkraft 1 6. 4. 1 993, BGBL Nr. 240/ 1 993 

Resolution 820( 1 993) verabschiedet auf der 3200. Sitzung des Sicherheitsrats am 
1 7. April 1 993 
BGBL Nr. 3 1 3/ 1 993 

Zweites Fakultativprotokoll zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politi
sche Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe 
Inkraft 2. 6.  1 993,  BGBL Nr. 333 / 1 993 

Änderung des Art. 26 der Satzung des Europarats 
Inkraft 1 4. 5 .  1 993,  BGBL Nr. 428/ 1 993 

Änderung der Anhänge I und 1 1  des Übereinkommens über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen 
Inkraft 1 6 . 4. 1 993, BGBL Nr. 45 1 / 1 993 

672 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 687 von 734

www.parlament.gv.at



Verfragsübersieh f 

Änderung des Art. 26 der Satzung des Europarats 
I nkraft 30 . 6 . 1 993 ,  BGBL Nr. 548/ 1 993 

Internationa les  Überein ko m men von 1 989 über Jute und Jute- Erzeugnisse 
Genf, 3 .  1 I .  1 989 
vorläufig I nkraft 1 6 . 4. 1 993 , BG B I .  N r. 576/ 1 993 

Zol labkommen über den internationalen Warentransport m i t  Carnets TI R (TI R-Ab
kommen) - Änderung zu Anlage 6 
I nkraft 1 .  8 .  1 993 ,  BGBL Nr. 566/ 1 993 

Protoko l l  betreffend  die Aufrechterhaltung des Übereinkommens über den I nterna
t ionalen H andel  m it Text i l i en  
Genf, 9 .  1 2 . 1 992  
Inkraft 9 .  8 .  1 993 ,  BGBL Nr .  624/ 1 993 

I nternationale  Verei nbarung über die Nutzung von I N M A RSAT-Schi ffs- Erdfunk
stel len innerhalb des Küstenmeers und i n  H ä fen 
London,  1 6 . 1 0 . 1 985  
I nkraft 1 2 . 9 . 1 993 ,  BGBL Nr. 686/ 1 993 

Abkommen zwischen den E FTA-Staaten und U ngarn 
Genf, 29. 3 .  1 993 
Inkraft 1 .  1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr. 673/ 1 993 

I nternationa les Zuckerübereinkommen 1 992 
Genf, 20. 3 .  1 992 
I nkraft 1 9 . 7 .  1 993 ,  BGBI . Nr. 665/ 1 993 

Abkommen zwischen den E FTA-Staaten und Bulgari en 
Genf, 29 . 3 .  1 993 
I nkraft I .  9 .  1 993 ,  BGBI .  Nr. 640/ 1 993 

Europäisches Übere inkommen über wichtige i nternati ona le Strecken des kombini er
ten Verkehrs und damit verbundener Einri chtu ngen (AGTC) 
Genf, 1 .  2 .  1 99 1  
I nkraft 20. 1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr. 672/ 1 993 

Vereinbaru ng zwischen der zuständigen Behörde für das ADR der Bundesrepub l ik  
Deutschland, der Schweiz, Dänemarks, Schwedens, N o rwegens, I ta l iens, Frank
reichs ,  Belgiens und dem Bundesminister für ö ffent l iche Wi rtschaft und Verkehr der 
Republ i k  Österreich gemäß Rn. 20 1 0  und 1 0602 des A D R  betreffend d ie  Beförde
rung von entzün dbaren festen Stoffen der Kl asse 4. 1 
I nkraft 6 . 1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr. 75 1 / 1 993 

Änderung des Art .  26 der Satzung des Europarats 
Inkraft 7 . 1 0 . 1 993 ,  BGBL Nr. 783/ 1 993 

Abänderung zu Art ike l  1 0  und 1 2  des Überei n kommens betreffend die Prüfung und 
Bezeichnung von Edelmetal lgegenständen 
I nkraft 1 6 . 8 .  1 993 ,  BGBL N r. 8 1 3 / 1 993  

Resolution 883 (  1 993)  verabschiedet auf  der 3 3 1 2 . S itzung des  S icherheitsrats am 
1 1 . November 1 993 ( Libyen) 
BGBL Nr. 5 / 1 994 
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VII. Besuchsübersicht des Jahres 1993 

1 .  Besuche im Ausland 

Besuche des Herrn Bundespräsidenten 

1 8 . / 9. 1 . 
Luxemburg 
offiziel ler Besuch 

2. 2. 
Tschechische Republik 
Inauguration von Präsident Vaclav 
Havel 

2. 3 .  
Slowakei 
Inauguration von Präsident Michal 
Kovac 

25.  / 26. 3 .  
Dänemark 
offizieller Besuch 

3 1 . 3 . / 1 . 4. 
Ungarn 
offizieller Besuch 

5. / 6. 5 .  
Finnland 
offiziel ler Besuch 

2 1 .  5 .  
Liechtenstein 
offizieller Besuch 

3 . 7. 
Liechtenstein 
Tei lnahme an Vermählung von Erbprinz 
Alois von und zu Liechtenstein und 
H erzogin Sophie von Bayern 

Besuche des Herrn Bundeskanzlers 

3 . 2. 
Ansprache von der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats in 
Straßburg 

674 

1 3 . / 1 4. 7 .  
Slowakei 
offiziel ler Besuch 

7 . 8 .  
Belgien 
Teilnahme an Begräbnisfeierlichkeiten 
für König Baudouin 1 .  

24. / 25 . 8 .  
Schweden 
Arbeitsbesuch 

4. / 5. 9. 
lordanien 
offiziel ler Besuch 

28. 9.  
Belgien 
Arbeitsgespräch mit König Albert 1 1 . ,  
Vortrag am College d'Europe in Brügge 

1 1 . / 1 2 . 1 0. 
Portugal 
offizieller Arbeitsbesuch 

6. / 7 .  1 2. 
Tschechische Republik 
offizieller Arbeitsbesuch 

1 3 .- 1 5 . 1 2. 
Deutschland 
Staatsbesuch 

26. 2 .  
Dänemark 
Gespräche im Zusammenhang mit 
EG-Präsidentschaft 
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Besuche im A usland 

3 1 .  3 .  - 2 .  4. 
Hongkong 
Besuch 

2 .-7 . 4. 
China 
o ffizi e l l er Besuch 

2 5 .  / 26 .  4 .  
Kasachstan 
offizie l l er Besuch 

8 . - 1 1 .  6 .  
I srael 
offizie l l er Besuch 

1 l . / 1 2 . 6 .  
I ta l ien 
Aufenthalt i n  Venedig im Rahmen der 
B iennale  

1 5 . 7 .  
Belgien 
Gespräche im Zusammenhang mit  
EG- Präs identschaft, Treffen mit 
Ministerpräs ident Jean-Luc Dehaene 

1 6 . / 1 7 . 7 .  
Treffen der Regierungschefs und 
Außenmin i ster der Z E I  in Budapest 

l .  9 .  
Tschechische Republ i k  
Gedenktafelenthül lung i m  ehemaligen 
KZ Theresienstadt, Treffen mit  
Präsident Vaclav H avel 

1 5 . 9 .  
Finnland 
Besuch 

1 6 . 9 .  
Schweden 
Besuch 

28 .- 30 .  1 0 . 
Frankreich 
offiz ie l ler Besuch 

2 .- 4. 1 l . 
Syrien 
offizi eller Besuch 

1 8 . / 1 9 . 1 l . 
Chi le  
offizie l ler Besuch 

20. - 2 3 . 1 l . 
Mexiko 
offizie l ler Besuch 

1 8 . 1 2 . 
Ungarn 
Tei lnahme an Begräbnisfei erli chkei ten 
fü r Min isterpräsident J6szef Antal l 

Besuche des Herrn Vizekanzlers und Bundesministers für Wissenschaft und Forschung 

1 8 . / 1 9 . 3 .  
Tschechische Repub l i k  
Gespräche mi t  Min i ster für Schulwesen, 
J ugend und Sport Petr Pitha, 
I .  Vizem i ni ster Ivan Pi l ip  

24. / 2 5 .  3 .  
Arbei tsgespräche mit belgischem 
Ministerpräsident  Jean- Luc Dehaene 
sowie den EG-Kommissären Antonio 
Rubert i ,  H ans van den Broek, Joäo de 
Deus Pinheiro ,  K arel van Miert und 
Ioannis Paleokrassas in  Brüssel 

3 . - 8 . 4. 
Ägypten 
offizie l l er Besuch 

1 5 . / 1 6 . 4. 
Polen  
offizi e l ler Besuch 

27 . 4 .  
OECD- Konferenz in Paris ,  
Arbeitsgespräch mit  französischem 
Minister für Forschung Fran�ois Fi l l on  

1 9 .- 22 .  5 .  
U SA 
Gespräch mit  Vizepräsident AI Gore, 
Arbei tsgespräch mit M itgl i edern des 
"Science Committee" 

29. 5 .  
Polen 
Eröffnung der  Österreichbibl iothek in  
Opole 
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3 .  / 4. 6. 
Albanien 
offizieller Besuch 

4. 6.  
Deutschland 
Treffen mit Verkehrsminister Matthias 
Wissmann 

1 0.- 1 2. 6. 
Italien 
Eröffnung der Biennale 

23 .  / 24. 6. 
Eureka-Ministerkonferenz in Paris 

29. 7 .  
Deutschland 
Treffen mit Ministerpräsident von 
Bayern Edmund Stoiber 

1 5 . 8 .  
Tschechische Republik 
Gespräche mit Kulturminister Jindfich 
Kabat, Umweltminister Frantisek 
Benda, I nnenminister Jan Ruml 

1 .  / 2. 9. 
Ungarn 
Treffen mit Ministerpräsident J6szef 
Antall 

7 . 9 .  
Gespräche mit  Vizepräsidenten der 
EG-Kommission Martin Bangemann 
und Antonio Ruberti in Brüssel, 
Gespräch mit flämischem Minister für 
Unterricht und öffentliche Verwaltung 
Luc van den Bosche 

1 1 . / 1 2 . 9. 
World Economic Forum in Boston, 
Gespräch mit russischem 
Wissenschaftsminister Boris Saltykow 

6. 1 0. 
Spanien 
Eröffnung der Austellung "Wien um 
1 900", Gespräch mit stv. Minister
präsident Narcis Serra y Serra 

1 .  / 2 .  1 1 . 
27 .  Generalkonferenz der UNESCO in 
Paris, Gespräche mit Präsident der 
EG-Kommission Jacques Delors, 
griechischer Kulturministerin Melina 
Mercouri 

5 .  1 2 . 
Slowakei 
Treffen mit Jan Carnogursky 

8. 1 2. 
Ungarn 
Gespräche mit Minister für Kultur 
Ferenc Madl, Staatspräsident Arpad 
Göncz 

9. 1 2 . 
Gipfel der EVP-Regierungschefs in 
Brüssel, Gespräch mit Vizepräsident der 
EG- Kommission Antonio Ruberti , 
Generalsekretär der NATO Manfred 
Wörner 

1 7 . 1 2 . 
Slowakei 
Arbeitsgespräche mit Minister für 
Schulwesen und Wissenschaft Jaroslav 
Paska, Staatspräsident Michal Kovac 

1 8 . 1 2 . 
Frankreich 
Gespräch mit Kulturminister Jacques 
Dupont 

Besuche des Herrn Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten 

1 3 . / 1 4. 1 .  
Unterzeichnung der 
Chemiewaffenkonvention in Paris, 
ZEI  -A ußenmi nistertreff en mit 
französischem Außenminister Roland 
Dumas 
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29 . / 30. 1 .  
EDU-Lenkungsausschuß in Laibach 

1 .  2 .  
Beginn der EG-Beitrittsverhandlungen 
in Brüssel 
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Besuche im A usland 

1 9 . 3 .  
E PZ-Konsu ltat ionen mit dänischem 
Außenminister  Nie l s  He lveg Petersen 

22. / 23 . 3 .  
Z E I -Außenmin i stertreffen i n  Bu dapest 

24. 3 .  
Deutsch land 
Arbeitsbesuch 

26. / 27 .  3 .  
Ruß land 
E röffnung der Österre ichbib l i otheken i n  
Moskau  und Petersburg, Eröffnung der 
Ernst Fuchs-Ausstel l ung " Fantasia" 

5 . 4. 
Luxemb u rg 
.. EG -Arbeits d in ner" mit dänischem 
Außen m i n i ster N ie l s  Helveg Petersen 
und den 4 EG-Be i t rittswerbern 

1 3 . / 1 4 . 4 .  
EG-E FTA-Osth i l fekonferenz in  
Kopenhagen 

27 . 4. 
Tei lnahme am Gemi schten 
Par lamentari schen Aussch uß. 
Arbeitsgespräch mi t  bel g ischem 
Außenmin i ster Wi l ly  el aes i n  Brüssel  

J 2. 5 .  
S lowakei 
offiz ie l l e r  Besuch 

1 3 . / 1 4 . 5 .  
92 .  Tagung des M in i sterkomitee des 
Europarats in Straßburg, Übernahme 
des Vorsitzes durch Österreich 

3 .  / 4. 6 . 
E D U - Lenkungsausschuß i n  Oslo 

9 . 6. 
EG- Beitrittsverhandl ungen in 
Luxemburg 

28 . 6 .  
Frankreich 
Arbeitsbesuch 

30 . 6 .  
Statutarischer Bericht des  Vorsitzenden 
des Min i sterkomitees vor der 
Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats in Straßburg 

2 . 7 .  
Tschechi sche Repub l i k  
offizi e l ler  Besuch 

8 .- 1 1 .  7 .  
G riechenland 
offizie l ler  Besuch 

J 6 .  / 1 7 . 7 .  
Z E I - Regierungschef- und 
Außenmi nistertreffen i n  Budapest 

20. 8 .  
I ta l ien 
Treffen m i t  Außenmin i ster Ben iamino 
Andreatta 

27 .  / 28 . 8 .  
Türkei 
Gespräch mit Außenmin i ster H i kmet 
(etin und Tei lnahme an der E röffnung 
des  Kongresses der Mutterlandspartei 

30.  / 3 1 .  8 .  
, I nternat ionale Konferenz z u m  Schutze 

der Kriegsopfer i n  Genf 

1 . - 3 . 9 .  
E D U- Parte i fü h rerkonferenz i n  
Budapest 

1 2 . / 1 3 . 9 .  
Tei lnahme an  unterzei ch nung des 
Autonomieabkommens zwischen I s rael  
und der PLO i n  Wash i ngton 

27 . 9 .  
Statutari scher Bericht des Vorsi tzenden 
des M i n i sterkomitees vor der 
Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats i n  Stra f3bu rg 

28 . 9 .  - I .  1 0 . 
48 . Generalversa mmlung der VN i n  
N e w  York 

5 .  1 0 . 
EG- Beitri ttsverhandlungen i n  
Luxemburg 
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1 5 . 1 0. 
Slowakei 
Eröffnung der "Slovak Foreign Policy 
Association" 

3 . / 4. 1 1 . 
Vorsitz bei der 
93. Ministerkomitee-Tagung des 
Europarats in Straßburg (Ende des 
österreichischen Vorsitzes) 

4. 1 5. 1 1 . 
Frankreich 
Ös terrei chis ch -französisch es 
EU-Symposium 

9. 1 1 . 
EU-Beitrittsverhandlungen in Brüssel 

1 9 . 1 20. 1 1 . 
ZEI-Außenministertreffen in Debrecen 

29. 1 1 . 
Italien 
Eröffnung des österreichischen 
Kulturinstituts in Mailand 

30. 1 1 . 1 1 . 1 2 . 
4. Treffen des KSZE-Rats in Rom 

9. 1 2. 
Frankreich 
Rede vor dem Außenpoltischen 
Ausschuß des Senats 

1 3 .- 1 5 . 1 2. 
Deutschland 
Teilnahme am Staatsbesuch des Herrn 
Bundespräsidenten 

1 8. 1 2 . 
Ungarn 
Teilnahme an Begräbnisfeierl ichkeiten 
für Ministerpräsident J6szef Antall 

19 . / 20. 1 2. 
Rußland 
Tagung der "Commission for the 
Greater Europe" 

2 1 .  1 2 . 
EU-Beitrittsverhandlungen in Brüssel 

Besuche des Herrn Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten 

1 .  2. 
Eröffnung der EG-Beitrittsverhand
lungen, Gespräch mit EG- Kommissär 
Karel van Miert 

1 2 .- 1 8 . 4. 
Ägypten 
offizieller Besuch 

5 . 5 .  
Portugal 
Gespräche mit EG-Staatssekretär Vitor 
Martins, Staatssekretär für 
Außenhandel Antonio de Sousa, 
Industrieminister Luis Mira de Amaral 

6. 5. 
Gespräche mit belgischem Außen
minister Willy Claes sowie den EG
Kommissären Christiane Scrivener, 
Joannis Paleokrassas, Joao de Deus 
Pinheiro und Raniero Vanni d'  Archirafi 
in Brüssel 
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2. / 3 . 6. 
OECD-Ministertagung in  Paris, 
Gespräche mit französischem 
Wirtschafts- und Finanzminister 
Edmond Alphandery, französischem 
Handelsminister Gerard Longuet 

25 . / 26. 6. 
Dreiertreffen mit deutschem und 
schweizerischem Wirtschaftsminister in 
Berlin/Potsdam, Gespräche mit 
deutschem Wirtschaftsminister Günther 
Rexrodt, schweizerischem Bundesrat 
Jean Pascal Delamuraz 

9. 7 .  
Tschechische Republik 
Gespräch mit Industrieminister 
Vladimir Dlouhy 
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Besuche im A usland 

1 6 . / 1 7 . 9 .  
Gespräche mit  belgischem 
Au ßenmin i ster Wi l ly  Claes, belgischem 
Außen wirtschafts minister Robert 
Urbain  sowie EG-Kommissären Rene 
Steichen, H ans van den Broek und 
Bruce M i l l an in Brüssel 

22 .  1 0 . 
Gespräch mi t  stv. Generald i rektor des 
GA TI Warren Lavorel in Genf 

8.  / 9 . 1 1 . 
4. Tagung der E U- Beitrittsver
hand lungen, Gespräche mit EG
Kommissären Christi ane Scrivener 
und H ans van den Broek in Brüssel 

20. - 23 . 1 1 . 
Thai land 
offiz ie l ler Besuch 

24. - 28.  1 1 . 
Japan 
offizie l ler Besuch 

20. 1 2 . 
Ungarn 
I .  Tagung des Gemischten Ausschusses 
E FTA-Ungarn 

2 1 .  1 2 . 
5 .  Tagung der 
EU - Beitrittsverhandlungen 

Besuche des Herrn Bundesministers für Arbeit und Soziales 

1 2 . 2 .  
Slowakei 
Arbei tsmini sterin O l 'ga Keltosova 

1 1 . / 1 2 . 3 .  
Kroat ien 
Mini ster für Arbeit und Sozialfürsorge 
Josip Juras 

1 4.- 1 6 . 6 .  
I LO-Konferenz in Genf 

1 5 . / 1 6 . 9 .  
U ngarn 
Arbeitsminister Gyula  Kiss 

Besuche des Herrn Bundesministers für Finanzen 

20. / 2 1 . 1 .  
Arbeitsgesprä ch mit  Präsident der 
E B R D  Jacques Attal i in London 

25 . 3 .  
Norwegen 
Arbeitsgespräch mit  Finanzmi nister 
Sigbj0fn J ohnsen 

3 1 . 3 .  - 7 . 4. 
China 
Tei lnahme am offizie l len Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers 

1 9 . 4 .  
Luxemburg 
Arbeitsgespräche mit F inanzmin ister 
Jean-C l aude J uncker 

2 5 .- 27 . 4. 
Jahrestagung der EBRD in  London 

29. 4. - I .  5 .  
Frühjahrstagung des IWF i n  
Washington 

4. 5 .  
Frankreich 
Tei lnahme an Begräbnisfeierl i chkeiten 
fü r Premierminister Pien'e Beregovoy 

I .  / 2.  6. 
OECD-Ministerrat in Paris 

25 .- 30. 9 .  
Jahrestagung von Weltbank u n d  I WF i n  
Washington 

1 3 . / 1 4. 1 2 . 
Ecofi n-Treffen in  Brüssel 
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Besuche des Herrn Bundesministers für Föderalismus und Verwaltungs reform 
(Bundesminister im Bundeskanzleramt) 

5 . 4. 
Schweiz 
Gespräche mit M itgliedern des 
Regierungsrats des Kantons St. Gallen 
1 6 . / 1 7 . 9 .  
Deutschland 
Vortrag vor Europaminister- Konferenz 
der Deutschen Bundesländer zu 
Integration und Länderbeteiligung 

I .  / 2. 1 0 . 
Vortrag vor I nternationaler 
Bodenseetagung in  Lindau 

Besuche der Frau Bundesministerin für Frauenfragen (Bundesministerin im 
Bundeskanzleramt) 

5 .-7. 2 .  
Kroatien 
Arbeitstreffen mit Fraueninitiativen und 
humanitären Organisationen 
1 0. 2 .  
Rede vor Menschenrechtskommission 
der VN in Genf 
26 . 4 .  
Arbeitstreffen mit  Fraueninitiativen und 
humanitären Organisationen in Belgrad 

9. 6 .  
Schweiz 
Ausstel lungseröffnung "Bertha von 
Suttner" 
1 5 . 9 . 
Italien 
Tagung "Chancengleichheit zwischen 
Mann und Frau" 
1 1 .- 1 4. 1 1 . 
Rede vor 3 .  Kommission der 
Generalversammlung der VN in New 
York 

Besuche des Herrn Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

3 1 .  3 .  - 2 .  4. 
Tagung " Investition in Gesundheit" 
zum Thema H I V  / AIDS - Vorbeugung 
und Fürsorge in Zentral- und Osteuropa 
in Riga 

1 5 . 4. 
Symposium " Das Gesundheitswesen in 
Europa" in Straßburg 

3 .- 5 . 5 .  
Weltgesundheitsversammlung in Genf 

1 6 .- 1 8 . 5 .  
Tagung "Europäische Gesundheit" in 
Laholm (Schweden) 
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29. 6.  - 1 .  7 .  
3 .  Internationale Konferenz über 
Präventive Kardiologie in Oslo, 
Gespräche mit norwegischem 
Gesundheitsminister Werner Christie, 
Gesundheitsminister aus Singapur Yeo 
Cheow Tong, kanadisch em Senator 
Wi lbert Keon 

25. / 26. 8 .  
Besuch des europäischen Regionalbüros 
der WHO in Kopenhagen 

6.- 8 . 9 .  
43 . Tagung des WHO-Regionalkomitees 
für Europa in Athen 
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Besuche im A usland 

2 8 . 9 .  
E uropä i sche S portkonferenz in  
Preßburg 

1 0 . - 1 2 . 1 0 . 
Tunes ien 
offiz ie l ler  Besuch 

24.- 28 .  1 0 . 
48 .  Generalversammlung der VN in 
New York 

Besuche des Herrn Bundesministers für Inneres 

1 4 .- 1 6 . 2 .  
Ungarn 
o ffiz ie l ler  Besuch 

1 6 . 3 .  
Tschechi sche Repub l ik 
offiz ie l ler Besuch 

2 7 . 5 .  
Ita l ien 
o ffiz ie l ler  Besuch 

1 .  / 2 .  6 .  
TREVI -Konferenz in  Kopenhagen 

27 .  / 2 8 .  6 .  
Rußland 
offiz ie l ler  Besuch 

30 . 6. 
Slowa kei 
offiz ie l ler Besuch 

9 .  / 1 0 . 9 .  
Belgien 
offiz ie l ler  Besuch 

1 4 . 1 0 . 
Schweden 
offiz ie l ler Besuch 

1 7 . / 1 8 . 1 l . 
M ini sterkonferenz des Europarats über 
Migration in  Athen 

30.  1 1 . 
TREVI - Konferenz i n  Brüssel 

Besuche des Herrn Bundesministers fü r Justiz 

3. / 4, 2 . 
Schweiz 
offiz ie l ler  Besuch 

1 4. - 1 6. 2 .  
Tschechi sche Republ ik  
offiz ie l ler Besuch 

1 9 . 4. 
S lowakei  
offiz iel ler Besuch 

20.- 23 . 4. 
USA 
Eröffnung des  U S - Holocaust Memorial  
M useum, Besuch bei Justizmin i sterin 
Janet Reno 

2 1 .  / 22. 6. 
Tei l nahme am Informel len Treffen der 
Eur o päi schen Justizmin i ster in Lugano 

23 . 9 .  
Treffen der Min i ster für I nnere 
Angelegenheiten der G U S  i n  Wolgograd 

1 4 . 1 0 . 
Treffen der Beitri ttswerber mi t  
EG- Präs identschaft über d ie  Bereiche 
Justiz und I nneres in Stockholm 
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Besuche des Herrn Bundesministers für Landesverteid igung 

1 5 . - 1 7 . 3 .  
Tschechische Republik 
offiziel ler Besuch 

24. / 25 . 3 .  
Slowenien 
offiziel ler Besuch 

1 7 .- 19 . 5 .  
Arbeitstagung des CEO-I nstituts in 
Washington 

2 .-4. 6.  
Deutschland 
offizieller Besuch 

6.- 8. 7. 
Rumänien 
offizieller Besuch 

1 1 . / 1 2. 8 .  
Slowakei 
offizieller Besuch 

5 .-7 . 1 0. 
Belgien 
offizieller Besuch 

22.- 25.  1 0. 
Albanien 
offiziel ler Besuch 

Besuche des Herrn Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 

2 1 . - 23 .  1 .  
Deutschland 
Besuch der internationalen "Grünen 
Woche in Berlin" 

27. / 28 .  2 .  
Frankreich 
Besuch des Agrar-Salon-Paris, Treffen 
mit Landwirtschaftsminister Jean-Pierre 
Soisson 

8 .  / 9. 3 .  
Italien 
Besuch der Fieragricula  in Verona 

20.- 24. 3 .  
Portugal 
offzieller Besuch 

25. 3 .  
Slowakei 
Arbeitsgespräch mit Minister für 
Bodenwirtschaft Peter Baco 

3 1 .  3 .  - 2. 4. 
Schweden 
offiziel ler Besuch 

1 3 . / 1 4. 5 .  
Treffen mit EG-Kommissär Rene 
Steichen in Brüssel 
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7 .-9 . 6. 
Großbritannien 
offizieller Besuch 

1 5 .- 1 7 . 6. 
2. Ministerkonferenz zum Schutz der 
europäischen Wälder in Helsinki 

1 6 . / 1 7. 7 .  
Deutschland 
offizieller Besuch 

22. / 23 . 7 .  
Griechenland 
Treffen mit Landwirtschaftsminister 
Christos Koskinas 

26. - 3 1 .  7 .  
I ran 
offizieller Besuch 

1 5 . / 1 6. 9 .  
Treffen mit GA TI-Generaldirektor 
Peter Sutherland in Genf, Arbeits
gespräch mit schweizerischem 
Bundesrat Jean Pascal Delamuraz 

6. / 7. 1 0. 
Treffen mit EG-Agrarkommissär Rene 
Steichen, belgischem Landwirt
schaftsminister Andre Bourgeois 
in  Brüssel 
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Besuche im A usland 

28. / 29.  1 1 . 
Spanien 
offizie l l er B esuch 

2 .  / 3 .  1 2 . 
Arbeitsbesuch bei E U  i n  B rüssel  

Besuche der Frau Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 

29.- 3 1 .  1 .  
Deutsch land 
Gespräche mi t  C.  lakobs -Kreis 

3 .- 1 0 . 4. 
U SA 
Arbei tsgespräche im State Departement 
in Washington und bei  VN in  New York 

28 . - 30 . 4. 
2. Paneu ropäische 
Umweltministerkonferenz in  Luzern 

1 3 . - 1 5 . 5 .  
Konferenz der EG-Umweltmin ister i n  
Kopenhagen 

28 . -- 30 . 5 .  
Ukraine 
Treffen mit  U mweltminister lurij 
Kostenko 

1 0 . - 1 3 . 6 .  
I ta l ien 
Aufenthalt i n  Venedig im Rahmen der 
Biennale  

22 . - 25 . 6 .  
Mini stertreffen der Kommiss ion für 
nachhaltige Entwicklung i n  New York 

1 3 . / 1 4. 1 0 . 
I nternationale 
Famil ienm in isterkonferenz i n  Pari s  

28 .  / 29 .  1 0 . 
AD I A- Kongreß in Berl in über 
Arbeits los igkeit u nd ihre Auswirkungen 
auf die Fami l i e  

3 1 .  1 0 . - 2 .  1 1 . 
I srael 
Treffen mit U mweltmin i ster Yossi 
Sari d, Arbeitsmin ister Ora N amir, 
Min isterpräs ident litzhak Rabin 

1 5 . 1 1 . 
S lowakei 
Treffen m it Umweltmin i ster l osef 
Zlocha 

2 1 . - 23 . 1 1 . 
Treffen mit  EU-Umweltmi n i stern i n  
Brüssel 

Besuche des Herrn Bundesministers für Unterricht und Kunst 

9 . - 1 2 . 1 .  
USA 
Treffen mit  Gouverneur von Arkansas 
lim Guy Tucker 

1 1 . / 1 2 . 2 .  
Tschechische Republ ik  
o ffizie l ler Besuch 

26 .  / 27 .  4 .  
O E CD -Tagung in  Pari s 

26 .  / 27 . 5 .  
I s rael 
E rö ffnung des I s rael Fest ivals 

8 . - 1 0 . 6. 
I srael 
Tei lnahme am offiziel len Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers 

1 1 . / 1 2 . 6 .  
I ta l ien 
Aufenthalt  i n  Venedig i m  Rahmen der 
Biennale 

5 . -7 .  1 0 . 
Deutschland 
Frankfurter Buch messe 
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1 9 . / 20. 1 0 . 
Präsentation des Österreichischen 
Nationalberichts vor dem Europarat in 
Straßburg 

28 .- 30.  1 0. 
Frankreich 
Teilnahme am offiziellen Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers 

5. 1 1 . 
Tschechische Republik 
Eröffnung des I nternationalen 
Egon-Schiele-Zentrums 

1 9.- 24. 1 1 . 
USA 
Arbeitsgespräche mit Staatssekretär für 
Unterricht Smith, Regierungsvertretern, 
Vertretern des Staates und der Stadt 
New York 

Besuche des Herrn Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

25.- 27. 1 .  
Niederlande 
Österreich-Tag in Rotterdam, Arbeits
gespräch mit Verkehrsministerin 
Hanja Maij-Weggen 

1 1 .- 1 3 . 3 .  
Türkei 
offizieller Besuch 

25. / 26. 4. 
Kasachstan 
Teilnahme am offiziellen Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers 

26.- 28 . 5 .  
77 .  Sitzung der europäischen 
Verkehrsminister (CEMT) in Nordwijk 
(Niederlande) 

1 9 . 6. 
Ungarn 
Arbeitsgespräch mit Minister für 
Verkehr, Telekommunikation und 
Wasserwesen György Schamschula 

1 9. / 20. 8 .  
Polen 
offiziel ler Besuch 

2 . 9.  
Slowakei 
Arbeitsgespräch mit Finanzminister 
Julius Toth 

23. 9.  
2 .  Zentral europäische 
Verkehrsministerkonferenz in Sopron 

4. 1 2 . 
Slowenien 
Arbeitsgespräch mit Verkehrsminister 
Igor Umek 

Besuche der Frau Staatssekretärin für Integration und Entwicklungszusammenarbeit 
(Staatssekretärin im Bundeskanzleramt) 

1 .  2 .  
Eröffnung der EG-Beitrittsver
handlungen in Brüssel 

2.-7 . 2 .  
Senegal und Kap Verde 
Arbeitsbesuch zur 
Entwicklungszusammenarbeit 
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l 3 . / 1 4. 4. 
Schweden 
Gespräche mit Generalsekretär des 
Außenministeriums Lars-Ake Nilsson, 
Außenhandelsstaatssekretär Frank 
Beifrage, Europa-Staatssekretär Ulf 
Dinkelspiel, Staatssekretär für 
Entwicklungshilfe AIf Samuelson 
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Besuche im A usland 

1 5 . - 1 7 . 4. 
Fin nl and 
Gespräche mit  Außenhandelsmin ister 
Pertti S alo lai nen, Außenminister Paavo 
Väyrynen, Vorsitzendem des 
A ußenpol it ischen Ausschusses im 
Parlament Pertti Paasio 

1 9 . 4 .  
E G / E FTA- Finanzministertreffen in 
Luxemburg 

26.  1 2 7 .  4. 
Treffen mit  Vizepräsi dent der 
EG- Kommission Manuel Marin, Tas k  
Force- Leiter Steffen Smidt, 
EG- Kommissär Karel van Mi ert 

1 1 . / 1 2 . 5 .  
Portugal 
Gespräche mit Bürgermeister von 
Lissabon Jorge Sampaio,  Staatssekretär 
für Außenhandel Antonio de Sousa,  
Staatssekretär für Kooperat ion Jose 
Manuel Briosa e Gala 

1 .  1 2 .  6 .  
OEC D-Min i stertagung in  Paris 

1 . - 1 0. 8 .  
Nicaragua und Costa Rica 
Arbeitsbesuch zur 
En twickl u ngszusam menarbei t 

1 6 . -- 1 9 . 9 .  
Deutschland 
Staatsminister für Entwicklu ngshi lfe 
Bemd Schmidbauer, Staatsministeri n 
fü r I ntegrat ionsfragen U rsu la  
Sei l er-Albring, parlamentarischer 
Staatssekretär H ans-Peter Repnik, 
Staatssekretär Johann Eekhoff 

5 .  1 0 . 
3 .  EG-Ministertagung in Brüssel  

9 .  1 1 . 
4. E U - Ministertagung in  Brüssel ,  
Treffen mit E U- Kommissär Karel van 
Miert 

2 1 .  1 2 . 
5 .  E U-Min istertagung in Brüssel  

Besuche des Herrn Staatssekretärs für Beamtenfragen (Staatssekretär im 
Bundeskanzleramt) 

23 . - 25 .  6. 
Deutschland 
Gespräche mi t  Rektor der Hochschu le  
für Verwa ltungswissenschaften 
He i nrich Rein ermann in Speyer, 
Vorsitzendem der Regieru ngs
kommiss ion für Verwaltu ngsreform 
M i nister Erwin Vetter, Präsident des 
B undesverfassungsgerichts Roman 
Herzog 

29 . 6 .  - 1 .  7 .  
Schweiz 
Treffen mi t  Direktor der Zentralstel l e  
für Gesamtverteidigu ng H ansheiri 
Dahinden 

22 .- 26. 1 0 . 
Treffen mit EG-Vizepräs ident Karl van 
M i ert, EG-General direktor Fra ns de 
Koster, EG- Ratsmitgl ied Weinstock 

1 7 .- 1 9 . 1 1 . 
Treffen der Generaldi rektoren für 
öffentl i che Verwaltung der 
E U-M itgl iedsstaaten in Gent 
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Besuche der Frau Staatssekretärin im Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten 

9.- 1 2. 3 .  
USA 
Ausstellung " Imperial Austria" in 
Houston, Gespräche mit Bürgermeister 
von Houston Bob Lanier 

1 2.- 1 4. 3 .  
Mexiko 
Gespräche mit Bürgermeister von 
Monterrey Benjamin Clariand Reyes, 
mit Präsidenten der nationalen 
Handelskammer Monterrey Adrian 
Gonzalez Lozano und Direktor Amadeo 
Garza Trevino, Direktoren der 
Industriekammer des Staates Nuevo 
Leon Sergio Anguiano Ayala und 
Maricarmen Casti llon Gurza 

24.- 26. 5 .  
Niederlande 
Arbeitstreffen mit Wirtschaftsminister 
Hans Andriessen 

3. / 4. 8 .  
Singapur 
Treffen mit 2. Minister für Handel und 
Industrie Lim Boon Heng 

5 .- 9. 8 .  
Republik Korea 
Eröffnung der Weltausstellung Taejon, 
Gespräch mit Handelsminister Kim 
Chul-su 

1 0.- 1 2. 8. 
Australien 
Gespräche mit Handelsminister Peter 
Cook, Tourismusminister und stv. 
Premierminister von Victoria J ohn 
McN amara, Senatspräsident Kerry 
W. Sibraa 

1 8 : 1 0. 
"Drittes Parlamentarier-Kolloquium" 
der EFT A in Genf 

1 0.- 1 3 . 1 1 .  
Israel 
2. Tagung des Gemischten Ausschusses 
EFTA-Israel, Treffen mit Samir 
Abdallah Saleh (Wirtschaftsministe
rium), Industrieminister Michael Harish 

Besuche des Herrn Staatssekretärs im Bundesministerium für Finanzen 

28. / 29. 4. 
Luxemburg 
Treffen mit Finanzminister Jean Claude 
Juncker, Ministerpräsident Jacques 
Santer, Generaldirektor des 
Währungs instituts Pierre Janns 
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Besuche aus dem Ausland 

2. Besuche aus dem Ausland 

Besuche ausländischer Staatsoberhäupter und höchster ausländischer Funktionäre 
beim Herrn Bundespräsidenten 

27.- 29. 1 .  
I talien 
Präsident Oscar Luigi Scalfaro 
Staatsbesuch 

3 . 2 .  
Kasachstan 
Präsident Nursultan A. Nasarbajew 

1 5 . / 1 6. 3 .  
Tschechische Republik 
Präsident Vaclav Havel 
offizieller Besuch 

1 5 . 6. 
Rumänien 
Präsident Ion I liescu, Außenminister 
Teodor Mele§canu 

Albanien 
Präsident Sali Berisha, Außenminister 
Alfred Serreqi 

Ehemalige jugoslawische Republik 
M azedonien 
Präsident Kiro Gligorov 

lordanien 
Kronprinz Hassan 

28 . 6. 
Südafrika 
Staatspräsident Frederik Wil lem de 
Klerk 

6. 7 .  
S lowenien 
Staatspräsident Milan Kucan 

23 . 7 .  
Treffen mit deutschem Bundespräsident 
Richard von Weizsäcker, ungarischem 
Präsident Arpad Göncz, tschechischem 
Präsident Vac1av Havel anläßlich der 
Salzburger Festspiele 

1 8 . / 1 9 . 9 .  
Schweiz 
Bundespräsident Adolf Ogi 
offizieller Arbeitsbesuch 

7. / 8. 1 0. 
Frankreich 
Staatspräsident Fran90is Mitterrand 
offizieller Besuch 

8. 1 0. 
Bulgarien 
Staatspräsident Schelju Schelev 

Albanien 
Staatspräsident Sali Berisha 

Kroatien 
Präsident Franjo Tudjman 

Mittagessen mit Staats- und 
Regierungschefs des Europarats 
anläßlich des Gipfeltreffens 

8. 1 1 . 
Rußland 
Vorsitzender des Ministerrats Viktor 
Tschernomyrdin 

1 1 . 1 1 . 
Nicaragua 
Präsidentin Violeta Barrios de 
Chamorro 

22. 1 1 . 
Serbischer Patriarch Pavle 

Indonesien 
Präsident Tni Soeharto 
inoffizieller Besuch 

25.  1 1 . 
Palästinensischer Koordinator der 
N ahost-Friedensgespräche Faisal 
AI-Husseini 
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I ran 
Vizeaußenminister Mahmoud Vaezi 

Schweiz 
Bundesrat Flavio Cotti 

29. 1 1 . 
Souveräner Malteser Ritter Orden 
Großmeister Fra' Andrew Bertie 

9. 1 2. 
Armenien 
Außenminister Vagan A. Papasjan 

Anhang 

1 5 . 1 2 . 
Slowenien 
Ministerpräsident Janez Drnovsek 

1 7 . 1 2. 
Empfang für EFTA-Minister 

Bosnien-Herzegowina 
Außenminister Haris Si lajdzic 

28.  1 2. 
Griechenland 
Europaminister Theodoros Pangalos 

Besuche höchster ausländischer Funktionäre beim Herrn Bundeskanzler 

2. / 3 . 2. 
Kasachstan 
Präsident Nursultan A. Nasarbajew 

22.- 24. 2.  
Polen 
Premierministerin Hanna Suchocka 
offiziel ler Besuch 

1 5 . / 1 6. 3 .  
Tschechische Republik 
Präsident Vaclav Havel 

2 1 .- 23 . 4. 
Spanien 
Ministerpräsident Felipe Gonzalez 
Marquez 
offizieller Besuch 

3. / 4. 5 . 
Slowakei 
Ministerpräsident Vladimir M eciar 
offizieller Besuch 

1 3 . 5 .  
Irland 
Ministerpräsident Albert Reynolds 
offizieller Besuch 

1 4. 6 .  
VN -Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali 

1 5 . 6. 
EG-Kommissär Hans van den Broek 
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1 7 . - 1 9 . 6. 
Präsident der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats Miguel 
Angel Martinez 

1 . / 2. 1 0 . 
Präsident der EG-Kommission Jacques 
Delors 

4.- 6. 1 0. 
Deutschland 
Ministerpräsident von Brandenburg 
Manfred Stolpe 

8.  / 9 . 1 0. 
Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs des Europarats 

6.- 9. 1 1 . 
Rußland 
Vorsitzender des Ministerrats Viktor 
Tschernomyrdin 

9.- 1 1 . 1 1 . 
Deutschland 
Ministerpräsident von 
Baden-Württemberg Erwin Teufel 

1 0.- 1 4. 1 1 . 
Nicaragua 
Präsidentin Violeta Barrios de 
Chamorro 

1 5 . 1 2 . 
Slowenien 
Ministerpräsident Janez Drnovsek 
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Besuche aus dem A usland 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Vizekanzler und Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 

7 .  1 .  
Tschechische Republ i k  
Premiermin ister Vaclav Klaus 

20.  1 .  
I ta l ien 
Landeshauptmann von Südt i rol  Lui s  
D urnwalder 

2 5 .  1 .  
Deutschland 
S taatsm inister von B ayern Thomas 
Goppel 

1 5 . 2 .  
Vizepräsi dent d e r  EG- Kommiss ion 
M arti n  B angemann 

1 7 . 2 .  
Türkei 
M in ister für K ultur F ikri Saglar 

1 8 . 2 .  
S l owakei 
M i n isterpräsi dent Vladimir M eci ar 

M i n ister- Round-Table  an läß l ich  
O ECD-" Brain-Drain"- Konferenz in  
Laxenburg 

1 9 . 2 .  
N ATO-Genera lsekretär M an fred 
Wörner 

23 . 2 .  
Polen 
M i ni sterpräs identin H anna Suchocka 

3 . 3 .  
S lowenien 
Außenminister Lojze Peterle 

7 . 3 .  
E rasmus-Direktor Gerard D ruesne 

1 1 . 3 .  
Deutschland 
M in i sterin für Wissenschaft und  
Forschung von  Nordrhein-Westfalen 
Anke B ruhn 

1 2 . 3 .  
Tschech i sche Republ ik  
Nationalratspräsi dent M i l an Uhde 

1 6 . 3 .  
Tschechische Republ ik  
Präs ident Vaclav H avel 

1 .  4 .  
Kroatien 
Parlamentspräsi dent St ipe M esic 

1 9 . 4. 
Liechtenstein 
Regierungschef H ans Brunhardt 

22 . 4. 
U NESCO-Generaldirektor Federico 
M ayor 

25 .  / 26 .  4 .  
N iederlande 
Min i ster für Unterricht und 
Wissenschaft J .  M.  M .  Ritzen 
offizie l l er  Besuch 

30. 4 .  
Rußl and  
Vizepräs ident der  Akademie der 
Wissenschaften Lawerov 

3 . 5 .  
S lowakei  
Min isterpräs ident Vladimir M eCiar 

6. 5 .  
Sl owakei 
Min i ster für Erziehung und 
Wissenschaft M atus Kucera 

1 2 . 5 .  
S lowenien 
Min i ster für Wissenschaft und 
Forschung Rado Boh inc  

1 3 .  5 .  
I rland 
Min isterpräsident Albert Reyno1ds 

1 8 . 5 .  
Deutsch l and  
Bundeskanzler H e lmut  Kohl 
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3 1 .  5 .  - 6. 6.  
Thailand 
Königin Siri kit 

5 . 6. 
Ukraine 
Stv. Kulturministerin M ikola lakowina 

7 . 6.  
Griechenland 
Verteidigungsminister Ioannis 
M. Varvitsitotis 

7 .- 1 0. 6.  
Portugal 
Minister für strategische Planung und 
territorale Verwaltung Francisco 
Valente de Oliveira 
offiziel ler Besuch 

20. / 2 1 .  6. 
Deutschland 
Bildungsminister Rainer Ortleb 

29. 6. 
Slowenien 
Innenminister Ivo Bizjak 

1 6. 7 .  
Kroatien 
Minister für Wissenschaft und 
Technologie Branko leren 

29. 7 .  
Deutschland 
Staats minister für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst von Bayern 
Hans Zehetmaier 

27. 8 .  
Vizepräsident der EG-Kommission 
Antonio Ruberti 

29. 8 .  
EG-Vizepräsident Leon Brittan 

Tschechische Republ ik 
Erziehungsminister Petr Pitha 

8 . 9 .  
Slowenien 
Außenminister Lojze Peterle 

9. 9 .  
Tschechische Republik 
Kulturminister l indfich KabM 
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1 3 . 9 .  
Ukraine 
Stv. Kulturministerin M ikola 1 akowina 

22. 9. 
Rußland 
Präsident der Industriel lenvereinigung 
Arkadij Wolskij 

29. 9 .  
Ungarn 
Präsident Arpad Göncz 

1 .  1 0. 
Präsident der EG-Kommission lacques 
Delors 

8. 1 0. 
I ndonesien 
Generaldirektor des Erziehungs
ministeriums Bambang 

Tschechische Republik 
Vizeminister Libor Paty 

29. 1 0. 
Ukraine 
Kulturminister Iwan Dsjuba 

7 .  1 1 . 
Rußland 
Vorsitzender des Ministerrats Viktor 
Tschernomyrdin 

9 .  1 1 . 
Ukraine 
Außenminister Anatol ij Slenko 

1 0. 1 1 . 
Deutschland 
Ministerpräsident von 
Baden-Württemberg Erwin Teufel 

1 2. 1 1 . 
Spanien 
Präsident von Katalonien lordi Pujol 

Nicaragua 
Präsidentin Violeta Barrios de  
Chamorro 

22. 1 1 . 
Serbischer Patriarch Pavle  
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Besuche aus dem A usland 

Großbritannien 
Verteidigungsminister M al co l m  Rifkind 

25 .  1 1 . 
Schweiz 
Bundesrat Flavio Cotti 

26.  1 1 . 
Paläst inensischer Koord inator der 
N ahost- F riedensges präche Faisa l  
AI- Hussei ni  

29 . 1 1 . 
I srael 
Mini ster für Wirtschaft und Planung 
Sh imon Sh i trit 

2 .  1 2 . 
Deutschland 
Staatsminister für Wirtschaft und 
Verkehr von Bayern Otto Wiesheu 

1 5 . 1 2 .  
U kraine 
Vizepräsident I hor  Juchnovski 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Funktionäre beim Herrn 
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 

1 1 .  1 .  
I ran 
Außenmin i ster Ali Akbar Velayati 

1 9 . 1 .  
Libyen 
Außenmini ster Omar M ustafa 
Muntasser 

2 1 .  I .  
Norwegen 
Außenmin ister Thorva ld Stoltenberg 

27 .� 29 .  1 .  
I ta l ien 
Präsident Oscar Luig i  Sca lfaro 
Staatsbesuch 

2 .  / 3 .  2 .  
Kasachstan 
Staatspräsident Nursultan 
A. N asarbajew 

4. 2 .  
Frankreich 
Europami nisterin E l i sab eth Guigou 

5 . 2 .  
Bosnien - Herzegowina 
Vizepräs ident Ejup Gani c  

1 2 . 3 .  
S lowenien 
Außenmin ister Lojze Peterle 
Arbeitsbesuch 

1 5 . 3 .  
Tschechische Repub l ik  
Präsident Vaclav Havel 

1 7 . / 1 8 . 3 .  
Albanien 
Außenmin isters Alfred Serreqi 
offiziel l er Besuch 

3 1 .  3 .  
Generalsekretär der Arabi schen Liga 
Ahmed Esmat Abdel - Megu id  

2 1 . / 22 . 4. 
Spanien 
Ministerpräs ident Fel ipe Gonzalez 
Marquez, Außenmi nister Javier Solana 
Madari ega 
offiziel l er Besuch 

28 . 4. 
Schweiz 
Bundesrat Flavio Cotti 
offizie l l er Besuch 

2 .� 4. 5 .  
Ägypten 
Außenm i nister Amr Mahmoud Moussa 
offizie l ler  Besuch 

3 . 5 .  
S lowakei 
Ministerpräsident Vl adimir  M eciar 
offiz ie l ler Besuch 
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1 7 . 5 .  
PLO-Chef Yassir Arafat 
Arbeitsgespräch 

1 8 . 5 .  
Deutschland 
Bundeskanzler Helmut Kohl 

28 . 5 .  
Frankreich 

Anhang 

24. 7 .  
Großbritannien 
Außenminister Douglas Hurd 

26. 7 .  
Dänemark 
Außenminister Nils Helveg Petersen 

26. ! 27.  8 .  
Belgien 

Bürgermeister von Paris J acques Chirac Außenmi nister Willy Claes 
Besuch Bosnien-Herzegowina 

Außenminister Haris Silajdzic 

3 1 .  5 .  
Thailand 
Königin Sirikit 

7 . 6 .  
Griechenland 
Verteidigungsminister J oannis 
M. Varvitsiotis 

1 0.- 1 4. 6 .  
VN -Generalsekretär Boutros 
Boutros-Ghali 
offiziel ler Besuch 

1 4. 6.  
USA 
Außenminister Warren Christopher 

1 4.-25 . 6.  
VN-Weltkonferenz über 
Menschenrechte 

1 4. ! 1 5 . 6 .  
Rußland 
Außenminister Andrej Kosyrew 
offiziel ler Besuch 

1 7 . ! 1 8 . 6 .  
Präsident der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats Miguel 
Angel M artinez 
offiziel ler Besuch 

29. ! 30.  6 .  
Südafrika 
Präsident Frederik Wil lem de Klerk 
Arbeitsbesuch 

6. 7 .  
Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien 
Außenminister Stevo Crvenkovski 
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30. 8 .  
Generalsekretärin des Europarats 
Catherine Lalumiere 
Arbeitsbesuch 

7 . 9 .  
Slowakei 
Außenminister Jozef Moravcik 

Bulgarien 
Außenminister Stanislav Daskalov 

EG-Kommissär für Kultur Joäo de Deus 
Pinheiro 

8 . ! 9 .  9 .  
Georgien 
Außenminister Aleksandr Tschikwaidse 
offizieller Besuch 

9 . 9 .  
Bosnien-Herzegowina 
Außenminister Haris Silajdzic 

1 0. 9 .  
China 
Außenminister Qian Qichen 

Tschechische Republik 
Kulturminister Jindfich KabM 

2 1 .  9 .  
Großbritannien 
Staatssekretär für Europafragen David 
Heathcoat-Amory 
Arbeitsbesuch 

4. 1 0 . 
Bosnien-Herzegowina 
Vizepräsident Ejup Ganic 

7 . 1 0. 
Frankreich 
Präsident Fran<;:ois Mitterrand 
Staatsbesuch 
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Besuche aus dem Ausland 

8. / 9 .  1 0 . 
Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs des Europarats 

1 2 . 1 0. 
Deutschland 
Staatsministerin für Integrationsfragen 
Ursula Seiler-Alb ring 
Arbeitsbesuch 

7 .  / 8 .  1 l . 
Ukraine 
Außenminister Anatolij Slenko 
offizieller Besuch 

1 0.-1 4. 1 l . 
Nicaragua 
Präsidentin Violeta Barrios de 
Chamorro 
Staatsbesuch 

22. 1 l . 
Indonesien 
Außenminister Ali Alatas 

7. 1 2 . 
Armenien 
Außenminister Vagan Papasjan 

1 6. / 1 7. 1 2. 
EFT A-Ministerratstagung 

27. / 28 .  1 2 . 
Griechenland 
Europaminister Theodoros Pangalos 
Arbeitsbesuch 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 

1 3 .  l .  
Slowakei 
Wirtschaftsminister L'udovit Cernak 

1 5 . 1 .  
Rußland 
Wirtschaftsminister Eduard 
Aleksandrowitsch Netschajew 

Malaysia 
Minister für Umwelt und Bevölkerung 
Emil Salim 

2 1 .  l .  
Tschechische Republik 
Minister für Industrie und Handel 
Vladimir Dlouhy 

28. 1 .  
Frankreich 
Finanzminister Michel Sapin 

24. 2 .  
Polen 
Außenhandelsminister Andrzej 
Arendarski 

26. 2. 
Ungarn 
Finanzminister I van Szabo 

3 . 3 .  
Ungarn 
Minister für internationale 
Wirtschaftsbeziehungen Bela Kadar 

1 8. 3 .  
Albanien 
Außenminister Alfred Serreqi 

Moldau 
Außen wirtschaftsminister Andrei 
Keptine 

26. 4. 
Estland 
Außenwirtschaftsminister Toomas 
Sildmäe 

28. 4. 
Schweden 
Staatssekretär Hans Karlander 

1 1 . 5 .  
Japan 
Vizeminister im Transportministerium 
Toru Nakamura 

1 8 . 5 .  
Polen 
Parlamentarierdelegation 
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A nhang 

1 4. 6. 
EG-Kommissär Hans van den Broek 

1 7 . 6. 
EG-Vizepräsident Peter Schmidhuber 

22. 6.  
Ägypten 
Industrieminister Abdel Wahab, 
Präsident der Industriellenvereinigung 
Ismail Gazarin 

Deutschland 
Bildungs- und Wissenschaftsminister 
Rainer Ortleb 

1 .  7 .  
Generaldirektor des GA TI Peter 
Sutherland 

2. 7 .  
Tschechische Republik 
Wirtschaftsminister Karel Dyba 

4. 8 .  
EG-Kommissärin Christiane Scrivener 

27. 8 .  
Ungarn 
Minister für Industrie und Handel J anos 
Latorcai 

3 1 .  8 .  
Ukraine 
Stv. Außenwirtschaftsminister Mykola 
Mnych 

2. 9 .  
Taiwan 
Wirtschaftsminister P.- K. Chiang 

7 . 9. 
Deutschland 
Staatssekretär im Wirtschafts
ministerium Johann Eekhoff 

9. 9. 
Indien 
Umweltminister Kamal Nath 

Georgien 
Außenminister Aleksandr Tschikwaidse 
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2 1 .  9. 
I ran 
Parlamentsvizepräsident Hassan 
Rohani 

Rußland 
Vorsitzender des Industriellenverbandes 
Wolsky 

22. 9. 
Großbritannien 
Staatssekretär für Europafragen David 
H eathcoat-Amory 

Irland 
Handels- und Tourismusminister 
Charles McCreevy 

27. 9. 
China 
M inister für Außenhandel und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit Yi Wu 

1 .  1 0. 
Deutschland 
Präsident des Industrie- und 
Handelstages Hans Peter Stihl 

5. 1 0. 
Deutschland 
Ministerpräsident von Brandenburg 
Manfred Stolpe 

1 2. 1 0. 
Japan 
Vizepräsident des Dentsu Institute for 
Human Studies Eiji Inamura, Direktor 
des PR-Konzerns Dentsu I ncorp. Sunao 
Horiuchi 

Deutschland 
Staatsministerin für Integrationsfragen 
Ursula Seiler-Albring 

8. 1 1 . 
Rußland 
Vorsitzender des Ministerrats Viktor 
Tschernomyrdin, Außenwirtschafts
minister Oleg Davydov 

Ukraine 
Außenminister Anatolij S lenko 
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Besuche aus dem A usland 

1 0 . 1 1 . 
Syrien 
Wirtschaftsm inister Mohamad AI- I madi  

Portugal 
Handels- und Touri smusmini ster 
Fernando Faria de Ol ive ira 

1 1. 1 1 . 
Ungarn 
M inister für internationale  
Wirtschaftsbeziehungen B ela  Kadar 

Spanien 
Präsident von Kata lonien Jordi Pujol  

1 7 . 1 1 . 
Dänemark 
Parlamentspräsident H enn ing 
Rasmussen 

29 . 1 1 . 
I srael 
Minister für Wirtschaft und Planung 
Sh imon S hitrit 

1 .  1 2 . 
Libyen 
Sekretär des a l lgemeinen 
Volkskongresses für I ndustrie Azzul 
AI -Talh i  

Rumänien 
Staatssekretär im H andelsmin isterium 
Mihai Berinde 

Sl owenien 
M inister für wi rtschaftli che Beziehun
gen und Entwicklung Davori n  Kracun 

Deutschland 
Wi rtschaftsmin i ster von Bayern Otto 
Wiesheu 

1 3 . 1 2 . 
EU-Kommissär Abel M atutes 

1 6 . / 1 7 . 1 2 . 
EFTA-Min isterkonferenz 

22. 1 2 . 
Niederlande 
Generalsekretär im Wirtschaftsministe
rium Fran ciscus Aloyis ius E ngering 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Soziales 

24. 5 .  
I ran 
Arbeitsminister H ussain Kamal i  

1 8 . 1 1 . 
I s land 
Sozia lminister Gudmundur Arni 
Stefansson 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Finanzen 

27 .- 29.  1 .  
Frankreich 
Finanzmini ster Michel Sapin  

1 .  3 .  
E B RD- Präsident Jacques Attal i  

25 . 6 .  
S lowenien 
Finanzminister Mit ja  Gaspari 

30. 6 .  / 1 .  7 .  
Dreiertreffen m i t  deutschem u n d  
schweizerischem Finanzmini ster 

2 .  / 3 .  9 .  
Vizepräsident der Europäischen 
I nvestitionsbank Wolfgang Roth 

8 .  / 9 .  1 1 . 
N iederlande 
Finanzminister Vim Kok 
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Anhang 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Funktionäre beim Herrn 
Bundesminister für Föderalismus und Verwaltungsreform (Bundesminister im 
Bundeskanzleramt) 

1 5 . 4. 
Rußland 
lugendminister Andrej Sharanov 

28. 7 .  
Deutschland 
Senator für Bundes- und 
Europaangelegenheiten von Berl in 
Pet er Radunski 

1 4. 9 .  
Deutschland 
Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten von 
Sachsen-Anhalt Hans-lürgen Kaesler 

2 1 . 1 0. 
Slowakei 
Staatssekretär für Kultur und 
Medienpolitik Roman Zelenay 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten bei Frau 
Bundesministerin für Frauenfragen (Bundesminsterin im Bundeskanzleramt) 

24. 6. 
Namibia 
Staatspräsident Sam Nujoma 

30. 8. 
Generalsekretärin des Europarats 
Catherine Lalumiere 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

1 3 .  5 .  
Simbabwe 
Gesundheitsminister T. 1. Stamps 

24. 9 .  - 1 .  1 0. 
China 
Gesundheitsminister ehen Min-Zhang 

29. 1 1 . 
Libyen 
Industrieminister ladallah Azuz al Talhi 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Inneres 

8 . 2 .  
Tschechische Republik 
Innenminister lan Ruml 

1 0. 2. 
Italien 
Innenminister Nicola Mancino 
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1 0.-1 2. 3 .  
Türkei 
Innenminister Ismet Sezgin 

30. 3 .  
Chile 
I nnenminister Enrice Kraus 
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Besuche aus dem Ausland 

1 3 .- 1 5 . 4. 
Niederlande 
Innenministerin Catharine Isabella 
Dales 

1 6. 4. 
Rußland 
Stv. Innenminister lewgenij Abramov 

29. 9. - 1 .  1 0. 
Albanien 
Minister der öffentlichen Ordnung 
Agron Musaraj 

25. 1 1 . 
Palästinensischer Koordinator der 
N ahost-Friedensgespräche Faisal 
AI-H usseini 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Justiz 

8 . 2. 
Thai land 
lustizminister Suwit Khunkitti 

1 9 .- 2 1 .  2. 
Li echtenstein 
Stv. Regierungschef Herbert Wille 

1 .  / 2. 4. 
Spanien 
Vizepräsident des Obersten Richterrats 
Luis lose Manzanares Samaniego 

1 3 . 4. 
Italien 
Justizminister Giovanni Conso 

1 5 . 4. 
Niederlande 
Innenministerin Catharina Isabella 
Dales 

1 6 . / 1 7 . 4. 
Treffen mit lustizministerInnen bzw. 
Vize-lustizministern aus Albanien, 
Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Rumänien, Slowakei, Tschechische 
Republik, Ukraine und Spitzen
vertretern des Europarats und 
der Internationalen Union des 
Lateinischen Notariats anläßlich der 
5. Europatage des Notariats 

1 2 . 5 .  
Moldau 
Justizminister Alexei Barbaneagra 

5 . 6.  
Deutschland 
Präsident des Bundesgerichtshofs 
Walter Odersky 

1 4.-24. 6. 
Treffen mit Friedensnobelpreis
trägerInnen Norman E. Borlaug, Dalai 
Lama Tenzin Gyatso, Adolfo Perez 
Esquivel ,  Rigoberta Menchu und Betty 
Williams, Generalsekretär der VN 
Boutros Boutros-Ghali, 
lustizministerInnen aus Benin, Cöte 
d' Ivoire ,  Dänemark, Mongolei, Peru 
und Suriname anläßlich der 
Weltkonferenz über Menschenrechte 

22. 7 .  
Deutschland 
lustizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger 

28. 7. 
Generaldirektor des Büros der VN in 
Wien Giorgio Giacomelli 

6. 9 .  
China 
Stv. Generalprokurator Liang Guoquing 

1 .  1 0. 
Kroatien 
lustizminister Ivica Crnit 

2. / 3 .  1 0 . 
Treffen mit JustizministerInnen, 
Vize-lustizministern bzw. lustizstaats
sekretären aus Belarus, Bulgarien, 
Kroatien, Lettland, Litauen, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechische 
Republik, Ukraine anläßlich des Tages 
des Lateinischen Notariats 
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5. 1 0. 
Deutschland 
lustizminister von Brandenburg Hans 
Otto Bräutigam 

7 . 1 0. 
Großbritannien 
Lord Chancellor Mackay of Clashfern 

20. 1 0. 
Liechtenstein 
Präsident des Staatsgerichtshofs Harry 
Gstöhl 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung 

6. 2. 
Frankreich 
Verteidigungsminister Pierre loxe 
offizieller Besuch 

29.- 3 1 .  3 .  
Italien 
Verteidigungsminister Salvo Ando 
offizieller Besuch 

2. 4. 
Slowakei 
Verteidigungsminister Imrich 
Andrejcäk 
Arbeitsbesuch 

1 2.- 14. 4. 
Thailand 
Verteidigungsminister General Vijit 
Sookmark 
Besuch 

1 9.- 23 . 4. 
Bulgarien 
Verteidigungsminister Valentin 
Alexandrov 
offizieller Besuch 

1 2.-1 5 . 5 .  
Albanien 
Verteidigungsminister Safet Zhulali 
offizieller Besuch 

6.- 8 . 6. 
Griechenland 
Verteidigungsminister Ioannis 
M.  Varvitsiotis 
offizieller Besuch 

7 .- 9. 1 1 . 
Schweiz 
Chef des Eidgenössischen 
Militärdepartements Kaspar Vil liger 
offizieller Besuch 

2 1 .-23 .  1 1 . 
Großbritannien 
Staatssekretär für Verteidigung 
Malcolm Rifkind 
offizieller Besuch 

7. 1 2. 
Ungarn 
Verteidigungsminister Lajos Für 
Grenztreff en 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

24. / 25 .  1 .  
Großbritannien 
Minister für Landwirtschaft, 
Fischereiwesen und Ernährung lohn 
Gummer 
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25 . 2. 
Ungarn 
Minister für internationale 
wirtschaftliche Beziehungen Bela Kädär 
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Besuche aus dem A usland 

1 3 . � 1 6 .  4 .  
Belgien 
Minister für Landwirtschaft Andre 
Bourgeoi s  

9 . 6 .  
Angola 
Landwirtschaftsmin ister  Isaak 
Francisco M aria Dos Anjos  

1 0 . � 1 2 .  6 .  
EG-Agrarkommissär Rene Steichen 

9 . 9 .  
I ndien 
Min ister für U mwelt und Waldfragen 
Kamal Nath 

2 1 .  9. 
Großbri tannien 
Staatssekretär für Europafragen David 
H eathcoat-Amory 

1 8 . � 20. 1 0. 
Ungarn 
Land wirtschafts min i ster J anos Szabo 

1 1 . 1 1 . 
Namibia 
Landwirtschaftsminister Anton von 
Wietersheim 

1 5 . 1 1 . 
Dänemark 
Parlamentspräsident Hening 
R asmussen 

1 8 . 1 1 . 
Deutschland 

I Besuch der Min i sterin für Ernährung, 
Landwirtschaft u nd Forste von 
Sachsen-Anhalt Pet ra Wernicke 

22 .  / 23 . J J .  
Dänemark 
Landwirtschaftsmini ster Bj0rn Westh 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten bei Frau 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 

28 .  / 29. 3 .  
Ostmi n i stertreff en 

8. / 9 . 7 . 
I rland 
Umweltminister Michael  Sm ith 

29. / 30. 7. 
EG-Kommissär I oannis  Paleokrassas 

24.� 26 .  8 .  
U N E P- Exekutivdirektorin El izabeth 
DowdesweI I  

27 . 8 .  
D irektor des Populat ion Counci l 
C .  Wayne Bardin 

6 .� 1 0 . 9 .  
I ndien 
Umweltminister Kamal Nath 

28 . 9 .  
USA 
Secretary of Energy H azel O' Leary 

25 .  1 1 . 
Pal äst inensischer Koordinator der 
N ahost- Friedensgespräche Fai sal 
Al- H usseini  

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für Unterricht und Kunst 

26 .  / 27 . l .  
I srael 
Bürgermeister von Jerusalem Teddy 
Kol lek  

1 7 . 2 .  
Türkei 
Kulturminister Fi kri Saglar 
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1 1 . 3 .  
Tschechische Republik 
Parlaments präsident Milan Uhde 

26. 3 .  
Deutschland 
Kultusminister Hartmut Holzapfel 

1 4. 4. 
Niederlande 
Kulturministerin Hedi D' Ancona 

1 5 . 4. 
Finnland 
Kulturministerin Tytti 
Isohookana-Asunmoa 

Estland 
Kultur- und Bildungsminister 
Paul-Eerik Rummo 

28 . 4. 
I ndien 
ehemaliger Kulturminister Vassant 
Sathe 

1 8 . 6. 
Irland 
Kulturminister Michael Higgins 

7 . 9 .  
EG-Kommissär Joäo de Deus Pinheiro 

1 4. 9 .  
UNESCO-Exekutivsekretär Cornel 
Dumitrio 

27. 9 .  
Armenien 
Stv. Kulturminister Mikael Gurgeni 
Stambulzjan 

7 . 1 0. 
Bulgarien 
Außenminister Stanislav Daskalov 

2 1 .  1 0 . 
Litauen 
Kulturminister Dainius Trinkunas, 
Vizekulturministerin Marija 
Barkauskaite 

1 7 . 1 1 . 
I srael 
Bürgermeister von Jerusalem Teddy 
Kollek 

24. 1 1 . 
Palästinensischer Koordinator der 
Nahost-Friedensgespräche Faisal 
AI-Husseini 

29. 1 1 . 
Belgien 
Kulturminister Bernd Gentges 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

1 3 . 2 .  
Vereinigte Arabische Emirate 
Erdälminister Y ousuf bin Omeir bin 
Yousuf 

26. 2 .  
Ungarn 
Minister für Privatisierungsfragen und 
staatliche Unternehmen Tamas Szabo 

1 7 . 3 .  
Zentral europäische Verkehrsminister
konferenz mit Verkehrsministern aus 
Kroatien, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik, Ungarn 
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1 6 . 4. 
Kasachstan 
Minister für Transportwesen 
Nigmadshan Isingarin 

1 8 .- 2 1 .  4. 
Kuwait 
Minister für Verkehrswesen und 
Wohnungsangelegenheiten Habib 
Johar Hayat 

20. 4. 
Kasachstan 
Premierminister Sergej Alexandrovic 
Tereschtschenko 
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Besuche aus dem A usland 

4. S .  
U krai n e  
Stv.  M i nisterprä s ident Viktor  Pynsen ik  

1 1 .  5 .  
Japan  
Vizeverkehrs m i n i ster  Toru Nakamura 

1 .  6 .  
Rußland 
Präs ident der Autonomen Russ ischen 
Repub l i k  Sacha (Jakut ie n )  M icha i l  
N i k ol ajew 

22 . 6 .  
.Ägypten 
I ndustr iem i n i ster M o hamed Abdel 
Wa hab 

l .  7 .  
Tschech ische Repub l ik  
Wirtschaftsm i n i ster  Kare l  Dyba 

1 7 . 8 .  
U ngarn 
M i n i ster für Verkehr, 
Tel ekommun i ka t ion  und  Wasserwesen 
György Scha msch u l a  

26. 8 .  
Alban ien  
M i n i s ter  für Verkehr  Fatos B i t i ncka 

1 .  9 .  
U k ra ine  
S tv .  Außen w i rtsch a fts m i nis ter  Myko la  
M nych 

3 . 9 .  
Taiwan 
Wi rtschaftsm i n i ster  P. K.  C h i ang 

1 8 . 9 .  
Schweiz 
B undesprä s i dent  u nd Verkehrsmi n is ter  
Ado l f  Ogi 

27. 9. 
C h i n a  
M in i steri n für Außenhande l  und  
wi rtschaft l i che  Zusammenarbe i t  W u  Y i  
offiz ie l l e r  Besuch 

4. 1 0 . 
Deutsch land 
M i n isterpräs ident  von B randenburg 
M anfred Sto lpe  

1 9 . 1 0 . 
Algerien 
M in i ster  für Transport Mohamed 
Arezk i  I s l i  

20. 1 0 . 
Tunes ien 
Transportm in i ster  H aj Al i 

5 .  1 1 . 
R u ß l and 
Verkehrs m in i ster  Efi mov 

9 .  1 1 . 
R u ß land 
Vorsi tzender des  M i n i sterrats Viktor 
Tschernomyrd i n  

1 7 . 1 I .  
Dänemark 
Parl amentspräs iden t  H enn ing  
Rasmussen 

1 .  1 2 . 
Libyen 
I nd ustri e m i n i ster Jada l l ah  Azuz a l  Ta l h i  

Deutsch land 
Wi rtschaftsm i n i ster  von Bayern Otto 
Wi esheu 

1 3 . / 1 4. 1 2 . 
E U - Ko m m i ssar  Abe l M atutes 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten bei  Frau 
Staatssekretärin für Integration und Entwicklungszusammenarbeit (Staatssekretärin 
im Bundeskanzleramt) 

23 . 2 .  
Polen 
Premi ermi n i s ter in H anna  Such ocka u n d  
E u ropa- M i nster lan C hris toph B i e l eck i  

4. 3 .  
Vorsi tzender d e s  Deve lopment 
Assoc ia t ion C o mmittee der O E C D  
A l exander Love 
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1 4. 5 .  
Präsident der Polisario Mohamed 
Abdelaziz 

24. 5 .  
Luxemburg 
Parlaments präsidentin Erna 
Hennicot-Schoepges 

4. 6.  
Belgien 
Außenminister Willy Claes 

1 0 . 6.  
EG-Kommissär Rene Steichen 

1 5 . 6 .  
EG-Kommissär Hans van den Broek 

1 7 . 6.  
Luxemburg 
Staatssekretär für auswärtige 
Angelegenheiten Georges Wohlfahrt 

Präsident der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats Miguel 
Angel Martinez 

1 2 . 7 .  
Ungarn 
EG-Staatssekretär Sandor Peisch 

1 4. 9 .  
Deutschland 
Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten von 
Sachsen-Anhalt Hans-Jürgen Kaesler 

Burkina Faso 
Außenminister Thomas Sanon 

22. 9.  
Großbritannien 
Staatssekretär für Europafragen David 
Heathcoat-Amory 

1 .  1 0. 
Präsident der EG-Kommission Jacques 
De1ors,  Generaldirektor der " Task 
Force Enlargement" Steffen Smidt 
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1 2. 1 0. 
Deutschland 
Staatsministerin für Integrationsfragen 
Ursula  Seiler-Albring 

3. 1 1 . 
Ungarn 
Europa-Staatssekretär Endre Juhasz 

1 0. - 1 2 .  1 1 . 
Nicaragua 
Präsidentin Violeta Barrios de 
Chamorro 
offizieller Besuch 

1 2. 1 1 . 
Nicaragua 
Kooperationsminister Erwin Kruger 

1 6. 1 1 . 
Dänemark 
Parlamentspräsident Henning 
Rasmussen 

1 7 . 1 1 . 
Belgien 
Außenminister Willy Claes 

EU-Kommissär Hans van den Broek 

24. 1 1 . 
Schweden 
Finanzminister Alan Larsson 

25. / 26. 1 1 . 
EU-Kommissär Bruce Millan 

22. 1 2 . 
Niederlande 
Generaldirektor für auswärtige 
Handelsbeziehungen F. A. Engering 

28. 1 2 . 
Griechenland 
Europaminister Theodoros Pangalos 
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Besuche aus dem A usland 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten bei Frau 
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

26. 1 .  
Pakistan 
Touri smusmin i ster Shahzada 
Mohiuddin 

27 . 5 .  
USA 
Vorsitzender und Präsident der 
Fairch i ld  Corporation Jeffrey J .  Stein er 

1 6 . 6 .  
M adagaskar 
Außenminister Cesaire Rabenoro 

28 . 6 .  
China 
Stv .  Text i l - Industrieminister Du Yu 
Zhou 

8 . 9 .  
Schweden 
Parlamentarierdelegation 

1 6 . 9 .  
Albanien 
Tourismusminister Edmont Spaho 

Besuche ausländischer Fachminister und sonstiger leitender Persönlichkeiten beim 
Herrn Staatssekretär für Finanzen 

23 . 6 .  
Deutsch land 
Staatssekretär für Finanzen 
Franz-Christof Zeit ler 

27 . 9 .  
Schweden 
Delegation des Reichstags 
( Finanzausschuß )  

703 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)718 von 734

www.parlament.gv.at



--l 
0 
� 

Österreich in Zahlen 1950 bis 1993 

Gegenstand, Einheit 1 950 1 970 1 980 1 990 1 992 1 993 1 )  

Bevölkerungsstand, in 1 .000 6.93 5 7 .467 7.549 7 .729 7 .9 1 4  7 .9882) 
darunter Ausländer, in 1 .000 3233) 1 83 283 456 623 6872) 

Lebenserwartung, in Jahren, männlich 61 ,9 66,5 69,0 72,5  72, 9  73,04) 
weiblich 67,0  73, 4  76, 1 79,0 79,4 79,54) 

Unselbständig Beschäftigte, in 1 .000 1 .94 1 2.387 2.789 2 .929 3 .056 3 .055 
Wochenarbeitszeit, effektiv, Unselbständige 40,8 3 7,2 36, 7 36, 0 36,3 
Arbeitslosenquote 6, 0 2,4 1 ,9 5, 4 5,9 6,8 
Brutto-Inlandsprodukt, lfd .  Preise, in Mrd. S 5 1 ,9 375,9 994,7 1 .803 , 1  2.035 ,6 2. 1 06,55) 
Wirtschaftswachstum, in % 12,4 7, 1 2,9 4,2 1 ,6  - 0,55) 
Offizielle Währungs res erven, in Mrd. S 47 1 1 1  1 38 1 78 2 1 2  
Verbraucherpreisindex, 0 1 966 = 1 00 47,9 1 1 5,0 2 1 1 ,4 298,6 32 1 ,0 332,7 
Tariflohnindex, 0 1 966 = 1 00 32,4 1 3 1 , 1  3 1 3,5 507,6 572,6 60 1 ,0 
Durchschnittsverdienste Industrie 

Brutto-Monatsverdienst (mit Sonderzahlungen), in S 5.356 14.628 25. 151 28. 1 83 29. 6205) 
I ndex der Industrieproduktion, 0 198 1 = 1 00 1 9,2 68,3 1 0 1 , 1  1 33 ,4 1 34, 1 1 32, 1 
Produktion je Beschäftigten, 0 1 9 8 1  = 1 00 25,7 66,4 99,7 1 53,3 1 6 1 ,5 1 68,6 
Energetischer Endverbrauch, in Petajoule 605 753 757 792 807 
Brotgetreide, durchschnittlicher Ertrag pro ha, 1 00 kg 1 6,5 28,5 41,9 48,4 50, 7 41 ,5 
PKW- und Kombi-Bestand, in 1 .000 48 1 . 1 97 2.247 2.99 1 3 .245 3 .368 
Wohnfläche pro Einwohner, in m2 21 ,46) 2 7, 76) 32, 1 6) 32,4 32,9 
Leistungsbilanzsaldo, in Mrd. S . 7) - 1 ,7 - 2 1 ,4 1 3 ,6 - 1 ,6 - 1 0,6 

Quelle : Österreichisches Statistisches Zentral amt, Oesterreichische Nationalbank, Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung. - . = Keine 
Daten vorhanden. - 1) Daten aus 1 993 sind meist vorläufig, Änderungen sind noch zu erwarten. - 2) lahresmitte. - 3) Volkszählung 1 95 1 .  -
4) Prognose ÖSTAT. - 5) Prognose WI FO. - 6) Häuser- und Wohnungszählung 1 97 1 ,  1 9 8 1  bzw. 1 99 1 .  - 7) Daten nicht vergleichbar. 
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-.) 
o 
Vl 

Wirtschafts- u nd Sozialstatistik - internationaler Vergleich 

Brutto-
I n lands- Wirtscha fts-

Antei l  des 

pro d u k t  Wachstu m 2 )  
Leistungsb i l anz- E i n fuhr A usfu h r  

Lä nder ( B I P) j e  
s a l d o s  a m  B I P' )  

E i n wohner 

I 1 992  1 99 1  1 992 1 99 1  I 1 992 1 99 1  I 1 992  1 99 1  I 1 992 
i n  U S-$ I )  i n  I)/(J i n  M rd .  U S -$ I ) 

----

Belgien 2 1 .829 1 . 9  0.8 2.4 2 . 4  1 2 1 ,0 1 25 ,  I 1 1 8 ,3 1 23 ,3 
Dänemark 2 7. 5 5 1  1 . 2  1 . 2  1 . 7 3,3 32,4 33 ,7  36 ,0  39 ,8  
Deutschland 2 7. 5 92 4, 54) 1 . 6  - 1 , 2  - 1 . 3  3 89,0 408,6 402,6 430, 1 
Frankre ich 23. 006 0. 7 1 , 4  · · 0. 6  0, 3 222,6 230, 1 2 1 7 , 1 235 ,9 
Großbritannien 1 8. 02 7  - 2. 3  - 0, 5 - 1 . 3  - 1 . 4  209,9 22 1 ,5 1 8 5,0 1 90, 1 
Ital ien 2 1 . 1 22 1 . 3  0. 9 - 1 . 9  - 2. 2  1 82,7 1 88,5 1 69,5 1 78 ,2 
N iederlande 2 1 . 1 02 2. 1 1 . 4  2. 6 2. 1 1 26,9 1 34,4 1 33 ,6  1 39 ,9 
Norwegen 26. 343 1 . 6  3. 3 4.8 2. 5 25,6 26, 1 34, 1 35 ,  I 
Österreich 23.495 2, 7 1,6 0,0 - 0,2 50,8 54, 1 4 1 , 1  44,4 
Schweden 28.489 - 1 . 1  - 1 . 9  - 1 . 4  - 2. 1  50,0 50,0 5 5,2 56, 1 
Schweiz 34. 962 - 0. 0  - 0. 1 4 .6  6 .2  66,7 65 ,8 6 1 , 5 65 ,5  

Japan 2 9. 525 4 . 0  1 . 3  2.2 3. 2 237,0 233 ,3 3 1 4,8  339,9 
Kanada 20. 54 1 - 1 . 7  0. 7 - 4.3 - 4. 0  1 1 8 ,2 1 22,4 1 27,2 1 34,4 
USA 23. 2 1 5  - 1 . 1  2.6  - 0. 1  - I . I  508,4 5 54,0 42 1 ,7 448 ,2 

OECD i nsgesamt 2 1 . 562 0. 5 1 . 7  - 0. 2  - 0. 2  2 .592,9 2 .7 1 8 , 1  2 . 5 1 6,9 2 .674,0 

I )  Laufende Preise und Wechsel kurse. - 2) Reale Veränderung des Brutto- I n l an dsprodu ktes zum Vorjahr .  - 1 ) N egati ver Wert = negativer Saldo.  -
4) Geb ietsstand vor dem 3 .  1 0. 1 990. 
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-...l 
o 
0\ Anteil des Schuldenstandes 

Exportanteile5) öffentlich-
des 

Steigerung des 

am B I P  rechtlicher Arbeitslosenquote6) Verbraucherpreises 

Länder Körperschaften Zentralstaates gegenüber Vorjahr 

am BIP  
am B I P  

1 980 1 1 99 1  I 1 992 1 990 I 1 99 1  1 990 I 1 99 1  1 980 I 1 992 I 1 993 1 980 I 1 992 I 1 993 

in % ------- -

Belgien 62,9 72, 5  70, 1 1 3 1  7, 7 7,9 9, 1 6, 7 2,4 2, 7 
Dänemark 32, 7 3 7, 1  3 7, 0  60 6, 5 1 1 ,3 1 1, 0  1 2, 3  2, 1 1 , 2  
Deutschland 26,5 33,9 33,5 44 42 23 22 3,3 4, 64) 8,3 5, 5 4, 0 4, 1 
Frankreich 2 1 , 5  22, 7 23, 1 36 36 28 28 6,3 1 0,3 1 0,8 13, 6  2, 4 2, 1 
Großbritannien 2 7, 4  23, 6 23, 7 35 3 7  35 36 6,3 9, 9 1 0,3 1 8, 0  3, 7 7,8 
Italien 2 1 , 9  1 9,6 1 9, 9  1 01 7, 4 1 0, 5  1 1 ,3 21,2 5, 2 4, 4 
Niederlande 52, 5 54, 3 52, 3 77 76 63 64 6, 0 6,8 5, 9 6, 5 3, 7 2, 1 
Norwegen 4 7, 3  44,8 43,2 39 1 , 7 5, 9 6, 6 1 0, 9  2,4 2, 3 
Österreich 36,8 40, 1 39,6 56 57 48 49 1,9 5,9 6,8 6,4 4, 1 3, 6 
Schweden 29, 6 2 7, 9  2 7, 9  51 52 46 49 2, 0 4, 8 6, 5 1 3, 7 2,3 4, 7 
Schweiz 36, 7 35,3 36, 0 25 25 5 5 0,2 2,5 3,8 4, 0 4, 1 3,2 

Japan 1 3, 7  1 0, 4  1 0,3 6 7  64 51 49 2, 0 2,2 2,3 8, 0 1 , 6  2,2 
Kanada 28, 5 24, 7 26, 7 72 7, 5 1 1,2 1 1, 1  1 0,2 1 , 5  5, 0 
USA 1 0, 1  1 0, 5  1 0, 6  68 75 62 68 7, 0 7,3 6, 7 1 3, 5  3, 0 4, 8 

OECD insgesamt 1 9, 6  1 8, 9  1 9, 1  7, 5 8,2 1 3, 1  4, 0 5,4 

4) Gebietsstand vor dem 3 .  1 0. 1 990. - 5) Waren und Dienstleistungen ; laufende Preise und Wechselkurse. - 6) Aufgrund verschiedener nationaler 
Ermittlungsverfahren nicht streng vergleichbar. 
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-
Effektive Erwerbs- Lebenserwartung Säuglings- Geburten Sterbefälle 

Arbeitszeit quote7) in Jahren sterblichkeit8) auf 1 .000 Einwohner 

Länder zwischen zwischen 1 990 1 99 1  1 980 1 99 1  
1 980 und 1 984 1 988 und 1 99 1  1 980 1 992 1 99 1  1 992 1 99 1  1 992 

Std./Woche m. I w. m.  I w. männl . I weibl .  männl. I weibl . 

Belgien 33,4 53 30 50 35 70,3 77, 1  72, 5  79,2 12, 1  8, 9 1 2, 8  1 1 , 5  1 0, 7  1 0, 6  
Dänemark 31,5  31 ,5  589) 469) 61  52 71, 5  77, 7 72, 6 78,2 8, 4 6, 5 1 2, 5  1 3, 1  1 1 , 5  1 1 , 8  
Deutschland 39, 5 39,2 58 32 591 0) 381 0) 70, 5 77, 3  72, 01 1 ) 78, 6 1 1 ) 12, 7 6, 9 1 2) 1 1 , 2  1 0, 0  1 0, 9  1 0, 9  
Frankreich 38, 7 38, 7 53 34 50 36 71 , 2  79, 4 72,8 80, 9 1 0, 0  7,2 1 2) 1 3, 3  1 2, 9  9,2 9, 1 
Groß-
britannien 41,6 60 36 58 41 71 ,3 13) 77,3 1 3) 73,3 78, 8  1 2, 1  7,4 1 2) 13,8 1 3, 5  1 1 , 3  1 1 , 3  
Italien 56 26 56 31 71 , 4  78, 0 73, 6  80,4 1 4, 6  8, 3 9, 9 9, 9 9, 6 9, 6 
Niederlande 39, 9 54 23 5 7  3 7  72,8 79, 7 73, 9 80,3 8, 6 6, 1 1 3, 2  1 3, 0  8, 6 8, 6 
Norwegen 3 7, 0  36,8 5 7  39 55 45 72, 7 79, 6 73, 4 79, 9 8, 1 6,2 1 2) 1 4, 2  1 4, 0  1 0, 5  1 0, 4  
Österreich 36, 7 36,9 54 30 57 36 69,5 76,6 72,6 79,2 14,3 7,4 12,0 12,0 10,6 10,5 
Schweden 38, 5 38, 4 58 4 7  56 50 73, 4 79, 6 74, 8  80, 8 6, 9 6,2 1 2) 14,3 1 4, 2  1 1 , 0  1 0, 9  
Schweiz 41,6 41 ,5  65 35 6 7  40 72,8 79, 6 74, 2  81 ,4  9, 1 6,8 12,6 1 2, 6  9, 0 9, 1 

Japan 40,8 40, 0 60 3 7  63 42 74, 3  80, 0 76, 4 82,8 7, 5 4,4 1 2) 9, 9 6, 7 
Kanada 38,2 3 7, 8  59 38 5 7  45 72, 2  79, 4 74, 0 80,8 1 0, 4  6,81 °) 1 5, 2  7,2 

USA 40,8 40, 7 5 7  39 5 7  44 70, 6 78, 1 72, 6 79,2 12,4 8, 5 1 6, 3  1 5, 9  8, 6 8, 5 

OECD insg. 

-..l 7) Anteil der Berufstätigen an der gesamten Wohnbevölkerung. - 8) Im 1 .  Lebensjahr Gestorbene/ 1 .000 Lebendgeborene. - 9) 1 98 1 .  - 1 0) 1 990. -
S 1 1) Gebiet der ehern. DDR 1 990 m. 69,3, w. 76,4. - 1 2) 1 99 1 .  - 1 3) Nur England und Wales. 
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-..l 
o 
00 Anteil der 

Studenten 14) Anteil öffentlicher Anteil der Finanzierung der Film-
auf Ausgaben für Bruttoinlands- Bruttoinlands- produk-

Radio- TV-

Länder 1 00.000 Schulwesen ausgaben für F & E ausgaben für F & E tionenl5) 
dichtel6) dichtel6) 

Einwohner am BIP  in % am BIP  in % durch den Staat 
in % 

1 988 1 1 990 1 989 1 1 990 1 99 1  1 1 992 1990 1 1 99 1  1 989 1 989 1 989 
� - -

Belgien 2. 754 5,2 1 , 71 0) 27,6 1 5  4 70 333 
Dänemark 2.4661 7) 7,4 1 , 7  42,3 39, 7 1 6  429 382 
Deutschland 2.810 4, 1 2, 7 2,6 34, 7 36,5 68 45 7 395 
Frankreich 2.842 3.026 5,4 5,5 2,4 2,4 48,3 48,8 1 36 338 333 
Großbritannien 2.063 4, 71 7) 2, 1 35,2 34,2 38  34 718) 34 7 
Italien 2.3 79 2.545 5,01 9) 1 ,3 1 ,4 51 ,5 46,6 1 1 4 26618) 260 
Niederlande 2.946 6,5 1 ,9  45, 1 44,9 1 3  33819) 323 
Norwegen 3. 081 3.384 7,8 7, 9 1 ,8 49,5 1 0  3621 8) 349 
Österreich 2.638 2. 714 5,5 5,4 1,5 1,5 44,6 46,5 14 378 328 
Schweden 2. 1 96 2.281 7,3 7,8 2, 9 37,62°) 261 8) 39918) 395 
Schweiz 2.018 2. 1 18  4,8 2,9 1 °) 22,62°) 3 1  407 369 

Japan 2. 1 84 4, 717) 3, 1 18,0 18,2  777 265 
Kanada 5.034 5. 125 7, 1 7,4 1 ,5 1 ,5  43,8 44, 0 46 
USA 5.596 5.608 5,3 2,8 2, 7 4 7,1  46,8 345 

OECD insgesamt 

Quel le :  VN, UNESCO, OECD, Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung, Österreichisches Statistisches Zentralamt. - Deutschland : Bis 
einschI. 1 990 Angaben für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vor dem 3 .  1 0. 1 990. - 1 0) 1 990. - 14) 3 .  Schulstufe.  - 1 5) Filme ab 1 600 m 
Länge ; inklusive internationaler Coproduktionen (ohne Fernsehfilme). - 1 6) Bewilligungen auf 1 .000 Einwohner. - 1 7) 1 988 .  - 1 8) 1 987.  - 1 9) 1 986. -
20) 1 989. 
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Sachindex 

Sachindex 

Abchasien 89, 1 45, 1 52, 278 
Abkommen über Gaza-Jericho 1 83, 1 95,  

260 
- von Governors Island 245, 275 
- von Islamabad 233 
Abrüstung 26 1 ,  355 
Acquisprüfung 3 1  
ADB 347 
ADF 347 
AIDB 346 
AfDF 346 
Afghanistan 1 54, 233, 493 
Afrika 342, 362 
"Afrika 2000" 2 1 3  
- südlich der Sahara 200 
Afrikanische Entwicklungsbank, s. 

AIDB 
Afrikanischer Entwicklungsfonds, s .  

AIDF 
AFT A 220, 308 
AGEG 1 05,  1 1 1  
Agenda 2 1  263 
- für den Frieden 258 
- für Entwicklung 259, 263 
Agrarabkommen 327 
Ägypten 1 92, 395, 430, 493 
Akkreditierte Botschafter in Wien 645 
Aktionsplan zum Kampf gegen 

Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus und Intoleranz 60 

Albanien 5 1 ,  56, 1 00, 1 58, 396, 495 
Algerien 1 92, 396, 496 
Allgemeines Zoll- und Handelsab-

kommen, s .  GA TI 
Alpenkonvention 1 07 
Andenpakt 242 
Andorra 258, 497 
Angola  1 73, 2 1 0, 256, 273, 497 
Antidumping 325 
Antigua und Barbuda 498 
APEC 220, 308, 3 1 4 
Äquatorialguinea 498 
Arabische Liga 1 95 
Arbeitsgemeinschaft der Westalpen, s .  

COTRAO 

- Europäischer Grenzregionen, s. 
AGEG 

ARGE ALP 1 05 
- Alpen-Adria 1 03, 1 07, 1 1 2 
- Donauländer 1 03, 1 08 
Argentinien 239, 396, 498 
Armenien 57, 90, 1 45, 1 52, 279, 499 
ASEAN 219, 3 1 4 
- Regional Forum 220 
Aserbaidschan 57, 90, 1 45, 1 52, 279, 500 
Asian-Pacific Economic Cooperation, s .  

APEC 
Asiatisch-pazifischer Raum 2 1 8  
Asiatische Entwicklungsbank, s .  ADB 
Asiatischer Entwicklungsfonds, s .  ADF 
Asien 3 1 2, 342 
Assistenzprogramme 57 
Asylwerber 434 
Äthiopien 207, 349, 500 
Atomkraftwerke 1 26, 284 
Atomwaffenversuche 355 
Aufenthaltsgesetz 435 
Auslandskulturpol itik 370 
Auslandsästerreicher 46 1 
- wahlrecht 463 
Außenpolitischer Ausschuß des 

Bundesrats 472 
- des Nationalrats 47 1 
Austauschlehrer 386 
Australien 230, 396, 501 
Austral ische Gruppe 360 
Auswärtiger Dienst 475 

Bahamas 502 
Bahrain 502 
Balladur-Plan 1 8  
baltische Staaten 24, 5 1 ,  88, 3 1 0  
Bangladesch 233, 502 
Barbados 503 
BDIMR 442 
Belarus 57, 1 0 1 ,  1 28, 1 50, 1 62, 503 
Belgien 396, 503 
Bel ize 505 
Benin 505 
Berg- Karabach 90, 1 45, 1 52, 279 
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Sachindex 

Besetzte Gebiete (Westjordanland, 
Gazastreifen) 1 83, 1 96, 260, 545 

B evölkerungsfonds der VN, s. UNFPA 
Bhutan 232, 349, 505 
Bildende Kunst 375 
Bildung und Erziehung 3 84 
Binnenmarkt 20, 308 
Blockfreie 230, 305 
Bodenseerat 1 1 0, 1 2 1  
Bohunice 1 28 
Bolivien 240, 397, 506 
Bosnien-Herzegowina 1 7, 1 03 , 1 38 , 1 73 ,  

1 96, 237,  259,  268, 434, 506 
Bosnier-Aktion 435 
Botsuana 2 1 1 ,  507 
Bougainville 23 1 
Brasil ien 239, 24 1 ,  397, 430, 507 
Brunei 397, 509 
Buchaktion 377 
Budapester Gruppe 434 
Budget des BMaA 486 
Bulgarien 23, 5 1 , 1 0 1 , 1 28 , 3 1 0, 397, 509 
Bundesjugendring 388 
Bundesrat 468 
Burgenland 1 1 1  
Bürgerservice 455 
BÜRGES Förderungsbank 1 63 
Burkina Faso 205, 349, 5 1 0  
Burundi 209, 275, 5 1 1  

CCPCJ 299, 447, 452 
CDA 490 
CDCC 79 
CDMG 77 
C EFTA 1 3 5, 3 1 1 
C .E . I . ,  s. ZEI 
CELAD 450 
Central European Initiative, s. ZEI 
CENYC 3 88 
CERN 394 
CGIAR 341  
Chemiewaffen 26 1 
Chile 239, 242, 397, 5 1 1  
China 2 1 9, 3 1 2, 333, 398, 5 1 2  
Christlich- Islamische Dialogkonferenz 

1 8 1  
Club der Angehörigen der Bediensteten 

des BMaA, s .  CDA 
CND 265 

7 1 0  

COCOM 36 1 
COMETT 39 
COPUOS 299 
COST 394 
Costa Rica 245, 5 14 
C6te d' Ivoire 205, 398, 5 1 5  
COTRAO 1 05 
CPC 302 
CPCJP 450 
CSD 28 1 ,  362, 448 
CSDHA 298, 438, 448 
CSW 264, 447 

DAC 344, 349 
Dänemark 7,  398, 515 
Deklaration über die Beseitigung der 

Gewalt gegen Frauen 447 
- von Managua 245 
Delors-Weißbuch 1 1  
Demokratische Volksrepublik Korea 

226, 272, 285, 558 
Demosthenes 57 
Deutschkurse 387 
Deutschland 8 ,  1 28, 398, 459, 517 
Diplomatische Akademie 49 1 
Diplomatisches Korps 642 
Dominikanische Republ ik  520 
Donaukommission 1 30 
Donau-Oder-Elbe-Verbindung 98 
Donauschutzkonvention 1 25 
Dreiergruppe 24 1 
"Dritte Säule" 1 9  
Drogen 299, 450 
Dschibuti 208, 521 
Dukovany 1 27 

East-Asian Economic Caucus 22 1 
EBRD 1 62 
ECA 282 
ECE 98, 1 03 ,  364 
ECOMOG 205 
ECOSOC 262, 280, 449 
ECOWAS 205 
Ecuador 399, 521 
EDIFACT 98 
EEF 352 
EFTA 50, 3 1 0 
- Freihandelsabkommen 5 1 ,  1 65 
- Vorsitz Österreichs 52 
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Sachindex 

Ehemal ige jugoslawische Republ ik  
M azedonien ,  s .  Mazedonien 

ehemaliges Jugoslawien 1 58 ,  268,  436 
EI  Salvador 244, 275 ,  521 
E M B C  393 
E M RK 69, 1 79 , 440 
Energie 1 58 ,  362, 367 
Entwick lungsbanken, regionale 345 
- hi l fe ,  d i re kte, s .  DAC 
- h i l fe,  offiz ie l le, s .  ODA 
- h i l fekomitee 336  
- l änder 3 1 2 , 324, 336,  342 ,  362  
- zusammenarbeit, s .  EZA 
E PZ 1 6  
E RA SM U S  3 9  
E ritrea 207 , 258 ,  522 
E rn ährungs- und Landwi rtschaftsorga-

n isation der VN,  s. FAO 
ESA 393 
Esquipu las 243 
Estland 55, 59, 88, 400, 522 
E U  3, 7, 1 34, 3 08 , 388  
- Beitrittsverhandlungen 29  
- Forschungsprogramme 38  
- I nformation 464 
E U M ETSAT 395  
Euratom 3 1  
E U R E K A  40 
Europaabkommen 22, 1 34, 3 1 0 
Europäische Bank für Wiederaufbau 

und Entwi ck lung, s .  E B RD 
- Energiecharta 365 
- Freihandelsassoziation, s .  E FTA 
- Gemeinschaft, s. EU 
- Konferenz für Molekularbiologie, s .  

E M BC 
- Landwirtschaftskommission,  s .  ECA 
- M enschenrechtskommission 70 
- Menschenrechtskonvention,  s .  

E M RK 
- Organisat ion für Kernforschung, s .  

C E R N  
- Organisat ion für die N utzung von 

M eteorologischen Satel l iten, s .  
E U M ETSAT 

- Polit ische Zusammenarbeit ,  s .  EPZ 
- Sozia1charta 77  
- Sportkonferenz (ESK) 398  
- Union, s .  E U  

- Weltraumorganisation, s .  ESA 
Europäischer Entwicklungsfonds,  s .  

E E F  
-- Gerichtshof für Menschenrechte 74, 

446 
- Rat 8 
- Wirtschaftsraum,  s. EWR 
Europäisches Parlament 46 
- Polizeiamt, s. E U RO PO L  
- Übereinkommen zur Bekämpfung des 

Terrorismus 80 
- Übereinkommen zur Verhütung von 

Folter und unmenschl icher oder 
erniedrigender Behandlung 70 

- Volksgruppenrecht 440 
- Währu ngsinstitut, s. EWI 
- Währungssystem, s. EWS 
Europarat 53,  94,  1 07 ,  388,  440, 446 
-, Gipfeltreffen 60, 1 75 
-, Leitungskomitee für Wanderungs-

fragen, s. CDMG 
- ,  M enschenrechts- Kontro l lmecha-

nismus 68 
--, M inisterkomitee 59, 1 77 
-, österreichi scher Vorsitz 53  
-, Osterweiterung 55  
- ,  Parl amentarische Versammlung 60, 

1 7 5 
-, Rat für kulturel le Zusammenarheit, s .  

C DCC 
E U RO PO L  452 
EUTELSAT 466 
EWI 1 4  
EWR 48, 45 8 
EWS 1 5 , 3 1 0 
EZA 2 1 7 , 348, 444 

FAO 203 , 28 1 
FC KW 36 1 
FA TF 450, 453 
FEO 247, 266, 652 
Fidschi 523 
Fi l m  3 79 
Finnland 400, 430, 523 
Flüchtl i nge 1 59 ,  265 
Flü chtl ingsfragen 434 
FO K U S-Staaten 2 1 4  
Frankreich 400, 430, 524 

7 I 1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)726 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

Freihandelsabkommen 5 1 ,  1 5 8 ,  3 1 0 
- ASEAN-, s .  A FTA 
- Europäisches, s. E FT A 
- Nordameri kanisches, s .  NAFTA 
Fremdengesetz 458 
Friedenserhaltende Operationen, s .  

FEO 
Fundamental ismus 1 90 

G 7 1 62,  334 
G 24 1 58 
Gabun 206, 529 
Gagausen 1 5 1  
Gambia 529 
GAP 4 1  
GASP 5 ,  1 6, 2 1 3  
GATS 328  
GATT 235 ,  325, 329 ,  3 33 
GCC 1 90 
GEF 340 
Geldwäscherei 452 
Gemeinsame Agrarpol i t ik, s .  GAP 
- Außen- und S i cherheitspol it ik,  s .  

GASP 
Gemeinschaft U nabhängiger Staaten, 

s .  GUS 
Georgien 57 ,  89 ,  1 45 ,  278 ,  529 
G ET 340 
Ghana 206, 530 
Gleichstel lung von M ann und Frau 78 ,  

446 
Golfkooperat ionsrat, s. GCC 
Grenada 531 
Grenzübergänge 459 
- verträge 459 
Griechenland 1 4 1 ,  402, 430, 531 
Großbritannien 8 ,  402, 430, 532 
Gruppe der 77  306 
- von Rio 240 
Guatemala 244, 535 
Guinea 535 
Guinea-B issau 536 
GUS 1 44, 1 54 
- H i l fe 1 62 
- Wirtschaftsgemeinschaft 1 50 
- Wirtschaftsunion 1 52 
Guyana 536 

7 1 2  

HABITAT 283 
H aiti 237 ,  245, 256,  27 5 ,  536 
Hei liger Stuhl 537 
H istorikerkommissionen 3 83 
H ochkom mi ssar für nationale M inder-

heiten 442 
- für Menschenrechte 1 7 1 , 248, 264, 444 
- für Flüchtlinge, s. U N H CR 
H onduras 245, 537 
H ongkong 224, 403 , 534 
H O NLEA 450 
H onorarkonsulate 478 
HOPE '87 450 
H orn von Afrika 207 
H u manitäre H i l fe 43 8 

I AEO 284, 357  
I B RD 1 59 ,  338  
I CAO 286 
ICN 282 
IDA 3 3 8  
I D B  347 
I D F  294 
I E A  3 67 
I FAD 348 
I FC 339  
I I ASA 392  
HC 347 
I KRK 438 
I LC 267 
I LO 287, 450 
Indien 23 1 ,  403 ,  538 
I ndonesien 230, 363 ,  404, 539 
Industriell er Entwicklu ngsfonds,  s. I D F  
I NTELSAT 466 
I ntermin isteriel le Arbe i tsgruppe für 

Asien 234 
I nter-Amerikanische E ntwick

l ungsbank, s .  I D B  
- I nvestitionsgesel lschaft, s .  I I C  
Internationale Arbeitsorganisation, s .  

I LO 
- Atomenergie-Organisation, s .  I AEO 
- B an k  für Wiederaufb au und 

Entwicklung, s .  I B RD 
- E nergieagentur, s .  I E A  
- Entwicklungsorgani s at ion,  s .  IDA 
- Ernährungskonferenz,  s .  I C N  
- Fernmeldeunion,  s .  I T U  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 727 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

- Fin anzkorporation, s .  I FC 
- Kambodscha-Konferenz 228 
- Konferenz zum Schutz der 

Kriegsopfer 445 
- Wanderungsorganisat ion,  s. 10M 
- Zivil l u ftfahrtorganisation, s .  ICAO 
I nternationaler Fonds für l andwirt-

schaft l i che  Entwicklung, s .  IF AD 
- Strafgeri chtshof 267 
- Suchtgiftkontrol lrat, s .  I NC B  
- Währungsfonds, s .  I W F  
I nternationales Drogenkontrol l 

programm ,  s .  UNDCP 
- H ande lsrecht der  VN,  s .  UNCITRAL 
- I nstitut für Angewandte System-

analyse, s .  I IASA 
- Komitee vom Roten Kreuz, s .  I KRK 
- Kriegsverbrechertribunal 279  
- Tropenholzhandelsabkommen, s .  

ITTA 
I NTERPOL 450 
I nvestit ionsförderung 33 
1 0 M  438 ,  439 
Irak 1 86 ,  277 ,  285 ,  46 1 ,  540 
I ran 1 88 ,  1 90, 404, 540 
I rl and  404, 541 
Is lamismus 1 90 
I s lan d  404, 542 
I srael 5 1 ,  1 96 ,  236,  26 1 ,  3 1 4, 404, 542 
Ital ien 405, 430, 459, 545 
I TTA 3 45 
ITU 287 
IWF 1 59 ,  336, 342 

Jamaika 548 
Japan 224, 407, 43 1 ,  548 
Jemen 1 89 ,  550 
Joint-Study-Programme 3 82 
- ventures i n  den Oststaaten 1 35 ,  1 63 
J ordanien 1 85 ,  1 99 , 408, 551 
Jugend 78 ,  3 88 ,  450 
- für Europa 3 8 8  
Jugoslawien, s .  Serbien u n d  Montenegro 
-, Expertenkommiss ion Kriegsver-

brechen i n  279 

Kambodscha 227,  27 1 ,  552 
Kamerun 552 
Kanada 23 8 ,  408, 552 

Kap Verde 205,  349 ,  554 
Karabach, s. Berg-Karabach 
Karibik 239 
Kärnten 1 1 2 
Kasachstan 153, 555  
Kaschmir 232  
Katar 556 
Katastrophenh i l fe der VN, s .  UN-DHA 
Kenia 209, 408, 556 
Kennzeichnungspflicht für Tropenholz 

230, 363 
Kernenergie 284 
Khmers Rouges 226 
Kinderhi lfswerk der VN, s .  U N IC E F  
Kirgisistan 153, 556 
Know··how-Transfer Center ( KTC) 1 63 
Kohäsionsfonds 48 
Kolumbien 240, 242, 306, 408, 557 
Komitee für die  friedl iche Nutzung des 

Weltraums,  s .  COPUOS 
- für I nternationale Sportb eziehungen 

39 1 
- zum Schutz nationaler Minderheiten 

440 
Konferenz der VN über U mwelt und 

Entwicklung, s .  UNCED 
- für S icherheit und  Zusammenarbeit in  

Europa, s .  KSZE 
Konfl iktverhütungszentrum ,  s .  C PC 
Kongo 206, 558 
Konsularfragen 455 
Konsularisches Korps 64 I 
Kontrol l regime  für strategische Güter, s .  

COCOM 
Konvention zur B ekämpfung der 

Wüstenbi ldung 362 
Korea, Republ ik  226, 333 ,  409, 558 
Kosovo 86,  1 4 1  
Kriminalität 452 
Kroatien 56, 1 4 1 , 270, 409, 43 1 , 434, 559 
Krsko 1 28 
KS E-Vertrag 97 
KSZE 6, 57, 8 1 , 95 ,  1 34, 1 47 ,  1 5 1 ,  1 54, 

1 90, 236 ,  239,  442 
-, Büro für demokratische I nstitutionen 

und M enschenrechte, s .  B D I M R  
- ,  Forum für S icherheitskooperation 

(FSK) 82, 9 5  
- ,  I nstitut ionen 8 3  

7 1 3  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)728 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

-, Langzeitmissionen 1 5 1  
-, Menschliche Dimension (MD) 92 
-, militärischer Bereich 95  
-, Parlamentarische Versammlung 94 
-, Sekretariat 83,  302 
-, Wirtschaftliche Dimension 93 
Kuba 242, 4 1 0, 561 
Kultur 375 
- abkommen 374, 3 88 
- institute 37 1 
- konvention 79 
Kulturel le Förderungen 39 1 
Kupon-Privatisierung 1 36 
Kuwait 1 89, 277, 46 1 ,  562 

Laos 563 
Lateinamerika 239, 342 
Leitungskomitee für Menschenrechte 

44 1 
Lektorenaustausch 384 
Lesotho 2 1 1 ,  563 
Lettland 55, 88, 563 
Libanon 1 86, 564 
Liberia 205, 255,  274, 564 
Libyen 1 93, 257, 275, 564 
Liechtenstein 49, 459, 565 
Lissaboner Protokoll 356  
Litauen 55 ,  59 ,  88,  1 28, 4 1 0, 566 
Literarische Veranstaltungen 376 
LODE 58  
Londoner Konferenz 1 38 
Luxemburg 4 1 0, 567 

Maastricht-Vertrag 3, 1 04, 3 1 0  
Macao 590 
M adagaskar 568 
Maghreb-Union, s. U M A  
Main-Donaukanal 1 32 
Malawi 2 1 1 ,  568 
Mal aysia 229, 363, 4 1 0, 568 
Malediven 569 
M al i  204, 569 
Malta 570 
Malteser Ritter Orden, Souveräner 570 
M arokko 1 93 ,  276, 4 1 0, 570 
Marshall -Inseln 571 
M auretanien 571 
Mauritius 572 

7 1 4  

Mazedonien 87, 1 00, 1 4 1 ,  1 59 , 258, 27 1 ,  
4 1 1 ,  572 

Medien 76, 464 
Menschenrechte 68, 1 67 ,  1 77 ,  242, 444 
Menschenrechts-Kontrol lmechanismus 

1 79 
- verletzungen 265 
Mercosur 24 1 
Mexiko 241 ,  333,  4 1 1 ,  43 1 ,  573 
MIGA 339 
Migration 434 
Mikronesien 574 
Minderheiten 60, 1 5 1 ,  265, 444 
- schutz 60, 69, 1 02, 1 74, 440 
Minsker Konferenz 90 
M INURSO 1 94 
Mohovce 1 28 
Moldau 57, 87, 1 00, 1 48, 1 50, 574 
Monaco 258,  575 
Mongolei 224, 575 
Montreal-Protokol l  340, 362 
Mosambik 2 1 1 ,  273, 349, 576 
MTCR 360 
Multilaterale I nvestitionsgarantie

Agentur, s. M I GA 
Musikalische Veranstaltungen 378 
Myanmar 229, 576 

Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion 1 42, 1 56 

NAFTA 235, 239, 308, 3 1 4 
Naher Osten 183, 1 96, 260, 3 1 4 
N ahost-Friedensprozeß 1 96, 236, 3 1 4 
NAKR 4, 238 
Namibia 2 1 0, 576 
Nationalrat 468 
NATO 3, 1 34, 23 8 
- Kooperationsrat, s. N AKR 
Nepal 232,  577 
Neuseeland 23 1 ,  577 
Neutralität 5, 28 
Newly Industrialized Economies, s. 

NIE  
Nicaragua 244, 349, 578 
Nichtweiterverbreitungsvertrag, s. NPT 
NIE 2 1 9, 3 1 6, 332 
Niederlande 4 1 1 ,  43 1 ,  578 
Niederösterreich 1 1 4 
Niger 206, 580 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 729 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

N igeria 206, 580 
Nonp rol i ferationsvertrag, s. N PT 
Nordafrika 190,  234 
Norwegen 4 1 1 ,  43 1 ,  58 1 
N PT 226,  272,  285 ,  357  
Nuclear Suppl iers Group (NSG) 3 59 
Nuklearwaffen 1 48 ,  356  

OAS 245 
OAU 209, 2 1 2  
Oberösterreich 1 1 6 
OOA 3 24, 348 
O E C O  1 59 ,  327 ,  330 
O FI O  350  
OIC 1 96 
Ökologie 362 
O man 44 1 ,  582 
O NU S A L  244 
OOSA 299 
O PEC 368 
- Fonds für I nternationale 

Entwicklung, s .  O FI O  
Open Skies, s .  Vertrag über den Offenen 

H immel 
operatives Kulturbudget 37 1 
O rganisation Afrikanischer Ei nhei t, s .  

OAU 
- Amerikani scher Staaten, s .  OAS 
- der I s lamischen Konferenz, s .  OIC 
- der VN für die industrie l le  

Entwicklung, s .  U N IOO 
- der  VN für E rziehung, Wissenschaft 

und  Kultur, s .  U N ESCO 
- Erdölexportierender Länder, s .  O PEC 
- für wi rtschaft l iche Zusammenarbeit 

und Entwicklung, s .  OECO 
Ostafrika  209 
Österreichbibl iotheken 37 1 ,  377 
Ö sterreichi sche Berufsvertretungsbe-

hörden 483 
Österreichischer Gemeindebund 1 24 
- Städtebund 1 23 ,  1 64 
Osterweiterung 55  
- h i l fe 1 57 , 324, 3 3 1 
- Ti mor- Frage 230 
Ost-West- Fonds 1 63 

Pakistan 232 ,  4 1 2, 582 
Paläst inenser 1 96 ,  276 

Panama 583 
Papua-N euguinea 23 1 ,  583 
Paraguay 240, 4 1 2, 584 
Pariser K lub 343 
- Verträge 227 
Parlament 468 
Partnerschaft für den Frieden 4, 1 3 5 , 23 8 
Personal vertretung 489 
Peru 242, 4 1 2, 584 
Petersberg- Erklärung 6 
PHARE 1 59 
Phi l ippinen 585 
PLO 185,  1 97 ,  236 
Polen 5 1 , 1 33 , 3 1 0, 4 1 2, 43 1 , 585 
Polisario 1 94, 276 
Pompidou-Gruppe 8 1  
Portugal 7 , 4 1 5 , 43 1 , 588 
Punjab 232 

Raketentechnologie-Kontrol l regime, s .  
MTC R 

Rat für Auswärtige Angelegenheiten 473 
Reform der Menschenrechts- Kontrol l -

mechanismen 1 78 
Rhein-Zentralkommission 1 32 
Rohstoffabkommen 345 
Ruanda 209, 274, 349, 590 
Rubel-Zone 1 55 
Rumänien 23 ,  5 I ,  1 0 1 , 3 1 0, 4 1 6, 43 1 , 590 
Rundfunkfäl le  446 
Rußland 1 7, 24, 56,  9 1 ,  1 00, 1 28 ,  142, 

1 62 , 236, 324, 333 , 4 1 6, 43 1 , 59 1 
Rüstungskontro l le  355 

SAARC 222 
Salzburg I 1 8  
Sambia 2 1 1 ,  594 
Samoa 594 
San Marino 594 
Sandschak 86  
Sanktionen 1 3 1 ,  254  
- komitee des  VN-S R 1 86 
Sanktionsunterstützungsmiss ionen 87  
Säo Tome und Principe 595 
Saudi-Arabien 1 89 ,  4 1 6, 595 
Schengener Prozeß 4 1  
Schubabkommen 456 
Schuldenproblematik 336, 342 

7 1 5  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)730 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

Schutz nationaler Minderheiten 60, 1 77, 
1 80 

Schweden 4 1 7, 432, 596 
Schweiz 49, 1 28, 4 1 7, 459, 597 
Senegal 4 1 7, 599 
Serbien und Montenegro 86, 87, 1 3 1 ,  

1 39, 254, 434, 600 
-, Embargo 1 39 
Seychellen 602 
Sicherheitsnachbarschaft 5 
Sichtvermerksangelegenheiten 457 
Sierra Leone 206, 602 
Simbabwe 2 1 0, 429, 602 
Singapur 603 
Slowakei 22, 5 1 ,  54, 1 00, 1 28, 1 59, 3 1 0, 

4 1 8 , 432, 603 
Slowenien 23, 5 1 ,  59, 1 28, 1 42, 4 1 9, 432, 

443 , 605 
Somalia 209, 236, 252, 272, 606 
Sondertagung des Europäischen Rats 9 
Sostanj 1 28 
Sozialpolitik 448 
Spanien 420, 432, 607 
Spezialorganisationen der VN 28 1 
Sport 39 1 
Sprachassistenten 385 
Sri Lanka 609 
Ständige Konferenz der Gemeinden und 

Regionen Europas, s .  StKGRE 
START-Verträge 1 50, 356 
Statut 477, 489 
Steiermark 1 1 9 
Stipendienaustausch 385 
StKGRE 65 
Studienzentren im Ausland 383 
Stützungsmaßnahmen 328 
St. Vincent und die Grenadinen 595 
Subsidiarität 15, 1 07 
Subventionslehrer 386 
Suchtgiftmißbrauch 450 
Südafrika 1 8, 2 1 1 , 258, 260, 274, 420, 609 
Sudan 207, 610 
Südasiatische Assoziation für regionale 

Zusammenarbeit, s .  SAARC 
Südliches Afrika 2 1 0  
Südossetien 89 
Südpazifisches Forum (SPF) 222 
Südtirol 99 
Suriname 6 1 1  

7 1 6  

Swasi land 2 1 1 ,  61 1 
Syrien 1 99, 420, 6 1 1  
System kollektiver Sicherheit 1 56 

Tadschikistan 89, 1 45,  153, 278, 6 1 2  
Taef- Kalenders 1 86 
Taiwan 223 
Tansania 209, 613  
Temelin 1 26 
Terrorismus 452 
Thailand 228, 42 1 ,  613 
TH EMIS 58 
Tirol 1 1 9 
Togo 206, 614 
Transitabkommen 1 29 
Transkaukasische Republiken 1 45, 152 
Transnistrien 1 48 
Treffen von Friedensnobelpreisträgern 

1 72 
TREVI-Gruppe 1 9, 452 
Trinidad und Tobago 614 
Tropenholzhandelsabkommen, s. ITT A 
Tschad 614 
Tschechische Republik 22,  5 1 ,  54, 1 00, 

1 26, 1 33,  1 59, 3 1 0, 42 1 , 432, 459, 615 
Tunesien 1 93 ,  422, 617 
Türkei 5 1 ,  422, 432, 618 
Turkmenistan 1 53 ,  620 

Übereinkommen über das Verbot biolo
gischer Waffen 358 

- über ein umfassendes Verbot 
chemischer Waffen 358  

- zum Schutz der  biologischen Vielfalt 
362 

- zum Schutz des Kultur- und Natur
erbes der Welt 29 1 

- zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
363 

- zur Regelung des Walfangs 363 
UdSSR- Nachfolgestaaten 1 42, 1 56 
Uganda 209, 349, 423, 620 
Ukraine 57, 1 0 1 , 1 28, 148, 278, 423 , 62 1 
UMA 1 95 
Umwelt 1 64, 340 
- schutz 80, 1 24, 1 3 1 , 3 3 1 , 362 
UNAM I R  203, 209 
UNAVEM 2 1 0  
UNCC 1 87, 46 1 

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 731 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

U NC E D  247,  263 , 28 1 ,  362 
U N C I TRAL 267 
U NCTAD 344 
U N D C P  299, 450 
U N- D H A  288, 43 8 
U N D P  288 
U N D RO, s. U N-DHA 
U N E P  340 
U N ESCO 289 
U N FPA 292 
U ngarn 5 1 ,  3 1 0 , 424, 432, 460, 622 
U NG C I  1 8 7 
U N H C R  1 59,  292, 434 
U N I C E F  293 
U N I DO 293 
U N I K O M  1 87 
U niversel l e  Zusammenarbeit 648 
U niversitäts lehreraustausch 3 8 1 
- partnerschaften 382  
U N O M I L  203 , 205 
U NO M O S  2 1 1 
U N O M U R  209 
U NOSOM 11  252 
U NOV 265, 266, 297 
U N PRO FO R 268 
U N RWA 260. 3 0 1  
U NSCOM 1 8 7 
UNTAC 227 ,  252 
U N U  294 
U PU 295 
U ruguay 426, 624 
- Runde 325 
U SA 1 96. 223 , 227 ,  234, 426, 43 2 
Usbekistan 1 53 ,  625 

Vance-Owen- Pl an 1 7 3 ,  269 
Vance- Plan 1 4 1  
Vanuatu 625 
Venezue la  239 ,  242, 429, 626 
Vere inigte Arabische Emirate 1 90, 626 
- Staaten von Amerika 627 
Vere inte Nat ionen,  s. VN 
Versammlung  der Regionen Europas, s .  

VRE 
Vertrag über  den  Offenen H immel 97 
- über konventionel l e  Streitkräfte in 

E uropa, s .  KSE 
Vertragsübersi cht 656  
Videoverle ih 380  

Vietnam 226, 633 
Visegnld-Kooperat ion 1 3 5 ,  1 5 8 
- Staaten 3 1 1 
VN 94, 1 3 8 , 2 1 6, 247 

-', Budget 265 
-, Büro in Wi en, s .  U N OV 
-,  Büro für Weltraum umfragen ,  s .  

OOSA 
-, Drogenkontro l lprogramm, s .  

U NDCP 
-,  Entwick lungsprogramm, s .  U N DP 
-, Generalversammlung 258  
-, Hi lfswerk für Palästi naflüchtl i nge, s .  

U NWRA 
-, Kompensationskommiss ion ,  s.  

U NCC 
- M enschen rechtskommiss ion 1 88 ,  445 
-, Restrukturierung 299 
-, Sicherheitsrat 267 
-, Suchtgi ftkom miss ion,  s. C N D  
-, Tätigke itsberi cht 258 
-, U mweltprogramm, s. U N E P  
- Universität, s .  U N U  
- Völkerrechtskommiss ion ,  s .  I LC 
Vojvodina 86 
Vol ksgruppen 442 
Vorarlberg 1 2 1  

VRE 1 05,  1 1 1  

Wanderungsbewegungen, s .  M igration 
Weltbank 1 62 ,  3 36, 3 3 7  
- bevölkerungskonferenz 263 , 292 
- frauenkonferenz 79 ,  264, 447 
- gesundheitsorgani sation ,  s. WHO 
- handel sorgan i sati on, s .  WTO 
.. handels- und Entwickl ungskonferenz 

der VN, s .  U NCTAD 
Weltkonferenz über Menschenrechte 

der VN 1 67.  247 
-, Aktionsprogramm 1 7 1  
-, Schlußdokument 1 69 
Wel torganisat ion für ge ist iges 

Eigentum,  s. WI PO 
- organ isati on  für Meteorologie, s .  

W M O  
- organi sat ion  für Tou ri smus  ( WTO) 

297 
- postverein ,  s .  U PU 
- sozialbericht 448 

7 1 7  

III-179 der Beilagen XVIII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)732 von 734

www.parlament.gv.at



Sachindex 

- wirtschaft 307, 3 1 1 
- wirtschaftsgipfel 1 58 ,  324, 333,  343 
Westafrika 204 
Westeuropäische Union, s. WEU 
Westsahara 1 94, 276 
WEU 5, 1 8  
WHO 295, 450 
Wien 1 22 
Wiener Erklärung 1 70, 1 74, 44 1 
- Gruppe 77, 434 
WIPO 296 
Wirtschafts- und Sozialrat der VN, s .  

ECOSOC 
- kommission der VN für Europa, s .  

ECE 
Wirtschafts- und Währungsunion, s .  

WWU 
- union 1 54 
Wissenschaft 380 
Wissenschaftlich-technische Zusam-

menarbeit 382 
WMO 296, 395 
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JAHRBUCH DER 
ÖSTERREICHISCHEN AUSSEN�OLlTIK 1 993 
• Wichtige internationale Entwicklungen im Jahre 1 993 

• Die österreichische Außenpol iti k 

• Europäische Integ ration : 
Wohin g i n g  die E G  1 993? - Fortschritte und Probleme der 
Verwirkl ichung des Maastricht-Vertrages - B i n nenmarkt -
Österreichische Motive einer EU-Mitgl iedschaft - Verlauf 
der Beitrittsverha n d lungen - Österreichische Haltu ng zu 
Schengen - Gemeinsame Au ßen- und Sicherheitspol it ik -
Gemeinsame Agrarpol itik 

• Nachbarschaftspol itik 

• Schwerpunkte : 

• -Eu ropäische U nion 
• Wien als Treffpu nkt zur Weiterentwicklung der Men

schenrechte : 
Weltkonferenz der Vereinten Nationen ü ber Menschen
rechte - Europaratsgipfel - Christl ich-Islamische Dia
logkonferenz 

• Entwicklungen in Zentral- und Osteuropa sowie in den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen UdSSR 

• Verbesseru ngen des i nternationalen Schutzes der Men
schenrechte u nd der M i nderheiten 

• - Österreich in  Zahlen und i m  i nternationalen Vergleich 
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